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Vorwort. 


Seit  dem  Erlasse  des  preussischen  Berggesetzes  ist  das 
Studium  des  Bergrechtes  in  einem  stetigen  und  erfreulichen 
Aufschwünge  begriffen.  Der  Zustand  unserer  Gesetzgebung 
erschwert  nicht  mehr  wie  früher  durch  eine  Ueberzahl  provin- 
zieller Ausnahmen  und  durch  zerstückelte  Novellen  das  Ein- 
dringen in  ein  Rechtsgebiet,  welches  dem  nicht  fachkundigen 
Juristen  und  Laien  ohnehin  grosse  Schwierigkeiten  bietet.  Der 
Codification  unseres  Bergrechtes  ist  auch  bald  eine  grössere 
Zahl  von  Bearbeitungen  in  der  Form  von  Commentaren  gefolgt 
und  ausserdem  sind  zahlreiche  Arbeiten  über  einzelne  Fragen 
namentlich  durch  die  von  Brassert  und  Achenbach  her- 
ausgegebene Zeitschrift  für  Bergrecht  veröffentlicht  worden,  so 
dass  die  bergrechtliche  Literatur  gegenwärtig  ebenso  reich- 
haltig ist,  als  sie  noch  vor  zwei  Jahrzehnten  vernachlässigt 
und  an  neuen  Schöpfungen  arm  zu  nennen  war.  Eine  syste- 
matische Darstellung  des  preussischen  Bergrechtes  ist  jedoch 
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bisher  noch  vermisst  worden,  obgleich  das  Bedürfniss  nach 
einem  solchen  Lehrbuche  gewiss  von  allen  denen  empfunden 
wurde,  welche  nicht  mit  einer  bereits  erworbenen  Kenntniss 
des  bergrechtlichen  Systems  an  das  Studium  des  neuen  Ge- 
setzes und  seiner  Bearbeitungen  gehen  konnten. 

Die  älteren  Lehrbücher  des  deutschen  Bergrechts,  welche 
die  Aufgabe,  den  nicht  fachkundigen  Leser  mit  den  Eigen- 
thiimlichkeiten  des  Bergbaues  und  des  Bergrechtes  vertraut 
zu  machen,  zum  Theil  in  vorzüglicher  Weise  lösten  — ich 
nenne  nur  Hertwig’s  Bergbuch,  Hake' s Commentar  über 
das  Bergrecht  und  Karsten" s Bergrechtslehre  — sind  im 
Buchhandel  vergriffen  und  zum  grossen  Theil  veraltet. 

Das  vorliegende  Lehrbuch  soll  in  ähnlicher  Weise  dazu 
dienen,  das  Studium  des  Bergrechtes  von  den  Schwierigkeiten 
zu  befreien,  welche  in  der  Natur  und  in  dem  Gegenstände 
dieses  Spezialrechtes  begründet  sind,  und  dasselbe  so  auch 
dem  nicht  fachkundigen  Juristen  und  Laien  zugänglich  ma- 
chen. Der  Verfasser  hat  jedoch  darauf  verzichtet,  ausführliche 
Erläuterungen  über  die  technischen  Begriffe  und  die  Kunst- 
ausdrücke des  Bergbaues  einzuflechten,  da  er  glaubte,  den 

Zweck  der  Verständlichkeit  auch  ohne  solche  Abhandlungen 

% 

über  technische  Gegenstände  zu  erreichen.  Für  diejenigen 
Leser,  welche  eine  eingehendere  Belehrung  über  dieselben  zu 
erhalten  wünschen,  darf  auf  Veitlrs  Bergmännisches  Wörter- 
buch und  auf  Lottner’s  Bergbau-  und  Hüttenkunde  (in  Bae- 
dekers gesammten  Naturwissenschaften)  verwiesen  werden. 

Der  Verfasser  hat  ferner  nicht  das  gemeine  deutsche 
Bergrecht,  sondern  das  preussische  Bergrecht  zum  Gegen- 
stände seiner  Darstellung  gewählt,  weil  ein  gemeines  deutsches 
Bergrecht  in  Folge  der  Godification  des  preussischen , sächsi- 
schen und  österreichischen  Bergrechtes  nicht  mehr  besteht. 
Ein  Lehrbuch,  welches  die  wesentlich  verschiedenen  Systeme 
dieser  drei  Gesetzgebungen  gleichmässig  zur  Darstellung  brin- 
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gen  wollte,  würde  den  systematischen  Zusammenhang  ein- 
büssen.  Das  preussische  Bergrecht,  welches  bereits  von  der 
Mehrzahl  der  übrigen  bergbautreibenden  Staaten  Deutschlands 
mit  geringen  Abänderungen  angenommen  ist,  wird  aber  ohne  ■ 
Zweifel  die  Geltung  als  gemeines  Bergrecht  erlangen,  die  es 
innerhalb  seines  Kreises  schon  in  weit  grösserem  Masse  als 
das  frühere  gemeine  Bergrecht  besitzt. 

Die  Aenderungen,  mit  welchen  das  preussische  Berggesetz 
in  Baiern,  Braunschweig,  Sachsen-Gotha  und  Meiningen  ange- 
nommen ist,  sind  bei  der  Darstellung  vollständig  berücksich- 
tigt. Ebenso  sind  die  Abweichungen  des  sächsischen  und  des 
österreichischen  Berggesetzes  überall  da  angegeben,  wo  diese 
Gesetze  mit  dem  preusischen  Bergrechte  auf  gleichen  Grund- 
lagen beruhen,  während  für  die  nach  ganz  verschiedenen 
Grundanschauungen  geregelten  Materien  des  Schürfrechtes  und 
der  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums  auf  jene  Gesetze  selbst 
und  auf  die  österreichischen  Lehrbücher  verwiesen  werden  muss. 

Der  Verfasser  war  bemüht,  dasjenige  Recht  zur  Dar- 
stellung zu  bringen,  welches  in  der  bisherigen  Rechtsanwendung 
übereinstimmend  angenommen  ist,  und  das  Mass  der  unver- 
meidlichen Controversen  soviel  thunlich  zu  beschränken.  Er 
hat  deshalb  in  manchen  Fragen  die  von  ihm  früher  vertretene 
Ansicht  gegen  die  durch  Entscheidungen  der  höchsten  Instanzen 
fixirte  Auslegung  des  Gesetzes  zurücktreten  lassen.  Ebenso 
entschieden  musste  er  aber  auch  dem  neuerdings  unter  einem 
in  der  Literatur  des  preussischen  Rechtes  altberühmten  Namen 
gemachten  Versuche,  die  feststehenden  und  allgemein  ange- 
nommenen Grundsätze  des  preussischen  Bergrechtes  durch 
unhaltbare  Zweifel  zu  erschüttern,  entgegen  treten. 

Auch  ein  flüchtiger  Ueberblick  über  das  vorliegende  Buch 
wird  zeigen,  dass  ohnehin  das  Bergrecht  noch  immer  an  schwie- 
rigen Fragen  reich  ist,  dass  neben  dem  in  dem  allgemeinen 
Berggesetze  in  mustergültiger  Form  eodificirten  Rechtsstoffe 
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noch  weite  Gebiete  bestehen,  auf  welchen  das  ältere  Bergrecht 
in  ausgedehnter  praktischer  Geltung  verbleibt,  dass  endlich  die 
neuere  Gesetzgebung,  so  namentlich  die  neue  Gewerbeordnung 
bereits  vielfach  umgestaltend  in  den  Zusammenhang  des  all- 
gemeinen Berggesetzes  eingegriffen  hat.  Es  bedarf  daher,  wie 
auf  jedem  Rechtsgebiete , so  namentlich  auf  demjenigen  des 
Bergrechtes,  der  unausgesetzten  Arbeit,  um  die  einheitliche 
und  zusammenhängende  Kenntniss  des  geltenden  Rechtes  le- 
bendig zu  erhalteu,  und  zu  dieser  Arbeit  beizutragen,  ist  der 
Zweck  des  vorliegenden  Buches. 
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§.  1.  Der  Ursprung  der  Bergbaufreiheit. 

(320—1260.) 

Der  Bergbau  hat  sich  in  Deutschland  seit  vielen  Jahr- 
hunderten als  ein  selbständiger  Zweig  von  den  übrigen  Boden- 
nutzungen abgesondert.  Er  wird  weder  in  denselben  Grenzen 
noch  von  denselben  Personen  betrieben,  wie  der  Landbau. 
Diese  Trennung  ist  mit  den  Anfängen  eines  kunstgerechten 
Bergbaues  entstanden  uud  beruht  nicht  auf  einer  willkürlichen 
Satzung,  sondern  auf  innerer  Noth wendigkeit.  Der  Bergbau 
ist  das  einzige  Gewerbe,  welches  nicht  an  der  Oberfläche  der 
Erde  haftet,  sondern  seine  Thätigkeit  in  das  Innere  der  Erd- 
rinde erstreckt.  Die  zufälligen  Grenzen,  welche  die  Configuration 
der  Oberfläche  und  der  Verkehr  dem  Grundeigenthume  gegeben 
haben,  können  nicht  wohl  die  Grenzen  für  die  Ausdehnung  des 
unterirdischen  Bergbaues  abgeben.  Au  einem  Punkte  in  das 
Innere  eingedrungen  findet  er  seine  Schranken  nur  in  der  Er- 
streckung der  unterirdischen  Lagerstätten.  Die  Lagerstätten 
der  bergmännisch  nutzbaren  Mineralien  sind  daher  aus  dem 
Rechte  des  Grundeigenthümers  ausgeschieden  und  zum  Gegen- 
stände eines  Bergwerkseigenthumes  von  selbständigem  Inhalte 
und  mit  selbständiger  Begrenzung  geworden.  Auf  dieser  Unab- 
hängigkeit des  Bergbaurechtes  von  dem  Grundeigenthum  beruht 
die  Existenz  eines  von  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Rechte 
unterschiedenen  Bergrechtes.  Wo  diese  Trennung  nicht  besteht, 
wo  der  Grundeigentümer  das  ausschliessliche  Recht  zur  Ge- 
winnung der  in  seinem  Grund  und  Boden  enthaltenen  Mineralien 
besitzt,  da  kann  von  eigenthümlichen  auf  den  Bergbau  bezüg- 
lichen Rechtsnormen  nicht  die  Rede  sein.  Der  Bergbau  auf 
solche  Mineralien,  welche  wie  das  Eisenerz  in  Schlesien  der 
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Benutzung  des  Grundeigentümers  überlassen  sind  — auch 
wenn  er  vom  technischen  Standpunkte  aus  dem  übrigen  Berg- 
bau völlig  gleichartig  ist  — ist  doch  in  rechtlicher  Beziehung 
völlig  davon  verschieden,  weil  er  eine  blosse  Nutzung  des 
Grundeigenthums  bildet  und  als  solche  nach  den  Regeln  des 
bürgerlichen  Rechts  zu  beurtheilen  ist.  Ein  solcher  Bergbau 
kann  zwar  mit  Rücksicht  auf  seine  technische  Gleichartig- 
keit Gegenstand  bergpolizeilicher  Vorschriften,  nicht  aber  Ge- 
genstand des  Bergrechtes  sein. 

Die  Grundlage  des  Bergrechtes  besteht  also  in  einer  Ein- 
schränkung des  Grundeigenthums  vermöge  deren  die  Lager- 
stätten gewisser  Mineralien  der  Disposition  des  Grundeigenthü- 
mers entzogen  und  als  herrenlose  Sachen  der  Occupation 
preisgegeben  sind  (Bergbaufreiheit). 

Das  Rechtsinstitut  der  Bergbaufreiheit  ist  deutschen  Ur- 
sprungs. Im  griechischen  und  römischen  Alterthume  war  das 
Recht  zum  Bergbau  mit  dem  Grundeigenthüme,  da  wo  dieses 
zu  vollen  Rechten  besessen  wurde,  verbunden.  In  den  erober- 
ten Ländern,  wo  der  Staat  kraft  des  Rechtes  der  Eroberung 
als  der  alleinige  Grundeigentümer  galt,  und  den  Privaten 
nur  Besitzrechte  am  Grund  und  Boden  zugeschrieben  wurden, 
war  die  Nutzung  des  Bergbaus  häufig  dem  Staate  Vorbehalten. 
Die  Silbergruben  von  Laurion  und  die  thracischen  Goldberg- 
werke, welche  eine  reiche  Finanzquelle  des  atheniensischen 
Staates  bildeten,  waren  an  Private  gegen  einen  Antheil  am 
Roherträge  (*/»<)  in  Erbpacht  gegeben1).  Eine  fiüchtige  Aehn- 
lichkeit  zwischen  diesem  Pachtverhältnisse  und  der  mit  dem 
Zehnten  belasteten  Bergwerksverleihung  des  deutschen  Rechtes 
und  die  Erwähnung  besonderer  Gesetze  und  Behörden  über 
Bergwerksangelegenheiten  bei  Demosthenes  in  der  Rede  wider 
Pantänetus  hat  zu  der  ganz  unbegründeten  Vermuthung  Ver- 
anlassung gegeben,  dass  das  deutsche  Bergrecht  aus  einer  wie 
immer  vermittelten  Aneignung  des  griechischen  oder  des  thra- 
cischen Bergrechtes  hervorgegangen  sei2). 

1)  Bockh,  Staatshaushalt  der  Athener  I 332.  420  ff.  Abhand- 
lungen der  Akademie  der  Wissenschaften  1815.  Mistor.  - philolog. 
Klasse  p.  85. 

2)  Klotzseh,  Ursprung  der  Bergwerke  in  Sachsen  Art.  VII  u. 
VIII.  — Hingenau,  Bergreohtslehre  S.  69. 
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Im  römischen  Recht  galt  bis  zum  vierten  Jahrhundert 
unsrer  Zeitrechnung  das  unbeschränkte  Recht  des  Grundeigen- 
thümers  in  Bezug  auf  jede  Art  des  Bergbaues,  wie  dies  in  den 
Pandekten  au  verschiedenen  Stellen  anerkannt  wird1).  Aus 
dem  vierteil  Jahrhundert  sind  uns  dagegen  einige  Kaisergesetze 
erhalten,  welche  eine  gesetzliche  Einschränkung  des  Grund- 
eigenthums in  Bezug  auf  den  Bergbau  und  gewissermassen  den 
Keim  der  Bergbaufreiheit  enthalten.  Diese  Gesetze  finden  sich 
im  Codex  Theodosianus  oder  in  der  vom  Kaiser  Theodosius 
dem  Jüngeren  im  Jahre  438  veranstalteten  Sammlung  kaiser- 
licher Edicte  und  zwar  im  neunzehnten  Titel  des  zehnten  Buches, 
welcher  von  den  Bergwerken  und  Bergleuten  (de  metallis  et 
metallariis)  handelt.  Sie  beziehen  sich  zumeist  auf  die  Mar- 
morgewinnung, die  ja  in  der  Römischen  Kaiserzeit  eine  unge- 
meine Bedeutung  hatte,  wie  uns  noch  jüngst  die  Entdeckung 
der  verschütteten  Marmorniederlagen  an  dem  alten  Tiber- 
Emporium  bewiesen  hat.  Doch  lassen  sich  die  gebrauchten 
Ausdrücke  auch  auf  andere  Bergwerke  (metalla)  und  auf  den 
Abbau  von  Erzgängen  (cauies,  venae  saxorum ) beziehen.  Die 
erste  dieser  Verordnungen,  ein  Rescript  Constantius  an  den 
Rentmeister  der  Provinz  Afrika  (320)  gestattete  allen  Bergbau- 
lustigen aus  irgend  welchen  Bergwerken  Marmor  zu  gewinnen, 
zu  verarbeiten  und  zu  verkaufen.  Julian  dehnte  im  Jahre  363 
diese  Verordnung  auf  den  ganzen  Orient  aus. 

Wenn  diese  Verordnungen  in  ihrer  unbestimmten  Fassung 
Zweifel  darüber  bestehen  lassen,  ob  der  Gesetzgeber  eine  gesetz- 
liche Einschränkung  des  Privateigenthums  zu  Gunsten  der  freien 
Marmorgewinnung  beabsichtigte  oder  ob  es  sich  etwa  nur  um  die 
Aufhebung  eines  unbekannten  Verbotes  des  Privatbergbaues 
handelte,  so  entscheiden  zwei  weitere  Verordnungen  aus  den 
Jahren  382  und  393  auf  das  Bestimmteste  für  die  erste  An- 
nahme. Im  Jahre  382  verordnen  nämlich  die  Kaiser  Gratian, 
Valentinian  und  Theodosius,  dass  jeder,  der  auf  fremdem  Grund 
und  Boden  Marmorlager  mit  kunstgerechtem  Bergbau  verfolgt, 
den  Zehnten  an  den  Fiscus  und  an  den  Grundeigenthümer 
zahlen  soll,  während  der  übrige  Ertrag  seiner  Verfügung  an- 


1)  L.  7 §.  14  I).  soluto  matrimonio  (24.  3).  — L.  13  5.  6 de 

usufr.  et  quemadmodum  (7.  1). 
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heimfällt.  Im  Jahre  393  endlich  erliessen  die  Kaiser  Theodo- 
sius,  Arcadius  und  Honorius  ein  Verbot  gegen  den  Missbrauch 
des  Rechtes  zum  Schürfen  auf  fremdem  Grund  und  Boden, 
welches  beweist,  dass  ein  solches  Recht  in  fast  unbeschränk- 
tem Umfange  geübt  wurde. 

Die  angeführte  Verordnung,  welche  den  Schürfern  unter- 
sagte, die  Fundamente  der  Gebäude  zu  unterfahren,  findet  sich 
noch  in  das  westgothische  Gesetzbuch  Alarich  II.  vom  Jahre  506, 
das  sogenannte  Breviarium  Alaricianum  aufgenommen,  so  dass 
durch  zwei  Jahrhunderte  in  den  beiden  Hälften  des  römischen 
Reiches  von  Macedonien  und  Afrika  bis  nach  Frankreich  eine 
gesetzliche  Einschränkung  des  Grundeigenthums  zu  Gunsten 
des  freien  Schurfens  bestanden  hat. 

Allein  diese  Rechtsentwickelung  ist  nicht  bis  zur  ausge- 
bildeten Bergbaufreiheit  fortgeschritten.  Sie  hat  sich  nicht  zu 
der  Gestaltung  eines  selbständigen  und  eigentümlich  begrenz- 
ten Bergwerkseigenthums  erhoben.  Die  Schürffreiheit,  welche 
die  angeführten  Kaisergesetze  gewährten,  bestand  in  einer 
blossen  gesetzlichen  Einschränkung  des  Grundeigenthums,  die 
jeder  sich  zu  Nutzen  machen  konnte,  ohne  vorher  ein  Recht 
auf  die  Mineralgewinnung  zu  erwerben.  Sie  wurde  an  den 
einzelnen  Grundstücken  als  Legalservitut  ausgeübt,  ohne  dass 
ein  Grubenfeld  mit  eigener  Begrenzung  als  selbständiges  Rechts- 
object bestanden  hätte.  In  den  Justinianischen  Codex  vom  Jahre 
530  wurden  von  den  oben  angeführten  Gesetzen  des  Theodosiani- 
schen  Codex  uur  die  beiden  Verordnungen  aus  den  Jahren  382  und 
393  übernommen,  welche  die  Abgaben  vom  Bergbau  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  und  das  polizeiliche  Verbot  der  Unterfahrung 
fremder  Gebäude  betreffen  *).  Mit  welcher  Bedeutung  beide  Ver- 
ordnungen in  das  Justinianische  Gesetzbuch  übernommen  sind, 
erscheint  zweifelhaft,  da  in  zahlreichen  Pandectenstellen  das  aus- 
schliessliche Recht  des  Grundeigcnthümers  zur  Benutzung  der  in 
seinem  Grundstücke  befindlichen  Bergwerke  und  Steinbrüche  an- 
erkannt wird.  Es  liegt  daher  die  Vermuthung  nahe,  dass  die  im 
Ausgange  der  römischen  Kaiserzeit  begründete  Schürffreiheit 
schon  wieder  untergegangeu  war,  ehe  das  römische  Recht  durch 
Justinian  in  derjenigen  Gestalt  codificirt  wurde,  in  welcher  das- 

1)  1.  4.  1.  6 Cod.  de  nietallar.  et  metall.  (11.  G). 
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selbe  später  in  Deutschland  Aufnahme  gefunden  hat  und  dass 
die  angeführten  Gesetze  in  demjenigen  Zusammenhänge,  in 
welchem  sie  in  die  Justinianische  Sammlung  aufgenommen  sind, 
nur  eine  transitorische  Bedeutung  für  die  unter  der  früheren 
Gesetzgebung  auf  fremdem  Grund  und  Boden  eröffneten  Berg- 
werke behalten  haben1). 

Jedenfalls  hat  eine  Reception  der  Vorschriften  des  Ju- 
stinianischen Gesetzbuches  über  den  Bergbau  in  Deutschland 
nicht  stattgefunden.  Die  Bergbaufreiheit  hat  sich  vielmehr  in 
Deutschland  lange  vor  der  Reception  des  Römischen  Rechtes 
als  ein  allgemeines  Gewohnheitsrecht  entwickelt  und  die  An- 
fänge der  Bergbaufreiheit,  denen  wir  in  dem  letzten  Jahrhun- 
dert der  römischen  Kaiserzeit  begegnen,  sind  spurlos  und  ohne 
Einwirkung  auf  die  Entwickelung  des  deutschen  Bergrechtes 
vorübergegangen. 

Auch  in  Deutschland  finden  sich  die  Anfänge  der  Berg- 
baufreiheit erst  im  12.  Jahrhundert.  Es  ist  eine  anerkannte 
Thatsache.  dass  bis  zum  12.  Jahrhundert  die  Bergwerke  in 
Deutschland  als  Zubehörungen  des  Grundeigenthums  angesehen 
und  für  Rechnung  der  Grundeigentümer  bebaut  wurden.  Und 
diese  Zugehörigkeit  des  Bergbaues  zum  Grundbesitze  wird  noch 
im  13.  Jahrhundert  und  sogar  in  Bezug  auf  den  Silbererz- 
bergbau in  einer  der  wichtigsten  Aufzeichnungen  des  ältern 
deutschen  Rechtes  erwähnt,  nämlich  in  dem  Sachsenspiegel 
des  Magdeburger  Schöffen  Eike  von  Repgow  (Buch  II  Art.  35), 
nach  welchem  niemand  ohne  den  Willen  des  Grundbesitzers 
auf  fremdem  Gute  Silber  gewinnen  darf2). 

Schon  im  12.  und  13.  Jahrhundert  begegnen  wir  jedoch 


1)  Gleichwohl  nehmen  einige  Romanisten  wie  z.  B.  Vangcrow 
und  Arndt  8 auf  Grund  der  1.  4 u.  1.  6 Cod.  Justin,  de  metallar.  et 
mctall.  (11.6.)  eine  noch  bestehende  gesetzliche  Servitut  zu  Gunsten 
des  Bergbaues  auf  fremdem  Grund  und  Boden  an. 

2)  Die  angeführte  Stelle  des  Sachsenspiegels  ist  häufig  missver- 
standen worden,  indem  man  die  unmittelbar  vorhergehenden  Worte: 
*A1  sehat  under  der  erde  begraven  deper  den  ein  pfluch  ga,  die  hört 
to  der  Konigliken  gewalt«  auf  den  Bergbau  und  die  unterirdischen  Mi- 
neralschätzc  deutete,  statt  sie  ihrem  Wortlaute  nach  auf  den  vergra- 
benen Schatz  zu  beziehen.  Diese  Auslegung  kann  indoss  gegenwärtig 
als  beseitigt  angesohen  werden. 
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an  den  verschiedensten  Puncten  und  zwar  an  den  wichtigsten 
Puncten  des  deutschen  Bergbaues  localen  Gewohnheiten  von 
ganz  entgegengesetztem  Inhalte.  Wir  finden  in  der  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  die  Bergbaufreiheit  bereits  als  ein  weit  ver- 
breitetes Recht  in  Meissen,  Mähren  und  Niederungarn  und  es 
ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  schon  zu  Ende  desselben  Jahrhun- 
derts dieses  ursprünglich  locale  Gewohnheitsrecht  sich  zum  ge- 
meinen Rechte  in  Deutschland  ausgebildet  hatte. 

Die  Grundsätze  der  Bergbaufreiheit  entwickelten  sich 
zuerst  an  den  ältesten  Pflanzstätten  des  deutschen  Bergbaues, 
der  seit  dem  10.  Jahrhundert  in  Sachsen  und  Thüringen  auf- 
zublühen begann,  vielleicht  schon  mit  den  Anfängen  dieses 
Bergbaues,  denn  sie  treten  uns  in  den  ersten  Aufzeichnungen 
des  13.  Jahrhunderts  bereits  in  einer  sehr  entwickelten  Form 
entgegen,  die  auf  ein  hohes  Alter  schliessen  lässt.  Nach  die- 
sen Normeu,  wie  sie  uns  in  der  ältesten  vollständigen  Auf- 
zeichnung des  deutschen  Bergrechts  in  dem  Iglauer  Bergrechte 
vorliegen,  war  jeder  Bürger  der  Gemeinde  zum  Bergbau  be- 
rechtigt. Der  erste  Finder  war  berechtigt  die  Zumessung  eines 
bestimmten  Districts  zum  Bergwerksbetriebe  zu  verlangen.  Das 
Recht  auf  diesen  District  blieb  erhalten,  so  lange  die  Grube 
im  Betriebe  erhalten  wurde.  Die  Zumessung  und  die  Schlich- 
tung der  Streitigkeiten  erfolgte  durch  geschworene  Bürger. 
Der  Bergwerksbesitzer  musste  einen  Theil  des  Ertrages  zum 
Unterhalt  der  Geschworenen,  einen  andern  Theil  für  das  ge- 
meine Wesen  abgeben. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  ältesten  Normen 
des  deutschen  Bergrechtes  eine  nahe  Verwandtschaft  mit  der 
ältesten  Form  des  deutschen  Grundbesitzes,  der  Markgenos- 
senschaft zeigen.  Auch  nach  den  Regeln  dieses  Rechtsinstituts 
war  die  Mark  allen  Mitgliedern  der  Gemeinde  gemeinsam ; es 
existirte  daran  kein  gesondertes  Privateigenthum,  sondern  dem 
einzelnen  Bürger  wurde  jährlich  von  der  Genossenschaft  ein 
Stück  zur  Cultur  überwiesen,  von  welchem  er  einen  Theil  des 
Ertrages  an  die  Gemeinde  abgeben  musste.  Beim  Bergbau 
musste  natürlich  der  jährliche  Wechsel  der  Cultur  und  die 
gleiche  Vertheilung  an  alle  Genossen  wegfallen.  Es  musste 
der  freien  Entschliessung  des  Einzelnen  oder  vielmehr  der 
freien  Vereinigung  Mehrerer  überlassen  werden  — da  Berg- 
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werk  nicht  eines  einzelnen  Mannes  Thun  ist  — sich  geeignete 
Felder  zuin  Grubenbau  auszuwählen. 

Dieses  Gewohnheitsrecht  wanderte  mit  den  deutschen 
Bergleuten  aus  Sachsen  und  Meissen  nach  Böhmen,  Mähren 
und  Ungarn,  nach  Tyrol  und  Italien.  Die  deutschen  Bergleute 
nahmen  ihre  Gemeindeverfassung  und  ihr  Bergrecht  mit  in  die 
Colonien,  welche  sie  mitten  in  einer  romanischen  und  slavischen 
Bevölkerung  gründeten.  Sie  zeichneten  ihre  Gewohnheiten 
dort,  wo  die  Berührung  mit  fremdem  Hechte,  mit  fremder 
Sitte  und  Sprache  dies  nothwendig  erscheinen  liess,  in  deutscher 
oder  lateinischer  Sprache  auf  und  zwar  in  der  Regel  die  Stadt- 
rechte mit  dem  Bergrechte  in  einer  und  derselben  Urkunde. 
Sie  liessen  diese  Rechte  von  den  Landesherren  bestätigen  und 
nahmen  von  denselben  Bergrichter  oder  Urburer  an,  welche  in 
Gemeinschaft  mit  den  geschwornen  Bürgern  das  Theilen  und 
Richten  in  Bergwerkssachen  übernahmen.  Sie  bewilligten  den 
Landesherren  dieselbe  Abgabe,  welche  früher  der  Gemeinde 
bedungen  war,  sie  setzten  deshalb  die  Königslane  als  einen 
Antheil  am  Ertrage  des  Bergwerks  neben  die  Biirgerlane. 

So  verbreitete  sich  das  ursprünglich  locale  Bergrecht  mit 
dem  Bergbau  allmälig  über  das  ganze  deutsche  Land  und  die 
Grenzländer,  ebenso  wie  fast  um  dieselbe  Zeit  das  lübische 
Recht,  entstanden  aus  den  ursprünglich  ganz  localen  Willküren 
der  Kaufleute,  sich  aus  den  Städten  der  Hanse  über  ganz  Nord- 
deutschland und  die  Ostseeländer  verbreitete  und  das  alte 
deutsche  Recht  der  Gewere  durch  das  moderne  Recht  der  Mo- 
bilien und  des  Erwerbes  verdrängte. 

Die  älteste  Aufzeichnung  bergrechtlicher  Gewohnheiten  ist 
der  Bergwerks  vertrag  zwischen  Bischof  Albrecht 
von  Trient  und  den  Gewerken  daselbst  vom  24.  März 
1185.  In  Trient  wurde  im  12.  Jahrhundert  ein  lebhafter  Sil- 
berbergbau meist  von  eingewanderten  Deutschen  betrieben, 
deren  Namen  in  den  Bergwerksverträgen  von  1185  und  1208 
neben  denjenigen  der  einheimischen  lombardischen  Adelsge- 
schlechter flguriren  und  deren  bergmännische  Kunstausdrücke 
in  den  lateinischen  Text  der  Urkunden  verwebt  sind.  Mit  die-  - 
sen  Bergbautreibenden,  welche  argentarii  oder  silbrarii  oder 
auch  werchi  d.  h.  Gewerken  genannt  werden,  schloss  Bischof 
Albrecht  von  Trient  am  24.  März  1185  einen  Vertrag,  durch 
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welchen  jeder  Gewerke  (werehe),  jeder  Erzwäschcr  (wassar) 
und  jeder  Schmelzer  (smelzer)  sich  zu  einer  Abgabe  von  zwei 
Talenten  verpflichtete,  wogegen  ihnen  der  freie  Bergbau  ge- 
stattet wurde,  mit  der  Massgabe,  dass,  sobald  eine  Grube  in 
Ausbeute  komme,  eine  Abgabe  von  derselben  nach  besonderer 
Vereinigung  mit  dem  Bischof  entrichtet  werden  solle.  Den 
Bergleuten  wurde  Schutz  und  Freiheit  von  allen  Auflagen  zu- 
gesichert, wogegen  sie  versprachen,  den  Bischof  in  dringenden 
Verlegenheiten  durch  Vorschüsse  zu  unterstützen. 

Unter  Bischof  Friedrich  von  Trient  kam  dann  im  Jahre 
1208  die  erste  Aufzeichnung  der  Bergwerksgebräuche  zu  Stande, 
welche  von  den  Gewerken  und  andern  verständigen  Männern 
nach  gemeinem  Rathschlage  entworfen  und  von  dem  Bischöfe 
bestätigt  und  als  Gesetz  verkündet  wurden.  In  dieser  Auf- 
zeichnung und  in  einem  gleichzeitigen  Weisthume  der  Triden- 
tiner  Geschwornen  vom  Jahre  1213  finden  sich  bereits  mehrere 
der  im  späteren  deutschen  Bergrechte  anerkannten  Grundsätze 
und  Einrichtungen  vollständig  entwickelt  vor,  nämlich  ausser 
der  Bergbaufreiheit  selbst  die  Freifahrung  wegen  Nichtbetrie- 
bes, die  Caducirung  wegen  nicht  erlegter  Zubusse  und  das 
Erbstollenrecht  ‘). 

Bei  weitem ‘vollständiger  und  wichtiger  ist  die  Aufzeich- 
nung des  Bergrechtes  der  mährischen  Bergstadt  Iglau  aus  dem 
Jahre  1250,  welche  als  ein  Anhang  zu  dem  Stadtrechte  in  latei- 
nischer Sprache  abgefasst  ist.  Das  Iglauer  Bergrecht  hat 
durch  sechs  Jahrhunderte  als  Rechtsnorm  für  den  böhmischen  und 
mährischen  Bergbau  gegolten  und  ist  erst  durch  das  Oesterreichi- 
sche  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  ausser  Kraft  gesetzt  worden  *). 

Das  Schemnitzer  Bergrecht  ist  ebenfalls  als  ein 
Anhang  zu  dem  Stadtrechte  der  deutschen  Bergstadt  Schem- 
nitz  in  Niederungarn  in  deutscher  Sprache  aufgezeichnet  und 
zwar  unter  der  Regierung  König  Bela’s  IV.  (1235—1275).  Es 
stimmt  mit  dem  Iglauer  Bergrechte  von  Satz  zu  Satz  überein 
und  ist  unzweifelhaft  eine  Nachbildung  des  letzteren  8). 

1)  Vergl.  die  ausführlichere  Mittheilung  in  der  Einleitung  zu 
m.  Commentar  über  das  Allg.  Berggesetz  2.  Auf!.  S.  26  f. 

2)  Wenzel,  Handbuch  d.  Österreich.  Bergrechts  S.  163  ff. 

3)  Vergl.  Tomaschek,  Deutsches  Recht  in  Oesterreich  (Wien 
1859)  S.  97.  98.  S.  343—50. 


§.  1.  Der  Ursprung  der  Bergbaufreiheit.  9 

Das  Freiberger  Bergrecht  ist  nach  einer  alten  Auf- 
zeichung  aus  dem  dortigen  Rathsarchive  von  Klotzsch  (Ur- 
sprung der  Bergwerke  in  Sachsen.  Chemnitz  1764.  S.  250) 
mitgetheilt  worden.  Die  Zeit  der  Abfassung  ist  nicht  bekannt, 
doch  wurde  schon  im  Jahre  1255  der  Bergschöppenstuhl  in 
Freiberg  und  das  hergebrachte  Bergrecht  durch  Markgraf 
Heinrich  von  Meissen  bestätigt  und  es  ist  möglich,  dass  dieser 
Bestätigung  schon  eine  Aufzeichnung  des  Freiberger  Bergrech- 
tes zu  Grunde  gelegen  hat.  Sehon  die  Kulmische  Handfeste 
vom  Jahre  1232  verweist  übrigens  auf  das  ius  fribergense, 
wodurch  sowohl  das  hohe  Alter  als  auch  die  weite  Verbreitung 
dieses  Bergrechtes  bezeugt  wird. 

Die  Freiberger  Bergwerke  sollen  in  der  Mitte  des  12.  Jahr- 
hunderts durch  einwandernde  Bergleute  aus  Goslar  aufge- 
nommen sein  und  der  Silbererzbergbau  am  Rammeisberge  bei 
Goslar  blühte  nach  urkundlichen  Nachrichten  schon  zur  Zeit 
Otto’s  I.  um  das  Jahr  968.  Allein  die  Aufzeichnung  der 
Harzischen  Berggewohnheiten  fällt  in  eine  weit  spätere  Zeit, 
wahrscheinlich  in  das  14.  Jahrhundert.  Wenn  also,  wie  manche 
vermuthen,  eine  Uebertragung  des  Bergrechtes  aus  dem  Harze 
nach  dem  Erzgebirge  stattgefunden  hat,  so  ist  diese  Ueber- 
tragung wahrscheinlich  nicht  in  der  Gestalt  einer  schriftlichen 
Aufzeichnung,  sondern  in  den  im  Gedächtnisse  der  einwandern- 
den Bergleute  lebenden  Regeln,  in  der  Form  von  Rechtssprich- 
wörtern und  Weisthümern  erfolgt.  Die  Annahme  einer  solchen 
mündlichen  Ueberlieferung,  älter  als  jede  Aufzeichnung  der 
Bergrechte,  ist  am  meisten  geeignet  die  überraschende  Ueber- 
einstimmung  zwischen  den  ältesten  Aufzeichnungen  der  deut- 
schen Bergrechte  in  den  entlegensten  Gebieten,  zuweilen  fast 
wörtliche  zu  erklären.  Auch  in  Schlesien  finden  sich  schon  im 
13.  Jahrhundert  an  verschiedenen  Orten,  namentlich  in  Gold- 
berg und  Löwenberg  (um  1278)  bergrechtliche  Gewohnheiten 
für  den  dort  betriebenen  Goldbergbau  ausgebildet,  welche  eben- 
falls das  Recht  zum  freien  Schürfen  (ausser  wo  der  Pflug,  die 
Egge  und  die  Sense  geht),  die  Freifahrung  wegen  unterlasse- 
nen Betriebes  und  die  sonstigen  Regeln  der  Bergbaufreiheit 
enthalten  ’)• 


1)  Steinbeck,  Geschichte  d.  schlesisch.  Bergbaues.  Breslau.  1857. 
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Es  würde  sicher  vergeblich  sein  nach  einer  ältesten  deut- 
schen Aufzeichnung  des  Bergrechtes  zu  forschen,  in  welcher 
die  gemeinsame  Quelle  der  Bergrechte  des  13.  Jahrhunderts 
nachgewiesen  werden  könnte,  da  gerade  die  Aufzeichnung  dieser, 
Gewohnheitsrechte  höchst  wahrscheinlich  erst  durch  die  Aus- 
wanderung der  deutschen  Bergleute,  durch  die  Berührung  mit 
fremdem  Recht  und  Volksleben  und  durch  die  Trennung  von 
der  gemeinsamen  Heimath  veranlasst  worden  ist,  in  welcher 
jene  Rechte  ungeschrieben  iin  Gedächtnisse  Aller  lebten.  In 
den  Anfängen  des  staatlichen  Lebens  ist  die  gemeinsame  Volks- 
überzeugung, auf  welcher  alles  Recht  beruht,  noch  eine  un- 
mittelbare. Die  Rechtsregel  ist  jedem  Mitgliede  der  Volksge- 
meinde bekannt  und  der  Beweis  ihrer  Gültigkeit  besteht  nicht 
darin,  dass  sie  in  einem  bestimmten  Gesetzbuche  geschrieben 
steht,  sondern  lediglich  darin,  dass  sie  in  dem  Gedächtnisse 
und  in  der  Gewohnheit  das  Volkes  lebt.  Die  Rechtssätze  nehmen 
schon  in  diesem  Stadium  der  Rechtsbildung  häutig  eine  scharf 
ausgeprägte  und  bleibende  Form  des  Ausdrucks  an,  indem  sie 
dem  Gedächtnisse  in  der  Form  von  Sprichwörtern  oder  in  der 
Gestalt  von  Weisthümern  d.  h.  Aussprüchen  der  Schöffenge- 
richte über  einzelne  streitig  gewordene  Fragen  überliefert  wer- 
den. Später,  wenn  die  wachsende  Mannigfaltigkeit  der  Ver- 
kehrs Verhältnisse  diese  allgemeine  Bekanntschaft  mit  dem  gel- 
tenden Rechte  nicht  mehr  gestattet,  oder  wenn  die  Continuität 
der  Ueberlieferung  durch  andere  Ereignisse  wie  die  Auswande- 
rung in  ein  fremdes  Land  gefährdet  wird,  werden  die  Rechts- 
vorschriften in  dieser  überlieferten  Form  aufgezeichnet  und 
daraus  erklärt  sich,  dass  in  weit  entlegenen  Districten  und  in 
verschiedenen  Zeiträumen  Aufzeichnungen  gleichen  Inhaltes 
und  zum  Theil  von  gleichem  Wortlaute  über  das  deutsche 
Bergrecht  verfasst  werden  konnten. 

Alle  historischen  Ueberlieferungen  weisen  aber  mit  Sicher- 
heit auf  das  Sachsenland  als  .die  Wiege  der  Bergbaufreiheit  und 
des  deutschen  Bergrechtes  hin.  Sowohl  Iglau  als  Scheranitz 
waren  Kolon ieen  von  deutschen  Bergbautreibenden  und  Berg- 
leuten. Schemnitz  hat  wie  Kemnitz  seinen  Namen  voll  zwei 
gleichnamigen  Orten  an  der  Pleisse  im  sächsischen  Erzgebirge 
erhalten.  Das  Iglauer  Bergrecht  enthält  in  seinem  lateinischen 
Texte  ebenso  wie  die  Tridentiner  Bergwerksgebräuche  eine 
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grosse  Zahl  deutscher  Kunstausdrücke,  so  dass  nicht  daran  ge- 
zweifelt  werden  kann,  dass  der  Inhalt  dieser  Aufzeichnungen 
ebenso  wie  der  in  deutscher  Sprache  verfassten  Schemnitzer 
Bergrechte  deutsches  Recht  ist,  welches  von  deutschen  Kolo- 
nisten in  die  slavischen  und  romanischen  Grenzlande  übertra- 
gen wurde1). 


§.  2.  Die  Entstehung  des  Bergregals. 

(1158—1356.) 

Beinahe  gleichzeitig  mit  der  allgemeinen  Anerkennung 
der  Bergbaufreiheit  tritt  der  Anspruch  der  deutschen  Kaiser 
auf  das  Bergregal  auf.  Während  aber  die  Bergbaufreiheit  aus 
deutschem  Gewohnheitsrechte  erwachsen  war,  und  sich  durch 
die  Kraft  der  unmittelbaren  Rechtsüberzeugung  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  über  das  ganze  Land  verbreitet  hatte,  ging  das 
Bergregal  aus  den  Qctroyirungen  der  Kaiser  und  aus  den  Be- 
strebungen der  in  Italien  neu  erwachten  gelehrten  Jurisprudenz 
hervor,  welche  die  Stärkung  der  kaiserlichen  Macht  nach  dem 
Vorbilde  der  im  Corpus  iuris  überlieferten  kaiserlichen  Allge- 
walt begünstigte  und  die  hohen  staufischen  Kaiser  in  ihrem 
Kampfe  sowohl  mit  der  päpstlichen  Hierarchie  als  mit  der 
italienischen  Städtefreiheit  nachdrücklich  unterstützte. 

Als  Friedrich  Barbarossa  nach  der  Unterwerfung  von 
Mailand  im  Jahre  1158  einen  Reichstag  des  longobardischen 
Königreichs  nach  den  roncalischen  Feldern  berief,  beauftragte 
er,  wie  sein  Biograph  Radevicus  (nach  Andern  liagewin  ge- 
nannt) meldet2),  die  bologueser  Juristen  Bulgarus  undMartinus 
mit  der  Abfassung  eines  Gesetzes  über  die  Regalien,  welches 
demnächst  in  die  Sammlung  des  longobardischen  Lehnrechts 
(über  Feudorum  11  56)  aufgenommen  und  mit  diesem  in  das 
Corpus  iuris  übergegangen  ist. 

In  diesem  Reichstagsbeschlusse  werden  die  Silberbergwerke 
(argentariae)  neben  den  Einkünften  von  den  Salinen  als  Ge- 


% 1)  Eine  Uebertragung  des  deutschen  Bergrechtes  auf  italienischen 

' Boden  findet  sich  in  dem  Bergrechte  von  Massa  maritima  in  Toscana 
(vor  1273).  Vergl.  m.  Commentar  Einleitung  S.  31  f. 

2)  De  gestis  Friderici  I lib.  II  c.  5 
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genstände  des  Regals  aufgeführt.  Man  pflegte  denselben  bis 
in  die  neuere  Zeit  als  das  erste  Reichsgesetz  über  das  Berg- 
regal zu  bezeichnen,  wobei  indess  übersehen  wurde,  dass  der 
roncalische  Reichstagsbeschluss  kein  deutsches  Reichsgesetz  ist, 
sondern  ein  Gesetz  des  longobardiscken  Königreiches,  welches 
nichts  anderes  bezweckte,  als  die  Rechte  des  Kaisers  gegenüber 
den  lombardischen  Freistädten  festzusetzen.  Dieser  Beschluss 
ist  zwar  in  den  über  Feudorum  aufgenommen  und  mit  letzte- 
rem als  Bestandteil  des  Corpus  iuris  civilis  in  Deutschland 
recipirt  worden.  Allein  die  Reception  der  in  dem  Corpus  iuris 
vereinigten  Rechtsbücher  hat  sich  nur  auf  diejenigen  Materien 
erstreckt,  in  welchen  nicht  die  einheimische  deutsche  Rechts- 
bildung das  Uebergewicht  behauptet  hat,  wie  dies  unter  andern  - 
bei  dem  Bergrechte  unzweifelhaft  der  Fall  ist.  So  wenig  die 
Pandektenstellen,  die  dem  Grundeigentümer  das  Recht  zum 
Gold-  und  Silbererzbergbau  beilegen,  bei  uns  recipirt  sind  und 
das  deutsche  Bergrecht  verdrängt  haben,  ebensowenig  ist  dies 
mit  der  fraglichen  Stelle  des  über  Feudorum  über  das  Berg- 
regal der  Fall.  Es  fehlt  also  soviel  wie  olles  zu  der  behaup- 
teten Gültigkeit  des  roncalischen  Reichstagsbeschlusses  als  deut- 
sches Reichsgesetz  über  das  Bergregal.  Es  muss  vielmehr 
behauptet  werden,  dass  vor  der  goldenen  Bulle  kein  solches 
Reichsgesetz  zu  tinden  ist. 

Gleichwohl  ist  es  eine  geschichtlich  beglaubigte  Thatsache, 
dass  Friedrich  I.  im  Anschlüsse  an  den  roncalischen  Reichs- 
tagsbeschluss auch  in  Deutschland  das  Bergregal  in  Anspruch 
nahm.  Dies  wird  zunächst  bestätigt  durch  die  Verleihung  des 
Rechtes  zum  Bergbau  an  Bischof  Conrad  von  Trient  vom  Jahre 
1189.  In  Trient  wurde  nach  dem  oben  (S.  7)  angeführten 
Bergwerksvertrage  von  1 185  ein  freier  Bergbau  auf  Silber  ge- 
führt, von  welchem  der  Bischof  gewisse  Abgaben  erhob.  Fried- 
rich I.  nahm  diesen  Bergbau  als  kaiserliches  Regal  in  Anspruch 
und  zwang  den  Bischof  eine  Verleihung  darüber  von  ihm  an- 
zunehmen. In  den  Rechten  der  Tridentiner  Bergwerksunter- 
nehmer und  in  ihrem  Verhältnisse  zu  dem  Bischöfe  ist  durch 
diese  Verleihung  offenbar  nichts  geändert  worden,  wie  die  oben 
angeführte  Aufzeichnung  der  Bergwerksgebräuche  von  12f>8  - 
ergibt.  Dieser  ersen  octroyirten  Verleihung  folgten  bald  andere 
kaiserliche  Verleihungen  des  Bergbaues  an  Reichsstände,  na- 
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mentlich  an  geistliche  Fürsten,  so  an  den  Bischof  von  Brixen 
vom  Jahre  1189  von  Friedrich  I.  und  ähnliche  von  seinen 
Nachfolgern  Heinrich  VI.,  Philipp  und  Friedrich  II. l). 

Allerdings  ist  auch  in  älteren  kaiserlichen  Verleihungs- 
briefen von  Bergwerken  die  Rede;  allein  die  nähere  Kritik 
jener  Urkunden,  welche  früher  als  Beweis  für  das  Bestehen 
des  Bergregals  schon  unter  den  Karolingern  angeführt  zu  wer- 
den pflegten,  ergibt,  dass  dieselben  entweder,  wie  das  capitu- 
lare  de  villis  Karl  des  Grossen  Cap.  28  sich  auf  Einkünfte  von 
Bergwerken  beziehen,  die  auf  kaiserlichen  Gütern  betrieben 
wurden,  oder  dass  sie  den  Bergbau  als  eine  der  verschiedenen 
Bodennutzungen  an  den  verliehenen  Gütern  neben  den  Wäldern, 
Wiesen  und  Feldern,  der  Jagd  und  der  Fischerei  namhaft 
machen 2). 

Der  Anspruch  auf  das  Bergregal  ist  dagegen  zuerst  von 
den  hohenstaufischen  Kaisern,  und  zwar  im  offenbaren  Anschluss 
an  den  roncalischen  Reichstagsbeschluss  erhoben.  Friedrich  I. 
berief  sich  in  der  ersten  dem  Bischof  von  Trient  ertheilten 
Verleihung  ausdrücklich  auf  die  in  andern  Theilen  des  Reiches 
bestehende  Gewohnheit,  was  ohne  Zweifel  von  der  angrenzen- 
den Lombardei  verstanden  werden  muss. 

Aus  welcher  Quelle  die  Bestimmung  des  roncalischen 
Reichstagsbeschlusses  über  die  Regalität  der  Silbererzbergwerke 
geflossen  ist,  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit  entscheiden.  Es 
ist  indess  nicht  unwahrscheinlich,  dass  örtliche  Gewohnheiten 
in  der  Lombardei  bestanden,  durch  welche  der  Bergbau  den 
Territorialherren  Vorbehalten  war  und  dies  wird  auch  durch 
den  oben  angeführten  Tridentiner  Berg  werksvertrag  vom  24.  März 
1185  bestätigt,  durch  welchen  den  Gewerken  das  Recht  zum 
freien  Bergbau  gegen  eine  Abgabe  an  den  Bischof  und  gegen 
eine  Betheiligung  desselben  an  dem  Ertrage  eiugeräumt  wurde. 
Die  hohenstaufischen  Kaiser  "versuchten  bei  der  vorübergehen- 
den Niederwerfung  der  lombardischen  Städtefreiheit  dieses 
Recht  an  sich  zu  ziehen  und  demnächst  dasselbe  nach  Deutsch- 
land zu  übertragen. 

* Allein  dieser  Anspruch  ist  in  Deutschland  weder  durch 

1)  Vergl.  die  Regesten  v.  Koramer  in  d.  Zeitschr.  f.  Bergrecht 
Bd.  X S.  387  f. 

2)  Vergl.  Komme  r a.  a.  O.  S.  377  f. 
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eineu  Act  der  Reichsgesetzgebung  bestätigt,  noch  zur  allgemei- 
nen thatsächlichen  Geltung  gelangt.  Aus  dem  Iglauer  und 
den  gleichzeitigen  Bergrechten  ergibt  sich,  dass  die  böhmischen 
und  die  sächsischen  Bergleute  zwar  dem  Landesherrn  Steuern 
zahlten  (die  Urbure)  und  ihm  die  Königslane  bei  jeder  Grube 
zumassen.  Ihr  Bergwerkseigenthum  aber  nahmen  sie  von  nie- 
mandem zu  Lehen.  Es  wurde  dem  Finder  kraft  der  Occupation 
zu  Theil  und  von  dem  Urburer  als  Verwahrer  der  richterlichen 
Gewalt  nur  zugemessen.  Dem  Landesherrn  wurden  ausser 
den  Befugnissen,  welche  aus  der  Steuerhoheit,  der  richterlichen 
und  polizeilichen  Gewalt  fliessen,  keine  Rechte  auf  den  Berg- 
bau, namentlich  kein  Eigenthumsrecht  an  den  noch  im  Freien 
liegenden  Lagerstätten  eingeräumt.  Diese  gehörten  vielmehr 
«den  Bürgern,  so  Armen  als  Reichen  insgemein«,  d.  h.  sie  waren 
herrenlos  und  der  Occupation  unterworfen. 

Auch  das  bürgerliche  Recht  jener  Tage,  obgleich  in  ihm 
die  Bergbaufreiheit  nicht  zur  Anerkennung  gelangt  ist,  ist 
doch  weit  entfernt,  ein  kaiserliches  Regal  auf  den  Bergbau  zu 
statuiren.  Die  oben  (S.  5)  angeführte  Stelle  des  Sachsenspie- 
gels gedenkt  im  Eingänge  des  kaiserlichen  Regales  an  den 
vergrabenen  Schätzen  und  diese  Erwähnung  ist  anscheinend 
gerade  aus  dem  oben  angeführten  roncalischen  Reichstagsbe- 
schlusse  entnommen,  da  wir  eine  andere  Quelle  dieses  sowohl 
dem  römischen  als  dem  heutigen  gemeinen  Rechte  ganz  unbe- 
kannten Regales  nicht  kennen.  Im  unmittelbaren  Gegensätze 
dazu  wird  dann  aber  das  Recht,  Silber  zu  brechen,  von  dem 
Willen  des  Grundbesitzers  abhängig  gemacht,  ein  kaiserliches 
Regal  in  Bezug  auf  den  Silberbergbau  also  gewissermasseu  aus- 
drücklich verneint.  Auch  Graf  Caspar  von  Stemberg,  der  aus- 
gezeichnete Geschichtsschreiber  des  böhmischen  Bergbaues,  be- 
stätigt, dass  sich  vor  dem  13.  Jahrhundert  in  Böhmen  von 
einem  Kronrechte  auf  Metalle  fremder  Besitzungen  nicht  die 
geringste  Spur  findet,  dass  namentlich  in  keiner  der  zahlrei- 
chen Stiftungsurkunden  von  Klöstern,  deren  doch  im  12.  Jahr- 
hundert so  viele  gestiftet  und  von  den  Königen,  Herzogen  und 
Dynasten  reich  mit  Gütern  beschenkt  worden,  von  irgend  einem 
Bergwerke,  selbst  nicht  von  unedlen  Metallen  Meldung  geschehe. 

Auch  die  Territorialherren  endlich  wussten  sich  mit  oder 
ohne  kaiserliche  Verleihung  im  Besitze  der  Einkünfte  aus  der 
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Besteuerung  der  Bergwerke  zu  erhalten  und  sie  waren  einsich- 
tig genug  die  von  den  Kaisern  gegen  sie  zur  Anwendung  ge- 
brachte Theorie  von  der  Regalität  des  Bergbaues  zu  ihrem 
eigenen  Vortheil  in  Anwendung  zu  bringen.  Die  Könige  von 
Böhmen  waren  die  Ersten,  welche  nach  dem  Vorgänge  der 
Hohenstaufen  sich  das  Recht  der  Verfügung  über  den  Bergbau 
auf  fremdem  Grund  und  Boden  beilegten.  Ottokar  1.  schenkte 
bereits  durch  die  Urkunde  von  1227  dem  Kastellan  von  Vöttau, 
Erbauer  der  Stadt  Jamnitz,  den  Nutzen  und  die  Urbure  von 
den  Goldbergwerken  in  der  Umgegend  von  Jamnitz  und  das 
Einkommen  aller  Bergwerke  daselbst,  die  noch  in  Zukunft  ent- 
deckt. werden  witrdeu,  es  sei  Gold,  Silber,  Blei.  Eisen  oder 
was  immer  für  Metalle.  Zugleich  wird  dem  Bergmeister  in 
Iglau  und  allen  Bergmeistern,  Urburern  und  Geschwornen  im 
Königreiche  Böhmen  und  im  Markgrafenthum  Mähren  aufge- 
tragen, den  Begabten  gegen  Jedermann  in  seinen  Rechten  zu 
schützen. 

Während  so  die  Landesherren  in  Böhmen  und  anderwärts 
bald  durch  Bestätigung  der  alten  Bergrechte  die  Bergbaufrei- 
heit anerkannten,  bald  ein  ihnen  von  den  Kaisern  verliehenes 
oder  bestrittenes  Bergregal  ausübten,  scheint  gleichzeitig  auch 
das  Recht  des  Grundeigenthümers  zum  Bergbau  noch  in  einem 
gewissen  Grade,  nämlich  in  Bezug  auf  die  unedlen  Metalle 
Anerkennung  gefunden  zu  haben,  wie  dies  aus  verschiedenen 
Urkunden  des  13.  Jahrhunderts  hervorgeht,  in  welchen  Güter, 
Dörfer  und  Höfe  mit  Eisenerz-  und  andern  Bergwerken  ver- 
schenkt werden,  die  wie  die  Mühlsteinbrüche  als  Zubehör  zum 
Grund  und  Boden  behandelt  werden1). 

Das  Bergrecht  befand  sich  also  im  13.  Jahrhundert  in 
einer  Fermentation,  indem  die  Bergbaufreiheit,  das  Regal  und 
das  Recht  des  Grundeigenthümers  um  die  Herrschaft  kämpften 
und  nur  so  wird  es  erklärlich,  wie  gleichzeitig  in  dem  Iglauer 
Bergrechte,  im  Sachsenspiegel  und  in  den  kaiserlichen  Ver- 
leihungsbriefen geradezu  entgegengesetzte  Grundsätze  als  gel- 
tendes Recht  für  den  Bergbau  proclarairt  werden. 

Dieser  Kampf  entgegengesetzter  Principien  erhielt  einen 
vorläufigen  Abschluss  durch  das  unter  dem  Namen  der  Gol- 

1)  Sternberg,  Urkundenbucb  zur  Geschichte  des  Bergbaues  in 
Böhmen.  Prag  1838.  Nr.  2.  3.  6.  7.  17. 
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denen  Bulle  bekannte  Reichsgesetz  Karls  IV.  vom  9.  Januar 
135C,  welches  auf  dem  Reichstage  zu  Regensburg  beschlossen 
wurde  und  die  gegenseitigen  Rechte  des  Kaisers  und  der  Kur- 
fürsten zu  regeln  bestimmt  war.  Im  Cap.  IX  dieses  Gesetzes 
heisst  es  nämlich : Declaramus,  quod  successores  nostri  Boemiae 
Reges  nec  non  universi  et  singuli  Principes  Electores,  Eccle- 
siastici  et  Seculares,  qui  perpetuo  fuerint,  universas  auris  et 
argenti  fodinas  atque  mineras  stanni,  cupri,  plumbi,  ferri  et 
alterius  cujusque  generis  metalli  ac  etiam  salis  tarn  inventas 
quam  inveniendas  imposterum  quibuscumque  temporibus  in 
regno  praedicto  aut  terris  et  pertinenciis  eidem  Regno  subjectis 
nec  non  supradicti  Priucipes  in  Principatibus,  terris,  dominiis 
et  pertinentiis  suis  teuere  juste  possint  et  legitime  possidere, 
cum  omnibus  juribus,  nullo  prorsus  excepto,  prout  possunt  seu 
consueverunt  talia  possidere. 

Durch  dieses  Gesetz  leistete  Kaiser  Karl  IV.,  der  mehr 
die  Stärkung  seiner  böhmischen  Hausmacht,  als  die  kaiserliche 
Machtvollkommenheit  im  Auge  hatte,  auf  das  Bergregal  zu 
Gunsten  der  Kurfürsten  Verzicht,  und  diese  Verzichtleistung 
hatte  zur  thatsächlichen  Folge,  dass  auch  die  übrigen  Terri- 
torialherren zur  Ausübung  des  Bergregales  gelangten.  Von 
den  verschiedenen  Prätendenten,  welche  im  13.  Jahrhundert 
um  das  Recht  zum  Bergbau  kämpfteD,  schied  also  durch  die 
goldene  Bulle  der  eine,  nämlich  der  Kaiser,  aus.  Aber  noch 
ein  zweiter  Prätendent  wurde  durch  dieses  Gesetz  ausgeschlos- 
sen, nämlich  der  Grundeigentümer,  denn  die  angeführte  Stelle 
der  goldenen  Bulle  stellt  alle  Metalle,  auch  die  niederen  dem 
Golde  und  Silber  gleich  und  unterwirft  dieselben  nebst  dem 
Salze  derselben  gesetzlichen  Regel,  nämlich  dein  Rechte  der 
Kurfürsten  als  Landesherrn  in  denjenigen  Grenzen,  in  welchen 
dieses  Recht  bisher  bestanden  hatte. 

Es  blieben  also  von  den  bisherigen  streitenden  Ansprü- 
chen nur  zwei  bestehen,  das  jetzt  zuerst  reichsgesetzlich  an- 
erkannte Bergregal  der  Landesherren  und  die  Bergbaufreiheit, 
welche  auf  einem  von  diesen  Landesherren  selbst  bestätigten 
allgemeinen  Gewohnheitsrechte  beruhte.  Ueber  das  Verhältnis 
dieser  beiden  Principien  bestimmt  die  goldene  Bulle  nichts 
weiter,  als  dass  die  Kurfürsten  das  Bergregal  in  dem  Umfange 
besitzen  sollen,  als  sie  es  ausüben  können  und  bisher  auszu- 
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üben  pflegten.  Es  ward  also  auf  der  einen  Seite  der  bisherige 
Rechtszustand  aufrecht  erhalten,  andrerseits  den  Landesherren 
erlaubt,  ihr  Regal  auszudehnen  soweit  sie  könnten.  Die  Aus- 
gleichung der  streitenden  Principien  wurde  also  der  Zukunft 
überlassen  und  diese  Ausgleichung  vollzog  , sich  in  der  Art, 
dass  ira  Allgemeinen  die  Bergbaufreiheit  überwog.  Die  Lan- 
desherren erkannten  das  Recht  des  freien  Schürfens,  das  Recht 
des  ersten  Finders  auf  das  Bergwerkseigenthura  an  und  be- 
hielten sich  nur  die  hergebrachten  Abgaben  (die  Urbure,  an 
deren  Stelle  später  der  Zehnte  trat)  und  die  Rechte  der  Po- 
lizeihoheit und  Gerichtsbarkeit  über  den  Bergbau  vor. 

Allein  ungeachtet  die  Bergbaufreiheit  von  dem  Bergregale 
nicht  verdrängt  wurde,  sondern  als  gesetzliche  Regel  bestehen 
blieb,  so  blieben  doch  auch  neben  dieser  Regel  die  Ausnahme- 
fälle einer  willkürlichen  Vergabung  von  Bergwerken  ohne  Fin- 
derrecht und  auf  ganze  Districte,  wie  solche  bereits  im  drei- 
zehnten Jahrhundert  stattgefunden  hatten.  Und  solche  aus- 
nahmsweise Vergabungen  bekamen  jetzt  auf  der  Grundlage 
des  Bergregals  ihren  anerkannten  Platz  im  Bergrechte  unter 
dem  Namen  der  Spezialverleihungen. 

Auch  die  Formen  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigen- 
thums veränderten  sich  unter  dem  Einflüsse  des  Bergregales. 
Das  Bergwerkseigenthum  wurde  nicht  mehr  durch  die  blosse 
Occupation  von  dem  Finder  erworben,  sondern  es  musste  bei 
dem  Regaliuhaber  oder  der  von  ihm  bestellten  Bergbehörde 
gemuthet  und  von  demselben  verliehen  werden.  Dabei  blieb 
die  Regel  bestehen:  Der  erste  Finder  ist  der  erste  Muther. 
Aber  der  Schwerpunkt  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigen- 
thums wurde  in  die  Muthung  verlegt,  so  dass  man  mutheri 
und  Verleihung  erhalten  konnte,  ohne  selbst  gefunden  und 
vorher  Besitz  ergriffen  zu  haben.  Die  Landesherren  machten 
auch  von  dem  Rechte  der  Gesetzgebung  zur  Verbesserung  des 
Bergrechtes  einen  ausgedehnten  Gebrauch,  so  dass  an  die 
Stelle  der  alten  Gewohnheitsrechte,  namentlich  vorn  sechszehn- 
ten Jahrhundert  ab,  zahlreiche  von  den  Landesherren  erlassene 
Bergordnungen  traten. 

War  hiernach  der  Einfluss,  welchen  das  Aufkommen  des 
Bergregales  auf  das  praktische  Bergrecht  äusserte,  ein  sehr 
bedeutender,  so  gewann  der  Begriff  des  Bergregals  eine  noch 
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weit  umfassendere  Geltung  in  der  älteren  Theorie  des  deutschen 
Bergrechtes.  Die  Schriftsteller  der  beiden  vorigen  Jahrhunderte 
stellten,  gestützt  auf  die  Ansprüche  der  hohenstaufiselien  Kaiser, 
den  Satz  auf,  dass  die  Erze  ursprünglich  ein  Eigenthum  des 
Landesherrn  seien  und  dass  nur  durch  die  von  diesem  aus- 
gegangene sogenanute  Freierklärung  ein  Recht  für  den 
Finder  und  den  Muther  auf  die  Erwerbung  des  Bergwerks- 
eigenthums begründet  werde  *).  Die  Theorie  von  dem  ursprüng- 
lichen Bergregale  und  der  folgenden  Freierklärung  ist  zwar 
gegenwärtig  durch  den  Nachweis  des  geschichtlichen  Hergan- 
ges widerlegt.  Sie  hat  jedoch  während  ihrer  durch  Jahrhun- 
derte dauernden  Geltung  auf  die  materielle  Gestalt  des  deutschen 
Bergrechts  einen  erheblichen  Einfluss  geübt,  indem  dem  Staate 
als  Regalinhaber  neben  dem  Rechte  der  Bergwerksverleihung 
und  der  Besteuerung  verschiedene  andere  rein  privatrechtliche 
Befugnisse  beigelegt  wurden. 

Die  Mehrzahl  der  Juristen  unterscheidet  daher  in  dem 
Begriffe  des  Bergregals  nach  gemeinem  deutschen  Bergrechte 
mit  Eichhorn  (Einleitung  4.  Auti.  §.  274)  zw'ei  verschiedene 
Bestand theile,  nämlich  einen  Complex  von  Befugnissen,  welche 
dem  Privatrechte  angehören,  wie  das  Recht  des  Staates,  selbst 
ohne  Verleihung  Bergbau  zu  treiben,  das  Vorkaufsrecht  an  den 
edlen  Metallen;  und  die  natürlichen  Hoheitsrechte  der  Be- 
steuerung, der  Polizei  und  der  Gerichtsbarkeit.  Als  Ausfluss 
dieser  natürlichen  Hoheitsrechte  wird  auch  das  Recht  der  Ver- 
leihung bezeichnet,  weil  durch  diesen  Act  der  Staat  nicht  einen 
Bestandtheil  seines  Vermögens  veräussert,  sondern  den  kraft 
der  rechtsgültigen  Muthung  erworbenen  Anspruch  auf  das 
Bergwerkseigenthum  nach  den  Regeln  des  Gesetzes  verwirklicht. 

Eine  weitere  Consequenz  jener  früheren  Regalitätstheorie 
war  die  Folgerung,  dass  das  Bergregal  als  ein  niederes  Regal 
mit  Inbegriff  aller  dem  Staate  in  Bezug  auf  den  Bergbau  zu- 


1)  Diese  Theorie,  welche  zuerst  von  Karsten:  lieber  den  Ur- 

sprung des  Bergregales  in  Deutschland,  1844,  mit  Erfolg  angegriffen 
wurde,  wird  noch  in  der  neuesten  Zeit  vertheidigt  von  Achenbach: 
Die  Rechtsgültigkeit  der  Distrietsverleihungen  in  Preussen,  1859,  und 
von  Wachler:  Ueber  die  Rechtsgültigkeit  der  Feldesreservation  für 
den  fiskalischen  Bergbau,  insbesondere  in  Oberschlesien,  1865. 
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stehenden  Rechte  auch  von  Privatpersonen  besessen  werden 
könne.  Es  entstand  das  dem  älteren  Rechte  fremde  Institut 
des  Privatregalbesitzes.  Der  erste  Ursprung  dieses  Rechts- 
verhältnisses steht  im  Zusammenhänge  mit  der  Erscheinung, 
dass  nach  deutschem  Staatsrechte  eine  beschränkte  Territolial- 
herrschaft  stattfand,  deren  Inhaber  gewisse  Hoheitsrechte  ver- 
walteten, ohne  die  volle  Landeshoheit  zu  besitzen,  wie  z.  B. 
die  Schlesischen  Pasten,  die  Stolbergischen  Grafen  ‘). 

Allmälig  bildete  sich  indess  der  auch  in  das  Allg.  Preuss. 
Landrecht  Th.  II.  Tit.  16  §.  106  f.  übergegangene  Grundsatz 
aus,  dass  das  Bergregal  wie  die  übrigen  sogenannten  niederen 
Regalien  beliebig  vom  Staate  auf  Privatpersonen  übertragen 
werden  könne,  wobei  dann  dem  Staate  das  Recht  der  Berg- 
hoheit Vorbehalten  blieb.  Die  Rechtsverhältnisse  des  Privat- 
regalbesitzes, welche  in  Folge  dieses  Grundsatzes  unter  der 
früheren  Gesetzgebung  durch  Mediatisirung  früherer  Reichs- 
stände, durch  Verleihung  und  durch  Provinzialgesetzgebung  be- 
gründet sind,  bilden  das  einzige  Ueberbleibsel  des  früheren 
Regalitätsbegriffes  im  heutigen  Preussischen  Rechte1 2 3). 

Das  Allgemeine  Preussische  Berggesetz  hat  den  Begriff 
der  Regalität  ganz  ausgeschlossen  und  die  Bergbaufreiheit  in 
ihrer  ursprünglichen  Uneingeschränktheit  wieder  hergestellt a). 

§.  3.  Das  Gemeine  Deutsche  Bergrecht. 

(1356—1806).' 

Das  gemeine  deutsche  Bergrecht  enthält  das  allen  deut- 
schen Stämmen  gemeinsame  Recht.  Sein  Begriff  beruht  auf 
dem  früheren  Reichsverband e,  unter  welchem  sich  die  deut- 
schen Lande  in  einer  Rechtsgemeinschaft  befanden.  Diese 
Rechtsgemeinschaft  war  indess  weniger  eine  formale,  denn 
Deutschland  hat  auch  vor  der  Auflösung  des  Reichsverbandes 
niemals  eine  allgemeine,  für  das  ganze  Reich  gültige  Bergord- 
nung besessen.  Es  ist  seit  der  goldenen  Bulle  überhaupt  kein 


1)  Kl  über,  Oeffentliches  Recht  des  Deutschen  Bundes.  4.  Aufl. 
1841.  S.  14. 

2)  Allgemeines  Berggesetz  §.  250. 

3)  Vergl.  m.  Commantar  zum  Allgom.  Berggesetze.  Einleitung. 
S.  45  f. 


20 


Erstes  Buch:  Rechtsgescbichte. 


Reichsgesetz  über  den  Bergbau  zu  Stande  gekommen.  Die 
deutsche  Berggesetzgebung  besteht  vielmehr  in  lauter  particu- 
laren  Bergordnungen,  deren  Gültigkeit  auf  die  einzelnen  Reichs- 
lande beschrankt  war,  für  welche  sie  erlassen  waren.  Allein 
in  diesen  Bergordnungen  begegnet  man  überall  denselben  Rechts- 
grundsätzen und  Regeln.  Sie  enthalten  gemeines,  nicht  par- 
ticulares  Recht  (Brassert),  welches  in  den  verschiedenen  Bergord- 
nungen nur  einen  verschiedenen  bald  vollständigeren  bald  un- 
vollständigeren Ausdruck  gefunden  hat  und  hier  und  dort  mit 
provinziellen  Eigenthüralichkeiten  versetzt  worden  ist.  Die- 
jenigen Rechtsgrundsätze  und  Regeln,  welche  nicht  einen 
solchen  eigenthümlichen  Charakter  tragen,  sondern  in  allen 
deutschen  Bergordnungen  oder  doch  in  der  Mehrzahl  derselben 
angenommen  sind,  werden  als  gemeinrechtliche  bezeichnet. 
Das  deutsche  Bergrecht  ist  also  ein  Product  der  Wissenschaft 
und  seine  Aufgabe  war  die  Vorschriften  der  Landes-  und  Pro- 
vinzialgesetze, da  wo  sie  lückenhaft  oder  unbestimmt  waren, 
zu  ergänzen. 

Die  äussere  Rechtsgeschichte  des  deutschen  Bergrechtes 
hat  daher  die  particularrechtlichen  Aufzeichnungen  zum  Gegen- 
stände, welche  seit  der  Anerkennung  des  Bergregales  der 
Landesherren  durch  die  goldene  Bulle  und  der  Bergbaufreiheit 
durch  ein  allgemeines  deutsches  Gewohnheitsrecht  in  den  ver- 
schiedenen deutschen  Landen  zu  Stande  gekommen  sind. 

Den  ersten  im  §.  1 erwähnten  Aufzeichnungen  bergrecht- 
licher Gewohnheiten  in  Mähren,  Niederungarn,  Tyrol  und 
Schlesien  folgten  im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  in 
verschiedenen  andern  deutschen  Ländern  sowohl  Aufzeichnun- 
gen von  Gewohnheitsrecht  als  landesherrliche  Beiordnungen. 

In  die  erste  Kategorie  gehören:  Der  Schladminger  Bergbrief 
von  1307  (Steyermark),  die  Hüttenberger  Bergordnung  von 
1494  (Kämthen),  die  Schwätzer  Bergordnung  von  1490  (Tyrol) 
und  die  Rammeisberger  Bergordnungen  von  1467  und  1494 
(Harz). 

Die  Reihe  der  landesherrlichen  Bergordnungen  wird 
eröffnet  durch  die  sogenannte  Kuttenberger  Bergordnung. 
Um  das  Jahr  1300  liess  König  Wenzel  II.  von  Böhmen 
von  dem  italienischen  Juristen  Getius  von  Orvieto  ein  Rechts- 
buch nach  dem  Muster  der  Institutionen  unter  dem  Titel 
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Constitutiones  juris  metallici  *)  verfassen  und  als  Gesetz  für 
den  Kuttenberger  Bergbau  publiciren1 2 * * * *). 

Diese  Constitutionen  enthalten  eine  gelehrte  Bearbeitung 
des  Iglauer  Bergrechtes,  welche  in  vielen  Kapiteln  verräth, 
dass  der  Verfasser  in  die  Kcnntniss  des  deutschen  Bergrechtes 
nur  oberflächlich  eingedrungen  ist.  Sie  haben  auch  weder 
eine  ausgedehntere  practische  Geltung,  noch  einen  nennens- 
werthcn  Einfluss  auf  die  weitere  Entwickelung  des  deutschen 
Bergrechtes  ausgeübt.  Dasselbe  gilt  von  der  für  Steyermark 
erlassenen  Zeiringer  Bergordnung  von  1326,  von  der  Ratten- 
berger Bergordnung  von  1463  (Tyrol)  und  den  sächsischen 
Bergordnungen  für  Schneeberg  1479  und  Schenkenberg  1498, 
die  sämmtlich  nur  für  einzelne  Bergorte  Geltung  erlangt  haben 
und  für  die  Fortbildung  des  gemeinen  Bergrechtes  von  keiner 
Bedeutung  sind.  Vielmehr  blieb  in  Böhmen  wie  in  Mähren  das 
Iglauer  Bergrecht  in  allgemeiner  Geltung,  ebenso  wie  sich  in 
Meissen  und  Thüringen  das  Freiberger  Recht  durch  drei  Jahr- 
hunderte behauptete,  bis  im  16.  Jahrhundert  sich  mit  dem 
Erlasse  der  sächsischen  und  der  Joachimsthaler  Bergordnungen 
die  zweite  Periode  der  Geschichte  unsres  Bergrechtes  eröffnete 
und  an  die  Stelle  der  von  den  Schöppenstühlen  bewahrten 
Gewohnheitsrechte  die  kunstmässige  Gesetzgebung  der  Landes- 
herren trat,  welche  nicht  bloss  das  Gewohnheitsrecht  verdrängte, 
sondern  auch  eine  Epoche  in  der  materiellen  Entwickelung  des 
deutschen  Bergrechts  bezeichnet. 

Die  An  n ab  er  ge  r Bergordnung  Herzog  Georgs  von 
Sachsen  (1509)  war  zwar  ursprünglich  nur  für  den  Bergort 
St.  Annaberg  bestimmt  Sie  wurde  jedoch  schon  im  Jahre 
1511  dem  Bergschöffenstuhle  zu  Freiberg  mit  der  Weisung 
zugesandt,  nach  derselben  ohne  Unterschied  der  Reviere  Recht 
zu  sprechen8).  Auch  ausserhalb  Sachsen  erlangte  die  Berg- 
ordnung bald  grosses  Ansehen.  Sie  ging  fast  wörtlich  in  die 


1)  Sternberg,  Urkundenbuch  S.  149. 

2)  Die  WenzeBlavischen  Constitutionen  sind  zwar  bestimmt  ge- 

wesen, für  alle  böhmischen  Bergwerke  (montanis  suis  per  regnum  Bohe- 

miae  uuiversis)  als  Gesetz  zu  gelten,  aber  nur  in  Kuttenberg  publicirt. 

Sternberg,  Geschichte  der  Berggosetzgebung  in  Böhmen  8.  71. 

8)  Brass ert,  Bergordnungen  S.  340. 
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Bergordnung  Herzog  Wilhelms  zu  Jülich-Cleve-Berg  von  1542 
und  von  da  in  die  Homburgische  ßergordnung  von  1570  und 
in  die  Jülich-Bergische  von  1719  über,  uud  bildete  zugleich 
die  Grundlage  für  die  Joachimsthaler  Bergorduungeu,  welche 
in  noch  weiterem  Umfange  für  die  Abfassung  späterer  Berg- 
ordnungen massgebend  geworden  sind. 

Stephan  von  Schlick,  Graf  von  Passau,  vom  König  von 
Böhmen  mit  dem  Bergregal  belehnt,  erliess  im  Jahre  1518 
eine  Bergordnung  für  den  in  Joachimsthal  eröffneten  Silber- 
erzbergbau, welche  eine  fast  wörtliche  Reproduction  der  Anna- 
berger  Bergordnung  ist.  Im  Jahre  1525  wurde  diese  erste 
Joachimsthaler  Bergordnung  in  Folge  von  Zwistigkeiten  zwischen 
der  Joachimsthaler  Knappschaft  und  den  dortigen  Beamten 
und  Vorstehern  durch  35  Zusatzartikel  vermehrt  und  im  Jahre 
1541  von  den  Grafen  Schlick,  den  Söhnen  des  Grafen  Stephan, 
einer  Umarbeitung  unterworfen,  welche  als  die  zweite  Joachiras- 
thaler  Bergordnung  bezeichnet  wird. 

Nachdem  hierauf  im  Jahre  1545  das  Bergwerk  zu  Joa- 
chimsthal an  den  König  von  Böhmen,  — den  nachmaligen 
Kaiser  Ferdinand  I.  — übergegangen  war,  erliess  derselbe  am 
1.  Januar  1548  die  dritte  Joachimsthaler  Bergordnung,  welche 
wesentlich  mit  derjenigen  von  1541  übereinstimmt1). 

Die  Joachimsthaler  Bergordnung  von  1548  wurde  im  Laufe 
der  Zeit  theils  durch  Gesetzgebung , theils  durch  Gewohnheit 
in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  recipirt  und  bei  der  Ab- 
fassung von  Beiordnungen  anderer  Länder  vielfach  als  Vor- 
bild benutzt.  Aus  der  Annaberger  Bergordnung  von  1509  und 
der  Joachimsthaler  Bergordnung  von  1548  ging  die  Kur- 
sächsische Bergordnung  hervor,  welche  im  Anschluss  an 
verschiedene  ältere  Recensionen  (von  1554,  1571  und  1573)  von 
Kurfürst  Christian  am  12.  Juni  1589  promulgirt  wurde. 
In  der  Kursächsischen  Bergordnung  von  1589  findet  sich  be- 
reits das  deutsche  Bergrecht  in  derjenigen  Gestalt  entwickelt, 
welche  dasselbe  bis  in  die  Mitte  des  gegenwärtigen  Jahr- 


1)  Brassert,  Bergordnungen  S.  223  f.  — Sternberg,  Ge- 
schichte der  Berggcsetzgebung  in  Böhmen  S.  199.  S.  245  f.  — Fr.  A. 
Schmidt,  Sammlung  der  Berggesetze  der  österreichischen  Monarchie 
Abth.  I,  Bd.  I,  S.  138.  S.  145.  S.  195.  Bd.  II,  S.  1 f. 
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hunderts  behauptet  hat.  Sie  erhielt  in  Bezug  auf  das  Erb- 
stollenrecht eine  wichtige  Ergänzung  durch  die  Kursächsische 
Stollenordnung  vom  12.  Juni  1741).  Die  angeführten  Gesetze 
und  die  auf  Grund  derselben  verfassten  Schriften  der  sächsischen 
Bergrechtslehrer  Span,  Hertwig,  Beyer,  Klotzsch  und  Wagner 
bildeten  eine  der  wichtigsten  Erkenntnisse uellen  für  das  ge- 
meine deutsche  Bergrecht,  und  zugleich  die  Grundlage  für  die 
preussische  Berggesetzgebnng  des  vorigen  Jahrhunderts,  in 
welcher  der  Inhalt  des  überlieferten  deutschen  Bergrechtes 
zum  letzten  Male  und  am  vollständigsten  codifizirt  wurde. 

Die  übrigen  Bergordnungen  des  16.  und  17.  Jahrhunderts, 
welche  sich  in  einem  und  demselben  Lande  oft  in  Zwischen- 
räumen von  wenigen  Jahren  folgen,  sind  bei  ihrer  übergrossen 
Zahl  dennoch  von  geringem  Belange  für  die  materielle  Ent- 
wickelung des  deutschen  Bergrechtes.  Das  ermüdende  und 
unfruchtbare  Detail,  von  welchem  die  äussere  Rechtsgeschichte 
dieses  Zeitraumes  erfüllt  ist,  darf  daher  nur  in  den  allgemein- 
sten Umrissen  angedeutet  werden. 

Im  16.  Jahrhundert  wurden  meist  als  Nachbildungen  der 
Annaberger  und  der  Joachimsthaler  Bergordnung  erlassen: 
1521  (revidirt  1548)  die  Kurpfälzische,  1528  die  Tarnowitzer, 
1532  die  Gottesberger,  1533  die  Schwarzburgische , 1536  die 
Silberberger,  1539  die  Kupferberger  und  die  Baireuther,  1542 
die  Kleve  - Bergische,  1544  die  G ossiarische,  1554  die  Zeller- 
felder, 1559  die  Nassauische,  Kurkölnische  und  neue  Tarno- 
witzer, 1563  die  Thüringische,  1564  die  Kurtrierische,  1565 
die  Pfalz-Zweibrückische,  1560  die  Ilennebergische,  1568  die 
Altenberger  Zinnordnung,  1570  die  Homburgiscbe , 1589  die 
Kursächsische,  1593  die  Braunschweigische,  1597  die  Würtem- 
berger  Bergordnung. 

Von  diesen  Bergordnungen  des  16.  Jahrhunderts  sind  die 
Nassauische,  die  Kurtrierische,  die  Ilennebergische,  die  Hom- 
burgische  und  die  Kursächsische  im  Preussischen  Staate  bis 
zum  Erlasse  des  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865  als  Provin- 
zialgesetze in  Geltung  geblieben. 

Im  17.  Jahrhundert  lässt  die  Thätigkeit  der  Gesetzgebung 
nach  und  nicht  bloss  die  Zahl  der  Bergordnungen,  sondern 
auch  ihr  Gehalt  steht  gegen  das  vorige  Jahrhundert  zurück. 
Neben  den  Oberpfälzischen  Bergordnungen  von  1604  und  1694, 
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der  Hessen -Kasseler  von  lßl  7,  der  Branden  burgischen  ( Baireuth) 
von  1619,  ist  vor  allem  die  Kurkölnische  Bergordnung  von 
1669  zu  erwähnen,  welche  sich  dadurch  auszeichnet,  dass  sie 
nicht  wie  die  meisten  andern  die  Bestimmungen  derJoachims- 
thaler  oder  der  Kursächsischen  Bergordnung  wörtlich  wieder- 
gibt, sondern  auf  einer  selbstständigen  Itedaction  beruht1). 

Im  18.  Jahrhundert  sind  endlich  neben  den  revidirten 
Bergordnungen  Friedrich  des  Grossen,  von  denen  bei  der 
1‘reussischen  Gesetzgebung  die  Rede  sein  wird,  die  Anhalt- 
Bemburgische  von  1706,  die  Jülich-Bergische  von  1719,  die 
Vorder-Oesterreichische  von  1731,  die  oben  erwähnte  Kursäch- 
sische Stollenordnung  von  1749  und  die  Baierische  Bergordnung 
von  1784  zu  nennen. 

Die  Geschichte  des  gemeinen  deutschen  Bergrechtes  schliesst 
mit  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  ab,  nicht  bloss  weil 
mit  demselben  das  formale  Band  der  Rechtscinheit  aufgelöst 
wurde,  das  bis  dahin  die  deutschen  Stämme  verknüpfte,  son- 
dern noch  mehr  deshalb,  weil  die  neuere  Berggesetzgebung  in 
den  deutschen  Staaten  sich  zum  Theil  sehr  weit  von  den  Grund- 
lagen des  deutschen  Bergrechtes  entfernt  hat.  Das  Oester- 
reichische  Berggesetz  von  1854,  das  Königl.-Sächsische  Berg- 
gesetz von  1868,  das  Grossherzogl.-Sächsische  Berggesetz  von 
1856  und  die  Anhaitische  Bergordnung  vom  20.  Juli  1856  ent- 
halten nicht  wie  die  älteren  Bergordnungen  gemeines  Recht, 
sondern  jedes  dieser  Gesetze  hat  ein  neues  eigentümliches 
Landesrecht  geschaffen,  und  es  ist  nicht  mehr  möglich  aus 
diesen  Gesetzen  ein  den  verschiedenen  Staaten  gemeinsames 
Recht  abzuleiten.  Dies  gilt  auch  von  dem  Allgemeinen  Berg- 
gesetze für  die  Preussischen  Staaten  vom  24.  Juni  1865,  ob- 
gleich dasselbe  strenger  an  den  überlieferten  Grundsätzen  und 
Formen  des  deutschen  Bergrechtes  festhält,  als  seine  oben 
genannten  Vorgänger.  Die  Menge  des  neuen  Rechtsstoffes, 
welche  durch  die  materiellen  Reformen  geschaffen  ist,  die  das 
Bergrecht  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  erfahren  hat  und  durch 
den  Umschwung  der  Verhältnisse  erfahren  musste,  ist  so  gross, 
dass  auch  das  Allgemeine  Berggesetz  nicht  mehr  in  den  seit 
dem  vorigen  Jahrhundert  abgeschlossenen  Rahmen  des  gemeinen 

1)  Brasscrt  Bergordnungon  S.  522. 
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deutschen  Bergrechtes  gebracht  werden  kann.  Gleichwohl  hält 
es  ih  allen  Stücken,  in  welchen  eine  Acnderung  nicht  noth- 
wendig  geworden  ist,  an  dem  überlieferten  deutschen  Bergrechte 
mit  Vermeidung  aller  willkürlichen  Neuerung  fest  und  bildet 
deshalb  den  geeigneten  Ausgangspunkt  für  [die  Wiederherstel- 
lung der  deutschen  Rechtseinheit  auf  dem  Gebiete  des  Berg- 
rechtes, möge  dieselbe  nun  in  der  Gestalt  eines  allgemeinen 
deutschen  Berggesetzes  oder  auch  nur  dadurch  erreicht  werden, 
dass  die  einzelnen  deutschen  Staaten  bei  der  Erneuerung  ihrer 
Berggesetze  auf  die  thunlichste  Uebereinstimmung  mit  den  in 
dem  Prcussischen  Berggesetze  angenommenen  Grundsätzen  Be- 
dacht nehmen. 

Dies  ist  bereits  in  verschiedenen  deutschen  Staaten  ge- 
schehen, so  in  Baiern  durch  daB  Berggesetz  vom  20.  März 
1869,  in  Braunschweig  durch  das  Berggesetz  vom  15.  April 
1867,  in  Sachsen-Meiningen  und  Sachsen-Coburg-Gotha  durch 
die  Berggesetze  vom  17.  April  und  vom  16.  August  1868, 
welche  sämmtlich  das  Preussische  Berggesetz  in  dem  grössten 
Theile  seines  Inhaltes  unverändert  wiedergeben  und  nur  in  den- 
jenigen Abschnitten  von  demselben  abweichen,  welche  wie  die 
Grundabtretung,  die  Verfassung  der  Bergbehörden  und  die  Berg- 
polizei in  naher  Beziehung  zu  der  in  den  verschiedenen  Staaten  ab- 
weichend gestalteten  Gesetzgebung  des  öffentlichen  Rechtes  stehen. 

Aehnliche  Gesetzentwürfe  befinden  sich  in  Würtemberg 
und  Hessen  in  der  Vorberathung.  Für  den  grössten  Theil 
von  Deutschland  ist  daher  bereits  ein  gemeines  Bergrecht 
wiedergeschaffen,  welches  in  seinen  Grundlagen  an  das  ge- 
meine Recht  der  früheren  Periode  anlehnt  und  dasselbe  dem 
Bedürfnisse  der  Gegenwart  entsprechend  in  gleichmässigen 
Normen  fortentwickelt  hat. 

§.  4.  Die  Preussisehen  Bergordnungen  und  das  Allgemeine  Landrecht. 

(1737—1814.) 

Die  Geschichte  des  Preussisehen  Bergrechts  wird  eröffnet 
durch  die  »Renovirte  Bergordnnng  für  die  Klevischen  und  un- 
gehörigen Lande,  besonders  die  Grafschaft  Mark«  vom  18.  Juli 
1737,  welche  Friedrich  Wilhelm  II  an  Stelle  der  von  Herzog 
Wilhelm  IV.  für  die  vereinigten  Länder  Jülich,  Cleve,  Berg 
und  Mark  erlassenen  Bergordnung  von  1542  für  die  aus  der 
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Jülich  - Cleve  sehen  Erbschaft  erworbenen  Landestheile  ein- 
führte. In  der  Grafschaft  Mark  war  besonders  seit  dem  16.  und 
17.  Jahrhundert  der  Steinkohlenbergbau  in  Aufnahme  gekom- 
men, und  während  derselbe  in  Sachsen  nach  dem  Mandate 
vom  19.  August  1743  dem  G rundeigen thümer  überlassen  blieb, 
wurde  derselbe  hier  als  ein  Gegenstand  der  Bergbaufrei- 
heit und  des  Bergregales  behandelt  und  den  Vorschriften  der 
Bergordnung  von  1542  unterworfen.  Letztere  ursprünglich  auf 
den  Erzbergbau  berechnet,  zeigten  sich  vielfach  unpassend; 
sie  wurden  überdies  durch  alte  beim  Steinkohlenbergbau  herr- 
schende Gewohnheiten  mehrfach  durchkreuzt 1). 

Die  Renovirte  Bergordnung  von  1737  hatte  daher  vor- 
zugsweise den  Zweck,  angemessene  Vorschriften  für  den  Stein-  - 
kohlenbergbau  herzustellen  und  sie  brach  in  dieser  Beziehung 
für  die  Entwickelung  des  deutschen  Bergrechts  eine  neue  Bahn. 
Gleichwohl  ist  dieselbe  keinesweges  eine  blosse  Kohlenordnung, 
sie  berücksichtigt  vielmehr  gleichmässig  die  Verhältnisse  des 
Erzbergbaues,  wie  denn  bei  ihrer  Abfassung  die  Joachimsthaler 
Bergordnung,  die  Sächsischen  und  die  Braunschweig-Lünebur- 
gischcn  Berggesetze  eingehend  benutzt  sind2). 

Die  Renovirte  Bergordnung  wurde  unter  Friedrich  dem 
Grossen  einer  abermaligen  Umarbeitung  unterzogen,  aus  welcher 
die  Revidirte  Bergordnung  für  das  Herzogthum 
Cleve,  Fürstenthum  Mörs  und  die  Grafschaft  Mark 
hervorging,  bei  deren  Redaction  ausser  der  Renovirten  Berg- 
ordnung vorzüglich  die  inzwischen  ergangene  Kursächsische 
Stollenordnung  von  1749  benutzt  ist.  Die  Revidirte  Bergord- 
nung von  1766  enthält  in  88  Kapiteln  ausführliche  Festsetzun- 
gen über  alle  bergrechtlichen  Verhältnisse,  welche  auf  dem 
Gebiete  des  Privatrechtes  — abgesehen  von  wenigen  provin- 
ziellen Besonderheiten  — sich  den  Grundsätzen  des  gemeinen 
deutschen  Bergrechtes  auf  das  Engste  anschliessen.  Auf  dem 
Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  dagegen  schlägt  die  Revidirte 


1)  Achenbach,  Geschichte  der  Cleve-Märkischen  Berggesetz- 
gebung  und  Verwaltung  bis  zum  Jahre  1615.  Zeitschrift  für  das  Berg-, 
Hütten-  und  Salinenwesen  Bd.  XVII  B.  S.  178  f. 

2)  Brassort,  Bergordnungen  S.  818.  —Achenbach  a.  a.  O. 

S.  181. 
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Bergordnung  eine  ganz  neue  den  ältern  Bergordnungen  fremde 
Richtung  ein,  indem  sie  die  Gewerkschaften  der  Verwaltung 
ihres  Bergwerkseigenthuins  fast  vollständig  entsetzt  und  den 
Betrieb  und  den  Haushalt  der  Gruben  unter  specieller  Leitung 
des  Bergamtes  den  von  Letzterem  angestellten  und  ihm  allein 
verantwortlichen  Schichtmeistern  und  Steigern  überträgt,  welche 
weder  aus  der  Zahl  der  Gewerken,  noch  aus  deren  Söhnen, 
Knechten  und  Verwandten  gewählt  werden  dürfen.  (Cap. 
414—47.)  Die  Revidirte  Cleve-Märkische  Bergordnung  bildet 
den  Ausgangspunkt  für  die  Erneuerung  des  Bergrechts  in  dem 
ganzen  Umfange  des  Preussischen  Staates,  welche  in  der  Berg- 
ordnung des  Allgemeinen  Preussischen  Landrechts  (Th.  II, 
Tit.  16,  Abschnitt  4.  Vom  Bergwerksregal)  ihren  Abschluss  fand. 

Zunächst  wurde  nach  ihrem  Muster  die  Revidirte 
Bergordnung  für  das  souveräne  Herzogthum  Schle- 
sien und  für  die  G rafschaft  Glatz  vom  5.  Juni  1769 
ausgearbeitet,  welche  sich  von  der  Kleve -Märkischen  haupt- 
sächlich nur  in  den  Bestimmungen  über  die  Gegenstände  des 
Bergregals  (Cap.  1,  §.  1),  das  Mitbaurecht  (Cap.  1,  §.  3,  und 
Declaration  v.  1.  Febr.  1790),  die  Kuxeintheilung  (Cap.  31), 
über  die  Quatember-  und  Rezessgelder  (Cap.  36,  37)  und  in 
der  Benennung  der  Behörden  unterscheidet,  indem  dem  Berg- 
amte das  Oberbergarat  substituirt  wurde. 

Die  Revidirte  Bergordnung  für  das  Herzogthum 
Magdeburg,  Fürstenthum  Halberstadt,  die  Graf- 
schaften Mansfeld,  Hohenstein  und  Reinstein, 
auch  incorporirte  H errschaften  vom  7.  December 
17  72  endlich  stimmt  mit  der  schlesischen  fast  durchgehends 
wörtlich  überein.  Die  einzig  bemerkenswerthen  Abweichungen 
betreffen  die  Gegenstände  des  Bergregales  (Cap.  1,  §.  1)  und 
die  Feldcsgrösse  (Cap.  3,  §.  1). 

Als  durch  die  Kabinetsordre  v.  14.  April  1780  die  Wie- 
deraufnahme der  seit  dreissig  Jahreu  ruhenden  Arbeiten  für 
die  Codification  des  Preussischen  Rechtes  angeordnet  wurde, 
konnte  man  für  die  Bearbeitung  des  Bergrechtes  die  Revidir- 
ten  Bergordnungen  für  Schlesien  und  Magdeburg  unmittelbar 
zu  Grunde  legen.  Man  beschränkte  sich  in  dem  ersten  Ent- 
würfe darauf,  »die  Materien  in  eine  dem  Plane  des  Ganzen 
angemessenere  Ordnung  zu  rangiren,  sowie  die  dem  gemeinen 
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Leser  nicht  verständlichen  Stellen  und  Ausdrücke  gemeinfass- 
licher  einzurichten,«  ohne  in  den  Dispositionen  der  Bergord- 
nungen etwas  Wesentliches  zu  ändern.  Die  Mittheilung  dieses 
Entwurfes  an  die  Bergbehörden  und  demnächst  die  Ver- 
öffentlichung desselben  in  dem  Entwürfe  eines  allgemeinen 
Gesetzbuches  für  die  preussischen  Staaten  (1784—1788),  in 
welchem  das  Bergrecht  in  zwei  Abschnitten : Th.  I,  Abthei- 
lung 3,  Tit.  4,  Abschn.  4:  Vom  Bergwerksregal,  und  Th.  II, 
Abth.  3,  Tit.  14,  Abschn.  4:  Von  den  Rechten  und  Pflichten 
der  Bergwerksgesellschaften,  abgehandelt  wurde,  rief  jedoch 
eine  grosse  Anzahl  von  gutachtlichen  Bemerkungen  und  Ab- 
änderungsvorschlägen hervor,  aus  deren  eingehender  Erörte- 
rung dann  das  Bergrecht  des  Allgemeinen  Landrechts  in  der- 
jenigen Gestalt  hervorging,  wie  dasselbe  in  dem  Th.  II,  Tit.  16, 
Abschnitt  4 dieses  Gesetzbuchs  vorliegt1). 

Das  Bergrecht  des  Allgemeinen  Landrechts  trat  mit  dem 
übrigen  Inhalte  dieses  Gesetzbuches  am  1.  Juni  1794  für  das 
ganze  damalige  Staatsgebiet  in  Kraft  und  zwar  erlangte  das- 
selbe nach  Art.  I,  III  und  IV  des  Publicationspatentes  vom 
5.  Februar  1794  nur  subsidiarische  Geltung  an  Stelle  der  bis- 
her aufgenommen  gewesenen  gemeinen  Rechte.  Die  Provinzial- 
gesetze und  Statuten  sollten  ihre  Gültigkeit  behalten,  bis  die 
angeordnete  aber  nicht  zur  Ausführung  gekommene  Codification 
des  Provinzialrechtes  erfolgt  sei. 

Die  drei  Revidirten  Bergordnungen  blieben  daher  neben 
dem  Allgemeinen  Landrechte  als  Provinzialgesetze  in  Kraft, 
und  das  hatte  bei  der  wesentlichen  Gleichartigkeit  ihrer  Normen 
kein  practisches  Bedenken.  Als  dann  in  Folge  des  Reichs- 
deputations-Hauptschlusses  von  1803  das  Staatsgebiet  erweitert 
wurde,  blieb  die  Uebereinstimmung  in  der  Berggesetzgebung 
dadurch  erhalten,  dass  in  die  neu  erworbenen  Besitzungen 
neben  dem  Allgemeinen  Landrechte  auch  die  Provinzialberg- 
ordnung der  Provinz,  in  welche  die  Einverleibung  erfolgte, 
eingeführt  wurde,  so  die  Kleve-Märkische  Bergordnung  in  die 
Stifter  Essen,  Werden  und  Paderborn  durch  die  Patente  vom 


1)  Uebcr  die  Geschichte  der  Redaction,  vgl.  Brassert,  das  Berg- 
recht des  Allg.  Landrochts  in  seinen  Materialien  dargestellt.  Bonn  1861. 
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12.  April  und  vom  IC.  Mai  1803,  die  Magdeburg-Halber*  tadtor 
Bergordnung  in  das  Fürstenthum  Eichsfeld  und  die  Stadt- 
gebiete Erfurt,  Mülhausen  und  Nordhausen  durch  das  Patent 
vom  9.  April  1803  l 2). 

Die  Schlesische  Bergordnung  endlich  war  bereits  durch 
Patent  vom  7.  April  1793 8)  in  das  neu  erworbene  Südpreusseu 
(die  jetzige  Provinz  Posen)  eingeführt  worden  und  behielt  da- 
selbst neben  dem  Allgemeinen  Landrecht  Geltung. 

Weit  verwickelter  gestaltete  sich  der  Zustand  der  Preussi- 
schen  Berggesetzgebung  nach  der  Wiederherstellung  und  Er- 
weiterung des  Staatsgebietes  im  Jahre  1814. 

Unter  der  französischen  Zwischenherrschaft  waren  auf 
der  linken  Rheinseite  die  französischen  Berggesetze  vom  28.  Juli 
1791  und  vom  21.  April  1810  eingeführt  worden.  Das  letztere 
blieb  auch  nach  der  Vereinigung  der  Itheinprovinz  mit  dem 
Preussischen  Staate  in  Kraft,  so  dass  die  linksrheinischen 
Lande  ein  eigenes  Rechtsgebiet  des  französischen  Bergrechtes 
bildeten. 

In  den  rechtsrheinischen  Landestheilen  dagegen,  welche 
vorübergehend  dem  Kaiserthum  Frankreich,  dem  Königreich 
Westfalen,  dem  Grossherzogthum  Berg  und  dem  Grossherzog- 
thum Warschau  angehört  hatten,  war  zwar  der  Gode  Napoleon, 
jedoch  nicht  das  französische  Berggesetz  eingeführt,  so  dass 
für  das  Bergrecht  die  früheren  Gesetze  unverändert  in  Kraft 
geblieben  waren3).  Für  die  im  Tilsiter  Frieden  abgetretenen 
Provinzen  blieb  daher,  nachdem  durch  das  Patent  vom  9.  Sep- 
tember 1814  (G.-S.  S.  89)  das  Allgemeine  Landrecht  in  seinem 
ganzen  Umfange  wieder  eingeführt  war,  der  Rechtszustand  der- 
selbe, wie  er  vor  der  Abtretung  gewesen  war.  Während  in  den 
andern  Zweigen  des  Rechtes  die  Provinzialrechte  durch  die 
Einführung  des  Code  Napoleon  beseitigt  waren  und  bei  der 
Wiedereinführung  des  Landrechts  beseitigt  blieben,  behauptete 
in  dem  Bergrechte  das  Provinzialrecht  seine  Geltung  neben 
dem  Allgemeinen  Landrechte  und  letzteres  behielt  nur  eine 


1)  Rabe,  Sammlung  Preussischer  Gesetze.  Bd.  7.  S.  432.  439 
und  464. 

2)  Rabe.  Bd.  2.  S.  422. 

3)  Brassert,  Materialien.  S.  60  f. 
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subsidiarische  Geltung.  Dasselbe  war  der  Fall  in  den  neu- 
erworbenen  Landestheilen,  in  welche  das  Allgemeine  Landrecht 
durch  die  Patente  vom  15.  November  1810  (G.-S.  S.  233) 
und  vom  21.  Juni  1825  (G.-S.  S.  153)  neu  eingeführt  wurde, 
nämlich  in  den  früher  zum  Königreich  Sachsen  gehörigen  Pro- 
vinzen und  im  Herzogthum  Westfalen,  im  Fürstenthum  Siegen, 
in  den  Aemtern  Burbach  und  Neunkirchen  und  den  Graf- 
schaften Wittgenstein- Wittgenstein  und  Wittgenstein-Berleburg. 

Während  aber  in  den  wieder  vereinigten  Landestheilen  die 
Bevidirten  Bergordnungen  in  Kraft  blieben,  welche  der  Preussi- 
schen  Gesetzgebung  angehörten  und  mit  dem  Allgemeinen 
Landrechte  in  allen  wesentlichen  Punkten  übereinstimmten, 
waren  die  Provinzialbergordnungen  der  neu  erworbenen  Ijandes- 
theile  (die  Kursächsische,  Kurkölnische,  Nassau-Katzenelnbogi- 
sche  und  Jülich-Bergische  Bergordnung)  in  früheren  Jahrhun- 
derten entstanden  und  von  dem  Bergrechte  des  Allgemeinen 
Landrechts  nicht  blos  in  einzelnen  provinzialrechtlichen  Ab- 
weichungen, sondern  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  verschieden. 

Endlich  wurde  in  dem  rechtsrheinischen  Theile  der  Rhein- 
provinz (mit  Ausnahme  der  Kreise  Rees,  Duisburg  und  Essen) 
das  Allgemeine  Landrecht  nicht  eingeführt,  sondern  die  bis- 
herige Gesetzgebung  beibehalten,  d.  h.  für  den  rechtsrheinischen 
Bezirk  des  Appellationsgerichtshofes  zu  Cöln  der  Code  Napo- 
leon und  das  gemeine  deutsche  Bergrecht,  für  den  Bezirk  des 
Justizsenats  zu  Ehrenbreitstein  das  gemeine  deutsche  Civil- 
und  Bergrecht,  letzteres  in  beiden  Bezirken  als  subsidiarisches 
Recht  neben  verschiedenen  Provinzialbergordnungen. 

Bis  zum  Erlasse  des  Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24. 
Juni  1865  bestanden  also  in  Preussen  in  Bezug  auf  die  Berg- 
gesetzgebung drei  Rechtsgebiete,  das  Gebiet  des  preussischen, 
des  gemeinen  deutschen  und  des  französischen  Bergrechtes. 
Das  preussische  Bergrecht  galt  in  dem  Rechtsgebiete  des  All- 
gemeinen Landrechts,  also  in  den  östlichen  Provinzen  mit  Aus- 
nahme von  Neu-Vorpommern  und  Rügen,  in  der  Provinz  West- 
falen und  in  den  Kreisen  Rees,  Essen  und  Duisburg  der  Rhein- 
provinz.  Das  gemeine  deutsche  Bergrecht  galt  in  Neu-Vor- 
pommern und  Rügen,  in  dem  rechtsrheinischen  Theile  der 
Rheinprovinz  mit  Ausnahme  der  Kreise  Rees,  Essen  und  Duis- 
burg und  in  den  hohenzollernschen  Landen.  Das  französische 
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Bergrecht  endlich  galt  in  dem  linksrheinischen  Theile  der  Rhein- 
provinz. Sowohl  im  Gebiete  des  preussischen  als  des  gemeinen 
deutschen  Bergrechtes  galten  zahlreiche  Provinzial-Bergordnun- 
gen  neben  dem  Landrechte  und  dem  gemeinen  Rechte. 

In  dem  Gebiete  des  Allg.  Landrechts  und  des  Gemeinen 
Rechtes,  welchen  nur  eine  subsidiarische  Geltung  zukam,  galten 
als  Prinzipalrechte  folgende  zwölf  Provinzialbergordnungen: 

1.  die  Nassau-Katzenelnbogische  vom  1.  Mai  1559, 

2.  die  Kurtrierische  vom  22.  Juli  1564, 

3.  die  Heunebergische  vom  18.  Dezember  1566, 

4.  die  Homburgische  vom  25.  Januar  1570, 

5.  die  Kursächsische  vom  12.  Juni  1589  nebst  der  Stollen- 
ordnung vom  12.  Juni  1749  und  dem  Steinkohlenman- 
date vom  19.  August  1743, 

6.  die  Wildenburgische  vom  Jahre  1607, 

7.  die  Kurkölnische  vom  4.  Januar  1669, 

8.  die  Eisleben- Mansfeldische  vom  28.  October  1673, 

9.  die  Jülicli-Bergische  vom  21.  März  1719, 

10.  die  Kleve-Märkische  vom  29.  April  1766, 

11.  die  Schlesische  vom  5.  Juni  1769, 

12.  die  Magdeburg-Halberstädtische  vom  7.  Dezember  1772. 

Allein  die  Anzahl  der  örtlichen  Verschiedenheiten  in  der 

preussischen  Gesetzgebung  wurde  durch  die  mannigfaltigsten 
Combinationen  der  verschiedenen  Landesgesetzgebungen  mit 
den  einzelnen  Particularrechten  noch  erheblich  vervielfacht. 
So  fiel  z.  B.  die  Grenze  des  gemeinen  und  des  französischen 
Civilrechtes  nicht  mit  der  Grenze  des  deutschen  und  des  fran- 
zösischen Bergrechtes  zusammen.  Es  galt  daher  in  einem 
Theile  der  Rheinprovinz  das  gemeine  deutsche,  in  einem  an- 
dern das  französische  Berg-  und  Civilrecht,  in  einem  dritten 
Theile  aber  das  deutsche  Bergrecht  neben  dem  französischen 
Civilrechte.  Ebenso  galten  manche  Provinzialbergordnungen 
sowohl  im  Gebiete  des  gemeinen  als  des  preussischen  Rechtes, 
so  die  Kurkölnische,  die  Kursächsische  und  die  Jülichbergisehe 
Bergordnung,  von  denen  also  jede  ein  doppeltes  Rechtsgehiet 
repräsentirte.  So  wie  die  Grenzen  dieser  Particularrechte  die 
längst  vergangenen  politischen  Eintheilungen  verewigten,  die 
zur  Zeit  ihrer  Einführung  bestanden,  so  haben  auch  die  spä- 
teren oft  ganz  ephemeren  Staatenbildungen  für  das  Gebiet  des 


Digitized  by  Google 


82 


Erstes  Buch:  Rechtsgeschichte. 


Bergrechtes  dadurch  Bedeutung  behalten , dass  durch  Spezial- 
gesetze wichtige  Neuerungen  in  den  Bereich  der  älteren  Berg- 
ordnungen, oder  vielmehr  in  einzelne  Theile  ihres  Rechtsgebietes 
eingeführt  wurden.  So  hat  das  Westfälische  Decret  vom  27. 
Januar  1800  die  Magdeburg-Halberstädtische  Bergordnung  durch 
die  Aufhebung  des  Mitbaurechtes,  die  Kursächsische  Bergord- 
nung durch  die  Einführung  des  Steinkohlenregals  modificirt, 
jedoch  nur  in  den  zu  dem  Königreich  Westfalen  abgetretenen 
Landestheilen,  während  in  den  übrigen  Theilen  ihres  Rechts- 
gebietes die  beiden  Bergordnungen  in  unveränderter  Geltung 
verblieben  sind.  So  galt  ferner  die  Kursächsische  Bergordnung 
in  einigen  Landestheilen  mit  dem  sogenannten  Steinkohlenman- 
date vom  19.  August  1743,  in  anderen  ohne  dieses  Spezialgesetz, 
welches  seinerseits  wieder  ohne  die  Kursächsische  Bergordnung 
in  denjenigen  Landestheilen  Geltung  erhalten  hatte,  welche 
wie  die  Ober-  und  Nieder- Lausitz  erst  nach  dem  sechszehnten 
Jahrhundert  vorübergehend  mit  dem  sächsischen  Kurstaate 
verbunden  wurden1). 

Eine  kartographische  Darstellung  der  verschiedenen  vor 
dem  Allgemeinen  Berggesetze  vom  24.  Juni  1865  bestehenden 
partikularen  Rechtsgebiete  würde  also  alle  die  Veränderungen 
anschaulich  machen  müssen,  welche  das  gegenwärtige  Staats- 
gebiet im  Laufe  der  drei  letzten  Jahrhunderte  in  seiner  politi- 
schen Eintheilung  erfahren  hat,  da  fast  jede  dieser  Eintheilun- 
gen  für  das  Bergrecht  durch  eine  Provinzial-Bergordnung,  oder 
durch  ein  Spezialgesetz  Bedeutung  behalten  hat2).  Es  kann 
daher  keinesweges  befremden,  wenn  in  manchen  Landestheilen 
erhebliche  Zweifel  darüber  bestanden,  ob  daselbst  bei  dein 
mannigfaltigen  Wechsel  der  Gesetzgebung  eine  bestimmte  Berg- 
ordnung Geltung  erhalten  hatte  oder  in  Geltung  verblieben  war, 
so  in  l’osen  wegen  der  schlesischen  Bergordnung8),  in  der  Lausitz 
wegen  der  böhmischen  Bergwerksvergleiche  vou  1534  und  1575,  im 
Grunde  Seel- und  Burbach  wegen  der  nassauischen  Bergordnung 4). 


1)  Brassert,  Bergordnungen  der  preussischen  Lande.  Einleitung 
S.  XXXVI. 

2)  Die  handschriftliche  Bergrcchtskarte  von  I»r.  v.  Dechen  unter- 
scheidet fünfzig  verschiedene  Kechtsgebietc. 

3)  Brassert  a.  a.  0.  S.  XLII. 

4)  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  II,  S.  77. 
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Alle  diese  particularen  Verschiedenheiten  des  früheren 
Rechtes  haben  auch  für  den  heutigen  Rechtszustand  Bedeutung 
behalten,  insofern  es  auf  die  Beurtheilung  der  Entstehung  früher 
begründeter  Rechtsverhältnisse,  insbesondere  auf  die  Feldes- 
grösse der  nach  dem  früheren  Rechte  ertheilten  Bergwerks- 
verleihungen ankommt.  Für  einzelne  Rechtsinstitute  z.  B. 
die  Erbstollengerechtigkeit,  die  Freikuxe,  die  Kuxeintheiluug 
bei  den  Gewerkschaften  des  älteren  Rechtes  und  zum  Theil 
für  die  Bergwerksbesteuerung  kommen  die  Vorschriften  des  älte- 
ren provinziellen  und  subsidiären  Rechtes  nach  den  Ueber- 
gangsbestimmungen  des  Allgemeinen  Berggesetzes  §§.  223 — 245 
dauernd  in  Anwendung. 

§.  6.  Die  Novellangesetzgebung. 

(1816—1863.) 

Das  Bergrecht  des  Allgemeinen  Preussischen  Landrechts 
war  nichts  Anderes  als  eine  Codification  des  gemeinen  deut- 
schen Bergrechtes  für  die  preussischen  Staaten.  Es  war  zwar 
bestimmt,  die  Geltung  des  letzteren  auszuschliessen  und  an 
seine  Stelle  als  letztes  Subsidiarrecht  zu  treten.  Allein  es  er- 
reichte diesen  Zweck,  indem  es  das  deutsche  Bergrecht  in  sich 
aufnahm,  ohne  etwas  Anderes  und  Neues  an  dessen  Stelle  zu 
setzen.  Das  landrechtliche  Bergrecht  steht  also  vom  Standpunkte 
der  Theorie  des  gemeinen  deutschen  Bergrechts  betrachtet  auf 
einer  Linie  mit  den  älteren  deutschen  Bergordnungen.  Es  ist 
selbst  eine  Quelle  des  deutschen  Bergrechts  und  zwar  eine 
der  vorzüglichsten  und  wird  auch  als  solche  von  den  neueren 
Schriftstellern  des  gemeinen  Bergrechts  vorzugsweise  benutzt 

Die  Vorzüge  des  in  dem  Allgemeinen  Landrechte  ent- 
haltenen Berggesetzes  sind  durch  eine  siebzigjährige  Geltung 
glänzend  bewährt  worden,  und  es  dürfen  demselben  nur  wenige 
Bergordnungen  der  vorhergehenden  oder  der  nachfolgenden 
Zeit  an  die  Seite  gestellt  werden,  soweit  die  formalen  Vorzüge 
einer  correcten  Fassung  und  einer  zweckmässigen  Anordnung 
der  Vorschriften  in  Betracht  kommen.  Auch  in  materieller 


1)  Vergl.  Hake  Commeutar  über  das  deutsche  Bergrecht. 
Sulzbacb  1839. 
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Hinsicht  steht  die  Berggesetzgebung  des  Allgemeinen  Land- 
rechts ganz  auf  der  Höhe  der  damaligen  Rechtswissenschaft 
und  der  damals  geltenden  volkswirthschaftlichen  Politik.  Aber 
der  Standpunkt  dieser  Volkswirthschaft  war  noch  derselbe  und 
ihr  Horizont  eben  so  eng  begrenzt  wie  zur  Zeit  der  Abfassung 
der  Revidirten  Bergordnungen.  Man  fand  auch  in  dem  All- 
gemeinen Landrecht  für  gut,  den  Bergbau  der  Direction  des 
Bergamtes  zu  unterwerfen  (§.  82).  Dem  Bergamte  war  die 
Festsetzung  der  Preise  der  Bergwerksproducte  ($.  315),  die 
Bestimmung  der  zu  zahlenden  Zubusse  oder  der  zu  vertheilen- 
den Ausbeute  (§§.  274,  300),  die  Annahme  der  Arbeiter,  der 
Schichtmeister  und  der  Steiger  (§§.  307  ff.)  Vorbehalten. 

Dieses  sogenannte  Directionsprinzip  wurde  schon  bei  der 
Redaction  des  Allgemeinen  Landrechts  von  Grolmann  und 
Eggers  bekämpft1)  jedoch  vergebens.  Die  Praxis  der  Berg- 
behörden war  sogar  viele  Jahrzehnte  hindurch  auf  die  mög- 
lichste Ausdehnung  des  sogenannten  Directionsprincipes  und  auf 
die  vollständige  Unterwerfung  des  Privatbergbaues  unter  die 
Leitung  der  Behörden  gerichtet. 

Die  Instruction  für  das  Kleve  - Märkische  Bergamt  zu 
Wetter  vom  24.  Mai  1783  enthielt  im  §.  5,  Nr.  2 die  Be- 
stimmung : 

»Es  sollen  keine  neuen  Steinkohlenwerke  in  Betrieb  ge- 
setzt werden,  bis  daran  sich  ein  Kohlenmangel  ereignet.« 
Nach  dieser  Vorschrift  wurde  der  Betrieb  eines  verliehenen 
Steinkohlenbergwerks  von  einer  besonderen  Erlaubniss  des 
Bergamtes  abhängig  gemacht,  dessen  Beurtheilung  anheim  ge- 
geben war,  ob  ein  Bedürfniss  zur  Eröffnung  einer  neuen  Grube 
vorhanden  sei  oder  nicht.  Auf  Grund  dieser  Vorschrift  wurde 
unter  andern  der  Gewerkschaft  der  Grube  Schölerpad  bei  Essen 
zehn  Jahre  lang  von  1816  bis  1826  die  nachgesuchte  Erlaub- 
niss zur  Eröffnung  eines  Tiefbaues  verweigert,  weil  der  Tief- 
bau der  Grube  Salzer  und  Neuack  zur  Versorgung  des  dortigen 
Kohlenmarktes  genüge  und  ein  Bedürfniss  zur  Anlage  eines 
zweiten  Tiefbaues  im  Essener  Reviere  nicht  vorhanden  sei2). 


1)  llrassert  Materialien  S.  75.  147 

2)  Vergl.  meinen  Couimentar  zum  Allg.  Berggesetze,  Einleitung 
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Die  Steinkohlengruben  wurden  durch  die  Declaration  vom 
1«.  Mai  1786  revierweise  unter  die  gemeinschaftliche  Verwal- 
tung von  Oberschichtmeistern  und  Obersteigern  gestellt  und 
die  Preise  der  Steinkohlen  amtlich  so  regulirt,  dass  die  gün- 
stiger gelegenen  Gruben  höhere  Preise  halten  mussten,  um  den 
Absatz  ihrer  ungünstig  gelegenen  Nachbarn  nicht  .zu  erdrücken. 
Sogar  die  Ituhrschifffahrtsgefälle  wurden  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  so  bemessen,  dass  die  der  Mündung  zunächst  ge- 
legenen Gruben  höhere  Abgaben  für  die  Benutzung  der  kür- 
zeren Stromstrecke  zahlten,  als  die  oberhalb  gelegenen  für  die 
längere  Fahrt,  damit  der  Vortheil,  welchen  erstere  durch  ihre 
natürliche  Lage  für  den  Absatz  der  Kohlen  behaupteten,  zu 
Gunsten  der  letzteren  einigermassen  ausgeglichen  werde. 

Dieses  System  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  war 
berechnet  auf  den  unentwickelten  und  hülflosen  Zustand,  in 
welchem  die  Gesetzgebung  Friedrich  des  Grossen  den  Bergbau 
vorfand.  Die  Zersplitterung  der  Production  unter  eine  grosse 
Zahl  unbedeutender  Gruben,  unter  einer  ganz  unzureichenden 
technischen  und  kaufmännischen  Leitung,  die  Beschränkung 
des  Absatzgebietes  durch  zahlreiche  Binnenzölle,  durch  den 
Mangel  fahrbarer  und  schiffbarer  Strassen , die  Belastung  des 
Bergbaues  mit  Abgaben,  die  nach  dem  damaligen  Stande  der 
Preise  auf  2‘2  % des  Bruttowerthes  der  Production  berechnet 
wurden  ‘),  bildeten  vereinigt  eine  Schranke  für  die  Entwicke- 
lung des  Bergbaues,  zu  deren  Uebersteigung  dem  Einzelnen 
die  Mittel,  dem  Zeitalter  der  Unternehmungsgeist  und  der  Ge- 
meinsinu  fehlten.  Alle  Anregung  zu  gemeinnützigen  Unter- 
nehmungen wurde  damals  von  der  Legierung  erwartet  und  ihr 
unbedenklich  das  liecht  eingeräumt,  zu  diesen  Zwecken  die 
Einzelnen  nach  ihrem  Ermessen  polizeilich  zu  beschränken 
und  zu  besteuern. 

Die  Ursache,  dass  an  diesen  Einrichtungen  auch  dann 
noch  festgehalten  wurde,  als  die  Bevormundung  des  Bergbaues 
seiner  Entwickelung  nicht  mehr  förderlich,  sondern  in  hohem 
Grade  schädlich  geworden  war,  lag  aber  in  der  Finanzpolitik 
der  Verwaltung.  Die  Abgaben,  welche  auf  dem  preussischen 


1)  Nach  einer  Schätzung  des  Freikerrn  von  Stein,  damals 
Bergaintsdircctor  in  Wetter. 
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Bergbau  lasteten,  betrugen  noch  in  den  Jahren  1843—1847 
zwölf  Prozent  des  rohen  Ertrages.  Ste  erhoben  sich  in  ein- 
zelnen Landestheilen  bis  auf  14,3  % und  16, 7 % des  Productions- 
werthes1)-  Eine  solche  Besteuerung  konnte  nicht  aufrecht  er- 
halten werden  ohne  solche  Einrichtungen,  die  eine  künstliche 
Steigerung  des  Preises  der  Bergwerksproducte  durch  Beschrän- 
kung der  Concurrenz  zum  Zweck  hatten. 

Der  Kampf  um  die  Reform  der  Berggesetzgebung  hatte 
also  ein  doppeltes,  jedoch  eng  verbundenes  Ziel,  die  Freigebnng 
des  Bergbaues  und  die  Erleichterung  der  Steuern.  Anträge 
auf  eine  Revision  der  Berggesetze  nach  diesen  beiden  Gesichts-  • 
punkten  wurden  im  Jahre  1S28  von  den  Rheinischen  und  den 
Schlesischen  Provinz ialstäuden  gestellt.  Schon  im  Jahre  1826 
war  indess  gleichzeitig  mit  der  angeordneten  allgemeinen  Ge- 
setzrevision auch  eine  neue  Bearbeitung  des  Bergrechtes  unter- 
nommen, welche  zunächst  eine  Verbesserung  des  formellen  Zu- 
standes der  Berggesetzgebung  bezweckte2). 

Das  Ziel  dieser  Bearbeitung  war  die  Beseitigung  der  ver- 
schiedenen im  Staate  in  principaler  und  in  subsidiarischer  Gel- 
tung befindlichen  Bergrechte  und  die  Herstellung  eines  allge- 
meinen Berggesetzes  für  den  ganzen  Staat,  in  welches  die  bei- 
zubehaltenden provinziellen  Besonderheiten  als  solche  aufgenom- 
men werden  sollten.  Da  diese  Codification  auch  die  linksrhei- 
nischen Landestheile  umfassen  sollte,  so  musste  man  sich  die 
Frage  vorlegen,  ob  dieselben  ebenfalls  dem  Directionsprincipe 
unterworfen,  oder  ob  die  freisinnigen  Grundsätze  des  fran- 
zösischen Berggesetzes  angenommen  werden  sollten,  welche  dem 
Bergwerkseigenth ümer  die  freie  Verwaltung  seines  Eigenthumes 
überlassen  und  ihn  nur  der  polizeilichen  Aufsicht  der  Behörden 
unterwerfen.  Die  Verfasser  der  beiden  ersten  Entwürfe  von 
1833  und  von  1835  Karsten,  Skalley  und  von  Viebahn  folgten 
der  freisinnigen  Auffassung  des  französischen  Berggesetzes. 
Nach  ihren  Vorschlägen  sollte  die  Bergbehörde  statt  das  Berg- 
werkseigenthum für  die  Gewerken  zu  verwalten,  lediglich  eine 


1)  v.  Carnall,  die  Bergwerke  in  Preussen  und  ihre  Besteuerung. 
Berlin  1850.  Tabelle  XX. 

2)  Vergl.  Brassert,  die  Bergrechtsreform  in  Preussen.  Zeit- 
schrift für  Bergrecht  Bd.  III,  S.  234  f. 
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Oberaufsicht  über  den  Bergbau  führen  und  denselben  nach  den 
Regeln  der  Bergbaukunde  und  nach  den  Vorschriften  der  Berg- 
polizei überwachen,  während  Betrieb  und  Haushalt,  Annahme 
und  Entlassung  der  Grubenbeamten  und  Arbeiter,  Einziehung 
der  Zubusse  und  Vertheilung  der  Ausbeute,  lediglich  den  Berg- 
werksbetreibern zu  überlassen  sei. 

Diese  Vorschläge  stiessen  indessauf  lebhaften  Widerspruch 
in  den  Verwaltungskreisen  und  nachdem  ein  Wechsel  in  den 
leitenden  Persönlichkeiten  eingetreten  war,  wurde  im  Jahre 
1841  nach  den  Anträgen  des  Oberberghauptmanns  Grafen  von 
Beust  beschlossen,  das  Directionsprincip  aufrecht  zu  erhalten 
und  von  der  Einführung  des  neuen  Berggesetzes  in  den  links- 
rheinischen Landestbeilen  Abstand  zu  nehmen.  Der  dritte 
Entwurf  vom  Jahre  1841  kehrte  in  Folge  dessen  vollständig 
zu  den  Grundsätzen  des  Allgemeinen  Landrechts  zurück,  indem 
er  den  Bergbehörden  nicht  bloss  die  Aufsicht,  sondern  die  un- 
mittelbare Leitung  des  Privatbergbaues  übertrug.  Trotz  der 
Bedenken  welche  die  Provinzialstäude  von  Rheinland,  West- 
falen und  Schlesien  gegen  diese  Tendenz  des  Gesetzentwurfes 
erhoben,  wurde  dieselbe  auch  bei  der  vierten  Berathung  fest- 
gehalten,  welche  in  den  Jahren  1845  und  1846  von  einer  Com- 
mission unter  dem  Vorsitze  des  Ministers  der  Gesetzgebung 
von  Savigny  bewirkt  wurde.  Der  vierte  Entwurf  von  1846  be- 
hielt nicht  blos  das  Directionsprincip  bei,  trotz  des  in  der  Com- 
mission selbst  von  dem  gründlichsten  Kenner  des  Bergrechts 
und  der  Verhältnisse  des  Bergbaues,  dem  Geheimen  Oberberg- 
rath Dr.  Karsten  erhobenen  Widerspruchs;  er  kehrte  auch 
zu  der  Casuistik  des  Allgemeinen  Landrechts  zurück  und  hielt, 
wie  schon  der  Entwurf  von  1841,  mit  Vorliebe  an  der  Erhal- 
tung provinzieller  Besonderheiten  (z.  B.  des  Mitbaurechtes  des 
Grundkuxes  und  der  Tradde)  fest. 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1848  unterbrachen  die  bereits 
begonnene  legislative  Berathung  des  Entwurfes  von  1846  im 
Staatsrathe  und  gaben  den  Anstoss  zur  Bearbeitung  eines  neuen 
Entwurfes  durch  eine  Commission  von  Bergbeamten  und  Berg- 
werksbesitzern. Der  fünfte  Entwurf  von  1848  und  der  aus 
der  Umarbeitung  desselben  durch  eine  Ministerialcommission 
hervorgegangene  sechste  Entwurf  von  1850  verfolgte  das  Ziel, 
das  französische  Bergrecht  in  seinen  freisinnigen  Verwaltungs- 
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grundsät  zen,  zugleich  aber  auch  in  seinen  Singularitäten  mit 
der  Einteilung  der  Mineralgewinnungen  in  Bergwerke,  Grä- 
bereien  und  Steinbrüche  und  mit  der  Verleihung  ohne  Aner- 
kennung des  gesetzlichen  Rechtsanspruchs  des  Finders  und 
Muthers  auf  eine  bestimmte  Feldesgrösse,  auf  rechtsrheinischen 
Boden  zu  verpflanzen. 

Auch  dieser  sechste  Entwurf,  welcher  im  Januar  1850  den 
Kammern  zur  Beschlussfassung  vorgelegt  wurde,  gelangte  nicht 
zur  Annahme  und  die  Regierung  verliess  nun  den  lange  ohne 
Erfolg  betretenen  Weg  der  Codificationsversuche,  um  sich  der 
materiellen  Verbesserung  des  Bergrechtes  durch  einzelne  Ge- 
setze über  die  am  meisten  der  Reform  bedürftigen  Materien 
zuzuwenden.  Schon  im  Jahre  1821  war  durch  das  Gesetz  ?om 
1.  Juli  über  die  Verleihung  des  Bergeigenthums  auf  Flötzen 
dem  wichtigen  Steinkohlenbergbau  eine  wesentliche  Förderung 
zu  Theil  geworden,  indem  statt  der  bisherigen  kleinen  und 
unzweckmässig  begrenzten  Geviertfelder,  Felder  von  angemes- 
sener Ausdehnung  mit  der  unbegrenzten  Erstreckung  in  die 
ewige  Teufe  gewährt  wurden. 

Im  Jahre  1851  endlich  wurde  nach  den  Vorschlägen  von 
Carnalls  eine  durchgreifende  Reform  der  bisherigen  Gesetz- 
gebung in  Angriff  genommen  und  durch  die  beiden  Gesetze 
vom  12.  Mai  1851  über  die  Besteuerung  der  Bergwerke  und 
über  die  Verhältnisse  der  Miteigentümer  die  Axt  an  die 
Wurzel  des  bisherigen  Verwaltungssystems  gelegt  und  der 
Bergbau  von  der  vormundschaftlichen  Direction  der  Behörden, 
sowie  durch  die  Herabsetzung  des  Zehnten  auf  den  Zwanzigsten 
von  einem  Theile  des  übermässigen  Steuerdruckes  befreit. 

Das  Gesetz  über  die  Verhältnisse  der  Miteigentümer  hob 
das  Directionsprincip  nicht  formell  auf;  allein  es  gab  den  Ge- 
werkschaften in  den  Gewerken  Versammlungen  und  in  den  Re- 
präsentanten und  Grubenvorstäuden  Organe  für  die  eigene 
Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  und  legte  den  gewerkschaft- 
lichen Repräsentanten  im  §.  18  einen  grossen  Theil  derjenigen 
Befugnisse  bei,  welche  bisher  den  Bergbehörden  Vorbehalten 
gewesen  waren,  wie  die  Wahl  der  Grubenbeamten,  die  An- 
nahme und  Entlassung  der  Bergarbeiter,  den  Verkauf  der  Berg- 
werksproducte,  und  die  Ausschreibung  der  Betriebsgelder. 

Wenn  in  manchen  Punkten  (z.  B.  bei  der  Annahme  der 


5.  Die  Novellengesetzgebung.  89 

Bergarbeiter,  bei  der  Regulirung  ihres  Lohnes  u.  s.  w.),  den 
Bergbehörden  eine  weitgehende  Einwirkung  Vorbehalten  blieb, 
oft  in  unbestimmten  Ausdrücken,  so  entsprach  dies  zwar  nicht 
den  formellen  Anforderungen  einer  correcten  Gesetzredactiou, 
wohl  aber  dem  praktischen  Bedürfnisse  eines  immerhin  schwie- 
rigen Uebergangszustandes.  Auch  wurde  die  Aasführung  dieses 
Uebergangsgesetzes  so  geleitet,  dass  schon  auf  Grund  desselben 
allmählich  den  Gewerkschaften  die  volle  Selbstverwaltung  über- 
tragen wurde  und  dabei  bildeten  die  Verwaltungsbehörden  nicht 
die  hemmende,  sondern  in  vielen  Fällen  die  treibende  Kraft- 
Die  Gewerken,  welche  bei  dem  zersplitterten  Bergwerksbesitze 
bisher  nur  die  Früchte  eines  von  der  Behörde  vormundschaft- 
lich verwalteten  Geschäftsbetriebes  geniessen  durften,  mussten 
erst  die  geeigneten  Organe  für  die  eigene  Verwaltung  ihres 
gemeinschaftlichen  Besitzes  gewinnen.  Vor  allem  bot  aber  das 
Verhältniss  der  Bergarbeiter  grosse  Schwierigkeiten , welche 
bisher  nach  §.  307,  Tit.  16,  Th.  II  des  Allg.  Landrechts  nur 
von  der  Bergbehörde  angenommen  und  von  dieser  auf  die 
einzelnen  Gruben  verlegt  wurden.  Es  galt  für  dieselben  Ein- 
richtungen zu  schaffen,  durch  welche  ihnen  die  Sicherheit  der 
ökonomischen  Existenz  auch  bei  ganz  freier  Yertragschliessung 
mit  dem  Arbeitgeber  gewährleistet  wurde.  Dieser  Zweck  wurde 
erreicht  durch  das  Gesetz  über  die  Vereinigung  der  Berg-, 
Hütten-  und  Salinenarbeiter  in  Knappschaften  vom  10.  April 
1854,  welches  die  örtlich  von  Alters  her  begründeten  Knapp- 
schaftsverbände zu  einer  allgemeinen  Einrichtung  erhob  und  in 
den  Knappschaftsvereinen  eine  corporative  Vereinigung  der 
Werksbesitzer  und  der  Arbeiter  zum  Zwecke  der  gemeinsamen 
Unterstützung  der  arbeitsunfähigen  Arbeiter  und  ihrer  Hinter- 
bliebenen schaffte. 

Nachdem  durch  di^se  Einrichtung  ein  von  der  Behörde 
unabhängiges  Organ  der  Vermittelung  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  und  zur  Fürsorge  für  die  letzteren  geschaffen 
war,  durfte  die  Vertragschliessung  zwischen  den  Arbeitern  und 
den  Arbeitgebern  der  freien  Vereinigung  überlassen  werden. 
Dies  geschah  durch  das  Gesetz  über  die  Beaufsichtigung  des 
Bergbaues  durch  die  Bergbehörden  und  das  Verhältniss  der 
Berg-  und  Hüttenarbeiter  vom  21.  Mai  1860,  welches  zugleich 
im  §.  1 das  factisch  bereits  beseitigte  Directionsprincip  auch 
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gesetzlich  vollständig  aufbob  und  den  Bergbehörden  nur  noch 
die  polizeiliche  Aufsicht  über  den  Bergbau  zuwies. 

Es  folgte  eine  weitere  Ermässigung  der  Bergwerksabgaben 
bis  auf  2 °/o  des  Brutto-Ertrages  durch  die  Gesetze  vom  22. 
März  1861  und  vom  20.  October  1862,  sodann  eine  Verein- 
fachung des  Verwaltungsapparates  durch  das  Gesetz  über  die 
Competenz  der  Oberbergämter  vom  10.  Juni  1861,  welches  die 
bisherigen  Bergämter  aufhob.  Endlich  wurden  durch  das  Ge- 
setz über  die  Verwaltung  der  Bergbauhülfskassen  vom  5.  Juni 
1863  auch  diese  bisher  von  den  Bergbehörden  verwalteten  ge- 
meinnützigen Institute  in  die  Hände  der  aus  den  betheiligten 
Bergwerksbesitzern  gebildeten  corporativen  Verbände  übergeben. 

Der  Gesetzentwurf  wegen  der  Verleihung  der  Grubenfelder 
und  der  Gesetzentwurf  wegen  Mobilisirung  der  Kuxe,  welche 
in  den  Jahren  1860  und  1861  den  beiden  Häusern  des  Land- 
tags vorgelegt  wurden,  gelangten  nicht  zur  Erledigung,  weil 
sich  bei  den  legislatorischen  Berathungen  eine  Meinungs- 
verschiedenheit nicht  sowohl  in  Bezug  auf  das  Princip  der  an- 
gestrebten Reformen,  als  vielmehr  in  Bezug  auf  die  Art  ihrer 
Durchführung  zeigte,  welche  ein  Einverständniss  nicht  zu 
Stande  kommen  liess. 

Nachdem  durch  diese  Thätigkeit  der  Novellengesetzgebung 
die  wichtigsten  materiellen  Fragen , welche  auf  dem  Gebiete 
der  Berggesetzgebung  einer  Lösung  bedurften,  theils  gelöst, 
theils  für  die  endgültige  Lösung  vorbereitet  waren,  blieb  noch 
die  formale  Aufgabe  der  angestrebten  Reform,  nämlich  die  Co- 
dification  des  Bergrechtes  übrig,  welche  durch  das  allgemeine 
Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  gelöst  ist. 


§.  6.  Das  Allgemeine  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  und  die 
spätere  Gesetzgebung. 

(1865—1869.)' 

Die  materiellen  Reformen,  welche  durch  die  Novellen- 
gesetzgebung von  1851,  1854  und  1860 — 62  eingeführt  waren, 
hatten  den  dringenden  Beschwerden  der  Bergwerksbesitzer 
endlich  Abhülfe  verschafft.  Der  Bergbau,  dessen  Entwickelung 
unter  dem  Drucke  der  übermässigen  Besteuerung  zurückgeblie- 
ben war,  wuchs  nach  der  Entlastung  und  nach  der  Freigebung  des 
Betriebes  in  gewaltigen  Dimensionen.  Das  Ziel,  welches  Karsten 
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seit  dreissig  Jahren  vergeblich  angestrebt  hatte,  war  endlich 
erreicht  und  die  Bergverwaltung,  welche  lange  Zeit  hindurch 
das  starrste  Festhalten  an  dem  Ueberlieferten  und  das  schäd- 
lichste Uebermass  bureaukratischer  Bevormundung  repräsentirt 
hatte,  war  endlich  vorzugsweise  durch  die  treibende  Iniative 
ihres  jetzigen  Chefs  des  Oberberghauptmanns  Krug  von  Nidda 
in  die  Bahn  der  entschiedenen  Gewerbefreiheit  und  der  unge- 
hemmten Bewegung  eingelenkt.  In  demselben  Masse,  wie  sich 
der  Bergbau  in  Preussen  ausdehnte,  wurde  der  Apparat  der 
Verwaltung  eingeschränkt  und  durch  eine  zweckmässige  Er- 
neuerung des  Personals  und  der  Verwaltungsvorschriften  um- 
gebildet.  Der  letzte  Kampf  galt  dem  Principe  der  Nachhaltig- 
keit des  Bergbaues,  welches  noch  bei  der  Aufhebung  des  Diree- 
tionsprincips  in  dem  Gesetze  vom  21.  Mai  1860  als  massgebend 
für  die  Beaufsichtigung  des  Bergbaues  durch  die  Behörden 
anerkannt  war.  Aus  diesem  Grundsätze  ging  aber  wie  aus 
ihrer  Wurzel  die  ganze  vormundschaftliche  Tendenz  der  früheren 
Berg  Verwaltung  hervor.  Die  Nachhaltigkeit  des  Bergbaues 
war  das  Motiv  für  die  Vorschrift  der  Instruction  vom  24.  Mai 
1783  gewesen,  nach  welcher  keine  Steinkohlenwerke  in  Betrieb 
gesetzt  werden  durften,  bis  dazu  nach  der  Ansicht  der  Behörde 
ein  Bedürfnis  vorhanden  sei1)-  Die  Forderung  der  Nachhal- 


1)  Die  Verweigerung  der  Erlaubnis  zum  Betriebe  der  Grube 
Schölerpad  (oben  S.  34)  wurde  wie  folgt  motivii’t: 

»Die  in  den  neuen  Gewerbegesetzen  ausgesprochene  Gevrerbe- 
freiheit  sei  anf  den  Bergbau  ausdrücklich  nicht  erstreckt  worden.  Die 
Schätze,  welche  die  Natur  in  ihrem  Schoosse  verberge,  erzeugen  sich, 
einmal  verschwendet,  nicht  wieder  und  aller  Betriebsvorschriften  letzter 
Zweck  müsse  also  eine  nachhaltige,  mithin  eine  ökonomische  Benut- 
zung jener  Reichthümer  sein.  Die  Benutzung  dürfe  nicht  über  das  Mass 
des  Bedürfnisses  hinaus  gestattet  werden,  da  der  Bergbau  nur  alsdann 
solide  Unternehmer  finden  w'erde,  wenn  dieselben  des  consequenten 
Schutzes  von  Seiten  des  Staates  gewiss  seien  und  von  einer  auf  blosser 
Speculation  beruhenden  Concurrenz  nichts  zu  fürchten  haben.  Die  Be- 
willigung des  für  die  Grube  Schölerpad  beabsichtigten  Tiefbaues  würde 
aber  den  Untergang  dieses.’  Betriebes  auf  der  Grube  Sälzer  & Neuack 
zur  Folge  haben,  weil  diese  Grube  eine  halbe  Stunde  entfernter  für 
Debit  ins  Klevische  liege,  als  Schölerpad.  Die  Gewerkschaft  von 
Sälzer  & Neuack  würde  also  den  grössten  Theil  ihres  Kohlenabsatzes 
unu  damit  die  Aussicht  auf  Verzinsung  und  Erstattung  des  auf  ihren 
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tigkeit  des  Bergbaues  gab  auch  jetzt  noch  fortwährend  Grund 
zu  einer  Einmischung  der  Behörden  in  die  Oekonomie  des 
Bergbaues,  die  ihrer  eigentlichen  polizeilichen  Aufgabe  fern 
lag.  Ausserdem  fehlte  es  an  festen  Formen,  innerhalb  deren 
die  Bergbehörden  diese  polizeiliche  Aufsicht  über  den  Bergbau 
ausüben  konnten,  insbesondere  an  Vorschriften  über  die  Ein- 
reichung und  Prüfung  des  Betriebspläne,  über  sicherheitspoli- 
zeiliche Anordnungen  u.  s.  w.  Solche  Formen  wurden  sowohl 
in  der  älteren  Gesetzgebung  vermisst,  die  gar  keine  bergpoli- 
zeiliche Aufsicht  kannte , als  auch  in  der  neueren , welche 
sich  begnügt  hatte  die  materiellen  Aufgaben  der  Bergpolizei 
festzustellen.  Dazu  kam  dass  der  formelle  Zustand  unsrer 
Berggesetzgebung  durch  die  umfangreiche  Novellengesetzgebung 
noch  weit  schlechter,  ja  fast  unerträglich  geworden  war.  Eine 
sichere  Kennt n iss  des  geltenden  Bergrechtes  war  nur  durch 
ein  sehr  umfangreiches  Gesetzesstudium  zu  erlangen  und  trotz 
der  vielfachen  literarischen  Arbeiten,  welche  die  Reformen  auf 
dem  Gebiete  der  Berggesetzgebung  begleiteten,  in  ihrem  ganzen 
Umfange  nur  den  Fachleuten  zugänglich.  Endlich  blieben 
noch  wichtige  Reformen  auf  verschiedenen  Gebieten  durch  die 
Gesetzgebung  zu  lösen  übrig,  so  die  zweckmässigere  Begren- 
zung der  Grubenfelder  und  die  Verbesserung  des  gewerkschaft- 
lichen Rechtsverhältnisses. 

Da  .überdies  alles  zu  einer  endlichen  Codification  des 
Bergrechts  vorbereitet  war,  so  beauftragte  der  Handelsminister 
von  der  Heydt,  dessen  persönliche  Initiative  auf  die  bisher 
durchgeführten  Reformen,  namentlich  aber  auf  die  Ermässigung 
der  Bergwerkssteuern  von  bedeutendem  Einflüsse  gewesen  war, 
den  Berghauptmann  Dr.  Brassert  in  Bonn  mit  der  Abfassung 
eines  Berggesetzen twurfes,  welcher  nach  vorheriger  Berathung 
in  dem  Handelsministerium  unter  dem  Titel : Vorläufiger  Ent- 
wurf eines  Allgemeinen  Berggesetzes  für  die  Preussisehen  Staaten. 
Berlin  1863  veröffentlicht  wurde.  Nachdem  über  diesen  Ent- 


Tiefbau  verwendeten  bedeutenden  Anlagekapitals  verlieren.  Das  Publi- 
kum aber  würde  aus  der  Concurrenz  zweier  Tiefbau-Aulagen  keinen 
Nutzen  ziehen,  namentlich  auf  keine  Ermässigung  der  Kohlenpreise 
rechnen  dürfen.  Vielmehr  würde  zu  befürchten  sein,  dass  die  Preise 
nach  und  nach  höher  gestellt  würden . um  die  Kosten  der  doppelten 
Tiefbauanlage  zu  deeken.«  Vgl.  m.  Commentar,  Einleitung  S.  63. 
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wurf  zahlreiche  Gutachten  von  den  Behörden.  Handelskammern, 
bergmännischen  Vereinen,  sowie  von  einzelnen  Juristen  abge- 
geben worden,  erfolgte  die  Zusammenstellung  der  sämmtlichen 
Monita  durch  Dr.  Brassert  und  unter  Berücksichtigung  der- 
selben die  nochmalige  Berathung  des  Entwurfs  durch  eine  aus 
Kommissarien  des  Handelsministeriums  und  des  Justizministe- 
riums gebildete  Kommission  unter  dem  Vorsitze  des  Handels- 
ministers Grafen  von  Itzenplitz  und  des  Oberberghauptmanns 
Krug  von  Nidda.  Die  aus  diesen  Berathungen  hervorge- 
gangene Gesetzesvorlage  wurde  in  der  Sitzungsperiode  von  1865 
den  beiden  Häusern  des  Landtages  und  zwar  zunächst  dem 
Herrenhause  vorgelegt.  Die  Kommission  des  Herrenhauses  ge- 
staltete die  Regierungsvorlage  durch  zahlreiche  Abänderungs- 
vorschläge um,  welche  jedoch  meist  redactioneller  Art  waren 
und  nur  in  wenigen  Funkten  eine  materielle  Aenderung  des 
Entwurfes  iuvolvirten.  Auf  Grund  des  Kommissionsbericbtes 
vom  16.  März  1865  nahm  dann  das  Herrenhaus  in  seiner 
Sitzung  vom  30.  März  den  Gesetzentwurf  mit  den  von  der 
Kommission  vorgeschlagenen  Abänderungen  an  und  das  Haus 
der  Abgeordneten  trat  diesem  Beschlüsse  auf  den  von  seiner 
Kommission  am  8.  Mai  erstatteten  Bericht  in  der  Sitzung  vom 
81.  Mai  ebenfalls  bei.  Das  Gesetz,  welches  den  Zeitpunkt, 
mit  welchem  es  in  Kraft  tritt,  in  §.  243  auf  den  1.  October 
1865  bestimmt,  ist  unter  dem  24.  Juni  1865  vom  Könige  voll- 
zogen und  durch  das  30.  Stück  der  Gesetzsammlung  publicirt. 

Die  Vorzüge  dieses  Gesetzes,  welche  schon  in  den  Stadien 
der  Vorberathung  allseitig  anerkannt  wurden , haben  sich 
während  der  fünfjährigen  Dauer  seiner  Geltuug  durchaus  be- 
währt. Die  klaren  und  zweckmässigen  Bestimmungen  des 
Berggesetzes  haben  in  dieser  Zeit  weder  zu  irgend  einer  we- 
sentlichen Controversenoch  zu  begründeten  Abänderungsvorschlä- 
gen Anlass  gegeben.  Sie  wurden  in  rascher  Folge  in  Bayern,  Braun- 
schweig, Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Coburg-Gotha,  Würtemberg 
und  Hessen  als  Muster  für  die  Codification  des  dortigen  Berg- 
rechtes angenommen  und  sind  in  den  vier  ersten  Staaten  be- 
reits mit  geringen  Veränderungen  adoptirt  worden  (oben  S.  25). 
Auch  die  juristische  Literatur  hat  sich  sehr  eingehend  und  in 
verschiedenen  Formen  der  Bearbeitung  mit  dem  Preussischen 
Berggesetze  beschäftigt.  Wenn  daher  zu  erwarten  ist,  dass  das 
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geschaffene  Gesetzgebungswerk  auf  lange  Zeit  dem  Bedürfnisse 
des  Bergbaues  genügen  wird,  so  hat  das  Gesetz  doch  durch 
äussere  Schicksale  nämlich  durch  seine  Einführung  in  neuer- 
worbene Landestheile  und  durch  gesetzliche  Reformen  auf  nahe 
liegenden  Gebieten,  z.  B.  durch  die  neue  Gewerbeordnung 
schon  mancherlei  Ergänzungen  erhalten. 

Der  denkwürdige  Krieg  des  Jahres  1866,  welcher  gerade 
ein  Jahr  nach  dem  Erlasse  des  Allgemeinen  Berggesetzes  aus- 
brach,  hatte  die  Vereinigung  ausgedehnter  norddeutscher  Län- 
dergebiete mit  der  Preussischen  Monarchie  zur  Folge.  Han- 
nover, Schleswig-Holstein,  Kurhessen,  Nassau,  Hessen-Homburg, 
Frankfurt,  sowie  die  von  Bayern  und  dem  Grossherzogthum 
Hessen  (von  der  Provinz  Oberhessen)  abgetretenen  Landestheile 
traten  in  den  Verband  des  Preussischen  Staates  ein.  Die  Ein- 
führung des  Allgemeinen  Berggesetzes  erfolgte  in  sämmtlichen 
neuen  Provinzen  mit  Ausnahme  von  Schleswig- Holstein  im  Laufe 
des  Jahres  1867  durch  verschiedene  Königliche  Verordnungen 
auf  Grund  der  dem  Könige  für  diese  Landestheile  durch  die 
Gesetze  vom  20.  September  und  24.  December  1866  vorüber- 
gehend eingeräumten  gesetzgebenden  Gewalt.  Der  Eintritt  der 
Gesetzeskraft  wurde  für  Nassau,  Hessen,  Homburg  und  die  ab- 
getretenen Theile  von  Oberhessen  durch  die  Verordnungen  vom 
24.  Februar  1867  auf  den  1.  April,  für  Hannover  durch  die 
Verordnung  vom  8.  Mai  1867  auf  den  1.  Juli  und  für  Kur- 
hessen, Frankfurt  und  die  Bayerischen  Gebietstheile  durch  die 
Verordnung  vom  1.  Juni  1867  auf  den  1.  Juli  des  Jahres  1867 
bestimmt.  In  Schleswig-Holstein  erfolgte  die  Einführung  durch 
das  Gesetz  vom  12.  März  1869  mit  dem  1.  April  186  9. 

Um  das  System  des  Allgemeinen  Berggesetzes  an  den 
früheren  Rechtszustand  der  neuen  Provinzen  anzuschliessen, 
war  eine  Reihe  transitorischer  Bestimmungen  erforderlich. 

Jedes  der  neu  erworbenen  Länder  besass  nicht  bloss  (mit 
Ausnahme  von  Schleswig-Holstein  und  der  freien  Stadt  Frankfurt) 
seine  eigene  Berggesetzgebung,  sondern  es  galten  in  jedem  der- 
selben verschiedene  Bergrechte  für  die  verschiedenen  Territo- 
rien. aus  welchen  im  Wiener  Frieden  die  jetzt  einverleibten 
Staaten  zusammengestückt  worden  waren. 

In  N assau  galt  für  das  ehemalige  Nassau  Oranieu  die 
Nassau  Katzenelnbogische  Bergordnung  vom  1.  September  1559, 
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in  den  übrigen  Landestheilen  dagegen  gemeines  deutsches  Berg- 
recht. Für  das  ganze  Herzogthum  erging  am  4.  October  1826 
ein  Edict  über  die  Organisation  der  Bergverwaltung,  welchem 
eine  Anzahl  von  Spezialgesetzen  und  Verordnungen  folgten. 
Demnächst  wurde  am  18.  Februar  1857  eine  vollständige  Berg- 
ordnung, jedoch  ohne  deu  erforderlichen  ständischen  Beirath  er- 
lassen, deren  Vorschriften  trotz  dieses  Mangels  und  obgleich  die 
früheren  Berggesetze,  keinesweges  ausdrücklich  aufgehoben  wur- 
den, seitdem  fast  ausschliesslich  practische  Geltung  erlangt  hatten. 
Die  Bergordnung  von  1857  entfernte  sich  von  den  freisinnigen 
Grundsätzen  des  Edicts  von  1826  und  führte  die  Aufsicht  der 
Staatsbehörden  über  den  wirtschaftlichen  Betrieb  der  Bergwerke 
in  derselben  Zeit  wieder  ein,  als  in  Preussen  mit  den  letzten 
Resten  des  sogenannten  Directionsprincips  aufgeräumt  wurde. 

In  Hannover  bestanden  sehr  verschiedenartige  parti  cu- 
lare  Ilechtsbildungen  und  in  einein  grossen  Theile  des  Landes 
fehlte  es  an  festen  Normen  des  Bergrechtes,  an  deren  Stelle 
das  subjective  und  schwankende  Ermessen  der  Verwaltungs- 
behörden massgebend  wurde. 

In  Kur  h essen  galten  für  die  althessischen  Landestheile 
die  Bergfreiheit  und  die  Bergordnung  von  1616,  welche  durch 
ein  Gesetz  vom  C.  April  1843  hinsichtlich  der  Stein-  und  Braun- 
kohlen auf  den  ganzen  Kurstaat  ausgedehnt  wurden.  In  den 
übrigen  Territorien,  sowie  in  den  früher  bayerischen  Landes- 
theilen galten  verschiedene  andere  Bergordnungen. 

In  Schleswig-Holstein,  im  Amte  Homburg,  in  Oberhessen 
und  in  der  freien  Stadt  Frankfurt  galt  das  gemeine  Bergrecht. 

Alle  diese  verschiedenen  Gesetzgebungen  wurden  durch  das 
Allgemeine  Berggesetz  beseitigt  und  die  beizubehaltenden  provin- 
zialrechtlichen Ausnahmen  durch  die  Einführungsgesetze  fixirt'). 

Von  nicht  minderer  Wichtigkeit  als  die  Einführung  des 
Allgemeinen  Berggesetzes  in  die  neu  erworbenen  Provinzen 
war  die  Aufhebung  des  Salzmonopoles , welche  in  Folge  der 
Uebereinkunft  zwischen  den  Zollvereinsstaaten  vom  8.  Mai 
1867  und  kraft  des  Gesetzes  vom  9.  August  1867  sowie  -der 
beiden  Königl.  Verordnungen  von  demselben  Tage  mit  dem 
1.  Januar  1868  eingetreten  ist. 


1)  Vgl.  Buch  IX.  Provinzialrecht. 
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Das  Allgemeine  Berggesetz  erhielt  das  bei  seinem  Erlasse 
noch  bestehende  Salzmonopol  im  §.2  mit  den  Worten  aufrecht : 
„An  den  Hechten  des  Staates  bezüglich  des  Salzhandels 
wird  durch  dieses  Gesetz  nichts  geändert.“ 

Schon  damals  war  jedoch  die  Aufhebung  dieses  für  den  Zwischen - 
verkehr  der  Zollvereinsstaaten  so  überaus  lästigen  Monopols 
durch  einen  Antrag  der  sächsischen  Regierung  angeregt,  wel- 
cher von  der  preussischen  Regierung  unterstützt  nur  in  dem 
Widerstande  der  süddeutschen  Regierungen  ein  unübersteig- 
liches  Hinderniss  fand.  Und  dieser  Widerstand  war  keines- 
weges  durch  ökonomische  Interessen  geboten,  sondern  lediglich 
durch  die  Eifersucht  auf  das  Uebergewicht  Preussens  bedingt, 
welches  vorzugsweise  auf  der  Einrichtung  des  Zollvereins  be- 
ruhte und  durch  die  Ausdehnung  dieser  Gemeinschaft  auf  die 
Salzsteuer  einen  mächtigen  Zuwachs  erhalten  musste1)- 

Das  Uebergewicht  des  preussischen  Staates  als  des  Re- 
präsentanten der  nationalen  Einigung  Deutschlands  sollte  in- 
dess  nur  zu  bald  Anerkennung  finden  und  in  dem  Friedens- 
vertrage zwischen  Preussen  und  den  süddeutschen  Staaten  vom 
22.  August  ls66  wurde  nicht  bloss  die  diesem  Uebergewichte 
entsprechende  neue  Organisation  des  Zoll  Bundes,  sondern  auch 
die  so  entschieden  bestrittene  Einführung  der  gemeinschaftlichen 
Salzabgabe  an  Stelle  des  Salzmouopoles  zugestanden. 

Eine  nicht  unwichtige  Ergänzung  des  Allgemeinen  Berg- 
gesetzes erfolgte  durch  das  Gesetz  vom  22.  Februar  1809  über 
die  Rechtsverhältnisse  des  Stein-  und  Braunkohlenbergbaues  in 
den  vormals  sächsischen  Landestheilen.  Das  Allgemeine  Berg- 
gesetz, welches  im  Uebrigen  die  beibehaltenen  provinziellen 
Rechtsnormen  im  Tit  10  in  sich  aufgeuommen  hatte,  verwies 
in  den  §.  212  und  213  bezüglich  des  sächsischen  Kohlenberg- 


1)  Der  bayerische  Minister  von  der  Pfordten  erklärte  bei  der 
Rerathung  des  Gegenstandes  in  der  Kammer  des  Abgeordneten  aus- 
drücklich, dass  die  ungünstigen  Resultate  der  Salzproduction  in  Bayern 
den  Bezug  des  billigeren  norddeutschen  Salzes  für  einen  grossen  Theil 
des  Landes  als  wünBchenswerth  erscheinen  Hessen  und  dass  die  finan- 
ziellen Ergebnisse  der  Salzsteuer  bessere  sein  würden  als  der  bisheri- 
gen Salzregie:  allein  dem  Preussischen  Uebergewichte  auch  mit  ökono- 
mischen Opfern  zu  widerstreben,  sei  Aufgabe  der  bayerischen  Politik. 
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baues,  welcher  nicht  Gegenstand  der  Bergwerksverleihung  ist, 
sondern  dem  Verfügungsrechte  des  Grundeigentümers  unter- 
liegt, auf  die  bisherigen  I’rovinzialrechte,  namentlich  das,  Kur- 
sächsische Mandat  von  1743  und  das  Regulativ  von  1843,  deren 
Revision  aus  äusseren  Gründen  nicht  rechtzeitig  hatte  bewirkt 
werden  können,  obgleich  die  Notwendigkeit  einer  Abänderung 
dieser  veralteten  Gesetze  ausser  Frage  stand.  Auch  diese  Auf- 
gabe ist  nunmehr  durch  das  angeführte  Gesetz  gelöst,  welches 
die  Stein-  und  Braunkohlen  in  den  erwähnten  Landestheilen  in 
dem  Verfügungsrechte  der  Grundeigentümer  belässt,  die  Auf- 
sicht der  Bergbehörden  auf  die  durch  das  Allgemeine  Berg- 
gesetz begründeten  Normen  zurückführt  und  für  die  vertrags- 
mässige  Trennung  des  Rechtes  zum  Kohlenbergbau  von  dem 
Grundeigenthume  in  den  §§.  2 bis  8 Bestimmungen  trifft. 

Die  Gewerbeordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom 
21.  Juni  1869  erstreckte  ihre  Bestimmungen  auf  verschiedene 
mit  dem  Bergbau  in  Verbindung  vorkommende  Gewerbsanlagen 
(Coaksöfen,  Dampfkessel,  Wassertriebwerke)  auf  das  Gewerbe 
der  Markscheider  und  auf  die  Verhältnisse  der  Bergarbeiter 
und  modificirte  dadurch  zum  Theil  die  Vorschriften  des  Allge- 
meinen Berggesetzes.  Das  Bundesgesetz  über  die  Beschlag- 
nahme des  Arbeits-  oder  Dienstlohnes  vom  21.  Juni  1869  re- 
gelte eine  bestrittene  und  für  den  Bergbau  höchst  wichtige 
Frage  in  dem  von  den  bergrechtlichen  Schriftstellern  schon 
bisher  vertretenen  Sinne  ‘). 

Die  Mass-  und  Gewichtsordnung  für  den  Norddeutschen 
Bund  vom  17.  August  1868  endlich  verfügt  die  Abschaffung 
des  den  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Berggesetzes  über  die 
Feldesgrösse  zu  Grunde  liegenden  Lachtermasses,  an  dessen 
Stelle  vom  1.  Januar  1872  ab  das  Metermass  tritt 

§.  7.  Literatur. 

So  lange  das  Deutsche  Bergrecht  blosses  Gewohnheitsrecht 
war,  lässt  sich  nicht  unterscheiden  zwischen  denjenigen  Auf- 
zeichnungen, welche  als  Quellen  des  Bergrechtes  und  solchen 
welche  als  literarische  Hülfsmittel  anzusehen  sind.  Doch  finden 
sich  schon  in  diesem  Zeiträume  deutsche  Uebersetzungen  der 


1)  Vergl.  m.  C'ommentar,  2.  Aufl.,  Anm.  184. 
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lateinisch  abgefassten  Rechtsbücher,  besonders  des  Iglauer 
Bergrechtes  und  der  Kuttenberger  Bergordnung,  welche  zuerst 
auf  Befehl  Kaiser  Karl  IV  durch  dessen  Schreiber  Johann 
Geylenhausen  verdeutscht  wurden  *). 

Erst  mit  dem  Beginn  der  landesherrlichen  Gesetzgebung 
entstand  eine  bergrechtliche  Literatur,  als  deren  erster  Re- 
präsentant Georg  Agricola  (1490—1555),  Arzt  und  Mine- 
ralog  in  Chemnitz  zu  nennen  ist.  Seine  Schriften  über  die 
Bergbaukunde  unter  welchen: 

De  re  metallica  libri  XII,  Basil.  1556, 

Bermannus  sive  de  re  metallica  dialogus,  Basil.  1530, 
hervorzuheben  sind,  enthalten  werth volle  Daten  für  die  Ge- 
schichte des  Bergrechtes. 

Im  17.  Jahrhundert  wurden  zuerst  Sammlungen  der  ver- 
schiedenen Bergordnungen,  welche  nur  zum  Theil  durch  den 
Druck  veröffentlicht  waren,  veranstaltet.  Die  ersten  Samm- 
lungen dieser  Art  sind: 

Ursprung  und  Ordnungen  der  Bergwerke.  Im 
Königreich  Böhmen,  Churfürstenthum  Sachsen,  Ertzherzog- 
thum  Oesterreich,  Fürstenthum  Braunschweig  und  Lünex 
burgk,  Grafschaft  Hohenstein.  Deren  eines  theils  biss 
anhero  noch  nie  in  Druck  ausgangen.  Alles  mit  vleis  zu- 
sammengetragen etc.  Leipzig  1616. 

Ein  new  sehr  nützlich  Königlich  Bergkbuch1 2), 
darinnen  begriffen  allerlei  wichtige  Bergksachen,  wie  auch 
hochnothwendige  Bergwerksgebräuche  und  Gerichtsprozess. 
Erstlich  durch  den  Grossmechtigsten  Durchlauchtigsten 
Fürsten  und  Herrn,  Herrn  Wenzeslaum  König  in  Böheimb 
anno  Christi  1280  Lateinisch.  Jetzund  aber  allererst  in 
teutscher  Sprache  in  Druck  verfertigt  durch  M.  Johannem 
Deucerum,  Leipzig  1616. 

Aus  der  Verschmelzung  dieser  beiden  Werke  mit  eini- 
gen bergmännischen  Tractaten  von  Encelius  und  Abraham  von 
Schoenberg  ging  hervor  das: 


1)  Fr.  Aug.  Schm  i dt,  Archiv  für  Bergwerksgeschichte.  Alten* 
bürg  1829.  S.  201  f. 

2)  Später  unter  dem  Titel:  Metallicorura  corpus  iuris  durch 

M.  Johannem  Deucerum,  Leipzig  1624  wieder  herausgegeben. 
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Corpus  iuris  et  systema  rerum  metallicarum  oder 
Neu  verfasstes  Bergbuch,  bestehend  aus  allerhand  so  alten 
als  neueren  Collectaneis  von  Bergwerks-Sachen.  Samt 
denen  bei  Berg-  und  Hüttenwerk  gebräuchlichen  Redens- 
arten. Frankfurt  a.  M.  1698, 
als  dessen  Fortsetzung  die : 

Continuatio  corporis  iuris  metallici  et  systematis 
rerum  metallicarum  oder  Vermehrung  des  neuverfassten 
Bergbuchs.  Wien  1763, 

erschien.  Eine  beinahe  vollständige  Sammlung  der  Deutschen 
Bergordnungen  enthält  das: 

Corpus  iuris  metallici  recentissimi  et  antiqui- 
oris.  Sammlung  der  neuesten  und  älteren  Berggesetze. 
Herausgegeben  von  Thomas  Wagnern.  Leipzig  1791, 
welches  mit  ausführlichen  Registern  und  kurzen  geschichtlichen 
Nachweisungen  versehen  ist.  Es  lässt  an  Reichhaltigkeit  des 
Inhaltes  wenig,  in  Bezug  auf  die  Textkritik  aber  Manches  zu 
wünschen  übrig  und  ist  neben  der  unten  angeführten  ausge- 
zeichneten Sammlung  von  Brassert  noch  jetzt  das  vorzüglichste 
Hülfsmittel  für  die  Kenntniss  der  Deutschen  Berggesetze. 

Eine  neuere  Sammlung  von  grossem  Umfange,  gleichwohl 
unvollendet,  ist: 

Franz  Anton  Schmidts  Chro nologisch  - Syste- 
matische S a in  m 1 u n g der  Berggesetze  der  Oesterrei- 
chischen  Monarchie:  1.  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien, 
13  Bde.  — 2.  Ungarn,  Croatien,  Dalmatien,  Slavonien  und 
Siebenbürgen,  25  Bde.  — 3.  Oesterreich,  Steyermark, 
Kärnthen  und  Krain,  1.  Band  (bis  1553).  Wien  1832—1839. 

Die  sämmtlichen  bisher  in  l’reussen  gültigen  Bergord- 
nuugen  sind  gesammelt  von 

Hermann  Brassert:  Bergordnungen  der  Preussi- 
schen  Lande.  Sammlung  der  in  Preussen  gültigen  Berg- 
ordnungen nebst  Ergänzungen  und  Erläuterungen.  Kölnl858. 

Die  letztere  Sammlung,  welche  sich  durch  sorgfältige 
Textkritik  und  durch  eingehende  historische  Untersuchungen 
vor  ihren  Vorgängern  auszeichnet,  hat  nicht  bloss  der  Kenntniss 
des  Preussischen  Provinzialrechtes,  sondern  der  Kenntniss  des 
gesammten  deutschen  Bergrechtes  grossen  Nutzen  gebracht. 

Die  Entscheidungen  der  Schöppenstühle  und  der  Ge- 
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richte  ilber  bergrechtliche  Fragen  wurden  schon  in  alter  Zeit 
gesammelt.  So  findet  sich  im  Stadtarchive  von  Iglau  ein  hand- 
schriftliches Protocol!  des  dortigen  Bergschöppenstuhls,  welches 
auf  183  Seiten  kurze  Auszüge  aus  den  daselbst  gefällten  Ur- 
theilen  enthält1)-  Diese  Aufzeichnungen  wurden  indess  mit 
Rücksicht  auf  die  Berufungen,  welche  an  den  Iglauer  Schöppen- 
stuhl aus  allen  Theilen  von  Deutschland  gelangten,  streng  ge- 
heim gehalten,  so  dass  Wenzel  II  in  seinen  Constitutiones 
iuris  metallici  1.  III,  Cap.  5.  die  Geheinmisskrämerei  und  den 
Geiz  der  Iglauer  Schöffen  ausdrücklich  rügt. 

Von  grosser  Bedeutung  für  die  Fortbildung  des  deutschen 
Bergrechtes  waren  die  folgenden  Sammlungen  der  sächsischen 
Bergurtheile: 

Sebastian  Span:  Sechshundert  Berg-Urthel- 
Schied-  und  Weisuuge,  bey  vorgefallenen  Bergwerks- Diffe- 
rentien  unterschiedener  Orten.  Zwickau  163G,  2.  Aufi. 
Wolfenbüttel  1073. 

Christoph  Herttw  ig:  Neues  und  vollkommenes 
Bergbuch  bestehend  in  sehr  vielen  und  raren  Berghän- 
deln und  Bergwerksgebräuchen.  Absonderlich  aber  über 
200  vorhin  noch  nicht  edirten  und  ans  Licht  gegebenen 
Berg-Urtheln  und  Abschieden.  Dresden  und  Leipzig  1710. 
2.  Autl.  1734. 

Für  das  frühere  Preussische  Bergrecht  ist  von  dem  Ver- 
fasser dieses  Buches  eine  systematische  Zusammenstellung  und 
Erläuterung  gerichtlicher  Entscheidungen  veröffentlicht  unter 
dem  Titel: 

Uebersicht  der  bergrechtlichen  Entscheidungen 
des  Königlichen  Obertribunals.  Berlin  1861.  Fortsetzung 
(1860—1863).  Berlin  1864. 

Unter  den  selbstständigen  Bearbeitungen  des 
deutschen  Bergrechtes  ist  als  die  älteste  zu  erwähnen: 

Sebastian  Span:  Speculura  iuris  metall  ici  oder 
Bergrechtsspiegel,  darin  zu  finden,  was  jedweder  dem 
Bergwesen  zugethaner  hohen  mittleren  oder  niederen  Per- 
sonen, als  Grundherrn,  Obermünzmeister,  Bergvorstehern, 


1)  Sternberg,  Geschichte  der  böhmischen  Bergwerke  Bd.  I, 
S.  33.  Urkundenbuch  S.  122. 
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Bergamtsleuten,  Dienern  und  Arbeitern  Befehl,  Verrich- 
tung und  Befugniss  ist  etc.  Dresden  1678. 

In  Verbindung  mit  der  Bergbaukunde  wurde  das  Berg- 
recht abgehandelt  von 

G.  E.  Löhneyss,  Bericht  vom  Bergwerk,  wie  man 
dieselben  bauen  und  in  gutem  wolstande  bringen  soll  samt 
allen  dazu  nöthigen  Arbeiten,  Ordnung  und  Rechtlichen 
Prozessen,  Zillerfeld  1617".  2.  Aufl.  Stockholm  und  Ham- 
burg 1690. 

Abraham  von  Schoenberg,  Ausführliche  Berg- 
information zur  dienlichen  Nachricht  vor  Alle  die  bei 
dem  Berg-  und  Schmelzweseu  zu  schaffen,  darinnen  deut- 
lich gewiesen  wird,  was  einem  jeden  zu  verrichten  obliegt 
und  wie  er  bey  allen  Vorfallcnheiten  — auch  bey  Pro- 
zesssachen Bergrechtlich  verfahren  soll  etc.  Leipzig  1693. 
Unter  den  Schriften  der  sächsischen  Praktiker  des  vori- 
gen Jahrhunderts  sind  hervorzuhebeu : 

Beyer,  Otia  metallica.  3 Thle.  Schneeberg  1748. 
1751.  1758. 

Thomas  Wagner,  Ueber  die  Chur  sächsische  Berg- 
werk s v c rfa ss u n g.  Ein  Beitrag  zur  Statistik  von 
Sachsen.  Leipzig  1787. 

A.  W.  Köhler,  Anleitung  zu  den  Rechten  und  der 
Verfassung  bei  dem  Bergbau  im  Königreich  Sachsen. 
Freyberg  1786.  2 . Aufl.  1824. 

Endlich  erschienen  auch  Lehrbücher  des  Gemeinen  Deut- 
schen Bergrechtes,  von  denen  die  folgenden  zu  erwähnen  sind: 
Joh.  Georg  Bausse,  Institutiones  iuris  metallici 
German ici  oder  Einleitung  zu  denen  in  Teutschland 
üblichen  Bergrechten  und  Bergprocessen.  3 Thle.  Leipzig 
1740-42. 

C.  L.  v.  Cancrin,  Grundsätze  des  deutschen  Berg- 
und  Salz  recht  es.  Giessen  1790. 

C.  H.  G.  Hake,  Commentar  über  das  Bergrecht. 
Sulzbach  1824. 

C.  J.  B.  Karsten,  Grundriss  der  Deutschen 
Bergrechtslehre  mit  Rücksicht  auf  die  französische 
Berggesetzgebung.  Berlin  1828. 

Die  Werke  von  Hake  und  Karsten  galten  bis  in  die  letzten 
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Decennien  als  die  besten  und  zuverlässigsten  Hülfsmittel  für 
die  Kenntniss  des  Bergrechtes,  insbesondre  in  den  Kreisen  des 
Praktiker.  Sie  sind  in  vielen  Stücken  durch  die  neuere  For- 
schung und  durch  die  neuere  Rechtsentwickelung  überholt, 
allein  bis  jetzt  noch  nicht  durch  ein  gleich  brauchbares  Com- 
pendiura  des  gemeinen  Bergrechtes  ersetzt  worden.  Das  neueste 
Werk  dieser  Art: 

P.  M.  Kressner.  Systematischer  Abriss  der  Berg- 
rechte in  Deutschland.  Freiberg  1858 
ist  auf  das  Bedürfniss  des  akademischen  Unterrichtes  für  Berg- 
leute berechnet  und  von  encyclopädischem  Inhalte. 

Die  neuere  Literatur  des  gemeinen  deutschen  Bergrechtes 
ist  dagegen  fruchtbar  an  historischen  Untersuchungen  und 
zwar  theils  an  Darstellungen  der  Bergrechtsgeschichte  einzelner 
Länder,  theils  an  Monographien  über  die  oben  in  den  §§.  1 
und  2 entwickelten  historischen  Grundlagen  des  Deutschen 
Bergrechtes:  die  Bergbaufreiheit  und  das  Bergregal. 

In  die  erste  Kategorie  gehören  folgende  WTerke: 

Joseph  v.  Sperges,  Landmanns  in  Tyrol,  tyrolische 
Bergwerksgeschichte.  Wien  1765. 

J.  F.  Klotz  sch,  Ursprung  der  Bergwerke  in  Sachsen  aus 
der  Geschichte  mittlerer  Zeiten  untersucht.  Chemnitz  1764. 

Fr.  J.  Fr.  Meyer,  Versuch  einer  Geschichte  der  Berg- 
werksverfassung und  des  Bergrechtes  des  Harzes  im  Mittel- 
alter.  Eisenach  1817. 

J.  J.  A.  Peithner  Edler  v.  Lichtenfels,  Versuch 
über  die  natürliche  und  politische  Geschichte  der  böhmi- 
schen und  mährischen  Bergwerke.  Wien  1780. 

CasparGraf  vonSternberg,  Umrisse  der  Geschichte 
des  Bergbaues  und  der  Berggesetzgebung  in  Böhmen. 
2 Thle.  nebst  Urkundenbuch.  Prag  1837—38. 

Fried  r.  Au  g.  Schmidt,  Archiv  für  Bergwerksgeschichte, 
Bergrecht,  Statistik  und  Verfassung  bei  dem  Bergbau  im 
Königreich  Sachsen.  Altenburg  1828. 
ferner  zahlreiche  Aufsätze  in  den  Jahrgängen  der  unten  er- 
wähnten Zeitschrift  für  Bergrecht. 

Unter  den  Schriften,  welche  die  Streitfrage  über  die 
Priorität  der  Bergbaufreiheit  und  des  Bergregales  behandeln, 
sind  folgende  namhaft  zu  machen. 
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C.  Fr.  G.  Freiesieben,  der  Staat  und  der  Bergbau  mit 
vorzüglicher  Rücksicht  auf  Sachsen.  Leipzig  1839. 

C.  J.  B.  Karsten,  über  den  Ursprung  des  Bergregals  in 
Deutschland.  Berlin  1844. 

Dr.  W e i s k e , der  Bergbau  und  das  Bergregal.  Eisleben  1848. 
Bauer,  das  Eigenthumsrecht  an  den  unterirdischen  Mineral- 
schätzen. Freiberg  1849. 

Martins,  Bemerkungen  über  die  neuesten  Berggesetz- 
entwürfe. Halle  1851. 

Otto,  Studien  auf  dem  Gebiete  des  Bergrechtes.  Frei- 
berg 1856. 

J.  A.  S c h o m b u r g , Betrachtungen  über  die  neuere  deutsche 
Berggesetzgebung.  Leipzig  1857. 

H.  Achenbach,  die  Rechtsgültigkeit  der  Districtsverleihun- 
gen.  Köln  1859. 

Derselbe,  Bergregalität  und  Berghoheit.  In  der  Zeitschrift 
für  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  Bd.  VIII  S.  1.  Berlin 
1859. 

Für  das  S a 1 i n en  r e c h t sind  ausser  den  oben  angeführten 
Lehrbüchern  von  Bansse,  Institutiones  iuris  metallici  Th.  III 
S.  60 — 158  und  von  Cancrin,  Grundsätze  des  deutschen  Berg- 
und  Salzrechtes  Abth.  5 noch  folgende  Monographien  zu  er- 
wähnen. 

G.  Engelbrecht,  De  iure  salinarum.  Helmstädt  1707. 
2.  Aufl.  1751. 

J.  FI.  Iungius,  De  iure  salinarum.  Göttingen  1743. 

H.  Bo e hl  au,  De  regalium  notione  et  de  salinarum  iure 
regali.  Halle  1856. 

Eine  Darstellung  des  früheren  Preussischen  Bergrechtes 
in  der  Form  eines  Commentars  zum  Th.  II,  Tit.  16,  Abschn.  4 
des  Allgemeinen  Landrechts  enthalten  folgende  Werke: 

H.  Gr  äff,  Handbuch  des  Preussischen  Bergrechts.  2.  Aufl. 
Breslau  1856. 

H.  Brasse rt,  das  Bergrecht  des  Allgemeinen  Landrechts 
in  seinen  Materialien,  nach  amtlichen  Quellen  bearbeitet. 
Bonn  1861. 

von  denen  das  erste  vorzugsweise  die  Resultate  der  Praxis, 
das  zweite  ausschliesslich  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes 
berücksichtigt. 
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Für  die  Kenntniss  des  früheren  linksrheinischen  (fran- 
zösischen) Bergrechtes  sind  folgende  Schriften  zu  empfehlen : 

Locrö,  Lögislation  sur  les  mines,  et  surles  expropriations 
pour  cause  d’utilitö  publique.  1 vol.  Paris  1828. 

A.  Richard.  Legislation  fran(;aise  sur  les  mines.  Paris  1 838. 
2 voll. 

A.  Delebecque,  Traitö*sur  la  lögislation  des  mines.  Bru- 
xelles et  Liöge  1836.  1838.  2 voll. 

E.  A.  D u p o n t , Traitö  pratique  de  la  jurisprudence  des 
mines.  2 voll.  Bruxelles  1850. 

Chicora,  Jurisprudence  du  conseil  des  mines  en  Belgique. 
Bruxelles  1850.  1 vol. 

J.  H.  N.  de  Fooz,  Points  fondamentaux  de  la  legislation 
des  mines.  Paris  et  Tournay  1858.  1 vol. 

G.  Dufour,  Lois  des  mines.  Paris  1857.  1 vol. 

A.  Bury,  Traitö  de  la  legislation  des  mines.  Bruxelles  1859. 
2 voll. 

H.  Achenbach,  das  französische  Bergrecht  und  die  Fort- 
bildung desselben  durch  das  Preussische  Allgemeine  Berg- 
gesetz. Bonn  1869  *), 

von  denen  das  zuletzt  genannte  Werk  eine  Vergleichung  des 
französischen  mit  dem  heutigen  preußischen  Bergrechte  enthält. 

Das  Allgemeine  Preussische  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865 
hat  seit  seinem  Erscheinen  bereits  eine  ziemlich  umfangreiche 
Literatur  hervorgerufen.  Aus  derselben  sind  zunächst  der  von 
11.  Brassert  verfasste  vorläufige  Entwurf  des  Allgemeinen  Berg- 
gesetzes nebst  Motiven,  Berlin  1863  und  die  während  der 
Berathung  des  Berggesetzes  erschienenen  Bemerkungen  über 
den  vorläufigen  Entwurf  von  E.  Strohn,  Berlin  1863,  von 
Beughem,  Neuwied  1863  und  von  Klo  st  erma  nn,  Berlin  1863 
zu  erwähnen.  Von  den  zu  dem  Gesetze  selbst  veröffentlichten 
Commentaren  sind  die  folgenden  namhaft  zu  machen : 

Allgemeines  Berggesetz  für  die  Preussisclien  Staaten  vom 
24.  Juni  1865.  Nebst  den  vollständigen  Materialien  zur 
Erläuterung  desselben.  Herausgegeben  von  C.  Hahn, 
königl.  Tribunals-Rath.  Berlin  1865. 


1)  Von  demselben  Verfasser  erschien : Die  Bergpolizeivorschriften 
des  Rheinischen  Hauptbergdistrictes.  Köln  1859. 
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Das  Allgeni.  Berggesetz  für  die  Preussischen  Staaten  vom 
24.  Juni  1865,  mit  dem  wesentlichen  Inhalte  der  Mate- 
rialien zusammengestellt  und  erläutert  von  dem  Kreis- 
gerichts-Di  rector  und  Mitgliede  des  Hauses  der  Abgeord- 
neten von  Beughem  zu  Neuwied.  — Neuwied  18G5. 

Das  Allgem.  Berggesetz  für  die  Preussischen  Staaten,  er- 
läutert aus  den  Materialien,  der  Rechtswissenschaft  und  der 
bisherigen  Praxis  etc. etc.  Von  Paul  Wachler,  königl. 
Gerichts- Assessor.  — Breslau  1865. 

Comraentar  zum  Preussischen  Allgem.  Berggesetz  nebst  Ergän- 
zungen und  Verwaltungsvorschriften  von  Dr.  A.Huysscn, 
Berghauptmann.  Zweite  Ausgabe.  Essen  1867. 

Das  Allgem.  Berggesetz  für  die  Preussischen  Staaten  vom 
24.  Juni  1865  nebst  Einleitung  und  Commentar  von  Dr. 
R.  Klostermann,  Oberbergrath.  Zweite  Ausgabe. 
Berlin  1868. 

Allg.  Berggesetz  für  die  Preussischen  Staaten  nebst  den  dazu 
erlassenen  ergänzenden  Bestimmungen  mit  Commentar  her- 
ausgegeben von  Dr.  C.  F.  Koch.  Berlin  1870. 

Als  eines  der  wichtigsten  Hülfsmittel  endlich  sowohl  für 
das  Studium  des  deutschen  als  des  preussischen  Bergrechtes 
ist  zu  erwähnen  die : 

Zeitschrift  für  Bergrecht  von  H.  Brassert  und  IL 
Achenbach.  Jahrgang  I — X.  Bonn  1860—1860. 

Auch  die  Literatur  des  österreichischen  Bergrechtes,  welche 
durch  den  Erlass  des  Berggesetzes  vom  23.  Mai  1854  eine 
fruchtbare  Anregung  erhalten  hat,  ist  für  die  Kenntniss  des 
deutschen  Bergrechtes  mit  Vortheil  zu  benutzen.  Dies  gilt 
namentlich  von  den  beiden  folgenden  Werken: 

G.  Wenzel,  Handbuch  des  Oesterreichischen  Bergrechtes. 
Wien  1855. 

0.  Freiherr  v.  Hingenau,  Handbuch  der  Bergrechts- 
kunde. Wien  1855. 

von  denen  das  erstere  werthvolle  rechtshistorische  Untersuchun- 
gen, das  zweite  eine  allgemeine  verständliche  Erläuterung  der 
technischen  Vorbegriffe  des  Bergrechtes  bietet. 


Zweites  Buch. 
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Das  Bergwerkseigenthum. 

§.  8.  Gegenstände. 

Durch  die  Bergbaufreiheit  sind  gewisse  Mineralien  von 
dem  Verfügungsrechte  des  Grundeigenthümers  ausgenommen 
und  zu  Gegenständen  des  Bergwerkseigenthumes  erhoben. 
Als  diese  Mineralien  werden  in  der  goldenen  Bulle  von  1356 
die  Metalle  und  das  Salz  namhaft  gemacht  (vgl.  oben  S.  16). 
Auf  diese  Gegenstände  blieb  auch  nach  gemeinem  deutschen 
Bergrechte  das  Bergwerkseigenthum  und  das  frühere  Bergregal 
beschränkt.  Particularrechtlich  wurden  beide  jedoch  noch  auf 
andere  Mineralien  ausgedehnt  und  es  wurden  mit  der  weiteren 
Entwickelung  des  Bergbaues  allmälig  in  dem  grössten  Theile 
von  Deutschland  auch  Schwefel,  Alaun  und  Vitriolerze,  Salpeter, 
Graphit  und  vor  allem  Stein-  und  Braunkohlen  dem  Bergregal 
unterworfen.  Auch  das  l’reussische  Berggesetz  hat  das  Institut 
der  Bergbaufreiheit  in  dem  erweiterten  Umfange  angenommen 
wie  derselbe  bereits  durch  das  Allgemeine  Preussische  Land- 
recht Th.  II,  Tit.  16,  §.  69 — 79  festgestellt  war,  und  von  den 
früher  dazu  gerechneten  Mineralien  nur  Edelsteine,  Erdpech 
und  Salpeter  ausgeschlossen  >).  Es  weicht  aber  von  der  früheren 
Gesetzgebung  auch  darin  ab,  dass  es  die  Gegenstände  des 
Bergwerkseigenthums  nach  dem  Vorgänge  des  französischen 
Berggesetzes  sännntlich  nach  den  einzelnen  Mineralspecies  nam- 
haft macht  und  die  Gattungsbegriffe  des  früheren  Rechtes: 
Metalle,  Inttammabilien  und  Salzarten  ganz  ausscheidet. 

Es  gehören  nach  §.  1 zu  den  Gegenständen  des  Bergwerks- 
eigenthums : 

Gold,  Silber,  Quecksilber,  Eisen  mit  Ausnahme  der  Rasen- 
eisenerze, Blei,  Kupfer,  Antimon  und  Schwefel  gediegen 


1)  Ausserdem  sind  solche  Metalle  ausgeschieden , welche  in 
Preussen  nicht  Gegenstand  der  bergmännischen  Gewinnung  sind  (Platin, 
Wolfram,  Wisinutb,  Kadmium,  Selen  und  Molybdän).  Motive  S.  24. 
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und  als  Erze.  Alaun-  und  Vitriolerze,  Steinkohle,  Braun- 
kohle und  Graphit,  Steinsalz  nebst  den  auf  der  nämlichen 
Lagerstätte  vorkommenden  Salzen  und  die  Soolquellen. 

Bevor  die  einzelnen  in  dieser  Bestimmung  aufgeführten 
Mineralien  erörtert  werden,  ist  der  Kreis  der  Gegenstände  des 
Bergwerkseigenthumes  in  einem  andern  Sinne  und  zwar  nach 
zwei  Richtungen  zu  begrenzen. 

Die  im  §.  1 namhaft  gemachten  Mineralien  kommen 
als  Bestandtheile  der  Erdrinde  im  Zusammenhänge  mit  den 
übrigen  Bestandtheilen  des  Grundes  und  Bodens  vor.  Sie 
treten  in  der  Masse  der  Gesteine  in  besonderen  Ablagerun- 
gen auf,  welche  den  Gegenstand  der  bergmännischen  Gewin- 
nung bilden.  Daher  verlangt  das  Allgemeine  Berggesetz  im 
§.15  zur  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums,  in  specie  zur 
Gültigkeit  einer  Muthung,  dass  das  gemuthete  Mineral  auf 
seiner  natürlichen  Ablagerung  entdeckt  ist.  Die 
im  §.  1 bezeichneten  Mineralien  bilden  deshalb  nur  insofern 
sie  auf  ihrer  natürlichen  Ablagerung  Vorkommen  einen  Gegen- 
stand des  Bergwerkseigenthums.  Durch  diese  Definition  wer- 
den die  losen  Findlinge  ausgenommen,  welche  auch  §.  74 
des  Allgem.  Landrechts  Th.  II,  16  ausdrücklich  dem  Grund- 
eigenthümer  überwies.  Das  Vorhandensein  einer  natürlichen 
Ablagerung  kann  da  nicht  geleugnet  werden,  wo  in  jüngeren 
Erdschichten  die  Trümmer  einer  durch  Erdrevolutionen  zer- 
störten Formation  auf  secundären  Lagerstätten  in  Geschieben 
oder  Seifen  abgelagert  sind1 2 *).  Waren  dagegen  die  Mineralien 
wenn  auch  in  vorhistorischer  Zeit  durch  Menschenhand  gewon- 
nen und  in  oder  über  der  Erde  zurückgelassen,  wie  dies  viel- 
fach beim  Galmei  und  bei  der  Blende  der  Fall  ist,  so  fehlt 
das  zur  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthumes  nothwendige  Er- 
i'orderniss  der  natürlichen  Ablagerung8). 

Die  bereits  gewonnenen  Erze,  mögen  sie  über  Tage  oder 
auf  der  Halde  Vorkommen,  sind  daher  nicht  Gegenstand  der 

1)  Das  Waschgold  in  den  Flüssen  ist  nicht  auf  Seifen  abgelagert, 
sondern  wird  in  dem  Triebsande  der  Flüsse  fortgeführt.  Es  ist  daher 
nicht  Gegenstand  des  Bergwerkseigenthumes  und  wird  in  dem  Bayerischen 
Berggesetze  vom  20.  März  1869  Art.  1 ausdrücklich  ausgenommen. 

2)  Recursbescheid  des  Handelsministers  vom  SO.  April  1869. 

I.  2532. 


Digitized  by  Google 


58 


Zweites  Buch:  Das  Bergwerkseigenthum. 


Muthung.  Nach  §.59  des  Berggesetzes  erstreckt  die  Befug- 
niss  des  Bergwerk  seigenthümers,  das  verliehene  Mineral  in  seinem 
Felde  zu  gewinnen,  sich  jedoch  auch  auf  die  innerhalb  des 
Feldes  befindlichen  Halden  eines  früheren  Bergbaues.  Solche 
Halden  sind  daher  eine  Accession  des  verliehenen  Bergwerks- 
eigenthumes,  nicht  aber  ein  selbständiger  Gegenstand  desselben, 
da  das  Bergwerkseigenthum  nach  §.  15  nur  durch  die  auf  eine 
natürliche  Mineralablagerung  gerichtete  Muthung  erworben 
werden  kann  *). 

Die  zweite  Bestimmung,  welche  im  §.  1 selbst  enthalten 
ist,  erweitert  den  Kreis  der  daselbst  namhaft  gemachten  Gegen- 
stände des  Bergwerkseigenthumes  durch  den  Begriff  der  Erze. 

Die  im  §.  1 aufgeführten  Mineralien  kommen  in  der  Natur 
selten  rein,  sondern  in  Verbindungen  mit  andern  Stoffen  vor. 
Diese  Verbindungen  führen  den  Namen:  Erze.  Die  Erze  sind 
daher  im  §.  1 neben  den  gediegenen  Metallen  und  dem  Schwefel 
ausdrücklich  als  Gegenstände  des  Bergwerkseigenthumes  nam- 
haft gemacht.  Ausserdem  sind  bei  den  unmittelbar  folgenden 
Mineralien  (Alaun  und  Vitriol),  welche  nicht  fertig  gebildet  in 
der  Natur  Vorkommen,  nur  deren  Erze  aufgeführt.  Die  übrigen 
im  §.  1 genannten  Mineralien : Steinkohle,  Braunkohle,  Graphit 
und  Steinsalz  kommen  nicht  in  chemischer  Verbindung  mit  an- 
dern Stoffen,  also  nicht  als  Erze,  sondern  nur  vermischt  mit 
solchen  oder  verunreinigt  durch  solche  Stoffe  vor  und  es  hängt 
von  dem  Grade  dieser  Verunreinigung  ab,  ob  diese  Mineralien 
noch  als  Kohle,  Graphit  oder  Steinsalz  anzusprechen  sind1 2). 

Allein  auch  zu  den  Erzen  werden  nicht  alle  natürlich 
vorkommenden  Verbindungen  der  Metalle  mit  andern  Stoffen 
verstanden,  sondern  das  Mineral  muss,  um  als  ein  Erz  im  Sinne 


1)  Auch  die  Muthung  auf  ein  verlassenes  Bergwerk  setzt  nach 
§.  16  voraus,  dass  das  Mineral  noch  nicht  gänzlich  abgebaut  ist,  dass 
es  also  noch  an.steht. 

2)  Diese  Grenze  ist  beim  Steinsalz  eine  ziemlich  weite,  da  auch 
Salzthon  und  Salzgyps  mit  verhältnissmässig  geringem  Steinsalzgehalte 
noch  zur  Salzerzeugung  benutzt  wird.  Bei  der  Stein-  und  Braunkohle 
wird  schon  durch  eine  erheblichere  Verunreinigung  der  mineralogische 
Charakter  der  Kohle  ausgeschlossen.  Entscheidend  ist  in  allen  Eällen 
nach  dem  obou  für  die  Erze  Ausgeführten,  das  Requisit  der  technischen 
Verwendbarkeit. 
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des  Berggesetzes  und  als  ein  Object  der  Bergbaufreiheit  zu 
gelten,  nicht  bloss  eines  der  im  §.  1 benannten  Metalle  als  Be- 
standtheil  enthalten,  sondern  es  muss  auch  zur  Darstellung 
dieses  Metalles  technisch  verwendet  werden  können.  Das  Vor- 
kommen einzelner  Metalle,  z.  B.  des  Eisens,  ist  so  verbreitet, 
dass  es  sich  in  der  Mehrzahl  der  Mineralien,  welche  Gegenstand 
der  ökonomischen  Nutzung  sind,  als  Bestandteil  vorfindet, 
ohne  dass  jedoch  diese  Mineralien  zur  Eisenproduction  verwen- 
det werden  können.  Solche  Mineralien  werden  nicht  zu  den 
Erzen  im  technischen  Sinne  und  im  Sinne  des  Gesetzes  ge- 
rechnet und  bilden  keinen  Gegenstand  des  Bergwerkseigen- 
thumes, sondern  einen  Bestandteil  des  Grundeigenthumes. 

Das  Allg.  Landrecht  sprach  diese  Beschränkung  im  §.69 
cit.  ausdrücklich  aus,  indem  es  alle  Fossilien,  woraus  Metalle 
oder  Halbmetalle  gewonnen  werden  können,  dem  Berg- 
werksregale unterwarf.  Dieselbe  Einschränkung  findet  sich  in 
dem  Oesterreichischen  Berggesetze  (§.  3)  und  dem  Sächsischen 
Berggesetze  (§.  1)  ausgesprochen,  welche  übereinstimmend  die 
Mineralien,  nur  insofern  sie  wegen  ihres  Gehaltes  an  Metallen 
nutzbar  sind,  dem  Berggesetze  unterwerfen.  Es  bedarf  in- 
dess  einer  solchen  Einschränkung  nicht,  da  dieselbe  schon  in 
dem  Begriffe  der  Erze,  d.  h.  der  zur  Mctallproduction  geeig- 
neten Mineralien,  nach  dem  gemeinen  sowohl  als  dem  gesetz- 
lichen Sprachgebrauche  gegeben  ist.  Eisenhaltige  Mineralien, 
welche  an  sich  zur  Metallproduction  ungeeignet  sind,  bilden 
auch  dann  keinen  Gegenstand  der  Erwerbung  des  Bergwerks- 
cigenthumes,  wenn  sie  zufällig  wegen  ihres  anderweitigen  Ge- 
haltes, z.  B.  an  Kalk,  als  Zuschlag  zur  Beschickung  des  Hoho- 
fens  verwendet  werden  sollen1)*  Ebenso  sind  Schwefelkiese 
kein  Eisenerz,  sondern  ein  Schwefelerz,  weil  sie  nicht  zur  Eisen- 
erzeugung, sondern  zur  Darstellung  von  Schwefel  und  Schwefel- 
säure verwendet  werden.  Bleiglanz,  Fahlerz,  Kupferkies  und 
Zinkblende  gehören  dagegen  aus  dem  umgekehrten  Grunde  zu 
den  Metallerzen  und  nicht  zu  den  Schwefelerzen. 

Die  Farbenerden  (Ocker  und  Umbra)  sind  Eisenerze, 
welche  wegen  ihrer  feinen  Zertheilung  und  wegen  gewisser 


1)  Recursbescheid  vom  13.  Januar  1852  (Zeitschrift  für  Bergrecht. 
Bd.  III,  S.  264). 


60 


Zweites  Buch:  Da«  Bergwerkseigenthum. 


organischer  Beimischungen  sich  als  Farben  zu  einer  höheren 
Verwerthung  als  zur  Eisenerzeugung  eignen.  Dieselben  Mine- 
ralien werden  dagegen,  wo  sie  in  grösseren  und  derberen  Massen 
Vorkommen,  als  Gelbeisenstein  und  als  Brauneisenstein  zur 
Hohofenbeschickung  verwendet.  Frühere  Berggesetze,  nament- 
lich das  Allg.  Landrecht  Th.  II,  Tit.  16,  §.73  nahmen  diese 
Farbenerden  ausdrücklich  von  den  Gegenständen  des  Bergwerks- 
eigenthumes aus;  das  Allg.  Landrecht  jedoch  nur  „insofern  ans 
denselben  keine  Metalle  gewonnen  werden  können.“  Mit  dieser 
Einschränkung  ist  nach  dem  Vorigen  die  frühere  Ausnahme 
auch  jetzt  noch  für  fortbestehend  zu  erachten  ‘). 

Zu  einzelnen  der  im  §.  1 bezeichneten  Mineralien  findet 
sich  Folgendes  zu  bemerken1 2 3): 

Raseneisenerze  sind  nach  dem  Vorgänge  des  französischen 
Berggesetzes  der  Verfügung  des  Grundeigenthümers  überlassen. 
Es  liegt  kein  hinreichender  Grund  vor,  diesen  Begriff  mit 
Huyssen  (Commentar  S.  6)  einschränkend  zu  interpretiren  und 
Sumpf-  und  Seeerze  von  demselben  auszuschliessen.  ' 

Die  Manganerze  finden  nur  wegen  ihres  Sauerstoffgehaltes 
technische  Verwendung.  Zu  den  technisch  nutzbaren  und  des- 
halb verleihungsfähigen  Manganerzen  gehören  daher  nur  be- 
stimmte durch  ihren  bedeutenden  Sauerstoffgehalt  und  durch 
leicht  erkennbare  äussere  Merkmale  charakterisirte  Mineralien  8). 
Wenn  das  Gesetz  statt  des  eigentlich  nutzbaren  Bestandteiles 
dieser  Erze  das  Metall,  an  welches  der  Sauerstoff  gebunden 
ist,  aufführt,  so  erklärt  sich  dies  dadurch,  dass  der  Sauer- 
stoff als  solcher  oder  in  anderer  Verbindung  nicht  zu  den 
Gegenständen  der  Verleihung  gehört.  Die  in  der  vorstehenden 
Erörterung  gefundene  Definition  der  Erze  muss  indess  für  die 
Manganerze  dahin  modifizirt  werden,  dass  ihre  Verleihungs- 
fähigkeit von  der  technischen  Verwendung  zur  Sauerstoff- 
entwickelung abhängt. 

Zu  den  Steinkohlen  wird  auch  der  Anthrazit  als  eine 
Specics  derselben  gerechnet.  (Motive  S.  25.) 


1)  Huyssen,  Commentar.  S.  6.  Note  f. 

2)  Die  provinzialrechtlichen  Ausnahmen  und  die  Erweiterungen 
des  im  §.  1 gegebenen  Begriffs  werden  im  Buch  VII  dargestellt  werden. 

3)  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VII,  S.  309  f. 
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Braunkohlen  gehören  ohne  Unterschied  hinsichtlich  der 
geologischen  Formation,  in  welcher  sich  dieselben  vorfinden, 
zu  den  Gegenständen  der  Verleihung.  (Reeursbescheid  vom 
14.  November  1867)  ■). 

Ausser  dem  Steinsalze  sind  die  mit  dem  Steinsalze  auf 
der  nämlichen  Lagerstätte  vorkommenden  Salze  für  Gegen- 
stände des  Berg  werkseigen  thums  erklärt.  Die  Veranlassung 
zu  dieser  Bestimmung  liegt  in  dem  fiscalischen  Steinsalzberg- 
bau bei  Stassfurth,  mit  welchem  ausser  dem  Steinsalze  die 
über  demselben  abgelagerten  Kali-,  Magnesia-,  und  Borsalze 
(Kieserit,  Camallit,  Stassfurthit  u.  s.  w.)  gewonnen  werden. 
Aehnliche  Ueberlagerungen  des  Kochsalzes  durch  andere  leichter 
lösliche  Salze  finden  sich  auch  anderwärts*).  Es  entspricht 
lediglich  der  Natur  der  Sache,  dass  diese  Begleiter  des  Koch- 
salzes, weil  sie  nur  mit  demselben  gemeinschaftlich  gewonnen 
werden  können,  derselben  gesetzlichen  Regel  unterworfen  werden. 
Zu  selbständigen  Objecten  des  Bergwerkseigenthumes  sind  sie 
dagegen  nicht  erhoben.  Es  war  deshalb  auch  zulässig,  diese 
begleitenden  Salze,  deren  Auftreten  ein  wechselndes  ist,  ohne 
Benennung  der  einzelnen  Species,  bloss  mit  dem  Gattungsnamen 
zu  bezeichnen,  da  durch  das  Vorkommen  mit  dem  Steinsalze 
auf  derselben  Lagerstätte  die  hieher  gehörenden  Mineralien 
genügend  bestimmt  sind1 2 3 * * * * 8). 


1)  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VIII,  S.  545. 

2)  Die  Kalisalze  kommen  auch  im  Herzogthum  Anhalt  auf  dem 
fiscalischen  Steinsalzborgwerke  Leopoldshall  vor.  Da  die  Auhaltische 
Bergordnung  vom  20.  Juli  1856  im  §.  2 nur  das  Steinsalz  zu  den 
Gegenständen  des  Bergwerkseigenthums  rechnet,  so  ist  durch  das  neuer- 
dings ergangene  Gesetz  vom  17.  Februar  1870  im  Wege  der  authen- 
tischen Interpretation  bestimmt,  dass  unter  dieser  Bezeichnung  auch 
die  das  Steinsalz  begleitenden  unreinen  Salze  (Kieserit,  Cornallit, 
Kainit  und  Boraeit)  verstanden  werden  sollen. 

3)  Die  Kalisalze,  welche  das  Steinsalz  in  der  Ablagerung  von 

Stassfurth  begleiten,  wurden  zuerst  bei  der  Abteufung  der  Schächte  des 

Stassfurther  Stcinsalzbergwerks  im  Jahre  1856  entdeckt  und  erst  1860 

in  den  Acten  der  Leopoldinisuhen  Akademie  von  Reichardt  beschrieben 

nnd  benannt.  Chlorkalium,  welches  den  wesentlich  nutzbaren  Bestand- 
theil  jener  Salze  ausmacht,  war  bis  dahin  nur  als  Sylvin  in  den  Stein- 
salzlagern von  Berchtesgaden  und  Hallein  sowie  in  den  vulkanischen 

Sublimationen  des  Vesuv  gefunden  worden,  jedoch  nur  in  ganz  kleinen 
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Unter  den  Soolquellen  werden  die  kochsalzhaltigen  Quellen 
verstanden,  aus  denen  durch  Gradirung  und  Siedung  das  Siede- 
salz dargestellt  wird.  Die  übrigen  Mineralquellen  fallen  nicht 
unter  'die  Bestimmungen  des  Berggesetzes.  Dagegen  wird  der 
rechtliche  Charakter  der  Soolquellen  durch  die  Art  ihrer  Be- 
nutzung nicht  verändert,  so  lange  sie  überhaupt  wegen  ihres 
Salzgehaltes  nutzbar  gemacht  werden  können.  Der  Beliehene 
ist  daher  eben  so  befugt,  die  Quelle  zu  Bädern  oder  zur  Dar- 
stellung von  Mutterlauge  zu  benutzen,  als  zur  Production  von 
Siedesalz. 

Unter  den  Gegenständen  des  Bergwerkseigenthums  ist 
nach  § 1 der  Bernstein  nicht  begriffen.  Dies  entspricht 
dem  früheren  Rechtszustande.  Das  Allgemeine  Landrecht  er- 
wähnt zwar  den  Bernstein  nicht  namentlich.  Es  ergiebt  sich 
indess  aus  den  von  v.  Duisberg  in  Simon  und  v.  Strampfs 
Zeitschrift  Bd.  II.  S.  74  ff.  mitgetheilten  Materialien,  dass 
man  in  den  Vorarbeiten  zum  Allgemeinen  Landrecht  zwar 
beabsichtigte,  die  Bernsteingewinnung  dem  Fiscus  vorzube- 
halten, jedoch  nicht  auf  Grund  des  Bergwerksregals,  son- 
dern als  einen  Ausfluss  der  Rechte  des  Staates  an  den 
Meeresufern.  Auch  die  Provinzialgesetze,  welche  den  Bern- 
stein als  einen  Vorbehalt  des  Staates  bezeichnen,  gehen  von 
derselben  Auffassung  aus.  Denn  das  Ostpreussische  Provin- 
zialrecht enthielt  die  bezügliche  Bestimmung  im  Zusatz  228  zu 
g.  80.  A.  L.  R.  Th.  II.  Tit.  15  und  das  Westpreussische  Pro- 
vinzialrecht erwähnt  den  Bernstein  in  den  §§.  73  ff.  in  dem 
Abschnitte:  „Von  den  Rechten  des  Staates  in  Ansehung  der 
Landstrassen,  Ströme,  Häfen  und  Meeresufer,“  ebenfalls  unter 
Bezugnahme  auf  §.  80  A.  L.  R.  Th.  II.  Tit.  15. 

Mengen,  so  dass  es  nicht  Gegenstand  bergmännischer  Gewinnung,  son- 
dern nur  in  den  mineralogischen  Sammlungen  zu  finden  war  (B.  Keil. 
Salmenkunde  S.  35).  Die  neu  entdeckten  Salze  fielen  nach  dem  damals 
geltenden  Bergrechte  des  Allgcm.  Landrechts  unter  die  Herrschaft  des 
Bergregales,  unter  welches  nach  §.  71  A.  L.  R.  II.  IG  „alle  Salzarten  mit 
den  Salzquellen  vorzüglich  Steinsalz.  Salpeter,  Vitriol  und  Alaun“  ge- 
rechnet w'urden.  Als  der  Gattungsbegriff  der  Salzarten  durch  das 
Allgcm.  Berggesetz  beseitigt  war,  wurde  eine  besondere  Bestimmung 
für  die  neu  entdeckten  Salze  nothw-endig,  weil  der  bergmännische 
Sprachgebrauch  dieselben  unter  der  Bezeichnung  Steinsalz  unter  welcher 
nur  Kochsalz  (Chlornatrium)  verstanden  wird,  nicht  mit  begreift. 
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In  Pommern  mit  Ausnahme  der  vormals  Weatpreussischen 
Landestheile  ist  die  Bernsteingewinnung  dem  Grundeigenthümer 
überlassen.  In  Westpreussen  ist  nach  §.  73  des  Provinzial- 

rechtes vom  19.  April  1844  der  Bernstein  soweit  er  *in  der 
Ostsee  gefischt  oder  am  Strande  derselben  gefunden  wird,  ein 
Vorbehalt  des  Staates;  ebenso  nach  dem  Gesetze  vom  4.  August 
1805  (G.  S.  S.  873)  in  den  zu  Pommern  gehörigen  vormals 
W estpreussischen  Landestheilen. 

In  Ostpreussen  ist  er  dagegen  nach  Art.  IV  des  Gesetzes 
über  die  Bestrafung  der  unbefugten  Aneignung  von  Bernstein 
vom  22.  Februar  1867  (G.  S.  S.  272),  welches  an  die  Stelle 
des  Zusatzes  228  des  Ostprcussischen  Provinzialrechtes  ge- 
treten ist,  gänzlich  dem  Rechte  des  Grundeigenthümers  ent- 
zogen, jedoch  nicht  als  ein  Gegenstand  des  Bergwerkseigen- 
thumes, sondern  als  ein  dem  Staate  vorbehalteues  Produkt 
des  Meeres.  Auf  den  Bernstein  findet  daher  auch  die  oben 
S.  57.  erörterte  Regel  nicht  Anwendung,  dass  die  Mineralien 
nur  auf  ihrer  natürlichen  Ablagerung  der  Disposition  des  Grund- 
eigenthümers entzogen  sind.  Vielmehr  dürfen  auch  lose  Find- 
linge von  Bernstein  nur  von  dem  Staate  gewonnen  werden '). 

§.  9.  Erwerbung:  1.  Vom  Schürfen  und  Finden. 

(§§.  8—10  und  §.  24  des  Berggesetzes.) 

Das  Bergwerkseigenthum  wird  nach  §.  34  und  §.  54  des 
Berggesetzes  durch  die  von  dem  Oberbergamte  ertheilte  Ver- 
leihung innerhalb  eines  bestimmten  Feldes  und  an  bestimmten 
Mineralien  erworben.  Die  Verleihung  hat  nach  §.  22  und 
§.  27  zur  Voraussetzung,  dass  das  zu  verleihende  Mineral 
innerhalb  eines  bestimmten  Feldes  gemuthet  wird  und  die  Gül- 
tigkeit der  Muthung  ist  nach  §.  15  und  §.  27  dadurch  bedingt, 

1)  Dies  ist  von  dem  Obertribunal  in  dem  Erkenntnisse  vom 
10.  October  1859  durch  das  folgende  Präjudiz  ausgesprochen : 

Die  Bestimmung  des  §.  74  A.  L.  R.  Th.  II.  Tit.  16  ist  in  Ost- 
preussen in  Beziehung  auf  Bernstein  neben  dem  §.  2 des  Zusatzes 
228  des  Ostpreussischen  Provinzialrechts  nicht  zur  Anwendung  zu 
bringen. 

Präjudiz  des  Senats  für  Strafsachen  No.  261 , Entscheidungen 
Bd.  42.  S.  69*. 

welches  auch  für  die  heutige  Gesetzgebung  unveränderte  Geltung  be- 
halten hat. 
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dass  das  bezeichnete  Mineral  vor  Einlegung  der  Muthung  auf 
seiner  natürlichen  Ablagerung  innerhalb  des  begehrten  Feldes 
entdeckt  worden  ist. 

tfie  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthuines  setzt  also  die 
Entdeckung  des  zu  verleihenden  Minerales  voraus  und  diese 
kann  entweder  zufällig  oder  durch  Schürfarbeiten  erfolgen. 

Schürfen  heisst  nach  §.  3 des  Berggesetzes  das  Aufsuchen 
der  verleihbaren  Mineralien  auf  ihren  natürlichen  Ablagerungen. 
Die  Schürfarbeiten  bestehen  entweder  in  der  Entblössung  der 
Lagerstätten  am  Ausgehenden  durch  einzelne  Schürfe  oder 
Schürfgräben  oder  in  der  Aufschliessung  derselben  in  der  Tiefe 
durch  Schürfschächte  und  Schürfstollen 

Die  Schürfarbeiten  bilden  überall  da,  wo  sich  das  Mineral 
nicht  über  Tage  anstehend  oder  zufällig  entblösst  vorfindet, 
die  factische  Voraussetzung  der  Erwerbung  des  Bergwerks- 
eigenthumes. In  rechtlicher  Beziehung  ist  das  Schürfen  nach 
zwei  Richtungen  hin  Gegenstand  bergrechtlicher  Normen,  welche 
einerseits  das  Schürfen  auf  fremdem  Grund  und  Boden,  an- 
dererseits das  Recht  des  Finders  betreffen. 

Das  Schürfen  auf  fremdem  Grund  und  Boden 
würde  nach  den  Regeln  des  Civilrechts  lediglich  von  der  Be- 
willigung des  Grundeigenthümers  abhängig  sein.  Die  unbe- 
schränkte Befugniss  des  Grundeigenthümers,  das  Schürfen  nach 
den  verleihbaren  Mineralien  zu  untersagen,  würde  aber  eine 
mittelbare  Beschränkung  der  Bergbaufreiheit  enthalten,  da  der 
Grundeigenthümer  in  der  Lage  wäre,  die  Verleihung  der  nicht 
unmittelbar  zu  Tage  ausgehenden  Lagerstätten  ganz  zu  ver- 
hindern. Das  gemeine  deutsche  Bergrecht  hebt  diese  Be- 
schränkung dadurch  auf,  dass  es  kraft  der  allgemeinen  Berg- 
baufreiheit Jedermann  gestattet,  auf  fremdem  Grund  und  Boden 
zu  schürfen,  ohne  dass  es  der  Einwilligung  des  Grundeigen- 
thümers oder  der  Erwerbung  eines  besondem  Schürfrechtes  be- 
darf*). Das  frühere  preussische  Bergrecht  macht  dagegen  das 
Recht  zum  Schürfen  überhaupt  von  der  Einholung  eines  Schürf- 
scheines und  das  Recht  zum  Schürfen  auf  fremden  Grundstücken 
ausserdem  von  der  Einwilligung  des  Grundeigenthümers  ab- 

1)  F.  H.  Lottner,  Bergbau  und  Hüttenkunde  S.  836. 

2)  Vgl.  Brassert  in  der  Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  u. 
'■'tilinenwesen.  Bd.  III,  B.  S.  200. 
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hängig,  welche  letztere  im  Fall  der  Weigerung  durch  die  Entschei- 
dung des  Bergamtes  ersetzt  wurde  *).  Das  linksrheinische  Bergrecht 
endlich  verlangt  eine  Schürfermächtigung  nur  für  den  Fall  der 
Weigerung  des  Grundeigenthümers,  das  Schürfen  zu  gestatten 2). 

Das  Allgem.  Berggesetz  schliesst  sich  in  den  §§.  4—11 
eng  an  die  Vorschriften  des  linksrheinischen  Bergrechtes  an. 
Es  macht  das  Recht  zum  Schürfen  nicht  von  dem  Besitze  eines 
Schürfscheines  abhängig,  sondern  gestattet  in  §.  3 dasselbe 
einem  Jeden  als  einen  Ausfluss  der  allgemeinen  Bergbaufreiheit. 
Die  Benutzung  fremden  Grund  und  Bodens  zu  Schürfarbeiten 
ist  jedoch  nicht  wie  im  gemeinen  deutschen  Bergrechte  ohne 
Weiteres  gestattet ; sie  hängt  vielmehr  nach  §.  5 von  der  Bewilli- 
gung des  Grundeigenthümers  ab,  welche  nur  aus  gesetzlichen 
Gründen  versagt  werden  darf  und  im  Falle  der  unbegründeten 
Weigerung  nach  §.  8 durch  eineu  Beschluss  des  Oberbergamtes 
ersetzt  wird. 

Es  besteht  also  eine  gesetzliche  Einschränkung  des  Gruud- 
eigenthumes  zu  Gunsten  des  freien  Schurfens.  Von  dieser 
Legalservitut  sind  indess  nach  §.  4 ausgenommen: 

1.  öffentliche  Plätze  und  Strassen,  Eisenbahnen  und  Fried- 
höfe, auf  welchen  das  Schürfen  unbedingt  untersagt  ist, 

2.  Gebäude  mit  einem  Umkreise  von  200  Fuss3),  Gärten  und 

1)  Allg.  Landrecht  Th.  II,  Tit.  16.  §§.  141.  145  f. 

2)  Berggesetz  vom  21.  April  1810  Art.  10. 

3)  Das  Gesetz  erfordert  nur  die  Einwilligung  des  Grundbesitzers, 
nicht  auch  des  Besitzers  der  Gebäude.  Daher  kann  der  Besitzer  der 
Gebäude  seinen  Widerspruch  gegen  die  in  dem  Umkreise  von  200  Fuss 
unternommenen  Schürfarbeiten  nur  soweit  geltend  machen , als  sie  auf 
seinem  Grund  und  Boden  vorgenommen  werdeu  sollen.  Er  ist  nicht 
befugt,  dem  Nachbar  das  Schürfen  innerhalb  dieses  liayons  zu  unter- 
sagen, oder  gegen  die  amtliche  Schürfermäcbtigung  auf  einem  Naeh- 
bargrnndstücke  innerhalb  dieses  Umkreises  zu  opponiren.  Ebensowenig 
kann  der  Grundbesitzer  der  amtlichen  Schürfermächtigung  deshalb 
widersprechen , weil  Gebäude  des  Nachbars  in  einem  Umkreise  von 
200  Fuss  belegen  sind.  Das  Gesetz  gibt  ihm  den  Einspruch  nur  zum 
Schutze  der  eigenen  Gebäude.  Diese  Sätze  ergeben  sich  nicht  bloss 
aus  dem  Wortlaute  des  §.  4.  sondern  sie  entsprechen  auch  der  Anwen- 
dung, welche  Art.  11  des  Französischen  Borgwerksgesetzes  vom  21.  April 
1810,  aus  welchem  die  fragliche  Bestimmung  entnommen  ist,  bisher  bei 
der  Mehrzahl  der  Französischen  Gerichtshöfe  gefunden  hat.  (Hichard 
vol.  I no.  121,  Bury  vol.  I no.  588  ss.) 

6 


Digitized  by  Google 


66  Zweites  Buch:  Das  Bergwerkseigenthum. 

eingefriedigte  Hofräume,  innerhalb  deren  nur  mit  der  freien 

Einwilligung  des  Grundbesitzers  geschürft  werden  darf. 

In  Bezug  auf  andere  Grundstücke  findet  die  Weigerung 
des  Grundbesitzers  nur  dann  Berücksichtigung,  wenn  nach  der 
Entscheidung  des  Oberbergamtes  dem  Schürfen  überwiegende 
Gründe  des  öffentlichen  Interesses  entgegen  stehen.  Es  ergibt 
sich  aus  dem  Zusammenhänge  der  §§.  4,  5 und  8 des  Berg- 
gesetzes, dass  es  sich  bei  der  Entscheidung  des  Oberbergamtes 
über  die  Un Statthaftigkeit  der  Schürfarbeiten  nicht  um  eine 
polizeiliche  Untersagung  gemeinschädlicher  Schürfarbeiten  han- 
delt, welche  von  Amtswegen  auch  trotz  der  Bewilligung  des 
Grundbesitzers  eintreten  kann,  sondern  um  die  Untersuchung 
der  Weigerungsgründe  des  Grundbesitzers,  welche  zwar  nur 
den  Schutz  seiner  Privatrechte  bezwecken,  aber  bei  der  Ent- 
scheidung der  Behörde  über  die  nachgesuchte  Schürfermächti- 
gung nur  insofern  Berücksichtigung  finden,  als  sie  mit  dem 
öffentlichen  Interesse  zusammenfallen.  Es  sind  dies  die  Fälle, 
in  welchen  der  Nachtheil,  den  der  Grundbesitz  durch  die  Schürf- 
arbeit erleidet,  nicht  durch  die  Geldentschädigung  für  Minder- 
werth und  entzogene  Nutzung  (§.  6)  aufgewogen  werden  kann, 
wo  vielmehr  im  öffentlichen  Interesse  daran  gelegen  ist,  dass 
die  Beschädigung  des  Grundeigenthumes  durch  die  Schürfarbeit 
vermieden  werde.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  ein  für  die 
Landwirthschaft  unentbehrlicher  Brunnen  oder  Teich  abgegra- 
ben werden  soll,  oder  wenn  eine  Forstkultur,  deren  Erhaltung 
im  öffentlichen  Interesse  liegt,  zerstört  werden  soll.  In  solchen 
Fällen  geben  die  §§.  4 und  5 dem  Grundeigentümer  einen 
Einspruch  gegen  die  beantragte  amtliche  Schürfermächtigung, 
über  welchen  die  Bergbehörde  nach  §.  8 zu  entscheiden  hat 
Andere  Einwendungen  stehen  dem  Grundbesitzer  nicht  zu, 
insbesondre  nicht  der  aus  der  Analogie  des  Nothweges  etwa 
herzuleitende  Einwand,  dass  das  aufgesuchte  Mineral  auf  einem 
benachbarten  Grundstücke  leichter  und  mit  geringerem  Nach- 
theile aufgesucht  werden  könne. 

Das  Recht  zum  Schürfen  auf  fremdem  Grund  und  Boden 
kann  nach  §.  5 nicht  blos  vom  Eigentümer,  sondern  auch 
von  dem  Nutzungsberechtigten  bestellt  und  gegen  den  Letzteren 
erworben  werden.  Der  Nutzungsberechtigte  kann  indess  nur 
solche  Schürfarbeiten  gestatten,  die  er  selbst  kraft  seines  ding- 
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liehen  oder  contractlichen  Rechtes  vorzunehmen  berechtigt  ist. 
Zu  solchen  Arbeiten  bedarf  es  einer  Genehmigung  des  Eigen- 
thümers  alsdann  nicht.  Die  Genehmigung  des  Nutzungsberech- 
tigten ist  ferner  stets  neben  derjenigen  des  Eigentümers  er- 
forderlich, sofern  der  Nutzungsberechtigte  den  juristischen  Be- 
sitz des  Grundstückes  hat,  oder  ein  dingliches  Recht  ausübt, 
welches  mit  der  beabsichtigten  Schürfarbeit  collidirt1). 

Das  Recht  zum  Schürfen  auf  fremdem  Grund  und  Boden, 
mag  es  von  dem  Grundeigentümer  gestattet  (§.  5),  oder  durch 
amtliche  Schürfermächtigung  eingeräumt  sein  (§.  8),  gehört  zu 
der  Klasse  der  Personalservituten.  Es  kann  als  ein  dingliches 
Recht  auch  dem  Besitznachfolger  des  bestellenden  Eigentümers 
gegenüber  geltend  gemacht  und  im  Wege  der  Cession  veräussert 
werden.  Das  Schürfrecht  ist  nur  insoweit  ausschliesslich,  als 
dem  Schürfer  eine  bestimmte  Grundfläche  zur  Benutzung  ein- 
geräumt ist.  Der  Grundeigentümer  bleibt  übrigens  befugt, 
auf  seinem  Grund  und  Boden  beliebig  nach  denselben  Mineralien 
sowohl  selbst  zu  schürfen,  als  durch  Andere  schürfen  zu  lassen. 

Die  Gegenleistung,  welche  dem  Grundbesitzer  für 
die  Einräumung  des  Schürfrechtes  nach  §.  6 zu  gewähren  ist, 
besteht  in  der  Entschädigung  für  die  entzogene  Nutzung  und 
in  dem  Ersätze  der  eingetretenen  Werths  Verminderung  bei  der 
Rückgewähr  des  benutzten  Grundstücks.  Für  die  letztere  Ver- 
pflichtung ist  bei  der  Abtretung  des  Grundstücks  Caution  zu 
bestellen.  Auf  diese  Gegenleistungen  finden  nach  §.  7 dieselben 
Regeln  Anwendung,  welche  für  die  Grundabtretung  zum  Berg- 
werksbetriebe gelten.  Auch  für  die  zufälligen  Beschädigungen, 
welche  dem  Grundeigenthume  oder  dessen  Zubehörungen  durch 

1)  Die  Anwendung  dieser  Regeln  auf  die  einzelnen  Fälle  gestaltet 
sich  verschieden,  je  nachdem  das  preussische,  das  französische  oder  das 
gemeine  Civilrccht  zur  Anwendung  kommt.  So  kann  nach  gemeinem 
Civilrecbte  der  Niessbraucher  jede  Schürfarbeit  gestatten,  weil  er  selbst 
befugt  ist,  sowohl  vorhandene  unterirdische  Mineralgewinnungen  zu  be- 
treiben, als  neue  zu  eröffnen.  (L.  13  §§.  6,  6 Dig.  de  usufr.  et  quem- 
admod.  [7.  1]).  Nach  französischem  Civilrecbte  dagegen  (Code  Nap. 
Art.  598)  ist  dem  Niessbraucher  die  Eröffnung  neuer  unterirdischer 
Mineralgewiunungen  untersagt,  folglich  auch  die  Ertbeilung  der  Schürf- 
erlaubniss.  Nach  preussischem  Rechte  endlich  (A.  L.  R.  I,  21  §5.  30  ff.) 
ist  der  Niessbraucher  zu  beidem  ermächtigt,  falls  die  Schürfarbeit  ohne 
eine  bleibende  Verringerung  des  Bodenwerthes  ausgeführt  werden  kann. 
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Schürfarbeiten  zugefügt  werden,  finden  nach  §.  152  die  Vor- 
schriften wegen  der  Grundentschädigung  beim  Bergbau  Anwen- 
dung. In  beiden  Beziehungen  wird  auf  den  Inhalt  des  dritten 
Buches  verwiesen. 

Das  Verfahren,  in  welchem  über  die  Grundabtretung 
zu  Schürfarbeiten  und  über  die  Gegenleistungen  des  Schürfers 
entschieden  wird,  weicht  jedoch  nach  §.  8 von  dem  Verfahren 
bei  der  Grundabtretung  zum  Bergwerksbetriebe  (§.  142—145) 
insofern  ab,  als  das  Oberbergamt  allein  ohne  Mitwirkung  der 
Regierung  entscheidet.  Der  Rechtsweg  findet  in  demselben 
Umfange  statt,  wie  bei  der  Grundabtretung  zu  Bergwerksanlagen, 
nämlich  über  die  Entschädigung  und  die  Caution;  über  die 
Verpflichtung  zur  Gestattung  der  Schürfarbeiten  nach  analoger 
Anwendung  des  §.  145  nur  insofern  die  Weigerung  nicht  auf 
überwiegende  Gründe  des  öffentlichen  Interesses,  sondern  auf 
die  positiven  Ausnahmen  des  §.  4 oder  auf  einen  speciellen 
Rechtstitel  gestützt  wird.  Der  Recurs,  welcher  über  die  Ent- 
schädigung und  die  Cautionsleistung  nicht  stattfindet,  richtet 
sich  nach  §.  191  an  den  Handelsminister. 

In  Feldern  fremder  Bergwerke  darf  nach  unverliehe- 
nen  Mineralien  geschürft  werden.  Der  Bergwerksbesitzer  kann 
jedoch  die  Untersagung  der  Schürfarbeiten  bei  der  Berg- 
behörde !)  beantragen,  wenn  dieselben  die  Sicherheit  der  Baue 
oder  den  ungestörten  Betrieb  des  Bergwerks  gefährden.  Er 
kann  statt  dessen  auch  Cautionsbestellung  für  die  Beschädigung 
seines  Bergwerks  durch  die  unternommenen  Schürfarbeiten 
verlangen  (§.  10).  Die  Caution  wird  auf  Antrag  des  Berg- 
werksbesitzers durch  das  Oberbergamt  bestimmt,  gegen  dessen 
Festsetzung  der  Rechtsweg  gemäss  §.  9 stattfindet. 

Das  Recht  des  Finders  wird  nach  §.  24  durch  die 
Entdeckung  des  Minerals  mittelst  der  auf  seine  Aufsuchung  ge- 
richteten Schürfarbeiten  erworben  a). 


1)  Die  Bezugnahme  auf  §.  8 ergibt,  dass  im  §.  10  unter  der 
Bergbehörde  nicht,  wie  nach  §.  189  zu  vermuthen  wäre,  der  Revier- 
beamte, sondern  das  Oberbergamt  verstanden  ist,  welchem  auch  nach 
§.  198  ausser  dem  Falle  der  Dringlichkeit  die  Anordnungen  zur  Sicher- 
heit der  Baue  Vorbehalten  sind. 

2)  Dasselbe  Recht  wird  im  §.24  dem  Grundbesitzer,  welcher  auf 
eigenem  Grund  und  Boden,  und  dem  Bergwerksbesitzer,  welcher  im 
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Der  Schürfer  erlangt  ein  Vorrecht  vor  andern,  nacli  dem 
Zeitpunkte  seiner  Muthung  eingelegten  Muthungen  unter  der 
Voraussetzung,  dass  er  selbst  binnen  einer  Woche  nach  der 
Entdeckung  Muthung  einlegt. 

Das  Allgemeine  Berggesetz  ist  in  diesen  Vorschriften  im 
Wesentlichen  zu  den  Grundsätzen  des  gemeinen  deutschen 
Bergrechtes  zurückgekehrt,  von  welchen  das  Allgem.  Landrecht 
und  die  moderne  Gesetzgebung  anderer  deutscher  Staaten  viel- 
fach abgewichen  waren.  Auch  in  der  gemeinrechtlichen  Praxis 
sind  diese  Grundsätze  vielfach  verkannt  worden  und  erst  neuer- 
dings wieder  zur  ungetrübten  Anerkennung  gebracht  worden  *)• 
Zum  richtigen  Verständnisse  dieser  Grundsätze  ist  es 
daher  nothwendig,  auf  die  historische  Entwickelung  des  Finder- 
rechtes einzugehen. 

Nach  den  ältesten  deutschen  Gewohnheitsrechten  genügte 
das  Finden  allein,  um  das  Eigenthum  an  der  gefundenen  Lager- 
stätte innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  der  Fundgrube  zu 
erwerben.  Das  Iglauer  Bergrecht  bestimmt* 1 2 3 * *):' 

Wo  immer  ein  Bergwerk  entdeckt,  oder  ein  Stollen  ausgebaut 
worden,  soll  ihm  rechtlich  gebühren  im  Hangenden  drei  und  eine 
halbe  Lane8)  und  im  Liegenden  eine  Lane,  Höhe  und  Tiefe  in 


oigenen  Grubengebäude  gefunden  hat,  beigelegt,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  der  Fund  durch  eigene  Schürfarbeiten  oder  zufällig  gemacht  ist. 
Dabei  ist  indess  nach  den  Motiven  der  Regierungsvorlage  S.  27  nur 
der  Grund  massgebend  gewesen,  dass  die  Absicht,  in  welcher  der  Grund- 
besitzer Arbeiten  auf  seinem  Grundstücke  vorgenommen  hat,  als  eine 
innere  Thatsacbe  in  der  Regel  nicht  nachznweisen  ist.  Das  Finderrecht 
des  Bergwerksbesitzers  an  den  überfahrenen  Lagerstätten  ist  altes 
deutsches  Recht  und  in  den  meisten  Bergordnungen  anerkannt.  Nassau- 
Katzenelnbog.  B.  0.  Art.  22.  — Kurtrier.  B.  0.  Art.  III.  14.  — Joa- 
chimsthaler  B.  0.  Th.  II.  Art.  22.  — Kursächs.  B.  0.  Art.  26.  — Re- 
vidirte  Cleve-Märk.  B.  0.  Art.  X. 

1)  Vgl.  die  oben  S.  64  Note  2 angeführte  Abhandlung  von  Bras- 
sert,  sowie:  Achenbach:  Worin  besteht  das  Recht  des  ersten  Finders? 
Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten  und  Salinenwesen  Bd.  VI,  B.  S.  136. 

2)  Nach  der  Uebersetzung  von  C.  von  Sternberg.  Geschichte  der 
böhmischen  Berggesetzgebung  Bd.  II,  S.  17  f. 

3)  Laneus  = 7 Lachter.  „Quivis  autem  laneus  septera  mensuras 

quae  vulgo  dicuntur  Lachter  in  se  continet.“  Const.  jur.  metall.  de 

montium  mensuratione  (II.  2). 
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gleichem  Masse.  Wenn  aber  jemand  ein  neues  Bergwerk  entdeckt, 
so  sollen  ihm  7 Lanen  zu  beiden  Seiten  zugemessen  werden,  dem 
König  eine  Lane  zu  beiden  Seiten,  den  Bürgern  eine;  die  Finder 
des  Bergwerks  haben  dem  Vermesser  7 kleine  Solidi  zu  bezahlen. 

Wer  an  einem  Gang  an  einem  Stollen  arbeitet  und  das  Metall 
gefunden  hat,  dem  sollen  7 Lanen  von  der  Stelle,  wo  er  das  Me- 
tall entblösst,  mit  dem  Rechte  der  anderen  Bergwerke  zugemessen 
werden.  Wenn  aber  mit  Vorwissen  des  Richters  und  desjenigen, 
der  die  Bergwerke  verleiht,  jemand  in  einem  Stollen  zu  arbeiten 
anfangt  und  das  Metall  findet,  so  soll  ihm  niemand  3l/i  Lanen 
vor  und  3‘/s  Lanen  nach  jener  Stelle,  wo  er  das  Metall  entblösst 
hat,  in  der  Arbeit  stören. 

Die  späteren  Berggesetze  lassen  das  Recht  des  Finders 
auf  die  Fundgrube  zwar  bestehen,  allein  sie  verlangen  zur  Er- 
werbung des  Bergwerkseigenthumes  die  Muthung.  Unterlässt 
der  Finder,  Muthung  einzulegen,  so  soll  zwar  die  Muthung 
jedes  Andern  auf  die  entdeckte  Lagerstätte  angenommen  werden ; 
dem  Finder  soll  aber  das  Recht  auf  die  Fundgrube,  so  lange 
er  sein  Finderrecht  nicht  verloren  hat,  verbleiben  und  nur  die 
nächsten  Maassen  dem  ersten  Muther  verliehen  werden.  Am 
vollständigsten  findet  sich  das  Recht  des  ersten  Finders  definirt 
in  der  Kurkölnischen  Bergordnung  Th.  III,  Art.  1,  wo  es  heisst: 

Welcher  alsdan  einen  uewen  Gang  entblösen  und  aussrichten 
wird,  der  solle  für  den  ersten  Finder  gehalten  seyen  auch  damit 
dess  ersten  Finders  Recht  als  nemblich  eine  Fundgrube  und  nächste 
beyde  Maassen,  die  ihm  ober-  und  Unterwerts  der  Fundgruben  zu 
legen  frey  stehen  sollen,  erlangt  haben,  die  folgende  nechste  Maassen 
aber  mögen  den  ersten  darauf!"  sich  ergebenden  Mutheren  verliehen 
werden;  begebe  es  sich  aber,  dass  ein  Gang  entblöset,  der  erste 
Finder  aber  muthete  sofort  die  Fundgrube  nicht,  es  fünde  Bich  aber 
ein  anderer  der  die  Maassen  zu  muthen  begehrete,  so  soll  zwar 
dem  ersten  Finder  die  Fundgrube,  soviel  Feld  solche  in  beyden 
Stösseu  betrifft,  wofern  solche  aus  sonderen  Ursachen  nach  Berg- 
recht nicht  frey  erkannt,  verbleiben  die  nechste  Maassen  aber  ohne 
dessen  Eintragt  verliehen  werden. 

Es  ergibt  Sich  aus  dieser  Stelle *),  dass  dem  Finder  als 
solchem  nur  die  Fundgrube,  als  erstem  Muther  aber  zugleich 


1)  Vcrgl.  Bras8ert:  Bergordnungen  der  Preuss.  Lande.  S.  556. 
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die  nächsten  beiden  Maassen  zu  Theil  wurden.  Kam  ein  an- 
derer Muther  dem  Finder  zuvor,  so  blieb  dieser  auf  die  Fund- 
grube beschränkt1). 

Das  Vorrecht  auf  die  Fundgrube  behielt  der  Finder  aber 
auch  ohne  Einlegung  der  Muthung,  so  lange  er  das  Finderrecht 
nicht  verloren  hatte  und  die  Dauer  dieses  Hechtes  war  wie  die 
Erwerbung  desselben  lediglich  nach  den  Regeln  der  Besitz- 
ergreifung und  der  Fortsetzung  des  Besitzes  zu  beurtheilen 2). 

Das  Allgemeine  Preussische  Landrecht  wich  von  den 
Grundsätzen  des  Gemeinen  Bergrechtes  insofern  ab,  als  es  das 
Recht  des  ersten  Finders  im  §.  155,  Th.  II,  Tit.  16  davon  ab- 
hängig machte,  dass  dieser  innerhalb  vier  Wochen  Muthung 
einlegte,  also  den  Verlust  des  Finderrechtes  nicht  von  der  Er- 
ledigung des  Besitzes,  sondern  von  dem  Ablaufe  einer  bestimm- 
ten Frist  abhängig  machte.  Ausserdem  erstreckte  es  in  den 
§§.  156  und  157  das  Recht  des  Finders  nicht  bloss  auf  die 
Fundgrube,  sondern  auch  auf  die  Maassen,  so  dass  das  Vor- 
recht des  Finders  die  Muthung  eines  Dritten  vollständig  aus- 


1)  Es  besteht  daher  kein  Widerspruch  zwischen  denjenigen  Berg- 
ordnungen, welche  dem  Finder  nur  die  Fundgrube  zusprechen,  die 
nächsten  Maassen  aber  dem  Muther  ( wie  die  Nassau-Katzenelnbog. 
B.-O.  Art.  9 ; die  Joachimsthaler  B.-O.  Th.  II.  Art.  1)  und  denjenigen 
Bergordnungen,  welche  dem  ersten  Finder  gestatten,  ausser  der  Fund- 
grube auch  die  nächsten  Maassen  vorweg  zu  muthen  (wie  die  Kurtrier. 
B.-O.  Art.  III.  3 u.  5;  die  Revidirte  Cleve  - Märkische  Bergordnung 
Cap.  II.  §.  1),  da  in  den  letztem  Bestimmungen  vorausgesetzt  wird, 
dass  der  erste  Finder  auch  der  erste  Muther  ist.  — Vergl.  Brassert 
a.  a.  0.  S.  825  Note  1. 

2)  Auch  der  Verlust  des  Finderrechtes  wurde  nach  ge- 
meinem deutschen  Bergrechte  lediglich  nach  den  Regeln  vom  Verluste 
des  Besitzes  beurtheilt,  da  die  Bergordnungen  keine  Frist  für  die  Aus- 
übung des  Finderrechtes  durch  Einlegung  der  Muthungen  bestimmten. 
Das  Finderrecht  dauerte  also  so  lange  fort,  als  die  Möglichkeit  der 
physischen  Einwirkung  und  die  Absicht  der  Aneignung.  Es  ging  ver- 
loren, wenn  der  Schürf  verbrach,  ohne  dass  der  Finder  nach  erhaltener 
Kenntniss  Anstalt  machte,  ihn  wieder  aufzuwältigen,  wenn  er  oder 
seine  Arbeiter  von  fremden  Schürfern  verdrängt  wurden  oder  wenn 
der  Finder  den  Schürf  verliess.  in  der  Absicht,  sein  Recht  nicht  weiter 
zu  verfolgen.  Vergl.  m.  Uebersicht  der  bergrechtlichen  Entscheidungen. 
1860—63.  S.  26  f. 
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schloss,  .wenn  der  Finder  innerhalb  vier  Wochen  Muthung 
einlegte. 

Beide  Abweichungen  sind  in  das  heutige  Recht  über- 
gegangen. Auch  das  Allgemeine  Berggesetz  beschränkt  das 
Finderrecht  im  §.  24  auf  eine  bestimmte  Frist  und  zwar  von 
einer  Woche  nach  Ablauf  des  Tages  der  Entdeckung  und  es 
erstreckt  das  Vorrecht  des  Finders  auf  das  ganze  nach  §.  27 
zu  verleihende  Feld,  in  welchem  nicht  mehr  zwischen  Fund- 
grube und  Maassen  unterschieden  wird. 

Das  Allgem.  Landrecht  wich  noch  in  einem  dritten  Punkte 
von  dem  gemeinen  Bergrechte  ab,  indem  es  das  Recht  des 
ersten  Finders  im  §.  154  Th.  II,  Tit.  16  von  dem  Besitze  eines 
Schürfscheines  abhängig  machte.  Dieses  Institut  ist  dem 
gemeinen  deutschen  Bergrechte  ganz  fremd.  Die  älteren  Berg- 
ordnungen gestatten  Jedem  ohue  vorgängige  Ermächtigung  sei 
es  der  Obrigkeit  oder  des  Grundbesitzers  überall  einzuschlagen 
und  zu  schürfen.  Es  ereignete  sich  zwar  häufig,  dass  den  Berg- 
ordnungen zuwider  dem  Schürfer,  welcher  noch  keinen  Fund 
gemacht  hatte,  verstattet  wurde,  innerhalb  eines  gewissen 
Feldes  mit  Ausschluss  Anderer  zu  schürfen  !)*  Allein  dieses 
sogenannte  Freischürfen  wird  in  einigen  Bergordnungen  aus- 
drücklich untersagt1 2 3). 

Der  Schürfschein,  welcher  zuerst  durch  die  Revidirten 
Bergordnungen 8)  und  demnächst  durch  das  Allgem.  Landrecht 
als  Bedingung  der  Erwerbung  des  Finderrechtes  vorgeschrieben 
wurde,  gibt  keine  ausschliessliche  Schürfberechtigung.  Er  er- 
scheint nur  als  eine  obrigkeitliche  Erlaubniss  zur  Aufsuchung 
der  verleihbaren  Mineralien.  Die  Erwerbung  des  Fiuderrechtes 
war  demnach  nicht  an  die  blosse  Besitzergreifung,  sondern  an 
den  titulirten  Besitz,  die  Entdeckung  auf  Grund  eines  Schürf- 
scheines geknüpft 4 *). 


1)  Hertwig.  Bergbuch  s.  v.  Freyschürfen. 

2)  Baier.  Bergordnung  Art.  6.  Pfalz -Zweibrück.  Bergordnung. 
Art.  20. 

3)  Cleve-Märk.  B.-O.  Cap.  I.  §.  1 f.  — Schlesische  und  Magdeb. 
B.-O.  Cap.  II.  §.  1 f.  Ebenso  die  Kurpfalz-Baier.  B.-O.  Art.  34. 

4)  Einige  Bergrechtslehrer,  namentlich  Hake  Commentar  S.  98 

erklärten  auch  nach  gemeinem  Bergrechte  die  Erwerbung  des  Finder- 
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Die  Praxis  des  Obertribunals  gab  indessen  den  Vorschrif- 
ten des  Allgemeinen  Landrechts  die  Auslegung,  dass  der 
Schürfschein  eine  ausschliessliche  Berechtigung  zum  Muthen 
begründe  und  zwar  für  den  ganzen  Umfang  des  Schürfdistricts. 
Es  nahm  durch  den  Plenarbeschluss  vom  12.  Juni  1843  *)  den 
Satz  an : 

»Der  Schürfschein  deckt  für  die  Dauer  seiner  Gültigkeit 
das  Feld  dergestalt,  dass  dadurch  die  Muthung  eines  zu- 
fällig Findenden  ausgeschlossen  wird.« 

Dieser  Grundsatz  ist  für  das  frühere  Preussische  Recht 
mit  Unrecht  aufgestellt  worden.  Er  hat  jedoch  in  verschiedene 
neuere  Berggesetze  Aufnahme  gefunden,  welche  wie  das  Oester- 
reichische,  das  Sächsische  und  das  Anhaitische  die  Ausschliess- 
lichkeit der  ertheilten  Schürfberechtigung  theils  in  der  Gestalt 
des  Freischürfs 2),  theils  in  der  Gestalt  des  blossen  Schürf- 
scheines3) zur  Grundlage  für  die  Erwerbung  des  Bergwerks- 
eigenthumes nehmen. 

Das  Allgem.  Berggesetz  kennt  weder  eine  ausschliessliche 
Schürfberechtigung,  noch  überhaupt  einen  Schürfschein.  Es 
macht  im  §.  24  die  Erwerbung  des  Finderrechtes  von  folgenden 
Bedingungen  abhängig: 

1.  von  der  Entdeckung  des  Minerals  auf  seiner  natürlichen 
Ablagerung,  also  von  der  Besitzergreifung, 

2.  von  der  Entdeckung  durch  Schürfarbeiten  d.  h.  nach 
§.  3 durch  Arbeiten,  welche  die  Aufsuchung  der  Mineralien 
bezwecken, 

3.  von  der  Beobachtung  der  in  den  §§.  3— 10  gegebenen 
Vorschriften  über  das  Schürfen  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  und  über  das  Verbot  von  Schürfarbeiten  in  ge- 


rechtes für  abhängig  von  dem  Besitze  eines  Schürfscheines.  Auch  das 
Preussische  Obertribuual  schloss  sich  in  dem  Erkenntnisse  vom  20.  Juni 
1854  (Striethorst’s  Archiv  Bd.  13.  S.  202)  dieser  unrichtigen  Ansicht 
an,  welche  durch  die  oben  S.  64  angeführte  Abhandlung  von  Brassert 
eingehend  widerlegt  ist. 

1)  Entscheidungen,  Bd.  9.  S.  90.  — Vergl.  über  diesen  Plenar- 
beschluss m.  (Jebersicht  der  bergrechtlichen  Entscheidungen  S.  54. 

2)  Oesterreich.  Berggesetz  von  1854  §.  22  f. 

3)  Sachs.  Bergges.  von  1868  §•  18  f.  — Anhalt.  Berggesetz  von 
1856  §.  20. 
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wissen  besonders  befriedeten  Räumen  (§.  4)  oder  in  frem- 
den Grubenfeldem  bei  vorhandener  Gefahr  für  die  Sicher- 
heit der  Baue  (§.  10). 

Die  nähere  Erörterung  dieser  Bedingungen  ergiebt  das 
Folgende: 

1.  Die  Handlung  des  Finde  ns  wird  in  dem  Gesetze 
als  die  Entdeckung  des  Minerals  auf  seiner  natürlichen  Abla- 
gerung definirt.  Sowie  also  im  Civilrechte  unter  dem  Finden 
die  Besitznehmung  herrenloser  Sachen  verstanden  wird,  so  be- 
deutet im  Sinne  des  Bergrechtes  das  Finden  die  Besitznahme 
einer  noch  unverliehenen  Mineralablagerung  und  die  körper- 
liche Seite  dieses  Begriffes  ist  in  den  Worten  des  Gesetzes 
ausdrücklich  definirt.  Die  Entdeckung  des  Minerals  setzt  eine 
physische  Einwirkung  auf  die  Lagerstätte  voraus  und  das  Re- 
quisit der  körperlichen  Besitzergreifung  ist  noch  bestimmter 
dadurch  ausgedrückt,  dass  die  Entdeckung  durch  Schürfarbeiten 
erfolgen  muss.  Diese  Voraussetzung  entspricht  auch  den  Grund- 
sätzen des  gemeinen  Bergrechtes  und  der  älteren  Berggesetze, 
welche  übereinstimmend  eine  Besitzergreifung  durch  Erschürfen, 
Entblössen  und  Ausrichten  der  Lagerstätte  als  Bedingung  der 
Erwerbung  des  Finderrechtes  vorschreiben  '). 

Die  Erwerbung  des  Finderrechts  wird  daher  erst  vollendet 
durch  die  körperliche  Apprehension  der  Lagerstätte  und  letztere 
kann  nicht  durch  die  historische  Gewissheit,  oder  durch  geogno- 
stische  Schlussfolgerungen  ersetzt  werden.  Es  genügt  nicht, 
dass  die  Lagerstätte  früher  einmal  entblösst  gewesen  ist,  sondern 
dieselbe  muss  im  Momente  des  Findens  zugänglich  sein.  Ihr 
Dasein  muss  nicht  aus  den  Karten  oder  aus  dem  Zusammen- 
hänge benachbarter  Aufschlüsse,  sondern  aus  dem  offenen 
Schürfe  ersichtlich  sein.  Daher  kann  auch  die  Entdeckung 
blosser  Vorläufer  des  Ganges  nicht  genügen,  wenn  dieselben 
auch  nach  bergmännischen  Erfahrungen  mit  grösster  Gewiss- 


1)  A.  L.  K.  II.  16.  §.  164.,  Cleve -Mark.  B.-O.  Cap.  II.  §.  1., 
Schlesische  B.  - 0.  Cap.  III.  §.  1.,  Chur-  Cöln.  B.-O,  Th.  III.  Art.  1., 
Homburg.  B.-O.  Art.  7.,  Chur.-Trier.  B.-O.  Th.  1.  Art.  8.  §.  8.,  Nassau- 
Katzenelnbog.  B.-O.  Art.  9.,  Joachimsthal.  B.  0.  Tb.  II.  Art.  1. 
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heit  darauf  schliessen  lassen,  dass  die  Mineralablagerung  selbst 
in  unmittelbarster  Nähe  sei  *)• 

Ebenso  wesentlich  für  die  Erwerbung  des  Finderrechtes 
ist  aber  das  subjective  Moment,  dass  der  Finder  das  Bewusst- 
sein von  dem  Vorhandensein  der  entdeckten  Mineralablagerung 
hatte.  Das  Obertribunal  bemerkt  hierüber  in  dem  Revisions- 
urtheile  vom  29.  Januar  1861  (Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  II, 
S.  255) : 

»In  Betreff  der  Frage,  welcher  von  den  streitenden  Theilen 
der  erste  Finder  des  fraglichen  Eisensteinganges  sei,  sind  die  beiden 
Vorderrichter  darüber  einverstanden,  dass  zu  dem  Finden  im 
rechtlichen  Sinne  das  mechanische  Antreffen  eines  Mineralganges 
nicht  ausreiche,  sondern  derjenige,  welcher  darauf  stösst,  es  sich 
auch  zum  Bewusstsein  gebracht  haben  müsse,  dass  er  einen 
muthungsfähigen  Fund  gethan  habe,  bevor  er  ein  Finderrecht 
daraus  herleiten  könne. 

In  der  That  ist  die  Verbindung  des  Willens  ( animus ) mit 
dem  körperlichen  Ergreifen  so  sehr  Grundbedingung  eines  jeden 
Erwerbes  eines  Rechtes  oder  Besitzes,  an  welchen  irgend  rechtliche 
Folgerungen  sich  knüpfen  sollen,  dass  es  gar  keiner  ausdrücklichen 
speciellen  Bestimmung  darüber  in  den  Berggesetzen  bedurfte,  um 
das  subjective  Bewusstsein  eines  objectiv  muthungsfähigen  Fundes 
zur  Entstehung  des  Finderrechtes  zu  erfordern. 

Die  besondere  Betrachtung  dos  Grundes  und  Zweckes  des 
bergmännischen  Schürf-  und  Finderrechtes,  weit  entfernt,  eine  Ab- 
weichung von  jenem  allgemeinen  Grundsätze  (1.  3.  §.  1.  Big.  de 
acq.  amitt.  poss.)  zu  motiviren,  kann  es  nur  noch  anschaulicher 
machen,  dass  der  Erwerb  des  Finderrechtes  dem  Bewusstsein,  einen 
gemachten  Fund  muthen  zu  können,  und  dem  davon  bedingten 
Willen,  die  Muthung  einzulegen,  niemals  vorhergehen  kann. 

Diese  aus  dem  früheren  Rechte  geschöpfte  Entscheidung 
muss  auch  nach  dem  heutigen  Rechte  für  zutreffend  gelten. 
Auch  der  Handelsminister  hat  deshalb  in  dem  Recursbescheide 
vom  4.  März  1868  (1  1737)  dem  Grundeigentümer,  auf  dessen 


1)  Vergl.  das  Erkenntniss  des  Justizsenats  zu  Ehrenbreitstein 
vom  26.  Januar  1860,  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  I.  S.  236  f. 
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Grundstück  ein  Braunkohlenlager,  durch  frühere  Arbeiten  seines 
Besitzvorgängers  entblösst,  anstand,  das  Finderrecht  gegenüber 
der  von  einem  Dritten  eingelegten  Muthung  versagt,  weil  er 
weder  nachweisen  konnte,  dass  er  von  der  Existenz  vor  Ein- 
legung der  Muthung  Kenntniss  hatte,  noch  eine  körperliche 
Handlung  vorgenommen  hatte,  welche  als  Entdeckung  des 
Minerals  angesehen  werden  konnte.  Auch  die  Regeln  des 
Civilrechts  über  die  Besitzer  Werbung  durch  Stellvertreter  müssen 
unverändert  auf  den  bergmännischen  Fund  Anwendung  finden. 
Daher  wird  bei  einer  durch  gedungene  Arbeiter  ausgeführten 
Schürfarbeit  das  Finderrecht  für  den  Arbeitgeber  erworben 
und  zwar  in  dem  Momente  der  Entdeckung,  da  es  nicht  er- 
forderlich ist,  dass  der  Erwerber  Kenntniss  von  der  erlangten 
Ausführung  der  aufgetragenen  Besitzergreifung  durch  den  Ver- 
treter erlangt  haben  muss1). 

2.  Das  Finderrecht  wird  in  der  Regel  nur  durch  Schürf- 
arbeiten erworben,  welche  nach  Vorschrift  der  §.  3 f.  unter- 
nommen sind,  also  gemäss  der  Definition  des  §.  3 die  Auf- 
suchung des  gefundenen  Minerals  zum  Zweck  hatten.  Der  zu- 
fällige Fund  d.  h.  die  Entdeckung  des  Minerals  durch  andere 
Arbeiten  oder  die  Entdeckung  einer  bereits  entblössten  Ablage- 
rung begründet  daher  kein  Finderrecht  und  gibt  keinen  Vor- 
zug vor  andern  auf  dasselbe  Mineral  gerichteten  Muthungen. 
Diese  Regel  erleidet  nach  §.  24  eine  doppelte  Ausnahme  zu 
Gunsten  des  findenden  Grundeigenthümers  und  Bergwerks- 
besitzers, welche  auch  ohne  Schürfarbeiten  das  Recht  des  Fin- 
ders an  dem  auf  eigenem  Grund  und  Boden  oder  im  eigenen 
Grubengebäude  zufällig  entdeckten  Minerale  erlangen.  Dass 
indess  auch  in  diesen  beiden  Fällen  die  Handlung  des  Finders 
mit  den  körperlichen  und  geistigen  Voraussetzungen  der  Besitz- 
ergreifung erfordert  wird,  ergibt  sich  daraus,  dass  auch  der 
Grundeigenthümer  und  der  Bergwerksbesitzer  nach  §.  24  das 
Finderrecht  nur  innerhalb  einer  Woche  nach  Ablauf  des  Tages 
der  Entdeckung  ausüben  kann.  Es  muss  also  auch  hier  eine 
äussere  Handlung  des  Findenden  vorliegen,  welche  den  Zeit- 
punkt der  Entdeckung  bestimmt  und  das  Oberbergamt  zu  Bonn 


1)  Entscheidungen  des  Obertribunals  Bd.  22.  S.  329  f. 
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hat  in  der  oben  angeführten  Entscheidung  dem  Grundbesitzer, 
welcher  keine  solche  Handlung  nachzuweisen  vermochte,  mit 
liecht  das  Vorzugsrecht  des  Finders  versagt. 

3.  Die  Vorschrift  des  §.  24,  dass  auf  fremdem  Grund 
und  Boden  nur  unter  Beachtung  des  §.  3 — 10  des  Bergge- 
setzes durch  Schürfarbeiten  Finderrechte  erworben  werden  kön  - 
nen,  folgt  ebenfalls  aus  den  Regeln  der  Erwerbung  des  Besitzes 
welcher  durch  fehlerhafte  Erwerbung,  namentlich  durch  gewalt- 
same und  heimliche  Handlungen,  sowie  durch  Missbrauch  der 
Gefälligkeit  (W,  clam,  precario)  nicht  erlangt  werden  kann. 
Schürfarbeiten  die  ohne  Einwilligung  des  Grundbesitzers  und 
ohne  amtliche  Schürfermächtigung  oder  mit  Ueberschreitung 
der  ertheilten  Erlaubniss  oder  im  Falle  des  §.10  gegen  das 
Verbot  der  Bergbehörde  im  fremden  Grubenfelde  unternommen 
werden,  geben  daher  kein  Finderrecht.  Dasselbe  gilt  von  son- 
stigen widerrechtlichen  Handlungen.  Daher  erwirbt  der  Berg- 
werksbesitzer, welcher  gegen  das  polizeiliche  Verbot  den  Sicher- 
heitspfeiler an  der  Markscheide  seines  Grubenfeldes1)  durch- 
bricht, an  den  im  freien  Felde  gefundenen  Mineralablagerungen 
kein  Finderrecht. 

Die  unverliehenen  Mineralien,  welche  bei  den  Schürf- 
arbeiten gefördert  werden,  sind  nach  §.  11  Eigenthum  des 
Schürfers,  welcher  dieselben  durch  die  Perception  erwirbt.  Die 
zum  Rechte  des  Grundeigenthümers  gehörigen,  sowie  die  be- 
reits verliehenen  Mineralien  werden  durch  die  blosse  Lostren- 
nung vom  Grund  und  Boden  Eigenthum  des  Grundbesitzers 
und  des  Bergwerksbesitzers.  Ein  Anspruch  auf  Erstattung  der 
Gewinnungskosten  steht  dem  Schürfer  nicht  zu. 

§.  10.  Erwerbung:  2.  Die  Muthung. 

(§§.  12 — 27  des  Berggesetzes.) 

Nach  dem  ältesten  deutschen  Bergrechte  erfolgte  die  Er- 
werbung des  Bergwerkseigenthums  durch  das  blosse  Finden 
nach  den  Regeln  der  Oceupation.  Die  Grenzen  .desselben  waren 
theils  durch  das  Verhalten  der  Lagerstätte,  theils  durch  das 


1)  Vergl.  Achenbach,  Bergpolizeivorschriften  S.  82.  Huyssen, 
Commentar  8.  230. 
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Gesetz  unmittelbar  gegeben.  Sie  wurden  nur  zugemessen,  ohne 
dass  der  Wille  des  Finders  oder  die  Entscheidung  der  Behörde 
irgend  welche  Veränderung  in  der  Lage  oder  in  der  Ausdehnung 
des  Feldes  hätte  hervorbringen  können  ‘). 

Nach  den  Bergordnungen  des  16.  Jahrhunderts  blieb  dem 
Finder  das  Recht  auf  die  Fundgrube,  deren  Lage  durch  den 
Fundpunkt  und  deren  Ausdehnung  durch  das  Gesetz  gegeben 
war,  zu  deren  Erwerbung  es  also  ausser  der  Besitzergreifung 
keiner  Willenserklärung  des  Finders  und  keines  Verfahrens 
bedurfte.  Es  wurde  aber  gestattet,  neben  der  Fundgrube  noch 
eine  oder  mehrere  Maassen  zu  erwerben,  welche  besonders  be- 
gehrt oder  gemuthet  werden  mussten.  Es  wurde  ferner  gestattet, 
auch  ohne  körperliche  Besitzergreifung  durch  Muthung  Berg- 
werkseigenthum zu  erwerben,  wenn  der  Finder  sein  Recht 
nicht  gebraucht,  oder  wenn  eine  Lagerstätte  zufällig  entdeckt 
wurde,  an  der  niemand  Finderrechte  erworben  hatte. 

Nach  gemeinem  deutschen  Bergrechte  wurde  daher  zur 
Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums  die  Muthung  erfordert, 
da  auch  der  Finder  wenn  er  statt  seines  blossen  Finderrechtes 
wirkliches  Bergwerkseigenthum  erwerben  wollte,  die  Fundgrube 
muthen  musste. 

Auf  die  Muthung  wurde  von  der  Bergbehörde  die  Ver- 
leihung ertheilt.  Die  Verleihung  war  indess  eine  blosse  Be- 
stätigung der  Muthung  und  wird  auch  als  solche  vielfach  in 
den  Bergordnungen  bezeichnet.  Sie  konnte  kein  anderes  Feld 
geben,  als  dasjenige,  welches  gemuthet  war  und  musste  auf  die 
gesetzlich  begründete  Muthung  ertheilt  werden,  soweit  nicht 
bessere  Rechte  dritter  Personen  entgegen  standen. 

Diese  Grundsätze  des  deutschen  Bergrechtes  sind  in  das 
Allgemeine  Berggesetz  unverändert  übernommen.  Nach  §.  22 
begründet  die  den  gesetzlichen  Erfordernissen  entsprechende 
Muthung  einen  Anspruch  auf  Verleihung  des  Bergwerkseigen- 
thumes. Nach  §§.  30—33  wird  die  Verleihungsurkunde  nach 
den  Anträgen  des  Muthers  ausgefertigt,  soweit  gegen  dieselben 
gesetzlich  nichts  zu  erinnern  ist  und  soweit  die  Einsprüche 
dritter  Personen  durch  die  Entscheidung  im  Verleihungsverfahren 


1)  Vergl.  oben  S.  69. 
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beseitigt  worden  sind.  Es  besteht  jedoch  ein  Gegensatz  zu 
dem  älteren  Hechte  in  Bezug  auf  die  Feldesstreckung. 
Es  ist  selbstverständlich,  dass  nur  innerhalb  bestimmter  Grenzen 
Bergwerkseigenthum  erworben  werden  kann.  Im  gemeinen 
deutschen  Bergrechte  war  diese  Begrenzung  zum  Theil  durch 
das  natürliche  Verhalten  der  Lagerstätte,  zum  Theil  durch  das 
Gesetz  gegeben.  Die  Fundgrube  und  die  Maassen  wurden  in 
dem  Streichen  der  Lagerstätte  abgemessen,  welche  durch  die 
Vierung  und  durch  die  ewige  Teufe  ihre  weitere  Begrenzung 
erhielt.  Es  genügte,  dass  die  Fundgrube  und  die  Maassen 
gemuthet  wurden,  um  Bergwerkseigenthum  an  einem  bestimmten 
Felde  zu  erwerben,  welches  erst  nach  der  Verleihung  durch  die 
Vermessung  auf  der  Oberfläche  abgegrenzt  wurde. 

Nach  dem  Allgemeinen  Berggesetze  ist  dagegen  die  Er- 
streckung des  zu  verleihenden  Feldes  nicht  mehr  durch  das 
Verhalten  der  Lagerstätte  bedingt,  sondern  durch  willkürliche 
Grenzen  an  der  Oberfläche,  welche  innerhalb  der  durch  §.  27 
bestimmten  Ausdehnung  von  der  Bestimmung  des  Muthers 
abhängen '). 

Zu  der  Muthung  muss  daher  noch  eine  weitere  Erklärung 
des  Muthers:  die  Feldesstreckung  hinzukommen.  Diese 
kann  zwar  in  der  Muthung  enthalten  sein.  Es  ist  jedoch  nach 
§.  18  dem  Muther  gestattet,  die  Angabe  der  Lage  und  Grösse 
des  begehrten  Feldes  binnen  sechs  Wochen  nachzubringen. 
Die  Muthung  und  die  Feldesstreckung  verhalten  sich  wie  die 
Anmeldung  und  die  Einführung  der  Rechtsmittel  im  Prozesse. 
Es  sind  getrennte  Handlungen,  welche  nur  in  ihrer  Vereinigung 
wirksam  sind,  da  die  Muthung  ohne  rechtzeitige  Feldesstreckung 
nach  §.  18  von  Anfang  an  ungültig  ist,  die  rechtzeitige  Feldes- 
streckung aber  nach  §.  10  auf  den  Tag  der  Muthung  zurück- 
bezogen wird. 


1)  Auch  der  Finder  erwirbt  nach  §.  24  nicht  mehr  ein  sofort 
wirksames  Recht  an  einem  bestimmten  Felde,  sondern  nur  ein  Vorrecht 
zum  Muthen , welches  erst  durch  die  Einlegung  der  Muthung  in  ein 
dingliches  Recht  an  einem  bestimmten  Grubenfelde  umgewandelt  wer- 
den kann.  Der  ausschliessliche  Besitz,  welcher  dem  Finder  als  solchem 
zusteht,  erstreckt  sich  nicht  mehr  auf  die  Fundgrube,  sondern  nur 
auf  die  räumlichen  Grenzen  der  Schürfarbeit. 
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Für  die  erste  dieser  Handlungen  ergeben  sich  folgende 
Regeln : 

Die  Muthung  ist  die  förmliche  Handlung,  durch  welche 
das  Bergwerkseigenthum  an  einer  gefundenen  Lagerstätte  in 
Anspruch  genommen  wird.  Sie  muss  bei  der  competenten  Be- 
hörde in  Form  einer  schriftlichen  oder  protocollarischen  Er- 
klärung angebracht  werden  (§.  12.  13).  Zu  dem  wesentlichen 
Inhalte  dieser  Erklärung  gehört  die  Bezeichnung  des  Fund- 
ortes und  des  gemutheten  Minerales.  Die  Gültigkeit  der  Mu- 
thung ist  durch  die  Voraussetzung  bedingt,  dass  vor  Einlegung 
der  Muthung  das  gemuthete  Mineral  an  dem  angegebenen 
Fundpunkte  entdeckt  war  (§.  15). 

1.  Die  Muthung  muss  bei  der  competenten  Berg- 
behörde eingelegt  werden:  Die  Annahme  der  Muthungen  er- 
folgt nach  §.  12  bei  dem  Oberbergamte,  welches  befugt  ist, 
dieselbe  für  bestimmte  Reviere  den  Revierbeamten  zu  über- 
weisen '). 

2.  Die  Muthung  bedarf  der  schriftlichen  Form. 
Sie  muss  nach  §.  13  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  ein- 
gelegt werden ; sie  kann  jedoch  auch  bei  der  annehmenden 
Behörde  zu  Protokoll  erklärt  werden.  Die  Einreichung  des 
zweiten  Exemplars  ist  nicht  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  vor- 
geschrieben. Wenn  das  Duplum  fehlt  oder  die  Muthung  zu 
Protokoll  erklärt  wird,  so  wird  die  Abschrift  auf  Kosten  des 
Muthers  bei  der  Behörde  angefertigt.  Das  Hauptexemplar  der 
Muthung  unterliegt  dem  Gesuchsstempel  von  5 Sgr. 2). 

Die  Einbringung  der  Muthung  kann  auch  telegraphisch 
erfolgen8),  da  die  schriftliche  Form  der  Muthung  durch  die 

1)  Dies  ist  bis  jetzt  in  den  Oberbergaratsbezirken  Dortmund  und 
Clausthal  für  sämratliche  Reviere,  im  Bezirk  Bonn  für  die  rechtsrhoini- 
sehen  Reviere  ausser  Hohenzollern  geschehen.  Vergl.  m.  Commentar. 
2.  Aufl.  Anm.  30. 

2)  Das  Nebenexemplar  pflegt  auf  Stempelbogen  von  15  Sgr.  ge- 
schrieben zu  werden.  — Vgl.  unten  §.  11.  I.  1. 

3)  Dies  ist  durch  den  Recursbescheid  des  Handelsraiuisters  vom 
20.  April  1866  (Zeitschrift  für  Bergrecht.  Bd.  7.  S.  256)  aus  folgenden 
Gründen  angenommen  worden: 

»Dass  die  Vorschrift  des  Allg.  Berggesetzes  im  §.  13: 

„Die  Muthung  ist  schriftlich  in  zwei  gleichlautenden  Exem- 
plaren einzulegen** 
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an  das  Oberbergamt  gelangende  Copie  des  Telegramms  erfüllt 
ist,  die  eigenhändige  Unterschrift  des  Muthers  aber  nicht  zur 
Gültigkeit  der  Muthung  erfordert  wird. 

Die  Muthung  durch  einen  Bevollmächtigten  erfordert 
zu  ihrer  Gültigkeit  die  Vollmacht  oder  die  nachträgliche  schrift- 
• liehe  Genehmigung  des  Auftraggebers* 1). 

3.  Zum  Inhalte  der  Muthung  gehört  nach  §.  14: 

1.  der  Name  und  Wohnort  des  Muthers, 

2.  die  Bezeichnung  des  Minerals,  auf  welches  die  Verleihung 
des  Bergwerkseigenthumes  verlangt  wird, 

3.  die  Bezeichnung  des  Fundpunktes, 

4.  der  dem  Bergwerke  beizulegende  Name. 

Fehlt  der  Muthung  eine  dieser  Angaben,  so  muss  der 


keineswegs  dahin  verstanden  werden  kann,  dass  die  eingelegte  Muthung 
die  Original- Unterschrift  des  Muthers  oder  seines  Bevollmächtigten 
oder  überhaupt  eine  Unterschrift  des  Muthers  enthalten  müsse ; 

dass  allerdings  das  Allg.  Landreoht  Th.  I Tit.  5 §§.116  ff.  die 
Gültigkeit  schriftlicher  Verträge  von  der  Unterschrift  der  Con- 
trahenten  abhängig  macht,  dass  indess  diese  Vorschrift  nicht  ohne 
Weiteres  auf  juristische  Handlungen  und  Rechtsgeschäfte  überhaupt 
übertragen  werden  kann , bei  letzteren  vielmehr  in  jedem  einzelnen 
Falle  zu  untersuchen  sein  wird,  ob  das  Gesetz  die  Bedeutung  und 
Wirksamkeit  der  Schrift  von  der  Unterschrift  der  handelnden  Personen 
abhängig  macht,  (§§.  94,  95  Tit.  4,  §§.  40  ff.  Tit.  5 Th.  I A.  L.  R.j); 

I.  E.  dass  eine  Muthung  zwar  als  Rechtsgeschäft,  nicht  aber  als 
Vertrag  zu  charakterisiren  ist,  und  es  daher  lediglich  darauf  ankommt, 
welche  speciellen  Erfordernisse  das  Berggesetz  bei  der  schriftlich  ein- 
zulegenden Muthung  aufstellt; 

dass  §.  14  des  Berggesetzes  in  der  schriftlich  abzugebenden 
Muthung  nur  den  „Namen  und  Wohnort  des  Muthers, u nicht  aber, 
wie  z.  B.  die  deutsche  Wechselordnung  im  Art.  4 Nro.  5 bei  dem 
Wechsel  die  Unterschrift  des  Trassanten,  so  die  Unterschrift  des 
Muthers  verlangt; 

dass  demgemäss  die  an  das  K.  Oberbergamt  zu  B.  gelangte  Copie 
des  Telegramms,  obwohl  dieselbe  von  dem  Muther  persönlich  nicht 
unterschrieben  ist,  den  gesetzlichen  Anforderungen  genügt,  indem  in 
desselben  Namen  und  Wohnort  des  Muthers  sich  angegeben  finden.« 
Vergl.  m.  Commentar  2.  Aufl.  Anm.  32  und  die  dort  angeführten  ana- 
logen Entscheidungen  des  Obertribunals. 

1)  Vergl.  den  Ilecursbescheid  vom  1.  Mai  1866  (Zeitschrift  für 
Bergrecht  Bd.  7.  S.  258)  und  m.  Commentar  2.  Aufl.  Anm.  34. 
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Mangel  auf  die  Aufforderung  der  Bergbehörde  innerhalb  einer 
Woche  ergänzt  werden. 

Diese  Bestimmung  hat  den  Zweck,  den  Muther  bei  seinem 
Rechte  möglichst  zu  schützen  *).  Da  indess  Zweifel  darüber 
entstehen  können,  ob  in  einem  vorliegenden  Falle  überhaupt 
eine  Muthung  eingelegt  ist,  so  müssen  auch  die  wesentlichen 
Erfordernisse  einer  Muthung  bestimmt  werden  und  als  solche 
sind  in  Uebereinstimmung  mit  dem  gemeinen  Bergrechte  die 
Bezeichnung  des  Fundes  nach  der  Mineralgattung  und  nach 
der  Oertlichkeit,  der  Name  des  Muthers  und  der  Antrag  auf 
Verleihung  zu  bezeichnen,  welcher  übrigens  in  der  Bezeichnung  : 
muthen  oder  Muthung  hinlänglich  ausgedrückt  ist.  Fehlt  eine 
dieser  drei  Angaben  (§.  14,  Nr.  1,  2,  3)  gänzlich,  so  liegt 
offenbar  keine  rechtsgültige  Muthung  vor,  welche  geeignet  wäre 
ein  Recht  auf  Verleihung  zu  begründen,  während  blosse  Un- 
genauigkeiten in  der  Bezeichnung  des  Fundes  nach  Ort  und 
Gattung  (2,  3),  die  Angabe  des  Wohnortes  (1)  oder  der  Name 
des  Bergwerks  (4)  unbeschadet  des  Alters  der  Muthung  nach- 
träglich ergänzt  werden  können.  Eine  Muthung,  in  welcher 
eins  der  wesentlichen  Erfordernisse,  entweder  der  Name  des 
Muthers  oder  das  gemuthete  Mineral  oder  die  Angabe  des 
Fundortes  gänzlich  fehlt,  kann  auch  bei  nachträglicher  Ergän- 
zung kein  Vorrecht  vor  einer  den  gesetzlichen  Erfordernissen 
entsprechenden  Muthung  begründen,  die  in  der  Zwischenzeit 
zwischen  der  unvollständigen  Muthung  und  deren  Ergänzung 
eingelegt  ist,  weil  die  unvollständige  Muthung  entweder  das 
Object  oder  das  Subject  des  Anspruches  ganz  unbestimmt  lässt. 

4.  Die  Gültigkeit  der  Muthung  ist  nach  §.  15  durch  die 
Voraussetzung  bedingt,  dass  das  gemuthete  Mineral  an  dem 
angegebenen  Fundpunkte  vor  Einlegung  der  Muthung  auf 
seiner  natürlichen  Ablagerung  entdeckt  worden  ist.  Das  Er- 
forderniss der  F und i gkeit  ist  dem  gemeinen  Bergrechte  ent- 
nommen. Der  Grund  desselben  liegt  darin,  dass  die  förmliche 
Handlung  der  Muthung  bei  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigen- 
thumes die  Stelle  der  körperlichen  Besitzergreifung  vertritt, 
durch  welche  sich  die  Occupation  herrenloser  Sachen  nach  dem 
Civilrechte  vollzieht.  Die  Lagerstätte  muss  also  in  dem  Augen- 


1)  Vergl.  die  Motive  zur  Regierungsvorlage  S.  34. 
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blicke  der  Muthung  der  Besitznahme  zugänglich  sein  und  die 
Fiindigke.it  besteht  eben  in  der  gegenwärtigen  Möglichkeit  der 
Besitznahme. 

* Die  Möglichkeit  des  Besitzes  ist  bedingt  durch  die  Ent- 
blössung  der  Lagerstätte,  ohne  die  eine  physische  Einwirkung 
auf  dieselbe  nicht  stattfindet.  Es  genügt  nicht,  dass  die  Lager- 
stätte einmal  entblösst  gewesen  ist,  sondern  sie  muss  gegen- 
wärtig zugänglich  sein.  Dies  fordert  §.  15  indem  er  bestimmt, 
dass  das  gemuthete  Mineral  an  dem  angegebenen  Fund  punkte 
bei  der  amtlichen  Untersuchung  nachgewiesen  werden  muss. 
Der  Fund  muss  also  nicht  aus  den  Acten,  sondern  aus  dem 
offenen  Schürfe  ersichtlich  sein.  Die  Muthung  welche  als  eine 
förmliche  Handlung  die  Stelle  der  natürlichen  Besitzergreifung 
vertritt,  hat  dieselben  Voraussetzungen  wie  das  Finden  (oben 
S.  74  f.).  Man  kann  zwar  muthen,  ohne  selbst  gefunden, 
d.  h.  körperlich  Besitz  ergriffen  zn  haben;  jedoch  nicht  ohne 
dass  die  gegenwärtige  Möglichkeit  der  körperlichen  Besitz- 
ergreifung vorhanden  ist1). 

Die  blosse  Gewissheit,  dass  an  einem  Punkte  vor  Jahren 
ein  Steinkohlenflötz  erbohrt  worden  ist,  gewährt  nicht  die  Mög- 
lichkeit der  Apprehension.  Ein  Besitz  kann  an  einem  solchen 
nicht  mehr  aufgeschlossenen  Lager  nicht  bestehen.  Eine  solche 
historische  Nachricht  begründet  daher  auch  nicht  die  Fündig- 
keit.  Sollte  nach  der  Absicht  des  Gesetzes  die  blosse  Gewiss- 
heit der  Existenz  der  Lagerstätte  zur  Gültigkeit  der  Muthung 
ausreichen,  so  ist  nicht  ersichtlich,  weshalb  der  Nachweis 
dieser  Existenz  nicht  nachträglich  geführt  werden  sollte.  Es 
müsste  dann  auch  zulässig  sein,  die  zwischen  zwei  bekannten 
Aufschlusspunkten  mit  Sicherheit  projectirte  Fortsetzung  eines 
Flötzes  zu  muthen,  ohne  dass  es  dazu  eines  Fundes  bedürfte, 
weil  die  auf  wissenschaftlichen  Folgerungen  beruhende  Gewiss- 
heit oft  mindestens  denselben  Werth  hat  als  die  historische. 
Das  Bergrecht  verlangt  aber  nicht  die  blosse  Gewissheit  der 
Existenz,  sondern  die  der  Muthung  unmittelbar  vorhergehende 
Entdeckung. 

Das  Mineral  muss  ferner  auf  seiner  natürlichen  Ablage- 

1)  Unter  welchen  Voraussetzungen  der  Nachweis  des  Fundes 
auch  durch  andere  Beweismittel  als  durch  unmittelbaren  Augenschein 
geführt  werden  kann,  wird  unten  erörtert  werden. 
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rung  entdeckt  sein.  Daher  können  blosse  Spuren  des  gemutheten 
Minerals  nicht  Gegenstand  einer  Muthung  sein  *). 

Ebensowenig  können  Ablagerungen  von  Erzen  die  durch 
Menschenhände,  wenn  auch  in  vorhistorischer  Zeit  gewonnen 
sind,  als  ein  muthungsfähiger  Fund  gelten,  weil  die  Halden  eines 
früheren  Bergbaues  nach  §.  54  des  Berggesetzes  zwar  dem 
Rechte  des  Bergwerkseigenthümers  unterworfen  sind,  nicht  aber 
selbst  einen  Gegenstand  der  Muthung  und  Verleihung  bilden*). 

Eine  abweichende  Regel  gilt  in  Bezug  auf  die  Erfordernisse 
und  den  Inhalt  der  Muthung  für  die  Muthung  eines  ver- 
lassenen Bergwerks.  Zur  Gültigkeit  derselben  bedarf  es 
nach  §.  16  keiner  vorherigen  neuen  Aufschlüsse.  Es  ist  da- 
gegen nothwendig,  dass  das  Vorhandensein  eines  verlassenen 
Bergwerks  in  dem  gemutheten  Felde  durch  glaubwürdige  hi- 
storische Nachrichten,  oder  durch  den  Augenschein  nachgewie- 
sen wird.  War  das  Mineral  beim  Verlassen  des  Bergwerks  er- 
wiesenermassen  bereits  ganz  abgebaut,  so  ist  die  Muthung  ganz 
ungültig.  Der  Inhalt  der  Muthung  eines  verlassenen  Berg- 
werks modifizirt  sich  dem  Erfordernisse  entsprechend  nach 
§.14  dahin,  dass  statt  der  Bezeichnung  des  Fundpunktes  die 
Lage  des  verlassenen  Bergwerkes  angegeben  werden  muss. 
Ausser  dem  im  §.  16  bezeichnten  Falle,  sind  Muthungen  ohne 
einen  eigenen  gegenwärtig  vorhandenen  Fund  nach  dem  Allge- 
meinen Berggesetze  nicht  zulässig.  Die  Maassenmuthung  des 
gemeinen  Bergrechtes,  die  Muthung  auf  das  Tiefste*)  und  die 

1)  Vergl.  die  Recursentscheidungen  des  Handels-Ministers  in  der 
Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  9.  S.  193  IT.  (einzelne  haselnussgrosse 
Bleiglanzstücke  auf  einem  in  grosser  Ausdehnung  überfahrenen  Quarz- 
gange; einzelne  Punkte  von  Schwefelkies  zur  Grösse  eines  Nadelknopfes). 

2)  Vergl.  oben  8.  57.  — Bie  Verleihung  einer  angeschwemmten 
Ablagerung  von  bleierzhaltigem  Gebirge,  welche  von  den  Halden  eines 
früheren  Bergbaues  herrührte,  wurde  durch  den  Recursbescheid  vom 
30.  April  1869  I.  2532  aus  folgenden  Gründen  zurückgewiesen : 

„dass  die  gemutheten  Bleierze  von  dem  Betriebe  eines  früheren 
Bergwerks  herrühren  und  demgemäss  durch  Menschenhand  ge- 
wonnen und  erst  nach  ihrer  künstlichen  Gewinnung  in  die  Thäler 
abgeschwemmt  worden  sind;  dass  die  natürliche  Ablagerung  im 
Sinne  des  Berggesetzes  aber  die  Abwesenheit  jeder  vorausgegan- 
genen künstlichen  Gewinnung  voraussetzt." 

3)  Vergl.  m.  Debersicht  der  bergrechtlichen  Entscheidungen  S.  68. 
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Muthang  eines  noch  zu  machenden  Fundes  (Muthung  auf  Frei- 
schürfen) finden  nach  dem  geltenden  Bergrechte  nicht  statt. 

Die  Feldesstreckung  kann  bereits  in  der  Muthung 
enthalten  sein.  Da  jedoch  die  zweckmässige  Bestimmung  des 
Feldes  in  der  Regel  eiue  genauere  Untersuchung  des  Verhaltens 
der  gemutheten  Lagerstätte  voraussetzt,  während  die  Muthung 
zur  Erhaltung  des  Vorzugsrechtes  unverzüglich  oder  im  Falle 
des  §.  24  doch  binnen  8 Tagen  eingelegt  werden  muss,  so  ist 
dem  Muther  nach  §§.  17,  18  gestattet,  die  Feldesstreckung 
in  einer  besonderen  Erklärung  nachzuholen,  welche  innerhalb 
6 Wochen  nach  der  Präsentation  der  Muthung  eingereicht 
werden  muss.  Geschieht  dies  nicht,  so  ist  die  Muthung  von 
Anfang  an  ungültig. 

Der  Muther  hat  nach  §.17  die  Lage  und  Grösse  des  be- 
gehrten Feldes,  letztere  nach  Quadratlachtern,  anzugeben  und 
einen  von  einem  concessionirten  Markscheider  oder  Feldmesser 
angefertigten  Situationsriss  in  zwei  Exemplaren  einzureichen, 
auf  welchem  der  Fundpunkt,  die  Feldesgrenzen,  die  zur  Orien- 
tirung  erforderlichen  Tagesgegenstände  und  der  Meridian  an- 
gegeben sein  müssen.  Der  bei  der  Anfertigung  des  Situ^tions- 
risses  anzuwendende  Massstab  wird  durch  das  Oberbergamt 
festgesetzt  *). 

Eine  besondere  schriftliche  Erklärung  über  die  Feldes- 
streckung wird  sofern  nur  der  Flächeninhalt  angegeben  ist, 
neben  der  Einreichung  des  Situationsrisses  nach  der  Praxis 
dss  Oberbergamtes  zu  Bonn  nicht  erfordert.  Wie  diese  Behörde 
in  einem  Erlasse  vom  16.  April  1866  an  die  standesherrliche 
Berg-  und  Hüttenverwaltung  zu  Friesenhagen  ausführt,  genügt 
die  rissliche  Darstellung  der  Lage  und  der  Grenzen  des  Feldes 
auf  dem  Situationsrisse  den  Anforderungen  des  §.17  cit.,  ohne 
dass  es  einer  schriftlichen  Erläuterung  bedarf.  Nur  der  Flächen- 
inhalt des  begehrten  Feldes  muss  in  Quadratlachtern  und  in 
Zahlen  entweder  in  der  Muthung  oder  auf  dem  Situationsrisse 
oder  endlich  in  einer  besondern  Erklärung  angegeben  werden. 
Es  genügt  nicht,  dass  der  Zeichnung  ein  Massstab  beigegeben 


1)  Vergl.  die  bezüglichen  Bekanntmachungen  in  m.  Commentar 
2.  Aufl.  Anm.  45. 
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ist,  mittelst  dessen  der  Flächeninhalt  der  Figur  berechnet 
werden  kann. 

Der  Fundpunkt  muss  auf  dem  Situationsrisse  so  bezeich- 
net sein,  dass  die  Lage  desselben  gegen  einen  benachbarten 
Festpunkt,  oder  gegen  eine  durch  zwei  Festpunkte  gelegte 
Abscissenaxe  auf  Grund  einer  markscheiderischen  oder  geome- 
trischen Messung  auf  dem  Risse  angegeben  ist.  Dies  folgt  aus 
der  Vorschrift  des  §.  17,  welche  ausser  der  Angabe  des  Fund- 
punktes auch  die  Angabe  der  zur  Orientirung  erforder- 
lichen Tagesgegenstände  verlangt.  Ueber  die  Art  und  Weise 
der  Festlegung  des  Fundpunktes  enthalten  die  von  den  Ober- 
bergämtern erlassenen  Instruktionen  für  die  concessionirten 
Markscheider  nähere  Bestimmungen. 

Entspricht  die  Angabe  des  Fundpunktes  diesen  Anforde- 
rungen nicht,  so  wird  dadurch  allein  nicht  die  Ungültigkeit  der 
Muthung  bedingt.  ' Für  die  nothwendige  Ergänzung  dieses 
Mangels  ist  daher  auch  nicht  die  im  g.  18  für  die  Einreichung 
des  Situationsrisses  vorgeschriebene  sechswöchentliche  Frist, 
vom  Tage  der  Präsentation  der  Muthung  berechnet,  massgebend. 
Das  yberbergamt  hat  vielmehr  hierzu  dem  Muther  eine  be- 
sondere Frist  zu  stellen  und  eventuell  die  Ergänzung  auf  seine 
Kosten  gemäss  §.  33  anzuordnen  *). 

Die  Feldesstreckung  und  der  Situationsriss  muss  nach 
§.  18  wie  die  Muthung  bei  dem  Oberbergamte  und  in  den 
S.  80  aufgeführten  Landestheilen  bei  dem  Revierbeamten  ein- 
gereicht  werden.  Eine  Aufforderung  dazu  findet  nicht  statt, 
vielmehr  läuft  die  im  §.18  bestimmte  Präclusivfrist  unmittel- 
bar von  dem  Tage  der  Präsentation  der  Muthung.  Sie  wird 
auch  nicht  unterbrochen i wenn  das  Oberbergamt,  ohne  die 
Feldesstreckung  zu  erwarten,  die  Muthung  wegen  mangelnder 
Fündigkeit  oder  Feldesfreiheit  (§.  15)  zurück  weist.  Auch  der 
zurückgewiesene  Muther,  wenn  er  seine  Rechte  im  Wege  des 
Recurses  an  den  Handelsminister  (§.  191)  verfolgen  will,  muss 
den  Situationsriss  innerhalb  der  im  §.  18  bezeichneten  Frist 
einreichen. 

Situationsrisse,  die  nicht  in  dem  vorgeschriebenen  Mass- 
stabe  oder  nicht  von  einem  concessionirten  Markscheider  oder 


1)  Recursbescheid  des  Handels -Ministers  vom  17.  Decembcr  1865. 
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Feldmesser  angefertigt  sind,  werden  zurückgegeben,  ohne  dass 
zur  Einreichung  des  vorschriftsmässig  angefertigten  Risses  eine 
neue  Frist  gesetzt  wird.  Die  Nachbringung  kann  vielmehr  nur 
innerhalb  der  6 Wochen  vom  Tage  der  Muthung  erfolgen. 

Unterlässt  der  Muther  die  Einreichung  des  zweiten  Exem- 
plares,  so  wird  die  Muthung  dadurch  nicht  ungültig,  vielmehr 
kann  dem  Muther  die  Nachbringung  auch  nach  Ablauf  der 
sechswöchentlichen  Frist  verstattet  werden.  Die  Bergbehörde 
kann  nach  §.  18  das  Duplicat  auf  Kosten  des  Muthers  an- 
fertigen lassen. 

Nach  der  Einreichung  des  Situationsrisses  kann  die  Lage 
und  Grösse  des  begehrten  Feldes  nur  innerhalb  der  angegebenen 
Grenzen  abgeändert  werden.  Es  ist  daher  keine  Verlegung, 
sondern  nur  eine  Einschränkung  der  Feldesgrenzen  gestattet. 
(§.  19.)  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  der  Situationsriss  vor  Ab- 
lauf der  sechs wöchentlichen  Frist  eingelegt  ist.  Eine  Verlegung 
des  begehrten  Feldes  ist  nur  auf  Grund  einer  neuen  Muthung, 
also  nur  mit  Aufgebung  der  durch  die  frühere  Muthung  er- 
worbenen Altersrechte  (§.  25)  zulässig. 

Die  Wirkung  der  Muthung  und  der  Feldesstreckung 
besteht  nach  §.  22  in  der  Erwerbung  eines  dinglichen  Rechtes 
auf  das  gesetzlich  begehrte  Feld,  sofern  dasselbe  nicht  bereits 
durch  eine  ältere  Muthung  begehrt  war  (§.  15.  §.  19).  Diese 
Wirkung  tritt  mit  dem  Zeitpunkte  der  Einlegung  der  Muthung 
ein  und  wird  auf  denselben  auch  dann  zurückbezogen,  wenn 
der  Situationsriss  erst  später  innerhalb  der  sechswöchentlichen 
Frist  beigebracht  ist.  Dieses  dingliche  Recht,  der  Anspruch 
auf  Verleihung,  kann  auf  dem  Rechtswege  gegen  diejenigen 
Personen  verfolgt  werden,  welche  dem  Muther  die  Behauptung 
eines  besseren  Rechtes  entgegen  setzen  (§.  23). 

Für  die  Collision  der  Muthungen  ergeben  sich  aus 
den  §§.  15.  19.  31.  35  und  221  des  Berggesetzes  folgende 
Regeln: 

1.  Die  auf  ein  bereits  verliehenes  Feld  gerichtete  Muthung 
ist  absolut  ungültig.  Die  ertheilte  Verleihung  kann  nach  §§.  31. 
35  und  221  nur  auf  Grund  einer  älteren  Muthung  und  inner- 
halb der  gesetzlichen  Fristen  als  ungültig  angefochten  werden. 
Es  ist  nicht  mehr  zulässig,  wie  dies  nach  dem  früheren  Rechte 
gestattet  war,  auf  Grund  eines  wirklichen  oder  vermeinten  Man- 
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gels  in  dem  Rechtstitel  des  Reliehenen  auf  ein  bereits  ver- 
liehenes Feld  Muthung  einzulegen1).  • 

2.  Die  Muthung  auf  das  gesetzlich  durch  eine  ältere 
Muthung  begehrte  Feld  ist  nach  §§.  15  und  19  ungültig.  Das 
Alter  der  collidirenden  Muthung  wird  nach  §.  25  durch  den 
Zeitpunkt  der  Einlegung  bei  der  zuständigen  Bergbehörde  be- 
dingt. Die  Muthung  des  Finders,  welche  innerhalb  einer  Woche 
nach  Ablauf  des  Tages  der  Entdeckung  eingelegt  wird,  geht 
jedoch  den  in  diesem  Zeiträume  eingelegten  Muthungen,  die 
sich  nicht  auf  ein  Finderrecht  gründen,  nach  §.  24  vor  und 
gilt  als  die  ältere.  Die  Ungültigkeit  der  jüngeren  Muthung 
tritt  nach  §.19  auch  dann  ein,  wenn  bei  ihrer  Einlegung  das 
Feld  der  älteren  Muthung  noch  nicht  gestreckt  war,  wenn 
also  eine  nachträgliche  Ueberdeckung  durch  das  binnen  der 
sechswöchentlichen  Frist  gestreckte  Feld  der  älteren  Muthung 
eintritt.  Die  jüngere  Muthung,  deren  Fund  mit  dem  gesetzlich 
begehrten  Felde  einer  älteren  Muthung  collidirt,  ist  nach  §.15 
von  Anfang  an  ungültig  und  bleibt  deshalb  ungültig,  auch 
wenn  die  ältere  Muthung  demnächst  nicht  zur  Verleihung  ge- 
langt. Die  Ungültigkeit  wird  auch  dann  nicht  gehoben,  wenn 
die  collidirende  ältere  Muthung  selbst  wegen  einer  später  ein- 
getretenen Versäumniss  des  Muthers  von  Anfang  an  ungültig 
wird.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  zwei  Muthungen  auf  den- 
selben Fundpunkt  eingelegt  sind  und  die  ältere  demnächst 
wegen  versäumter  Einreichung  des  Situationsrisses  gemäss  §.  18 
von  Anfang  an  ungültig  wird;  ferner  wenn  die  collidirende 
ältere  Muthung  durch  Versäumniss  des  Termines  zur  amtlichen 
Untersuchung  des  Fundes  nach  §.15  für  ungültig  erklärt  wird. 

Dagegen  steht  dem  jüngeren  Muther  nach  §.19  der  Ein- 
wand zu,  dass  das  Feld  der  collidirenden  Muthung  schon  zur 
Zeit  der  Einlegung  seiner  Muthung  nicht  gesetzlich  begehrt  war, 
dass  also  die  ältere  Muthung  entweder  wegen  eines  ursprüng- 
lichen Mangels  oder  wegen  einer  zur  Zeit  des  Eintrittes  der 


1)  Ergibt  sich,  dass  der  Fundpunkt  im  verliehenen  Felde 
hegt,  so  ist  die  Muthung  zurückzuweisen  und  dem  Anträge  des  Muthers, 
dessungeachtet  die  Fundesconstatirung  zu  bewirken,  keine  Folgo  zu 
geben.“  (Recnrsbescheid  vom  15.  Februar  1866.  Zeitschrift  für  Berg- 
recht Bd.  VII.  S.  391.) 
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Collision  bereits  .ein getretenen  Versäumniss  ungültig  ist.  Der 
jüngere  Muther  kann  also  insbesondere  die  Fündigkeit  der 
älteren  Muthung  oder  die  Einlegung  derselben  bei  der  zustän- 
digen Bergbehörde  bestreiten1). 

3.  Die  Ungültigkeit  der  überdeckten  jüngeren  Muthung 
ist  entweder  eine  vollständige  oder  eine  theilweise,  je  nachdem 
der  Fall  einer  ausschliessenden  oder  einer  beschränkenden 
Concurrenz  vorliegt. 

Eine  ausschliessende  Concurrenz  ist  vorhanden,  wenn  der 
Fundpunkt  der  jüngeren  Muthung  in  dem  Felde  der  älteren 
Muthung  liegt.  Eine  bloss  beschränkende  Concurrenz  liegt  da- 
gegen vor,  wenn  der  Fundpunkt  der  jüngeren  Muthung  im 
Freien  liegt,  dagegen  ein  anderer  Theil  ihres  Feldes  mit  dem 
Felde  der  älteren  Muthung  zusammenfällt.  Im  ersten  Falle 
ist  die  jüngere  Muthung  ganz  ungültig , weil  eine  Muthung 
uach  §.  15  nur  auf  einen  im  Freien  liegenden  Fund  eingelegt 
werden  kann  und  weil  uach  g.  27  das  zu  verleihende  Feld  den 
Fundpunkt  einschliessen  muss.  Im  zweiten  Falle  dagegen  fällt 
nur  der  mit  dem  Felde  der  älteren  Muthung  collidirende  Theil 
des  begehrten  Feldes  aus  und  die  jüngere  Muthung  besteht 
für  das  übrig  bleibende  Feld  zu  Hecht. 

Die  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Berggesetzes  führen 
also  die  Collision  der  Muthungen  auf  einfache  Regeln  zurück 
und  beseitigen  die  Verwickelungen  und  Controversen,  welche 
nach  der  früheren  rechtsrheinischen  Gesetzgebung  bestanden2), 
durch  die  zweckmässigen  Vorschriften,  dass: 

1.  der  Umfang  des  Hechtes  aus  der  Muthung  durch  die 
Grenzen  der  ersten  Feldesstreckung  (§.  1.9)  unabänderlich  be- 
stimmt ist; 

2.  der  Zeitpunkt  der  Erwerbung  dieses  Rechtes  auf 
die  Präsentation  der  Muthung  zurückbezogen  wird,  auch  wenn 
die  Feldesstreckung  erst  später  • innerhalb  der  im  §.  18  be- 
stimmten sechswöchentlichen  Frist  erfolgt  ist; 

3.  die  Wirkung  der  Muthung  eine  unbedingt  aus- 


1)  Yergl.  den  Rechtsfall  Bd.  I.  S.  234  f.  der  Zeitschrift  für 
Bergrecht. 

2)  Yergl.  m.  Uebersicht  der  bergrechtlichen  Entscheidungen* 
S.  84—125. 
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schliessende  ist,  welche  die  Muthung  auf  den  überdeckten 
Fund  nach  §.  15  für  immer  ungültig  macht. 

Nur  zwei  Fälle  der  Collision  von  Muthungen  bedürfen 
einer  besondern  Erörterung,  nämlich : 

1.  wenn  die  Ungültigkeit  der  älteren  Muthung  aus  dem  Zu- 
sammentreffen derselben  mit  der  noch  älteren  Muthung 
eines  Dritten  oder  aus  einem  andern  Grunde  gefolgert  wird ; 

2.  wenn  bei  einer  bloss  beschränkenden  Concurrenz  die  col- 
lidirende  ältere  Muthung  nachträglich  ganz  oder  theil- 
weise  wegfällt,  so  dass  der  überdeckte  Feldestheil  nicht 
zur  Verleihung  kommt. 

1.  Die  Muthung  im  bestrittenen  Felde  bedarf 
keiner  besonderen  Bestimmung  für  den  Fall,  dass  der  Fund- 
punkt in  dem  Felde  beider  collidirenden  Muthungen  belegen 
ist,  denn  in  diesem  Falle  ist  die  dritte  Muthung  von  Anfang 
an  ungültig,  gleichviel  welcher  der  beiden  älteren  Muther  das 
Feld  gesetzlich  begehrt  hat.  Es  wird  vielmehr  hier  voraus 
gesetzt  , dass  die  Muthung  A in  dem  Felde  einer  Muthung  B 
eingelegt  wird,  deren  Fundpunkt  mit  dem  Felde  einer  dritten 
Muthung  C collidirt,  ohne  dass  jedoch  das.  Feld  C auch  den 
Fundpunkt  der  Muthung  A einschliesst.  Wird  eine  solche 
Muthung  im  bestrittenen  Felde  eingelegt,  ehe  über  die  Gültig- 
keit und  den  Vorzug  der  beiden  collidirenden  älteren  Muthun-  • 
gen  definitiv  entschieden  ist,  so  hängt  nun  die  Gültigkeit  der 
jüngeren  dritten  Muthung  ebenfalls  von  dieser  Entscheidung 
ab.  Fällt  diese  dahin  aus,  dass  das  Feld  der  überdeckenden 
Muthung  B gesetzlich  begehrt  ist,  so  ist  die  Muthung  A von 
Anfang  an  ungültig.  Wird  dagegen  die  Muthung  B wegen 
•der  Collision  mit  der  Muthung  C als  von  Anfang  an  ungültig 
zurückgewiesen,  so  ist  die  Muthung  A im  freien  Felde  ein- 
gelegt, also  gültig.  Es  ist  selbstverständlich  dass  dem  Inhaber 
der  letzteren  Muthung  frei  steht,  die  Gültigkeit  der  Muthung 
B.  auch  unabhängig  von  dem  entgegenstehenden  Rechte  der 
Muthung  C anzugreifen.  Wenn  aber  der  Gültigkeit  der  Mu- 
thung B.  keine  andern  Einwendungen  entgegen  stehen,  als  das 
Altersrecht  der  Muthung  C,  so  wird  die  Gültigkeit  der  Muthung 
A abhängig  von  der  Entscheidung  über  die  Muthung  C.  Wird 
die  letztere  Muthung  von  der  verleihenden  Behörde  für  un- 
gültig erklärt,  so  fällt  damit  auch  die  Muthung  A.  Die  ver- 
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leihende  Behörde  kann  auch  in  Bezug  auf  die  doppelte  Col- 
lision der  Muthung  B mit  den  Muthungen  A und  C nur 
eine  und  dieselbe  Entscheidung  treffen,  indem  die  Muthung  B 
entweder  für  gültig  oder  beiden  collidirenden  Muthungen  gegen- 
über als  von  Anfang  ungültig  erklärt  wird.  Es  entsteht  also 
eine  materielle  Connexit&t  zwischen  beiden  Streitfällen , in 
Folge  deren  die  Entscheidung  des  jüngeren  Collisionsfalles  von 
der  über  den  älteren  Fall  abhängig  wird. 

Anders  gestaltet  sich  die  Sache  im  gerichtlichen  Prozesse. 
Während  im  Verleihungsverfahren  nicht  blos  über  die  streiti- 
gen Ansprüche  der  Parteien,  sondern  auch  über  die  Gültigkeit 
der  Muthung  selbst  entschieden  wird,  hat  der  Prozess  und  das 
richterliche  Urtheil  nur  die  rechtlichen  Beziehungen  der  Par- 
teien zum  Gegenstände.  Wenn  also  in  dem  oben  dargestellten 
Falle  die  Muthung  B von  der  verleihenden  Behörde  für  gültig 
erklärt  ist,  so  kann  diese  Entscheidung  gemäss  §.31  des  Berg- 
gesetzes von  A und  C mit  der  gerichtlichen  Klage  und  zwar 
in  besonderen  Prozessen  angefochten  werden.  Es  ist  dann 
möglich,  dass  in  dem  einen  Prozesse  gegenüber  C die  Muthung 
B für  ungültig  erklärt  wird,  während  in  dem  andern  gegen- 
über A die  Entscheidung  der  verleihenden  Behörde  bestätigt 
wird.  Beide  Urtheile  bilden  dann  Recht  unter  den  Parteien, 
und  die  verleihende  Behörde  muss  dann  dife  Muthung  B,  so- 
weit sie  mit  der  älteren  Muthung  A collidirt  als  gültig,  so- 
weit sie  mit  der  jüngeren  Muthung  C collidirt  , als  ungültig 
behandeln. 

In  keinem  Falle  findet  dagegen  ein  Wiederaufleben  der 
endgültig  zurückgewiesenen  jüngeren  Muthung  statt,  wenn  die 
überdeckende  ältere  Muthung  später  wegen  der  Collision  mit 
einer  andern  Muthung  für  ungültig  erklärt  wird.  Hat  in  dem 
oben  dargestellten  Falle  der  Muther  A sich  bei  dem  zurück- 
weisenden Bescheide  der  Bergbehörde  beruhigt,  während  C 
seinen  Anspruch  gegenüber  dpm  Muther  B im  Rechtswege 
weiter  verfolgt  und  durch  richterliches  Urtheil  die  Anerkennung 
seines  Vorzugsrechtes  erlangt,  so  hat  diese  Entscheidung  für 
die  endgültig  zurückgewiesene  Muthung  A keine  Wirkung. 
Der  Muther  A ist  vielmehr  dadurch,  dass  er  seinen  Anspruch 
nicht  innerhalb  der  durch  §.  31  bestimmten  dreimonatlichen  Frist 
ün  Rechtswege  verfolgt  hat,  seines  Rechtes  verlustig  gegangen. 
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Dieselben  Regeln  treten  ein,  wenn  die  Gültigkeit  der 
überdeckenden  Muthung  aus  einem  andern  Grunde  angefochten 
wird  und  der  jüngere  Muther  als  Opponent  in  dem  Vergleichungs- 
verfahren über  die  collidirende  Muthung  auftritt.  (Vergl. 
unten  S.  98.) 

So  ergibt  sich  aus  der  Verbindung  der  Regeln  über  die 
ausschliessende  Wirkung  der  Muthung  (§§.  15  und  19)  mit 
den  Vorschriften  über  das  Verfahren  (§§.  29—32),  welche  im 
folgenden  Paragraphen  ihre  nähere  Darstellung  finden  werden, 
dass  die  Gültigkeit  der  Muthung  im  bestrittenen  Felde  von 
dem  Zeitpunkte  der  ergehenden  Endentscheidung  abhängt.  Sie 
ist  gültig,  wenn  vor  der  gemäss  §.  32  durch  die  Bergbehörde 
oder  durch  Richterspruch  erfolgenden  letzten  Entscheidung 
die  bestrittene  Muthung  für  ungültig  erklärt  wird.  Sie  bleibt 
dagegen  ungültig,  wenn  sie  wegen  der  Ueberdeckung  durch  die 
bestrittene  Muthung  endgültig  zurückgewiesen  wird,  auch  wenn 
demnächst  die  überdeckende  Muthung  in  der  höheren  Instanz 
oder  im  Rechtswege  für  ungültig  erklärt  wird1). 


1)  Es  ist  auch  in  andern  Fällen  denkbar,  dass  die  Gültigkeit 
einer  Muthung  von  dom  Zeitpunkte  der  Entscheidung  über  die  colli- 
dirende Muthung  abhäugt ; nämlich  in  dem  Falle  einer  Collision  mit 
dem  gesetzlich  begehrten  Felde  einer  an  sich  gültigen  Muthung,  welche 
nachträglich  in  Folge  einer  blossen  Versäumniss  des  Muthers  von  An- 
fang an  ungültig  wird,  auf  die  jüngere  Muthung  eines  Dritten  ausübt. 
Dies  ist  z.  B.  der  Fall  bei  der  Versäumniss  des  Termines  zum  Nach- 
weise der  Fündigkeit  (§.  15)  oder  bei  der  versäumten  Einreichung  des 
Situationsrisses  (§.  18).  In  diesen  Fällen  unterliegt  es  keinem  Zweifel, 
dass  das  Feld  gesetzlich  begehrt  war  und  dass  die  Muthung,  obgleich 
sic  nachträglich  für  von  Anfang  an  ungültig  erklärt  wird , dennoch 
bis  zu  dieser  Entscheidung  hin  gültig  war.  Das  begehrte  Feld  war 
also  vor  jener  Entscheidung  ohne  Zweifel  gegen  die  Muthungen  Dritter 
geschlossen,  während  nach  erfolgter  Vernichtung  der  älteren  Muthung 
die  jüngere  nicht  mehr  wegen  der  Collision  mit  einer  von  Anfang  an 
ungültigen  Muthung  für  ungültig  erklärt  werden  kann,  auch  wenn  zur 
Zeit  der  Einlegung  der  jüngeren  Muthung  die  Fristversäumriiss  noch 
nicht  eingetreten  war.  Der  Erfolg  der  Collision  hängt  also  lediglich 
von  dem  Zeitpunkte  der  Entscheidung  ab.  Sie  wirkt  vernichtend, 
wenn  über  die  Collision  früher  entschieden  wird , als  über  die  Ungül- 
tigkeit der  älteren  Muthung  entschieden  war.  Sie  bleibt  wirkungslos, 
wenn  die  Vernichtung  vor  der  Entscheidung  über  die  Collision  aus- 
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2.  Die  bloss  beschränkende  Collision  hat  nicht  die 
Wirkung  eine  der  collidirenden  Muthungen  ungültig  zu  machen; 
beide  bleiben  vielmehr  gültig  und  die  jüngere  wird  nur  auf 
dasjenige  Feld  beschränkt,  welches  ausserhalb  des  überdecken- 
den älteren  Feldes  liegt. 

Es  entsteht  dabei  die  Frage,  ob  diese  Beschränkung  fort- 
dauert, wenn  die  collidirende  ältere  Muthung  später  wegfällt, 
oder  so  eingeschränkt  wird,  dass  der  überdeckte  Feldestheil 
der  jüngeren  Muthung  wieder  frei  wird.  Für  das  ältere  liecht 
wurde  diese  Frage  in  der  Theorie  bejaht1),  indem  ausgeführt 
wurde,  dass  das  ausschliessende  Anrecht,  welches  die  rechts- 
gültige Muthung  auf  das  begehrte  Feld  begründet,  ebensowohl 
für  jeden  einzelnen  Theil  als  für  das  ganze  Feld  gelten  müsse, 
und  folglich  die  collidirende  Muthung  für  das  gemeinsam  be- 
gehrte Feldesstück  dauernd  unwirksam  machen  müsse,  auch 
wenn  die  jüngere  Muthung  nicht  aufgehoben,  sondern  nur  be- 
schränkt werde.  Die  Praxis  entsprach  dieser  Auffassung  nicht 
und  das  Allgemeine  Berggesetz  hat  sich  derselben  ebenfalls 
nicht  angeschlossen.  Die  Collision  des  begehrten  Feldes  äussert 
nämlich  nach  §§.  15  und  19  eine  doppelte  Wirkung.  Sie  macht 
die  Muthung  nach  §.  15  von  Anfang  an  ungültig,  wenn  bessere 


gesprochen  war,  einerlei,  ob  bei  Einlegung  der  jüngeren  Muthung  die 
Versäumnis*,  welche  die  Vernichtung  der  älteren  Muthung  bedingt, 
bereits  eingetreten  war  oder  nicht.  Daher  lebt  die  auf  einen  bereits 
gemutheten  Fund  eingelegte  Muthung,  wenn  sie  vor  Ablauf  der  im 
§.  18  bestimmten  Frist  zurückgewiesen  war,  nicht  dadurch  wieder  auf, 
dass  der  ältere  Mulher  nachträglich  die  Einreichung  des  Situations- 
risses  versäumt.  Erfolgt  dagegen  die  Entscheidung  über  die  Gültigkeit 
der  jüngeren  Muthung  erst  nachdem  bereits  die  ältere  Muthung  auf 
Grund  des  §.  18  als  von  Anfang  an  ungültig  erklärt  worden  ist,  so 
kann  nun  die  Zurückweisung  nicht  mehr  wegen  der  bereits  weggefalle- 
nen Collision  ausgesprochen  werden.  Dies  ist  jedoch  nicht  eine  Aus- 
nahme von  der  Kegel  des  §.  15  oder  ein  Wiederaufleben  der  zuvor  un- 
gültig gewordenen  Muthung.  Vielmehr  folgt  die  Gültigkeit  derselben 
daraus,  dass  die  collidirende  Muthung  zur  Zeit  der  Entscheidung  als 
gar  nicht  vorhanden  gewesen  angesehen  wird,  dass  es  also  an  einem 
entgegen  stehenden  besseren  Rechte  fehlt,  wegen  dessen  die  Muthung 
für  ungültig  erklärt  werden  musste. 

1)  Vergl.  Gräff  in  der  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  I.  S.  127. 
— Meine  Uebersicht  der  bergrecbtlichen  Entscheidungen  S.  108. 
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Rechte  Dritter  auf  den  Fund  entgegen  stehen.  Sie  schliesst 
ferner  auch  ausser  diesem  Falle  die  jüngere  Muthung  nach 
§.  19  für  die  Dauer  der  Gültigkeit  der  älteren  Mu- 
thung aus. 

Die  erste  Wirkung,  welche  nur  im  Falle  der  ausschliesseu- 
den  Collision  eintritt,  ist  eine  bleibende  Ungültigkeit,  die  auch 
dann  nicht  wegfällt,  wenn  die  collidirende  ältere  Muthung  er- 
lischt. Die  zweite  Wirkung  dagegen  ist  ausdrücklich  auf  die 
Dauer  der  älteren  Muthung  beschränkt. 

In  dem  Falle  der  bloss  beschränkenden  Collision  kann 
also  die  jüngere  Muthung  deren  Gültigkeit  keinesweges  auf- 
gehoben ist,  mit  dem  ganzen  begehrten  Felde  zur  Verleihung 
kommen , wenn  die  Ueberdeckung  durch  die  ältere  Muthung 
beseitigt  ist. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  diese  Auffassung  der 
beschränkten  Collision  dem  praktischen  Bedürfnisse  entspricht. 
Nach  der  entgegengesetzten  Auffassung  würde  beispielsweise 
jeder  Vergleich  zwischen  den  Muthern  über  collidirende  Feldes- 
tbeile  wirkungslos  sein,  da  die  verleihende  Behörde  die  Muthung 
des  Jüngeren  immer  nur  in  den  Grenzen  für  gültig  erachten 
dürfte,  innerhalb  deren  sie  ursprünglich  nicht  mit  der  Muthung 
des  Aelteren  collidirte.  Es  würde  ferner  die  ältere  Muthung, 
wenn  sie  durch  eine  Versäumniss  des  Muthers  erlischt,  sofort 
wieder  erneuert  werden  können,  und  diese  neue  Muthung  würde 
gegenüber  der  nur  älteren  Muthung  des  Andern  den  Vorzug  in 
Bezug  auf  den  streitigen  Feldestheil  haben,  so  dass  das  Vor- 
recht des  Alters  geradezu  umgekehrt  würde.  Wenn  also  die 
Bestimmung  des  §.19  eine  Abweichung  von  der  Theorie  ent- 
hält, dass  die  Muthung  ein  sofort  gegen  jeden  Dritten  wirk- 
sames ausschliessendes  Recht  in  Bezug  auf  das  ganze  begehrte 
Feld  erzeugt,  so  ist  diese  Abweichung  jedenfalls  durch  das  Be- 
dürfniss  der  Praxis  begründet. 

4 

§.  11.  Erwerbung:  3.  Das  Verleihungsverfahren. 

An  die  materiellen  Vorschriften  über  die  Erfordernisse, 
die  Voraussetzungen  und  die  Wirkungen  der  Muthung  schliesst 
das  Allgemeine  Berggesetz  die  Regeln  über  das  Verleihungs- 
verfahren. Es  handelt  daher  im  Titel  2 im  zweiten  Abschnitte 
vom  Muthen  (§§.  12—21)  und  im  dritteu  Abschnitte  vom  Ver- 


§.  11.  Erwerbung.  8.  Das  Verleihnngaverfahren,  95 

leihen  (§§.  22 — 38).  Doch  sind  sowohl  im  zweiten  Abschnitte 
mehrfach  Vorschriften  über  das  formelle  Verfahren  als  auch 
im  dritten  Abschnitte  materielle  Bestimmungen  getrotfen.  Die 
Anordnung  ist  dem  Zwecke  des  Gesetzbuches  angemessen  so 
getroffen,  dass  im  zweiten  Abschnitte  vorzugsweise  die  auf  die 
Thätigkeit  des  Muthers  bezüglichen  Vorschriften  gegeben  sind, 
während  im  dritten  Abschnitte  die  materiellen  und  die  for- 
mellen Kegeln  für  die  von  der  verleihenden  Behörde  zu  treffende 
Entscheidung  über  die  Anträge  des  Muthers  enthalten  sind. 
Das  Verleihungsverfahren  begreift  die  Reihe  der  Partei-  und 
Amtshandlungen  durch  welche  die  Verleihung  des  Bergwerks- 
eigenthumes vorbereitet  und  vollendet  wird.  Es  beginnt  mit 
der  Annahme  der  Muthung  durch  die  eompetente  Bergbehörde 
(§.  13)  und  endigt  mit  der  Bekanntmachung  der  ausgefertigten 
Verleihungsurkunde  (§.  35)  und  der  Auslegung  des  Situations- 
risses (§.  47).  In  demselben  können  drei  Abschnitte  unter- 
schieden werden:  I.  das  Vorverfahren,  in  welchem  die  Muthung 
und  die  Feldesstreckung,  sowie  die  Bündigkeit  amtlich  consta- 
tirt  werden;  II.  das  Hauptverfahren,  in  welchem  die  der  Mu- 
thung etwa  entgegenstehenden  Einsprüche  ermittelt  werden 
und  über  die  Ansprüche  des  Muthers  sowie  über  die  erhobenen 
Einsprüche  verhandelt  und  entschieden  wird;  111.  das  Schluss- 
verfahren,  welches  in  der  Ausfertigung  der  Verleihungsurkunde 
und  in  der  Bekanntmachung  derselben  zum  Zwecke  der  Prä- 
clusion der  nicht  angemeldeten  Einsprüche  besteht. 

I.  Für  das  Vorverfahren  ist  die  zur  Annahme  der 
Muthungen  eompetente  Bergbehörde,  also  entweder  das  Ober- 
bergamt, oder  der  delegirte  Revierbeamte  (oben  S.  80)  zuständig. 
Es  zerfällt  in  die  Annahme  (Präsentation)  der  Muthung  (§.  13), 
die  Prüfung  und  Ergänzung  ihres  Inhaltes  (§.  14),  die  amt- 
liche Untersuchung  des  Fundes  (§.  15)  und  die  Annahme  und 
Prüfung  des  Situationsrisses  (§§.  17.  18). 

1.  Die  Annahme  der  Muthung  darf  nur  im  Amts- 
gebäude der  zuständigen  Bergbehörde  und  nur  in  den  Dienst- 
stunden erfolgen  ‘).  Wenn  daher  eine  Muthung  dem  Director 

1)  Allgem.  Verfügung  des  Handelsministers  vom  30.  Juli  18f>6. 
Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  7.  S.  536.  — Vergl.  die  Bekanntmachun- 
gen der  Oberbe rgämter  über  die  täglichen  Dienststunden  bei  Hnyssen 
Commentar  8.  16. 
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des  Oberbergarates  oder  dem  delegirten  Revierbeamten  ausser- 
halb des  Amtsgebäudes  (z.  B.  auf  einer  Reise  im  Revier)  be- 
händigt  wird , so  kann  dieselbe  erst  bei  der  Einbringung  in 
das  Dienstlokal  angenommen  (präsentirt)  werden.  Sie  erhält 
nicht  das  Alter  vor  der  inzwischen  im  Amtsgebäude  eingelegten 
Muthung  eines  Dritten. 

Die  Annahme  wird  durch  einen  amtlichen  Vermerk  über 
Tag  und  Stunde  der  Präsentation  beurkundet,  welcher  auf 
beide  Exemplare  der  Muthung  gesetzt  wird  (§.  13).  Das  Prä- 
sentatum ist  nach  §.  25  für  das  Alter  der  Muthung  entschei- 
dend. Es  stellt  eine  aussergerichtliche  öffentliche  Urkunde 
dar,  gegen  welche  nur  der  directe  Gegenbeweis  zulässig  ist*). 

Für  die  Präsentation  der  Muthungen  ertheilt  die  allge- 
meine Verfügung  des  Handelsministers  vom  20.  Juli  1866 
folgende  Vorschriften: 

Die  Präsentation  erfolgt  durch  den  Direktor  des  Oberberg- 
amtes oder  dessen  Stellvertreter.  Für  den  Fall,  dass  keiner  von 
beiden  im  Amtslokale  anwesend  ist,  ist  ein  Bureaubeamter  mit  der 
Präsentation  der  offen  eingehenden  Muthungen  zu  beauftragen.  Der 
Letztere  hat  in  der  Abwesenheit  des  Direktors  und  seines  Stell- 
vertreters auch  solche  verschlossen  eingehende  Muthungen  zu  er- 
öffnen und  zu  präsentiren,  welche  auf  der  Adresse  als  Muthungen 
bezeichnet  sind.  In  denjenigen  Revieren,  für  welche  die  Annahme 
der  Muthungen  dem  Revierbeamten  übertragen  ist,  darf  die  Prä- 
sentation sowie  die  protokollarische  Aufnahme  von  Muthungen  nur 
durch  den  Revierbeamten  persönlich  geschehen. 

An  Sonn-  und  Feiertagen  sind  keine  Muthungen  protokol- 
larisch aufzunehmen.  Dagegen  sind  auch  an  diesen  Tagen  die 
schriftlich  eingehenden  Muthungen  während  bestimmter  Dienststun- 
den zu  präsentiren. 

Die  wahrend  der  Dienststunden  eingehenden  Muthungen  sind 
nach  derZeit  ihres  Einganges  gesondert  zu  halten.  Es  sind  daher 
keineswegs  die  in  einer  Stunde  eingehenden  Muthungen  als  von 
gleichem  Alter  zu  behandeln;  indem  der  in  §.  13  des  Allgem. 
Berggesetzes  gebrauchte  Ausdruck  „Stunde  der  Präsentation“  nicht 
als  eiue  untheilbare  Zeiteinheit  zu  verstehen  ist.  Hiernach  sind 

1)  Allg.  Gerichtsordnung  Th.  I.  Tit.  10.  §§.  128 — 131,  Code  Na- 
poleon Art.  1317. 
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diejenigen  Muthungen,  welche  in  derselben  Stunde  aber  innerhalb 
derselben  zu  verschiedener  Zeit  angebracht  werden,  so  zu  präsen- 
tiren,  dass  die  Reihenfolge  des  Einganges  ersichtlich  wird,  wobei 
es  unbedenklich  ist , die  Zeit  der  Präsentation  nach  Minuten  zu 
bestimmen. 

Die  mit  derselben  Post  eingehenden  Muthungen  müssen 
alB  gleichzeitig  eingegangen  präsentirt  werden.  Es  ist  anzulässig, 
dieselben  mit  einem  verschiedenen  Präsentatum  zu  versehen,  je 
nachdem  die  eine  oder  die  andere  Mnthung  früher  oder  später 
von  dem  präsentironden  Beamten  erbrochen  oder  gelesen  werden. 

Die  ausserhalb  der  Dienststauden  schriftlich  eingegangenen 
Muthnngen  werden  beim  Beginne  der  Dienststunden  präsentirt. 
Sind  dieselben  mit  verschiedenen  Posten  eingegangen,  so  müssen 
dieselben  nach  Massgabe  der  Zeit  des  Einganges  gesondert  gehalten 
werden.  In  zweifelhaften  Fällen  ist  der  Postausgabesterapel  zu 
beachten. 

Von  den  beiden  mit  dem  Präsentatum  versehenen  Exem- 
plaren der  Muthung  wird  das  eine  nach  §.  13  dem  Muther 
zurückgegeben.  Dieses  Exemplar  gilt  als  die  Ausfertigung  des 
amtlichen  Präsentationsvermerks  und  wird  daher  nach  dein 
Stempeltarif  vom  7.  März  1822  mit  einem  Stempel  von  15  Sgr. 
umlegt,  wenn  derselbe  nicht  bereits  von  dem  Muther  zu  dem 
Nebenexemplare  verwendet  ist1).  Wenn  das  Nebenexemplar 
fehlt,  sowie  bei  protokollarischen  Muthungen  wird  eine  beglau- 
bigte Abschrift  der  Muthung  und  des  Präsentationsvermerks 
für  den  Muther  angefertigt. 

2.  Die  Prüfung  des  Inhaltes  der  Muthung  erstreckt  sich 
auf  die  im  §.  14  enthaltenen  Requisite  (oben  S.  81).  Fehlt 
entweder  der  Name  und  Wohnort  des  Muthers  oder  die  An- 
gabe des  gemutheten  Minerals  oder  die  gehörige  Bezeichnung 
des  Fundpunktes,  oder  der  dem  Bergwerke  beizulegende  Name, 
so  wird  der  Muther  aufgefordert,  dem  Mangel  innerhalb  einer 
Woche  abzuhelfen.  In  Bezug  auf  die  einzelnen  Requisite  ist 
Folgendes  zu  bemerken : Die  Legitimation  des  Muthers  kommt 
in  Betracht,  sofern  für  einen  Andern  gemuthet  wird,  was  nur 
auf  Grund  einer  schriftlichen  Vollmacht  geschehen  kann.  Der 


1)  Erlass  vom  12.  Juli  1857.  — Zeitschrift  f.  d.  Berg-,  Hütten- 
und  Salinenwesen  Bd.  V.  8.  149. 
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Mangel  einer  solchen  Vollmacht  muss  innerhalb  der  im  §.  14 
bestimmten  Frist  von  einer  Woche  ergänzt  werden ').  Dies 
leidet  jedoch  eine  Ausnahme,  wenn  auf  Grund  einer  vermutheten 
Vollmacht  gemuthet  wird,  da  in  diesem  Falle  die  Vorschriften 
des  Civilrechts  über  die  nachträgliche  Einholung  der  Genehmi- 
gung anzuwenden  sind2). 

In  Bezug  auf  die  Bezeichnung  des  Fundpunktes  ist  eine 
absolut  genaue  Angabe,  wie  sie  bei  den  übrigen  drei  Requisiten 
des  §.  14  vorausgesetzt  wird,  nicht  nothwendig.  Die  genaue 
Ortsangabe,  welche  eine  vorherige  Messung  voraussetzt,  soll 
uach  §.  17  auf  dem  binnen  6 Wochen  nachzubringenden  Si- 
tuationsrisse erfolgen.  Was  zu  der  gehörigen  Bezeichnung  des 
Fundpunktes  in  der  Muthung  gehört,  ist,  wie  das  Übertribunal 
in  zwei  Erkenntnissen  vom  19.  September  1855  und  vom 
6.  Juni  1856  *)  auf  Grund  des  früheren  Rechtes  angenommen 
hat,  dem  Ermessen  der  Behörden  und  der  Beurtheilung  des 
einzelnen  Falles  anheim  gegeben.  Für  diese  Beurtheilung  ist 
die  rechtliche  Bedeutung  des  Fundpunktes  massgebend  und 
diese  Bedeutung  ist  eine  doppelte,  da  von  der  Freiheit  des 
Fundpunktes  nach  §.  15  die  Gültigkeit  der  ganzen  Muthung 
abhängt ; und  da  am  Fundpunkte  das  gemuthete  Mineral  vor  der 
Einlegung  der  Muthung  entdeckt  sein  und  bei  der  amtlichen 
Untersuchung  nachgewiesen  werden  muss.  Die  Bezeichnung 
muss  also  hinreichend  genau  sein,  um  sowohl  die  Freiheit  des 
Fundpunktes,  als  auch  die  Thatsache  der  Fündigkeit,  folglich 
die  Identität  der  gemutheten  Mineralablagerung  im  gegebenen 
Falle  beurtheilen  zu  können4).  In  einer  Muthung  können  zwei 
oder  mehrere  Fundpunkte  angegeben  werden.  Es  genügt  dann 
der  Nachweis  der  Fündigkeit  an  einem  im  Freien  belegenen 
Fundpunkte  zur  Gültigkeit  der  Muthung. 


1)  Kecnrsbe scheid  vom  1.  Mai  1866.  Zeitschrift  für  Bergrecht 
Bd.  VII.  S.  258. 

2)  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  der  Verwalter  eines  abwesenden 
Grundbesitzers  oder  der  Betrielisführer  eines  abwesenden  Bergwerks- 
besitzers für  denselben  zur  Erhaltung  des  Fiuderrecbtes  rnuthet  (Vergl. 
m.  Commentar.  2.  Auflage  Anm.  34). 

3)  Striethorst's  Archiv  Bd.  18.  S.  149.  Bd.  22.  S.  24. 

4)  Vergl.  m.  Uebersicht  der  bergrechtlichen  Entscheidungen 
S.  61  f. 
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3.  Auf  die  Prüfung  und  die  etwaige  Ergänzung  des  In- 
haltes der  Muthung  folgt  nach  §.  15  die  amtliche  Unter- 
suchung der  Fündigkeit.  Hierzu  wird  ein  Termin  an 
Ort  und  Stelle  auberaumt,  zu  welchem  der  Muther  unter  der 
Verwarnung  vorgeladen  wird,  dass  bei  seinem  Ausbleiben  die 
Muthüng  wegen  nicht  nachgewiesener  Fündigkeit  als  von  An- 
fang an  ungültig  zurückgewiesen  wird. 

Die  Untersuchung  erfolgt  durch  den  mit  der  Annahme 
der  Muthungen  beauftragten  Revierbeamten,  oder  durch  einen 
Commissar  des  Oberbergamtes,  wenn  die  Annahme  bei  letzterem 
erfolgt  *).  Sie  erstreckt  sich  sowohl  auf  die  Existenz  des  Fun- 
des, als  auch  auf  Zeit  und  Ort  der  Entdeckung,  da  zur  Gül- 
tigkeit der  Muthung  nach  §.  15  erfordert  wird,  dass  das  Mine- 
ral vor  Einlegung  der  Muthung  an  dem  in  derselben  angege- 
benen Fundpunkte  entdeckt  ist. 

Ist  der  vorgezeigte  Fund  mit  dem  in  der  Muthung  an- 
gegebenen nicht  identisch,  so  ist  die  Muthung  ungültig1 2),  ebenso 
wenn  die  Muthung  vor  der  vollständigen  Entdeckung  des  ge- 
mutheten  Minerals  eingelegt  ist3). 

In  Bezug  auf  die  Existenz  des  Fundes  sieht  das  Gesetz 
von  den  Beweisregeln  ab,  welche  die  früheren  Bergrechte  für 
den  Nachweis  der  Fündigkeit  aufstellten.  (Vorzeigen  in  vollem 
frischen  Anbruche  — Eutblössen  zwischen  rechtem  Hangenden 
und  Liegenden  u.  s.  w.).  Massgebend  ist  die  Ueberzeugung  der 
untersuchenden  Behörde,  von  deren  Ermessen  abhängig  ist, 
durch  welche  Beweismittel  der  Nachweis  geführt  werden  soll. 
Unter  diesen  Beweismitteln  nimmt  wie  bisher  der  Augenschein 
die  erste  Stelle  ein  und  nur  in  denjenigen  Fällen,  wo  der  Fund 
nicht  unmittelbar  ersichtlich  gemacht  werden  kann,  wie  bei 


1)  Nach  den  Dienatinstrnctionen  für  die  Revierbeamten  der 
Oberbergamtsbezirke  Bonn,  Breslau  und  Halle  sind  dieselben  zu  ständigen 
Commusarien  der  Oberbergämter  sowohl  für  die  Untersuchung  der  Fün- 
digkeit (§.  15),  als  auch  für  das  Hauptverfahren  (§.  28.  29)  bestellt. 

2)  Vergl.  das  Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  12.  December 
1864  (Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VI.  8.  464),  das  ErkenntnisB  vom 
28.  April  1867  (Zeitschrift  f.  d.  Berg  - , Hütten  - und  Salinenwesen 
Bd.  VI.  B.  S.  128)  und  das  Erkenntniss  vom  22.  Februar  1864  (Strietb. 
Archiv  Bd.  66  S.  38). 

3)  Vergl.  den  Rechtsfall  Bd.  II.  S.  383  der  Zeitschrift  für  Bergrecht. 
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Bohrfunden,  ist  eine  indirecte  Beweisführung  durch  Zeugen, 
Bohrtabellen,  Bohrpropfen  u.  dgl.  zugelassen1). 

Auch  das  Protokoll  über  die  in  Folge  einer  früheren 
Muthung  stattgehabte  amtliche  Untersuchung  kann  als  Beweis- 
mittel dienen.  Ob  die  frühere  Besichtigung  eines  von  Neuem 
gemutheten  Fundes  ausreichend  sei,  um  den  Nachweis  der 
Fündigkeit  zu  führen,  hängt  von  der  Beurtheilung  der  ver- 
leihenden Behörde  ab.  Das  Oberbergamt  ist  nicht  an  das  Vo- 
tum des  Beamten  gebunden,  welcher  den  Fund  aus  Anlass  einer 
früheren  Muthung  besichtigt  hat,  sondern  befugt,  nach  freiem 
Ermessen  die  nochmalige  örtliche  Untersuchung  anzuordnen*). 

Jede  Muthung  muss  nach  §.15  auf  einen  selbstständigen 
Fund  gegründet  sein,  welcher  nach  §.  27  in  das  zu  verleihende 
Feld  eingeschlossen  werden  muss.  Es  ist  daher  nicht  zulässig 
auf  Grund  eines  Fundes  mehrere  Muthungen  einzulegen.  Das 
gemeine  deutsche  Bergrecht  betrachtete  die  ganze  Lagerstätte 
als  Gegenstand  des  Fundes,  so  dass  an  einem  Gange  nur  ein 
Fund  gemacht  und  nur  ein  Finderrecht  erworben  werden  konnte. 
Was  von  dem  Gange  ausserhalb  des  dem  Finder  verliehenen 
Feldes  im  Freien  liegen  blieb,  konnte  ohne  besonderen  Fund 
durch  sogenannte  Maassenmuthung  erworben  werden  (vergl. 
oben  S.  70).  Das  Allgemeine  Berggesetz  hat  den  Begriff  der 
Lagerstätte  als  einer  individuell  begrenzten  Ablagerung  auf- 
gegeben. Es  ist  deshalb  zulässig,  auf  demselben  Gange  oder 
Flötze  in  unmittelbarer  Nähe  verschiedene  Aufschlüsse  zu 
machen  und  jeder  derselben  als  einen  selbstständigen  Fund  zu 
muthen. 

Dagegen  ist  es  nicht  zulässig,  an  den  verschiedenen 
Stössen  eines  Fundschachtes,  eines  Stollens  oder  einer  Strecke, 
oder  gar  an  der  Peripherie  eines  Fundbohrloches  verschiedene 
Fundpunkte  anzunehmen  und  so  auf  einen  einzelnen  Fund 
mehrere  Muthungen  einzulegen  und  mehrere  an  dem  gemein- 
schaftlichen Fundpunkte  zusammenstossenden  Felder  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  zu  strecken.  Vielmehr  muss,  wie  in  dem 


1)  Recurabescheid  v.  12.  März  1866.  Zeitschrift  für  Bergrecht 
Bd.  VII.  S.  S92. 

2)  Recursbescheide  vom  31.  December  1866  und  vom  4.  März 
1867.  (Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  VIII.  S.  116). 
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Recursbescheide  des  Handelsministers  vom  2.  März  1868  l) 
ausgeführt  wird,  die  Aufschlussanlage,  mit  welcher  das  ge- 
muthete  Mineralvorkommen  entdeckt  worden  ist,  in  ihrem 
ganzen  querschnittlichen  Umfange  als  Fundpunkt  angesehen 
werden. 

Bei  der  Muthung  eines  verlassenen  Bergwerkes  fällt  der 
Nachweis  der  Fündigkeit  nach  §.  16  weg.  Der  Muther  muss 
jedoch  die  Existenz  eines  früher  verliehenen  Bergwerks  be- 
weisen. Hierzu  genügt  nicht,  dass  in  dem  gemutheten  Felde 
Pingen  und  Halden  vorhanden  sind,  die  von  einem  früheren 
Bergbau  herrühren.  Es  muss  vielmehr  nachgewiesen  werden, 
dass  der  frühere  Betrieb  auf  Grund  einer  Verleihung  geführt  ist2 3 * * * *). 

4.  Die  Annahme  des  Situationsrisses  erfolgt  nach 
§.  18  bei  der  zur  Annahme  der  Muthungen  competenten  Berg- 
behörde. Der  Situationsriss  wird  gemäss  §.  20  auf  die  Mu- 
thungs  -Uebersichtskarte  aufgetragen.  Diese  Auftragung  hat 
einerseits  den  Zweck,  für  jeden  Dritten  erkennbar  zu  machen, 
dass  das  begehrte  Feld  nach  §.19  für  neue  Muthungen  ge- 
schlossen ist;  andrerseits  verbindet  sich  damit  die  Prüfung  des 
Situationsrisses,  der  Feldesgrösse  und  der  Feldesfreiheit. 

Der  Situationsriss  wird  auf  die  im  §.17  vorgeschriebenen 
Angaben  (oben  S.  85)  geprüft  und  falls  sich  dabei  Mängel 
oder  Unrichtigkeiten  heraussteilen,  zur  Berichtigung  zurück- 
gegeben. Fehlt  eine  der  im  §.17  als  wesentlich  bezeichneten 
Angaben  ganz8),  so  kann  die  Ergänzung  nur  noch  bis  zum 
Ablauf  der  für  die  Einreichung  des  Risses  ursprünglich  laufen- 
den sechs  wöchentlichen  Frist  erfolgen.  Sind  andere  Mängel 
oder  Unrichtigkeiten  zu  beseitigen,  so  wird  eine  besondere  Frist 
zur  Ergänzung  bestimmt  oder  ohne  solche  vorherige  Auffor- 


1)  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  IX.  S.  191. 

2)  Recursbescheid  vom  9.  April  1866.  — Zeitschrift  für  Berg- 
recht Bd.  IX.  S.  195. 

3)  Das  Oberbergamt  zu  Bonn  hat  in  einer  Nassauischen  Mu- 

thungssache  angenommen,  dass  ein  Riss,  auf  welchem  nur  der  ma- 

gnetische, nicht  der  wirkliche  Meridian  angegeben  ist,  nach  §.  17  zu- 

gelassen werden  kann,  wenn  die  Abweichung  der  Magnetnadel  am 

Tage  und  am  Orte  der  Aufnahme  bekannt  ist,  so  dass  die  Angabe  des 

wirklichen  Meridians  ergänzt  werden  kann. 
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derung  die  Berichtigung  sofort  nach  §.  33  durch  die  Berg- 
behörde auf  Kosten  des  Muthers  bewirkt. 

Die  Prüfung  der  Feidesstreckung  richtet  sich  auf  die  Be- 
achtung der  §§.  26  und  27,  welche  für  die  Feldesgrösse  ein 
Maximum  von  500,000  Quadratlachtern  — für  einzelne  Landes- 
theile  von  25,000  Quadratlachtern  — vorschreiben  und  bestim- 
men, dass  die  Begrenzung,  soweit  die  Oertlichkeit  es  gestattet, 
durch  gerade  Linien  an  der  Oberfläche  erfolgen  soll,  welche 
den  Fundpunkt  einschliessen  müssen.  Je  zwei  Punkte  der  Be- 
grenzung dürfen  bei  25,000  Quadratlachtern  Inhalt  nicht  über 
500  Lachter  und  bei  500,000  Quadratlachtem  nicht  über  2000 
Lachter  von  einander  entfernt  liegen  '). 

Ueberschreitet  das  gestreckte  Feld  die  gesetzlich  zu- 
lässige Flächen-  oder  Längenausdehnung,  so  ist  kein  Theil  des 
begehrten  Feldes  für  gesetzlich  begehrt,  also  im  Sinne  des  §.19 
für  geschlossen  zu  erachten.  Die  Muthung  ist  jedoch  nicht 
ungültig.  Der  Muther  wird  daher  zur  Abänderung  der  Feldes- 
streckung aufgefordert.  Diese  Abänderung  kann  nach  §.19 
nur  innerhalb  der  auf  dem  Situationsrisse  angegebenen  Grenzen 
erfolgen. 

Die  Prüfung  der  Feldesfreiheit  hat  den  doppelten  Zweck 
zu  ermitteln,  ob  der  Muthung  bessere  Rechte  Dritter  auf  den 
Fund  entgegenstehen  (§.  15)  und  ob  mit  dem  begehrten  Felde 
die  Felder  anderer  Muthungen  oder  Bergwerke  Zusammen- 
treffen (§.  28). 

Ergibt  sich,  dass  der  Fund  im  Felde  eines  auf  dasselbe 
Mineral  verliehenen  Bergwerks  oder  im  gesetzlich  begehrten 
Felde  einer  älteren  Muthung  liegt,  so  ist  die  Muthung  nach 
§.  15  von  Anfang  an  ungültig.  Sie  wird  zurückgewiesen  ohne 
dass  es  einer  amtlichen  Untersuchung  des  Fundes  bedarf.  Liegt 
der  Fund  im  verliehenen  Felde,  so  darf  dem  Anträge  des 
Muthers,  die  Fundesconstatirung  dennoch  vorzunehmen,  nicht 
stattgegeben  werden,  weil  die  ertheilte  Verleihung  auf  Grund 
einer  späteren  Muthung  überhaupt  nicht  angefochten  werden 
kann,  selbst  wenn  dieselbe  übrigens  anfechtbar  sein  sollte8). 


1)  Vergl.  das  Nähere  über  die  Feldesbegrenzung  im  §.  12. 

2)  Recursbescheid  vom  15.  Februar  1866  (Zeitschrift  für  Berg- 
recht Bd.  VII.  S.  391).  — Vergl.  m.  Commentar  2.  Aufl.  Anm.  38. 
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Ist  der  Fund  von  dem  Felde  einer  älteren  Muthung  über- 
deckt, so  ist  der  Muther  befugt  auszuführen,  dass  das  Feld  der 
älteren  Muthung  nicht  gesetzlich  begehrt  sei.  Er  muss  dann 
ald  Opponent  in  dem  Hauptverfahren  über  die  tiberdeckeude 
Muthung  mit  seinem  Einsprüche  gehört  werden  (§.  29).  Es 
ist  dem  Ermessen  der  Bergbehörde  überlassen,  ob  sie  bei  einer 
solchen  Muthung  im  bestrittenen  Felde  die  Fundesconstatirung 
vornehmen  und  über  beide  collidirende  Muthungen  das  Haupt- 
verfahren einleiten,  oder  ob  sie  den  jüngeren  Muther  bloss  als 
Opponenten  behandeln  will. 

Ist  die  jüngere  Muthung  wegen  der  vorhandenen  Ueber- 
deckung  ohne  Weiteres  zurückgewiesen,  so  kann  der  Muther 
im  Wege  der  Recursbeschwerde  die  Ungültigkeit  der  über- 
deckenden Muthung  ausführen  und  dadurch  die  Connexität  des 
Verfahrens  für  beide  collidirende  Muthungen  (oben  S.  91)  nach- 
träglich herbeiführen. 

Ist  zwar  der  Fund  im  Freien  belegen,  aber  ein  Theil  des 
begehrten  Feldes  von  den  Feldern  anderer  Bergwerke  oder 
Muthungen  überdeckt,  so  findet  eine  Entscheidung  im  Vor- 
verfahren nicht  statt,  die  bestehende  Collision  wird  vielmehr 
gemäss  §.  28  f.  im  Hauptverfahren  erörtert. 

Die  Zurückweisung  der  Muthung  im  Vorverfahren  wegen 
des  mangelnden  Nachweises  der  Fündigkeit,  oder  wegen  der 
Unfreiheit  des  Fundes  (§.  15)  erfolgt  durch  das  Oberbergamt 
in  der  Form  eines  Beschlusses  über  die  Versagung  der  Verleihung, 
welcher  dem  Muther  in  Ausfertigung  zugestellW  wird  (§.  31). 

Dagegen  bedarf  es  nicht  eines  förmlichen  Beschlusses, 
wenn  der  Muther  unterlässt,  auf  die  ihm  zugestellte  Auffor- 
derung der  Bergbehörde  die  unvollständige  Muthung  binnen 
einer  Woche  zu  ergänzen  (§.  14),  oder  wenn  er  die  sechs- 
wöchentliche Frist  nach  Einlegung  der  Muthung  verstreichen 
lässt,  ohne  den  Situationsriss  einzureichen  (§.  18)  *).  In  beiden 
Fällen  ist  die  Ungültigkeit  der  Muthung  die  unmittelbare  ge- 
setzliche Folge  des  Ablaufes  der  Frist,  zu  deren  Feststellung 
es  nicht  eines  Beschlusses  bedarf.  Der  Muther  wird  vielmehr 


1)  Vergl.  die  Instructionen  für  die  Revierbeamten  der  Oberberg- 
amtsbezirke  Bonn  §.  7.  §.  12.  Dortmund  §.  10.  Halle  §.  12. 
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nur  von  der  erfolgten  Löschung  ')  der  Muthung  benachrichtigt. 
Wenn  indess  der  Muther  auf  die  Aufforderung  der  Bergbehörde 
die  Unvollständigkeit  der  Muthung  bestreitet  und  die  verlangte 
Ergänzung  verweigert2),  oder  wenn  der  Situationsriss  ztfar 
rechtzeitig  eingereicht,  jedoch  wegen  des  Mangels  einer  der 
wesentlichen  Angaben  (§.  17)  für  ungenügend  befunden  wird, 
so  bedarf  es  eines  Beschlusses  über  die  Zurückweisung  der 
Muthung,  da  eine  stillschweigende  Verzichtleistung  nicht  an- 
genommen werden  kann. 

II.  Das  Hauptverfahren  besteht  in  der  Schlusser- 
klärung des  Muthers  über  die  Grösse  und  Begrenzung  des 
Feldes  und  in  der  contradictorischen  Erörterung  der  Einsprüche, 
welche  von  andern  Mutbern  oder  von  Bergwerksbesitzern  gegen 
die  beantragte  Verleihung  erhoben  werden  und  in  der  Ent- 
scheidung über  die  Anträge  des  Muthers  und  der  Opponenten. 

1.  Die  Schlusserklärung  des  Muthers  ist  kein  nothwen- 
diger  Bestandteil  des  Verfahrens,  da  die  Erklärung  über  die 
Grösse  und  Begrenzung  des  Feldes  bereits  im  Vorverfahren 
erfolgen  muss.  Sie  wird  nur  erfordert,  um  dem  Muther  Ge- 
legenheit zu  geben,  sich  über  etwaige  Erinnerungen  zu  äussem, 
welche  gegen  die  Feldesstreckung  auf  Grund  des  §.  27  oder 
auf  Grund  einer  vorliegenden  Collision  erhoben  werden.  Die 
Vorladung  des  Muthers  erfolgt  daher  nicht  unter  einem  Con- 
tumacialpräjudize,  sondern  mit  dem  Eröffnen,  dass  bei  seinem 
Ausbleiben  die  Bergbehörde  lediglich  nach  Lage  der  Verhand- 
lungen entscheiden  werde. 

Erscheint  der  Muther  ira  Termine  nicht,  so  wird  ange- 
nommen, derselbe  beharre  bei  seinem  Ansprüche  auf  Verleihung 
des  Bergwerkseigenthums  in  dem  auf  dem  Situationsrisse  (§.17) 
angegebenen  Felde  und  erwarte  die  Entscheidung  der  Berg- 
behörde über  seinen  Anspruch,  sowie  über  die  etwaigen  Ein- 
sprüche und  Ansprüche  Dritter  (§§.  28.  29). 

2.  Die  Erörterung  der  Einsprüche  und  Ansprüche  Dritter, 
welche  dem  Anträge  des  Muthers  entgegenstehen,  erfolgt  nicht 


1)  Die  Löschung  der  Muthung  erfolgt  in  dem  Muthungsregieter 
welches  nach  §.  63  (§.  69)  der  angeführten  Instructionen  bei  der  anneh- 
menden Behörde  über  die  eingelegten  Muthungen  geführt  wird. 

2)  Vergl.  den  Itechtsfall  Bd.  III.  S.  265  der  Zeitsohr.  für  Bergrecht. 
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auf  Grund  eines  Aufgebotverfahrens,  wie  dies  in  dem  französischen 
Bergwerksgesetze  vom  21.  April  1810  für  die  Concessionsgesuche 
vorgesehen  ist.  Die  Ermittelung  der  bestehenden  Collisionen 
erfolgt  vielmehr  von  Amtswegen  auf  Grund  der  Acten  und 
Karten  der  Bergbehörde.  Die  Auftragung  des  begehrten  Feldes 
auf  die  Muthungs-Uebersichtskarte  (§.  20)  ergibt,  ob  und  in 
welchem  Umfange  dasselbe  mit  andern  begehrten  oder  bereits 
verliehenen  Feldern  zusammen  trifft.  Bei  diesem  räumlichen 
Zusammentreffen  können  verschiedene  Fälle  unterschieden  wer- 
den, je  nachdem  die  Felder  sich  decken  oder  sich  bloss  be- 
rühren und  je  nachdem  die  zusammentreffenden  Felder  auf 
ein  und  dasselbe  Mineral  oder  auf  verschiedene  Mineralien  be- 
gehrt oder  verliehen  sind.  Eine  eigentliche  Collision  der  Ansprüche 
findet  nur  in  dem  Falle  statt,  dass  die  Felder  sich  decken  und 
auf  dasselbe  Mineral  begehrt  sind.  Wenn  das  begehrte  Feld  mit 
einem  Bergwerke  zusammenfällt,  welches  auf  ein  anderes  Mineral 
verliehen  ist,  so  erleidet  das  liecht  des  beliehenen  Bergwerks- 
eigenthümers  durch  den  Anspruch  des  Muthers  keine  Beein- 
trächtigung. Es  findet  daher  ausser  dem  unten  zu  erörternden 
Falle  des  §.  55  keine  eigentliche  Collision  statt.  Dennoch 
werden  die  Interessen  des  bereits  beliehenen  Bergwerkseigen- 
thümers  durch  die  Erwerbung  eines  neuen  auf  ein  anderes 
Mineral  gerichteten  Bergwerkseigenthumes  in  demselben  Baume 
unzweifelhaft  berührt.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  die  Felder 
einander  überhaupt  nicht  überdecken,  sondern  mit  einander 
grenzen,  da  auch  hier  die  Möglichkeit  einer  künftigen  Collision 
beim  Betriebe  gegeben  ist.  Das  Berggesetz  verfügt  daher  im 
§.  29  die  Zuziehung: 

1)  derjenigen  Muther,  deren  Rechte  vermöge  der  Lage  ihrer 
Fundpunkte  oder  Felder  mit  dem  begehrten  Felde  be- 
reits collidiren  oder  doch  in  Collision  gerathen  können, 

2)  der  Vertreter  der  durch  das  begehrte  Feld  ganz  oder 
theilweise  überdeckten  und  der  benachbarten  Bergwerke 

zu  dem  Schlusstermine.  Auch  diese  Personen  werden  bloss 
monitorisch  zur  Wahrnehmung  ihrer  Rechte  mit  dem  Eröffnen 
geladen,  dass  bei  ihrem  Ausbleiben  die  Bergbehörde  lediglich 
nach  Lage  der  Verhandlungen  entscheiden  werden  (§.  29). 
Eine  Präclusion  der  zum  Schlusstermine  geladenen  aber  nicht 
erschienenen  Interessenten  erfolgt  nicht,  vielmehr  wird  gegen 
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solche  Muther,  über  deren  collidirenden  Anspruch  im  Ver- 
leihungsverfahreu  nicht  verhandelt  und  entschieden  ist,  ein  be- 
sonderes Aufgebotverfahren  nach  erfolgter  Ausfertigung  der 
Verleihungsurkunde  eröffnet  (§.35).  Die  bereits  beliehenen  Berg- 
werksbesitzer, welche  der  Ladung  zum  Schlusstermine  nicht 
Folge  leisten,  werden  dagegen  von  der  ergehenden  Verleihung, 
falls  dieselbe  mit  ihren  Rechten  collidiren  sollte,  überhaupt 
nicht  betroffen. 

3.  Der  Schlusstermin  wird  von  der  zur  Annahme  der 
Muthungen  competenten  Bergbehörde  angesetzt,  also  in  den 
oben  S.  80  Anm.  1 bezeichneten  Landestheilen  durch  den  Iie- 
vierbeainten.  Auch  in  den  übrigen  Landestheilen  sind  die 
Revierbeainten  durch  die  Dienstinstructionen  als  ständige  Com- 
missarien des  Oberbergamtes  bezeichnet,  welche  das  in  den 
§§.  28  und  29  geregelte  Verfahren  bis  zu  der  nach  §§.  30.  31 
von  dem  Oberbergamte  zu  treffenden  Schlussentscheidung 
selbstständig  leiten. 

Der  Schlusstermin  muss  dem  Muther  mindestens  14  Tage 
vorher  bekannt  gemacht  werden  (§.  28).  Für  die  Vorladung 
der  im  §.  29  bezeichneten  Muther  und  Bergwerksbesitzer  gilt 
diese  Fristbestimmung  nicht.  Die  Bekanntmachung  der  Vor- 
ladungen kann  nicht  blos  durch  Postinsinuationsschein,  son- 
dern auch  durch  blosse  Rückscheine  gültig  erfolgen  *). 

Auf  den  Antrag  des  Muthers  kann  der  Termin  verlegt, 
auch  kann  zur  Fortsetzung  des  Verfahrens  ein  fernerer  Termin 
angesetzt  werden. 

Die  Verhandlung  im  Schlusstermine  erstreckt  sich: 

1)  auf  die  von  Amtswegen  vorzunehmende  Prüfung  des 
Verleihungsantrages,  also  auf  die  Erörterung  der  gegen 
den  Nachweis  der  Ftlndigkeit  (§.  15)  gegen  die  Richtig- 
keit und  Vollständigkeit  des  Situationsrisses  (§.  17)  end- 
lich gegen  die  Construction  und  die  Grösse  des  begehrten 
Feldes  (§.  27)  etwa  zu  erhebenden  Erinnerungen. 

2)  auf  die  Prüfung  der  Feldesfreiheit,  also  auf  die  contra- 
dictorische  Erörterung  der  vorliegenden  Collisionen. 


1)  Erlass  des  Handclaministers  vom  22.  November  1867.  V.  7666. 
Erkenntniss  des  Landgerichts  zu  Coblenz  vom  21.  Juni  1867  in  Sachen 
Adams  wider  Kuss  und  v.  Rössler. 
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Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  auch  den  Opponenten  frei- 
steht  Erinnerungen  gegen  den  Nachweis  der  Föndigkeit,  gegen 
die  Richtigkeit  des  Risses  und  gegen  die  Construction  des 
Feldes  zu  erheben,  soweit  ihr  rechtliches  Interesse  davon  be- 
rührt wird.  Ebenso  sind  die  vorliegenden  Collisionen  auch 
ohne  ausdrücklichen  Einspruch , also  beim  Ausbleiben  des  be- 
treffenden Muthers  oder  Bergwerksbesitzers  auch  von  Amts- 
wegen zu  prüfen.  Dennoch  unterscheidet  sich  die  Erörterung 
über  das  Fundament  des  Verleihungsantrages  von  der  Er- 
örterung über  die  aus  dem  selbstständigen  Rechte  eines  Dritten 
entspringenden  Einreden,  da  die  eine  Verhandlung  nur  zufällig, 
die  andere  wesentlich  contradictorisch  ist. 

Streitige  Behauptungen  der  Parteien  werden  durch  die 
gewöhnlichen  Beweismittel  erwiesen.  Die  Oberbergämter  sind 
bei  der  Erhebung  des  Beweises  jedoch  nicht  durchaus  an  die 
Anträge  der  Parteien  gebunden.  Es  steht  ihnen  die  freie 
Beurtheilung  des  erhobenen  Beweises  ohne  künstliche  Beweis- 
regeln zu.  Sie  sind  berechtigt,  die  Gerichte  um  die  eidliche 
Vernehmung  der  vorgeschlagenen  Zeugen  zu  ersuchen. 

Der  Erlass  des  Handelsministers  an  das  Oberbergamt  in 
Bonn  vom  15.  Juni  1864  *),  welcher  diese  Fragen  im  Anschluss 
an  das  frühere  ganz  conforme  Verleihungsverfahren  nach  dem 
Gesetze  vom  10.  Juni  1861  erörtert,  gibt  folgende  Regeln  über 
die  Beweisaufnahme: 

„Nach  §.  179,  Titel  10  der  Prozessordnung  ist  in  der  Regel 
Jeder  schuldig,  in  einer  Sache,  worin  sein  Zeugniss  gefordert  wird, 
dasselbe  abzugeben.  Diese  Regel  gilt  nicht  bloss  für  den  gericht- 
lichen Prozess,  sondern  in  jedem  andern  durch  die  Gesetze  geord- 
neten Verfahren  zur  Entscheidung  streitiger  Rechtsangelegenheiten. 
Deshalb  ist  nicht  bloss  der  ordentliche  Prozessrichter,  sondern 
auch  der  Schiedsrichter  und  ebenso  die  Verwaltungsbehörde  be- 
rechtigt, in  den  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  zu  ihrer  Entscheidung 
gelangenden  Sachen  die  Ablegung  eines  Zeugnisses  zu  verlangen. 
Letztere  muss  sich  zu  diesem  Zwecke,  falls  ihr  nicht  wie  in  den 
Disciplinar  - Untorsuchungssachen  ausnahmsweise  die  Befugniss  zur 
eidlichen  Zeugenvernehmung  beigelegt  ist,  der  Vermittelung  der 
Gerichte  bedienen,  welche  nach  §.  38  der  Verordnung  vom  2.  Januar 


1)  Zeitschrift  f.  d.  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  Bd.  12.  S.  200. 
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1849  und  nach  §.  50  der  Verordnung  vom  26.  Deceraber  1808 
verpflichtet  sind,  dieser  Requisition  Folge  zu  leisten.  Vergl.  die 
Entscheidung  des  Obertribunals  vom  12.  Eebruar  1862.  Oppen- 
hoff, Rechtssprüche  II,  S.  250  und  die  Rescripte  des  Justiz- 
ministers vom  20.  Januar  und  21.  März  1834,  vom  12.  Februar 
und  24.  April  1841.  Jahrb.  43,  S.  241,  45,  S.  320.  Jahrb.  der 
Gerichtsverfassung  1851  S.  320.  Da  nun  die  Oberbergämter  nach 
§.  4 des  Gesetzes  vom  10.  Juni  1861  über  die  Muthungsgesuche 
und  die  erhobenen  Einsprüche  nach  vorheriger  Erörterung  der- 
selben unter  den  streitenden  Theilen  zu  entscheiden  haben  und 
dieselbe  Entscheidung  dem  Minister  in  der  Recursinstanz  zusteht, 
so  folgt  daraus  auch  die  Befugniss,  die  eidliche  Vernehmung  von 
Zeugen  durch  Requisition  der  zuständigen  Gerichte  zu  veranlassen, 
wenn  dies  zum  Behufe  der  zu  treffenden  Entscheidung  nothwendig 
erscheint.  Dies  ist  auch  durch  die  Praxis  in  den  übrigen  Ober- 
bergamts-Districten  in  zahlreichen  Fällen  anerkannt. 

In  der  Regel  ist  es  jedoch  nicht  Zweck  des  durch  §.  4 cit. 
geregelten  Verfahrens,  die  Behauptungen  der  streitenden  Theile  im 
Wege  des  gerichtlichen  Beweises  festzustellen,  noch  haben  die  Par- 
teien das  Recht,  die  Erhebung  der  von  ihnen  producirten  Beweis- 
mittel zu  verlangen.  Es  ist  vielmehr  ausschliesslich  dem  Ermessen 
des  Oberbergamtes  überlassen , wie  dasselbe  sich  die  zur  Ent- 
scheidung nothwendige  Ueberzeugung  verschaffen  will  und  es  liegt 
in  der  Natur  der  Sache,  dass  dies  in  der  Regel  nicht  auf  dem 
Wege  der  gerichtlichen  Beweiserhebung  geschehen  wird,  weil  es 
sich  nicht  um  eine  Definitiv-Entscheidung  handelt  und  der  Behörde 
meistens  einfachere  Mittel  zur  Ermittelung  des  Sach  Verhältnisses  zu 
Gebote  stehen.  Die  Requisition  der  Gerichte  und  die  eidliche  Ver- 
nehmung eines  Zeugen  ist  daher  auf  diejenigen  Fälle  zu  beschrän- 
ken, wo  die  aussergerichtliche  und  unbeeidigte  Aussage  desselben 
vor  dem  Revierbeamten  nicht  ausreichend  erscheint,  um  die  zur 
Entscheidung  nothwendige  Ueberzeugung  zu  begründen/* 

4.  Der  Beschluss  über  die  Ertheilung  oder  Versagung 
der  Verleihung  wird  nach  §§.  30.  31  von  dem  Oberbergamte 
gefasst,  an  welches  der  Revierbeamte,  mag  er  selbst  zur  An- 
nahme der  Muthungen  competent,  oder  zur  Verhandlung  über 
die  Muthung  committirt  sein,  die  geschlossenen  Verhandlungen 
nach  Abhaltung  des  Schlussterm ines  einreicht. 

Liegen  Einsprüche  und  Collisionen  mit  den  Rechten  Dritter 
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nicht  vor  und  findet  sich  auch  gegen  die  Anträge  desMuthers 
gesetzlich  nichts  zu  erinnern,  so  fertigt  das  Oberbergamt  ohne 
Weiteres  die  Verleihungsurkunde  aus. 

Liegen  Einsprüche  oder  Collisionen  mit  den  Hechten  Dritter 
vor,  oder  kann  aus  anderen  gesetzlichen  Gründen  den  An- 
trägen des  Muthers  gar  nicht  oder  nicht  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange entsprochen  werden,  so  entscheidet  das  Oberbergamt 
über  die  Ertheilung  oder  Versagung  der  Verleihung  durch 
einen  Beschluss,  welcher  dem  Muther  und  den  betheiligte 


Die  Entscheidung  des  Oberbergamtes  und  folglich  auch 
die  Erörterung  im  Schlusstermine  erstreckt  sich  nur  auf  solche 
Einsprüche,  welche  aus  collidirenden  Muthungen  oder  Ver- 
leihungen abgeleitet  werden.  Obligatorische  Ansprüche  auf 
Uebertragung  des  gemutheten  Bergwerks,  oder  Mitbetheiligung 
an  demselben  auf  Grund  eines  Societätsvertrages,  eines  Man- 
dates, einer  Cession  u.  dgl.  gehören  nicht  zur  Cognition  des 
Oberbergamtes.  Streitige  Ansprüche  dieser  Art  sind  an  die 
ordentlichen  Gerichte  zu  verweisen1 2). 

Gegen  den  Beschluss  des  Oberbergamtes  steht  dem  unter- 
liegenden Theile  der  Recurs  an  den  Handelsminister  (§.  191) 
zu,  welcher  binnen  4 Wochen  nach  der  Zustellung  bei  dem 
Oberbergamte  eingelegt  werden  muss  (§§.  192.  193).  Die 
Rechtfertigung  muss  mit  der  Einlegung  verbunden  werden.  Die 
Recursschrift  wird  der  Gegenpartei  zur  Beantwortung  binnen 
einer  vierwöchentlichen  Frist  mitgetheilt.  Nach  Ablauf  dieser 
Frist  werden  die  Acten  zur  Entscheidung  an  den  Handelsmi- 
nister eingereicht. 

Einsprüche  und  Ansprüche,  welche  durch  den  Beschluss 
des  Oberbergamts  oder  durch  die  Recursentscheidung  des  Han- 
delsministers abgewiesen  werden,  müssen,  insofern  wegen  der- 
selben der  Rechtsweg  zulässig  ist,  binnen  drei  Monaten,  vom 
Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  der  Beschluss  beziehungsweise 
der  Recursbescheid  (§.  191)  zugestellt  ist,  durch  gerichtliche 


1)  In  Bezug  auf  die  Form  der  Zustellung  gilt  das  oben  S.  106 
über  die  Vorladung  Gesagte. 

2)  Vergl.  den  Recursbescheid  vom  29.  Mai  1863  (Zeitschrift  für 
Bergrecht.  Bd.  V.  S.  125). 


Dritten  in  Ausfertigung  zu  gestellt  wird  >)• 


110 


Zweites  Buch:  Das  Bergwerkseigenthum. 


Klage  verfolgt  werden.  Wer  von  dieser  Frist  keinen  Gebrauch 
macht,  ist  seines  etwaigen  Rechts  verlustig. 

Die  dreimonatliche  Frist  wird  nach  ij.  242  so  berechnet, 
dass  der  Ablauf  auf  denjenigen  Tag  des  letzten,  also  des  vierten 
Monats  fällt,  welcher  durch  seine  Zahl  dem  Tage  des  Anfangs 
der  Frist  entspricht.  Der  Tag  des  Anfangs  ist  der  Tag  nach 
der  Zustellung  des  Beschlusses  '),  so  dass  folglich  gegen  einen 
am  2.  Juli  zugestellten  Beschluss  noch  am  3.  October  Klage 
eingelegt  werden  kann. 

In  Bezug  auf  die  Wirkung  der  im  §.  31  ausgesprochenen 
Präclusion  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

Der  Muther  selbst  wird  von  der  Präclusion  für  den  Fall 
der  Versagung  der  Verleihung  nur  insofern  betroffen,  als  die 
Zurückweisung  wegen  des  entgegenstehenden  Rechtes  eines 
Dritten  erfolgt,  da  ihm  die  gerichtliche  Klage  gegen  die  ver- 
leihende Bergbehörde  nach  §.  23  ausdrücklich  versagt  ist. 
Ist  die  Zurückweisung  daher  nicht  wegen  einer  vorhandenen 
Collision,  sondern  wegen  eines  Mangels  in  dem  Rechte  des 
Muthers  erfolgt,  ohne  dass  von  einem  Dritten  Einspruch  er- 
hoben wäre,  so  kann  die  zurückgewiesene  Muthung  während 
der  gewöhnlichen  dreissigjährigen  Verjährungszeit  durch  gericht- 
liche Klage  geltend  gemacht  werden,  sobald  nachträglich  ein 
anderer  Muther  dasselbe  Feld  begehrt,  auf  welches  er  Muthung 
eingelegt  hatte. 

Von  den  Opponenten  wird  jeder  von  dem  Verluste  des 
Anspruchs  betroffen,  welcher  in  dem  Verleihungsverfahren  mit 
seinem  Ansprüche  oder  Einsprüche  durch  den  Beschluss  des 
Oberbergamtes  oder  des  Handelsministers  zurückgewiesen  ist, 
also  nicht  bloss  concurrirende  Muther,  sondern  auch  diejenigen 
Bergwerksbesitzer,  welche  gegen  die  beantragte  Verleihung 
zum  Schutze  ihrer  Rechte  Einspruch  erhoben  haben  und  mit 
diesem  Einsprüche  namentlich  zurückgewiesen  sind.  Dagegen 
trifft  die  Präclusion  nicht  die  stillschweigend  übergangenen 
Ansprüche  concurrirender  Muther.  Letztere  werden  erst  vor 
der  mit  der  Bekanntmachung  der  Vcrleihungsurkuude  nach 
§.  35  verbundenen  dreimonatlichen  Präclusionsfrist  betroffen. 


1)  Dies  folgt  daraus,  das»  die  Frist  Dach  §.  31  erst  nach  dem 
Ablaufe  des  Tages  der  Zustellung  beginnen  soll. 
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Die  Kosten  des  Verleihungsverfahrens  trägt  nach  §.38 
der  Muther,  die  durch  unbegründete  Einsprüche  entstehenden 
Kosten  hat  nach  §.  31  der  Widersprechende  zu  tragen.  Die 
Entscheidung  über  den  Kostenpunkt  wird  mit  der  Entschei- 
dung in  der  Hauptsache  durch  den  Beschluss  des  Oberberg- 
amtes getroffen  und  in  derselben  Weise  wie  jene  durch  Recurs 
und  gerichtliche  Klage  angegriffen. 

Die  von  dem  unterliegenden  Theile  zu  tragenden  und  zu 
erstattenden  Kosten  begreifen  sowohl  die  dem  Gögner  durch 
das  Streitverfahren  nothwendig  entstandenen  Auslagen,  als 
auch  die  bei  der  Verwaltungbehörde  entstehenden  Kosten, 
welche  hauptsächlich  in  Stempeln  und  in  Portoauslagen  be- 
stehen '). 

Die  Verhandlungen  in  dem  Verleihungs verfahren  sind 
stempelpflichtig  und  unterliegen  den  im  Stempeltarif  vom 
7.  März  1822  verschriebenen  Stempelsätzen  für  Gesuche,  Pro- 
tokolle und  Ausfertigungen. 

Die  Vorladungen  zur  Schlussverhandlung  (§.  29)  an  die 
benachbarten  Muther  und  Bergwerksbesitzer  erfolgen  nicht  por- 
tofrei auf  Kosten  des  Muthers,  sondern  portopflichtig,  da  jene 
Personen  zur  Wahrnehmung  ihres  eigenen  Interesses  vorgeladen 
werden.  Dies  schliesst  nicht  aus,  dass  der  Bergwerksbesitzer 
oder  Muther,  auf  dessen  Einspruch  eine  Muthung  zurückge- 
wiesen wird,  die  Erstattung  dieser  Kosten  von  dem  Muther  ge- 
mäss §.  31  verlangen  kann,  falls  dieselben  durch  einen  gesetzlich 
unbegründeten  Anspruch  entstanden  sind.  Die  Bergbehörde 
ist  in  keinem  Falle  verpflichtet,  das  Porto  vorzulegen  und  von 
dem  Muther  wieder  einzuziehen.  Sie  muss  vielmehr  den  Adres- 
saten überlassen,  die  Erstattung  des  Portos  und  der  Insinuations- 
gebühren von  dem  Muther  nötbigenfalls  im  Rechtswege  zu 
verlangen.  (Min.  Rescript  v.  22.  November  1867.) 

Kostenvorschüsse  können  zur  Bestreitung  der  entstehen- 
den baaren  Auslagen  gefordert  werden.  Dies  geschieht  nach 
den  für  die  Revierbeamten  der  Oberbergamtsbezirke  Bonn, 


1)  Sporteln  werden  seit  dem  Gesetze  vom  21.  Mai  1860  (G.  S.  S.  206) 
nicht  mehr  erhoben.  Für  die  Copirung  oder  Berichtigung  des  Situations- 
rUses  (§.  18.  §.  33)  sind  Zeichcngebühren , für  besonders  erbetene  Ab- 
schriften Copialien  zu  entrichten. 
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Breslau,  Dortmund  und  Halle  erlassenen  Dienstinstructionen 
unter  dem  Präjudize,  dass  die  Instruction  der  Muthung  bis 
nach  erfolgter  Einzahlung  des  Vorschusses  ausgesetzt  bleibt. 
Doch  empfiehlt  sich  die  Realisirung  dieses  Präjudizes  nicht  in 
allen  Fällen.  Häufig  nöthigt  die  bestehende  Collision  mit  jun- 
gem Muthungen,  mit  der  Fundesbesichtigung  dennoch  vorzu- 
gehen. Hierzu  ist  dann  mit  Rücksicht  auf  die  angeführten 
Bestimmungen  der  Dienstinstructionen  die  Anweisung  des  Ober- 
bergamtes erforderlich. 

Die  bei  der  Bergbehörde  entstandenen  Kosten  werden  im 
Wege  der  Verwalt  ungsexecution  beigetrieben  (§.  194).  Der 
Anspruch  auf  Erstattung  der  dem  obsiegenden  Theile  entstan- 
denen Kosten  ist  im  Rechtswege  gegen  den  unterliegenden 
Theil  zu  verfolgen,  da  die  Verwaltungsbehörde  zu  einer  Ent- 
scheidung über  die  Ersatzverbindlichkeit  nicht  berufen  ist  *). 

III.  Das  Schlussverfahren  besteht  in  der  Ausfertigung 
und  in  der  Bekanntmachung  der  Verleihungsurkunde. 

1.  Die  Ausfertigung  der  Verleihungsurkunde  darf  erst 
erfolgen,  wenn  die  der  Verleihung  entgegenstehenden  Hinder- 
nisse durch  die  Entscheidung  der  Bergbehörde  oder  durch 
Richterspruch  beseitigt  sind  (§.  32).  Sie  bleibt  daher  in  den 
streitigen  Fällen  bis  drei  Monate  nach  der  Zustellung  des  Be- 
schlusses resp.  des  Recursbescheides  an  den  unterliegenden 
Theil  ausgesetzt.  Geht  innerhalb  dieser  Frist  die  Bescheinigung 
über  die  Einlegung  der  gerichtlichen  Klage  ein,  deren  Beibrin- 
gung dem  unterliegenden  Theile  überlassen  bleibt,  so  wird  die 
Ausfertigung  bis  nach  rechtskräftiger  Beendigung  des  Prozesses 
ausgesetzt.  Im  andern  Falle  erfolgt  dieselbe  nach  Ablauf  der 
dreimonatlichen  Frist.  Wird  die  Klage  rechtskräftig  in  an- 
gebrachter Art  abgewiesen,  so  tritt  die  Präclusion  des 
Anspruches  gemäss  §.  31,  Al.  3 ein,  da  eine  neue  Klage  nach 
Ablauf  der  dreimonatlichen  Frist  nicht  angestellt  werden  kann2). 


1)  Erlass  des  Handelsmin.  v.  16.  April  1862  an  das  Oberberg- 
amt zu  Bonn. 

2)  Vergl.  die  Circularverfügung  des  Handels -Ministers  vom 
12.  Februar  1868  (Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  IX.  S.  206).  — Wachl  er 
(a.  a.  0.  Bd.  IX.  8.  363)  verlangt,  dass  das  Oberbergamt  vor  der  Aus- 
fertigung der  Verleihungsurkunde  von  Amtswegen  festBtellcn  soll,  ob 
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Die  Ausfertigung  der  Verleihungsurkunde 
erfolgt  unter  Siegel  und  Unterschrift  des  verleihenden  Ober- 
bergamts (§.  34  Nr.  7).  Wenn  sich  das  zu  verleihende  Feld 
in  zwei  Oberbergamtsbezirke  erstreckt,  so  wird  die  Urkunde 
von  beiden  Behörden  gemeinschaftlich  vollzogen *  1). 

Die  Verleihungsurkunde  soll  nach  §.  34  ausserdem  ent- 
halten : 

1)  den  Namen,  Stand  und  Wohnort  des  Berechtigten, 

2)  den  Namen  des  Bergwerks, 

3)  den  Flächeninhalt  und  die  Begrenzung  des  Feldes  unter 
Verweisung  auf  den  Situationsriss, 

4)  den  Namen  der  Gemeinde,  des  Kreises,  des  Regierungs- 
und Oberbergamts-Bezirks,  in  welchen  das  Feld  liegt, 

5)  die  Benennung  des  Minerals  oder  der  Mineralien,  auf 
welche  das  Bergwerkseigenthum  verliehen  wird, 

6)  das  Datum  der  Urkunde. 

Da  der  Muther  nach  §.  14  nur  gehalten  ist,  seinen  Namen 
und  Wohnort  anzugeben,  so  ist  die  Bezeichnung  des  Standes 
nur  da  thunlich,  wo  dieser  in  den  Verhandlungen  besonders 
angegeben  ist.  In  Hannover  wird  statt  des  Regierungsbezirks 
der  Landdrostei  bezirk  angegeben2). 


nicht  gegen  die  Entscheidung  der  Bergbehörde  der  Rechtsweg  be- 
schritten ist.  Dies  würde  allerdings  in  einem  Prozessverfahren,  wie 
das  rheinische  oder  hannoversche , bei  welchem  die  Zustellung  der 
Klage  nicht  durch  das  Gericht,  sondern  durch  die  Partei  erfolgt,  seine 
Schwierigkeiten  haben. 

1)  Die  Muthung  wird  in  diesem  Falle  bei  demjenigen  Oberberg- 
amte, oder  Revierbeamten  eingelegt,  in  dessen  Bezirk  der  Fund  liegt. 
Bei  derselben  Behörde  muss  auch  die  Feldesstreckung  erfolgen  (§.  18). 
Ergibt  sich  aus  dem  Situationsrisse,  dass  das  begehrte  Feld  in  den  be- 
nachbarten Bezirk  übergreift,  so  wird  derselbe  dem  zuständigen  Ober- 
bergamte zur  Auftragung  auf  die  Muthungs  - Uebersichtskarte  (§.  20) 
und  zur  Prüfung  der  Feldesfreiheit  mitgetheilt.  Das  Schlussverfahren 
wird  nach  den  Vorschriften  der  oben  (S.  99)  erwähnten  Dienstinstructionen 
für  die  Revierbeamten,  vor  demjenigen  Revierbeamten  geführt  in  dessen 
Bezirk  der  Fund  liegt.  Der  Beschluss  über  Ertheilung  oder  Versagung 
der  Verleihung  muss  ebenso  wie  die  Ausfertigung  und  Bekanntmachung 
der  Verleihungsurkunde  von  beiden  Oberbergämtern  ausgehen. 

2)  Einführungsverordnung  vom  8.  Mai  1867  Art.  5. 
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Die  Verleihungsurkunde  ist  binnen  sechs  Wochen1)  nach 
der  Ausfertigung  durch  das  Amtsblatt  der  Regierung,  in  deren 
Bezirk  das  Bergwerk  liegt,  unter  Verweisung  auf  die  §§.  35 
und  36  zur  öffentlichen  Kenntniss  zu  bringen.  Die  angeführten 
Paragraphen  verbinden  mit  der  Bekanntmachung  der 
Verleihungsurkunde  ein  Aufgebot  der  unbekannten  Prä- 
tendenten, welche  als  Muther  auf  das  verliehene  Feld  Anspruch 
machen. 

Muther,  welche  auf  das  in  der  Bekanntmachung  bezeich- 
nete  Feld  oder  auf  Theile  desselben  ein  Vorzugsrecht  zu  haben 
glauben,  können  dieses  Recht,  insofern  über  dasselbe  nicht 
bereits  in  dem  Verleihungsverfahren  verhandelt  und  in  dem 
Beschlüsse  des  Oberbergamts  (§.  31)  entschieden  worden  ist, 
noch  binnen  drei  Monaten  vom  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem 
das  die  Bekanntmachung  enthaltende  Amtsblatt  ausgegebeu 
worden  ist,  durch  gerichtliche  Klage  gegen  den  Bergwerks- 
eigenthümer  verfolgen.  Wer  von  dieser  Frist  keinen  Gebrauch 
macht  ist  seines  etwaigen  Vorzugsrechtes  verlustig.  Diese 
Präclusion  findet  nach  §.  36,  auch  auf  solche  Bergwerks- 
eigenthümer  Anwendung,  welche  nach  §.  55  ein  Vorzugs- 
recht auf  die  in  der  publicirteu  Verleihungsurkunde  be- 
zeichneten  Mineralien2)  zu  haben  glauben,  insofern  dieses 
Recht  nach  §.  55  nicht  schon  erloschen,  auch  über  dasselbe 
nicht  bereits  in  dem  Verleihungsverfahren  verhandelt  und 
in  dem  Beschlüsse  des  Oberbergamts  ( §.  31)  entschieden 
worden  ist. 

Im  Uebrigen  werden  die  Rechte  des  verliehenen  Berg- 
werkseigenthums durch  die  Aufforderung  und  Präclusion  des 
§.  35  nicht  betroffen. 

Die  Uebergangsbestimmung  des  §.  221  führt  eine  gleiche 
Präclusion  zu  Gunsten  der  vor  dem  1.  October  1865  verlie- 
henen Bergwerke  ein,  und  verfügt,  dass  alle  Ansprüche,  welche 
aus  vor  dem  1.  October  eingelegten  Muthungen  auf  solche 


1)  Die  Frist  von  6 Wochen  hat  nur  die  Bedeutung  einer  In- 
struction für  die  betheiligten  Behörden.  Die  Bekanntmachung  kann 
auch  später  mit  gleicher  Wirkung  erfolgen. 

2)  Dieses  Vorzugsrecht  wird  unten  im  §.  13  erörtert  werden. 
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Felder  erhoben  werden,  bis  zum  1.  Octo her  1866  durch 
gerichtliche  Klage  gegen  den  Bergwerkseigenthümer  ‘verfolgt 
werden  müssen. 

Durch  diese  Bestimmungen  sind  die  Grundsätze  des 
früheren  Rechtes  über  das  Alter  im  Felde  zweckmässig  ver- 
ändert. Nach  den  Regeln  des  gemeinen  und  des  früheren 
preussischen  Bergrechts l)  geschahen  alle  Bergwerksverleihungen 
„älteren  Rechten  unbeschadet“  und  der  Beliehene  musste  trotz 
der  erhaltenen  Belehnung  zu  jeder  Zeit  dem  älteren  Muther 
oder  Finder,  der  keine  Belehnung  erhalten  hatte,  weichen. 
In  Folge  dieses  Grundsatzes  war,  wie  die  Motive  der  Regie- 
rungsvorlage zu  §.  35  bemerken,  das  Bergwerkseigenthum 
niemals  ausreichend  sicher  gestellt,  sondern  der  Beliehene  blieb 
trotz  einer  nach  Erfüllung  aller  gesetzlichen  Bedingungen  aus- 
gefertigten Yerleihungsurkunde  stets  der  Gefahr  ausgesetzt, 
seine  Rechte  nachträglich  an  irgend  einen  dritten  Muther  oder 
Bergwerkseigenthümer  zu  verlieren,  welcher  innerhalb  der  ge- 
wöhnlichen Verjährungsfristen  ein  älteres  Recht  auf  das  Feld 
oder  auf  Theile  desselben  nachwies. 

Gegenwärtig  ist  dagegen  der  beliehene  Bergwerkseigen- 
thümer durch  die  dreimonatliche  Verjährungsfrist  des  §.  35 
gegen  alle  Ansprüche  gesichert,  welche  sich  nicht  auf  eine 
früher  ertheilte  Verleihung  gründen.  Bei  dem  Zusammentreffen 
zweier  Verleihungen  über  dasselbe  Feld  und  dasselbe  Mineral 
entscheidet  dagegen  nach  §.  35  wie  bisher  das  Alter  der  Ver- 
leihung. Wenn  die  ertheilte  Verleihung  auf  Grund  der  §§.  35 
und  36  im  Wege  der  Klage  angefochten  wird  und  durch 
richterliche  Entscheidung  das  Vorzugsrecht  des  Widersprechen- 
den anerkannt  wird,  so  hat  das  Oberbergamt  nach  Lage  des 
Falles  die  Verleihungsurkunde  gänzlich  aufzuheben  oder  ab- 
zuändern (§.  35).  Die  ergehende  richterliche  Entscheidung 
bildet  daher  ein  Präjudizium,  durch  welches  dem  obsiegenden 
Theile  nicht  unmittelbar  das  Bergwerkseigenthum  an  dem 
streitigen  Felde,  sondern  nur  ein  Vorzugsrecht  zuerkannt  wird, 
auf  Grund  dessen  dann  die  neue  Verleihung  nebst  der  gänz- 
lichen oder  theil weisen  Aufhebung  der  älteren  Verleihung  durch 
das  Oberbergamt  erfolgen  muss. 


1)  Allg.  Landrecht  Th.  II.  Tit.  16.  §.  352  f. 
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Der  Situationsriss  wird  nach  §.  33  bei  Ausfertigung  der 
Verleihungsurkuude  in  beiden  Exemplaren  von  dem  Oberberg- 
amte beglaubigt  und  erforderlichen  Falles  vorher  berichtigt 
und  ergänzt.  Diese  Berichtigung  erstreckt  sich  sowohl  auf 
ursprüngliche  Fehler  des  Situationsrisses,  soweit  solche  nicht 
bereits  im  Vorverfahren  beseitigt  sind,  als  auch  auf  die  Ab- 
änderungen, welche  die  Feldesstreckung  etwa  durch  den  Be- 
schluss des  Oberbergamtes  (§.  31)  erlitten  hat. 

Der  Situationsriss  wird  während  drei  Monaten  nach  der 
Publication  der  Verleihungsurkunde  bei  dem  Revierbeamten 
zur  öffentlichen  Kenntniss  ausgelegt  (§.  37). 

§.  12.  Begrenzung:  1.  Baa  Grubenfeld. 

(§§.  26  — 27  des  Berggesetzes.  — Allg.  Prcuss.  Laudrecht  Th.  II,  Tit.  Iß, 

§.  156  f.  §.  177  f.  §.  352  f.  — Gesetz  vom  1.  Juli  1821.) 

Der  Bergwerkseigenthümer  hat  nach  §.  54  die  ausschliess- 
liche Befugniss  das  in  der  Verleihungsurkunde  benannte  Mine- 
ral in  seinem  Felde  aufzusuchen  und  zu  gewinnen.  Das  Berg- 
werkseigenthum ist  also  in  doppelter  Weise  begrenzt:  räum- 
lich durch  das  Grubenfeld  und  qualitativ  durch  das  in  der 
Verleihungsurkunde  bezeichnete  Mineral. 

Das  Grubenfeld  wird  nach  §.  26  durch  gerade  Linien  an 
der  Oberfläche  und  durch  senkrechte  Ebenen  in  die  ewige 
Teufe  begrenzt.  Das  Bergwerkseigenthum  hat  also  wie  das 
Grundeigenthum  räumlich  betrachtet  ein  Stück  des  Eidkörpers 
zum  Gegenstände,  welches  an  der  Oberfläche  linear  begrenzt 
ist  und  von  da  sich  senkrecht  bis  in  eine  unbegrenzte  Tiefe 
— bis  zum  Mittelpunkte  der  Erde  — erstreckt. 

Von  der  Regel  der  gradlinigen  Begrenzung  an  der  Ober- 
fläche kann  nach  §.  26  abgewichen  werden,  wo  die  Oertlich- 
keit  dies  erfordert.  Dies  ist  wie  die  Motive  S.  41  bemerken 
der  Fall,  wenn  das  Grubenfeld  an  schon  bestehende  Gruben- 
felder an  Landesgrenzen  oder  an  grössere  Flüsse  angrenzt. 

Die  Flächenausdehnung  des  Grubenfeldes  beträgt  nach 
§.  27  im  Maximum  500,000  Quadratlachter.  In  den  Kreisen 
Siegen  und  Olpe  des  Regierungsbezirks  Arnsberg  und  in  den 
Kreisen  Altenkirchen  und  Neuwied  des  Regierungsbezirks 
Coblenz  beträgt  die  grösste  Flächenausdehnung  des  Gruben- 
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feldes  25,000  Quadratlachter ')  und  diese  Feldesgrösse  findet 
nach  Art.  XV  der  Einführungsverordnung  vom  8.  Mai  1867 
auch  für  den  Eisensteinbergbau  in  denjenigen  Theilen  des  Be- 
zirkes des  früheren  Berg-  und  Forstamtes  zu  Clausthal  An- 
wendung, in  welchen  die  Eisensteingewinnung  nicht  den  Lan- 
desherrschaften des  Communionharzes  (Preussen  und  Braun- 
schweig) reservirt  ist,  einschliesslich  des  Amtes  Elbingerode*). 

Die  Configuration  des  Feldes  ist  weder  von  dem  Ver- 
halten der  Fundlagerstätte  abhängig  noch  auch  an  bestimmte 
geometrische  Formen  gebunden;  vielmehr  kann  dem  Felde 
jede  beliebige  geradlinige  Begrenzung  gegeben  werden.  Jedoch 
muss  der  Fundpunkt,  beziehungsweise  der  frühere  Aufschluss 
des  Mineral  Vorkommens  eines  verlassenen  Bergwerks  stets  in 
dieses  Feld  eingeschlossen  werden..  Auch  dürfen  je  zwei  Punkte 
der  Begrenzung  bei  25,000  Quadratlachtern  nicht  über  500 
Lachter,  und  bei  500,000  Quadratlachtern  nicht  über  2000 
Lachter  von  einander  entfernt  liegen. 

Die  Massangaben  des  Allgemeinen  Berggesetzes  sind  vom 


1)  Zur  Begründung  dieser  Ausnahmebestimmung  wird  in  den 
Motiven  S.  44  ausgefülirt,  dass  das  eigentümliche  Vorkommen  der 
nutzbaren  Mineralien  in  den  gedachten  vier  Kreisen  zur  Folge  habe, 
dass  sehr  ausgedehnte  Geviertfelder  dort  nicht  angebracht  seien. 
Dieselben  würden,  weit  entfernt  einem  wirklichen  Bedürfnisse  zu  ent- 
sprechen, nur  zum  Nachtheile  des  vorhandenen  Bergwerkseigenthums 
gereichen.  Neue  Funde  von  Bedeutung  stehen  dort  nämlich  kaum 
noch  zu  erwarten.  Dagegen  werde  es  stets  leicht  sein,  in  einem  nach 
allen  Bichtungen  hin  von  Gangtrümern  durchschwärmten  Gebirge 
fündig  zu  werden.  Voraussichtlich  würden  daher  in  Folge  der  Ein- 
führung ausgedehnter  Geviertfelder  die  bereits  vorhandenen  Längen- 
felder sehr  bald  von  Geviertfeldern  umstrickt  werden  und  zwar  auf 
Grund  von  Funden,  welche  für  die  Entwickelung  des  Bergbaues  völlig 
bedeutungslos  sind.  Für  dio  bestehenden  Bergwerke  würden  hieraus 
aber  Besitzstörungen,  Rcchtsstreitigkeiten  und  Verminderung  des  Kre- 
dits erwachsen. 

Die  vier  Kreiso  Siegen,  Olpe,  Altcnkirchen  und  Neuwied  umfassen 
die  Bergreviere  Olpe,  Müsen,  Siegen  II  (Eisern),  Siegen  I (Gosenbach), 
Burbach,  Daaden,  Kirchen,  Hamm  und  Neuwied  und  den  südlichen 
schmalen  Streifen  des  Bergreviers  Unkel  längs  dem  Rheine  zwischen 
Honnef  und  Leutesdorf. 

2)  Yergl.  das  Provinzialrecht. 
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1.  Januar  1872  ab  nach  der  Maas-  und  Gewichtsordnung  vom 
17.  August  1868  auf  das  Metermass  zu  reduziren.  Es  ent. 
sprechen  alsdann  der  Feldesgrösse: 

von  500,000  Quadratlachter  =»  2188979  Quadratmeter 
„ 25,000  „ = 109449  „ 

und  der  Längenausdehnung: 

von  200  Lachter  = 418*  Meter 
„ 500  „ = 1046  „ 

Die  Regeln  des  älteren  Rechtes  über  die  räumliche  Be- 
grenzung der  Grubenfelder  weichen  von  denjenigen  des  AUg. 
Berggesetzes  wesentlich  ab  und  da  die  unter  dem  früheren 
Rechte  erworbenen  Bergwerke  ihre  bisherige  Begrenzung  be- 
halten, so  ist  es  nothwendig  auch  die  Vorschriften  der  früheren 
Berggesetze  über  die  Begrenzung  der  Grubenfelder  zu  erörtern. 

Das  frühere  linksrheinische  Bergrecht  weicht  von  dem 
Allgemeinen  Berggesetze  nur  darin  ab,  dass  ein  Maxiraum  für 
den  Flächeninhalt  der  Felder  nicht  festgesetzt  war.  Im  Uebri- 
gen  bestimmt  das  Bergwerksgesetz  vom  21.  April  1810  im 
Art.  29,  dass  die  Grenzen  der  Concessionen  durch  Festpunkte 
an  der  Oberfläche  und  durch  senkrechte  Ebenen  von  der  Ober- 
fläche in  das  Innere  der  Erde  bis  zu  unbegrenzter  Tiefe  ge- 
bildet werden  sollen,  sofern  nicht  die  Umstände  oder  die  Oert- 
lichkeit  eine  andere  Begrenzung  nothwendig  machen. 

Das  frühere  rechtsrheinische  Bergrecht  liess  verschiedene 
Arten  der  Feldesbegrenzung  zu,  welche  als  die  Längenver- 
messung und  die  gevierte  Vermessung  unterschieden  werden. 

Die  Längenvermessung  schliesst  sich  an  das  Ver- 
halten der  Fundlagerstätte  an,  indem  das  Längenfeld  oder 
das  gestreckte  Feld  nicht  ein  willkürlich  abgegreuztes  Stück 
des  Erdkörpers,  sondern  ein  Stück  des  Ganges  darstellt,  so 
dass  die  Feldesgrenzen  zum  Theil  durch  die  natürlichen  Gren- 
zen der  Lagerstätte  (Ausgehendes  und  ewige  Teufe  — Han- 
gendes und  Liegendes)  und  nur  zum  Theil  durch  künstliche 
Grenzen  gebildet  werden.  Eine  ausreichende  natürliche  Be- 
grenzung der  Lagerstätten  ist  nach  zwei  Richtungen  hin  vor- 
handen, nämlich  nach  der  Dicke  durch  die  Mächtigkeit  und 
nach  der  Tiefe  durch  die  ewige  Teufe.  Einer  künstlichen  Be- 
grenzung bedarf  es  hauptsächlich  für  die  dritte  Dimension: 
für  die  Länge,  welche  auf  dem  Körper  der  Lagerstätte  linear 
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abgemessen  und  durch  zwei  Endpunkte  bezeichnet  wird.  Zum 
näheren  Verständnisse  dieser  Vermessungsart  dienen  folgende 
Bemerkungen l) : 

Die  regelmässigen  Lagerstätten,  insbesondere  die  Gänge, 
auf  welche  vorzugsweise  die  Längenvermessung  Anwendung 
fand,  sind  plattenförmige  Körper  von  geringer  Mächtigkeit, 
dagegen  meist  von  grosser  Ausdehnung  in  die  Länge  (Streichen) 
und  in  die  Tiefe  (Fallen).  Die  Gänge  durchsetzen  die  um- 
gebenden Gebirgsschichten ; sie  erscheinen  als  die  Ausfüllung 
von  Spalten  des  Gebirges,  welche  meist  zu  Tage  ausgehen  und 
mit  starker  Neigung  bis  zu  einer  gewissen  Tiefe  fortsetzen. 
Der  Gang  ist  daher  natürlich  begrenzt:  1.  durch  sein  Aus- 
gehendes an  der  Erdoberfläche  und  durch  die  ewige  Teufe  d.  h. 
durch  die  Tiefe  bis  zu  welcher  der  Gang  ununterbrochen  einfällt. 
2.  Durch  das  Hangende  und  das  Liegende,  d.  h.  durch  die 
Flächen,  welche  den  Gang  von  den  durchsetzten  Gebirgsschichten 
oberhalb  und  unterhalb  des  geneigten  Ganges  abgrenzen. 

In  der  Längendimension  erstreckt  sich  der  Gang  nach 
beiden  Seiten  soweit  er  ununterbrochen  fortstreicht;  seine  na- 
türliche Grenze  ist  da  wo  die  Continuität  des  Fortstreichens 
abgeschnitten,  wo  der  Gang  verdilickt  oder  verworfen  wird. 
Allein  das  gestreckte  Feld  ist  im  Streichen  zugleich  künstlich 
begrenzt,  indem  es  auf  eine  gewisse  lineare  Erstreckung  vom 
Fundpunkte  nach  beiden  Seiten  hin  beschränkt  ist.  Die  künst- 
liche Begrenzung  der  Längenausdehnung  wird  durch  zwei 
Endpunkte  gegeben,  welche  sich  in  der  Streichungslinie  auf 
beiden  Seiten  des  Fundpunktes  befinden  und  deren  Abstand 
von  dem  Fundpunkte  in  Längenmassen  ausgedrückt  wird.  Eine 
weitere  künstliche  Begrenzung  des  Längenfeldes  ist  in  der 
Vierung  gegeben,  durch  welche  das  Feld  über  den  Körper 
der  Lagerstätte  hinaus  in  die  Breite  erweitert  wird.  Sie  wird 
durch  zwei  den  Seitenflächen  der  Lagerstätte,  dem  Hangenden 
und  dem  Liegenden  parallele  Ebenen  gebildet  und  deshalb 
ebenfalls  durch  ein  blosses  Längenmaass,  nämlich  durch  den 


1)  Vergl.  Lottner  Bergbau-  und  Hüttenkunde  S.  327  f.  — 
Hake  Commentar  §.  13  f.  — v.  d.  Boroken  in  der  Zeitschrift  für 
Bergrecht  Bd.  I,  S.  109  f.  Bd.  II,  8.  68. 
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Abstand  dieser  Grenzebenen  von  dem  Hangenden  und  dem 
Liegenden  bezeichnet.  Zur  Streckung  des  Längenfeldes  gehört 
daher  die  Zahlangabe  der  oberhalb  und  unterhalb  der  Fund- 
grube begehrten  Maassen  und  die  Bestimmung  der  Vierung  in 
das  Hangende  und  in  das  Liegende. 

Die  Feldeslänge  wurde  im  ältesten  Bergrechte  nach  Lanen 
zu  7 Lachtern  gemessen 1).  Später  wurden  Wehre  zu  2 Lanen 
oder  zu  14  Lachter  als  Masseinheit  angenommen2).  Zugleich 
bildete  sich  die  Unterscheidung  der  Fundgrube  und  der  Maassen 
aus,  die  bereits  von  Agricola3)  unter  dem  Namen  caput  fodinae 
und  dimensum  unterschieden  werden.  Diese  Unterscheidung 
hängt  zusammen  mit  dem  oben  S.  70  erörterten  Gegensätze 
zwischen  dem  Rechte  des  Finders  und  des  Muthers.  Nach 
den  früheren  Bergordnungen  blieb  dem  Finder  des  Ganges, 
auch  ohne  dass  er  Muthung  einlegte,  das  Recht  auf  die  Fund- 
grube, derMuther  welcher  nicht  selbst  gefunden  hatte,  erhielt 
die  nächsten  Maassen,  welche  an  die  Fundgrube  des  Finders 
auf  der  einen  oder  andern  Seite  angelegt  wurden.  Das  volle 
Grubenfeld,  welches  durch  die  Muthung  des  Finders  erworben 
werden  konnte,  bestand  aus  der  Fundgrube  und  den  Maassen 
in  deren  Summe  die  ganze  zulässige  Feldeslänge  ausgedrüclrf 
wurde. 

Die  früheren  Bergordnungen  wichen  jedoch  in  ihren 
Bestimmungen  über  die  Länge  der  Fundgrube  und  der  ein- 
zelnen Maassen,  sowie  über  die  Zahl  der  neben  der  Fund- 
grube zu  verleihenden  Maassen  von  einander  ab.  Es  betrugen 
nämlich : 


1)  Iglauer  Bergrecht:  Ubicunque  mons  vel  stollo  inventus 

vel  elaboratus  fuerit,  de  iure  habebit  in  eo,  quod  dicitur  hanghcndo 
quartum  dimidium  laneum,  et  in  eo  quod  dicitur  lighende  unum  laneuw. 
altitudo  et  profundum  in  aequali  statura.  — Siquis  auteui  novum  nion* 
tem  invenerit,  meusurentur  ei  septem  lanei  ex  utraque  parte- 

Co  nstitu  tiones  iur.  metall.  Wenzeslai  II.  lib.  II.  cap.  ^ : 
Quivis  autem  laneus  septem  mensuras  quae  vulgo  dicuntur  Lacbter  ai 
sc  continet. 

2)  Nassau-Katzenelnbog.  Bergordnung  Art.  12.  — Kursächs.  Berg- 
Ordnung  Art.  29. 

3)  De  re  metallica  lib.  IV.  S.  58  f.  der  Baseler  Ausgabe  von  1621« 
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nach  der  Bergordnung  für 

dieLänge  der 
Fundgrube. 

dieLänge  dcridieZahl  d. 
Maassen.  ! Maassen. 

1.  Joachimsthal  Th.  II,  Art. 
1.  26 

42  Lacht. 

28  Lacht. 

2 

2.  Nassau-Katzenelnb.  Art.  121) 

84 

ji 

42 

77 

32) 

3.  Kurtrier  Art.  III,  5,  Art.  IV,  4 

42 

28 

77 

2 

4.  Kursachsen  Art.  26 3 4)  . . 

42 

„ 

28 

77 

2 

5.  Kurköln  Th.  III,  Art.  1.6. 

42 

» 1 

28 

71 

. 2 

6.  Jülich-Berg.  Art.  5 . . . 

80 

7» 

28 

1» 

4«) 

7.  den  Revidirten  B.-O.  Cap. 
II (III),  §.  1.  Cap.  IX  (Xi,  §.2 

42 

77 

28 

71 

12 

8.  dem  Allg.  Preuss.  Landrecht 
Th.  II,  Tit.  16  §.  ... 

42 

77 

28 

71 

12 

Die  Revidirten  Beiordnungen  enthielten  noch  besondere 
Bestimmungen  über  die  Feldeslängen  bei  Steinkohlenbergwerken, 
welchen  bei  gestreckter  Vermessung  20  Maassen  zugetheilt 
wurden.  Doch  ist  die  gestreckte  Vermessung  auf  Steinkohlen- 
flötzen nur  im  Bezirke  der  Kleve-Märkischen  Bergordnung 
üblich  gewesen.  Die  Kurkölnische  Bergordnung  Th.  XII,  Art.  3 
beschränkte  bei  Eisensteinbergwerken  die  Feldeslänge  auf  die 
Fundgrube  und  eine  Maasse. 

Neben  diesen  mannigfaltigen  Bestimmungen  der  Berg- 
ordnungen wurde  als  gemeines  Recht  die  Feldesgrösse  von 
einer  Fundgrube  zu  42  Lachter  und  zwei  Maassen  von  je 
28  Lachter  Länge  angenommen  und  hiernach  die  fehlende  Be- 
stimmung in  einzelnen  Bergordnungen  (z.  B.  für  Joachimsthal 
und  Kursachsen)  ergänzt. 

Die  Vierung  des  Grubenfeldes,  welche  der  Mächtigkeit 
des  Ganges  hinzutrat,  und  das  Feld  über  die  natürlichen 
Grenzen  der  Lagerstätte  in  der  Breite  erweiterte,  betrug  ge- 
meinrechtlich 3 1/2  Lachter  ins  Hangende  und  ebensoviel  ins 
Liegende,  zusammen  7 Lachter5).  Sie  wird  senkrecht  auf  die 

1)  Vergl.  die  Erläuterungen  von  Brassert,  Bergordnungen 
S.  25.  Anna.  * u.  **. 

2)  Vergl.  Brassert,  Bergordnungen  S.  26. 

3)  Daselbst  S.  368,  Anna.  **. 

4)  Daselbst  S.  768  Anm.  **  IV. 

5)  Nach  der  Nassau-Katzenelnbogischen  Bergordnung  Art.  12 
beträgt  die  Vierung  42  Lachter,  nach  der  Jülich -Bergisohen  B.-O 
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Fallebene  des  Ganges  gemessen,  so  dass  die  horizontale  Breite 
des  Grnbenfeldes  einerseits  im  umgekehrten  Verhältnisse  des 
Sinus  des  Fallwinkels  verbreitert,  andrerseits  um  die  Mäch- 
tigkeit des  Ganges,  an  welche  die  Vierung  sich  anschliesst,  ver- 
grössert  erscheint. 

Die  Grenzen  des  Längenfeldes  folgen  daher  nach  allen 
drei  Richtungen  dem  natürlichen  Verhalten  der  Lagerstätte. 
Sie  werden  zunächst  nach  dem  am  Fundpunkte  abgenommenen 
Streichen  und  Fallen  des  Ganges  projectirt  und  das  Feld  er- 
scheint nun  auf  der  Karte  als  ein  schmales  Rechteck,  dessen 
Längsrichtung  durch  die  beobachtete  Streichungslinie  gegeben 
ist.  Ergibt  sich  aber  beim  weiteren  Aufschlüsse  des  Ganges, 
dass  derselbe  sein  Streichen  verändert,  so  nimmt  das  Feld  die 
krummlinige  Gestalt  der  wirklichen  Streichungslinie  an.  Ebenso 
folgt  das  Feld  in  der  Fallrichtung  allen  Biegungen  des  Ganges 
und  seine  absolute  Ausdehnung  an  der  Oberfläche  und  in  der 
Teufe  kann  erst  festgestellt  werden,  wenn  das  Verhalten  des 
Ganges  im  Streichen  und  im  Fallen  vollständig  bekannt,  d.  h. 
wenn  der  Gang  vollständig  abgebaut  ist. 

Das  Längenfeld  ist  daher  nur  relativ  bestimmt  und 
seine  Lage  ist  abhängig  von  dem  ungewissen  Verhalten  der 
Lagerstätte.  Wenn  zwei  Bergwerksbesitzer  an  einem  Punkte 
mit  ihren  Bauen  Zusammentreffen,  so  lässt  sich  die  Frage,  in 
welchem  Felde  sich  der  streitige  Punkt  befindet,  erst  durch 
die  Ausmittelung  des  Verhaltens  der  beiderseitigen  Lagerstätten 
entscheiden.  Hierzu  kommt,  dass  die  Gänge  sich  vielfach 
durchkreuzen,  sowohl  in  der  Richtung  ihres  Streichens  als  auch 
ihres  Einfallens.  Daher  kann  bei  der  gestreckten  Vermessung 
der  Fall  eintreten,  dass  ein  Gangstück  zu  zwei  verschiedenen 
Längenieldern  gehört,  indem  zwei  getrennt  verliehene  Gänge 
im  weiteren  Fortstreichen  sich  durchsetzen,  oder  sich  schaaren, 
oder  nach  der  Teufe  zu  sich  durchfallen  oder  zusammenfallen. 
Hierzu  kommt  der  fernere  Fall,  dass  ein  im  Freien  verliehener 
Gang  im  weiteren  Fortstreichen  oder  im  Einfallen  in  die  Vie- 
rung eines  anderen  früher  verliehenen  Ganges  kommt.  Auf 


Art.  5 acht  Lachter.  Das  Gesetz  vom  1.  Juli  1821  §§.  5 u.  6 führten 
für  die  LängenvermessuDg  hei  Steinkohlenbergwerken  die  exorbitante 
Vierung  von  500  Lachtern  horizontal  gemessen  ein. 
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alle  diese  Fälle  beziehen  sich  die  Regeln  des  älteren  Berg- 
rechtes vom  Alter  im  Felde,  welche  für  die  nach  dem 
älteren  Rechte  verliehenen  Längenfelder  noch  heute  Geltung 
haben.  Diese  Regeln  beziehen  sich  theils  auf  das  Alter  des 
bergrechtlichen  Eigenthums  selbst,  theils  auf  den  Nachweis  des 
Zusammenhanges  zwischen  den  beiderseits  verliehenen  Lager- 
stätten, da  nur  unter  der  Voraussetzung  eines  Zusammentreffens 
der  getrennt  verliehenen  Lagerstätten  an  dem  streitigen  Punkte 
eine  Collision  der  Rechte  vorhanden  ist. 

Das  Alter  des  Eigenthumes  wird  nach  §.  361  A.  L.  R. 
II.  16  nach  dem  Tage  der  Belehnung  berechnet.  Da  indess 
alle  Bergwerksverleihungen  nach  der  früheren  Gesetzgebung 
(§.  352  a.  a.  0.)  älteren  Rechten  unbeschadet  ertheilt  wurden, 
so  steht  dem  jünger  Beliehenen  nach  §.  362  f.  der  Nachweis 
offen,  dass  er  der  ältere  Muther  oder  Finder  gewesen  sei. 

Den  Nachweis  des  Zusammenhanges  oder  der  Identität,  des 
streitigen  Ganges  mit  seinem  verliehenen  Gange  muss  der 
Kläger,  oder  wie  dies  in  den  Gesetzen  ausgedrückt  wird,  der 
Aeltere  führen'),  da  die  Klage  eben  nur  auf  die  Behauptung 
eines  älteren  Rechtes  gegründet  werden  kann.  Dieser  Nach- 
weis muss  durch  offenen  Durchschlag  vom  Funde  bis  zum 
streitigen  Punkte  geführt  werden  (§.  365  A.  L.  R.  n.  16). 
Ein  künstlicher  Beweis  ist  nach  §.  372  a.  a.  0.  in  dem  Falle 
zugelassen,  wenn  der  streitige  Punkt  in  der  Richtung  des  Ein- 
fallens  von  den  Bauen  des  Klägers  nach  der  Teufe  zu  belegen 
ist,  weil  hier  die  Herstellung  einer  offenen  Verbindung  von  oben 
nach  unten  zu  grosse  technische  Schwierigkeiten  haben  würde*). 

Der  Nachweis,  dass  der  streitige  Punkt  in  die  Vierung 
der  älteren  Grubenfeldes  fällt,  gilt  nach  §.  368  a.  a.  0.  mit 
dem  Nachweise  des  Zusammenhanges  gleich,  weil  der  Aeltere 
befugt  ist,  den  Gang  des  Jüngeren,  soweit  er  in  seine  Vierung 
fällt,  abzubauen. 

Theilt  der  Gang  des  älter  Beliehenen  sich  in  Trümmer, 
so  hat  derselbe  nach  §.  187  a.  a.  0.  auf  beide  Trümmer  An- 
spruch, so  lange  dieselben  in  der  Vierung  bleiben,  welche  in 


1)  Allg.  Landrecht  II.  16.  §.  359.  §§.  364  f. 

2)  Vergl.  von  der  Bereiten  in  der  Zeitschrift  für  Bergrecht 
Bd.  I.  S.  115  f. 
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diesem  Falle  von  der  Mitte  zwischen  beiden  Trümmern  ge- 
messen wird.  Wenn  die  Trümmer  aus  der  Vierung  fallen,  so 
hat  der  älter  Beliehene  die  Wahl,  welches  Trumm  er  als  die 
Fortsetzung  seines  Ganges  in  Anspruch  nehmen  will  (§.  353 
a.  a.  0.)  ’)■ 

Das  Alter  im  Felde  oder  die  Erstreckung  des  Bergwerks- 
eigenthuraes  selbst  ist  beim  Längenfelde  von  der  ununterbroche- 
nen Fortsetzung  der  Lagerstätte  abhängig.  Die  Regel  erleidet 
jedoch  eine  Ausnahme,  „wenn  der  verdrückte  Gang  innerhalb 
der  Vierung  seiner  Streichungslinie  wieder  gefunden  wird.“ 
(§.  367  A.  L.  R.  II.  16)  d.  h.  wenn  die  Lagerstätte  zwar  im 
Fortstreichen  aufhört,  jedoch  innerhalb  des  projectirten  Gruben- 
feldes eine  andere  Lagerstätte  aufsetzt.  In  diesem  Falle  wird 
durch  eine  juristische  Fiction  der  von  dem  verliehenen  Gange 
getrennte  neue  Gang  als  eine  Fortsetzung  des  ersteren  angese- 
hen und  die  noch  übrige  Feldeslänge  an  den  neuen  Gang  an- 
gelegt 3). 


1)  Dieser  Fall  ist  äasserlicb  gleichartig  mit  dem  im  §.  355 
A.  L.  R.  II.  16  erwähnten  Fülle,  wenn  zwei  Hauptgänge  sich  in  Eines 
zusammen  vereinigen  (schaaren).  In  beiden  Fällen  sind  zwei  Gänge  a 
und  b vorhanden,  welche  sich  zu  einem  Gange  c vereinigen,  oder  ans 
diesem  Gange  c als  Trümmer  hervorgehen. 


a 


In  dem  Falle  des  §.  188  und  g.  353  wird  aber  vorausgesetzt, 
dass  der  Aeltere  der  streitenden  Theile  mit  dem  Hauptgango  c,  der 
andere  mit  einem  der  Trümmer  a oder  b beliehen  sei.  Ersterer 
schlägt  alsdann  den  Gegner  auf  beiden  Trümmern  aus  dem  Felde,  so 
lange  dieselben  innerhalb  seiner  Vierung  v.  v.  bleiben-  Von  dem 
Punkte  ab,  wo  die  Trümmer  aus  der  Vierung  heraustreten , muss  er 
einen  derselben  wählen.  In  dem  Falle  des  §.  356  sind  die  beiden  Ver- 
leihungen auf  die  Gänge  a und  b ertheilt,  welche  sich  zu  einem  Gange  c 
vereinigen.  Letzterer  fällt  von  dem  Vereinigungspunkte  ab  dem  Ael- 
teren  zu,  dar  überdies  befugt  ist,  innerhalb  seiner  Vierung  ausser 
seinem  Gange  a auch  den  Gang  des  Gegners  b abzubauen. 

2)  Es  sei  ein  Gang  auf  die  Feldeslänge  a c verliehen,  jedoch 
nur  bis  b vorhanden.  In  diesem  Falle  steht  es  dem  Beliehenen  frei, 
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Die  Vierung,  welche  in  den  Fällen  der  §§.  187  und  367 
A.  L.  R.  II.  16  nicht  an  die  Lagerstätte  selbst,  sondern  an 
eine  eingebildete  Fortsetzung  ihrer  Streichungslinie  angelegt 
wird,  pflegt  als  Vierung 'des  Grubenfeldes  (quadratura  principalis) 
von  der  eigentlichen  Vierung  oder  der  Vierung  des  Ganges 
(, quadratura  accmoria ) unterschieden  zu  werden  '). 

Die  Längen Vermessung  war  nach  dem  älteren  Rechte  auf 
Gänge  beschränkt  und  als  solche  wurden  gemeinrechtlich  alle 
regelmässigen  Lagerstätten  angesehen,  deren  Fallen  mehr  als 
zwanzig  Grad  beträgt,  d.  h.  welches  um  mehr  als  20°  gegen 
den  Horizont  geneigt  sind.  Das  Allg.  Preuss.  Landrecht  nahm 
im  §.  156  Th.  II.  Tit.  16  ein  Fallen  von  mehr  als  fünfzehn 
Grad  als  die  Grenze  für  die  gangweise  Vermessung. 

Alle  unregelmässigen  Lagerstätten,  sowie  alle  diejenigen 
deren  Fallen  nur  20  Grad  (nach  Preussischem  Rechte  15  Grad) 
oder  weniger  betrug,  wurden  nach  gevierter  Vermessung  ver- 
liehen. Unter  diesen  Lagerstätten  sind  die  sogenannten  Lager, 
und  vor  allem  die  Flötze  begriffen.  Letztere  unterscheiden  sich 
von  den  Gängen  hauptsächlich  dadurch,  dass  sie  nicht  ein 
stetiges  Einfallen  nach  der  Teufe  zu  besitzen,  sondern  Sättel 
und  Mulden  bilden.  Es  ist  bereits  (oben  S.  121)  erwähnt,  dass 
das  frühere  Preussische  Bergrecht  abweichend  von  dem  Ge- 
meinen Bergrechte,  auch  bei  den  Flötzen  die  Längenvermessung 
zuliess,  dass  dieselbe  jedoch  nur  bei  dem  westfälischen  Stein- 
kohlenbergbau und  auch  hier  nur  theilweise  Anwendung  ge- 
funden hat  Wo  hier  Längenfelder  auf  Steinkohlenflötzen  ver- 
liehen sind,  gelten  die  oben  für  die  gestreckte  Vermessung  der 
Gänge  entwickelten  Regeln  mit  den  durch  die  Natur  der  Sache 
gegebenen  Abweichungen.  Die  ewige  Teufe  wird  bei  den  Flötzen 

die  Streichungslinie  seines  Ganges  a b bis  c zu  verlängern  und  an  die- 
selbe seine  Vierung  v v anzulegcn. 

a b c 

d e 

v v 

Er  ist  dann  befugt,  den  innerhalb  dieser  Vierung  bei  d auf- 
tretenden Gang  als  Fortsetzung  seines  Ganges  a b auzusprechen  und 
auf  die  noch  übrige  Feldeslänge  d o abzubauen. 

1)  Hake,  Commentar  §.  189  f.  — Herder,  de  iure  quadra- 
turae  metallicae.  Wittenberg  1802. 


Digitized  by  Google 


12G 


Zweites  Bach:  Das  Bergwerkseigenthum. 


durch  das  Tiefste  der  Mulde  d.  h.  durch  diejenige  Teufe  be- 
zeichnet, in  welcher  das  Flötz  die  Richtung  seines  Einfallens 
verändert  und  mit  dem  Gegen  Hügel  der  Mulde  zusammentrifft. 
Ebenso  vertritt  die  Sattellinie  die  Stelle  des  Ausgehenden  da 
wo  das  Flötz  nicht  zu  Tage  ausgeht  *). 

Die  gevierte  Vermessung,  welche  nach  älterem 
Rechte  auf  F'lötzen  und  Lagern  die  Regel  bildete,  erfolgte  bis 
zu  dem  Gesetze,  die  Verleihung  des  Bergeigenthums  auf  Flötzen 
betreffend  vom  1.  Juli  1821  (G.  S.  S.  106)  auf  der  Lagerstätte, 
seit  dem  Erlasse  jenes  Gesetzes  dagegen  auf  der  Erdoberfläche 
mit  der  Begrenzung  nach  senkrechten  Ebenen  bis  in  die  ewige 
Teufe,  d.  h.  bis  zum  Mittelpunkte  der  Erde. 

Die  ältere  Geviertvermessung  schloss  sich  wie  die  Längen- 
vermessuug  dem  Körper  der  Lagerstätte  an.  Eine  Dimension 
des  Feldes  wurde  durch  die  Mächtigkeit  des  Flotzes  gebildet, 
welche  durch  die  hinzutretende  Vierung  ins  Hangende  und 
Liegende  erweitert  wurde.  Die  beiden  andern  Dimensionen 
wurden  künstlich  begrenzt,  da  sowohl  die  Fundgruhe  als  die 
Maassen  ins  Gevierte  vermessen  wurden.  Das  ganze  Feld  stellte 
daher  eine  auf  dem  Flötze  abgemessene  Fläche  dar,  welche 
einen  durch  die  Mächtigkeit  des  Flötzes  und  die  hinzutretende 
Vierung  gebildeten  Feldeskörper  abgrenzte.  Diese  ältere  Ge- 
viertvermessung ist  seit  dem  Erlasse  des  Gesetzes  vom  1.  Juli 
1821  nur  noch  im  Kreise  Wetzlar  zur  Anwendung  gebracht 
und  auch  den  dort  verliehenen  Geviertfeldern  ist  nunmehr  durch 
§.  220  des  Allg.  Berggesetzes  die  ewige  Teufe  nach  senkrechten 
Ebenen  beigelegt  worden.  Die  Regeln  der  älteren  auf  die 
Lagerstätte  bezogenen  Geviertvermessung  sind  daher  ganz 
obsolet. 

Die  Geviertvermessung  nach  dem  Gesetze  vom  1.  Juli 
1821  stimmte  mit  der  heutigen  Begrenzung  des  Grubenfeldes 
nach  §.  26  des  Allg.  Berggesetzes  darin  überein,  dass  das  Ge- 
viertfeld auf  der  Erdoberfläche  durch  meistens  gerade  Linien 
und  in  der  Teufe  durch  senkrechte  Ebenen  begrenzt  wurde, 

1)  Die  nähere  Darlegung  der  oft  schwierigen  Uebcrtragung  der 
Regeln  von  der  gangweisen  Vermessung  auf  die  Flötze  ist  mit  grossem 
Scharfsinne  entwickelt  in  den  Beiträgen  zur  Kenntniss  des  Preussischen 
Bergrechtes  von  von  der  Bercken,  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  IL 
S.  63  f. 
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welche  durch  diese  Linien  bis  zum  Mittelpunkte  der  Erde  ge- 
legt werden.  Abweichend  war  dagegen  die  Bestimmung  des 
Flächeninhaltes,  welcher  sich  aus  einer  Fundgrube  und  höch- 
stens 1200  Maassen  zusammensetzte.  Die  Fundgrube  wurde, 
wie  bei  der  älteren  Geviertvermessung  durch  das  Quadrat  des 
für  die  Längenvermessung  vorgeschriebenen  Längenmasses  der 
Fundgrube  gebildet.  Sie  betrug  also  gemeinrechtlich  42  Lachter 
ins  Geviert  und  im  Bereiche  der  Nassau-Katzenelnbogischen 
Bergordnung  84  Lachter  ins  Geviert 1).  Die  Grösse  der  Maassen 
war  gleichmässig  für  alle  Rechtsgebiete  auf  14  Lachter  ins 
Gevierte  bestimmt.  Der  Flächeninhalt  des  aus  einer  Fund- 
grube und  1200  Maassen  bestehenden  Geviertfeldes  berechnete 
sich  daher  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Grösse  der 
Fundgrube  auf  ca.  23G,000  bis  242,250  Quadratlachter. 

Die  Bestimmung  der  Feldesgrösse  hing  jedoch  nicht  bis 
zu  diesem  Maximum  lediglich  von  dem  Anträge  des  Muthers 
ab;  vielmehr  sollten  nach  §.  3 des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1821 
soviel  Maassen  ausser  der  Fundgrube  zugestanden  werden  „als 
zu  einem  zusammenhängenden  Bau  erforderlich  ist.“ 

Diese  Vorschriften,  welche  die  Feldesgrösse  von  dem  „un- 
liebsamen Ermessen“  der  Behörde  abhängig  machten , wurden 
indess  nicht  recht  praktisch.  Die  verleihende  Bergbehörde  ge- 
währte überall,  wo  soviel*  freies  Feld  im  Zusammenhänge  vor- 
handen war,  das  volle  Feldesmaximum.  Die  Gerichte  erkannten 
sogar  den  obsiegenden  Muthern  das  Vorzugsrecht  zur  Ver- 
leihung für  das  Feldesmaximum  von  einer  Fundgrube  und 
1200  Maassen  unbedingt  zu.  Als  nun  in  dem  oben  S.  40  er- 
wähnten Gesetzentwürfe  vom  16.  December  1856  und  in  dem 
vorläufigen  Entwürfe  zum  Allgem.  Berggesetze  §§.  31,  32  der 
Versuch  gemacht  wurde  ein  Minimalfeld  festzusetzen,  auf  welches 
dem  Muther  ein  Rechtsanspruch  eingeräumt  werden  sollte,  und 
daneben  ein  Maximalfeld  einzuführen,  welches  nach  dem  Er- 
messen der  Bergbehörde  gewährt  und  versagt  und  ohne  stricte 
Rücksicht  auf  die  Priorität  der  Muthung  zugetheilt  werden 


1)  Das  frühere  Preussische  Bergrecht  bestimmte  die  Fundgrube  bei 
der  Geviertvermessung  abweichend  von  dem  Längenmaasse,  nämlich  auf 
28  Lachter  ins  Geviert  in  den  Bezirken  der  Revidirten  Bergorduungen 
und  auf  50  Lachter  ins  Geviert  im  Bereiche  des  Allg.  Landrechts. 
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konnte,  erhob  sich  gegen  diese  dein  deutschen  Bergrechte  fremde 
und  mit  dem  Grundsätze  der  Bergbaufreiheit  unverträgliche 
Neuerung  die  allgemeine  Stimme.  Das  Allg.  Berggesetz  ging 
daher  im  §.  27  von  der  Unterscheidung  des  Minimalfeldes  und 
Maximalfeldes  gänzlich  ab  und  bestimmte  statt  dessen  nur  ein 
Feldesmaximum,  welches  dem  Muther  bei  Erfüllung  der  ge- 
setzlichen Bedingungen  gewährt  werden  muss.  Dadurch  ist 
eine  wünschenswerthe  Vereinfachung  des  Muthungswesens  er- 
möglicht, indem  von  den  zeitraubenden  und  kostspieligen  Ver- 
suchs- und  Aufschlussarbeiten  abgesehen  werden  kann,  durch 
welche  die  Bergbehörde  in  den  Stand  gesetzt  werden  müsste, 
die  Verbreitung  und  sonstige  Beschaffenheit  des  Mineralvor- 
kommens zu  beurtheileu  und  hiernach  die  Legung  und  Aus- 
dehnung des  Feldes  zu  bestimmen.  Besonders  wichtig  aber  ist 
die  Beseitigung  einer  Anzahl  verwickelter  und  streitiger  Rechts- 
fragen, welche  damit  zusammenhingen,  dass  früher  der  Muthung 
verschiedene  Wirkungen  beigelegt  wurden,  je  nachdem  das  be- 
gehrte Feld  als  schon  feststehend  oder  noch  von  dem  Ermessen 
der  Behörde  abhängig  betrachtet  wurde  *)• 

Gegenwärtig  unterscheiden  sich  die  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  1.  Juli  1821  verliehenen  Geviertfelder  nur  noch 
durch  die  Construetion  einer  besonderen  Fundgrube  innerhalb 
des  Grubenfeldes  von  den  auf  Grund  des  neuen  Berggesetzes 
verliehenen  Feldern.  Die  Fundgrube,  deren  Lage  unter  an- 
dern für  den  Anspruch  des  Grundbesitzers  auf  den  Erbkux 
maassgebend  ist,  wird  nach  §.  177  A.  L.  li.  II.  )6  vom  Punkte 
des  Fundes  winkelrecht  über  das  Kreuz  vermessen,  d.  h.  in  dem 
Fundpunkte  müssen  sich  die  beiden  Diagonalen  des  Vierecks 
kreuzen.  Die  eine  Seite  des  Quadrats  muss  mit  der  Streichungs- 
linie des  Flötzes  parallel  laufen,  während  die  andere  Seite  sie 
im  rechten  Winkel  schneidet2).  Eine  Abweichung  von  dieser  Ver- 
messungsart ist  nach  §.  178  a.  a.  0.  nur  dann  gestattet,  wenn 
nach  dem  Ermessen  des  Bergamtes  auf  der  einen  Seite  kein 
nutzbarer  Bau  zu  veranstalten  war  und  keine  gegründete 
Widersprüche  der  Feldesnachbarn  entgegenstanden.  Nur  den 
Feldesnachbarn,  nicht  dem  zum  Erbkuxe  berechtigten 


1)  Vergl.  ra.  Uebersicht  S.  92  fi'.  18co/„,.  8.  43  ff. 

2)  Vergl.  m.  Uebersicht  der  bergrechtlichen  Entscheidungen  S.  223. 
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Grundeigentümer  war  ein  Recht  des  Widerspruchs  gegen  die 
abweichende  Vermessung  gegeben.  Im  Uebrigen  entschied  nach 
§.  178  das  Ermessen  des  Bergamtes,  wie  dies  von  dem  Ober- 
Tribunal  in  dem  Präjudize  1247  vom  23.  December  1842  an- 
erkannt ist. 

Eine  besondere  Art  der  Feldesbegrenzung  bildete  end- 
lich nach  älterem  Rechte  die  Distr icts Verleihung,  welche 
auf  die  zerstreuten  Lagerstätten,  insbesondere  auf  das  Rasen- 
eisenerz angewendet  zu  werden  pflegte.  Schon  vor  der  Ema- 
nation des  Allg.  Landrechts  waren  von  den  Bergbehörden  Ver- 
leihungen auf  solche  Mineralien  ertheilt  worden,  welche  in  der 
Regel  einen  grösseren,  nicht  nach  Maassen,  sondern  nach  Ge- 
meinde- und  Kreisgrenzen  bezeichneten  D ist  riet  umfassen. 
Die  Gültigkeit  dieser  Districtsverleihungen , welchen  nicht  ein 
durch  Muthung  erworbener  Rechtsanspruch  zu  Grunde  liegt, 
war  jedoch  ein  Zweifel  gezogen  worden.  Zur  Beseitigung  dieser 
Zweifel  erging  der  oben  angeführte  Allerhöchste  Erlass  vom 

1.  September  1842,  welcher  bestimmt: 

„dass  in  den  Landestheilen,  in  denen  das  Allg.  Land- 
recht gesetzliche  Anwendung  findet,  in  Betreff  derjenigen 
zum  Bergwerksregal  gehörigen  Mineralien,  welche  wie 
das  Raseneisenerz  in  zerstreuten  Lagerstätten  (nesterweise) 
.Vorkommen,  Muthungen  und  Verleihungen  ausnahmsweise 
auch  auf  grössere,  ohne  Vermessung,  nur  durch  äusser- 
lich  genau  bezeichnete  Grenzen  festzustellende  Districte 
zulässig  sein  sollen.“ 

Diese  Bestimmung  wurde  durch  den  spätem  Erlass  vom 

2.  August  1854  auf  alle  Landestheile  diesseits  des  Rheins  aus- 
gedehnt. Beide  Erlasse  sind  jedoch  nicht  als  Gesetze  publicirt 
worden. 

Die  Bedenken,  welche  aus  diesem  Grunde  abermals  gegen 
die  Rechtsgültigkeit  der  Districtsverleihungen  erhoben  wurden, 
sind  beseitigt  durch  das  Präjudiz  2699  des  Obertribunals  vom 
30.  April  1858  ‘),  welches  von  der  Erwägung  ausgeht,  dass  die 
Bestimmungen  der  früheren  Bergordnungen  über  die  Feldes- 
grösse auf  nesterweise  abgelagerte  Fossilien  keine  Anwendung 
finden  konnten,  dass  also  bei  der  Verleihung  solcher  Fossilien 


1)  Vergl.  m.  Uebersicht  der  bergrechtlichen  Entscheidungen  S.  128. 
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die  fehlende  Bestimmung  der  Feldesgrösse,  durch  Verwaltungs- 
vorschriften ergänzt  werden  musste. 


§.  13.  Begrenzung : 2.  Das  Mineral. 
(§.  54 — 57  de»  Berggesetzes). 


Der  Bergwerkseigenthiimer  lmt  nach  §.  54  die  ausschliess- 
liche Befugniss,  das  in  der  Verleihungsurkunde  benannte  Mine- 
ral in  seinem  Felde  aufzusuchen  und  zu  gewinnen.  Zu  der 
räumlichen  Begrenzung  des  Feldes  tritt  daher  noch  eine  wei- 
tere qualitative  Begrenzung  durch  die  verliehene  Mineralspeeies. 
Die  Beschränkung  auf  die  Gewinnung  des  verliehenen  Minerals 
bildet  die  Grenze  für  das  Recht  des  Bergwerkseigenthilmers: 

1.  gegenüber  der  dem  Grundeigentümer  zustehenden  Mi- 
neralgewinnung (§.  57); 

2.  gegenüber  dem  Finder  und  Muther  noch  unverliehener 
Mineralien  (§.  55); 

3.  gegenüber  dem  Bergwerkseigenthümer , welcher  mit  an- 
dern Mineralien  in  demselben  Felde  beliehen  ist  (§.  56). 
1.  Sowie  dem  Bergwerkseigeuthümer  nach  54  das 

Recht  zusteht  das  verliehene  Mineral  in  seinem  Felde  zu 
gewinnen,  so  hat  der  Grundeigentümer  das  Recht,  in- dem- 
selben Raume  alle  nicht  nach  §.  1 des  Berggesetzes  von  seinem 
Verfügungsrechte  ausgeschlossene  Mineralien  aufzusuchen  und 
zu  gewinnen.  Die  Collision  welche  durch  diese  concurrirende 
Befugniss  entsteht,  erschöpft  nicht  die  zwischen  dem  Bergwerks- 
eigenthume  und  dem  Grundeigenthume  bestehenden  Beziehun- 
gen. Letzteres  erleidet  vielmehr  durch  das  Recht  des  Berg- 
werkseigenthümers  eine  noch  weiter  gehende  Einschränkung, 
da  auch  die  übrigen  Bodennutzungen  durch  den  unterirdischen 
Bergwerksbetrieb  entzogen  werden  können  und  da  der  Grund- 
eigentümer sogar  die  Abtretung  der  zu  den  Bergwerksanlagen 
über  Tage  erforderlichen  Grundflächen  erleiden  muss. 

Diese  ausgedehnteren  Eingriffe  in  das, Recht  des  Grund- 
eigentümers sind  jedoch  nicht  schon  im  Inhalte  des  Berg- 
werkseigenthumes unmittelbar  begriffen.  Der  Bergwerksbesitzer 
muss  das  Recht  dazu  im  Wege  der  Grundabtretung  besonders 
erwerben  und  da  wo  eine  unvorhergesehene  Einwirkung  auf 
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die  Oberfläche  eintritt,  bei  den  zufälligen  Grundschäden,  die 
Vergütung  des  verursachten  Schadens  übernehmen  '). 

In  Bezug  auf  die  beiden  in  demselben  Baume  zustehende 
Befugniss  der  Mineralgewinnung  berühren  sich  dagegen  die 
Rechte  des  Grundbesitzers  und  des  Bergwerksbesitzers  unmittel- 
bar und  diese  Collision  hat  eine  Einschränkung  der  Rechte  des 
Grundbesitzers  zur  Folge.  Der  Bergwerksbesitzer  darf  nach 
§.  57  bei  dem  Betriebe  seines  Bergwerks  die  nicht  unter  den 
§.  1 gehörigen  Mineralien,  soweit  dies  nothwendig  ist,  mit- 
gewinnen. Fir  darf  sogar  die  gewonnenen  Mineralien  ohne  Ent- 
schädigung des  Grundeigenthümers  zu  den  Zwecken  seines  Be- 
triebes verwenden.  Der  Bergwerkseigenthiimer  muss  wie  die 
Motive  S.  58  bemerken,  um  sein  Ausbeutungsrecht  ausüben  zu 
können,  bei  seinem  Betriebe  auch  solche  Mineralien  mitgewin- 
nen und  zu  den  Betriebszwecken  verwenden,  welche  nicht 
unter  das  Berggesetz  gehören.  Es  ist  dies  ein  noth wendi- 
ges Mittel  zum  Zwecke  des  Bergbauunternehmens.  Das 
Bergrecht  hat  deshalb  auch  stets  die  Befugniss  des  Bergwerks- 
eigenthümers  hierzu  anerkannt,  ohne  derselben  einen  Entschä- 
digungsanspruch des  Grundeigenthümers  gegenüber  zu  stellen. 

Streitig  war  aber  beim  Mangel  gesetzlicher  Vorschriften 
die  Grenze  dieser  Befugniss.  Der  §.  57  stellt  deshalb  diese 
Grenze,  der  Natur  der  Sache  und  dem  Zwecke  gemäss,  dahin 
fest,  dass  der  Bergwerkseigenthiimer  vermöge  des  Rechts  aus 
der  Verleihung  sich  ohne  Entschädigung  des  Grundeigenthümers 
diejenigen  nicht  unter  den  §.  1 gehörigen  Mineralien  aneignen 
darf,  welche  durch  den  Betrieb  des  Bergwerks  gewonnen  und 
zu  den  Zwecken  des  Betriebes  verwandt  werden. 

Soweit  diese  Verwendung  nicht  erfolgt,  ist  der  ßergwerks- 
eigenthümer  verpflichtet,  die  bezeichneten  Mineralien  dem  Grund- 
eigenthümer  auf  sein  Verlangen  gegen  Erstattung  der  Ge- 
winnungs-  und  Förderungskosten  heranszugeben. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Vorschrift  des  §.  57 
den  Bergwerkseigenthiimer  nicht  berechtigt,  die  unverliehenen 
Mineralien  zu  Zwecken  seines  Betriebes  besonders  zu  gewinnen, 


1)  Vou  diesen  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Bergbau- 
treibenden und  dem  Grundbesitzer  handelt  der  fünfte  Titel  des  Berg- 
gesetzes in  den  Abschnitten  1 u.  it. 
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die  Befugnis»  der  Aneignung  ist  vielmehr  auf  die  beim  Betriebe 
des  Bergwerks  gewonnenen  und  zu  Zwecken  des  Betriebes  ver- 
wendeten Mineralien  beschränkt.  *) 

Dem  Grundeigentümer  steht  eine  gleiche  Befugniss  nicht 
zu.  Es  darf  nicht  beim  Steinbruchbetriebe  die  verliehenen 
Mineralien  mitgewinnen  und  sich  aneignen.  Wenn  der  Stein- 
, brach  nicht  ohne  gleichzeitige  Gewinnung  der  in  dem  Gesteine 
anstehenden  verliehenen  Mineralien  betrieben  werden  kann,  so 
muss  der  Grundbesitzer  die  gewonnenen  Mineralien  dem  Berg- 
werksbesitzer herausgeben.  Ein  Anspruch  auf  Erstattung  der 
Gewinnungs-  und  Förderungskosten  steht  ihm  nur  zu,  sofern 
er  nach  den  Regeln  des  Civilrechts  dazu  aus  dem  Grunde  der 
nützlichen  Verwendung  berechtigt  erscheint. 

Die  Gewinnung  der  verleihbaren  jedoch  noch  nicht  ver- 
liehenen Mineralien  ist,  so  lange  dieselben  nicht  gemuthet  werden, 
nicht  durch  privatrechtliche  Normen,  sondern  durch  Vorschriften 
des  öffentlichen  Rechtes  beschränkt.  Die  unverliehenen  Mine- 
ralien sind  noch  nicht  Gegenstand  eines  Gewinnungsrechtes, 
sie  werden  also,  sobald  sie  von  dem  Grund  und  Boden  abge- 
löst werden,  zu  herrenlosen  Sachen,  die  sich  der  ßergwerks- 
eigenthümer  bei  der  Gewinnung  aneignen  kann,  ohne  fremde 
Rechte  zu  verletzen.  Erfolgt  jedoch  die  Gewinnung  nicht  durch 
die  Arbeiten,  welche  auf  die  Gewinnung  des  verliehenen  Mine- 
rals gerichtet  sind,  sondern  findet  eine  selbstständige  Gewin- 
nung des  noch  unverliehenen  Minerales  statt,  so  überschreitet 
dieselbe  die  durch  die  Verleihung  dem  Rechte  des  Bergwerks- 
eigentlnimers  gesetzte  Grenze.  Eine  solche  unbefugte  Ge- 
winnung noch  unverliehener  Mineralien  fällt  unter  die  Straf- 
bestimmungen des  Gesetzes  über  die  Bestrafung  unbefugter 
Gewinnung  und  Aneignung  von  Mineralien  vom  26.  März  1856 
(Gesetzsammlung  S.  293)  welches  im  §.  2 die  unbefugte  Weg- 
nahme anstehender  Mineralien,  welche  der  Staat  sich  Vorbehal- 
ten hat,  oder  zu  deren  Gewinnung  es  einer  Verleihung  einer 
Concession  oder  einer  Erlaubnis  der  Behörde  bedarf,  mit  Geld- 
busse bis  zu  50  Tblr.  oder  mit  Gefängniss  bis  zu  6 Wochen 
bedroht.*) 


1)  Zeitschrift  für  Bergrecht.  Bd.  VII.  S.  121. 

2)  Die  höheren  Strafandrohungen  des  §.  1 betreffen  dio  unbe- 
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Die  Terminologie  des  Gesetzes  vom  26.  März  1856  schliesst 
sieh  an  das  damals  geltende  Bergrecht  an,  indem  der  Gesetz- 
geber unter  den  Mineralien,  welche  der  Staat  sich  Vorbehalten 
hat  und  zu  deren  Gewinnung  es  einer  Verleihung  bedarf,  die 
Gegenstände  des  rechtsrheinischen  Bergregales,  unter  den  Mi- 
neralien, zu  denen  es  einer  Concession  oder  Erlaubniss  der 
Behörde  bedarf,  die  linksrheinischen  Bergwerke  und  Gräbereien  , 
verstand.  An  die  Stelle  dieser  Mineralien  treten  die  im  §.  1 
des  Allg.  Berggesetzes  bezeichneten.  In  Bezug  auf  Stein-  und 
Braunkohlen  in  den  vormals  zum  Königreich  Sachsen  gehörigen 
Landestheilen  kommen  die  Strafbestimmungen  des  Gesetzes 
vom  26.  März  1856  nur  da  zur  Anwendung,  wo  die  unbefugte 
Gewinnung  in  dem  Felde  einer  unter  der  früheren  Gesetzge- 
bung durch  Concession  oder  Erlaubnissurkunde  der  Bergbe- 
hörde constituirten  Kohlenabbaugerechtigkeit  stattgefunden 
hat *  1 ). 

In  Bezug  auf  die  unbefugte  Gewinnung  der  dem  Grund- 
eigentümer zustehenden  Mineralien  findet  die  Strafbestimmung 
des  §.  370  No.  2 des  Norddeutschen  Strafgesetzbuches  vom  28. 
Mai  1870  Anwendung,  welche  die  unbefugte  Wegnahme  und 
Gewinnung  solcher  Mineralien  ebenfalls  mit  Geldbusse  bis  zu 
50  Thlr.  oder  mit  Haft  (bis  zu  6 Wochen)  bedroht 

II.  Durch  die  Muthung  der  unverliehenen  Mineralien  wird 
die  Entstehung  eines  zweifachen  Bergwerkseigenthumes  in  den- 
selben räumlichen  Grenzen,  jedoch  mit  verschiedener  Begren- 
zung in  Bezug  auf  das  Mineral  herbeigeführt.  Das  Allgemeine 
Berggesetz  lässt  die  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthumes  an 
den  unverliehenen  Mineralien  im  anderweit  bereits  verliehenen 
Felde  ohne  jede  Beschränkung  und  ganz  nach  denselben  Re- 
geln zu,  welche  für  die  Muthung  im  ganz  freien  Felde  gelten. 

Dem  Bergwerkseigenthümer  wird  jedoch  im  §.  55  ein 


fugte  Errichtung  bergbaulicher  Anlagen  zu  einer  solchen  unerlaubten 
Mineralgewinnung,  also  namentlich  den  Fall,  dass  der  Gewinnende 
überhaupt  nicht  zum  Bergwerksbetriebe  in  dem  Felde  berechtigt  ist. 

1)  Yergl.  §.  1 des  Gesetzes  vom  22.  Februar  1869  betreffend  die 
Rechtsverhältnisse  des  Stein-  und  Braunkohlenbergbaues  in  denjenigen 
Landestheilen.  in  welchen  das  Kurfürstl.  Sächsische  Mandat  vom  19, 
August  1743  Gesetzeskraft  hat. 
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Vorrecht  zum  Muthen  in  seinem  Felde  in  Bezug  auf 
solche  Mineralien  eingeräumt,  welche  mit  dem  in  der  Verlei- 
hungsurkunde benannten  Mineral  innerhalb  der  Grenzen  des 
Feldes  in  einem  solchen  Zusammenhänge  Vorkommen,  dass 
dieselben  nach  der  Entscheidung  des  Oberbergamtes  aus  berg- 
technischen  oder  bergpolizeilichen  Gründen  gemeinschaftlich 
genommen  werden  müssen. 

Legt  ein  Dritter  auf  solche  Mineralien  Muthung  ein,  so 
wird  dieselbe  dem  Bergwerkseigenthümer  mitgetheilt.  Letzte- 
rer muss  alsdann  binnen  4 Wochen  nach  Ablauf  des  Tages 
dieser  Mittheilung  Muthung  einlegen,  widrigenfalls  sein  Vor- 
recht erlischt. 

Auf  andere  Mineralien,  welche  nicht  in  dem  vorbezeich- 
neten  Zusammenhänge  Vorkommen,  hat  der  Bergwerkseigen- 
thümer kein  Vorrecht. 

Das  Vorrecht  zum  Muthen  erstreckt  sich  jedoch,  wenn 
es  ausgeübt  wird,  auf  alle  Mineralien  der  bezeichneten  Gat- 
tung, welche  in  dem  verliehenen  Felde  Vorkommen.  Wenn  also 
das  neuentdeckte  Mineral  (z.  B.  Eisen)  in  verschiedenen  Ab- 
lagerungen vorkommt,  von  denen  einige  mit  dem  früher  ver- 
liehenen Minerale  (z.  B.  Kohle)  in  einem  solchen  Zusammen- 
hänge stehen,  dass  sie  nicht  für  sich  allein  gewonnen  werden 
können,  während  auf  andern  daneben,  darüber  oder  darunter 
befindlichen  Ablagerungen  ein  selbstständiger  Bau  füglich  un- 
ternommen werden  kann,  so  liegt  gleichwohl  der  Fall  des 
§.  55  vor  und  das  Vorrecht  des  beliehenen  Steinkohlenberg- 
werksbesitzers  erstreckt  sich  auf  alle  in  seinem  Felde  vor- 
kommenden Eisenerze. 

Der  Grund  des  angeführten  Vorrechtes  liegt  in  der  tliat- 
sächlichen  Einschränkung,  welche  der  zuerst  beliehene  Berg- 
werkseigenthümer durch  die  Verleihung  eines  zweiten  Berg- 
werks in  denselben  Raumgrenzen  erleidet,  namentlich  wenn 
die  getrennt  verliehenen  Mineralien  in  einem  Zusammenhänge 
Vorkommen,  der  ihre  gemeinschaftliche  Gewinnung  nothwendig 
macht1).  Allein  indem  man  dem  Bergwerksbesitzer  gegen  eine 
solche  thatsächliche  Beschränkung  durch  das  Vorrecht  zum 


1)  Vergl.  die  Motive  der  Kegieruugsvorlage  zu  §.  55. 
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Muthen  Schutz  gewährte,  führte  man  in  die  Regeln  von  der 
Erwerbung  des  Bergwerkseigenthumes  eine  dem  früheren  Berg- 
rechte unbekannte  Ausnahmebestimmung  ein,  die  zu  manchen 
Zweifeln  und  Controversen  Anlass  geben  musste. 

1.  Was  zunächst  die  Voraussetzungen  des  Vorrech- 
tes zum  Muthen  betrifft,  so  steht  dasselbe  nur  dem  Bergwerks- 
eigenthümer,  nicht  dem  blossen  Muther  zu,  Auch  muss  der 
Bergwerkseigen thümer  schon  vor  der  Einlegung  der  Muthuug, 
gegen  welche  das. Vorrecht  geltend  gemacht  werden  soll,  Ver- 
leihung erhalten  haben.  Wenn  von  zwei  auf  verschiedene  Mine- 
ralien in  demselben  Felde  eingelegten  Muthungen  die  eine 
früher  zur  Verleihung  gelangt,  so  kann  der  nunmehrige  Berg- 
werkseigen thümer  nicht  gegenüber  der  andern  Muthung,  deren 
Verleihung  aus  irgend  einem  Grunde  aufgehalten  ist,  nunmehr 
das  Vorrecht  des  §.  55  in  Anspruch  nehmen  *). 

2.  Das  gemuthete  Mineral  muss  mit  dem  bereits  ver- 
liehenen Minerale  innerhalb  des  verliehenen  Feldes  in  einem 
solchen  Zusammenhänge  Vorkommen,  welcher  nach  §.  55  die 
gemeinschaftliche  Gewinnung  notlrwendig  macht1 2).  Das  Vor- 
handensein dieses  Zusammenhanges  kann  nur  durch  die  Ent- 
scheidung des  Oberbergamtes  festgestellt  werden.  Diese  Ent- 
scheidung kann  sowohl  von  Amts  wegen  als  auch  auf  Anrufen 
des  Beliehenen  erfolgen,  welcher  das  Vorrecht  zum  Muthen 
geltend  machen  will.  Wird  im  letzten  Falle  der  Zusammen- 
hang und  die  Nothwendigkeit  der  gemeinschaftlichen  Gewin- 
nung verneint,  so  fiudet  gegen  diese  Entscheidung  nur  der 
Rekurs  an  den  Handelsminister  (§.  191),  nicht  aber  der  Rechts- 
weg statt,  weil  für  die  Entscheidung  des  Oberbergamtes  nach 
§.  55  nur  bergtechnische  und  bergpolizeiliche  Gründe  mass- 
gebend sind 3). 

1)  Vergl.  den  ungedruckten  Rekursbescheid  in  Sachen  der  Muthuu- 
gen  Brüderschaft  und  Eisenberg  vom  12.  Januar  1869.  Das  Gegcntheil 
ist  von  dem  Appellationsgerichtshofe  zu  Köln  in  dem  ungedruckteu 
Erkenntnisse  v.  Dezember  1869  in  Sachen  der  Muthungen  Maximilian 
und  Friedrichssegen  angenommen,  gegen  welches  der  Kassationsrekurs 
eingelegt  ist.  Die  Entscheidung  des  Obertribunals  ist  noch  nicht  erfolgt. 

2)  Vergl.  den  Rekursbescheid  vom  21.  September  1868.  Zeit- 
schrift für  Bergrecht  Bd.  X S.  264. 

3)  Vergl.  die  Motive  der  Regierungsvorlage  zu  §.55. 
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3.  Die  A u s ii  b u n g des  Vorrechtes  zum  Muthen  erfolgt  durch 
die  Einlegung  einer  eigenen  Muthung  seitens  des  Bergwerks- 
eigenthümers.  Die  Gültigkeit  dieser  Muthung  hängt  von  den 
allgemeinen  in  den  §§.  12 — 15  des  Berggesetzes  bestimmten 
Bedingungen  ab.  bis  muss  daher  insbesondere  nach  §§.  14.  15 
und  tj.  27  ein  Fund  des  gemutheten  Minerals  innerhalb  des 
verliehenen  Feldes,  für  welches  das  Vorrecht  geltend  gemacht 
wird,  bezeichnet  und  nachgewiesen  weiden.  Dieser  Fund  kann 
der  von  dem  concurrirenden  Muther  gemachte  Fund  sein,  wenn 
derselbe  innerhalb  der  Grenzen  des  verliehenen  Bergwerks 
liegt  *)• 

Ist  dagegen  die  Muthung  auf  einen  ausserhalb  des  ver- 
liehenen Feldes  belegenen  Fund  eingelegt  und  das  letztere  nur 
von  dem  begehrten  Muthungsfelde  überdeckt,  so  muss  der 
Bergwerkseigenthümer,  um  sein  Vorrecht  geltend  zu  machen, 
vor  Einlegung  seiner  Muthung  und  folglich  innerhalb  der  im 
§.  55  bestimmten  vierwöchentlichen  Frist  das  gemuthete  Mine- 
ral in  seinem  eigenen  Felde  aüf  seiner  natürlichen  Ablagerung 
entdecken. 

4.  Das  Vorrecht  zum  Muthen  erstreckt  sich  nach  §.  55 
auf  die  „innerhalb  der  Grenzen  seines  Feldes“  in  dem  erwähn- 
ten Zusammenhänge  vorkommenden  Mineralien.  Die  auf  Grund 
dieses  Vorrechtes  eingelegte  Muthung  hat  daher  nothwendig 
das  bereits  verliehene  Feld  zum  Gegenstände.  Das  Vorrecht 
kann  nicht  über  diese  Feldesgrenzen  hinaus  ausgedehnt  wer- 
den. Andererseits  fragt  sich,  ob  die  Muthung  aus  g.  55  auf 
den  ganzen  Umfang  des  verliehenen  Feldes  ausgedehnt  wer- 
den kann,  auch  wenn  derselbe  das  im  §.  27  bestimmte  Feldes- 
maximum übersteigt.  Dies  ist  u.  a.  angenommen  durch  den 
Recursbescheid  vom  27.  October  1865  in  Sachen  der  Schwefel- 
kiesmuthung  Rudolf  im  Oberbergamtsbezirk  Dortmund.  Da- 
gegen ist  die  obige  Frage  durch  den  neueren  Recursbescheid 
vom  29.  Sept.  1866  (Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  VIII  S.  1 1 8 f . ) 
verneint  worden  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

„dass  nach  dem  Allg.  Berggesetze  vom  24.  Juni  1865 
§.  27  Nr.  1 im  Kreise  Altenkirchen  das  Maximalgrubenfeld 


1)  Vergl.  den  Rekursbcscheid  vom  19.  October  1869.  Zeitschrift 
für  Bergrecht  Bd.  X S.  265. 
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25,000  Quadratlachtcr  umfasst,  dass  dagegen  das  dem  Muther 
zustehende  oder  doch  von  ihm  vertretene  Eisenerzbergwerk 
Nabor  bei  Racksen  einen  Flächeninhalt  von  85,593  Quadrat- 
lachtern besitzt; 

dass  die  unter  dem  Namen  Emilie  gemutheten  Kupfer- 
erze innerhalb  des  Feldes  Nabor  der  Art  mit  den  verliehenen 
Eisenerzen  im  Zusammenhänge  Vorkommen,  dass  die  Kupfer- 
erze mit  den  Eisenerzen  gemeinschaftlich  gewonnen  werden 
müssen ; 

dass,  wenn  unter  einer  solchen  Voraussetzung  der  §.  55 
des  A.  B.  G.  dem  bereits  mit  dem  einen  Minerale  Beliehenen 
in  seinem  Felde  ein  Vorrecht  zum  Muthen  vor  jedem  Dritten 
bezüglich  anderer  Mineralien  beilegt,  hieraus  nicht  auf  eine 
gesetzliche  Vorschrift  geschlossen  werden  kann,  wonach  dem 
bevorrechtigten  Muther  auch  gestattet  sei,  für  seine  Muthung 
ein  zwar  mit  dem  ursprünglich  verliehenen  Felde  überein- 
stimmendes, aber  grösseresFeld  rechtlich  zu  beanspruchen, 
als  das  Berggesetz  im  §.  27  gestattet ; 

dass  im  Gegentheile  der  §.  55  keinerlei  Vorschrift  über 
die  F'eldesgrösse  enthält,  vielmehr  die  Anwendung  des  §.  27 
auch  für  die  auf  Grund  des  §.  55  eingelegte  Muthuug  voraus- 
setzt und  nur  die  Bestimmung  trifft,  dass  innerhalb  des  gan- 
zen bereits  verliehenen  Feldes  jedem  dritten  Muther  gegenüber 
der  ursprünglich  Beliehene  nach  Maassgabe  des  Gesetzes  be- 
vorzugt sein  soll  (vergl.  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VI  S. 
590  u.  591).“ 

Die  neuere  Ansicht  verdient  den  Vorzug.  Das  Vorrecht 
zum  Muthen  ist  daher  einerseits  auf  den  Umfang  des  verlie- 
henen Feldes,  andrerseits  für  jede  einzelne  Muthung  auf  das 
gesetzliche  Feldesmaximum  beschränkt. 

Ist  das  Feld,  für  welches  das  Vorrecht  ausgeübt  wird, 
nach  älterem  Rechte  und  zwar  nach  Längenvermessung  (oben 
S.  118  ff.)  verliehen,  so  kann  das  Vorrecht  nur  für  dieses  Feld 
geltend  gemacht  werden.  Für  das  umschliessende  Geviertfeld 
bleibt  die  concurrirende  Muthung  in  Kraft.  Die  Verleihung 
muss  daher  in  diesem  Falle  abweichend  von  den  Vorschriften 
des  §.  26  nach  der  älteren  Vermessungsart  erfolgen.  Dies  ist 
um  so  unbedenklicher,  da  nicht  ein  neues  Bergwerk,  sondern 
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ein  neues  Mineral  in  einem  bereits  bestehenden  Felde  ver- 
liehen wird. 

5.  Die  Ausübung  des  Vorrechtes  zum  Muthen  hat 
nämlich  der  Kegel  nach  nicht  die  Verleihung  eines  neuen  Berg- 
werks zur  Folge,  sondern  die  Verleihung  des  gemutheten  Mi- 
nerals an  den  Eigentümer  des  früher  verliehenen  Bergwerks 
als  einen  neuen  Bestandteil  des  letzteren. 

Oppenhoff  in  seinem  Connnentar  zum  Allgem.  Berggesetze 
S.  89  f.  ist  geneigt  anzunehmen,  dass  das  Vorrecht  zum  Muthen, 
gleich  dem  Finderrechte  auf  Andere  übertragen  werden  küune 
und  zwar  getrennt  von  dem  Eigenthume  des  Bergwerks,  für 
welches  dasselbe  ausgeübt  werden  soll.  Diese  Ansicht  lässt 
sich  jedoch  mit  dem  Inhalte  des  §.  55  nicht  vereinigen.  Wird 
nämlich  das  Eigentum  des  Bergwerks  ohne  die  auf  Grund 
des  §.  55  eingelegte  Mutlmng  veräussert,  so  hat  nun  offenbar 
der  neue  Bergwerkseigeuthümer  seinerseits  das  Vorrecht  zum 
Muthen  gegenüber  der  von  seinem  Rechtsvorgänger  eingeleg- 
ten Muthung.  Wird  die  Muthung  alleiu  cedirt,  so  kann  zwar 
nicht  der  cedirende  Bergwerkseigeuthümer,  wohl  aber  dessen 
Rechtsnachfolger  das  Vorrecht  des  §.55  für  eine  neue  Muthung 
in  Anspruch  nehmen,  da  das  Gesetz  den  jedesmaligen  Berg- 
werkseigenthüiner  gegen  die  von  jedem  Dritten  eingelegte 
Muthung  schützen  will. 

Das  Gesetz  hat  überhaupt  den  ausschliesslichen  Zweck, 
die  getrennte  Verleihung  der  in  der  Gewinnuug  untrennbaren 
Mineralien  zu  verhüten.  Wenn  deshalb  auch  nicht  geläugnet 
werden  soll,  dass  es  von  dem  Willen  des  Bergwerkseigenthü- 
mers  abhäugt,  eine  getrennte  Verleihung  der  auf  Grund  seines 
Vorrechtes  hinzugemutheten  Mineralien  zu  verlangen,  weil  eine 
gesetzliche  Bestimmung  über  die  Untrennbarkeit  der  beiden 
Objecte  fehlt,  so  ist  doch  in  allen  Fällen,  wo  eine  solche  Tren- 
nung nicht  ausdrücklich  verlangt  wird,  die  naturgemässe  Regel 
die,  dass  nicht  ein  neues  Bergwerkseigenthum  verliehen,  son- 
dern das  bereits  verliehene  Bergwerkseigenthum  durch  Hinzu- 
verleihiuig  des  neuen  Minerals  ausgedehnt  wird,  wie  die  Motive 
der  Regierungsvorlage  zu  §.  55  dies  voraussetzen  und  die  täg- 
liche Praxis  der  Bergbehörden  bestätigt.  Dass  aber  bis  zur 
Verleihung  das  Vorrecht  zum  Mutheu  von  dem  Bergwerks- 
eigeuthümer in  der  Regel  nicht  wirksam  getrennt  werden  kann, 
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ist  oben  gezeigt  worden.  Es  kann  dafür  auch  noch  auf  die 
aus  dem  früheren  Bergrechte  geschöpfte  Entscheidung  des  Ober- 
tribunals vom  19.  Februar  1869  (Zeitschrift  f.  Bergrecht  Bd.  4 
S.  407)  hingewieseu  werden,  welche  das  ganz  analoge  Vorrecht 
des  Bergwerksbesitzers  und  des  Erbstöllners  zum  Muthen  über- 
fahrener Gänge  l>etrifft  und  folgende  mit  der  obigen  Ausfüh- 
rung übereinstimmende  Sätze  aufstellt: 

„Das  Vorrecht  des  Bergwerkseigenthümers  auf  überfah- 
rene Gänge  und  Klüfte  geht  als  Ausfluss  des  Bergwerks- 
eigenthumes mit  letzterem  auf  dessen  neuen  Besitzer  über. 

Insbesondere  ist  das  durch  Ueberfahreu  erworbene  Recht 
des  Erbstöllners  nicht  als  ein  persönliches  und  selbstständi- 
ges Recht,  sondern  als  ein  Rechtspertinenz  der  Erbstollen- 
gerechtigkeit zu  behandeln.“ 

6.  Die  vierwöchentliche  Frist-  zur  Ausübung  des  Vor- 
rechtes beginnt  erst  vom  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  dem 
ßergwerkseigenthümer  durch  die  Bergbehörde  die  Muthung  des 
Dritten  unter  der  Anzeige  mitgetheilt  wird,  dass  die  thatsäch- 
liche  Voraussetzung  für  das  Vorzugsrecht  von  dem  Oberbergamte 
als  zutreffend  anerkannt  worden  sei  *)■  Wenn  diese  Mittheilung 
nicht  erfolgt  ist,  so  schliesst  der  Umstand,  dass  der  Bergwerks- 
besitzer seit  länger  als  vier  Wochen  von  der  concurrirenden 
Muthung  Kenntniss  hatte,  den  Anspruch  des  Bergwerksbesitzers 
keinesweges  aus.  Er  kann  vielmehr  zu  jeder  Zeit  auf  die  Ent- 
scheidung des  Oberbergamtes  darüber  antragen,  ob  die  Voraus- 
setzungen des  $?.  55  vorliegen  und  dann  sein  Vorrecht  durch 
Einlegung  der  Muthung  verfolgen. 

Nach  §.  36  des  Berggesetzes  soll  sogar  noch  nach  erfolgter 
Ausfertigung  und  I’ublication  der  Verleihungsurkundc  und  bis 
zum  Ablauf  der  im  g.  35  bestimmten  dreimonatlichen  I'räclusiv- 
frist  das  Vorrecht  zum  Muthen  geltend  gemacht  werden  können, 
sofern  dasselbe  nicht  schon  durch  die  vierwöchentliche  I’räclusiv- 
frist  des  §.  55  erloschen  oder  sofern  nicht  schon  in  dem  Verlei- 
hungsverfahreu  über  den  Anspruch  des  Bergwerkseigenthümers 
verhandelt  und  entschieden  ist.  Es  wird  in  dem  Falle  des  §.  36 
also  vorausgesetzt,  dass  der  Bergwerkseigenthümer  an  dem 

1)  Recursbescheid  vom  8.  April  1869.  — Zeitschrift  für  Berg- 
recht Bd.  X.  S-  267. 
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Verleihungsverfahren  über  die  concurrirende  Muthung  nicht 
theilgcnommen,  dass  er  weder  in  die  Verleihung  gewilligt,  noch 
derselben  widersprochen  hat,  weil  im  letzteren  Falle  sein  Wider- 
spruch schon  vor  der  Ausfertigung  der  Verleihungsurkunde  ge- 
mäss §.31  u.  §.  32  durch  rechtskräftige  Entscheidung  oder 
durch  Präclusion  beseitigt  sein  musste. 

Wie  zu  verfahren  ist,  wenn  uach  erfolgter  Ausfertigung 
der  Verleihungsurkunde  das  Vorrecht  des  §.  55  von  dem  über- 
deckten Bergwerkseigenthümer  in  Anspruch  genommen  wird, 
ist  in  dem  Gesetze  nicht  gesagt.  Da  indess  das  Oberbergamt 
die  ertheilte  Verleihungsurkunde  nicht  selbst  aufheben  und 
das  Gericht  das  Vorrecht  des  §.  65  nur  auf  Grund  einer  vor- 
gängigen Entscheidung  des  Oberbergamtes  zur  Geltung  brin- 
gen kann,  so  wird  mit  der  Klage  gegen  den  jüngeren  Berg- 
werkseigenthümer zugleich  auf  die  Entscheidung  des  Oberberg- 
amtes über  den  behaupteten  Zusammenhang  der  getrennt 
verliehenen  Mineralien  provocirt  werden  müssen. 

III.  Steht  das  Recht  zur  Gewinnung  verschiedener  Minera- 
lien innerhalb  derselben  Feldesgrenzen  verschiedenen  Bergwerks- 
eigenthitmem  zu,  so  findet  zwischen  den  beiderseitigen  Befugnis- 
sen dieselbe  Collision  statt,  wie  zwischen  dem  Gewinnungsrechte 
des  Grundbesitzers  und  des  Bergwerkseigenthümers,  nur  dass 
keinem  der  verschiedenen  Bergwerkseigenthümer  ein  Vorrecht 
gegenüber  dem  andern  zukommt.  Beide  sind  ohne  Rücksicht 
auf  das  Alter  der  Beleihung  gleichberechtigt  und  die  Collision 
wird  ausschliesslich  nach  der  Regel  der  Prävention  entschieden. 

Jeder  Theil  hat  nämlich  nach  §.  56  das  Recht,  bei  einer 
planmässigen  Gewinnung  seines  Minerals  auch  dasjenige  des 
andern  Theiles  insoweit  mitzugewinnen,  als  diese  Mineralien 
nach  der  Entscheidung  des  Oberbergamtes  aus  den  im  §.  55 
angegebenen  Gründen  nicht  getrennt  gewonnen  werden  können. 
Es  fragt  sich,  welchem  von  beiden  Bergwerkseigenthümern 
dieses  Recht  zusteht,  wenn  beide  dasselbe  in  Anspruch  nehmen. 

Nach  §.  56  steht  das  bezeichnete  Recht  jedem  Eigentü- 
mer bei  der  plan  mässigenGewinnung  seines  Minerales 
zu.  Es  entscheidet  daher  der  gemäss  §.  67  eingereichte  Betriebs- 
plan und  derjenige  Bergwerksbesitzer  ist  zur  Gewinnung  der 
zusammenbrechenden  Mineralien  befugt,  welcher  zuerst  den 
Betriebsplan  für  den  Abbau  der  betreffenden  Lagerstätten  ein- 


§.  13.  Begrenzung:  Das  Material. 


141 


reicht.  Reichen  beide  Theile  gleichzeitig  den  Betriebsplan  ein 
und  nehmen  beide  den  Abbau  der  fraglichen  gemischten  La- 
gerstätten in  Anspruch,  so  müssen  sich  beide  über  eine  ge- 
meinschaftliche Gewinnung  vereinigen  und,  bis  dies  geschehen 
ist,  bleibt  der  Abbau  jedem  Theile  untersagt. 

Ergibt  sich  bei  der  Prüfung  des  von  dem  einen  Berg- 
werksbesitzer eingereichten  Betriebsplanes  (§.07),  dass  bei  der 
planmiissigen  Mineralgewinnung  auch  die  dem  andern  Berg- 
werksbesitzer gehörigen  Mineralien  mitgewonnen  werden  müs- 
sen, weil  sie  aus  den  in  den  §§.  55.  56  angegebenen  Gründen 
nicht  getrennt  gewonnen  werden  können,  so  hat  das  Ober- 
bergamt dieses  bei  der  Prüfung  des  Betriebsplanes  auszuspre- 
chen und  beiden  Theilen  zu  eröffnen.  Es  fragt  sich,  ob  in 
diesem  Falle  der  betreibende  Bergwerksbesitzer  verpflichtet 
ist,  die  Mineralien  des  andern  Theils  auf  dessen  Verlangen 
raitzugewinnen  und  gegen  Erstattung  der  Gewinnungs-  und 
Förderungskosten  herauszugeben,  oder  ob  er  die  Mitgewinnung 
ablehnen  und  sich  auf  den  Abbau  seines  Minerales  beschränken 
kann,  obgleich  dadurch  die  spätere  getrennte  Gewinnung  des 
andern  Minerales  unmöglich  gemacht  werden  würde.  Der  rich- 
tigen Meinung  nach  ist  in  diesem  Falle  der  nicht  betreibende 
Bergwerksbesitzer  berechtigt,  zu  verlangen,  dass  entweder  seine 
Erze  gegen  Erstattung  der  Kosten  mitgewonnen  werden,  oder 
dass  ihm  die  Gewinnung  beider  Mineralien  überlassen  werde. 

Im  §.  56  ist  vorausgesetzt,  dass  eine  getrennte  Verlei- 
hung solcher  Mineralien  stattgefunden  hat,  welche  nur  ge- 
meinschaftlich gewonnen  werden  können.  Allein  auch,  ausser 
diesem  Falle  wird  der  auf  ein  einzelnes  Mineral  beliehene 
Bergwerkseigenthümer  unter  Umständen  in  der  Lage  sein,  auch 
das  andere  Mineral  mitzugewinnen,  ohne  dass  von  einer  ge- 
meinschaftlichen Gewinnung  im  Sinne  des  §.  55  die  Rede  wäre, 
so  z.  B.,  weuu  er  mit  seinen  Schächten  die  Flötze  des  andern 
Bergwerksbesitzers  durch  sinkt  oder  wenn  er  dieselben  mit  sei- 
nen Strecken  durchörtert.  Auch  in  diesem  Falle  wird  das 
letzte  Alinea  des  §.  56  analoge  Anwendung  finden  müssen. 

Das  Oberbergamt  zu  Dortmund  sieht  in  seiner  Polizei- 
verordnung über  die  Sicherheitspfeiler  an  den  Markscheiden 
vom  18.  Novbr.  1869  (Glückauf  1869  Nr.  49)  die  im  mehrfach 
verliehenen  Felde  von  dem  einen  Bergwerkseigenthümer  getrie- 
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benen  Strecken,  soweit  sie  durch  das  Flötz  des  andern  Berg- 
werkseigenthümers  getrieben  werden,  als  Hiilfsbaue  an. 

Unter  einem  Hfllfsbau  wird  aber  nach  §.  60  nur  eine 
solche  Anlage  verstanden,  die  entweder  im  freien  oder  im 
fremden  Felde,  also  ausserhalb  des  eigenen  Feldes  gemacht 
wird.  Auch  ist  ohne  Zweifel  der  Besitzer  eines  Eisenstein- 
bergwerks nicht  befugt,  dem  in  demselben  Felde  bauenden 
Steinkohlenbergwerksbesitzer  die  Durchörterung  seiner  Eisen- 
steinttötze  mit  den  zum  Abbau  der  Kohlenflötze  getriebenen 
Strecken  auf  Grund  des  §.  61  bis  zur  Entscheidung  des  Ober- 
bergamtes zu  untersagen.  Beide  Bergwerksbesitzer  haben  viel- 
mehr die  unbeschränkte  und  concurrirende  Befugniss  in  dem 
gemeinsamen  Felde  gemäss  §.  54  alle  zur  Gewinnung  des  ihnen 
verliehenen  Minerales  erforderlichen  Vorrichtungen  zu  treffen 
und  wo  die  Ausübung  dieser  Befugniss  mit  dem  concurriren- 
den  Rechte  des  andern  Theiles  zusammentritft,  entscheidet 
allein  die  Regel  der  Prävention. 


§.  14.  Begriff  und  Inhalt. 

(§.  50 — 54  des  Berggesetzes.) 

Das  Bergwerkseigenthum  enthält  nach  §.  54  des  Bergge- 
setzes die  ausschliessliche  Befugniss,  das  in  der  Verleihungs- 
urkunde benannte  Mineral  in  dem  verliehenen  Felde  aufzu- 
suchen und  zu  gewinnen.  Dieses  Mineral  ist  nach  §.  1 von 
dem  Verfügungsrechte  des  Grundbesitzers  ausgeschlossen.  Es 
bildet  jedoch  thatsächlich  einen  iutegrirenden  Bestandtheil  vom 
Grund  und  Boden  und  wird  in  dieser  Verbindung  von  dem 
Eigenthnmsrechte  des  Grundeigenthümers  mit  ergriffen.  Erst 
durch  die  Trennung  der  Mineralien  vom  Grund  und  Boden, 
also  durch  die  Gewinnung  derselben  entsteht  an  den  jetzt  zu 
selbstständigen  beweglichen  Sachen  gewordenen  Mineralien  ein 
unbeschränktes  Sacheigenthum  (dominium  rerum ) für  den  Berg- 
werkseigenthiimer.  Das  Bergwerkseigenthum  lässt  sich  daher 
nach  dieser  Seite  hin  mit  der  Superficies  an  einem  auf  frem- 
dem Grund  und  Boden  errichteten  Gebäude  vergleichen.  Auch  bei 
der  Superficies  wird  das  Material  des  von  dem  Berechtigten 
errichteten  Gebäudes  durch  seine  Verbinduug  mit  dem  Gruud 
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und  Boden  der  rechtlichen  Herrschaft  des  Grundeigentümers 
unterworfen.  Der  Superficiar  hat  ein  dingliches  Hecht,  wel- 
ches nach  Aufhebung  der  Verbindung  (beim  Abbruch  des  Hau- 
ses) sofort  in  ein  Eigentumsrecht  an  den  wieder  selbstständig 
gewordenen  Materialien  übergeht.  Allein  das  Bergwerkseigen- 
thum unterscheidet  sich  von  der  Superficies  dadurch,  dass  es  nicht 
ein  dingliches  Recht  an  einem  einzelnen  Grundstücke  darstellt, 
dass  vielmehr  sein  Gegenstand  in  einem  selbstständigen  Felde 
besteht,  dessen  Begrenzung  von  derjenigen  des  Grundeigen-  l 
thumes  ganz  unabhängig  ist.  t)as  Bergwerkseigenthum  gehört 
„daher  nicht  zu  den  Rechten  an  fremder  Sache.  Es  besteht 
nicht  in  einer  Summe  von  dinglichen  Berechtigungen  an  den  i 
einzelnen  im  Grubenfelde  begriffenen  Grundstücken,  sondern 
in  einer  ungetheilten  Berechtigung.  Es  kann  weder  von  dem 
Grundeigenthümer  übertragen  werden,  noch  geht  dasselbe  wie 
die  Rechte  an  fremder  Sache  durch  die  Vereinigung  mit  dem 
Grundeigenthume  in  der  Person  desselben  Berechtigten  unter. 

Die  Befugnisse,  welche  seinen  Inhalt  ausmachen,  sind  vielmehr 
durch  die  Vorschrift  des  Gesetzes  allgemein  und  für  immer 
von  dem  Rechte  des  Grundeigentümers  ausgeschlossen.  Das 
Bergwerkseigenthum  lässt  sich  daher  nach  einer  anderen  Seite 
hin  den  Gerechtigkeiten  des  deutschen  Rechtes  vergleichen, 
mit  welchen  es  in  der  selbstständigen  Begrenzung  auf  einen 
von  der  Einteilung  des  Grundeigenthumes  unabhängigen  Be- 
zirk, sowie  darin  übereinstimmt,  dass  die  Befugnisse,  welche 
seinen  Inhalt  ausmachen,  durch  die  gesetzliche  Regel  von  dem 
Rechte  des  Grundeigentümers  ausgeschlossen  sind.  Auch  bei 
der  früheren  Jagdgerechtigkeit,  den  Zwangs-  und  Bannrechten 
und  den  sonstigen  ausschliesslichen  Gewerbeberechtigungen 
treffen  die  angegebenen  Merkmale  zu,  indem  der  Inhaber  für 
einen  gewissen  Bezirk  zur  Ausübung  von  Befugnissen  berech- 
tigt ist,  welche  dem  Grundeigentümer  als  solchem  entzogen  ist. 

Allein  das  Object  der  Gerechtigkeiten  besteht  nicht  in 
einem  bleibenden  körperlich  begrenzten  Gegenstände  wie  die 
in  dem  Grubenfelde  enthaltenen  Mineralien;  es  ist  nur  relativ 
bestimmt,  indem  es  entweder  gewisse  Kategorieen  von  Hand- 
lungen umfasst,  die  in  einem  bestimmten  Bezirke  vorgenom- 
men werden  können  wie  bei  den  Gewerbeberechtigungen,  oder 
gewisse  Kategorieen  von  Sachen,  die  in  einem  bestimmten  Be- 
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zirke  erworben  werden  können,  wie  bei  der  Jagdgerechtigkeit,  der 
Abdeckereigerechtigkeit  etc.  Bei  der  ersten  Kategorie  besteht 
der  Inhalt  der  Gerechtigkeit  in  einer  Einschränkung  der  per- 
sönlichen Freiheit,  von  welcher  in  dem  einen  Falle  die  Con- 
sumenten,  im  andern  die  Producenten  betroffen  werden.  Eine 
rechtliche  Herrschaft  über  körperliche  Sachen  wird  durch  solche 
ausschliesseude  Gewerbeberechtigungen  keinesweges  begründet. 
Der  Inhaber  einer  Brennereigerechtigkeit  hat  nicht  das  Recht, 
sich  gewisse  Mengen  von  Getreide  anzueignen  und  sie  zu  ver- 
arbeiten. Er  übt  bei  seiner  Gewerbethätigkeit  nur  das  aus 
ganz  andern  Titeln  erworbene  Eigenthumsrecht  an  dem  er- 
kauften oder  selbst  erzeugten  Getreide  aus.  Seine  Gewerbe- 
berechtigung äussert  sich  nur  in  der  Untersagung  fremder  Ge- 
werbethätigkeit, in  der  Beschränkung  der  übrigen  Bewohner 
des  Bezirkes  in  ihrer  persönlichen  Freiheit.  Ganz  anders  ist 
das  Recht  des  Bergwerksbesitzers  nach  seinem  gegebenen  In- 
halte gestaltet.  Er  sehliesst  dritte  Personen  von  dem  Berg- 
werksbetriebe innerhalb  seines  Feldes  nicht  kraft  einer  Be- 
schränkung ihrer  persönlichen  Freiheit,  sondern  lediglich  durch 
den  Umstand  aus,  dass  ihm  die  ausschliessliche  Verfügung  über 
die  Gegenstände  dieses  Bergwerksbetriebes,  über  die  unterirdi- 
schen Lagerstätten  zusteht.  Die  Objecte  des  Bergbaues  sind 
nicht  etwa  aus  einem  anderen  Rechtstitel  sein,  so  dass  er  das 
Bergbaurecht  nur  in  der  Verarbeitung  der  Mineralien  ausübte, 
sondern  diese  Objecte  bilden  zugleich  den  Gegenstand  seines 
verliehenen  Rechtes,  welches  diese  Mineralien  seiner  unmittel- 
baren und  unausschliesslichen  Herrschaft  unterwirft. 

In  derselben  Weise  unterscheidet  sich  das  Bergwerks- 
eigenthum von  der  zweiten  Kategorie  der  Gerechtigkeiten  mit 
körperlichem  Objecte.  Bei  der  Jagdgerechtigkeit  oder  der 
Fischerei  beruht  die  Aneignung  der  das  Jagdrevier  oder  den 
Fluss  durchziehenden  Thiere  nicht  auf  einem  Rechte  an  die- 
sen Thieren,  sondern  auf  einem  ausschliesslichen  Rechte  der 
Occupation,  welches  dem  Berechtigten  innerhalb  seines  Bezir- 
kes zusteht.  Er  erwirbt  an  den  Objecten  seines  Rechtes  nur 
insofern  Eigenthum,  als  er  von  denselben  Besitz  ergreift  und 
die  Thiere  hören  auf,  Objecte  seines  Rechtes  zu  sein,  wenn  sie 
ungefangen  seinen  Vogelheerd  oder  seine  Reusen  passiren. 

Der  Gegenstand  der  rechtlichen  Herrschaft  des  Bergwerks- 
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eigenthümers  hat  dagegen  nicht,  wie  bei  der  Jagdgerechtigkeit, 
einen  ganz  unbestimmten  täglich  wechselnden  Inhalt,  sondern 
er  besteht  in  den  innerhalb  des  Feldes  unveränderlich  abge- 
lagerten Mineralien,  denen  man  das  zum  Begriffe  der  Sache 
erforderliche  Merkmal  der  äusseren  Unabhängigkeit  versagen, 
keinenfalls  aber  die  innere  Selbstständigkeit  absprechen  kann. 

Endlich  bedarf  es  nicht  der  Beweisführung,  dass  das  Berg- 
werkseigenthum nicht  als  eine  Art  des  Grundeigenthumes  be- 
zeichnet werden  kann;  denn  während  das  Grundeigenthum 
alle  erdenklichen  Befugnisse  einschliesst,  die  an  einem  begrenz- 
ten Stücke  der  Oberfläche  beziehungsweise  des  Erdkörpers 
ausgeübt  werden  können,  hat  das  Bergwerkseigenthum  einen 
durchaus  beschränkten  Inhalt,  da  dasselbe  nur  die  Gewinnung 
der  verliehenen  Mineralien  in  dem  verliehenen  Felde  zum  Ge- 
genstände hat. 

Jede  der  drei  im  Vorigen  bekämpften  Auffassungen  hat 
in  der  Literatur  ihre  Vertheidiger  gefunden,  indem  das  Berg- 
werkseigenthum von  Otto1)  zu  den  Servituten,  von  Schöm- 
berg2) zu  den  Gewerbeberechtigungen  gezählt  und  von  Zeren- 
ner3)  endlich  als  eine  Species  des  Grundeigenthumes  bezeich- 
net wird.  Gleichwohl  sind  diese  Auffassungen  als  gleichmässig 
verwerflich  zu  bezeichnen.  Das  Bergwerkseigenthum  ist  und 
darin  stimmt  die  gemeine  Ansicht  der  Bergrechtslehrer  voll- 
ständig überein,  ein  Recht  von  selbstständigem  Inhalte,  wel- 
ches sowohl  von  dem  Grundeigenthume,  als  von  den  Servi- 
tuten, als  auch  von  den  Gewerbegerechtigkeiten  wesentlich 
verschieden  ist. 

Dagegen  besteht  innerhalb  des  Kreises  dieser  gemeinen 
Meinung  eine  verschiedene  Auffassung,  indem  die  Einen  ein 
körperliches  Eigeuthum  des  Beliehenen  an  den  verliehenen 
Lagerstätten  annehmen,  während  die  Andern  ein  unkörper- 
liches Recht  zur  Gewinnung  der  Mineralien  in  dem  verliehenen 
Felde  statuiren.  Nach  der  einen  Meinung  ist  also  das  Berg- 
werkseigenthum zwar  von  dem  Grundeigenthume  wesentlich 
verschieden,  aber  dennoch  ein  wirkliches  Sacheigenthum  ( dominium 


1)  Studien  auf  dem  Gebiete  des  Bergrechtes.  Freiberg  185G. 

2)  Betrachtungen  über  die  neuere  Berggesetzgebung.  Leipz.  1857. 

3)  Lehrbuch  des  deutschen  Bergrechts.  Gotha  1862. 
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renm)  an  den  Lagerstätten,  welches  durch  deren  Zusammen- 
hang mit  dem  Grund  und  Boden,  bis  zur  Aufhebung  dieses 
Zusammenhanges  durch  die  Gewinnung,  eigentümlich  modifi- 
cirt  wird.  Nach  der  andern  Meinung  zählt  dasselbe  zu  den 
unkörperlichen  Hechten,  sein  Gegenstand  besteht  in  Handlun- 
gen, in  der  Gewinnung  der  Mineralien,  durch  welche  dieselben 
erst  nach  ihrer  Trennung  von  dem  Grund  und  Boden  im  Wege 
der  Occupation  erworben  werden. 

Gegen  die  erste  Aulfassung  wird  in  der  Regel  geltend  ge- 
macht, dass  die  Lagerstätten  wegen  ihrer  unzertrennlichen  Ver- 
bindung mit  dem  Grund  und  Boden  nicht  Sachen  im  rechtlichen 
Sinne,  sondern  nur  integrirende  Bestandtheile  einer  andern 
Sache,  nämlich  des  Grundstücks  sein  können,  in  welchem  sie 
sich  vorfinden. 

Allein  dieser  Einwand  beruht  ausschliesslich  auf  den  Ka- 
tegorien des  römischen  Rechtes,  nach  welchem  jeder  Gegen- 
stand, welcher  in  bleibender  Verbindung  mit  dem  Grundstücke 
steht,  während  der  Dauer  dieser.  Verbindung  als  integrirender 
Theil  des  Grundstücks  angesehen  wird. 

Dass  diese  Auffassung  nicht  eine  nothwenäig  gebotene 
ist,  wird  dadurch  deutlich,  dass  nach  andern  Rechten,  wie  z.  B. 
in  England  und  zum  Theil  auch  in  Deutschland  *),  nicht  bloss 
ein  Eigenthum  an  der  Superficies,  sondern  sogar  an  den  ein- 
zelnen in  verschiedenen  Händen  befindlichen  Stockwerken  eines 
Hauses  angenommen  wird. 

Sie  folgt  auch  keinesweges  aus  dem  Begriffe  selbst,  denn 
der  Begriff  der  Sache  wird  übereinstimmend  definirt  als  ein 
räumlich  begrenztes  Stück  der  körperlichen  Welt.  Diese  Be- 
grenzung kann  durch  die  Natur  oder  durch  die  menschliche 
Willkür  gegeben  sein.  Die  willkürliche  Begrenzung  findet  ihre 
Schranken  in  der  Theilb&rkeit  der  Sachen.  Die  rechtliche  Theil- 
barkeit  ist  aber  davon  abhängig,  dass  die  verbundenen  Theile 
ohne  eine  wesentliche  Veränderung  ihrer  Natur  getrenut  und 
daher  während  ihrer  Verbindung  als  selbstständige  Sachen 
behandelt  werden  können  (Puchta).  In  Uebereinstimmung 
hiermit  definirt  das  Allg.  Landrecht  Th.  I Tit.  2 §.  3 den  Be- 


il Vergl.  Bluntschli,  Deutsches  Privatrecht.  2.  Aufl.  Bd.  I.  §.  57. 
S.  249. 
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griff  der  Sache  als  einen  Gegenstand,  welchem  entweder  von 
Natur  oder  durch  die  Uebereinkunft  der  Menschen  eine  Selbst- 
ständigkeit zukommt,  vermöge  deren  er  Object  eines  dauern- 
den Rechtes  sein  kann.  Wendet  man  diese  Begriffsbestimmung 
auf  die  Lagerstätten  an,  so  wird  man  denselben  die  Möglich- 
keit einer  räumlichen  Begrenzung  nicht  absprechen  können, 
denn  diese  ist  tlieils  in  den  natürlichen  Grenzen  der  Lager- 
stätten — dem  Hangenden  und  Liegenden,  dem  Ausgehenden 
und  der  ewigen  Teufe  — gegeben,  tlieils  wird  dieselbe  durch 
die  künstlichen  Feldesgrenzen  hergestellt.  Werden  diese  auf 
der  Lagerstätte  selbst  abgemessen,  so  ist  ein  allseitig  begrenz- 
tes Stück  des  Erdkörpers  unzweifelhaft  vorhanden.  Wird  da- 
gegen das  Feld  auf  der  Erdoberfläche  bestimmt  und  durch 
die  von  den  Grenzlinien  nach  dem  Mittelpunkte  der  Erde  ge- 
legten Ebenen  begrenzt,  so  bilden  die  von  diesen  Ebenen  be- 
grenzten Stücke  der  verschiedenen  in  dem  Felde  vorkommen- 
den Lagerstätten  ein  Begriffsganzes,  einen  Inbegriff  von  kör- 
perlich getrennten,  aber  durch  ihre  gemeinsame  Bestimmung 
verbundenen  Sachen. 

Aber  auch  die  Selbstständigkeit,  welche  gestattet,  die  an- 
stehenden Mineralien  als  Sachen  im  rechtlichen  Sinne  zu  be- 
trachten, fehlt  den  Mineralien  nicht,  wie  Strohn  in  seinen 
Bemerkungen  S.  8 treffend  in  Folgendem  ausführt: 

„Den  noch  im  Schoosse  der  Erde  ruhenden  Mineralien 
fehlt  allerdings  die  äussere  Selbstständigkeit,  indem  sie  mit 
fremden  Sachen  körperlich  Zusammenhängen.  Dieser  Mangel 
steht  aber  dem  Begriffe  einer  Sache  im  rechtlichen  Sinne, 
welche  Gegenstand  des  Eigenthumes  sein  kann,  nicht  entgegen. 
Die  äussere  Selbstständigkeit  in  dem  angegebenen  Sinne  fehlt 
jedem  Bestandtheile  der  Erdoberfläche,  weshalb,  wenn  sie  Be- 
dingung von  Sache  und  Eigenthum  wäre,  auch  an  irgend  einem 
Theile  der  Erdoberfläche  Eigenthum  nicht  möglich  sein  würde,  und 
somit  von  unbeweglichen  Sachen  und  Eigenthum  an  ihnen  gar 
nicht  die  Rede  sein  könnte.  Nach  §.3 Th.  I Tit.2  A.L.-R.  ist  Sache 
im  engeren  Sinn  des  Wortes  Alles,  >vas  entweder  von  Natur 
oder  durch  Uebereinkunft  der  Menschen  eine  Selbstständigkeit 
hat,  vermöge  deren  es  Gegenstand  eines  dauernden  Rechts 
sein  kann.  Diese  von  Puchta,  Vorlesungen  §.  144,  im  Ge- 
gensatz der  erwähnten  äusseren  als  innere  Selbstständigkeit 
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bezeichnete  Bedingung  einer  Sache  ist  nun  aber  in  Beziehung 
auf  ein  Grubenfeld  davon  nicht  abhängig,  dass  dessen  Be- 
grenzung im  Erdkörper  selbst  bezeichnet  und  sichtbar  sei, 
wenn  nur  die  Verleihungsurkunde  die  Grenzen  dergestalt  an- 
gibt, dass  sie  an  Ort  und  Stelle  ermittelt  werden  können.  Diese 
Bestimmbarkeit  der  Begrenzung  erzeugt  die  zum  Wesen 
der  Sache  nöthige  Selbstständigkeit,  welche  die  Existenz  eines 
dauernden  Rechts  ermöglicht.“ 

Bei  unbeweglichen  Sachen  beruht  die  zum  Begriffe  einer 
Sache  erforderliche  Selbstständigkeit  nicht  in  der  Möglichkeit 
einer  mechanischen  Trennung,  also  einer  Ortsveränderung, 
deren  sie  überhaupt  nicht  fähig  sind,  sondern  in  der  getrenn- 
ten Benutzung.  Sowie  also  das  Haus  und  der  Baum  einen 
untrennbaren  Bestandteil  des  Grundeigenthumes  bilden,  weil 
das  Haus  mit  der  Sohlstätte  benutzt  und  von  dem  Baume  die 
Früchte  des  Bodens  gezogen  werden,  so  kann  andererseits  die 
Lagerstätte  als  eine  selbstständige  Sache  betrachtet  werden, 
wenn  nach  dem  geltenden  Rechte  der  Bergbau  auf  derselben 
von  dem  Nutzungsrechte  an  dem  Grund  und  Boden  getrennt 
ist  l). 


1)  Koch  schlicsst  in  seinem  Commentar  S.  30  an  die  obige  schon 
früher  von  mir  vorgetragene  Ausführung  folgende  Bemerkungen  : 

„Will  man  in  derselben  Weise  zu  schliessen  fortfahren,  so  kann 
man  z.  B.  behaupten,  dass  die  Marmorblöcke,  aus  welchen  der  vor 
uns  stehende  Dom  oder  Palast  gemacht  ist,  selbstständige  Sachen 
sind,  denn  ihre  Benutzung  kann  von  dem  unbeweglichen  Bauwerk 
getrennt  werden.  Man  bricht  sie  aus  und  macht  daraus  Bildwerke 
oder  brennt  daraus  Mauerkalk.“ 

Meine  Argumentation  geht  von  dem  Satze  aus,  dass  das  Haus 
im  Gegensätze  zur  Lagerstätte  ein  integrirender  Bestaudtheil  des 
Grundstücks  ist.  Nach  der  Ansicht  des  Hm.  Dr.  Koch  soll  aus  derselben 
folgen,  dass  die  Werkstücke  des  Domes  und  des  Palastes  selbstständige 
Sachen  seien.  Dies  ist  allerdings  ein  Trugschluss,  allein  er  gehört 
nicht  mir  an.  Dass  übrigens  die  Marmorblöcke  des  Domes  und  des 
Palastes,  wenn  sie  nicht  dem  Eigenthümer  des  Gebäudes  gehören,  son- 
dern wie  die  Lagerstätte  ihren  besondern  Eigenthümer  haben,  und  wenn 
sie  zugleich  ohne  Gefährdung  des  Gebäudes  weggenommen  werden 
können,  durchaus  selbstständige  Sachen  sind,  wird  ja  auch  Hr.  Dr. 
Koch  nicht  läugnen.  Ist  die  Trennung  ohne  Gefährdung  des  Gebäudes 
nicht  möglich,  so  verbietet  nach  römischem  Rechte  das  Gesetz  der 
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Man  darf  deshalb  behaupten,  dass  es  keinesweges  unzu- 
lässig ist,  die  Lagerstätten  als  selbstständige  Sachen  und  das 
Bergwerkseigenthum  als  ein  körperliches  Eigenthum  an  den- 
selben zu  bezeichnen.  Es  kommt  vielmehr  ebenso  wie  bei  der 
Superficies  auf  die  nationale  Rechtsanschauung  und  auf  die 
Bestimmung  des  positiven  Rechtes  an.  Ebenso  wie  bei  dem 
Gebäude  auf  fremder  Sohlstätte  nach  der  Verschiedenheit  der 
Bechtssysteme  entweder  ein  ungeteiltes  Object  angenommen 
wird,  an  welchem  das  Recht  des  Superficiars  als  ein  unkör- 
perliches Benutzungsrecht  erscheint,  oder  zwei  getheilte  und 
nur  äusserlich  verbundene  Objecte,  an  denen  ein  getrenntes 
Eigenthum  besteht:  die  Sohlstätte  und  das  Haus;  so  kann 
auch  bei  dem  Bergwerkseigenthum  sowohl  die  eine  als  die 
andere  Auffassung  durch  das  Gesetz  zur  herrschenden  Regel 
erhoben  werden. 

Beide  Theorien  von  der  Natur  des  Bergwerkseigenthumes 
sind  also  an  sich  gleichberechtigt  und  es  erscheint  unmöglich, 
den  über  die  Berechtigung  der  einen  oder  der  anderen  Mei- 
nung so  lebhaft  geführten  Streit  vom  rechtsphilosophischen 
Standpunkte  aus  zu  entscheiden.  Beide  Theorien  finden  sich 


zwölf  Tafeln  die  Vindication.  Es  hebt  aber  auch  in  diesem  Falle  das 
Eigenthumsrecht  an  dem  vermauerten  fremden  Werkstücke  keines- 
weges auf. 

Nur  wenige  Seiten  weiter,  auf  S.  33  führt  Hr.  Dr.  Koch  dann 
aus,  dass  die  im  §.  1 des  Berggesetzes  bezeichnetcn  Mineralien  dom 
Eigenthume  des  Grundbesitzers  entzogen  seien  und  fährt  fort: 

.,Nun  sind  diese  Mineralien  vor  der  Hand  ohne  Eigenthümer;  cs 
kann  daran  auch  Niemandem  das  Eigenthum  übertragen  werden, 
weil  dasselbe  keinen  bestimmten  Gegenstand  hat;  nur  durch  Occu- 
pation  lässt  sich  ein  solches  erwerben,  wenn  ein  individuell  bestimm- 
tes Object  sich  der  Besitznehmung  darbietet,  bis  dahin  bleiben 
die  in  Rede  Btohenden  Mineralien  res  nullius.“ 

Es  ist  indess  nicht  erklärlich,  wie  diese  Meinung  vereinigt  wer- 
den Boll  mit  der  auf  S.  30  vorgetragenen  Ansicht,  dass  die  Mineralien 
als  untrennbare  Bestandtheilo  des  Grund  und  Bodens  auch  keine  von 
letzterem  verschiedene  rechtliche  Existenz  haben  können.  Ebensowenig 
begreift  man,  weshalb  an  den  Mineralien,  wenn  sie  wirklich  vor  der 
Gewinnung  reB  nullius  sind,  vor  der  Gewinnung  von  Niemandem  das 
Eigenthum  erworben  werden  kann. 
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auch  in  den  verschiedenen  positiven  Gesetzgebungen  ver- 
wirklicht. 

Die  Auffassung  des  Bergwerkseigenthumes  als  reines  Sach- 
eigenthum  an  den  verliehenen  Mineralien  ist  mit  grosser  Be- 
stimmtheit ausgesprochen  in  dem  Französischen  Bergwerks- 
gesetze vom  21.  April  1810  in  den  Art.  7 und  191)-  Bis  zur 
Ertheilung  der  Bergwerksconcession  gelten  die  verleihbaren 
Mineralien  nach  Art.  552  des  Code  Napoleon 2)  als  untrennbare 
Bestandtheile  des  Grundstückes.  Durch  die  Concession  des 
Bergwerks  werden  dieselben  aber  gewissermassen  im  Wege 
der  Expropriation  dem  Grundeigenthümer  gegen  Gewährung 
der  Grundrente  (Art.  6 und  42  des  Berggesetzes  von  1810) 
entzogen  und  zu  Gegenständen  eines  selbstständigen  Eigenthu- 
mes erhoben,  dessen  körperlicher  Gegenstand  in  dem  Momente 
der  Coneessionsertheilung  aus  dem  Grund  und  Boden  ausge- 
schieden wird3). 


1)  Art.  7.  II  (Tacte  de  concession)  donne  la  propriete  perpetuelle 
de  la  mine,  laquelle  est  des  lors  disponible  ct  transmisaible  corame 
tous  les  autres  biens. 

Art.  19.  Du  moment  on  uno  raino  sora  concedee  memo  uu  pro- 
prietaire  de  la  surface  cette  propriete  sera  distingueo  de  cello  de  la 
surface  et  desormais  consideree  commo  propriete  nouvellc  sur  laquelle 
de  nouvelles  hypotheques  pourront  etrg  assises. 

2)  Art.  552.  La  propriete  du  sol  empörte  celle  du  dessous  ct 
du  dessous. 

3)  Napoleon,  aus  dessen  Vorschlägen  die  Art.  7 und  19  des  Ge- 
setzes vom  21.  April  1810  hervorgegangen  sind,  bemerkte  darüber  in 
der  Staatsrathssitzung  vom  18.  November  1809: 

„Du  restc  il  y a uu  tres  grand  interet  ä imprimer  aux  mines  le 
cachet  de  la  propriete.  Si  Pon  n’en  jouissait  que  par  concession  en 
donnaut  ä ce  mot  sou  acceptation  ordinaire  il  ne  faudrait  que  rapporter 
le  decret  qui  concede  pour  depouiller  les  exploitants,  au  lieu  que  si 
ce  sout  des  proprietes,  eiles  devionnent  inviolables  — — Le  secret 
ici  est  de  faire  des  mines  de  veritables  proprietes  et  de  les  rendre 
par  la  sacröes  dans  le  droit  et  le  fait.“  — — 

„On  doit  regarder  los  mines  commo  des  choses  qui  ne  sont  pas 
encore  nees,  qui  n’existent  qu’au  moment  oü  elles  sont  purgees  de  la 
propriete  de  la  surface  et  qui  ä ce  moment  deviennent  des  proprietes 
par  l’effet  de  la  concession.“ 
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Das  Österreichische  Berggesetz  vom  25.  Mai  1854  folgt 
derselben  Auffassung.  Es  bestimmt  im 

§.40.  Wer  durch  die  Bergbehörde  das  Eigen  thums- 
recht auf  die  innerhalb  einer  bestimmten  Begren- 
zung vorkommenden  vorbehaltenen  Mineralien 
und  das  Befugniss  zur  Gewinnung  derselbeu  durch  den  er- 
forderlichen Werksbetrieb  oder  die  Berechtigung  zur  Anlage 
und  zum  Betriebe  eigener  Iliilfsbaue  oder  Revierstollen  er- 
werben will,  hat  im  ersten  Falle  um  die  Verleihung,  im 
andern  aber  um  die  Concession  einzukommen. 

Auch  im  Königreich  Sachsen  war  das  Bergwerkseigeuthum 
durch  das  frühere  Berggesetz  vom  22.  Mai  1852  im  §.  50  als 
ein  körperliches  Eigenthum  an  den  Mineralien  definirt.  Das 
neue  Berggesetz  vom  16.  Juni  18G8  hat  dagegen  im  Anschluss 
an  das  Grossherzoglich  Sächsische  Berggesetz  vom  22.  Juni 
1857  den  hergebrachten  Namen  des  Bergwerkseigenthuines 
durch  die  neue  Bezeichnung  „Bergbaurecht“  ersetzt,  um 
dadurch  die  unkörperliche  Natur  dieses  Rechtes  auszudrücken. 
Es  definirt  im  §.  39  das  Bergbaurecht  als  das  Recht,  „inner- 
halb des  Grubenfeldes  die  in  der  Verleihung  bezeichneten  me- 
tallischen Mineralien  aufzusuchen,  zu  gewinnen  und  die  dazu 
erforderlichen  Vorrichtungen  zu  treffen.“ 

Derselbe  Gedanke  lag  dem  vorläufigen  Entwürfe  des 
Preussischen  Berggesetzes  von  1863  zu  Grunde,  welcher  eben- 
falls au  die  Stelle  des  Bergwerkseigenthumes  ein  Bergbaurecht 
setzte  und  diese  Veränderung  der  im  deutschen  wie  im  fran- 
zösischen Bergrechte  hergebrachten  Terminologie  wie  folgt 
rechtfertigte : 

Es  müsse  die  Annahme  verlassen  werden,  als  ob  die  im 
Schoosse  der  Erde  ruhenden  Mineralien  herrenlose  Sachen 
seien,  als  ob  das  Eigenthum  an  den  Mineralien  durch  das 
Finden  erworben,  oder  als  ob  die  Verleihung  Eigenthumsrechte 
an  dieselben  gewähre.  Zur  rationellen  Begründung  eines  den 
Bedürfnissen  des  heutigen  Bergbaues  entsprechenden  Berg- 
rechtes erscheine  es  unerlässlich,  jene  Ansehauuug  aufzugeben 
und  statt  dessen  anzuerkennen,  dass  die  Mineralien  in  Wirk- 
lichkeit Bestandtheile  des  Grund  und  Bodens  seien,  dass  sie 
bis  zur  Gewinnung  nicht  als  Sachen  im  rechtlichen  Sinne, 
mithin  nicht  als  herrenlose  Sachen  betrachtet  werden  können. 
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Hiernach  könne  von  einem  Eigenthume  an  den  Mineralien,  der 
Lagerstätte,  dem  Grubenfelde  oder  dem  Bergwerke  nicht  mehr 
die  Rede  sein.  Die  Verleihung  gewähre  vielmehr  ein  blosses 
Bergbaurecht,  d.  h.  das  ausschliessliche  und  objectiv  dingliche 
Recht  zur  Gewinnung  und  Benutzung  der  Mineralien  in  dem 
verliehenen  Felde.  Dieses  Bergbaurecht  sei  eine  Art  der  Ge- 
rechtigkeiten und  zwar  eine  Gewerbeberechtigung.  Zum 
Begriffe  des  Eigenthumes  fehle  der  Gegenstand,  da  das  Berg- 
baurecht nicht  die  rechtliche  Herrschaft  über  bestimmte  Sachen 
zum  Inhalte  habe,  sondern  einen  Inbegriff  verschiedener  Be- 
fugnisse, als  welche  namhaft  gemacht  werden:  die  Gewinnung 
der  Mineralien,  die  Aufbereitung  derselben,  die  Anlage  von 
Hülfsbauen,  der  Mitgebrauch  fremder  Grubenbaue  und  das 
Recht  zur  Expropriation  des  zum  Bergbau  erforderlichen  Grund 
und  Bodens  (Motive  S.  13  ff.). 

Diese  Veränderung  der  Terminologie  und  die  zu  Grunde 
liegende  Begriffsbestimmung  fand  vielfachen  Widerspruch.  (Vgl. 
Meine  Bemerkungen  S.  40  ff.  Strohn,  Bemerkungen  S.  8 ff.) 
Das  Allgem.  Berggesetz  ist  auch  im  Titel  3 zu  der  bisherigen 
Terminologie  zurückgekehrt.  Die  Motive  bemerken  hierüber 
(S.  19): 

„Um  sich  nicht  ohne  dringende  Veranlassung  von  dem 
seitherigen  geläufigen  Sprachgebrauche  zu  entfernen,  behält 
der  Entwurf  zur  Bezeichnung  der  Bergbauberechtigung  den 
Ausdruck  „Bergwerkseigenthum“  bei,  lässt  aber  im  Uebrigen 
keinen  Zweifel  darüber  zu,  dass  es  sich  bei  dieser  zu  den 
unbeweglichen  Sachen  zählenden  Bergbauberechtigung,  wie 
auch  gegenwärtig  allgemein  anerkannt  wird,  um  einen  In- 
begriff sehr  verschiedenartiger,  zum  Theil  singulärer  Rechte 
handelt,  durch  welche  dieselbe  sich  von  dem  civilrechtlichen 
Eigenthume  charakteristisch  unterscheidet“  — 

Ein  näheres  Eingehen  auf  den  Begriff  des  Bergwerks- 
eigenthumes lehnen  die  Motive  ab,  weil  die  theoretische  Er- 
örterung des  Begriffes  nicht  Aufgabe  des  Gesetzgebers,  sondern 
der  Rechtswissenschaft  sei. 

Das  Preussischc  Berggesetz  hat  also  ausdrücklich  vermie- 
den, die  hier  erörterte  Controverse  zu  entscheiden  und  es  ist 
deshalb  nicht  zulässig,  aus  seinen  Bestimmungen  Folgerungen 
für  oder  wider  die  eine  oder  die  andere  Ansicht  zu  ziehen. 
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Man  muss  also  bei  der  Begriffsbestimmung  des  Bergwerkseigen- 
thumes theils  auf  den  früheren  Rechtszustand,  theils  auf  die 
logische  Entwickelung  zurückgehen.  Von  den  früher  im  Preus- 
sischen  Staate  geltenden  Bergrechten  hat  das  französische 
Berggesetz  jeden  Zweifel  darüber  abgeschnitten,  dass  das  Berg- 
werkseigenthum als  ein  wirkliches  Sacheigenthum  an  den  con- 
cedirten  Lagerstätten  behandelt  werden  müsse,  indem  es  in 
den  Artikeln  7 und  19  das  Eigenthum  an  dem  Bergwerke 
ausdrücklich  jedem  andern  Eigenthume  gleichstellt.  Im  frü- 
heren preussischen  und  im  deutschen  Bergrechte  verhielt  es 
sich  dagegen  anders.  Die  Bergordnungen  und  das  Allgem. 
Landrecht  begrenzten  das  Grubenfeld  nach  dem  unbekannten 
Streichen  und  Fallen  des  Ganges.  Sie  räumten  bei  einer  Thei- 
lung  des  Ganges  dem  älter  Beliehenen  ein  Wahlrecht  zwischen 
den  verschiedenen  Trümmern  ein.  (A.  L.  R.  II,  16,  §§.  177  ff. 
187.)  Das  Bergwerkseigenthum  des  älteren  Rechtes  hatte  also 
zum  Gegenstände  nicht  ein  in  bestimmte  körperliche  Grenzen 
eingeschlossenes  Feld,  sondern  ein  nicht  bloss  von  dem  unbe- 
kannten Verhalten  der  Lagerstätte,  sondern  auch  von  künfti- 
gen Entschliessungen  des  Besitzers  in  seinem  räumlichen  Um- 
fange bedingtes  Recht.  Das  ältere  preussische  und  deutsche 
Bergrecht  stellte  auch  darin  das  Bergwerkseigenthum  auf  eine 
von  dem  Sacheigenthum  verschiedene  Grundlage,  dass  es  den 
Verlust  des  Bergwerkseigenthumes  durch  den  blossen  Nicht- 
gebrauch oder  in  Folge  unterlassener  Zahlung  der  Recessgel- 
der  eintreten  liess  (a.  a.  0.  §.  105,  §.  201).  Da  diese  Bestim- 
mungen mit  der  Annahme  eines  Sacheigenthumes  nicht  ver- 
träglich waren,  so  musste  nach  dem  älteren  Rechte  das  Berg- 
werkseigenthum wegen  der  Unbestimmtheit  seiner  Begrenzung 
und  wegen  der  Ungewissheit  seiner  Dauer  als  eine  blosse  Ge- 
rechtigkeit bezeichnet  werden,  obgleich  die  Natur  dieses  Rech- 
tes an  und  für  sich,  abgesehen  von  den  angeführten  Bestim- 
mungen des  positiven  Rechtes,  ebensowohl  die  Annahme  eines 
Sacheigenthumes  zugelassen  haben  würde1). 

Das  Allgem.  Berggesetz  hat  nun  diese  unbestimmte  Be- 
grenzung und  die  ungewisse  Dauer  des  Bergwerkseigenthumes 


1)  Vergl.  m.  Uebersicht  der  bergrechtl.  Entscheidungen  S.  33. 
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beseitigt.  Es  hat  das  Grubenfeld  in  feste  körperliche  Grenzen 
eingcschlossen  (§.  26)  und  seine  Aufhebung  nur  in  Folge  einer 
ausdrücklichen  oder  einer  vermutheten  Verzichtleistung  zugelas- 
sen (§§.15611.  §.161).  Es  hat  ferner  den  Realberechtigten  die 
Befugniss  eingeräumt,  der  Aufhebung  des  Bergwerkseigenthumes 
durch  die  Ausübung  ihres  Realrechtes  zuvor  zu  kommen  (§.  159, 
§.  161).  Hiernach  sind  die  früher  bestandenen  Verschieden- 
heiten zwischen  dem  rechtsrheinischen  und  dem  linksrheinischen 
Bergrechte  im  Sinne  des  von  der  französischen  Gesetzgebung 
angenommenen  Saeheigentliumes  an  den  Bergwerken  erledigt. 
Eis  steht  folglich  dieser  Auffassung  in  den  Bestimmungen  des 
positiven  Rechtes  ferner  kein  Bedenken  entgegen. 

Gleichwohl  fehlt  es  an  einer  positiven  Bestimmung,  welche 
nöthigte,  von  der  Auffassung  des  gemeinen  deutschen  Berg- 
rechtes, welches  doch  die  eigentliche  Grundlage  unsrer  heuti- 
gen Berggesetzgebung  bildet,  abzugehen.  Der  frühere  Rechts- 
zustand kann  daher  von  den  Vertheidigern  der  einen  uud  der 
andern  Ansicht  fast  mit  gleichem  Grunde  angerufen  werden, 
und  die  Entscheidung  der  vorliegenden  Contro verse  lässt  sich 
daher  im  Grunde  nur  aus  der  logischen  Entwickelung  des  Be- 
griffes des  Bergwerkseigenthumes  erschliessen. 

Hier  ist  uach  der  Ansicht  des  Verfassers  die  unmittel- 
bare rechtliche  Herrschaft  des  Bergwerkseigenthümers  über  die 
unterirdischen  Mineralien  entscheidend.  Es  ist  unzulässig,  ihm 
nur  ein  Recht  zur  Gewinnung  an  denselben  beizulegen,  da  die 
Mineralien  der  rechtlichen  Herrschaft  des  Grundeigenthümers 
entzogen  sind  und  daher  in  Folge  der  ertheilteu  Verleihung 
unter  die  unmittelbare  rechtliche  Herrschaft  des  Bergwerks- 
eigenthümers fallen  müssen.  Der  Verlässer  hat  an  einem  an- 
dern Orte  *)  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  mit  dem  Ver- 
fügungsrechte, welches  §.  1 dem  Grundeigentümer  entzieht, 
dem  Letzteren  in  der  That  das  Eigenthum  der  verleihbaren 
Mineralien  entzogen  ist,  da  ein  Nutzungs-  oder  Gebrauchsrecht, 
welches  neben  dem  Verfügungsrechte  als  Bestandteil  des 
Eigenthuines  unterschieden  zu  werden  pflegt,  dem  Grundeigen- 
tümer jedenfalls  nicht  zukommt. 


1)  Commentar  zum  Ailg.  Berggesetz.  Anm.3.  S.  85. 
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Das  Bayerische  Berggesetz  vom  20.  März  1869  zieht  diese 
Folgerung,  indem  es  im  §.  1 bestimmt: 

„Das  Eigenthumsrecht  an  Grund  und  Boden  erstreckt 
sich  nicht  auf  die  nachstehend  bezeichneten  Mineralien.“ 

Es  entscheidet  sich  durch  diese  veränderte  Fassung  zu- 
gleich für  die  körperliche  Natur  des  Bergwerkseigenthumes, 
Im  Uebrigen  sind  die  Bestimmungen  des  Preussischen  Berg- 
gesetzes über  den  Inhalt  des  Berwerkseigenthuines  §8.50—54, 
denen  die  §§.  40—44  des  Bayerischen  Gesetzes  entsprechen, 
unverändert  beibehalten  und  es  ist  damit  ein  Beleg  dafür  ge- 
geben, dass  die  Bestimmungen  unseres  Gesetzes  in  ihrer 
absolut  neutralen  Fassung  den  Begriff  eines  körperlichen  Berg- 
werkseigenthumes keinesweges  aussehliessen. 

Der  Verfasser  glaubt  deshalb  an  dieser  Theorie  als  der 
einfacheren  und  natürlicheren  festhalten  zu  müssen,  jedoch 
mit  dem  vor  zehn  Jahren  ausgesprochenen  Beisatze,  dass  beide 
Theorien  von  der  Natur  des  Bergwerkseigenthumes  an  sich 
gleichberechtigt  sind  und  wie  jetzt  hiuzugefügt  werden  muss, 
dass  beide  mit  den  Bestimmungen  unseres  Berggesetzes  nach 
der  ausgesprochenen  Absicht  des  Gesetzgebers  gleichmässig 
vereinigt  werden  können. 

Jedenfalls  muss  dabei  als  feststehend  erachtet  werden, 
dass  eine  materielle  Verschiedenheit  zwischen  dem  Bergwerks- 
eigenthume  als  körperliches  Eigenthum  an  den  verliehenen 
Mineralien  und  dem  Bergwerksei genthume  als  unkörperliches 
Gewinnungsrecht  nicht  bestehen  kann.  Wie  das  körperliche 
Eigenthum  an  den  Mineralien  nach  der  einen  Auffassung 
dadurch  modifizirt  wird,  dass  dieselben  als  Bestandtheile  des 
Grundstücks  d.  h.  als  raumerfüllende  Masse  der  Herrschaft  des 
Grundeigenthümers  unterworfen  sind;  so  wird  das  nach  der 
andern  Meinung  bestehende  unkörperliche  Gewinnungsrecht 
dadurch  weit  über  die  sonstigen  Gerechtigkeiten  hinausgehoben 
und  dem  Sacheigenthume  angenähert,  dass  es  den  nicht  bloss 
räumlich  begrenzten,  sondern  .auch  ganz  unveränderlichen  In- 
begriff der  in  dem  verliehenen  Felde  abgelagerten  Mineralien 
zum  Objecte  hat. 

Daher  sind  auch  die  praktischen  Consequenzeu  der  hier 
erörterten  Meinungsverschiedenheit  nicht  so  erheblich,  als  dies 
vielfach  — früher  auch  von  dem  Verfasser  — angenommen 
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ist.  Im  Königreich  Sachsen  ist  in  den  beiden  im  Laufe  der 
letzten  zwanzig  Jahre  einander  folgenden  Berggesetzen  das 
Bergwerkseigenthum  im  gradezu  entgegengesetzten  Sinne  de- 
finirt,  einmal  als  körperliches  Eigenthum,  das  andremal  als 
unkörperliches  Bergbaurecht.  Gleichwohl  ist  nicht  bekannt  ge- 
worden, dass  dieser  Wechsel  der  Gesetzgebung  irgend  eine 
materielle  Veränderung  in  dem  so  bedeutenden  Bergwerks- 
eigenthume  des  Königreiches  hervorgebracht  hätte  *)• 

Oppenhoff  (Commentar  No.  314  und  914)  betrachtet  es 
als  eine  (Konsequenz  der  unkörperlichen  Natur  des  Bergwerks- 
eigenthumes, „dass  verlassene  Bergwerke  nicht  etwa  als  her- 
renlose Immobilien  dem  Staate  anheirafallen.“  Diese  Annahme 
steht  jedoch  mit  den  Gesetzen  nicht  im  Einklang ; denn  nach 
§.  50  und  51  des  Allg.  Berggesetzes  gehört  das  Bergwerks- 
eigenthum zu  den  unbeweglichen  Sachen  und  auf  dasselbe 
finden  hinsichtlich  der  Veräusserung  die  allgemeinen  gesetz- 
lichen Vorschriften  Anwendung,  welche  in  dieser  Beziehung 
für  das  Grundeigenthum  gelten.  Unbewegliche  Güter  aber, 
die  von  ihren  vorigen  Eigenthümern  wieder  verlassen  worden 
sind,  fallen  nach  §.  3 Allg.  Landrecht  Th.  II  Tit.  16  dem 
Staate  zu  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  diese  Vor- 
schrift auch  auf  herrenlose  Bergwerke  Anwendung  finden  muss. 
Allerdings  kann  der  Bergwerkseigenthümer  nach  §.  161  des 


1)  Es  mag  hier  angemerkt  werden,  dass  mit  der  technischen  und 
nationalökonomischen  Bedeutung  des  sächsischen  Bergbaues  die  wissen- 
schaftliche Pflege  des  Bergrechts  nicht  Schritt  gehalten  hat.  Während 
das  neue  Berggesetz  von  1869  noch  gar  keine  Bearbeitung  in  irgend 
welcher  Form  gefunden  hat,  fehlt  es  auch  für  das  frühere  Berggesetz 
von  1851  an  den  nothwendigen  Hülfsmitteln  zur  Interpretation  und 
das  Land,  welches  einst  die  Wiege  und  bis  in  dieses  Jahrhundert  hin- 
ein die  Pflanzstätte  der  deutschen  Bergrechtswissen schaft  war,  ist  ge- 
genwärtig kaum  noch  an  der  Pflege  dieses  Zweiges  der  Jurisprudenz 
betheiligt.  Es#  ist  dies  die  unverkennbare  Folge  davon,  dass  die  säch- 
sische Gesetzgebung  seit  1851  den  Boden  des  gemeinen  deutschen  Berg- 
rechtes mehr  als  geboten  und  räthlich  war  verlassen  hat  und  es  ist  zu 
hoffen,  dass  die  Wiederannäherung  an  das  in  den  übrigen  deutschen 
Staaten  geltende  Recht,  welche  durch  das  Gesetz  von  1869  erfolgt  ist, 
die  Isolirung,  welche  die  nothwendige  Folge  particularistischer  Neue- 
rungen war,  bald  wieder  beseitigen  werde. 
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Berggesetzes  vor  der  Bergbehörde  seinen  freiwilligen  Verzieht 
auf  das  Bergwerk  zum  Zwecke  der  Aufhebung  des  Bergwerks- 
eigenthumes  erklären.  Es  erfolgt  dann  in  einem  nach  §.  158  f. 
geregelten  Verfahren  die  Aufhebung  der  Verleihung;  das  Berg- 
werk fällt  nicht  an  den  Staat,  sondern  es  erlischt,  weil  nicht 
bloss  das  Eigenthumsrecht  des  Derelinquirenden  aufgehoben 
wird,  sondern  das  Rechtsobject  selbst  zu  existiren  aufhört. 
Allein  die  Aufhebung  des  Bergwerkseigenthuines  nach  der  Vor- 
schrift der  §§.  156—164  kann  nur  auf  den  gemäss  §.  161  von 
dem  Bergwerkseigenthiimer  an  die  Bergbehörde  gerichteten 
Antrag,  oder  in  Folge  einer  von  der  Behörde  gemäss  §.  156 
an  den  Eigenthümer  gerichteten  Aufforderung  zur  Inbetrieb- 
setzung eintreten.  Das  im  sechsten  Titel  vorgesehene  Verfah- 
ren kann  nicht  eintreten,  wenn  der  Eigenthümer  des  Berg- 
werks unbekannt  oder  ohne  Erben  verstorben  oder  verschollen 
ist,  oder  wenn  er  einfach  sein  Eigenthum  aufgibt,  ohne  den 
im  §.  151  vorgesehenen  Antrag  zu  stellen.  Der  Herr  Verfasser 
würde  sich  auch  leicht  überzeugen  können,  dass  in  diesen 
Fällen  das  Recht  des  Fiskus  auf  herrenlose  Bergwerke  und 
Bergwerksantheile  auch  unter  der  bestehenden  Berggesetzge- 
bung von  der  Praxis  anerkannt  wird. 

Manche  Fragen,  welche  je  nach  der  Annahme  eines  kör- 
perlichen Eigenthumes  oder  eines  unkörperlicheu  Gewinnungs- 
rechtes verschieden  beantwortet  werden  können,  sind  in  dem 
Berggesetze  durch  besondere  Bestimmungen  ausdrücklich  ent- 
schieden. So  würde  nach  der  ersten  Annahme  bei  der  durch 
einen  Dritten  zufällig  bewirkten  Gewinnung  der  verliehenen 
Mineralien  der  Bergwerkseigenthümer  schon  durch  die  blosse 
Separation  Eigenthümer  der  gewonnenen  Mineralien  werden, 
welche  ein  selbstständiges  bewegliches  Eigenthumsobject  bilden, 
während  dies  nach  der  zweiten  Annahme  ohne  ausdrückliche 
Bestimmung  des  Gesetzes  nicht  der  Fall  sein  würde.  Das 
Berggesetz  gibt  aber  im  §.  63  für  den  Fall  einer  solchen  zu- 
fälligen Mineralgewinnung  durch  den  Hülfsbau  eines  andern 
Bergwerks  dem  Bergwerkseigenthümer  das  Recht,  die  unent- 
geltliche Herausgabe  zu  fordern. 

Die  Frage,  ob  der  Klage  eines  besser  berechtigten  Mu- 
thers  der  Einwand  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigeuthumes 
auf  deu  Glauben  des  Hypothekenbuches  (§§.  7.  8 u.  18  Allg. 
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Landrechts  Th.  I Tit.  10)  entgegengesetzt  werden  kann,  muss 
ebenfalls  wie  in  meiner  Uebersieht  der  bergrechtlichen  Ent- 
scheidungen S.  39  f.  gezeigt  ist,  verschieden  beantwortet  wer- 
den, je  nachdem  das  Bergwerkseigenthum  als  ein  körperliches 
Eigenthum  an  den  in  dem  Felde  befindlichen  Mineralien,  oder 
als  ein  unkörperliches  Gewinnungsrecht  betrachtet  wird.  Allein 
auch  diese  Frage  ist  jetzt  durch  die  §§.  31  und  35  des  Berg- 
gesetzes entschieden,  indem  filr  die  Dauer  der  bestimmten 
Präclusivfristen  dem  Muther  die  Klage  gegen  den  Bergwerks- 
eigenthümer,  also  auch  gegen  den  neuen  Erwerber,  welcher  das 
Bergwerk  auf  den  Glauben  des  Hypothekenbuches  erworben 
hat,  Vorbehalten  ist. 

Endlich  bleibt  die  Streitfrage  über  die  Natur  des  aus 
der  Muthung  entspringenden  Rechtes  zu  erörtern , welche 
ebenfalls  mit  der  hier  erörterten  Gontroverse  über  die  Natur 
des  Bergwerkseigenthumes  in  Verbindung  gebracht  ist1),  ob- 
gleich dieselbe  im  Grunde  davon  unabhängig  ist  und  einer 
selbstständigen  Erörterung  bedarf. 

Nach  dem  früheren  gemeinen  deutschen  Bergrechte  war 
das  Recht  aus  der  Muthung  nichts  anderes,  als  das  in  seiner 
Wirksamkeit  durch  die  Verpflichtung  zur  Einholung  der  Ver- 
leihung bedingte  Berg  werkseigen  thum.  Das  Bergwerkseigen- 
thum war  durch  Einlegung  der  Muthung  auf  den  im  F'reien 
gemachten  Fund  bereits  erworben  und  dem  Muther  war  nur 
die  Verpflichtung  auferlegt,  binnen  einer  gewissen  Frist  die 
Verleihung  nachzusuchen  und  zu  diesem  Zwecke  die  Beschaf- 
fenheit seines  Fundes  nachzuweisen.  Daher  nennen  die  älteren 
Bergordnungen  den  Gegenstand  des  Rechtes  aus  der  Muthung 
geradezu  „das  Lehen“  oder  „das  Werk“  ebenso  wie  das  ver- 
liehene Bergwerkseigenthum.  Sie  bezeichnen  die  Verleihung 
zum  Theil  ausdrücklich  als  die  „Bestätigung“  der  Muthung 
oder  des  gemutheten  Lehens  (Chur-Trier.  B.  O.  Th.  III.  Art. 
III.  6.  Chur-Sächs.  B.  0.  Art.  7)2).  Alle  aber,  auch  das 
A.  L.  R.  Th.  II  Tit.  IC.  §§.  169. 170,  bezeichnen  als  den  Inhalt 


1)  Oppenhof.  Commentar  Nr.  173. 

2)  Vcrgl.  feiner:  Cleve-Märk.  B.  0.  Cap.  III.  §.  2.  Schles.  B.  O. 
Cap.  IV.  §.  2.  ’ Magdeb.  B.  0.  Cap.  IV.  §.  2.  Heimebergische  B.  O. 
Th.  II.  Art.  4.  Chur-Cöln.  B.  0.  Th.  III.  Art.  4. 
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der  Verteilung  nur  die  Feststellung  der  gesetzlichen  Re- 
quisite: der  Bauwürdigkeit,  der  Feldesfreiheit,  des  Erstfinder- 
oder Mutherrechtes  und  des  Feldasumfangs. 

Sie  bedrohen  den  Muther,  welcher  unterlässt,  die  Ver- 
leihung rechtzeitig  nachzusuchen  oder  die  Arbeiten  zum  Nach- 
weise der  Bauwürdigkeit  rechtzeitig  auszuführen,  mit  dem  Ver- 
luste seines  Rechtes  in  denselben  Ausdrücken,  welche  den 
Verlust  des  bereits  verliehenen  Bergwerkseigenthumes  bezeich- 
neten.  So  bestimmt  noch  das  Allg.  Landrecht  Th.  II.  Tit.  16: 

§.  162.  Der  Finder  sowohl  als  der  Muther  müssen  mit 
Fleiss  und  unausgesetzter  Arbeit  bemühet  sein,  den  gemu- 
theten  Gang,  das  Flötz  oder  die  Bank  zu  entblössen,  das  ist 
selbige  mit  dem  Stollen  oder  Schürf  in  vollem  frischen  An- 
bruche zu  zeigen. 

§.  163.  Wer  binnen  vier  Wochen  nach  erfolgter  Appro- 
bation die  Arbeit  nicht  anfängt,  oder  sie  nicht  fortsetzt, 
wird  seines  Rechtes  verlustig,  und  das  Werk  ist  ins 
Freie  gefallen. 

§.  169.  Wenn  hiernächst  das  Bergamt  festgesetzt  hat, 
dass  ein  Gang,  Stockwerk,  Lager  oder  Flötz  auch  bauwürdig 
und  im  Freien  gelegen  sei,  so  muss  der  Finder  oder  Muther 
binnen  Vier  Wochen  bei  Verlust  des  Rechtes  die  Beleihung 
nachsuchen. 

Nach  gemeinem  deutschen  Bergrechte  erfolgt  also  die 
Erwerbung  des  Bergwerkseigenthumes  im  Wege  der  Occupa- 
tion  an  der  gefundenen  Lagerstätte  entweder  durch  die  Hand- 
lung des  Findens  (vergl.  oben  S.  77  f.)  oder  wenn  ohne  Finder- 
recht gemuthet  wird  durch  die  förmliche  Handlung  der  Mu- 
thung,  welche  die  körperliche  Besitzergreifung  — das  Finden 
— vertritt. 

Diese  Regeln  des  gemeinen  deutschen  Bergrechtes  haben 
zur  Voraussetzung  die  natürliche  Begrenzung  des  Bergwerks- 
eigenthumes durch  die  Grenzen  der  gefundenen  Lagerstätte, 
welche  in  ihrer  Erstreckung  vom  Ausgehenden  bis  in  die  ewige 
Teufe  und  in  der  gesetzlich  feststehenden  Feldeslänge  (Fund- 
grube und  Maassc)  und  Breite  (Vierung)  unmittelbar  von  dem 
liechte  des  Muthers  ergriffen  wird.  Sie  haben  jedoch  nicht 
minder  für  das  heutige  Recht  Geltung,  welches  das  Bergwerks- 
eigenthum nicht  an  einer  bestimmten  Lagerstätte,  sondern  an 
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einem  Inbegriffe  von  Lagerstätten  in  einem  künstlich  begrenz- 
ten Felde  erwerben  lässt,  denn  die  Besitzergreifung  durch  das 
Finden  des  Minerals  auf  einer  solchen  Ablagerung  und  durch 
die  Muthung  des  räumlich  begrenzten  Feldes  ist  auch  heute 
noch  der  einzige  Erwerbungsgrund  für  das  durch  die  Verlei- 
hung constituirte  Bergwerkseigenthum,  da  ja  die  Verleihung 
nichts  anderes  als  die  gesetzliche  Consequenz  des  durch  das 
Finden  und  durch  die  Muthung  bereits  erworbenen  Rechtes  ist. 

Wenn  Oppenhoff  (No.  314)  diese  Auffassung,  welche  in 
den  Quellen  des  älteren  deutschen  Bergrechtes  auf  das  Be- 
stimmteste ausgesprochen  ist,  als  „eine  höchst  künstliche  und 
willkürliche  Fiction“  bezeichnet,  so  übersieht  er,  dass  dieselbe 
Regel  von  der  unmittelbaren  Erwerbung  des  Bergwerkseigen- 
thumes durch  das  Fiuden  und  durch  die  Muthung  sich  unter 
gleichen,  dem  Ursprünge  des  deutschen  Bergbaues  analogen 
Verhältnissen  noch  in  unsern  Tagen  in  den  bergmännischen 
Gewohnheiten  der  nordamerikanischen  Bergwerksdistricte  ent- 
wickelt hat  *). 

In  den  westlichen  Gebieten  der  Vereinigten  Staaten  hat 
sich  unter  einer  eingewanderten  Bevölkerung  von  Bergbau- 
treibenden aller  Nationen  das  Recht  der  unmittelbaren,  theils 
körperlichen,  theils  symbolischen  Besitznahme  der  Gruben- 
felder  nicht  als  eine  willkürliche  künstliche  Fiction,  sondern 
als  eine  aus  der  Natur  der  Verhältnisse  entsprungene  Regel 
entwickelt;  und  so  ist  in  dieser  jüngsten  Eroberung  des  Berg- 
baues und  der  Civilisation  dasselbe  Recht  gewohnheitsmässig 
entwickelt  worden,  welches  vor  sechs  Jahrhunderten  an  den 
ältesten  Pflanzstätten  des  deutschen  Bergbaues  sich  ebenso 
gewohnheitsmässig  ausgebildet  hatte. 

Das  Bergwerkseigenthum,  welches  nach  der  Ansicht  eini- 
ger neueren  Juristen2)  lediglich  ein  Product  der  positiven  Ge- 
setzgebung sein  soll,  hat  sich  hier  wie  dort  im  directen  Wider- 
streite mit  der  positiven  auf  dem  Rechte  des  Grundeigenthumes 


1)  Vergl.  die  in  der  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  IX  S.  383  ff. 
von  Burkart  mitgotheilten  Rechtsgewohnheiten  der  westlichen  Staaten 
von  Nordamerika. 

2)  Vergl.  den  Commissionsbericht  des  Hauses  der  Abgeordneten 
zum  Allg.  Berggesetze.  S.  29. 
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beruhenden  Gesetzgebung,  durch  die  zwingende  Natur  der 
Verhältnisse  und  durch  die  darauf  begründete  Hechtsgewohn- 
heit ausgebildet. 

Die  Preussische  Berggesetzgebung  hat  vorübergehend  in 
dem  Gesetze  vom  1.  Juli  1821  den  Versuch  gemacht,  die 
Grundlagen  des  deutschen  Bergrechtes  in  Betreff  der  Erwer- 
bung des  Bergwerkseigenthumes  zu  verlassen  und  der  Berg- 
behörde in  Annäherung  an  das  Vorbild  des  französischen  Rechtes 
einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Ausdehnung  und  Begren- 
zung des  Bergwerkseigenthuines  einzuräumen.  Die  Verwicke- 
lungen, welche  durch  dieses  Gesetz  in  die  Lehre  von  der  Er- 
werbung des  Bergwerkseigenthumes  vorübergehend  hereinge- 
tragen wurden,  habe  ich  an  einem  andern  Orte  dargestellt  >). 

Das  Allgemeine  Berggesetz  ist  auf  den  Boden  des  deut- 
schen Bergrechtes  zurückgekehrt,  der  in  der  rechtsrheinischen 
Gesetzgebung  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1821,  welches 
die  Begrenzung  und  die  Ausdehnung  des  Feldes  dem  Ermes- 
sen der  verleihenden  Behörde  überliess,  zum  Theil  verlassen 
worden  war.  Es  lässt  die  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthu- 
mes lediglich  nach  Massgabe  der  Muthung  erfolgen.  Wenn 
diese  den  gesetzlichen  Erfordernissen  entspricht  (§.  22)  und 
nicht  mit  den  älteren  oder  besseren  Rechten  Dritter  collidirt 
(§§.  30—  32),  so  wird  die  Verleihung  nach  dem  Anträge  des 
Muthers  ertheilt  und  auch  die  Begrenzung  des  Feldes  erfolgt 
ausschliesslich  durch  die  Erklärung  des  Muthers,  welche  ent- 
weder in  der  Muthung  selbst  oder  in  einem  Nachtrage  (§.  18) 
abgegeben  wird.  Das  Verfahren,  welches  über  die  eingelegte 
Muthung  eröffnet  wird  und  mit  der  Ausfertigung  der  Verlei- 
hungsurkunde abschliesst,  hat  nur  den  Zweck,  das  Vorhanden- 
sein der  gesetzlichen  Erfordernisse  festzustellen  und  collidirende 
Ansprüche  verschiedener  Muther  auf  dem  Wege  der  contra- 
dictorischen  Verhandlung  zur  Entscheidung  zu  bringen.  Der 
Muther  kann  das  erworbene  Recht,  auch  wenn  ihm  die  Ver- 
leihung von  dem  Oberbergamte  versagt  ist,  im  Wege  der  ge- 
richtlichen Klage  gegen  den  beliehenen  Bergwerkseigenthümer 
verfolgen  (§§.  31,  35),  und  erst  wenn  er  die  Frist  von  drei 


1)  Vergl.  meine  Uebersiclit  der  bergrechtlichen  Entscheidungen. 
S.  108  ff. 
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Monaten  nach  der  Zurückweisung  seiner  Muthung,  oder  falls 
diese  nicht  erfolgt  ist,  nach  der  Bekanntmachung  der  entgegen- 
stehenden  Verleihung  verstreichen  lässt,  wird  er  des  Rechtes 
aus  der  Muthung  verlustig. 

Die  Muthung  begründet  daher  ein  dingliches  Recht  an 
dem  genmtheten  Bergwerke,  welches  auf  Grund  der  blossen 
Muthung  gegen  jeden  Dritten  verfolgt  werden  kann.  Dieses 
Recht  ist  seinem  Objecte  nach  von  dem  wirklichen  Bergwerks- 
eigenthume  nicht  verschieden.  Es  ist  jedoch  resolutiv  bedingt 
durch  die  Verpflichtung,  die  Verleihung  des  Bergwerkseigen- 
thumes in  dein  durch  Abschnitt  2 und  3 geordneten  Verfah- 
ren von  der  Bergbehörde  zu  erlangen,  und  es  erlischt  durch 
die  Zurückweisung  des  Anspruchs  seitens  der  Bergbehörde, 
und  durch  den  Ablauf  der  für  die  gerichtliche  Verfolgung  ge- 
stellten dreimonatlichen  Frist.  Bis  zur  erlangten  Verleihung 
ist  dein  Mutlier  auch  die  Disposition  über  das  gemuthete  Berg- 
werk unteren gt '). 

Betrachtet  man  die  Theorien,  welche  im  Gegensätze  zu 
der  hier  entwickelten  Ansicht  von  neueren  Juristen  vertheidigt 
werden,  so  ist  die  früher  mit  einer  relativen  Berechtigung  auf- 
gestellte  Meinung,  dass  die  Muthung  ein  Forderungsrecht  «fl 
den  Staat  als  Regalinhaher  auf  Uebertragung  des  Bergwerks- 


1 ) Das  dinglich»  Hecht  des  Muthers  lässt  sich  deshalb  gegenüber  dsm 
Bcrgwerkseigcnthume,  welches  erst  durch  die  Verleihung  erworben  wird, 
etwa  mit  dem  Hechte  des  Erben  an  der  angefallenen  Erbschaft  gegenüber 
dem  durch  die  Antretung  der  Erbschaft  erworbenen  Eigentbume  ver- 
gleichen, wie  dies  in  meinem  Commentar  2.  Auf).  S.  100  geschehen  ist 
Hiergegen  bemerkt  Koch  in  seinem  Commentar  S.  SO:  „Der  Vergleich 

mit  der  angefallenen  nnd  der  angetreteneu  Erbsehaft  gellt  ganz  fehl, 
doun  da  der  Ilr.  Verf.  doeh  Jurist  ist,  so  muss  er  wissen,  dass  nach 
dem  Allgemeinen  Landrecht  wie  nach  dem  Code  Napoleon  der  Erbe 
schon  durch  den  Anfall  Eigenthümer  der  Erbschaft  ist  und  der  Antre- 
tung zum  Zwecke  der  Erwerbung  des  Eigenthumes  schlechthin  nicht 
bedarf.“  — Dass  nach  dem  Gemeinen  Hechte,  aus  welchem  das  von  nur 
gewählte  Beispiel  genommen  ist,  die  entgegengesetzte  Regel  gilt,  welss 
Hr.  Dr.  Koch  natürlich  ebenfalls,  allein  er  findet  für  gut,  es  zu  verschwei- 
gen. — Der  Verfasser  glaubt,  eine  so  wenig  sachliche  Kritik,  wie  solche 
an  verschiedenen  Stellen  des  Koch’sclien  Coramcntars  hervortritt,  bilh? 
iguoriren  zu  dürfen. 
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eigenthumes  in  dem  gemutheten  Felde  erzeuge1),  durch  das 
heutige  Berggesetz  definitiv  beseitigt,  da  von  einem  Rechte  des 
Staates  an  den  unverliehenen  Mineralien,  dessen  Uebertragung 
durch  die  Muthung  gefordert  und  durch  die  Verleihung  be- 
wirkt werden  könnte,  nicht  mehr  die  Rede  ist. 

Wenn  gleichwohl  Koch  in  seinem  Commentar  S.  97  f. 
den  aus  der  Muthung  erlangten  Anspruch  als  ein  Schuldver- 
hältnis?, als  eine  Forderung  auf  die  Leistung  einer  bestimm- 
ten Person,  nämlich  der  Bergbehörde  eines  gewissen 
Reviers  bezeichnet,  welche  Forderung  freilich  nach  §.23  des 
Berggesetzes  nicht  gegen  die  verpflichtete  Person,  die  verlei- 
hende Bergbehörde,  sondern  nur  mit  einer  dinglichen  Klage 
gegen  den  dritten  Goncurrenten  verfolgt  werden  könne,  so 
kann  mau  diesen  Sätzen  gegenüber  nicht  ein  gewisses  Befrem- 
den und  ein  Bedauern  darüber  unterdrücken,  dass  sie  unter 
der  Firma  eines  so  berühmten  Namens  auftreten. 

Andere,  wie  z.  B.  Oppen  hoff  (Commentar  No.  173),  be- 
gnügen sich  damit,  das  Recht  aus  der  Muthung  als  einen  „An- 
spruch auf  Verleihung“  zu  bezeichnen.  Damit  ist  indess  juri- 
stisch offenbar  nichts  gesagt,  denu  ein  Anspruch,  welchen  das 
Gesetz  unmittelbar  gewährt  und  jedem  Dritten  gegenüber  zu 
erzwingen  gestattet,  ist  nichts  anderes,  als  das  Recht  selbst. 

Der  Inhalt  des  Bergwerkseigeuthumes  besteht  in  der 
Verfügung  über  die  verliehenen  Mineralien,  welche  den  Gegen- 
stand entweder  des  körperlichen  Eigenthumes  oder  des  unkör- 
perlichen Gewinnungsrechtes  ausmachen  und  welche  der  Ver- 
fügung des  Grundeigenthümers  durch  §.  1 des  Berggesetzes 
entzogen  siud.  Dieses  Verfügungsrecht  schliesst  nach  §.  54 
alle  die  Vorrichtungen  ein,  welche  zur  Aufsuchung  und  Ge- 
winnung des  Minerals  in  dem  verliehenen  Felde  unter  oder 
über  Tage  getroffen  werden.  Es  erstreckt  sich  nach  §.  58  bis 
auf  die  zur  Aufbereitung  der  Bergwerkserzeugnisse  erforder- 
lichen Anstalten. 

Unter  der  Aufbereitung  wird  nach  dem  bergmännischen 
Sprachgebrauchc  die  mechanische  Veränderung  der  Bergwerks- 
producte  (durch  Pochen,  Mahlen,  Waschen,  Auslesen  und 


1)  Achenbach  in  der  Zeitschrift  für  das  Berg*,  Hütten-  und  Sali- 
nenwesen.  VI.  Bd.  S.  138. 
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Scheiden)  verstanden,  im  Gegensätze  zu  den  chemischen  Pro- 
zessen, welche  sämmtlich  zum  Hüttenbetriebe  gerechnet  wer- 
den ’)•  Her  Bergwerkseigenthiimer  befindet  sich  also  bei  der  Auf- 
bereitung seiner  Producte  in  der  Ausübung  seines  Bergwerks- 
eigenthumes, er  betreibt  kein  besonderes  Gewerbe.  Die  Auf- 
bereitungsanstalten, soweit  sie  von  dem  Bergwerksbesitzer  zur 
Verarbeitung  der  eigenen  Producte  betrieben  werden,  sind  Zu- 
behörungen des  Bergwerks,  für  welche  dem  Bergwerksbesitzer 
nach  $.135  des  Allg.  Berggesetzes  der  Anspruch  auf  Grundab- 
tretung zusteht.  Ueber die  sonstigen  Zubehörungen  des  Berg- 
werks enthält  das  Berggesetz  keine  ausdrückliche  Bestimmung. 
Zu  den  unbeweglichen  Pertinenzien  gehören  ausser  den  Aufbe- 
reitungsanstalten nach  §.  üO  die  Hülfsbaue  im  fremden  Felde, 
ferner  die  unmittelbar  zum  Grubenbetriebe  dienenden  Gebäude 
und  Grundflächen.  Zu  den  beweglichen  Pertinenzstücken  sind 
nach  den  Regeln  das  Civilrechtes  solche  Sachen  zu  rechnen, 
welche  entweder  äusserlich  oder  ihrer  Zweckbestimmung  nach 
in  dauernde  Verbindung  mit  dem  Bergwerke  gebracht  sind, 
ohne  doch  iutegrirendc  Theile  des  Grundgebäudes  zu  sein. 
Dahin  gehören  z.  B.  Gezähe,  Instrumente,  Grubenrisse,  trans- 
portable Maschinen  u.  s.  w.  Das  französische  Bergwerksgesetz 
vom  21.  April  1810  rechnete  im  Art.  8 zu  den  Pertineuzieu 
der  Grube  auch  die  zur  Arbeit  unter  Tage  verwendeten  Pferde. 
Nach  heutigem  Rechte  kommt  es  darauf  an,  ob  dieselben  als 
bleibend  für  den  Betrieb  des  Bergwerks  .bestimmt  anzusehen 
sind  oder  nicht.  In  letzterem  Falle  wird  auch  ein  über  Tage 
zum  Betriebe  eines  Rosswerks  gehaltenes  Pferd  als  Zubehör  des 
Bergwerks  gelten  müssen. 


1)  Die  Grenze  ist  streitig  namentlich  hinsichtlich  des  Röstens, 
welches  zwar  in  der  Regel  eine  chemische  Umsetzung  der  Erze  be- 
zweckt, zuweilen  indess  auch  als  Vorbereitung  zur  Zerkleinerung  der 
Erze  durch  Poclieu  und  Mahlen  dient.  Die  Praxis  der  Verwaltungsbe- 
hörden nimmt  überall  da,  wo  Feuer  angewendet  wird,  einen  Hütten- 
prozess an.  Vergl.  m.  Commentar  2.  Aufl.  Anm.  146.  288.  — Ztschr. 
f.  Bergrecht  Bd.  II  S.  368.  — Koksöfen  und  Theerschwelereien  gehören 
zwar  nicht  zu  den  Aufbereitungsanstalten;  sofern  sie  jedoch  am  Ge- 
winnungsortc  des  Materials  errichtet  werden,  sind  sic  nach  §.16  der 
Norddeutschen  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  von  der  sonst  zur 
Anlage  solcher  Anstalten  erforderlichen  polizeilichen  Genehmigung  befreit. 
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§.  15.  Die  Vermessung. 

(§§.  39  — 40  des  Berggesetzes.) 

Die  Vermessung  ist  das  Verfahren,  durch  welches  die  in 
der  Verleihungsurkunde  und  auf  dem  Situationsrisse  bezeich- 
neten  Feldesgrenzen  auf  die  Erdoberfläche  übertragen  werden. 
Nach  dem  gemeinen  deutschen  Bergrechte  wurden  zwei  Arten 
der  Vermessung  unterschieden:  das  Ueberschlagen  (Ver- 
messen mit  der  verlorenen  Schnur)  und  das  Erbbereiten 
(erbliche  Vermessen).  Das  Ueberschlagen  hatte  nur  den  Zweck, 
dem  Eigentümer,  dem  Grenznachbar  oder  der  Behörde  Infor- 
mation über  die  Lage  des  Feldes  zu  geben.  Das  Erbbereiten 
bewirkte  zugleich  eine  unabänderliche  Festsetzung  der  Feldes- 
grenzen; es  hatte  also  die  Wirkung  einer  Grenzregulirung. 
Ja!  bei  der  erblichen  Vermessung  der  Längenfelder  ging  diese 
Wirkung  unter  Umständen  noch  weiter;  die  Erbbereitung 
konnte  auch  die  Feldesstreckung  einschliessen,  indem  erst  durch 
die  Vermessung  die  Lage  der  Fundgrube  und  der  Maassen 
fixirt  wurde,  welche  bis  dahin  von  dem  Beliehenen  willkürlich 
vom  Fundpunkte  aus  nach  der  einen  oder  der  andern  Seite 
des  Streichens  gelegt  werden  konnten  *).  Die  Verleihung  be- 
stimmte nach  gemeinem  Rechte  beim  Längenfelde  nur  die 
Zahl  der  Maassen,  welche  neben  der  Fundgrube  gewährt  wur- 
den. Die  Lage  derselben  war  nur  relativ  bestimmt,  insofern 
die  Fundgrube  und  die  Maassen  von  dem  in  der  Verleihung 
bezeichneten  Fundpunkte  aus  gemessen  werden  mussten.  Die 
Feldesstreckung  wurde  erst  durch  das  Erbbereiten  endgültig 


i) 

§.  207. 


AUg.  Landrecht  Th.  II.  Tit.  16.  §.  176.  — Hake,  Coimnentar 
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bestimmt,  da  selbst  von  der  beim  blossen  Ueberschlagen  ge- 
wählten Streckung  der  Maassen  wieder  abgegangen  werden 
konnte,  wenn  der  Beliehene  später  die  Lagerstätte  auf  der 
andern  Seite  des  Fundpunctes  bauwürdiger  erfand  !). 

Bei  dem  gevierten  Felde  musste  die  Feldesstreckung  noth- 
wendig  der  Verleihung  vorhergehen.  Hier  blieb  daher  die  Wir- 
kung der  Vermessung,  sofern  sie  nicht  bloss  zur  Infonnation 
durch  Ueberschlagen  erfolgte,  auf  die  Grenzregulirung  be- 
schränkt. 

Die  Vermessung  in  ihren  beiden  Formen  erfolgte  nicht 
blos  auf  Antrag  des  Beliehenen,  sondern  auch  auf  Anstehen 
des  Grenznachbarn  und  auf  Verlangen  der  Behörde.  Zur  erb- 
lichen Vermessung  war  der  Beliehene  jedoch  erst  dann  ver- 
pflichtet, wenn  das  Bergwerk  masswürdig  geworden  war,  d.  h. 
Ausbeute  gegeben  hatte.  Ergab  sich  bei  der  Vermessung 
zweier  mit  einander  grenzenden  Grubenfelder,  dass  die  verlie- 
henen Maassen  sich  überschlugen,  so  wrurde  das  streitige  Stück 
dem  Aelteren  zugemessen.  Blieb  dagegen  ein  Stück  zwischen 
beiden  Feldern  im  Freien  liegen,  welches  nicht  Gegenstand  einer 
eigenen  Muthungsein  konnte  (U eher schaar),  so  wurde  das- 
selbe zwischen  den  beiden  angrenzenden  Grubenfeldern  getheilfc  *). 
Dem  Erbbereiten  ging  eine  förmliche  Edictalladung  durch  öffent- 
lichen Aushang  und  durch  Verlesen  vor  den  Kirchenthüren 
an  alle  diejenigen  voraus,  welche  bei  der  Vermessung  ein  In- 
teresse haben.  Der  Lehnträger  musste  die  Identität  desFund- 
* Schachtes,  von  welchem  aus  vermessen  werden  sollte,  auf  dem 


1)  Hake  a.  a.  0.  §.  207.  — M.  Uebersicht  der  bergrechtl.  Ent- 
scheidungen S.  71.  — Die  spätem  Bergordnungen  verlangen  indesa 
vielfach,  dass  der  Finder  die  Lage  der  Maassen  in  der  Muthung  be- 
zeichne (Kurköln.  B.-O.  Th.  III.  Art.  1.  — Cleve-Märk.  B.-O.  Cap.  II. 
§.  1).  Die  Praxis  der  verleihenden  Behörden  hat  überdies  seit  lauger 
Zeit  allgemein  darauf  gehalten,  dass  die  Verleihung  auf  Grund  einer 
vollständigen  Feldesstreckung  und  einer  risslich  dargestellten  Projec- 
tion  der  Fundgrube  und  der  Maassen  erfolgte.  Die  Fälle,  in  denen 
bei  der  Vermessung  noch  die  Feldesstreckung  nachgeholt  werden  kann, 
werden  daher  zu  den  Seltenheiten  gehören. 

2)  Nassau-Katzenelnbog.  B.-O.  Art.  21.  — Kurtrier.  B.-O.  Art  IV.  1. 
— Kursächs.  B.-O.  Art.  29.  — Clevc-Märk.  B.-O.  Cap.  VIII.  §.  2. 


§.  15.  Die  Vermessung. 


167 


Rundbaum  eidlich  bekräftigen  *)•  Streitigkeiten  zwischen  den 
Grenznachbarn  wurden  von  der  vermessenden  Behörde  ent- 
schieden oder  zur  gerichtlichen  Entscheidung  verwiesen.  Die 
bei  dem  Erbbereiten  festgesetzten  und  durch  Lochsteine  und 
Erbstufen  bezeichnten  Grenzen  konnten  von  Niemand  ange- 
fochten  werden.  Es  fand  nur  der  Antrag  auf  Erneuerung  ver- 
dunkelter Grenzen  noch  statt,  bei  welcher  dieselben  Regeln 
Anwendung  landen  wie  bei  der  Vermessung. 

Das  neue  Berggesetz  hat  von  den  beiden  Vermessungs- 
arten des  altern  Rechts  nur  die  unförmliche  Vermessung  zur 
Information  des  Besitzers  oder  des  Grenznachbarn  und  ohne 
bindende  Wirkung  beibehalten  2).  Nach  §.  39  ist  der  Berg- 
werkseigenthiimer  befugt,  die  amtliche  Vermessung  und  Ver- 
lochsteinung  des  durch  die  Verleihungsurkunde  bestimmten 
Feldes  zu  erlangen.  Dieselbe  Befugniss  steht  den  Eigen  thü- 
mern  angrenzender  Bergwerke  zu. 

Eine  Vermessung  von  Amtswegen  findet  nicht  mehr  statt. 

Mit  dieser  Massgabe  allein  stimmt  die  Vermessung  des  heu- 
tigen Rechtes  mit  dem  früheren  Ueberschlagen  (Vermessen 
mit  der  verlorenen  Schnur)  durchgehends  überein.  Die  Be- 
stimmungen des  Preussischen  Berggesetzes  sind  in  Bayern, 
Braunschweig,  Sachsen  - Coburg  - Gotha  und  Sachsen  - Meinin-  N 

gen  unverändert  übernommen.  Das  Oesterreichische  Berg- 
gesetz § 65  schreibt  die  Vermessung  von  Amtswegen  vor. 

Das  Königl.  Sächsische  Berggesetz  legt  im  §.  45  der  Vermes- 
sung eine  bindende  Wirkung  gegenüber  den  Grenznachbarn 
bei,  welche  versäumt  haben,  ihre  Einwendungen  nach  gehöri- 


1)  Allg.  I.andrecht  Th.  II.  Tit.  16.  §.  182.  — Hake,  Commentar 
8.  202. 

2)  Es  fragt  sich,  in  welchen  Fällen  noch  anf  Grund  der  älteren 
Gesetze  dae  Erbbereiten,  d.  h.  eine  Vermessung  mit  bindender  Wir- 
kung verlangt  worden  kann.  Diese  Frage  ist  in  Bezug  auf  einige  Nas- 
sauische  Bergwerke,  deren  Verleihungsurkunden  die  Verpflichtung  zur 
Zumessung  des  verliehenen  Feldes  aussprachen,  aufgeworfen,  jedoch 
noch  nicht  zur  Entscheidung  gebracht.  Sie  muss  jedenfalls  da  bejaht 
werden,  wo  die  Verleihung  ohne  ausreichende  Feldesstreckung  erfolgt 
ist.  Es  kann  in  diesen  Fallen  die  Vermessung  zur  endgültigen  Fixi- 
rung  des  Feldes  sowohl  von  Amtswegen  als  auf  Verlangen  der  Grenz- 
nachbarn gefordert  werden. 
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ger  Ladung  in  dem  Termine  geltend  zu  machen.  Im  Uebrigen 
stimmen  auch  diese  Gesetze  mit  den  §§.  39  und  40  des  Preus- 
sischen  Berggesetzes  überein. 

Die  Vermessung  setzt  nach  §.  39  einen  Antrag  des 
Bergwerkseigen thümers  oder  des  Grenznachbarn  voraus.  Der 
Antrag  wird  nach  §.  189  an  den  Revierbeamten  gerichtet. 
Der  Extrahent  mu&s  die  Urkunden  beibringen,  nach  welchen 
die  Vermessung  erfolgt,  also  die  Verleihungsurkunde  und  den 
Situationsriss.  Geht  der  Antrag  von  einem  Grenznachbar  aus, 
so  muss  dieser  die  Uebersendung  der  bei  den  Acten  des  Ober- 
bergamtes befindlichen  Conceptverleihung  und  des  bei  der 
Bergbehörde  aufbewahrten  Rissexemplares  an  den  Revierbe- 
amteu  behufs  der  Vermessung  nachsuchen. 

Das  Geschäft  der  Vermessung  wird  nach  §.  39 
unter  der  Leitung  des  Revierbeamten  durch  einen  concessio- 
nirten  Markscheider  oder  Feldmesser  ausgeführt,  welcher  von 
dem  Extrahenten  gestellt  wird  *). 

Bei  der  Vermessung  des  Geviertfeldes  werden  die  in 
der  Verleihungsurkunde  und  auf  dem  Situationsrisse  bezeich- 
neten  Grenzlinien  nach  den  Regeln  der  Markscheidekunst  (Feld- 
messkunst) auf  die  Oberfläche  übertragen  und  sämmtliche  Eck- 
punkte des  Feldes  durch  Lochsteine  bezeichnet.  Damit  der 
unveränderte  Stand  des  Lochsteines  controlirt  werden  kann, 
werden  in  gewissem  Abstande  von  den  vier  Ecken  vier  soge- 
nannte Testes  so  tief  eingesenkt,  dass  sie  von  der  Pflugschaar 
nicht  erreicht  wrerden  können.  Kann  ein  Lochstein  auf  dem 
Eckpunkte  des  Feldes  selbst  wegen  eines  Terrainhindernisses 
nicht  errichtet  werden,  so  wird  derselbe  bis  zu  einer  geeigne- 
ten Stelle  in  der  zuletzt  gemessenen  Grenzlinie  zurückverlegt 
und  der  Abstand  von  dem  wirklichen  Eckpunkte  auf  dem  Si- 
tuationsrisse nud  in  dem  Protokolle  vermerkt1  2). 

Bei  der  Vermessung  der  Längenfelder  handelt  es  sich  nicht 
um  die  Uebertragung  der  auf  dem  Situationsrisse  dargestellten 
Feldesprojection  auf  die  Erdoberfläche,  denn  diese  Projection 
ist  nur  eine  hypothetische  und  vorläufige,  bei  welcher  das 


1)  Motive  S.  50.  — A.  M.  Iluyssen.  Commentar  S.  32. 

2)  Vergl.  d.  Instructionen  für  die  Revierbeamten  der  Oberberg- 
amtsbezirke Bonn,  Halle,  Dortmund  und  Breslau  §.  25  resp.  §.  24. 
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Streichen  der  Lagerstätte  so  wie  es  am  Fundpunkte  ermittelt 
wurde  zu  Grunde  gelegt  ist.  Das  Längenfeld  schliesst  sich 
indess  dem  wirklichen  Verhalten  der  Fundlagerstätte  an  und 
wird  durch  den  Körper  derselben  gebildet.  Das  Geschäft  der 
Vermessung  besteht  daher  zunächst  in  der  Ermittelung  der 
wirklichen  Streichungslinie,  wie  sich  dieselbe  aus  den  jetzt 
vorhandenen  Aufschlüssen  über  oder  unter  Tage  ergibt.  Wenn 
das  Streichen  des  Ganges  an  verschiedenen  Punkten  verschie- 
den ist,  so  wird  nach  den  Regeln  der  Markscheidekunst  die 
Hauptstreichungslinie  ermittelt,  d.  h.  es  wird  aus  dem  Mittel 
des  unregelmässigen  an  den  verschiedenen  Stellen  beobachte- 
ten Specialstreichens  eine  gerade  Linie  construirt,  auf  welcher 
die  Fundgrube  und  die  Maassen  abgemessen  werden  *).  Bei 
der  Vermessung  und  Verlochsteinung  der  Längenfelder  geht 
die  Messung  von  dem  Mittelpunkte  des  Fundschachtes  aus;  es 
wird  in  der  Streichungslinie  des  Ganges  nach  jeder  Seite  die 
Hälfte  der  Fundgrube  und  sodann  die  Länge  der  auf  jeder  Seite 
der  Fundgrube  liegenden  Maassen  abgemessen.  Sowohl  die 
Endpunkte  der  Fundgrube,  als  auch  die  Endpunkte  des  ganzen 
Feldes  werden  durch  Lochsteine  bezeichnet. 

Zu  der  Vermessung  und  Verlochsteinung  werden  nach 
§.  40  ausser  dem  Bergwerkseigenthümer  die  Vertreterder  angren- 
zenden Bergwerke  zugezogen.  Diese  Zuziehung  hat  den  Zweck 
den  Grenznachbarn  Gelegenheit  zur  Wahrnehmung  ihres  Inter- 
esses zu  geben.  Ein  Rechtsnachtheil  kann  mit  der  Vorladung 
derselben  nicht  verbunden  werden  uud  die  in  ihrer  Abwesen- 
heit erfolgte  Vermessung  der  Grenze  präjudicirt  ihren  An- 
sprüchen nicht.  Erscheint  der  Besitzer  des  benachbarten  Berg- 
werks, so  kann  er  in  Bezug  auf  die  Lage  der  zu  vermessenden 
Grenze  Anträge  stellen. 

Widerspricht  der  Grenznachbar  der  von  dem  Extrahen- 
ten der  Vermessung  behaupteten  Lage,  der  Grenze,  so  wird 
eine  Entscheidung  der  Bergbehörde  nothwendig.  In  den  Mo- 
tiven der  Regierungsvorlage  und  in  dem  Berichte  der  Com- 
mission des  Hauses  der  Abgeordneten  zu  §§.  39  und  40  wird 


1)  Uebor  die  Längenvermessung  auf  Flötzen,  bei  woleben  eine 
Hauptstroichungslinie  nicht  construirt  werden  kann,  vergl.  v.  d.  Bercken 
in  der  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  II.  S.  55  ff. 
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vorausgesetzt,  dass  wirkliche  Collisionen  zwischen  den  nach 
Vorschrift  der  §§.  17  bis  20  im  Verleihungsverfahren  festge- 
stellten Grubenfeldern  in  der  Regel  nicht  Vorkommen  können. 
Die  Erfahrung  lehrt  jedoch,  dass  sowohl  bei  altern  als  bei 
neuern  Verleihungen  ein  Uebersehlagen  der  Felder  nicht 
selten  vorkommt  und  dass  die  auf  der  Karte  als  aneinander 
grenzend  verliehenen  Felder  zuweilen  bei  der  Vermessung  über- 
einander greifen,  weil  die  Entfernung  der  massgebenden  Fest- 
punkte sich  geringer  herausstellt,  als  auf  der  Karte  angegeben 
ist.  In  diesem  Falle  kann  die  Vermessung  nicht  so  erfolgen, 
dass  jedem  das  ihm  verliehene  Feld  zugemessen  und  die  strei- 
tige Grenze  in  zwei  verschiedene  Lagen  versteint  würde.  Die 
Bergbehörde  darf  vielmehr  nur  diejenige  Grenze  vermessen 
lassen,  welche  sich  bei  Auflösung  der  vorliegenden  Collision 
als  die  wirkliche  Feldesgrenze  ergibt.  Dies  ist  in  dem  vorhin 
gesetzten  Falle  die  Grenze  des  zuerst  verliehenen  Bergwerks, 
da  der  Besitzer  des  angrenzenden  Feldes  nur  bis  zu  dieser  Grenze 
Eigenthum  erwerben  konnte,  und  da  die  Rechte  des  zuerst 
verliehenen  Bergwerkseigenthums  nach  §.  36  Al.  2 des  Berg- 
gesetzes durch  die  neue  Verleihung  nicht  betroffen  werden. 
Beantragt  also  der  zuerst  beliehene  Bergwerkseigenthilmer  die 
Vermessung  des  ihm  verliehenen  Feldes,  so  muss  der  Wider- 
spruch des  Jüngern,  welcher  diese  Grenze  überschlagen  hatte, 
zurückgewiesen  werden.  Umgekehrt  muss  dagegen  der  Vermes- 
sungsantrag des  Jüngern  zurückgewiesen  werden,  wenn  der  Ael- 
tere  nachweist,  dass  eine  Ueberschlagung  stattgefunden  hat. 

Die  Cognition  der  Bergbehörde  ist  auf  die  Zulassung  oder 
Zurückweisung  des  gestellten  Vermessungsantrages  beschränkt 
Ueber  die  vorliegende  Feldesstreitigkeit  selbst  hat  der  Richter 
zu  entscheiden. 

Auch  durch  Verträge  über  Abtretung  von  Feldestheilen 
können  Grenzstreitigkeiten  begründet  werden  und  so  ergeben 
sich  verwickeltere  Collisionsfälle  von  denen  der  folgende  Rechts- 
fall ein  Beispiel  gibt:  Die  Felder  B und  L,  IV,  von  denen  das 
erstere  1855,  das  letztere  1859  verliehen  war,  grenzten  nach 
der  Muthungs-Uebersichtskarte  und  den  Verleihungsrissen  an- 
einander. Der  Besitzer  von  L.  IV  trat  durch  Tauschvertrag 
vom  22.  Januar  1869  an  den  Besitzer  von  B ein  einspringen- 
des Feldesstück  A ab,  welches  sich  über  die  Markscheide  zwi- 
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sehen  den  Feldern  B und  L.  IV  nach  Süden  hin  in  das  Feld  B 
hinein  erstreckte.  Der  abgetretene  Feldestheil  sollte  nach  dem 
Tauschvertrage  durch  die  Verlängerung  der  Markscheide  zwi- 
schen den  Feldern  B und  L.  IV  begrenzt  werden,  der  Abstand 
dieser  Verlängerung  von  der  südlichen  Markscheide  des  Feldes 
A oder  die  Länge  des  abzutretenden  Feldes  war  ausserdem 
zu  95  Lachter  angegeben.  Bei  der  auf  Antrag  des  Besitzers 
der  Felder  B und  A vorgenommenen  Vermessung  ergab  sich, 
dass  die  Grenze. von  L.  IV  die  Grenze  des  Feldes  B nach  Süden 
zu  um  10  Lachter  überschlug.  Der  Besitzer  von  L.  IV  pro- 
testirte  deshalb  gegen  die  Vermessung  der  auf  dem  Verlei- 
hungsrisse von  B aus  dem  Jahre  1855  angegebenen  Mark- 
scheide und  verlangte  die  Verlochsteinung  der  auf  dem  Situa- 
tionsrisse von  L.  IV  aus  dem  Jahre  1859  kartirten  gegenseitigen 
Grenze. 

Ausserdem  ergab  sich  bei  der  Vermessung,  dass  das 
Feldesstück  A,  wenn  die  Verlängerung  der  nördlichen  Mark- 
scheide von  B als  Grenze  angenommen  wurde,  nicht  95,  son- 
dern 105  Lachter  lang  war  1). 

Bei  dieser  Sachlage  beantragte  der  Besitzer  von  B die 
Vermessung  der  Linie  a b (siehe  unten)  als  Grenze  zwischen 
den  Feldern  B und  L.  IV  und  die  Vermessung  der  Verlänge- 
rung dieser  Linie  c a als  nördliche  Grenze  des  abgetretenen 
Feldsücks  A.  Der  Besitzer  von  L.  IV  dagegen  wollte  die  Linie 
d e als  Grenze  zwischen  B und  L.  IV  und  deren  Verlängerung 


Das  Nähere  ergibt  die  folgende  ungefähre  Zeichnung: 

N.  L.  IV 


...  , 


.b 

e 


B 


a b Nördliche  Markscheide  des  Feldos  B nacli  dem  Verleihungsrisso 
von  1866, 

c a deren  Verlängerung, 

d e Markscheide  zwischen  den  Feldern  B und  L.  IV  nach  der  Verlei- 
hung von  1859, 
d f deren  Verlängerung. 
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(1  f als  nördliche  Grenze  des  Stücks  A vermessen  haben,  und 
protestirte  gegen  den  Vermessungsantrag  des  Besitzers  von  B. 

Das  Oberbergamt  zu  Bonn  beschloss  hierauf  am  1.  Sep- 
tember, dass  der  Vermessung  der  Linie  a b als  nördlicher  Mark- 
scheide des  Feldes  B nach  Massgabe  der  altern  Verleihungs- 
urkunde von  1855  Fortgang  zu  geben  und  der  Protest  des 
jünger  Belichenen  zu  verwerfen  sei,  dass  dagegen  der  Vermes- 
sung der  Linie  c a als  nördliche  Markscheide  des  Feldesstücks 
A nicht  Folge  zu  geben  und  der  Extrahent  mit  dem  Ansprüche 
auf  die  behauptete  Grenze  auf  den  Rechtsweg  zu  verweisen 
sei,  weil  die  in  dem  Tauschvertrage  angegebene  Feldeslänge 
mit  der  behaupteten  Lage  der  Grenzlinie  nicht  übereinstimmt 
und  es  sowohl  an  einer  unzweideutigen  Erklärung  der  Contra- 
henten,  als  auch  an  einem  festen  Besitzstände  auf  Seiten  des 
Erwerbers  fehlt.  Diese  Entscheidung  wurde  durch  den  Rekurs- 
bescheid vom  14  Januar  1870  bestätigt. 

Die  Grundbesitzer,  auf  deren  Grundstücke  Lochsteine  zu 
setzen  sind,  werden  zu  der  Vermessung  zugezogen.  Sic  sind 
nach  §.  40  verpflichtet,  das  Betreten  ihrer  Grundstücke  und  das 
Setzen  der  Lochsteine  gegen  vollständigen  Schadenersatz  zu 
gestatten.  Findet  über  die  Schadloshaltung  eine  Vereinigung 
nicht  statt,  so  ist  der  Anspruch  auf  den  Rechtsweg  zu  verweisen, 
da  das  Verfahren  der  Grundabtretung  (Tit.  V Abschnitt  1)  auf 
den  vorliegenden  Fall  nicht  Anwendung  findet.  Der  Revierbeamte, 
welcher  die  Vermessung  leitet,  kann  jedoch  die  Aufstellung 
der  Lochsteine  anordnen,  wenn  der  Bergwerksbesitzer  eine 
nach  seinem  Ermessen  genügende  Entschädigung  im  Termine 
zu  zahlen  bereit  ist  und  der  Grundbesitzer  die  Einiguug  durch 
offenbar  übertriebene  Anforderungen  vereitelt.  Die  Verrückung 
der  gesetzten  Lochsteine  in  der  Absicht  einem  Andern  Nach- 
theil zuzufügen,  wird  nach  §.  274  Nr.  2 des  Strafgesetzbuches 
vom  25.  Mai  1870  als  Urkundenfälschung  mit  Gefängniss  (bis 
zu  fünf  Jahren),  neben  welchem  auf  Geldstrafe  bis  1000  Thlr. 
erkannt  werden  kann,  bestraft.  Die  Kosten  der  Vermessung 
hat  nach  §.  39  der  Antragsteller  zu  tragen. 

§.  16.  Die  ConaolidatioD. 

(§  41—49  des  Berggesetzes.) 

Die  Consolidation  d.  i.  die  Vereinigung  zweier  oder  meh- 
rerer Bergwerke  zu  einem  einheitlichen  Ganzen,  ist  ein  ding- 
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liches  Rechtsgeschäft,  durch  welche  die  einzeln  verliehenen 
Objecte  des  Bergwerkseigenthums  unter  der  Bestätigung  der 
verleihenden  Bergbehörde  zu  einem  Bergwerke  verbunden  wer- 
den. Ein  nach  Vorschrift  der  §§.  41—49  consolidirtes  Berg- 
werk wird  ebenso  angesehen,  als  ob  es  durch  eine  Urkunde  in 
seinem  ganzen  Umfange  verliehen  wäre.  Es  kanu  nur  unter 
Beobachtung  der  für  die  Theilung  der  Felder  im  §.  51  gege- 
benen Vorschriften  wieder  in  seine  früheren  Bestandtheile  zer- 
legt werden.  Die  Wirkung  der  Consolidation  erstreckt  sich 
auf  alle  an  den  consolidirten  Bergwerken  bestehenden  ding- 
lichen Rechten.  Dieselben  bleiben  nicht  an  den  reellen  Thei- 
len  des  vereinigten  Bergwerks  haften,  wie  dies  bei  der  Zusam- 
menschlagung  von  Grundstücken  der  Fall  sein  würde,  sondern 
sie  gehen  nach  §.  43  und  §.48  auf  das  consolidirte  Bergwerk 
als  Ganzes  oder  auf  einen  ideellen  Theil  desselben  über. 

Die  Consolidation  und  die  reale  Theilung  eines  Bergwerks, 
von  der  im  folgenden  Paragraphen  die  Rede  sein  wird,  sind 
dem  Bergrechte  eigenthümliche  Rechtsgeschäfte,  welche  auf 
dem  gemeinsamen  Grunde  der  beschränkten  Tkeilbarkeit  des 
Bergwerkseigenthumes  beruhen.  Es  ist  im  öffentlichen  Inter- 
esse nothwendig,  dass  die  Grenzen  der  Bergwerke  nicht  ohne 
Vorwissen  der  Bergbehörde  verändert  werden  dürfen,  da  na- 
mentlich die  sicherheitspolizeiliche  Ueberwachung  des  Berg- 
baues von  einer  genauen  Kenntniss  der  früheren  Baugrenzen 
sowohl,  als  der  gegenwärtigen  bedingt  ist.  Deshalb  ist  jede 
Veränderung  der  Feldesgrenzen,  sei  es  durch  Zusammenlegung, 
sei  es  durch  Theilung,  von  der  Bestätigung  durch  das  Ober- 
bergamt abhängig  gemacht  (§.  41,  §.  51).  Es  muss  aber  ferner 
dafür  Sorge  getragen  werden,  dass  die  von  dem  Eigenthümer 
mit  der  Genehmigung  der  Bergbehörde  einmal  vorgenommene 
Veränderung  der  Feldesgrenzen  nicht  durch  die  Ansprüche 
dritter  Personen  wieder  rückgängig  gemacht  werden  kann,  weil 
sonst  durch  die  Wiederherstellung  der  alten  Feldesgrenzen  die 
Sicherheit  gefährdet,  oder  gar  die  Fortsetzung  des  Bergbaues 
unmöglich  gemacht  werden  würde.  Daher  die  Wirkungen, 
welche  der  Consolidation  und  dem  Austausche  von  Feldesthei- 
len  in  Bezug  auf  die  Rechte  der  Hypothekengläubiger  und  der 
Realberechtigten  beigelegt  ist  (§.  48,  §.  51).  Die  Consolidation 
bewirkt  den  Uebergang  der  an  den  realen  Theilen  des  neu- 
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gebildeten  Bergwerks  früher  bestandenen  Hypotheken  und 
Realrechte  auf  ideelle  Theile  des  neugebildeten  Ganzen,  und 
diese  Wirkung  ist  nothwendig , weil  sonst  durch  Ausübung 
der  Hypotheken-  und  Realrechte  die  Consolidation  wieder  auf- 
gehoben werden  und  dadurch  der  in  den  erweiterten  Gren- 
zen unternommene  zusammenhängende  Bau  unmöglich  ge- 
macht werden  würde.  Ebenso  zieht  nach  §.  51  der  Aus- 
tausch von  Feldestheilen  zwischen  zwrei  Bergwerken  den  Ue- 
bergang  der  Hypotheken-  und  Realrechte  auf  das  einge- 
tauschte Feldesstück  nach  sich,  während  das  ansgetauschte 
von  denselben  frei  wird,  weil  sonst  die  Ausübung  dieser  Rechte 
die  alten  Feldesgrenzen  wieder  herstellen  und  den  in  den  ver- 
änderten Grenzen  unternommenen  Bau  unmöglich  machen 
würde.  Die  Nothwendigkeit,  dass  jeder  Bergbau  in  sich  zu- 
sammenhängend und  nach  aussen  abgeschlossen  betrieben  werde, 
bedingt  diese  Einschränkungen  der  realen  Theilbarkeit  des 
Bergwerkseigenthumes  und  die  davon  abhängigen  eigenthüm- 
lichen  Wirkungen  der  Consolidation  und  des  Feldesaustausches. 

Die  Consolidation  mit  ihren  eigen thümlichen  Wirkungen 
ist  dem  gemeinen  deutschen  Bergrecht  unbekannt.  Nur  die  Ober- 
pfälzische Bergwerksordnung  von  1548  Art.  17  und  25  und 
die  Kurtrierische  Bergordnung  von  1564  Art.  III.  21  erwähnen 
die  Zusammenschlagung  der  Bergwerke  zur  Beseitigung  eines 
Streites  über  das  Alter  am  Felde.  Als  im  laufenden  Jahrhun- 
dert der  Bergbau  grössere  Dimensionen  annahm,  ergab  sich  die 
Nothwendigkeit,  die  Consolidation  aneinander  grenzender  Berg- 
werke zu  gestatten,  um  ein  ausreichenderes  Feld  für  den  Berg- 
werksbetrieb zu  gewinnen,  als  das  Maximum  der  Feldesgrössc, 
welches  die  alten  Bergordnungen  vorschrieben.  Die  nothwen- 
dige  Rückwirkung  einer  solchen  Consolidation  auf  die  auf  den 
Einzelbergwerken  haftenden  Hypotheken,  wurde  schon  in  der 
Ministerial-Instruction  vom  21.  September  1832  für  die  König- 
lichen Bergämter  zu  Bochum  und  Essen  wTegen  Einrichtung 
und  Bearbeitung  des  Berghypothekenwesens  anerkannt  (v. 
Kamptz  Jahrb.  Bd.  40.  S.  226  ff.).  Diese  bestimmt  nämlich 
im  §.  30: 

Bis  zu  den  über  die  (Konsolidationen  zu  erwartenden  nä- 
heren gesetzlichen  Bestimmungen  verbleibt  es  dabei,  dass 
erst  nach  vollständig  vollzogener  Consolidations-Urkunde  die 
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Umschreibung  bei  dem  Berggegcnbuche  in  der  Art  erfolgt, 
dass  die  consolidirte  Zeche  mit  den  vereinbarten  Antheilen 
der  einzelnen  Gewerke  au  derselben  und  mit  den  auf  ihr 
und  den  einzelnen  Antheilen  haftenden  Schulden  und  Lasten 
auf  ein  neues  Folium  eingetragen  und  dagegen  jede  einzelne 
der  Vereinigung  beigetretene  Zeche  gänzlich  gelöscht  wird. 

Auch  das  Obertribunal  nahm  «in  dem  Erkenntnisse  vom 
18.  Februar  1853  l)  an,  dass  die  Verurtheilung  zur  Abtretung 
eines  Bergwerksantheils,  nach  inzwischen  (1844)  erfolgter Con- 
solidation  dieses  Bergwerks  mit  einem  angrenzenden  Felde  die 
Klage  auf  Abtretung  des  ideellen  Antheils  an  dem  consolidirten 
Bergwerke  begründe,  welcher  für  den  Antheil  an  dem  Einzel- 
werke eingetreten  sei. 

Erst  durch  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  über  die  Ver- 
hältnisse der  Miteigenthümer  eines  Bergwerks  (G-  S.  S.  265), 
wurden  diese  in  der  Praxis  bereits  anerkannten  Rechtsgrund- 
sätze gesetzlich  fixirt  und  im  §.10  bestimmt,  dass  bei  Conso- 
lidationen  das  Recht  der  Hypothekengläubiger  und  anderer 
Realberechtigter  ohne  Weiteres  auf  den  entsprechenden  Antheil 
an  dem  vereinigten  Werke  übergehe,  wogegen  den  Hypotheken- 
gläubigern das  Recht  eingerftumt  wurde,  vor  der  Verfallzeit 
ihre  Befriedigung  zu  verlangen.  Dagegen  wurden,  auch  jetzt 
noch  keine  Bestimmungen  über  die  objectiven  Voraussetzungen 
der  Consolidation,  über  die  Bestätigung  derselben  durch  die 
Behörde  und  über  den  Consolidationsact  (abgesehen  von  der 
Bestimmung  des  §.  7,  welche  die  Mehrheit  von  drei  Vierteln 
für  einen  gewerkschaftlichen  Consolidationsbeschluss  erforderte) 
getroffen.  Erst  das  Allgem.  Berggesetz  hat  die  hierüber  in 
der  Praxis  ausgebildeten  Regeln  gesetzlich  festgestellt.  Ent- 
sprechende Bestimmungen  finden  sich  in  den  §§.  112—114  des 
Oesterreichischen  Berggesetzes.  Das  Königl.  Sächsische  Berg- 
gesetz kennt  dagegen  die  Consolidation  von  Bergwerken  nicht. 

Die  objective  Voraussetzung  der  Consolidation  be- 
steht nach  §.  49  des  Berggesetzes  darin,  dass  die  Felder  der 
zu  vereinigenden  Bergwerke  aneinander  grenzen.  Dies  ist  der 
Fall,  wenn  die  gevierten  Felder  (oben  S.  116.  S.  126  f.)  eine  Seite 


1)  Vergl.  m.  Uebersicht  der  bergrechtlichen  Entscheidungen 
S.  35  ff. 
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ihrer  Begrenzung  an  der  Oberfläche  gemeinschaftlich  haben, 
oder  bei  Längenfeldern  (oben  S.  118  f.),  wenn  die  Lagerstätten 
oder  die  Vierungen  des  Grubenfeldes  sich  in  der  Tagespro- 
jection  oder  in  einer  tieferen  Sohle  berühren  *).  Geviertfelder 
können  mit  Längenfeldern  consolidirt  werden,  wenn  die  Felder 
sich  an  der  Oberfläche  oder  in  einer  tieferen  Sohle  berühren. 
Bergwerke,  welche  auf  verschiedene  Mineralien  verliehen  sind, 
können  consolidirt  werden,  sowohl  wenn  die  Felder  aneinander 
grenzen,  als  wenn  sie  sich  ganz  oder  theilweise  überdecken*). 
Die  Entscheidung  darüber,  ob  die  Bergwerke  aneinander  grenzen, 
steht  nach  §.  59  dem  Oberbergamte  zu. 

Der  Consolidationsact,  welcher  das  dingliche  Rechts- 
geschäft der  Consolidation  enthält,  besteht  entweder  in  einem 
Vertrage,  wenn  die  einzelnen  Bergwerke  verschiedenen  Eigen- 
thümern  gehören,  oder  in  einer  einseitigen  Willenserklärung, 
wenn  dies  nicht  der  Fall  ist;  die  letztere  besteht,  wenn  die 
zu  vereinigenden  Bergwerke  einer  Gewerkschaft  gehören,  in 
einem  gewerkschaftlichen  Beschlüsse  (§.  42  Cr.  1). 

Hiernach  sind  in  den  einzelnen  Fällen  die  materiellen  Er- 
fordernisse des  Consolidationsactes  zu  beurtheilen.  Für  den 
Fall  des  gewerkschaftlichen  Beschlusses  kommt  insbesondere  in 
Betracht,  dass  zu  Beschlüssen,  durch  welche  über  den  Gegen- 
stand der  Verleihung  verfügt  werden  soll,  also  auch  zu  dem 
Consolidationsbeschlusse,  nach  §.  114  des  Berggesetzes  eine 
Mehrheit  von  wenigstens  drei  Viertel  aller  Kuxe  erforderlich 
ist.  Ebenso  bedarf  zu  der  Vertragschliessung  über  eine  Con- 
solidation nach  §.  120  der  Repräsentant  oder  Grubenvorstand 
eines  mit  einer  Mehrheit  von  drei  Viertheilen  aller  Kuxe  be- 
schlossenen besonderen  Auftrages. 

Zur  Form  des  Consolidationsactes  ist  in  allen  Fällen 
nach  §.  42  die  notarielle  oder  gerichtliche  Beglaubigung  er- 


1)  Motive  S.  61.  — Man  wird  unbedenklich  mit  Huyssen  (Com- 
mentar  S.  86)  auch  die  Conaolidation  solcher  Längenfelder  für  zuläs- 
sig erachten  dürfen,  deren  Lagerstätten  oder  Vierungen  eich  nicht  be- 
rühren, die  aber  nur  durch  taubes  Gebirge  und  wenigstens  nicht  aller- 
wärts  durch  fremde  Grubenfeldcr  getrennt  sind. 

2)  Rekursbescheid  vom  3.  Juli  1866  (Zeitschrift  für  Bergrecht 
IX.  227.) 
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forderlich.  Ferner  muss  derselbe  die  Angabe  des  dem  conso- 
lidirten  Bergwerke  beigelegten  Namens  enthalten  und  von 
einem  Situationsrisse  des  ganzen  Feldes  in  zwei  Exemplaren 
begleitet  sein  ')• 

Die  Rechte  der  Hypothekengläubiger  und  Real- 
berechtigten in  Bezug  auf  den  Consolidationsact  sind  in  den 
§§  43  und  44  bis  48  verschieden  bestimmt  und  zwar  mit  Un- 
terscheidung des  Falles,  in  welchem  das  consolidirte  Bergwerk 
einer  auf  Grund  der  §§.  94  ff.  gebildeten  Gewerkschaft  (einer 
Gewerkschaft  im  neueren  Sinne)  gehört  (§.  43),  mithin  nur  als 
Ganzes  mit  Hypotheken  und  dinglichen  Lasten  beschwert  wer- 
den kann,  von  den  übrigen  Fällen,  in  denen  das  consolidirte 
Bergwerk  einer  Gewerkschaft  des  alten  Rechtes  oder  einem 
einzigen  Eigenthümer  gehört,  wo  mithin  die  auf  den  einzelnen 
Bergwerken  haftenden  Hypotheken  und  Lasten  auf  Idealan- 
theile  des  consolidirten  Bergwerkes  übertragen  werden  können 
(§§.  44  bis  48).  Im  ersteren  Falle  ist  die  Einwilligung  der 
Hypothekengläubiger  und  Realberechtigten  zur  Ausführung  der 
Consoiidation  insofern  erforderlich,  als  eine  Bestimmung  dar- 
über mit  ihnen  vereinbart  werden  muss,  in  welcher  Rangord- 
nung ihre  Rechte  an  den  Einzelwerken  auf  das  consolidirte 
Werk  als  Ganzes  übergehen  sollen.  In  den  übrigen  Fällen 
ist  den  Realberechtigten  nur  ein  Einspruch  gegen  den  Conso- 
lidationsact gestattet  (§.  46)  und  sie  haben  für  den  Fall,  dass 
der  Einspruch  unterbleibt  oder  verworfen  wird,  den  Uebergang 
ihrer  Rechte  auf  die  durch  den  Consolidationsact  festgestellten 
Idealantheile  des  consolidirten  Werkes  zu  erleiden. 

»Die  Behandlung  des  ersteren  Falles  beruht,«  wie  die 
Motive  S.  53  sagen,  »darauf,  dass  bei  der  neuen  Gewerkschaft 
keine  Idealantheile  am  Bergwerke  selbst  mehr  bestehen,  welche 
gleich  den  seitherigen  immobilen  Kuxen  Gegenstand  von  Hy- 
pothekenrechten etc.  sein  könnten,  dass  vielmehr  das  Bergwerk 
nur  noch  als  Ganzes  mit  Hypotheken  und  dinglichen  Lasten 
beschwert  werden  kann  (cf.  §§.  101  u.  98).  Hier  kann  deshalb 
der  Uebergang  von  Realrechten  auf  die  entsprechenden  Antheile 


1)  In  den  Fällen  des  §.  44  (s.  u.)  muss  der  Consolidationsact 
noch  die  Bestimmung  des  Antheilverhältnisses  enthalten,  mit  welchem 
jedes  einzelne  Bergwerk  in  das  consolidirte  Werk  eintreten  soll. 


Digitized  by  Google 


178  Drittes  Buch.  Dingliche  Rechtsgeschäfte. 

< 

an  dem  consolidirten  Werke  nicht  mehr  stattfinden,  sondern 
nur  noch  auf  das  consolidirte  Werk  als  Ganzes  erfolgen.  Wie 
dies  aber  geschehen  soll,  lässt  sich  bei  der  Verschiedenartig- 
keit der  Fälle  durch  gesetzliche  Vorschriften  nicht  regeln.  Es 
ist  daher  eine  Vereinbarung  zwischen  der  Gewerkschaft 
und  den  Realberechtigten  darüber  erforderlich,  dass  und  in 
welcher  Rangordnung  der  Uebergang  stattfinden  soll.  Ohne 
diese  Zuziehung  der  Realberechtigten  würde  die  Consolidation 
um  so  weniger  zulässig  sein,  als  das  Object  des  Realrechts 
und  die  Sicherheit  noth wendiger  Weise  wesentliche  Verände- 
rungen erleiden.“ 

Wird  die  im  §.  43  vorgeschriebene  Vereinbarung  oder 
die  Bescheinigung  der  Hypothekenbehörde,  dass  auf  den  Berg- 
werken keine  Hypotheken,  Realrechte  oder  Privilegien  haften, 
beigebracht,  so  kann  nun  nach  §.  49  die  Bestätigung  des  Con- 
solidationsactes  ohne  Weiteres  erfolgen.  In  den  Fällen  des 
§.  44  geht  dagegen  der  Entscheidung  des  Oberbergamtes  ein 
Publicationsverfahren  voraus,  welches  in  den  §§.  44  bis  47 
geregelt  ist. 

Das  Publicationsverfahren,  welches  die  Consolidation 
ohne  ausdrückliche  Einwilligung  der  Hypothekengläubiger  und 
Realberechtigten  ermöglicht,  kann  nach  §§.  43  und  44  nur  ein- 
geleitet  werden,  wenn  auf  das  consolidirte  Bergwerk  die  Vor- 
schrift des  §.  98,  oder  das  Verbot  der  Autheilshypotheken, 
nicht  Anwendung  findet,  also  wenn  das  consolidirte  Werk  nicht 
einer  Gewerkschaft  des  neuen  Rechtes  gehört.  Dies  ist  der 
Fall,  wenn  ein  Bergwerksbesitzer  mehrere  ihm  gehörige  Gruben 
consolidirt,  oder  eine  Gewerkschaft  des  alten  Rechtes  die  Con- 
solidation ihrer  Gruben  beschliesst,  ebenso  wenn  mehrere  Ge- 
werkschaften des  alten  Rechtes,  oder  ein  Alleineigenthümer 
und  eine  Gewerkschaft  des  alten  Rechtes  einen  Consolidations- 
vertrag  schliessen  l),  endlich  wenn  mehrere  Alleineigenthümer 
in  dem  Consolidationsv ertrage  die  gewerkschaftliche  Verfassung 
gemäss  §.  133  ausschliessen  und  eine  Gesellschaft  des  Civil- 
rechtes  oder  des  Handelsrechtes  eingehen. 

Uebrigens  kann  auch  in  diesen  Fällen  unzweifelhaft  die 
Bestätigung  der  Consolidation  ohne  vorgängiges  Publications- 


1)  Vergl.  meinen  Comraentar  Auni.  9G  zu  §.  43. 
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verfahren  erfolgen,  wenn  den  Bedingungen  des  §.  43  genügt 
ist,  wenn  also  entweder  die  Freiheit  von  Hypotheken  und  ding- 
lichen Lasten  nachgewiesen  J)  oder  eine  Vereinbarung  mit  den 
Hypothekengläubigern  und  Realberechtigten  beigebracht  wird. 
Das  Verfahren  der  §§.  44-  48  ist  zu  Gunsten  derjenigen  Berg- 
werksbesitzer eingeführt,  welche  Antheilshypotheken  an  dem 
consolidirten  Werke  bestellen  und  deshalb  ohne  Einwilligung  der 
Hypothekengläubiger  consolidiren  können.  Es  liegt  aber  kein 
Grund  vor,  die  Durchführung  dieses  Verfahrens  da  zu  fordern, 

1)  Dabei  wird  allerdings  vorausgesetzt,  dass  auch  nicht  Real- 
lasten vorhanden  sind,  welche  der  Eintragung  nicht  bedürfen,  weil  sie 
auf  dem  Gesetze  beruhen,  wie  die  Freikuxbereohtigung  des  älteren 
Rechtes.  Wenn  an  enzu  consolidirenden  Bergwerken  Freikuxe  bestehen, 
so  muss  entweder  gemäss  §.  43  eine  Vereinbarung  mit  den  Freikuxbe- 
rechtigten beigebracht  oder  das  Publicationsvcrfahren  gemäss  §.44  ein- 
geleitet werden.  Das  Oberbergamt  zu  Bonn  verlangt  nach  dem  Be- 
schlüsse vom  24.  August  1867  (II.  4724)  die  Publication  in  allen  Fällen, 
wo  das  consolidirte  \Vrerk  nicht  einer  Gewerkschaft  des  neuen  Rechtes  ge- 
hört, ohne  auf  den  Nachweis  der  Hypothekenfreiheit  oder  auf  die  Vereinba- 
rung mit  den  Hypothekengläubigern  und  Realberechtigten  Rücksicht 
zu  nehmen,  indem  es  sich  auf  den  Wortlaut  des  §.  44:  »In  allen  übrigen 
Fällen  muss  u.  s.w.«  beruft.  Nach  der  oben  vertretenen  Auffassung 
ist  dagegen  der  aus  dem  Zusammenhänge  der  §§.  43  bis  49  sich  erge- 
bende Sinn  folgender: 

1.  In  den  Fällen  des  §.  43  kanu  nur  mit  Einwilligung  der  Hypo- 
thekengläubiger oder  bei  nachgewiesener  Hypothekenfreiheit  consolidirt 
werden. 

2.  In  allen  übrigen  Fällen  kann  auch  ohne  diese  Voraussetzungen 
die  Consolidation  erfolgen.  Sie  muss  dann  nach  §.  44  f.  mit  einer  Be- 
stimmung des  Antheilsverhältnisses  und  mit  einem  Publicationsverfahrcn 
verbunden  werden. 

3.  Dagegen  bedarf  es  dieser  Erfordernisse  nicht,  wenn  die  Ein- 
willigung der  Gläubiger  oder  die  Freiheit  von  Hypotheken  nachge- 
wiesen ist. 

Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  ergibt  sich  namentlich  aus  §.  49, 
welcher  die  Bestätigung  des  Consolidationsactes  ohne  Weiteres  ein- 
treten  lässt,  wenn  Hypothekengläubiger  und  andere  Realberechtigte 
nicht  vorhanden  sind,  ohne  zwischen  den  Fällen  des  §.  43  und  des 
§.  44  zu  unterscheiden.  In  Bezug  auf  die  Vereinbarung  mit  den  Hy- 
pothekengläubigern wird  allerdings  auf  die  Fälle  des  §.  43  Bezug  ge- 
nommen. Dies  schliesst  jedoch  nicht  aus,  dass  auch  in  den  andern 
Fällen  durch  eine  solche  Vereinbarung  die  Bekanntmachung  an  die 
Hypothekengläubiger  überflüssig  gemacht  wird. 
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wo  die  Bergwerksbesitzer  den  strengeren  Vorschriften  des  §.  43 
genügen  und  dadurch  das  Publicationsverfahren  überflüssig 
machen. 

Das  Publicationsverfahren  hat  zur  Voraussetzung,  dass  in 
dem  Consolidationsacte  eine  Bestimmung  des  Antheilsverhält- 
nisses  enthalten  ist,  mit  welchem  jedes  einzelne  Bergwerk  in 
das  eonsolidirte  Werk  eintreten  soll.  Der  wesentliche  Inhalt 
des  Consolidationsactes,  insbesondere  die  Bestimmung  des  An- 
theilsverhältnisses,  wird  durch  das  Oberbergamt  den  aus  dem 
Hypothekenbuche  ersichtlichen  Hypothekengläubigem  und  Real- 
berechtigten mitgetheilt  und  ausserdem  durch  das  Amtsblatt 
bekannt  gemacht. 

Hypothekengläubiger  und  andere  Realberechtigte,  sowie 
privilegirte  Gläubiger  des  Rheinischen  Rechts,  welche  durch 
die  Bestimmung  des  Antheilsverhältnisses  an  ihren  Rechten 
verkürzt  zu  sein  glauben,  sind  nach  §.  46  befugt,  gegen  diese 
Bestimmung  Einspruch  zu  erheben. 

Dieses  Einspruchsrecht  muss  binnen  drei  Monaten  nach 
Ablauf  des  Tages,  an  welchem  die  Bekanntmachung  zugestellt, 
beziehungsweise  das  die  Bekanntmachung  enthaltende  Amts- 
blatt ausgegeben  worden  ist,  durch  gerichtliche  Klage  geltend 
gemacht  werden.  Wer  von  dieser  Frist  keinen  Gebrauch 
macht,  ist  seines  Einspruchsrechtes  verlustig. 

Nur  gegen  die  Bestimmung  des  Antheilsverhältnisses 
findet  der  Einspruch  statt.  Wenn  daher  ein  in  Ausbeute  be- 
findliches Bergwerk  mit  einem  andern  noch  unaufgeschlossenen 
Felde  consolidirt  wird,  dessen  Vorrichtung  die  aufkommende 
Ausbeute  für  viele  Jahre  verschlingen  wird,  so  kann  der  Real- 
berechtigte, welchem  als  Niessbraucher  oder  sonst  der  Bezug 
jener  Ausbeute  zustand,  gegen  diese  Verkürzung  seiner  Rechte 
keinen  Einspruch  erheben.  Sein  Recht  geht  künftig  auf  die 
Ausbeute  von  einem  ideellen  Tlieilc  des  consolidirten  Berg- 
werkes. 

Die  Klage  muss  gegen  den  Besitzer  des  belasteten  Berg- 
werks und  wenn  das  Recht  nur  auf  einem  Bergwerksantheile 
haftet,  gegen  die  Gewerkschaft  des  belasteten  ')  Bergwerks  ge- 


1)  Nicht  etwa  gegen  die  Gewerkschaft  des  im  Antheilverhältnisse 
begünstigten  Bergwerks.  Vergl.  meinen  Commentar  Anm.  100  zu  §.  46. 
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richtet,  werden.  Denn  die  Gewerkschaft,  welche  den  Consoli- 
dationsact  beschliesst,  nicht  der  Besitzer  des  belasteten  An- 
theils  verkürzt  die  Rechte  des  Realgläubigers. 

Der  Klageantrag  muss  dahin  gerichtet  werden,  den  Con- 
solidationsact  dem  Kläger  gegenüber,  wegen  Verkürzung  seines 
Realrechtes  durch  das  festgesetzte  Betheiligungsverhältniss,  für 
unwirksam  zu  erklären. 

Statt  diese  Klage  zu  erheben,  können  nach  §.  47  die 
vorbezeichneten  Gläubiger  und  anderen  Realberechtigten  ihre 
Befriedigung  vor  der  Verfallzeit  verlangen,  soweit  dies  die 
Natur  des  versicherten  Anspruchs  gestattet. 

Dieser  Anspruch  muss  im  Wege  der  hypothekarischen 
Klage  gegen  den  Besitzer  des  belasteten  Bergwerksantheiles 
verfolgt  werden.  Der  persönliche  Schuldner,  wenn  er  nicht 
zugleich  Besitzer  des  Pfandobjects  ist,  wird  von  den  über  das 
Pfandobject  getroffenen  Dispositionen  nicht  berührt,  also  auch 
nieht  zur  Zahlung  vor  der  Verfallzeit  verpflichtet. 

Die  Klage  auf  Befriedigung  vor  der  Verfallzeit  muss  eben- 
falls bei  Vermeidung  des  Verlustes  innerhalb  der  im  §.  46  be- 
stimmten Frist  geltend  gemacht  weiden.  Sie  suspeudirt  die 
Bestätigung  der  Consolidation  wie  das  Allegat  des  §.  47  im 
§.  49  ergibt. 

Nach  Ablauf  der  im  §.  46  bestimmten  dreimonatlichen 
Frist  und  nach  Erledigung  der  innerhalb  derselben  erhobenen 
Einsprüche  durch  rechtskräftige  richterliche  Entscheidung,  be- 
schliesst nach  §.  49  das  Oberbergamt  über  die  Bestätigung 
der  Consolidation.  Die  Bestätigung  darf  nur  versagt  werden, 
wenn  die  Felder  der  einzelnen  Bergwerke  nicht  aneinandergren- 
zen, oder  wenn  Gründe  des  öffentlichen  Interesses  entgegen- 
stehen. 

Der  zweite  Grund  der  Versagung  der  Bestätigung  ist  aus 
dem  Gesetze  vom  12.  Mai  1851  übernommen.  Man  hat  dabei 
nicht  sowohl  an  bergwirthschaftliche  Rücksichten,  etwa  an  eine 
Feldessperre  zu  denken , da  ja  die  Vereinigung  beliebig  vieler 
Felder  in  der  Hand  eines  Besitzers  auch  ohne  Consolidation 
erfolgen  kann,  als  vielmehr  an  polizeiliche  Gründe  der  Nicht- 
bestätigung, wie  z.  B.  wenn  die  zu  consolidirenden  Bergwerke 
sich  in  übergrosser  Ausdehnung  über  verschiedene  Bergrevicre 
erstrecken  und  die  Vereinigung  zu  einem  Bergwerke  die  poli- 

13 
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zeiliche  Beaufsichtigung  erschweren  würde.  Auch  der  oben 
erwähnte  Fall  gehört  hieher,  wenn  die  Consolidation  offenbar 
nur  zum  Nachtheil  eines  Niessbrau chers  oder  eines  sonst  zum 
Bezüge  der  Ausbeute  Berechtigten  vorgenommen  wird.  In  diesem 
Falle  steht  dem  Berechtigten  ein  Einspruch  nicht  zu;  es  liegt 
jedoch  im  öffentlichen  Interesse,  dass  die  gesetzlichen  Befug- 
nisse nicht  zur  Kränkung  fremder  Rechte  missbraucht  werden; 
folglich  kann  in  einem  solchen  Falle  im  öffentlichen  Interesse 
die  Bestätigung  versagt  werden. 

Die  Bestätigungsurkunde  wird  mit  den  Verleihungsur- 
kunden der  einzelnen  Bergwerke  verbunden  und  zugleich  der 
Consolidationsriss  nach  Vorschrift  des  §.  33  beglaubigt. 

Mit  der  Bestätigung  der  Consolidation  gehen  nach  §.43 
sämmtliche  Realrechte  an  den  einzelnen  Bergwerken  ohne 
Weiteres  auf  den  festgestellten  Antheil  an  dem  consolidirten 
Werke  oder  im  Falle  des  §.  43  auf  das  ganze  consolidirte  Berg- 
werk über  !). 

§.  17.  Die  Feldostheilung. 

(§.  51  des  Berggesetzes.) 

Die  Feldestheilung  ist  dasjenige  Rechtsgeschäft,  durch 
welches  aus  einem  Bergwerke  zwei  oder  mehrere  selbststän- 
dige Bergwerke  durch  reale  Theilung  des  verliehenen  Feldes 
gebildet  werden.  Das  Geschäft  stellt  sich  nach  Verschiedenheit 
des  Falles  als  ein  Vertrag  (Theilungsvertrag,  Kauf-  oder  Tausch- 
vertrag) oder  alseine  einseitige  Willenserklärung  dar.  Es  be- 
darf in  jedem  Falle  nach  §.  42  und  §.  51  eines  notariell  oder 
gerichtlich  beglaubigten  Theilungsactes.  Die  Feldestheilung 
unterliegt  aber  so  wrie  die  Consolidation  im  Interesse  der  Hy* 


1)  Wegen  der  Umschreibung  im  Berghvpothekenbiiche  vergl.  die 
oben  S.  114  angeführte  Instruction  vom  21.  September  1832  §.30.  P°r 
zuständigen  Hypothekenbehörde  wird  von  Amtswegen  eine  Abschrift 
der  Bestätigungsurkundc  durch  das  Oberbergamt  zugefertigt.  Im  Ge- 
biete des  Rheinischen  Rechtes  bleiben,  wie  Oppenhoff  Commentar  Nr.  301 
bemerkt,  die  bisherigen  Iuscriptionen  bestehen,  gelten  jedoch  in  lolge 
der  in  den  Hypothckenrechten  eingetretenen  Veränderung  für  ein  we‘ 
sentlich  anderes  Object.  Bei  der  nach  Ablauf  von  10  Jahren  nothwen* 
digen  Erneuerung  der  Inscription  muss  indess  das  neu  eingetretein 
Object  der  Hypothek  unter  Bezugnahme  auf  den  Consolidationsact  genau 
bezeichnet  werden. 
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pothekengläubiger  und  im  öffentlichen  Interesse  gewissen  Be- 
dingungen. Ein  Einspruch  steht  den  Hypothekengläubigern 
und  Realberechtigten  allerdings  nicht  zu,  einmal,  wie  die  Motive 
S.  56  bemerken,  weil  von  der  Bestimmung  eines  Antheilsver- 
hältnisses,  gegen  welches  sich  der  Einspruch  bei  der  (Konsoli- 
dation richtet,  hier  nicht  die  Rede  ist,  sodann  weil  durch  die 
Theilung  das  Recht  des  Hypothekengläubigers  nicht  wie  bei 
der  Consolidation  auf  einen  andern  Gegenstand  übertragen 
wird.  Das  Realrecht  erstreckt  sich  auf  jeden  der  gebildeten 
Theile  und  der  Gläubiger  kann  durch  die  Ausübung  seines 
Verkaufsrechtes  die  getrennten  Feldestheile,  gleichzeitig  also 
das  ganze  ursprünglich  verpfändete  Bergwerk  zur  Subhastation 
bringen.  Auch  ist  eine  thatsächliche  Schmälerung  der  Sicher- 
heit der  Hypothek  von  der  Theilung  des  Feldes  nicht  mehr 
zu  befürchten,  als  von  vielen  andern  Dispositionen,  die  dem 
Bergwerksbesitzer  ohne  Concurrenz  der  Hypothekengläubiger 
vollkommen  freistehen.  Gleichwohl  ist  den  Hypothekengläu- 
bigern nach  dem  Vorgänge  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851 
im  §.  51  des  Berggesetzes  das  Recht  Vorbehalten,  für  den  Fall 
der  Feldestheilung  ihre  Befriedigung  vor  der  Verfallzeit  zu 
verlangen.  Um  die  Ausübung  dieses  Rechtes  zu  sichern,  ist 
die  Feldestheilung  im  §.51  von  der  Bestätigung  des  Oberberg- 
amtes abhängig  gemacht,  welche  unter  Beobachtung  des  Ver- 
fahrens ertheilt  wird,  welches  sich  aus  der  Anwendung  der 
§§.  42,  45  uqd  49  auf  den  Fall  der  Feldestheilung  ergibt.  Ist 
also  das  zu  theilende  Feld  mit  Hypotheken  belastet  und  nicht 
die  Einwilligung  der  Hypothekengläubiger  beigebracht,  so  er- 
folgt die  Bekanntmachung  an  dieselben  und  die  Publication 
durch  das  Amtsblatt  gemäss  §.  45. 

Aus  dem  (oben  S.  177)  Gesagten  ergibt  sich,  dass  die 
Bestätigung,  falls  die  Realberechtigten  von  der  Befugniss  des 
§.  51  Gebrauch  gemacht  haben,  nicht  ertheilt  werden  darf, 
bevor  die  Befriedigung  des  Realgläubigers  erfolgt  resp.  der 
Subhastationsprozess  beendigt  ist.  Es  bleibt  indess  dem  Real- 
gläubiger überlassen,  zur  Wahrnehmung  seiner  Rechte  dem 
Oberbergamte  von  der  erfolgten  Anstellung  der  Hypothekar- 
Klage  rechtzeitig  Nachricht  zu  geben. 

Von  dem  Falle  der  einfachen  Feldestheilung  wird  im 
§.51  der  Austausch  von  Feldestheilen  unterschieden, 
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bei  welchem  Geschäfte  die  abgezweigten  Feldesstücke  nicht  zu 
selbstständigen  Bergwerken  gemacht,  sondern  mit  einem  andern 
Bergwerke  verbunden  werden  1).  Man  kann  sich  dieses  Ge- 
schäft mit  OppenhofF  (Commentar  Anm.  330)  als  zusammen- 
gesetzt aus  einer  zweifachen  Feldestheilung  und  einer  zwei- 
fachen Consolidation  vorstellen.  Es  ist  jedoch  in  Wirklich- 
keit ein  einfaches  Geschäft,  da  keiner  der  abgezweigten  Fel- 
destheile  zu  einem  selbstständigen  Bergwerke  erhoben  wird, 
sondern  sofort  zu  dem  Stammtheile  des  andern  Bergwerks  hin- 
zutritt. Es  finden  deshalb  nach  §.51  nicht  die  Regeln  der 
Consolidation,  sondern  die  Regeln  der  Feldestheilung  auf  dieses 
Geschäft  Anwendung.  Nur  die  Wirkung  desselben  auf  die  ab- 
geleiteten Rechte  an  den  vertauschten  Feldestheilen  ist  ene 
andere  als  bei  der  Feldestheilung. 

Bei  dem  Austausche  von  Feldestheilen  geht  nämlich  nach 
§.51  das  Recht  der  Hypothekengläubiger  und  anderen  Realbe 
rechtigten  mit  der  Bestätigung  der  Bergbehörde  ohne  weiteres 
auf  den  zu  dem  belasteten  Bergwerke  hinzutretenden  Feldes- 
theil  über,  wogegen  der  abgetretene  Feldestheil  von  der  ding- 
lichen Belastung  befreit  wird.  Ein  Einspruch  wegen  Verkür- 
zung ihrer  Rechte  durch  den  Austausch  der  Feldestheile  steht 
den  Gläubigern  nicht  zu.  Sie  haben  nur  wie  bei  der  einfa- 
chen Feldestheilung  das  Recht,  ihre  Befriedigung  vor  der  Ver- 
fallzeit zu  verlangen. 

Das  Gesetz  enthält  keine  Bestimmung  darüber,  welche  Wir- 
kung die  blosse  Abtretung  eines  Feldestheiles  ohne  den  Eintausch 
eines  correspondirenden  Stückes  auf  die  hypothekarische  Bela- 
stung hat.  Angenommen,  das  Feld  A-raarkscheide  mit  dem  Felde  B 
und  der  Eigenthümer  des  erstem  Feldes  trete  seinem  Nachbar 
ein  Grenzstück  C ab,  welches  vorteilhafter  von  dem  Felde  B 
abgebaut  werden  kann.  Er  erhalte  jedoch  sein  Aequivalent 
nicht  in  einem  ausgetauschten  Feldesstücke,  sondern  in  einem 
Kaufpreise.  Hier  würde  nach  der  Analogie  der  im  §.  51  Al.  3 
für  den  Fall  des  Austausches  getroffenen  Bestimmung  der  ab* 


1)  Das  Bergwerk  A wird  in  die  Stücke  a und  c,  das  Bergwerk  B 
in  die  Stücke  b und  d zerlegt;  die  Stücke  c und  d werden  ausgetauscht, 
so  dass  nun  nach  bestätigtem  Austauscho  das  Bergwerk  A aus  a + ^ 
und  das  Bergwerk  B aus  b + c besteht. 
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getretene  Feldestheil  C von  der  auf  dem  Felde  A haftenden 
dinglichen  Belastung  frei  werden  müssen,  während  er  künftig 
an  der  dinglichen  Belastung  des  Feldes  B theilnähme,  von 
welchem  er  forthin  einen  integrirenden  Theil  ausmacht.  Es 
fehlt  indessen  an  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  dieses  In- 
haltes. Eine  solche  Abtretung  ist  daher  nur  bei  vertrags- 
mässiger  Regulirung  der  Rechte  der  Ilypothckargläubiger  aus- 
führbar l). 

Die  Bestätigung  der  Feldestbeilung  darf  nach  §.  52  nur 
versagt  werden,  wenn  überwiegende  Gründe  des  öffentlichen 
Interesses  entgegen  stehen  2). 

§.  18.  Fcldesumwandlung  und  Erweiterung. 

(§§.  215 — 218  des  Berggesetzes.) 

L Die  Feldesumwandlung 3)  ist  ein  der  Muthung  ver- 
wandtes Rechtsgeschält,  welches  die  Verleihung  eines  gevierten 
Feldes  nach  Massgabe  der  §§.  25.  27  des  Berggesetzes  für  ein 
unter  der  früheren  Gesetzgebung  nach  Längenvermessung  ver- 
liehenes oder  gemuthetes  Feld  bezweckt.  Die  Vorschriften 
über  die  Feldesumwandlung  finden  sich  im  Tit.  XI  des  Bergge- 
setzes unter  den  Uebergangsbestimmungen,  weil  dieselben  sich 
nur  auf  die  unter  dem  früheren  Rechte  verliehenen  und  ge- 
inutheten  Bergwerke  beziehen.  Da  aber  diese  Bergwerke  immer 
die  überwiegende  Mehrzahl  des  gesammten  Bergwerksbesitzes 
ausmachen  werden  und  da  die  früher  nach  Längenvermessung 
verliehenen  Bergwerke  nicht  blos  während  einer  gewissen  Ue- 
bergangszeit,  sondern  nach  §.215  zu  jeder  Zeit  umgewandelt 
werden  können,  so  bildet  die  Fcldesumwandlung  nicht  einen 


1)  Huyssen  (Commentar  S.  37)  schlägt  vor,  zunächst  das  eine 
Bergwerk  nach  dem  Verfahren  des  §.51  in  zwei  selbstständige  Felder 
zu  theilcn  und  demnächst  das  abzutretende  Stück  mit  dem  Nachbar- 
bergwerk zu  consolidiren.  Dieses  Verfahren  ist  in  vielen  Fällen  zur 
Anwendung  geeignet,  allein  es  setzt  voraus,  dass  daa  abzutretende  Stück 
als  ein  selbstständiges  Bergwerk  behandelt  werden  kann,  was  häufig 
nicht  der  Fall  sein  wird.  Ausserdem  wird  dabei  eine  zweimalige  Be- 
stätigung mit  dreimonatlicher  Publicationsfrist  nothwendig. 

2)  Vergl.  meinen  Commentar  Anm.  109  zu  §.  51. 

3)  Vergl.  Brassert:  Debcr  Feldes  Umwandlungen  und  Feldeserwei- 
terungen — Zcitschr.  für  Bergrecht  Bd.  VII.  S.  183.  Bd.  X.  S.  45. 
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blos  vorübergehenden  Bestandteil  des  heutigen  Bergrechts, 
sondern  ein  Rechtsinstitut  von  bleibender  Dauer. 

Die  Vorschriften  über  die  Feldesumwandlung  bezwecken 
theils  die  gleichförmige  Vermessung  des  Feldes,  wie  solche 
durch  §§.  26. . 27  für  alle  künftig  zu  erwerbenden  Bergwerke 
eingeführt  ist,  allmälig  auch  auf  die  bereits  nach  abweichender 
Vermessung  verliehenen  Bergwerke  soviel  möglich  auszudehnen, 
theils  diesen  nach  Längenvermessung  verliehenen  Bergwerken 
einen  vorübergehenden  Schutz  gegen  die  Umschliessung  durch 
das  Geviertfeld  neu  gemutheter  Bergwerke  zu  gewähren.  Zum 
letzteren  Zwecke  ist  den  Besitzern  der  Längen felder  im  §.218 
ein  Vorzugsrecht  für  ihre  Umwandlungsanträge  auf  die  Dauer 
von  sechs  Monaten  nach  Eintritt  der  Gesetzeskraft  des  Berg- 
gesetzes vor  den  in  diesem  Zeitpuncte  eingelegten  MuthuDgen 
eingeräumt  und  für  denselben  Zeitraum  die  Umschliessung  der 
Längenfelder  durch  die  Geviertfelder  der  neu  eingelegten  Mu- 
thungen untersagt  worden.  Zum  Verständnisse  dieser  eigent- 
lichen Uebergangsbestimmung  des  §.218,  welche  eine  blos  tran- 
sitorische Geltung  hat,  ist  Folgendes  zu  bemerken.  Bis  zum 
Erlasse  desAllg.  Berggesetzes  fand  neben  der  Geviertvermessung 
die  gestreckte  oder  Längenvermessung  statt  (vgl.  oben  S.  1 1 8 f.) 
und  zwar  die  letztere  ausschliesslich  beim  Gangbergbau.  Als  das 
Allg.  Berggesetz  die  gevierte  Vermessung  auch  beim  Gangberg- 
bau einführte  wurden  die  bereits  verliehenen  Längenfelder 
der  Gefahr  der  Umschliessung  durch  die  gevierten  Felder  neuer 
Muthungen  ausgesetzt.,  da  es  in  dem  von  Gangtrümmern  aller 
Art  durchschwärmten  Gebirge  leicht  ist,  einen  Fund  im  freien 
Felde  zu  machen  und  auf  Grund  eines  verhältnissmässig  werth- 
losen Fundes  die  Längenfelder  der  vorhandenen  werth vollen 
Bergwerke  mit  einem  Geviertfelde  zu  umspannen.  Die  Gefahr 
dieser  Umschliessung  liegt  aber  darin,  dass  der  Besitzer  des 
gevierten  Feldes  an  jedem  Puncte  innerhalb  seiner  Feldesgrenzen 
das  verliehene  Mineral  gewinnen  kann,  so  lauge  nicht  derBe- 
sitzer  des  umschlossenen  Längenfeldes  nachweist,  dass  der  Bau 
auf  seiner  Lagerstätte  oder  in  deren  Vierung  geführt  wTird. 
Die  Schwierigkeit  dieses  Nachweises  bedingt  die  aus  der  Um- 
schliessung entspringende  Unsicherheit  des  Besitzes  und  dieser 
Gefahr  sollte  auf  doppelte  Weise  begegnet  werden,  indem  nach 
§.218  dem  Besitzer  des  Längenfeldes  das  Vorrecht  eingeräumt 
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wurde,  binnen  sechs  Monaten  selbst  das  umschliessende  Geviert- 
feld durch  einen  Umwandlungsantrag  zu  erwerben,  oder  falls 
er  seine  ursprüngliche  Vermessung  beibehalten  wollte,  durch 
die  Muthung  eines  neuen  Fundes,  zu  welchem  Zwecke  für  die 
Daper  von  sechs  Monaten  die  Umsckliessung  untersagt  und  so 
dem  Besitzer  des  Längenfeldes  die  Möglichkeit  offen  gehalten 
wurde,  im  Freien  zu  finden  und  zu  inuthen.  Die  Nothwendig- 
keit  dieser  Bestimmungen  zum  Schutze  der  bestehenden  Län- 
genfelder war  bereits  in  den  früheren  Gesetzentwürfen  aner- 
kannt')•  Die  Frist  zur  Ausübung  des  im  §.218  bestimmten 
Vorzugsrechtes  ist  gegenwärtig  auch  in  den  neu  erworbenen 
Provinzen  und  auch  in  denjenigen  Staaten  abgelaufen,  welche 
die  Vorschriften  des  Preussischen  Berggesetzes  über  die  Fel- 
desumwandlung  später  übernommeu  haben  s).  Es  finden  daher 
nur  die  auf  die  einfachen  Umwandlungsanträge  ohne  Vorzugs- 
recht bezüglichen  Vorschriften  des  §§.  215  bis  217  practische 
Anwendung,  welche  im  Folgenden  zu  erörtern  sind. 

1.  Voraussetzung  der  Feldesumwandlung  ist  ein  nach 
Längenvermessung  vor  Eintritt  der  Gesetzeskraft  des  Bergge- 
setzes verliehenes  oder  gemuthetes  Bergwerk s).  War  das 


1)  Vergl.  Brassert  a.  a.  0.  Bd.  VII.  S.  188  f. 

2)  Das  Braunschweigische  Berggesetz  kennt  die  Feldeaumwandlung 
nicht.  Iu  Sachsen-Coburg-Gotha  findet  nach  §.  188  des  Berggesetzes  die 
Feldesumwandlung  nicht  blos  auf  Antrag  des  Beliehcnen,  sondern  auoh 
auf  Anordnung  der  verleihenden  Behörde  statt,  nur  dass  im  letztem 
Falle  dem  Beliehenen  nichts  von  dem  ihm  verliehenen  Gange  ohne  seine 
Zustimmung  entzogen  werden  darf.  In  Bayern  sind  die  §§.  215  bis  218 
des  Preussischen  Gesetzes  unverändert  übernommen. 

3)  Im  früheren  Herzogthum  Nassau  findet  nach  Art.  IX  der  Einfüh- 
rungsverordnung vom  22.  Februar  1867  nur  die  Umwandlung  der  früher 
bereits  verliehenen,  nicht  der  auf  Grund  des  älteren  Rechtes  blos  ge- 
mutbeten  Bergwerke  statt.  Diese  unpractische  Bestimmung  wird  in 
den  Commissionsberathungcn  (Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VIII.  8.  20) 
dadurch  motivirt,  dass  nach  früherem  Nassauischen  Rechte  den  Mu- 
thern  ein  klagbarer  Rechtsanspruch  auf  Verleihung  nicht  zugestanden 
habe,  der  ihnen  indess  durch  Art.  IX  ausdrücklich  zugestanden  wurde. 
Das  Oberbergamt  zu  Bonn  hat  die  nachtheiligen  Folgen  jener  Ausnahme- 
bestimmung dadurch  zu  beseitigen  gesucht,  dass  es  die  in  grossor  Zahl 
noch  unerledigt  vorliegenden  nassauischen  Muthungen  fast  sämmtUch 
vor  dem  Eintritte  der  Gesetzeskraft  des  Berggesetzes  zur  Verleihung 
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Bergwerk  nach  älterem  Rechte  gemuthet,  so  gelangte  es  nach 
den  Vorschriften  des  älteren  Rechtes  auch  unter  der  Herr- 
schaft des  neuen  Berggesetzes  zur  Verleihung.  Es  erfolgte 
also  für  die  früher  gemutheten  Bergwerke  noch  jetzt  die  Ver- 
leihung nach  Längenfeld,  sofern  nicht  vor  der  Verleihung- die 
Feldesuni  Wandlung  gemäss  §.215  beantragt  wurde.  Allein 
wenn  dies  auch  nicht  geschehen  ist,  so  kann  doch  das  nach 
Eintritt  des  neuen  Berggesetzes  nach  Längenvermessung  ver- 
liehene Bergwerk  auf  Grund  eines  späteren  Antrages  nach 
§.215  umgewandelt  werden,  weil  es  vor  Eintritt  der  Gesetzes- 
kraft gemuthet  war  ')• 

Bei  consolidirten  Bergwerken  kann  nach  §.215  der  Um- 
wandlungsantrag für  jedes  einzelne  Feld  gestellt  werden.  Der 
Eigenthilmer  kann  daher  sowohl  ein  einzelnes  der  consolidirten 
Felder  umwandeln  und  für  die  übrigen  die  Längenvermessung 
beibehalten,  als  auch  für  jedes  der  consolidirten  Längenfelder 
ein  Geviertfeld  in  dem  gesetzlichen  Umfange,  falls  soviel  freies 
Feld  vorhanden  ist,  begehren.  Bergwerke,  welche  auf  solche 
Mineralien  verliehen  sind,  die  nach  §.  1 des  Berggesetzes  nicht 
mehr  Gegenstand  des  Bergwerkseigenthums  sind,  können  nicht 
umgewandelt  werden,  weil  die  verliehenen  Mineralien  in  dem 
zu  erwerbenden  freien  Felde  nicht  mehr  Gegenstand  der  Mu- 
thung,  sondern  Eigenthuin  des  Grundbesitzers  sind.  Jene  Berg- 
werke bleiben  nach  §.  222  des  Berggesetzes  nur  in  ihren  alten 
Feldesgrenzen  bestehen  2). 

2.  Der  Umwandlungsantrag  gilt  nach  §.  215  als  Mu- 
thung.  Ein  weiteres  Erforderniss  der  Feldesumwandlung  ist  daher 
nach  §.215  in  Verbindung  mit  §.15  und  §.19  die  Freiheit 
des  begehrten  Geviertfeldes  in  Bezug  auf  welche  die- 


brachte.  Die  nach  diesem  Zeitpuncte  noch  verliehenen  Längenfelder 
haben  mit  dem  Zeitpuncte  der  Verleihung  die  Umwandlungsfähigkeit 
erlangt  (s.  o.).  dabei  indess  das  Vorzugsrecht  des  §.  218  ganz  oder  tbeil- 
weise  cingebiisst. 

1)  Vergl.  Brassert  a.  a.  0.  Bd.  X.  S.  63.  Die  Ansicht  von  Oppen- 
hoff (Commentar  Nr.  1120),  dass  diese  Meinung  den  Wortlaut  des  Ge- 
setzes gegen  sich  habe,  trifft  nicht  zu. 

2)  Vergl.  Brassert  a.  a.  0.  S.  64.  — Rekursbescheide  vom  29.  De- 
zember 1866  und  vom  14.  Februar  1868  (Zeitschrift  für  Bergrecht 
Bd.  VIII.  S.  142.  Bd.  IX.  S.  230). 
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selben  Regeln  wie  für  die  Muthung  gelten  (oben  S.  87  f.  S.  102  f.). 
Ist  das  umzuwandelnde  Längenfeld  auf  mehrere  Mineralien  ver- 
liehen, so  muss  das  begehrte  Geviertfeld  in  Bezug  auf  sämmt- 
licbe  Mineralien  frei  sein.  Es  ist  nicht  zulässig  die  Umwand- 
lung auf  das  eine  Mineral  zu  beschränken,  für  das  andere  aber 
das  frühere  Längenfeld  beizubehalten.  Aus  demselben  Grunde 
kann  ein  Bergwerk,  welches  auf  mehrere  Mineralien  berechtigt 
ist,  welche  theils  dem  Berggesetze  unterworfen,  theils  dem 
Verfügungsrechte  des  Grundeigenthümers  wieder  überlassen 
sind,  nur  unter  der  Voraussetzung  umgewandelt  werden,  dass 
der  Eigenthiimer  auf  das  nicht  mehr  verleihbare  Mineral  ganz 
verzichtet.  Die  Beibehaltung  des  früheren  Längenfeldes  für 
dieses  Mineral  allein  würde  dem  Zwecke  der  Feldesumwandlung 
zuwiderlaufen,  durch  welche  an  die  Stelle  des  Längenfefdes  ein 
Geviertfeld  gesetzt,  nicht  aber  ein  Geviertfeld  zu  dem  Längen- 
felde hinzu  verliehen  werden  soll l)- 

3.  Auch  in  Bezug  auf  Form  und  Inhalt  des  Um- 
wandlungsantrages kommen  nach  §.  215  die  Regeln  der  Mu- 
thung, also  die  §§.  12—21  in  Anwendung,  soweit  nicht  die  An- 
wendung derselben  durch  die  Verschiedenheit  des  Gegenstandes 
ausgeschlossen  wird,  worüber  das  Folgende  zu  bemerkeu  ist. 

Der  Umwandlungsantrag  kann  nach  §.215  nur  von  dem 
Bergwerkseigenthümer  gestellt  werden.  Für  eine  Gewerkschaft 
ist  nach  §.  119  deren  Repräsentant  oder  Grubenvorstand  zu 
dem  Anträge  legitimirt.  Eiuer  Special  Vollmacht  zur  Feldesum- 
wandlung bedarf  derselbe  nach  §.  120  nur  dann,  wenn  durch 
die  Umwandlung  über  die  Substanz  des  Bergwerks  verfügt 
wird  und  dies  ist  der  Fall,  wenn  ein  Theil  des  früheren  Län- 
genfeldes aufgegeben  werden  soll.  Wie  Brassert  a.  a.  0.  S.  67  f. 
näher  ausführt,  ist  eine  Verfügung  über  die  Substanz  nicht 
jedesmal  da  anzunehmen,  wo  die  Projection  des  Längcnfeldes 
an  der  Oberfläche  nicht  ganz  von  den  Grenzen  des  Geviert- 
feldes eingeschlossen  wird.  Da  nämlich  die  wirkliche  Lage 
des  Feldeskörpers  von  dem  Verhalten  der  Lagerstätte  bedingt 
wird,  so  wird  der  Bergwerkseigenthümer  häufig,  um  denselben 
in  das  begehrte  Geviertfeld  einzuschliessen,  von  der  früheren 
Projection  des  Längenfeldes  abgehen  müssen.  In  den  Fällen 


1)  Brassert  a.  a.  0.  S.  61  f. 
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der  §§.  21f>  und  217  kann  der  Einspruch  eines  benachbarten 
leldesbesitzers  oder  die  Collision  mehrerer  Umwand lungsanträge 
eine  Beschränkung  des  begehrten  Geviertfeldes,  folglich  unter 
Umständen  den  Ausfall  eines  Theiles  des  früheren  Längenfeldes 
zur  Folge  haben.  Auch  in  diesen  Fällen  bedarf  der  Repräsen- 
taut  einer  Specialvollmacht  zu  der  Umwandlung  nicht,  da  die 
Beschränkung  nicht  in  dem  Umwandlungsantrage  enthalten, 
sondern  eine  gesetzliche  Folge  der  eingetretenen  Collision'ist. 

Der  Inhalt  des  Umwandlungsantrages  unterscheidet  sich 
von  dem  der  Muthung  (§.  14)  hauptsächlich  dadurch,  dass  die 
Bezeichnung  des  Fundpunktes  und  der  dem  Bergwerke  beizu- 
legende Name  fehlt.  Dagegen  ist  das  umzuwandelnde  Berg- 
werk mit  seinem  Namen  und  dem  verliehenen  Minerale  zu  be- 
zeichnen. Der  Situationsriss  (§.  17)  bedarf  ebenfalls  nicht  der 
Angabe  des  Fundpunktes,  dagegen  sind  die  Grenzen  sowohl 
des  umzuwandelnden  Längenfeldes,  als  des  begehrten  Geviert- 
feldes anzugeben. 

4.  Das  Verl  ei  hungs  verfahren  regelt  sich  nach  den 
Vorschriften  der  §§.  17  bis  20  und  28  bis  38.  Eine  Consta- 
tirung  der  Fündigkeit  findet  naturgemäss  nicht  statt.  Die 
Verleihungsurkunde  (Umwandlungsurkunde)  enthält  ausser  den 
im  §.  34  bezeichneten  Angaben  auch  das  Datum  der  früheren 
Verleihungsurkunde  über  das  umgewandelte  Längenfeld,  welche 
letztere  mit  der  Umwandlungsurkunde  verbunden  zu  wer- 
den pflegt, 

5.  Die  Wirkung  des  Umwrandl ungsan träges  ist 
in  Bezug  auf  das  begehrte  Geviertfeld  diejenige  der  Muthung. 
Dies  gilt  auch  in  Bezug  auf  die  Collision  des  Umwandlung^ 
antrages  mit  fremden  Muthungen.  (Vergl.  oben  S.  87 f.)  Da- 
gegen sind  für  die  Collision  von  Umwandlungsanträgen  unter 
einander  im  §.217  besondere  Regeln  gegeben. 

Mehrere  Umwandlungsanträge,  welche  auf  das  nämliche 
Feld  gerichtet  sind,  begründen  für  jeden  der  Antragsteller  ein 
gleiches  Recht,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  (den 
Zeitpunct  der  Präsentation)  der  Anträge  und  auf  das  Alte» 
der  umzuwandelnden  Bergwerke  nach  ihrer  früheren  Verleihung- 

Bei  einer  solchen  Collision  bildet,  insoweit  eine  Vertrags* 
mässige  Einigung  nicht  zu  erzielen  ist,  die  Theilung  in  gleiche 
Tlieile  die  Regel. 
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Das  Oberbergamt  ist  jedoch  befugt,  bei  der  Verleihung 
von  diesem  Theilungsverhältnisse  abzuweichen,  insoweit  sich 
dies  für  einen  zweckmässigen  Betrieb  als  erforderlich  darstellt. 

Aus  dieser  Vorschrift  ergibt  sich,  dass  das  Gesetz  die 
reale  Theilung  des  begehrten  Feldes  im  Auge  hat.  Ob  für 
den  Fall,  dass  die  räumliche  Theilung  nicht  ausführbar  ist, 
die  ideelle  Theilung,  oder  nach  §.  569  und  572}Allg.  Landrecht 
Th.  1.  Tit.  11  die  Entscheidung  durch  das  Loos  stattfinden  soll, 
ist  streitig  ‘).  Der  ersten  früher  von  mir  vertlieidigten  Lösung 
steht  entgegen,  dass  das  neu  verliehene  Geviertfeld  nicht  an 
die  Stelle  eines  Längenfeldes,  sondern  mehrerer  Bergwerke 
treten  würde,  dass  also  den  Hypothekengläubigern  und  Real- 
berechtigten  gegenüber  die  Wirkungen  einer  Consolidation  ohne 
das  in  den  §§.  44  bis  48  vorgesehene'  Verfahren  eintreten 
würden,  und  dass  gerade  um  dieser  Bedenken  willen  die  früher 
(in  dem  Entwürfe  von  1862)  beabsichtigte  Verleihung  eines 
gemeinschaftlichen  Umwandlungsfeldes  für  mehrere  Längenfelder 
aufgegeben  ist. 

Die  Collision  des  Umwandlungsantrages  mit  den  nicht 
umgewandelten  benachbarten  Längenfeldern  findet  ihre  Lösung 
in  der  Vorschrift  des  §.  216,  nach  welcher  von  dem  begehrten 
Geviertfelde  die  gestreckten  Felder  anderer  Bergwerke  nur 
dann  ganz  oder  theilweise  umschlossen  werden  dürfen,  wenn 
die  Eigenthümer  dieser  Bergwerke  auf  eine  desfallsige  Auffor- 
derung der  Bergbehörde  sich  mit  der  Umschliessung  ihrer 
Felder  ausdrücklich  einverstanden  erklären. 

Tritt  diese  Voraussetzung  nicht  ein,  so  muss  der  Antrag- 
steller sich  eine  entsprechende,  nötigenfalls  durch  einen  Be- 
schluss des  Oberbergamts  festzustellende  Beschränkung  des  be- 
gehrten gevierten  Feldes  gefallen  lassen. 

Die  Aufforderung  zur  Erklärung  erfolgt  bei  der  Vorla- 
dung des  Eigenthümers  zu  dem  Schlusstermine  (§.  29).  Diese 
Vorladung  darf  mit  Rücksicht  auf  §.216  nur  unter  der  Ver- 
warnung erfolgen,  dass  beim  Ausbleiben  angenommen  wird,  der 
Eigenthümer  des  Längenfeldes  widerspreche  der  beabsich- 
tigten Umschliessung.  Wird  die  ausdrückliche  Einwilligung 


1)  Vergl.  meinen  Commentar  Anm.  511  zu  §.217  und  Braasert 
a.  a.  O.  S.  86. 
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der  Eigenthflmer  der  umschlossenen  Felder  nicht  beigebracht, 
so  tritt  diejenige  Beschränkung  des  begehrten  Feldes  ein.  welche 
erforderlich  ist  um  sowohl  die  gänzliche  als  auch  die  theilweise 
Umschliessung  zu  verhindern.  Die  Frage,  wann  eine  gänzliche 
oder  theilweise  Um  Schliessung  vorliegt  und  bis  auf  welchen 
Abstand  das  begehrte  Geviertfeld  zurücktreten  muss,  ist  nach 
den  thatsächlichen  Voraussetzungen  des  einzelnen  Falles  zu 
beantworten.  Dabei  ist  nach  den  eingehenden  Untersuchungen 
von  Brassert  (a.  a.  0.  S.  79)  besonders  darauf  Gewicht  zo 
legen,  dass  das  Längenfeld  auch  in  der  tieferen  Erstreckung 
nicht  von  der  Greneebene  des  Geviertfeldcs  berührt  wird.  Fällt 
also  der  Gang  dem  Geviertfelde  zu,  so  muss  letzteres  soweit 
zurücktreten,  dass  die  hangende  Vierung  des  Längenfeldes  in 
ihrer  Verlängerung  bis  in  die  letzte  muthniassliche  Bausohle 
die  Grenze  des  Geviertfeldes  nicht  berührt,  und  dass  dem  ein- 
geschlossenen Längenfelde  auf  allen  Seiten  soviel  freies  Feld 
verbleibt,  dass  es  ohne  einen  Ausfall  zu  erleiden  in  Geviertfeld 
umgewandclt  werden  kann  ').  Durch  die  zwischen  den  Lim 
genfeldern  nach  älterin  Rechte  möglichen  Collisionen  wird  diese 
Regel  vielfach  modifizirt.  Der  Besitzer  des  älteren  Längen 
feldes,  welches  im  Streichen  oder  Fallen  ein  jüngeres  Langenfeld 
durchsetzt,  kann  z.  B.  sein  Umwandlungsfeld  unmittelbar  an  die 
Vierung  des  letztem  anschliessen,  wenn  er  innerhalb  der  Ve- 
rung  seines  eigenen  älteren  Längenfeldes  verbleibt. 

6.  Die  Wirkung  der  nach  Vorschrift  der  §§.  31  bis  35 
endgültig  durch  die  Verleihungsurkunde  festgestellten  fei- 
desumwandlung  besteht  darin,  dass  das  neu  verliehene  Ge- 
viertfeld in  allen  rechtlichen  Beziehungen  an  die  Stelle  des 
früheren  Längenfeldes  tritt.  Diejenigen  Stücke  des  Langen- 
feldes, welche  nicht  in  das  Geviertfeld  eingeschlossen  sind, 
werden  frei,  oder  sie  fallen  demjenigen  Geviertfelde  zu>  v011 
welchem  sie  umschlossen  werden.  Letzteres  ist  namentlich  der 
Fall,  wenn  Längenfelder  einander  durchkreuzen  und  das  um- 
gebende Geviertfeld  hei  der  Umwandlung  nach  Vorschrift  des 
§.217  getheilt  wird.  Die  früher  unverliehenen  Stücke  des  Ge- 

1)  Dieselben  Regeln  gelten  für  die  Beschränkung  der  Geviert- 
felder  derjenigen  Muthungen,  welche  in  den  ersten  sechs  Monaten 
eingelegt  sind,  und  der  Vorschrift  des  §.  218  stiwider  die  Langenfelde' 
älterer  Bergwerke  umscliliessen. 
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viertfeldes  werden  mit  dem  früheren  Längenfelde  zu  einem  un- 
zertrennlichen Ganzen  vereinigt  und  das  ganze  ungewandelte 
Feld  wird  Gegenstand  aller  an  dem  früheren  Längenfelde  be- 
standenen dinglichen  Hechte,  welche  ohne  Weiteres  durch  die 
Umwandlung  auf  das  neugebildete  Object  übergehen  l 2). 

II.  Die  Feldeserweiterung  ist  die  Ausdehnung  der 
unter  dem  früheren  Hechte  nach  gevierter  Vermessung  verlie- 
henen Bergwerke  auf  die  nach  §.  28  des  neuen  Berggesetzes 
zulässige  Feldesgrüsse  von  25000  oder  500000  Quadratlach- 
tern. Sie  ist  nach  §.215  nur  binnen  sechs  Monaten  nach  Ein- 
tritt der  Gesetzeskraft  des  Berggesetzes  zulässig.  Die  Erwei- 
terungsanträge begründen  nicht  wie  die  in  den  ersten  drei 
Monaten  eingelegten  Umwandlungsanträge  ein  Vorzugsrecht 
vor  den  Muthungen,  sie  selbst  stehen  vielmehr  nach  §.  218 
gegen  jene  privilegirten  Umwandlungsanträge  zurück.  Mehrere 
Erweiterungsanträge,  welche  auf  dasselbe  Feld  gerichtet  sind, 
begründen  nach  §.  217  für  jeden  Antragsteller  ein  gleiches 
Recht,  welches  durch  die  räumliche  Theilung  des  gemeinschaft- 
lich begehrten  Feldes  realisirt  wird.  Die  Längenfelder  der 
bereits  bestehenden  Bergwerke  dürfen  von  dem  durch  einen  Er- 
weiterungsantrag begehrten  Felde  nach  §.  216  ohne  ausdrück- 
liche Einwilligung  der  Eigenthümer  weder  ganz  noch  theilweise 
umschlossen  werden.  Die  Beschränkung  erfolgt  nach  denselben 
Regeln  wie  bei  der  Feldesumwandlung.  Auch  in  Bezug  auf 
Form  und  Inhalt  der  Erweiterungsanträge,  auf  das  Verfahren 
und  in  Bezug  auf  die  Wirkung  der  über  die  Feldeserweiterung 
ertheilten  Verleihung  gelten  nach  §§.  215 — 218  dieselben  Re- 
geln wie  für  die  Feldesumwandlung  ä). 


1)  Ucber  die  Fälle,  in  denen  die  aufgehobene  Begrenzung  de« 
früheren  Langenfeldes  nach  der  Umwandlung  ausnahmsweise  noch  recht- 
lich in  Frage  kommen  kann,  vergl.  Brassert  a.  a.  0.  S.  91  f. 

2)  Die  Bestimmungen  über  die  Feldeserweiterung  sind  von  der 
Commission  des  Herrenhauses  in  die  ltegieruugsvorlagc  eingeschaltet 
worden ; sie  haben  eine  rein  transitorische  Bedeutung  und  haben  über- 
haupt eine  weit  geringere  practisehe  Tragweite  als  die  Vorschriften 
über  die  Feldesumwandlung.  Während  diese  bestimmt  sind,  allmälig 
überall  eine  gleicbmässige  und  feste  Feldesbegreuzung  herbeizuführen, 
hatten  jene  uur  die  Vargrösserung  derjenigen  älteren  Bcrgwerko  zur 
Folge,  welche  zufällig  mit  ihren  Geviertfeldern  an  freies  Feld  grenzten. 
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§.  19.  Die  Aufhebung  des  Bergwerksoigcnthums. 

(§§.  156 — 164  des  Berggesetzes.) 

Die  Aufhebung  des  Bergwerkseigenthums  ist  ein  eigen- 
thümliches  Rechtsgeschäft,  welches  sich  von  der  civilrechtlichen 
Dereliction  dadurch  unterscheidet,  dass  nicht  bloss  das  Recht 
des  Eigenthümers,  sondern  auch  der  Gegenstand  des  Bergwerks- 
eigenthumes, das  Bergwerk  selbst,  rechtlich  aufgehoben  wird. 
Das  verliehene  Feld  mit  den  darin  anstehenden  Mineralien 
kehrt  in  das  vor  der  Verleihung  bestandene  Rechtsverhält- 
niss  zurück. 

Im  gemeinen  deutschen  Bergrechte  erfolgte  die  Aufhebung 
des  Bergwerkseigenthums  sowohl  auf  den  Antrag  des  Belie- 
henen  (Auflassung)  l),  als  auch  ohne  solchen  Antrag  wegen 
unterlassenen  Betriebes,  wegen  Nichtzahlung  der  Rezessgelder, 
wegen  wiederholten  Raubbaues,  Beschädigung  fremder  Gruben- 
gebäude, betrügerischer  Beseitigung  von  Lochsteinen  und  Erb- 
stufen und  nach  einigen  Bergordnungen  wegen  Verweigerung 
des  Vermessens  durch  Freierklärung  seitens  des  Bergamtes  2). 

Der  wichtigste  Fall  des  unfreiwilligen  Verlustes  war  die 
Freifahrung  wegen  Nichtbetriebes,  welche  schon  nach  den 
ältesten  deutschen  Bergrechten,  damals  jedoch  unter  sorgfältig 
schützenden  Formen  stattfand  3).  Später  wurde  nach  dem  Vor- 
gänge der  Sächsischen  Bergordnung  von  1509  die  Freifahrung 
zugelassen,  sobald  die  Grube  an  drei  Tagen  in  einer  Woche 
unbelegt  gefunden  ward,  und  jedem  neuen  Muther  (Freimacher) 
gestattet,  die  Freifahrung  zu  verlangen.  Der  Bergwerksbesitzer 
konnte  sich  gegen  dieselbe  nur  dadurch  schützen,  dass  er  aus 
genügenden  Gründen  Fristung  beim  Bergamte  nachsuchte4). 


1)  Joachimsthaler  B.  0.  Th.  II.  Art.  24.  — Bayerische  B.  0.  Art.  105. 

2)  Allg.  Landrecht  Th.  II.  Tit.  16.  §§.  188 — 212.  — Cleve-Märk. 
B.  0.  Cap.  VIII.  §.  4.  — Schles.  B.  0.  Cap.  IX.  §.  4. 

3)  Das  Iglauer  Bergrecht  bestimmt,  dass  das  verlassene  Bergwerk 
durch  sechs  Sonntage  nach  einander  öffentlich  ausgerufen  werden  soll, 
damit  diejenigen,  deren  Eigenthum  es  ist,  zur  Arbeit  zurückkehren. 
Wird  am  siebenten  Sonntag  das  Bergwerk  verlassen  gefunden,  so  kann 
es  anderweit  verliehen  werden. 

4)  Herzogi.  Sachs.  B.  0.  (1509)  Art.  7.  u.  11.  — Kursächs.  B.  0. 
Art.  23.  — Nassau-Katzenelnbog*  B.  0.  Art.  14.  u.  17.  — Allg.  Land- 
recht Th.  II.  Tit.  16.  §.  198  f.  — Nur  die  Kurkölnische  Bergordnung 
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In  diesem  Rechtszustande  lag,  wie  die  Motive  S.  93  aus- 
führen, anerkannt, ermassen  einer  der  hauptsächlichsten  Gründe, 
weshalb  über  Unsicherheit  und  ungenügende  Creditfahigkcit 
des  Bergwerkseigenthums  geklagt  wurde.  Das  Allgemeine  Berg- 
gesetz hat  deshalb  im  §,  65  den  Betriebszwang  in  dem  seithe- 
rigen Umfange  beseitigt  und  auf  den  Fall  beschränkt,  wo  dem 
Nichtbetriebe  überwiegende  Gründe  des  öffentlichen  Interesses 
entgegen  stehen.  Auf  diesen  einzigen  Fall  ist  denn  auch  nach 
§.  156  die  unfreiwillige  Entziehung  des  Bergwerkseigenthums 
beschränkt,  und  die  Aufhebung  desselben  erfolgt  in  einem  Ver- 
fahren, welches  sowohl  die  Interessen  des  Bergwerkseigenthü- 
mers  als  auch  die  Rechte  der  Hypothekengläubiger  und  der 
sonstigen  Realberechtigten  vollständig  schützt.  Dasselbe  Ver- 
fahren tritt  nach  §.  161  f.  auch  bei  der  freiwilligen  Verzicht- 
leistung auf  das  Bergwerkseigenthum  zum  Schutze  der  Hypo- 
thekengläubiger und  Realberechtigten  ein. 

I.  Was  zunächt  die  Entziehung  des  Bergwerks- 
eigenthums betrifft*  so  hat  dieselbe  den  Nichtbetrieb  des 
Bergwerks,  die  amtliche  Aufforderung  zur  Betriebseröffnung,  und 
die  Nichtbcfolgung  derselben  zur  Voraussetzung.  Das  Ober- 
bergamt hat  nämlich  nach  §.  65  die  Befugniss,  den  Eigentü- 
mer, nach  Vernehmung  desselben,  zur  Inbetriebsetzung  des 
Bergwerks  oder  zur  Fortsetzung  des  unterbrochenen  Betriebes 
binnen  einer  Frist  von  sechs  Monaten  aufzufordern  und  für  den 
Fall  der  Nichtbefolgung  dieser  Aufforderung  die  Entziehung 
des  Bergwerkseigenthums  anzudrohen , wenn  überwiegende 
Gründe  des  öffentlichen  Interesses  der  Unterlassung  des  Be- 
triebes entgegenstehen. 

Wird  amtlich  festgestellt,  dass  ein  Bergwerkscigenthüraer 
die  nach  Vorschrift  des  §.  65  an  ihn  erlassene  Aufforderung 
zur  Inbetriebsetzung  des  Bergwerks  oder  zur  Fortsetzung  des 
unterbrochenen  Betriebes  nicht  befolgt  hat,  so  kann  nach  $.156 
das  Oberbergamt  die  Einleitung  des  Verfahrens  wegen  Entzie- 


Th.  ID.  Art.  9 u.  10  beschränkte  die  Freierklärung  auf  den  Fall,  dass 
die  Grube  ein  ganzes  Quartal  hindurch  ungebaut  liegen  blieb,  und  auch 
in  den  folgenden  drei  Quartalen  nicht  wieder  aufgenommen  wurde. 
Vergl.  den  Plenarbeschluss  des  Obcrtribunals  vom  18.  November  1860. 
— M.  Uebersicht  S.  164  f. 
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hung  des  Bergwerkseigenthums  durch  einen  Beschluss  aus- 
sprechen, gegen  welchen  der  Rekurs  an  den  Handelsminister 
nach  Vorschrift  des  §.191  stattfindet. 

Der  Bergwerkseigenthilmer  ist  ausserdem  befugt,  binnen 
vier  Wochen  vom  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  ihm  der  Be- 
schluss, beziehungsweise  der  Recursbescheid  zugestellt  ist,  bei 
dem  Gerichte,  in  dessen  Bezirk  das  Bergwerk  liegt,  gegen  das 
Oberbergamt  auf  Aufhebung  des  Beschlusses  zu  klagen.  Ge- 
schieht dies  nicht,  so  ist  das  Einspruchsrecht  erloschen  '). 

Das  Verfahren  bei  Entziehung  des  Bergwerkseigenthums 
ist  in  den  ■§§.  158  bis  16ü  nach  dem  Muster  des  französischen 
Gesetzes  vom  27.  April  1838  wie  folgt  geregelt: 

Erhebt  der  Bergwerkseigenthümer  keinen  Einspruch  oder 
ist  derselbe  rechtskräftig  verworfen,  so  wird  der  Beschluss  von 
dem  Oberbergamte  den  aus  dem  Hypothekenbuche  oder  den 
Rheinischen  Hypothekenregistern  ersichtlichen  Gläubigern  und 
anderen  Realberechtigten  zugestellt  und  ausserdem  durch  das 
Amtsblatt  der  Regierung,  in  deren  Bezirk  das  Bergwerk  liegt, 
zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht. 

Jeder  Hypothekengläubiger  oder  sonstige  Realberechtigte, 
sowie  privilegirte  Gläubiger  des  Rheinischen  Rechts  ist  befugt, 
hinnen  drei  Monaten  vom  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  der 
Beschluss  zugestellt,  beziehungsweise  an  welchem  das  die  Be- 
kanntmachung enthaltende  Amtsblatt  ausgegeben  worden  ist, 
behufs  seiner  Befriedigung  die  nothwendige  Subhastation  des 


1)  Die  Klage  kann  auf  den  Mangel  einer  der  gesetzlichen  Vor- 
aussetzungen der  Einleitung  des  Verfahrens  (§§.  65.  156)  gestützt  wer- 
den ; ausserdem  etwa  noch  auf  ein  Privilegium,  welches  den  Besitzer 
von  der  Verpflichtung  des  §.  65  befreit.  Die  Inbetriebsetzung  des  Berg- 
werks nach  Ablauf  der  gemäss  §.  65  gestellten  Frist  begründet  nicht 
die  Klage  auf  Aufhebung  des  Verfahrens.  Dennoch  kann  der  Bergwerks- 
eigenthümer während  des  ganzen  Laufes  dos  Verfahrens  bis  zur  Ein- 
leitung der  Subhastation  durch  die  Wiederaufnahme  des  Betriebes  den 
Verlust  des  Bergwerkseigenthums  abwenden.  Er  kann  nämlich  den 
Antrag  auf  Einstellung  des  Verfahrens  au  das  Oberbergamt  richten, 
wenn  er  der  Aufforderung  zur  Inbetriebsetzung  nach  erfolgter  Einlei- 
tung des  Verfahrens  genügt  hat.  Das  Oberbergamt  kann  diesem  An- 
träge stattgeben  und  wird  demselben  stattgeben,  wenn  ihm  der  Beweis 
geführt  wird,  dass  der  Betrieb  des  Werkes  nicht  bloss  zum  Scheine 
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Bergwerks  bei  dem  zuständigen  Richter  auf  seine  Kosten  zu 
beantragen,  vorbehaltlich  der  Erstattung  derselben  aus  den 
Kaufgeldern. 

Auch  der  seitherige  Eigentümer  des  Bergwerks  kann 
innerhalb  jener  Präclusivfrist  von  drei  Monaten  die  Subhastation 
auf  seine  Kosten  beantragen. 

Wird  die  Subhastation  nicht  beantragt,  oder  führt  die- 
selbe nicht  zu  dem  Verkaufe  des  Bergwerks,  so  spricht  das 
Oberbergamt  durch  einen  Beschluss  die  Aufhebung  des  Berg- 
werkseigenthums aus  '). 

Die  Wirkung  dieser  Aufhebung  ist  wesentlich  von  der- 
jenigen der  civilrechtlichen  IJereliction  verschieden.  Mit  der- 
selben erlöschen  nach  §.  160  alle  Ansprüche  auf  das  Bergwerk, 
von  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen.  Das  Bergwerk  geht 
als  besonderes  Rechtsobject  unter,  und  die  darin  begriffenen 
Mineralien  kehren  in  das  Verhältniss  der  un verliehenen  Mine- 
ralien zurück,  sie  werden  wieder  Gegenstand  der  Muthung  und 
Verleihung , wobei  nach  §.  16  das  Erforderniss  der  Fündigkeit 
wegfällt.  Der  neue  Muther  ist  nicht,  wie  nach  dem  gemeinen 
Bergrechte  der  Fall  war,  an  die  Begrenzung  des  aufgehobenen 
Bergwerks  gebunden.  Er  kann  sein  Feld  beliebig  begrenzen 
sofern  es  nur  gemäss  §.  27  das  Mineralvorkommen  des  verlas- 
senen Bergwerks  einschliesst  Betrifft  die  Aufhebung  ein  Berg- 
werk, welches  nach  gestrecktem  Felde  verliehen  und  von  einem 
auf  gleiche  Mineralien  verliehenen  gevierten  Felde  umschlossen 
ist,  so  erlangt  der  Eigenthümer  des  Geviertfeldes  nach  §.  219 
ein  Vorzugsrecht  auf  die  Vereinigung  des  gestreckten  Feldes 
mit  seinem  Geviertfelde. 

und  um  der  Form  zu  genügen,  eondern  in  solcher  Weise  in  Angriff 
genommen  ist,  dass  dadurch  den  öffentlichen  Interessen,  welche  die  In- 
betriebsetzung fordern  (§.  65),  genügt  wird.  Denn  in  diesem  Kalle  ist 
dem  Zwecke  des  Verfahrens  genügt,  während  die  Aufhebung  des  Berg- 
werkseigenthums das  Gegentheil,  nämlich  die  Wiedereinstellung  des 
Betriebes,  zur  Folge  haben  würde. 

1)  Die  Vorschriften  der  §§.  169,  160  über  das  Subhastationsverfah- 
ren  lassen  einige  Lücken,  in  Folge  deren  es  dem  Beliehenen  möglich 
werden  würde,  das  Verfahren  in  die  Länge  zu  ziehen,  oder  gar  illu- 
sorisch zu  machen.  — Vergl.  Acheubach,  das  französische  Bergrecht 
S.  331.  — Oppenhoff  Commentar  Nr.  1228.  — Fälle  der  practischen 
Anwendung  sind  noch  nicht  bekannt  geworden. 

14 
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Dieses  Vorzugsrecht  muss  binnen  vier  Wochen  ausgeübt 
werden,  sobald  dem  Besitzer  des  umschliessenden  Feldes  von 
der  Aufhebung  des  Feldes  durch  die  Bergbehörde  Nachricht 
gegeben  ist  *). 

Was  die  beweglichen  und  unbeweglichen  Pertinenz- 
stücke  des  Bergwerks  betrifft,  so  werden  dieselben  von  der 
Aufhebung  des  Bergwerkseigenthuras  nicht  betroffen . Sie 
hören  nur  auf  Zubehörungen  des  aufgehobenen  Bergwerks  zu 
sein,  und  bleiben  als  selbstständige  Sachen  im  Eigenthum  des 
Bergwerksbesitzers*),  während  sie  im  Falle  der  Subhastation  mit 
dem  verkauften  Bergwerke  auf  den  Adjudieatar  übergehen.  Bei 
aufgehobenen  Bergwerken  ist  der  Eigcnthümer  polizeilich  in 
der  Verfügung  über  einzelne  Pertinenzstücke  beschränkt;  er 
darf  nach  §.  163  die  Zimmerung  und  Mauerung  des  Gruben- 
gebäudes nur  insoweit  wegnehmen,  als  nach  der  Entscheidung 
der  Bergbehörde  nicht  polizeiliche  Gründe  entgegenstehen. 

Soweit  das  Letztere  der  Fall  ist,  muss  die  Zimmerung 
und  Mauerung  derelinquirt  werden;  sie  wird  alsdann  nach  den 
Regeln  des  Civilrechtes  ein  rechtlicher  Bestandtheil  des  Grund- 
stücks, in  welchem  sich  das  Grubengebäude  befindet  und  der 
neue  Aufnehmer  des  Bergwerks  muss  diese  Anlagen,  falls  er 
sie  benutzen  will  von  dem  Grundeigenthümer  erwerben. 

Die  vorstehenden  Regeln  können  nur  aus  der  Ausnahme- 
bestimmung des  §.  163  hergeleitet  werden,  aus  welcher  sie 
übrigens  mit  vollständiger  Sicherheit  zu  folgern  sind.  Die  An- 
nahme von  Huyssen  (Commentar  S.  90),  dass  mit  dem  Berg- 
werke auch  dessen  Pertinentien,  bewegliche  und  unbewegliche, 
herrenlos  werden  und  den  allgemein  gesetzlichen  Vorschriften 
über  herrenlose  Sachen  unterliegen,  stimmt  mit  §.  163  nicht 
überein,  weil  derselbe  offenbar  den  bisherigen  Eigenthümer 
des  Bergwerks  als  zur  Wegnahme  der  beweglichen  Pertinentien 
berechtigt  bezeichnet. 

Nach  französischem  Bergrechte  (Gesetz  vom  28.  Juli  1791 


1)  Diese  Ankündigung  kann  beliebig  stattfinden,  sie  muss  jedoch 
erfolgen,  sobald  ein  Dritter  gemäss  %.  16  Muthang  auf  das  verlassene 
Längenfeld  einlegt. 

2)  Das  Sächsische  Berggesetz  spricht  dies  im  §.  171  ausdrück- 
lich aus. 
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Art.  17)  blieb  der  frühere  Bergwerksbesitzer  Eigenthflmer  auch 
der  Zimmerung,  welche  in  dein  verlassenen  Bergwerke  aus 
Gründen  der  Sicherheit  zurückgelassen  werden  musste.  Er 
durfte  von  dem  neuen  Aufnehmer  der  Concession  den  Ersatz 
des  Werthes  derselben  beanspruchen.  Das  Preussische  Berg- 
gesetz hat  diese  Vorschrift  nach  den  Motiven  zum  vorläufigen 
Entwürfe  von  1863  S.  140  als  unzweckmässig  verworfen. 

Nach  dem  gemeinen  deutschen  Bergrechte  fielen  mit  dem 
freigefahrenen  Bergwerke  alle  Pertinentien  in  das  landesherr- 
liche Freie.  Das  Bergwerk  hörte  nicht  auf  als  solches  zu  exi- 
stiren,  es  wurde  nur  herrenlos  und  der  neue  Muther  erwarb  das 
frühere  Bergwerk  in  seinen  alten  Grenzen  und  mit  allen  seinen 
Zubehörungen  an  Grundstücken  und  an  Mobilien  '). 

II.  Die  freiwillige  Verzichtleistung  hat  ebenfalls 
nach  §.  161  die  Aufhebung  des  Bergwerkseigenthums  zur  Folge, 
wenn  sie  vor  der  Bergbehörde  erklärt  wird.  Diese  Erklärung  ist 
an  keine  Form  gebunden;  sie  kann  sowohl  schriftlich,  als  auch 
mündlich  zu  Protokoll  erfolgen.  Die  Bergbehörde  muss  die 
Dispositionsbefugniss  des  Verzichtenden  prüfen.  Zu  der  Ver- 
zichtleistung einer  Gewerkschaft  ist  nach  §.  1 14  Einstimmigkeit 
erforderlich.  Das  Verfahren  richtet  sich  ebenfalls  nach  den 
Vorschriften  der  §§.  158  bis  160,  indem  statt  des  oberbergamt- 
lichen Beschlusses  die  Erklärung  des  verzichtenden  Bergwerks- 
eigenthüraers  den  Hypothekengläubigern  und  Realberechtigten 
mitgetheilt  und  öffentlich  durch  das  Amtsblatt  bekannt  gemacht 
wird.  Den  Hypothekengläubigern  und  Realberechtigten  steht 
auch  in  diesem  Falle  der  Antrag  auf  Subhastation  innerhalb 
der  dreimonatlichen  Frist  zu.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  oder 
nach  erfolgloser  Subhastation  des  Bergwerks  wird  mit  der  Auf- 
hebung des  Bergwerkseigenthums  durch  Beschluss  des  Ober- 
bergamtes nach  den  Bestimmungen  des  §.  ICO  verfahren. 

Es  ist  bereits  oben  S.  156  hervorgehoben,  dass  durch  die 
Vorschrift  des  §.  161  keineswegs  die  Anwendung  der  civilrecht- 
lichen  Regeln  von  der  Dereliction  auf  die  Bergwerke  ausge- 
schlossen wird.  Die  formlose  Dereliction  kann  schon  deshalb 
nicht  ausgeschlossen  sein,  weil  Bergwerke  ebenso  wie  andere 


1)  Vergl.  Allg.  Landrecht  Th.  II.  Tit.  16.  §.  190.  u.  291.  — Haier. 
B.  O.  Art.  10.  Art.  105. 
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Gegenstände  ihren  Eigentümer  verlieren  können  l).  Es  treten 
in  diesem  Falle  die  gewöhnlichen  civilrechtlichen  Wirkungen 
ein,  d.  h.  nur  das  Eigenthum  des  Derelinquenten  wird  aufge- 
hoben, alle  dinglichen  Rechte  an  dem  Bergwerke  dagegen 
bleiben  bestehen.  Das  Bergwerk  wird  zur  herrenlosen  Sache, 
zu  deren  Erwerbung  nach  preussischem  Rechte  der  Staat  nach 
§§.  8 ff.  A.  L.  R.  11.  16  vorzugsweise  berechtigt  ist.  Die  Wir- 
kung des  §.  160  Al.  2.  tritt  in  Folge  einer  solchen  blossen 
Dereliction  nicht  ein.  Die  an  dem  Bergwerke  bestehenden 
dinglichen  Rechte  werden  erst  durch  das  gemäss  §.  161  ein- 
geleitete Verfahren  aufgehoben. 

Wenn  der  derelinquirende  Bergwerkseigenthümer  unter- 
lässt, seinen  Verzicht  vor  der  Bergbehörde  zu  erklären,  so 
kann  er  nach  §.13  A.  L.  R.  II,  16  zur  bestimmten  Erklärung 
darüber  aufgefordert  werden,  ob  er  sich  seines  Eigenthumes 
begeben  wolle.  Diese  Aufforderung  wird  auf  Anstehen  des 
Fiskus  durch  den  Richter  erlassen  und  nach  Ablauf  der  ge- 
stellten Frist  wird,  wenn  keine  Erklärung  erfolgt,  nach  §.  14 
das  derelinquirte  Bergwerk  dem  Fiskus  als  herrenloses  Gut 
zugeschlagen. 

Erfolgt  dagegen  die  Verzichtleistung,  so  kann  nun  die 
Aufhebung  des  Bergwerkseigenthums  gemäss  §.  161  des  Berg- 
gesetzes erfolgen.  Ebenso  kann,  wenn  der  derelinquirende 
Eigenthümer  bekannt  ist  und  die  Voraussetzungen  des  §.  65 


1)  Man  setze  z.  B.  den  Fall,  dass  ein  Bergwerk  vor  hundert 
Jahren  einem  Ausländer  verliehen  war,  der  seitdem  das  Bergwerk  ver- 
lassen und  keine  weitere  Besitzhandlung  vorgenommen  hat.  lieber  den 
Tod  und  die  etwaigen  Rechtsnachfolger  des  Beliehenen  ist  nichts  zu 
ermitteln.  Das  Bergwerk  welches  vor  hundert  Jahren  als  rentlos  ver- 
lassen wurde,  ist  vielleicht  inzwischen  sehr  werthvoll  geworden.  — 
Hier  sind  jedenfalls  die  Bedingungen  der  civilrechtlichen  Dereliction 
erfüllt;  ebenso  gewiss  ist,  dass  weder  das  Verfahren  wiegen  Entziehung 
des  Bergwerkseigenthums  gegen  den  unbekannten  Eigenthümer  durch- 
geführt, noch  die  Aufhebung  des  Bergwerkseigenthums  wegen  freiwil- 
ligen Verzichtes  erfolgen  kann.  Ebenso  wenig  kann  ein  Todeserklä- 
rungsverfahren gegen  den  Ausländer  eiugeleitet  werden.  Es  bleibt 
also  nur  übrig,  das  Bergwerk  als  derelinquirt  und  herronlos  zu  betrachten 
und  dasselbe  durch  Occupation  seitens  des  Fiskus,  wo  diesem  das  Vor- 
zugsrecht zusteht,  oder  des  ersten  Besitznehmers  dem  Verkehr  zurück- 
zugeben. 
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vorhanden  sind,  gegen  denselben  das  Verfahren  wegen  Ent- 
ziehung des  Bergwerkseigenthums  von  Amtswegen  gemäss 
§.  156  f.  eingeleitet  werden. 

III.  Der  Verzicht  auf  einzelne  Theile  des  Feldes 
kann  nach  §.  162  ebenfalls  nur  in  dem  durch  §.  161  und  §.  158  f. 
geregelten  Verfahren  wegen  Aufhebung  des  Bergwerkseigen- 
thums erfolgen.  Die  Verzichtleistung  muss  daher  vor  der  Berg- 
behörde erklärt  werden.  Der  Behörde  steht  indess  eine  Cog- 
nition über  die  Angemessenheit  der  veränderten  Feldesbegren- 
zung nicht  zu ; und  eine  Bestätigung  des  theilweisen  Verzichtes, 
wie  solche  nach  §.  51  für  die  gleichartigen  Verfügungen  der 
Feldestheilung  und  des  Austausches  von  Feldestheilen  vorge- 
sehen ist,  findet  nicht  statt.  Ebensowenig  ist  die  Befugniss 
zur  Verzichtleistung  auf  einzelne  Feldestheile  andern  Beschrän- 
kungen in  Bezug  auf  Grösse  und  Configuration  des  übrig  blei- 
benden Feldes  unterworfen.  Nur  versteht  sich  von  selbst,  dass 
die  Continuität  des  übrig  bleibenden  Feldes  nicht  unterbrochen 
werden  darf.  Es  würde  sonst  der  Fall  einer  Feldestheilung 
vorliegen,  die  nach  §.51  nicht  ohne  die  Bestätigung  der  Berg- 
behörde erfolgen  kann. 

Das  Verfahren  zur  Aufhebung  des  Bergwerkseigenthums 
an  dem  Feldestheile  regelt  sich  nach  den  für  die  gänzliche 
Aufhebung  in  den  §§.  158  bis  161  gegebenen  Vorschriften. 
Die  Hypothekengläubiger  und  Realberechtigten  sind  befugt, 
gemäss  §.  159  die  Subhastation  des  ganzen  Bergwerks  auf  ihre 
Kosten  zu  beantragen. 

Die  Bestimmungen  des  Preussischen  Berggesetzes  über 
die  Aufhebung  des  Bergwerkseigen thums  sind  in  Bayern,  Braun- 
schweig und  den  beiden  sächsischen  Herzogthümern  fast  unver- 
ändert übernommen.  In  Sachsen-Coburg-Gotha  tritt  die  Ent- 
ziehung des  Bergwerkseigenthums  nach  §.  87  und  §.113  des 
dortigen  Berggesetzes  ein,  wenn  ein  Repräsentant  nicht  bestellt 
wird  und  drei  vom  Bergamte  zur  Uebernahme  der  Vertretung 
aufgeforderte  Personen  dieselbe  abgelehnt  haben. 

Das  Oesterreichische  Berggesetz  hält  in  den  §§.  174—176 
und  183  noch  einen  allgemeinen  Betriebszwang  fest  und  droht 
im  §.  243  bei  wiederholter  Vernachlässigung  der  Vorschriften 
über  ununterbrochene  Belegung  und  über  die  Fristung  des  Be- 
triebes die  Entziehung  des  Bergwerkseigenthums  an.  Die  Ent- 
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Ziehung  tritt  nach  §.  240  auch  als  Strafe  der  wiederholten 
Versäumung  der  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehr ungen  beim 
Bergbau  ein.  Das  Verfahren  bei  der  Entziehung  des  Berg- 
werkseigenthums ist  in  den  §§.  253  f.  nach  denselben  Grund- 
sätzen wie  in  dem  Preussischen  Gesetze  geordnet,  nur  dass 
die  Subhastation  nicht  blos  auf  Antrag,  sondern  in  jedem  Falle 
und  von  Amtswegen  eingeleitet  wird. 

Im  Königreich  Sachsen  findet  nach  §.  168  bis  171  die 
Aufhebung  des  Bergwerkseigenthums  nur  in  Folge  freiwilliger 
Verzichtleistung  und  zwar  in  demselben  Verfahren  wie  nach 
dem  Preussischen  Berggesetze  statt.  Sie  wird  indess  nach 
§.  169  auch  dann  ausgesprochen,  wenn  bei  einer  im  gewöhn- 
lichen Executionswege  vorgenommenen  Zwangsversteigerung 
kein  Gebot  erfolgt  ist. 

§.  20.  Veräusserung  und  Verpfändung  — Niessbrauch. 

(§§.  52.  53.  §§.  229—231.  §§.  246-249  des  Berggesetzes.) 

In  den  vorigen  Paragraphen  sind  eigenthümliche  ding- 
liche Rechtsgeschäfte  erörtert  worden,  welche  nur  dem  Berg- 
rechte angehören  und  nur  auf  Bergwerke  Anwendung  finden 
können.  Die  Veräusserung  und  die  Verpfändung  der  Bergwerke 
sind  als  solche  singuläre  Rechtsgeschäfte  nicht  zu  bezeich- 
nen, vielmehr  finden  nach  §.  52  auf  das  Bergwerkseigen- 
thum  hinsichtlich  der  Veräusserung  der  Verpfändung  und 
des  Arrestes,  sowie  der  Privilegien  des  rheinischen  Rechtes 
die  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  Anwendung,  welche 
in  dieser  Beziehung  für  das  Grundeigenthum  gelten.  Auch  die 
allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Führung  der 
Hypothekenbücher  und  rheinischen  Hypothekenregister  und  die 
Bestimmungen  der  Subhastations-  und  Concursordn ungen  über 
die  gesetzlichen  Pfandrechte  finden  nach  §.  53  auf  das  Berg- 
werkseigenthum ebenfalls  Anwendung.  Nur  einzebie  Besonder- 
heiten sind  als  Ausnahmen  für  die  Veräusserung  und  Verpfän- 
dung der  Bergwerke  beibehalten  worden.  Dieselben  beziehen 
sich  theils  auf  die  Hypothekenbuchführung,  theils  auf  das 
Subhastationsverfahren,  theils  auf  einzelne  Modalitäten  des 
Kauf-  und  des  Pfandvertrages. 

I.  Das  Berghypothekenbuch  soll  nach  §.246  in 
seiner  besonderen  Einrichtung  nach  den  bisherigen  Bestimmun- 
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gen  fortgeführt  werden.  Die  Einrichtung  des  Berghypotheken- 
buches besteht  nur  in  dem  Gebiete  des  preussischen  und  des 
gemeinen  Rechtes.  Sie  stimmt  zum  Theil  mit  der  Einrichtung 
des  Grundhypothekenbuches  überein  und  regelt  sich  insoweit 
im  Gebiete  des  preussischen  Rechtes  nach  der  allgemeinen 
Hypothekenordnung  vom  20.  Dezember  1783.  Das  Berghypo- 
thekenbuch unterscheidet  sich  dabei  von  dem  nach  denselben 
Vorschriften  geführten  Grundhypothekenbuche  zunächst  da- 
durch, dass  es  nach  §.  246  einen  besonderen  Band  bildet,  wel- 
cher die  Bergwerke  des  Gerichtsbezirks  gesondert  von  den 
Grundstücken  umfasst.  Auf  der  andern  Seite  ist  das  Berghy- 
pothekenbuch zugleich  aus  dem  Berggegenbuche  hervorgegan- 
gen. wie  solches  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen  und  des 
preussischen  Bergrechtes  über  die  Eigenthumsverhältnisse  bei 
den  Bergwerken  geführt  wurde  und  hat  dadurch  eine  von  dem 
Grundhypothekenbuche  etwas  abweichende  Einrichtung  erhal- 
ten, welche  für  einzelne  Landestheile  durch  besondere  Verord- 
nungen, im  Allgemeinen  aber  durch  Gewohnheitsrecht  und  Ge- 
richtsgebrauch geregelt  ist. 

Das  Bergg  egenbuch  J)  wurde  zuerst  durch  die 
sächsischen  Berggesetze  im  fünfzehnten  Jahrhundert  als  eine 
Controle  der  in  den  Händen  der  Schichtmeister  beruhenden 
Gewerkenlisten  eingeführt,  um  dem  Betrüge  beim  Kuxhandel 
zu  steuern.  Es  wurde  neben  dem  Bergbuche,  welches  die  er- 
theilten  Verleihungen  nach  ihrem  Gegenstände  beurkundete, 
als  ein  Lagerbuch  über  die  jedesmaligen  Besitzer  und  Bethei- 
ligten der  verliehenen  Bergwerke  geführt.  Es  wurde  der 
Zwang  zur  Eintragung  alles  verliehenen  Bergwerkseigenthums 
ausgesprochen  und  insbesondere  für  die  Zugewähr  (Besitzüber- 
tragung) von  Bergwerksantheilen  die  Umschreibung  im  Gegen- 
buche oder  der  darauf  gerichtete  Antrag  als  die  alleinige  Form 
der  Uebergabe  bezeichnet.  Die  bezüglichen  Bestimmungen  der 
Sächsischen  Berggesetze  fanden  in  fast  allen  deutschen  Berg- 
ordnungen Aufnahme 1  2)  und  weitere  Ausbildung,  so  dass  das 

1)  Vergl.  C.  H.  Horn  Tractat  vom  Gegenbuche  Freiburg  1721.  — 
J.  F.  Klotzsch  vom  Gegenbuche  Freiburg  1780.  — Hake  Commentar 
§.  261  bis  285.  — Brockhoff  das  Berggegenbuch  zu  Kirchen  (Zeitschr. 
f.  Bergr.  Bd.  VI.  S.  426. 

2)  Vergl.  besonders:  Joachimsthaler  B.-O.  Th.  I.  Art.  9.  — Kur- 
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Berggegenbuch,  namentlich  in  seiner  Bedeutung  für  das  ge- 
werkschaftliche Rechtsverhältniss,  ein  allgemein  anerkanntes 
Institut  des  gemeinen  deutschen  Bergrechtes  wurde. 

Im  vierten  Buche  wird  erörtert  werden,  welche  Bedeu- 
tung diese  Bestimmungen  für  das  gewerkschaftliche  Rechts- 
verhältniss bei  den  vor  dem  Erlasse  des  neuen  Berggesetzes 
bestandenen  Gewerkschaften  behalten  haben  und  wie  dieselben 
im  vierten  Titel  des  Berggesetzes  für  die  neueren  Gewerk- 
schaften durch  die  Einführung  des  Gewerkenbuches  umgestaltet 
worden  sind.  Hier  sind  nur  diejenigen  Regeln  zu  erörtern, 
weiche  für  die  Einrichtung  und  Führung  des  heutigen  Berg- 
hypothekenbuches massgebend  geblieben  sind  *). 

Diese  Normen  finden  sich  für  das  Gebiet  des  Preussischen 
Rechtes  zusammengestellt  in  der  Ministerial-Instruction  für 
die  Bergämter  zu  Bochum  und  Essen  wegen  Einrichtung  des 
Berghypothekenwesens  vom  21.  September  1832  (v.  Kamptz 
Jahrbücher  Bd.  XL.  S.  226)  und  in  der  Verordnung  betref- 
fend die  Einrichtung  des  Berghypothekenwesens  im  Herzog- 
thum Westfalen , Fürstentum  Siegen  u.  s.  w.  vom  28.  Fe- 
bruar 1845  (G.-S.  S.  100).  Beide  Verordnungen  enthalten  in 
ihren  materiellen  Bestimmungen  gemeines  Bergrecht  und  wer- 
den in  den  übrigen  älteren  Landestheilen  ebenfalls  angewen- 
det. Für  Nassau  sind  nach  Art.  XII  der  Einführungsverord- 
nung vom  24.  Juni  1865  die  Bestimmungen  der  früheren  nassaui- 
schen  Bergordnung  vom  18.  Februar  1857  §§.  66  bis  74  für 
die  Führung  der  Berggegenbücher  massgebend. 

Die  Besonderheiten,  welche  sich  aus  den  angeführten 
älteren  Gesetzen  und  Verordnungen  für  die  Führung  des  Berg- 
hypothekenbuches ergeben,  und  welche  nach  §.  246  auch 
künftig  massgebend  bleiben,  sind  folgende: 


aäohü.  B.-O.  Art.  12.  20.  35.  89.  40.  — Kurköln.  B.-O.  Th.  III.  Art.  12. 
— Allg.  Preuss.  Landrecht  Th.  II.  TU.  16.  §.  266  ff. 

1)  Für  die  Gewerkschaften  des  älteren  Rechtes  ist  übrigens  nach 
8.  229  des  Berggesetzes  das  Berghypothekenbuch  zugleich  das  Gewer- 
kenbuch und  die  oben  in  Bezug  auf  die  Veräusserung  und  Verpfändung 
der  Bergwerke  erörterten  Regeln  gelten  für  diese  Gewerkschaften  auch 
in  Bezug  auf  die  Veräusserung  und  Verpfändung  der  Bergwerksantheile, 
da  für  die  Kuxe  dos  alten  Rechtes  nach  §.  231  die  für  Grundstücke 
gegebenen  Bestimmungen  zur  Anwendung  kommen. 
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1.  Der  Zwang  zur  Berichtigung  des  Besitztitels.  Die 
Bestimmungen  der  Cabinetsordre  vom  Bl.October  1831  (G.-S. 
S.  281),  durch  welche  die  Zwangsberichtigung  für  die  Grund- 
stücke beseitigt  ist,  finden  auf  die  Bergwerke  keine  Anwen- 
dung *).  Daher  werden  auch  alle  von  der  Bergbehörde  ausge- 


1)  Instruction  vom  21.  September  1832  §.5.  — Verordnung  vom 
28.  Februar  1845  §.  3.  — Auch  für  die  übrigen  Bezirke,  in  welchen 
diese  Verordnungen  keine  Geltung  haben,  ist  durch  die  Entscheidung 
des  Obertribunals  vom  27.  Februar*  1844  (Entscheidungen  Bd.  10.  S.  113) 
angenommen,  dass  die  Vorschriften  der  Cabinetsordre  vom  31.  October 
1831  auf  Bergwerksantheile  nicht  Anwendung  finden.  Als  Grund  für 
diese  Annahme  ward  der  Satz  aufgestellt,  dass  der  Uebcrgang  des 
Eigentumes  von  Bergwerksantheilen  nach  §§.  325  und  327  Allg.  Landr. 
Th.  I.  Tit.  16  von  der  Zuschreibung  derselben  im  Gegenbuche  abhängig 
sei.  An  Stelle  dieses  Satzes  ist  bekanntlich  durch  einen  späteren  Ple- 
narbeschluss vom  7.  Juli  1851  (Entscheidungen  Bd.  21,  S.  17)  das  Prä- 
judiz aufgestellt,  dass  der  Uebergang  des  Eigenthums  durch  die  Besitz- 
übergabe erfolge.  Der  Ausspruch,  welcher  die  Cabinetsordre  vom 
31.  October  1831  für  nicht  anwendbar  erklärt,  ist  dagegen  von  dem 
Obertribunal  nicht  ausdrücklich  zurückgenommen.  Die  Praxis  der 
Berghypothekenbehörde  hat  auch  bis  jetzt  an  dem  Zwange  zur  Besitz- 
titelberichtigung festgehalten  und  mit  Recht.  Wenn  nämlich  auch  die 
Zuschreibung  im  Berghypothekenbuche  nicht  den  Uebergang  des  Eigen- 
thumes bedingte,  wie  die  Entscheidung  vom  27.  Februar  1844  annahm, 
so  blieben  doch  die  in  den  §§.  323  und  324  a.  a.  0.  ausdrücklich  aus- 
gesprochenen Wirkungen  dieser  Zuschreibung  in  Bezug  auf  die  Ver- 
pflichtungen des  Gewerken  gegenüber  der  Gewerkschaft  zur  Entrichtung 
der  ausgeschriebenen  Zubusse  bestehen.  Es  blieb  überhaupt  neben 
der  Bedeutung  des  Berggegenbuches  als  Hypothekenbuch  der  fernere 
Zweck  dieser  Einrichtung  bestehen,  wonach  dasselbe  als  Gegenbuch 
für  die  Gewerkschaft,  d.  h.  als  massgebender  Ausweis  für  die  innern 
rechtlichen  Beziehungen  zwischen  der  Gewerkschaft  und  ihren  Mitglie- 
dern diente.  Dieser  doppelte  Zweck  des  Hypothekenbuches  besteht 
noch  fort  für  die  vordem  1.  October  1865  constituirten  Gewerkschaften, 
deren  Kuxe  nach  §.228  die  Eigenschaft  unbeweglicher.  Sachen  behalten 
und  für  welche  nach  wie  vor  das  Ber^hypothekenbuch  als  Gewerken- 
buch im  Sinne  der  §§.  103  ff.  gilt.  An  der  fortdauernden  Verpflichtung 
zur  Besitztitelberichtigung  ist  daher  in  Bezug  auf  die  Bergwerksantheile 
des  alten  Rechtes  wohl  nicht  zu  zweifeln.  Ob  auch  für  die  im  Allein- 
besitze befindlichen  Bergwerke  ausserhalb  des  früheren  Bergamtsbezirks 
Siegen  eine  solche  Verpflichtung  besteht,  lässt  die  Entscheidung  vom 
27.  Februar  1844  unerörtert.  Dafür  spricht  die  bisherige  Praxis,  die 
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henden  oder  bestätigten  Verfügungen  über  das  Bergwerkseigen- 
thum  (Verleihung,  Consolidation,  Theilung,  Aufhebung)  von 
Amts  wegen  der  Hypothekenbehörde  mitgetheilt  und  von  letz- 
terer ebenso  von  Amtswegen  eingetragen. 

2.  Die  Constituirung  der  Gewerkschaft.  Der  Beliehene 
kann  vor  dem  Hypothekenrichter  erklären,  welche  Personen  er 
an  dem  Bergwerke  mitbetheiligt  hat  und  diese  Erklärung  ver- 
tritt beim  Hypothekenbuche  die  Stelle  des  über  die  Bildung 
der  Gewerkschaft  errichteten  Vertrages  (Allg.  Landrecht  Th.  II. 
Tit.  16.  §.  265). 

3.  Die  Form  des  Berghypothekenbuches,  welche  insbe- 
sondere bei  den  Gewerkschaften  des  alten  Rechtes  von  derje- 
nigen des  Grundhypothekenbuches  abweicht  *). 

4.  Die  Einrichtung  und  Competenz  der  Berghypotheken- 
Commissionen,  welche  nach  §.  246  nur  noch  vorübergehende 
Geltung  hat. 

Die  Führung  des  Berggegenbuches  war  durch  die  älteren 
Bergordnungen  den  Bergämtern  übertragen.  Bei  der  Aufhe- 
bung der  Bergämter  durch  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1861 
(G.-S.  S.  425)  wurde  für  jeden  Oberbergamtsbezirk  eine  be- 
sondere Berghypotheken-Commission  zur  Führung  des  Berg- 
hypothekenbuches errichtet,  welcher  die  den  Bergämtern  durch 
das  Gesetz  vom  15.  April  1855  (G.-S.  S.  221)  übertragene  Be- 
fugniss  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  beigelegt  wurde.  Die 
Mitglieder  der  Berghypotheken  - Commissionen  müssen  die  Be- 
fähigung zum  Richteramte  haben.  Sie  stehen  unter  demjeni- 
gen Appellationsgerichte  als  Aufsichts-  und  Beschwerdeinstanz, 
in  dessen  Bezirk  sie  ihren  Sitz  haben.  Das  Oberbergamt  übt 


Analogie  des  §.  6 der  Verordnung  vom  28.  Februar  1845  und  der  Wort- 
laut der  Cab.-Ordre  vom  31.  October  1831,  welche  nur  in  Bezug  auf 
Grundstücke  die  Verpflichtung  zur  Besitztitelberichtigung  suspendirt. 
Jedenfalls  ist  in  dem  bisher  geltenden  Rechtszustande  durch  das  Allg. 
Berggesetz  nichts  geändert,  weil  nach  §.  246  die  besonderen  .Bestim- 
mungen über  die  Errichtung  der  Berghypothekenbücher  in  Kraft 
bleiben. 

1)  Vergl.  d.  Verordnung  vom  28.  Februar  1845.  §§.  3.  4.  8 und 
die  Instruction  zur  Ausführung  dieser  Verordnung  vom  21.  März  1845. 
§§.  4 bis  7 — beide  in  meinem  Commentar  S.  145 f.  abgedruckt. 
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in  Bezug  auf  Disciplin  und  Geschäftsbetrieb  eine  mit  dem 
Appellationsgerichte  concurrirende  Aufsicht  aus. 

Die  Berghypothekencommissionen  sollen  nach  §.  246  durch 
Königliche  Verordnung  aufgelöst  und  die  Berghypothekenbü- 
cher an  die  ordentlichen  Gerichte  abgegeben  werden.  Dies  ist 
bereits  für  die  Bezirke  der  Oberbergämter  zu  Bonn,  Breslau 
und  Halle  geschehen  l\  so  dass  nur  noch  die  Berghypotheken- 
Commission  zu  Dortmund  für  den  dortigen  Oberbergamtsbezirk 
bestehen  geblieben  ist. 

In  Kurhessen  werden  keine  besondere  Berghypotheken- 
bücher mehr  geführt,  sondern  die  Bergwerke  in  die  allgemei- 
nen Wahrschafts-  und  Hypothekenbücher  eingetragen  2). 

In  Hannover  sind  ebenso  nach  Art.  IX  der  Verordnung 
vom  8.  Mai  1867  (G.-S.  S.  601)  die  bisher  vom  Bergrichter 
zu  Clausthal  geführten  Bergbücher  an  die  ordentlichen  Ge- 
richte abgegeben. 

In  dem  Bezirke  des  Justizsenats  zu  Ehrenbreitstein  findet 
für  die  Bergwerke  die  Einrichtung  der  Unterpfands-  (Hypothe- 
ken-) Bücher  nach  den  Vorschriften  der  §§.  5 — 17  des  Gesetzes 
vom  2.  Februar  1864  (G.-S.  S.  34)  in  derselben  Weise  wie  für 
die  Grundstücke  Anwendung.  Ebenso  gelten  im  Bezirke  des 
Rheinischen  Appellationtsgerichshofes  zu  Cöln  die  allgemeinen 
gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Führung  der  Hypotheken- 
register ohne  Abänderung  auch  für  die  Bergwerke.  Für  die 
Kohlenabbaugerechtigkeiten  des  sächsischen  Provinzialrechtes 
können  nach  dem  Gesetze  vom  22.  Februar  1869  i^G.-S.  S.  401 
§§.  3 f.)  besondere  Ilypothekenfolien  im  Grundhypothekenbuche 
angelegt  werden. 

In  Sachsen  - Coburg  - Gotha  und  Meiningen  werden  nach 
§.171  und  §.  180  der  dortigen  Berggesetze  ebenfalls  beson- 
dere Berghypothekenbücher  von  den  Bergämtern  — in  Meinin- 
gen von  den  Gerichten  — geführt. 

In  Braunschweig,  im  Königreich  Sachsen  und  in  Bayern 
gelten  die  für  die  Grundstücke  bestehenden  Hypothekeneinrich- 
tungen ohne  Abänderung  auch  für  die  Bergwerke. 


1)  Vergl.  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  VIII.  S.  375.  Bd.  IX. -8.  295. 
Bd.  X.  S.  289. 

2)  Einfuhrungsverordnung  vom  1.  Juni  1867.  Art.  VI.  VII. 
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In  Oesterreich  wird  nach  §.  109  des  Berggesetzes  und 
nach  §.  67  und  §.  123  der  Vollzugsvorschriften  vom  25.  Septem- 
ber 1854  ein  besonderes  Bergbuch  über  die  verliehenen  Berg- 
werke bei  den  ordentlichen  Gerichten  geführt. 

II.  Das  Subhastationsverfahren  bei  Bergwerken  war  im 
Gebiete  der  allgemeinen  Preussischen  Gerichtsordnung  nach 
§.  247  des  Berggesetzes  insofern  vereinfacht,  als  die  bei  Grund- 
stücken vorgesehene  Taxation  wegfiel  und  durch  eine  amt- 
liche Beschreibung  ersetzt  wurde,  während  die  Fristen  und 
Förmlichkeiten  für  alle  Bergwerke  ohne  Unterschied  des  Wer- 
thes  gleichmässig  nach  der  Norm  der  Gegenstände  von  500 
bis  5000  Thlr.  Werth  bemessen  waren.  Diese  Vorschriften, 
welche  dem  früheren  Rechte  entlehnt  waren  '),  haben  mit  dem 
Tit.  52  der  Allg.  Gerichtsordnung  in  einem  Theile  der  Provinz 
Hannover,  nämlich  im  Fürstenthum  Hildesheim,  Geltung  be- 
halten. In  dem  übrigen  Gebiete  des  Preussischen  Rechtes 
finden  dagegen  statt  des  §.  274  jetzt  die  §§.  107  bis  111  der 
Subhastationsordnung  vom  15.  März  1869  (G.-S.  S.  421)  An- 
wendung, welche  auch  die  amtliche  Beschreibung  des  Berg- 
werks beseitigen  und  für  den  Antrag  sowie  für  das  Subhasta- 
tionspatent  keine  andere  Grundlage  als  die  in  der  Verleihungs- 
urkunde des  Bergwerks  gegebenen  Daten  erfordern.  Die  Sub- 
hastationsfrist  ist  gleichförmig  auf  3 Monate  bestimmt  und 
die  Sicherheitsbestellung,  für  welche  bei  Grundstücken  der 
steuerbare  Reinertrag  massgebend  ist,  dem  richterlichen  Er- 
messen überlassen. 

Auch  die  Rheinische  Subhastationsordnung  vom  1.  August 
1822  (G.-S.  S.  195)  hat  im  §.  248  des  Berggesetzes  einige  Er- 
gänzungen erhalten,  durch  welche  die  auf  den  Grundsteuer- 
betrag bezüglichen  Unterscheidungen  als  nicht  für  Bergwerke 
passend  beseitigt  und  gleichmässige  Fristen  und  Förmlichkeiten 
festgesetzt  werden.  Bei  der  auf  Grund  des  §.  159  im  Ver- 
fahren wegen  Aufhebung  des  Bergwerkseigenthums  einzulei- 
tenden Subhastation  fallen  auch  die  Bestimmungen  über  den 
vorherigen  Zahlungsbefehl  fort. 

In  Kurhessen,  Nassau  und  Hannover  treten  in  den  Fällen, 


1)  Vergl.  §.  410  des  Anhangs  zur  Allg.  Gerichtsordnung  — Ca- 
binetaordre  vom  14.  September  1884.  G.-S.  8.  169. 
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in  welchen  das  Berggesetz  die  Subhastation  des  Bergwerks 
verordnet,  die  dort  geltenden  entsprechenden  Proceduren  der 
Zwangsversteigerung  und  llülfsvollstreckung  ein  *). 

III.  Gesetzliche  und  privilegirte  Pfandrechte  an  Berg- 
werken bestanden  nach  der  älteren  rechtsrheinischen  Bergge- 
setzgebung in  grosser  Zahl.  Das  Allg.  Landrecht  Th.  II. 
Tit.  16.  §.  343  hatte  deshalb  eine  besondere  Rangordnung  der 
Berggläubiger  im  Concurse  festgesetzt  und  einen  besonderen 
Liquidationsprozess  in  Bezug  auf  das  im  Concurse  befangene 
Bergwerkseigenthum  vorgeschricben.  Das  Berggesetz  hat  diese 
Vorschrift  im  §.249  beseitigt1 2)  und  nur  den  Bergarbeitern 
in  Beziehung  auf  die  Rückstände  aus  dem  letzten  Jahre  an 
Lohn  und  anderen  Emolumenten  das  Vorrecht  des  §.  50  der 
Concursordnung  vom  8.  Mai  1855,  und  im  Gebiete  des  rhei- 
nischen Rechts  das  Privilegium  des  Artikels  2101,  Nr.  4 des 
bürgerlicheu  Gesetzbuchs,  d.  h.  das  Vorrecht  des  Gesindelohns 
beigelegt.  Eine  gleiche  Bestimmung  enthalten  die  Einführungs- 
Verordnungen  für  Kurhessen  vom  1.  Juni  1867  Art.  XI  und 
für  Schleswig  - Holstein  vom  12.  März  1869  Art.  V und  das 
Braunschweigische  Berggesetz  im  §.  95.  In  Oberhessen  und 
Hannover  stand  den  Bergleuten  schon  nach  der  früheren  Gesetz- 
gebung ein  Vorrecht  im  Concurse  zu  3).  Das  Oesterreichische 


1)  Einführungsverordnungen  vom  22.  Februar  1867.  Art.  XIII. 
XIV,  — vom  8.  Mai  1867  Art.  VI  und  vom  1.  Juni  1867  Art.  XIV. 

2)  Von  den  aufgehobenen  Vorrechten  deB  §.  343  A.  L.-R.  II.  16 
ist  da»  Privilegium  der  zweijährigen  Rückstände  von  BergwerkBabgaben 
an  den  Staat  durch  §.  47  der  Concursordnung  vom  8.  Mai  1856  auf- 
recht erhalten.  Die  aufgehobenen  Vorrechte  betrafen:  die  Poch-  und 
Hüttenkosten,  den  Neunten,  die  Verlagschulden  und  die  mit  Genehmi- 
gung des  Bergamtes  gemachten  Anlehen,  die  Forderungen  für  Liefe- 
rungen, Arbeiten  und  Vorschüsse  zum  Baue  oder  zur  Erhaltung  des 
Bergwerkseigenthums  und  die  mehr  als  zweijährigen  Rückstände  der 
Bergwerksabgaben. 

3)  Vergl.  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VIII.  S.  36.  Einführungs- 
verordnung für  Hannover  vom  8.  Mai  1867  Art.  XX.  Die  bezügliche 
Bestimmung  des  Hannoverschen  Hypothekengesetzes  vom  14.  Dezember 
1864  §.  69.  Nr.  4 gewährt  den  Bergleuten  das  Vorrecht  der  Befrie- 
digung nur  für  einen  Lohnrüclutand  von  4 Wochen.  — ln  Nassau  ist 
von  der  Einführung  des  Vorzugrechtes  des  §.  249  ausdrücklich  Abstand 
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Berggesetz  in  den  §§.  268.  269  und  das  Königl.  Sächsische 
Berggesetz  im  §.  54  behalten  das  Absonderungsrecht  der  Berg- 
gläubiger, folglich  den  Specialconcurs  über  das  Bergwerkseigen- 
thum  bei. 

IV.  Bei  der  Veräusserung  von  Bergwerken  und  Berg- 
werksantheilen  fiudet  die  Anfechtung  wegen  übermässiger  Ver- 
letzung, insbesondere  wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  nach 
§.  52  des  Berggesetzes  nicht  statt.  Diese  Vorschrift  war  schon 
in  dem  Allg.  Landrecht  Th.  II.  Tit.  16.  §.  322  enthalten  und 
wird  durch  den  schwankenden  Werth  der  Bergwerke  gerecht- 
fertigt. Das  Bayerische  Berggesetz  §.41  dehnt  dieselbe  aus- 
drücklich auch  auf  Theilungen  von  Bergwerken  und  Kuxen  aus. 

In  Bezug  auf  die  Verpfändung  von  -Bergwerken  findet 
eine  Beschränkung  insofern  statt,  als  ein  reeller  Theil  des 
Bergwerks  wirksam  nur  insofern  verpfändet  werden  kann,  als 
bei  der  Realisirung  des  Pfandrechtes  die  Theilung  des  Berg- 
werks nach  der  Vorschrift  des  §.  51  des  Berggesetzes  unter 
der  Bestätigung  der  Bergbehörde  bewirkt  werden  kann.  Die 
Verpfändung  eines  ideellen  Theiles  des  Bergwerks  ist  nach 
§.  98  untersagt,  wenn  das  Bergwerk  einer  nach  den  Vorschriften 
des  Berggesetzes  gebildeten  Gewerkschaft  gehört. 

V.  Einer  besondern  Erwähnung  bedarf  schliesslich  der 
Niessbrauch  an  dem  Bergwerke,  nicht  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Art  seiner  Bestellung,  für  welche  allein  die  civilrechtiichen 
Vorschriften  gelten,  als  in  Bezug  auf  die  Regeln  der  Ausübung. 
Auch  diese  Regeln  sind  lediglich  aus  dem  Civilrechte  oder 
vielmehr  aus  den  im  Bereiche  des  Berggesetzes  bestehenden 
verschiedenen  Civilgesetzgebungen  zu  entnehmen,  da  das  Berg- 
gesetz keine  bezüglichen  Vorschriften  enthält.  Es  besteht  aber 
sowohl  im  gemeinen  als  im  preussischen  Rechte  eine  Contro- 
verse  darüber,  ob  das  Recht  des  Niessbrauchers  den  Genuss 
der  Ausbeute  einschliesst,  oder  ob  der  Niessbraucher  sich  mit 
den  Zinsen  der  Ausbeute  begnügen  muss  1). 


genommen,  um  nicht  durch  ein  stillschweigendes  Pfandrecht  von  unbe- 
stimmter Höhe  die  Realsicherheit  der  Bergwerke  zu  erschüttern.  (Zeit- 
schrift für  Bergrecht  Bd.  VIII.  S.  22). 

1)  Vergl.  die  Abhandlung  von  H.  Gra  eff  Zeitschrift  für  Bergrecht 
Bd.  I.  S.  579.  und  Schroeder,  über  das  Recht  des  Niessbrauchers  an 


§.  20.  Veräusserung  und  Verpfandung  — Niessbrauch.  211 

Die  römischen  Juristen  gestatten  dem  Niessbraucher,  die 
Lagerstätten  der  Mineralien  ohne  Einschränkung  zu  benutzen, 
mithin  auch  deren  Ausbeute  zu  beziehen  ‘). 

Nur  in  Bezug  auf  die  Mannorbrüche  wird  in  einer  Pan- 
dectenstelle  2)  die  Unterscheidung  gemacht,  ob  der  gebrochene 
Marmor  nachwachse,  wie  dies  in  einigen  Gegenden  vorkomme 
oder  nicht,  und  nur  im  erstem  Falle  wird  dem  Ehemanne  als 
Niessbraucher  des  Dotalgrundstücks  der  Anspruch  auf  Erstat- 
tung der  Verwendungen  für  neu  angelegte  Mannorbrüche  bei- 
gelegt. Da  ein  Nachwachsen  des  Marmors  undenkbar  ist,  so 
ist  die  gemachte  Unterscheidung  unhaltbar  und  kann  gegenüber 
den  bestimmten  Aussprüchen  der  übrigen  römischen  Juristen, 
welche  die  gewonnenen  Mineralien  allgemein  als  Flüchte  des 
Grundstücks  bezeichnen  und  dem  Niessbraucher  zusprechen, 
nicht  wohl  in  Betracht  kommen.  Gleichwohl  schwanken  die 
Ansichten  der  Lehrer  des  gemeinen  Rechts  und  in  Bezug  auf 
die  Bergwerke  ist  namentlich  behauptet  worden,  dass  die  Aus- 
sprüche der  römischen  Juristeu  nicht  mehr  Anwendung  finden 
können,  weil  die  Bergwerke  nicht  mehr  mit  dem  Grundstücke  als 
eine  Nutzung  desselben  verbunden,  sondern  Gegenstand  eines  ei- 
genen Rechtes  geworden  seien,  dessen  ganze  Substanz  durch  die 
Ausbeutung  des  Bergwerks  verzehrt  werde s). 

Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Lehrer  des  gemeinen 
Rechts  wendet  jedoch  die  Regel  des  römischen  Rechts  auch 
auf  die  verliehenen  Bergwerke  an  und  gibt  dem  Niessbraucher 
den  Anspruch  auf  die  Ausbeute.  Diese  Regel  ist  auch  in  dem 
österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuche  §.511,  in  dem  säch- 
sischen Civilgesetzbuche  §.  609  4)  und  in  dem  Code  Napoleon 

mineralischen  Productcn,  im  Archiv  für  civilistische  Praxis  Bd.  49. 
S.  370  f.  S.  385  f. 

1)  Vergl.  1.  77  D.  de  verhör,  signif.  (50.  16),  1.  7.  §.  14  D.  solut. 
matrim.  (24.  3),  1.  8.  1.  9.  §.  2 D.  de  usufr.*(7.  1),  1.  13.  §.  5.  D.  eod. 

2)  L.  7.  §.  13  solut.  matrim.  (24.  3).  — Vergl.  ferner  1.  18  D.  de 
fundo  dotali  (23.  5). 

3)  Bake,  Commentar  §.381  — Karsten  Bergrechtslehre  §.262. 

4)  Eine  ältere  Kursächsische  Verordnung  von  1572  (Cod.  Ang. 
Th.  III.  Const.  25)  sprach  dem  Niessbraucher  nur  die  Zinsen  der  Aus- 
beute zu.  — Die  Nassauische  Verordnung  von  1781  (Brassert  Bergord- 
S.  84)  theiite  die  Ausbeute  und  die  Zubusse  je  zur  Hälfte  zwischen 
dem  Eigentümer  und  den  Niessbraucher  des  Kuxes. 
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Art.  598  ausgesprochen.  Sie  gilt  also  auch  für  das  Gebiet 
des  rheinischen  Rechtes. 

Das  Allgem.  Preussische  Landrecht  bestimmt  dagegen  im 
Th.  II.  Tit.  21 : 

§.  37.  Bei  solchen  unterirdischen  Erzeugnissen,  welche  zu 
den  Regalien  gerechnet  werden,  gebührt  dem  Niessbraucher  blos 
die  Nutzung  der  auf  das  Eigenthumsantheil  fallenden  Ausbeute. 

§.  38.  Dagegen  haftet  aber  auch  der  Eigenthümer  für 
den  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  erforderlichen  Zuschuss,  soweit 
derselbe  aus  der  während  dem  Niessbrauche  gewonnenen  Aus- 
beute nicht  bestritten  werden  kann. 

§.  39.  Andere  unterirdische  Producte,  welche  zu  den 
Regalien  nicht  gerechnet  werden,  sind  dem  Rechte  des  Niess- 
brauchers  in  der  Regel  unterworfen. 

Das  Preussische  Recht  gewährt  also  dem  Niessbraucher 
bei  den  verliehenen  Bergwerken  nur  die  Zinsen  der  aufkom- 
menden Ausbeute,  bei  andern  Mineralgewinnungen  dagegen 
die  Ausbeute  selbst,  soweit  sie  nach  der  allgemeinen  Regel 
unter  den  Begriff  der  dem  Niessbraucher  zu  stehenden  Nut- 
zung fällt. 

Dies  wird  von  Suarez  in  den  Schlussvorträgen  *)  dadurch 
motivirt,  dass  bei  Bergwerken  die  ganze  Substanz  durch  die 
Ausbeutung  erschöpft  werde,  während  bei  Kalk-  und  Torf- 
gruben, wenn  der  Vorrath  erschöpft  ist,  doch  das  Grnndstück 
bleibe  und  immer  noch  zu  etwas  gebraucht  werden  könne. 

Die  Fassung  des  §.  37  hat  auch  im  preussischen  Rechte 
zu  Zweifeln  Veranlassung  gegeben,  indem  einige  diese  Vor- 
schrift auf  den  Fall  beschränken  wollen  wo  ein  dem  Grund- 
eigenthümer  zustehender  Erbkux  mit  dem  Grundstücke  Ge- 
genstand des  Niessbrauchers  ist1  2 3).  Diese  Ansicht  wird  jedoch 
durch  Suarez  Schlussbericht  widerlegt  und  es  ist  jetzt  allge- 
mein angenommen,  dass  unter  der  Bezeichnung  Eigenthums- 
antheil im  §.  37  nichts  anderes  als  der  Bergwerksantheil  zu 
verstehen  ist  *). 

1)  v.  Kamptz  Jahrbücher  Bd.  41.  S.  62. 

2)  Gesetzrevision  Pensum  XIII.  S.  68.  — Bornemaun  Preuss.  Ci- 
vilrecht  B.  4.  S.  418. 

3)  Entscheidungen  des  Obertribunals  Bd.  12.  S.  463.  — Koob 
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Ebensowenig  ist  es  zweifelhaft,  dass  auch  die  Aufhebung 
des  Bergregals  die  Vorschrift  des  §.  37  nicht  abgeändert  hat 
und  dass  dieselbe  gegenwärtig  für  alle  unterirdische  Erzeug- 
nisse gilt,  welche  nach  §.  1 des  Allg.  Berggesetzes  von  dem 
Verfügungsrechte  des  G rundeigen thüiners  ausgeschlossen  sind. 

Im  Gebiete  des  französischen  Rechtes’  sind  die  Rechte 
des  Niessbrauchers  durch  Art.  598  des  Code  Napolöon  geregelt, 
welcher  bestimmt,  dass  der  Niessbraucher  wie  der  Eigenthümer 
die  beim  Anfänge  des  Niessbrauchs  bereits  im  Betriebe  befind- 
lichen Bergwerke  geniesst,  also  mit  dem  Rechte  auf  den  Bezug 
der  ganzen  Ausbeute.  Neue  Bergwerke  zu  eröffnen  ist  er  da- 
gegen nicht  befugt.  Ebenso  fällt  nach  Art  No.  3 des  Code 
Napolöon  der  Ertrag  der  vor  Eingehung  der  Ehe  bereits  er- 
öffneten  Bergwerke  in  die  Gütergemeinschaft,  während  bei  den 
während  der  Ehe  eröffneten  Bergwerken  Ausbeute  und  Zubusse 
dem  Ehegatten,  welcher  das  Bergwerk  besitzt,  allein  zukommen. 

Wenn  im  Art.  598  cit.  die  Bergwerke  ebenso  wie  die 
Steinbrüche  als  eine  Nutzung  des  Grundeigen thurns  behandelt 
werden,  so  findet  dies  darin  seine  Erklärung,  dass  der  Code 
"Napoleon  unter  der  Herrschaft  des  Berggesetzes  vom  28.  Juli 
1791  verfasst  ist,  welches  dem  Grundeigen thümer  die  Nutzung 
der  Bergwerke  bis  zu  einer  Tiefe  von  100  Fuss  beliess  x). 


Commentar  zum  Allg.  Landrecht  Not.  22  zu  §.  37  cit.  — Graeff  a.  a. 
(>.  S.  587. 

1)  Vgl.  Achenbach  Franzos.  Bergrecht  S.  256. 
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Die  Gewerkschaft. 


§.  21.  Einleitung. 

Die  Gewerkschaft  des  deutschen  Bergrechtes  ist  diejenige 
Form  der  Gemeinschaft  beim  Bergwerksbetriehe,  welche  kraft 
der  gesetzlichen  Iiegel  eintritt,  so  oft  mehrere  Personen  ein 
Bergwerk  gemeinschaftlich  haben,  ohne  dass  zwischen  ihnen  ein 
besonderes  persönliches  ltechtsverhältniss  durch  Vertrag,  Erb- 
recht oder  durch  einen  andern  Rechtstitel  begründet  ist  ')■  Die 
Grundlage  des  gewerkschaftlichen  Rechtsverhältnisses  besteht 
lediglich  in  der  gemeinsamen  Beziehung  der  mehrereu  Personen 
zu  dem  gemeinschaftlichen  Bergwerke.  Allein  diese  blosse 
Communio  wird  durch  die  Natur  des  Bergwerksbetriebes  noth- 
wendig  zu  einem  weiter  entwickelten  Rechtsverhältnisse  ge- 
staltet, indem  von  den  einzelnen  Gewerken  Leistungen  für  die 
Zwecke  des  gemeinschaftlichen  Bergbaus  gefordert  werden  und 
indem  für  diesen  gemeinschaftlichen  Zweck  Sachen  und  Rechte 
erworben  werden,  welche  nicht  einzeln  und  unmittelbar,  sondern 
als  Bestandtheile  des  gewerkschaftlichen  Vermögens  der  Herr- 
schaft der  Betheiligten  unterworfen  sind.  Die  Gewerkschaft 
hat  daher  schon  im  ältesten  deutschen  Rechte  eine  von  der 
römischen  Erwerbsgesellschaft  abweichende  Gestalt  angenom- 
men, durch  welche  unter  den  Betheiligten  eine  dem  Bedürf- 
nisse des  Bergbaues  entsprechende  materielle  Rechtsgemeiu- 
schaft  begründet  wird.  Die  Grundzüge  dieser  Rechtsbildung  finden 
sich  bereits  in  der  ältesten  Aufzeichnung  deutscher  Bergrechte. 


1)  Allg.  Berggesetz  §.  94.  §.  133. 
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in  den  Tridentiner  Bergwerksgebräuchen  vom  Jahre  1208  *).  Sie 
ist  jedoch  im  älteren  deutschen  Bergrechte  nicht  bis  zur  Ausbil- 
dung einer  selbstständigen  juristischen  Persönlichkeit  fortgeschrit- 
ten, sondern  die  Gewerkschaft  des  gemeinen  und  des  früheren 
preussischen  Bergrechtes  nimmt  gleich  vielen  andern  Genossen- 
schaften des  deutschen  Rechtes  jene  Mittelstellung  zwischen 
der  Corporation  und  der  Erwerbsgesellschaft  ein,  welche  als  Ge- 
sammteigenthum  bezeichnet  zu  werden  pflegt1  2 3) ; und  unter 
dieser  Bezeichnung  ist  eine  Personification  des  Bergwerks  zu 
verstehen,  welches  als  juristische  Persönlichkeit  und  als  Subject 
der  gewerkschaftlichen  Rechte  und  Verpflichtungen  gedacht 
wird.  Hiernach  sind  nach  älterm  Rechte  die  Gewerken  Mit- 
eigentümer des  Bergwerks  und  das  Bergwerk  selbst  Träger 
des  ganzen  gewerkschaftlichen  Vermögens. 

Die  Gewerkschaft  erhielt  ferner  schon  im  ältern  deutschen 
Bergrechte  eine  bestimmt  ausgeprägte  Form,  indem  für  die 
Antheilrechte  der  Gewerken  ein  gleichförmiger  Massstab  ähnlich 
wie  bei  der  viel  später  entwickelten  Actiengesellsehaft  ange- 
nommen wurde.  Dieser  Massstab,  der  Kux,  drückt  jedoch 
nicht  eine  bestimmte  Kapitaleinlage  aus,  wie  die  Actie,  sondern 
er  bezeichnet  eine  bestimmte  Quote  des  Betheiligungsverhält- 
nisses, und  zwar  im  älteren  Rechte  -H*tel.  Die  Kuxeintheilung 
des  ältern  Bergrechtes  ist  aus  der  fortgesetzten  Halbirung  her- 
vorgegangen. Man  theilte  die  Bergwerke  ursprünglich  in  vier 
Schichten  s),  dann  in  32  Stämme  und  endlich  seit  den  Tagen 
des  Agricola  in  128  Kuxe  4 5),  während  nach  dem  heutigen  Rechte 
die  Zahl  der  Kuxe  100  beträgt 6). 

1)  Item  omnes  Werchi  — debeant  habitare  in  civitate  et  amodo 
cives  Tridentini  esse.  Item  si  aliquis  partem  habeat  in  monte  arzenterie 
et  maior  pars  sociorum  suorum  voluerit  ibi  laborare  precipimus,  quod 
omnes  soeii  illius  laborerii  teneantur  bareitare,  et  si  quis  eorum  per  quin- 
decim  dieanon  bareitaverit,  ipso  iure  cadat  ille  a sua  parto  laborerii 
illius  et  pars  illa  tota  ad  alios  socios  ipsius  laborerii  omnes  deveniat. 
— Vgl.  m.  Commentar  S.  26. 

2)  Allg.  Landrecht  II.  16  §§.  264  f. 

3)  a.  v.  schichten,  d.  i.  theilen. 

4)  Agricola  de  re  raetallica  lib.  IV.  ed.  Basil.  1621.  S.  62.  Die 
Bezeichnung  Kux  ist  slavischen  Ursprungs  und  bedeutet  ebenfalls  einen 
Theil.  Vergl.  Veith  Bergmännisches  Wörterbuch  s.  v.  Kux.  S.  311. 

5)  Allg.  Berggesetz  §.  101. 
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Der  Kux  des  altern  Rechtes  erscheint  gleich  der  Actie 
von  dem  Begriffe  des  Ganzen  gewissennassen  abgelöst  als  eine 
Einheit  für  den  Verkehr.  Er  stellt  jedoch  gleichzeitig  "einen 
ideellen  Theil  des  Bergwerks  dar  und  hieraus  entspringt  ein 
Widerspruch  zwischen  dem  Begriffe,  welchen  das  ältere  Recht 
mit  dem  Kuxe  als  ideellen  Theil  des  Bergwerks  ursprünglich 
verbindet  und  der  Geltung,  welche  der  Kux  als  gewerkschaft- 
licher Antheil  auch  nach  älterem  Bergrechte  besitzt. 

Die  Kuxe,  welche  nach  dem  ältern  Bergrechte,  ebenso 
wie  das  verliehene  Bergwerk  selbst,  zu  den  unbeweglichen 
Sachen  gerechnet  werden,  sind  Gegenstand  eines  besonderen 
Eigenthumsrechtes,  welches  von  dem  Eigenthum  an  dem  ganzen 
Bergwerke  nicht  bloss  quantitativ,  sondern  auch  qualitativ  ver- 
schieden ist.  Nach  §.  253  f.  Allg.  Landrecht  Th.  II.  Tit.  Iß 
gehört  nur  die  bereits  nach  den  Antheilen  der  Gewerken  ab- 
geschlossene Ausbeute  zum  beweglichen  Vermögen,  alle  übrigen 
noch  nicht  getheilten  Bestandtheile  des  gewerkschaftlichen  Ver- 
mögens sind  dagegen  in  dem  zum  unbeweglichen  Vermögen 
gerechneten  Kuxe  begriffen.  Der  Gewerke  kann  beim  Aus- 
scheiden aus  der  Gewerkschaft  nicht  die  Herausgabe  seines 
Antheils  an  dem  gewerkschaftlichen  Vermögen  fordern  (Ges.  v. 
12.  Mai  1851  §.  2.;  vergl.  A.  L.  R.  II.  6.  §§.  15.  182.  ff.).  Er 
ist  nur  befugt,  sein  gewerkschaftliches  Antheilrecht  zu  ver- 
äussern,  mit  welchem  der  entsprechende  Antheil  an  sämmt- 
lichen  im  Eigeuthum  der  Gewerkschaft  befindlichen  Vermö- 
gensgegenständen mit  Ausnahme  der  auf  seinen  Antheil  ab- 
geschlossenen Ausbeute  auf  den  neuen  Erwerber  übergeht 
(§.  254.  A.  L.  R.  II.  16).  Der  Gewerke  übt  die  in  dem  Ei- 
genthum enthaltenen  Befugnisse  nur  innerhalb  der  Gewer- 
kenversammlung aus,  welche  über  die  Verwaltung,  Benutzung 
und  Veräusserung  des  gewerkschaftlichen  Vermögens  Beschlüsse 
fasst1).  Das  Kuxeigenthum  enthält  allerdings  nach  den 
angeführten  Vorschriften  des  Allg.  Landrechts  ein  Miteigen- 
thum  an  dem  entsprechenden  ideellen  Antheilc  des  Bergwerks. 
Es  geht  jedoch  auf  der  einen  Seite  über  diesen  Inhalt  hinaus, 

1)  Dies  wird  für  das  ältere  liecht  durch  §§.6  u.  7 des  Gesetr.es 
vom  12.  Mai  1861  bestimmt.  Gegenwärtig  gelten  auch  für  die  Ge- 
werkschaften des  älteren  Rechtes  die  entsprechenden  Bestimmungen  der 
§§.  110  f.  Allg.  Berggesetzes. 
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indem  es  zugleich  den  entsprechenden  Antheil  an  den  übrigen 
im  Vermögen  der  Gewerkschaft  befindlichen  Sachen  und  Rechten 
umfasst.  Andererseits  enthält  es  eine  Beschränkung  des  durch 
den  Begriff  des  Miteigenthums  gegebenen  Inhalts,  indem  die 
auf  dem  Vermögen  der  Gewerkschaft  haftenden  Schulden  zu- 
gleich das  Antheilrecht  des  Gewerken  belasten,  so  dass  der 
Gewerke  nicht  pure  über  einen  ideellen  Theil  des  gemein- 
schaftlichen Bergwerks  verfügen,  sondern  nur  sein  Antheilrecht 
an  dem  gewerkschaftlichen  Vermögen  veräussern  und  verpfän- 
den kann.  Gleichwohl  wird  nach  der  Hypothekenverfassung 
des  altern  Rechtes,  welche  auch  gegenwärtig  für  die  alten  Ge- 
werkschaften bestehen  geblieben  ist,  der  Verpfändung  des  An- 
theilrechtes  auf  dem  Folium  der  Grube  und  zwar  auf  dem 
entsprechenden  Theile  der  Grube  eingetragen.  Ebenso  wird 
die  Verpfändung  der  ganzen  Grube  in  der  Form  einer  Hypo- 
thek auf  sämmtlichen  Kuxen,  also  auf  den  Antheilen  der  ein- 
zelnen Gewerken  ingrossirt.  Dieses  Verfahren  beruht  auf  der 
Voraussetzung,  dass  die  Antheile  der  Gewerken  einfache  ideelle 
Theile  des  Bergwerks  seien,  und  dass  die  Befugniss  zum  Ver- 
kaufe aller  Kuxe  der  Befugniss  das  ganze  Bergwerk  zu  ver- 
kaufen mathematisch  gleich  sei.  Diese  Voraussetzung  ist  aber 
handgreiflich  falsch.  Der  Antheil  eines  Gewerken  umfasst  nicht 
bloss  den  entsprechenden  ideellen  Theil  der  Grube,  sondern 
auch  den  entsprechenden  Theil  von  dem  übrigen  Vermögen 
der  Gewerkschaft,  einschliesslich  der  Schulden.  Der  Gewerke 
kann  seinen  Antheil  nicht  ohne  diesen  ratirlichen  Theil  der 
gewerkschaftlichen  Schulden  verkaufen.  Auch  der  Pfandgläu- 
biger, welchem  die  Befugniss  zum  Verkaufe  eines  solchen  Au- 
theils  eingeräumt  ist,  kann  nicht  das  Antheilrecht  an  dem 
Activvermögen  der  Gewerkschaft  für  sich  allein,  sondern  nur 
in  Verbindung  mit  dem  entsprechenden  Schuldentheile  auf  den 
Ankäufer  übertragen.  Der  Adjudicatar  des  subbastirten  Kuxes 
tritt  wie  in  die  Rechte,  so  auch  in  die  Verbindlichkeiten  der 
Gewerkschaft  auf  Höhe  eines  Kuxes  ein. 

Wenn  also  das  Bergwerk  einen  Werth  von  128000  Thlrn.  hat, 

die  Schulden  der  Gewerkschaftaber  32000Thlr.  betragen,  so  beträgt 

, ..  , . ...  T,  128000  — 32000 

der  Verkaufswerth  eines  Kuxes  lf>Q — = 7o0  Ihlr. 

UO 

Der  Pfandgläubiger  wird  niemals  im  Stande  sein,  bei  dem  Ver- 
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kaufe  des  Kuxes  einen  höheren  Kaufpreis  zu  erzielen.  Der 
Kux  wird  daher  aufs  Höchste  einen  Pfandcredit  von  750Thlrn.; 
säramtliche  128  Kuxe  aber,  einzeln  verpfändet,  einen  Pfand- 
credit von  96000  Thlrn.  gewähren  können.  Der  Werth  des  Berg- 
werks beträgt  jedoch  32000  Thlr.  mehr.  Die  Grube,  als  Ganzes 
verpfändet  und  verkauft,  könnte  also  eine  um  ein  Drittel  höhere 
Realsicherheit  gewähren.  Umgekehrt,  wenn  die  Gewerkschaft 
ausser  ihrem  Bergwerke  im  Wertlie  von  128000  Thlrn.  ein  Ver- 
mögen in  ausstehenden  Forderungen,  Eisenbahnactien  und  Be- 
triebsmitteln, von  32000  Thlrn.  besitzt,  so  wird  der  Werth 

eines  Kuxes — ^0“ = 1250  fhlr.  betragen.  Der 

Verkaufswerth  und  der  Pfandcredit  der  einzelnen  Kuxe  wird 
also  den  der  ganzen  Grube  um  ein  Viertel  übersteigen.  Die 
Gesammtheit  der  Antheile  ist  also  ein  von  dem  Körper  der 
Grube  ganz  verschiedenes  Vermögensobject.  Eine  Gewerk- 
schaft, deren  Vermögenslage  ungünstig  ist,  kann  in  dem  Kör- 
per ihrer  Grube  ein  Pfandobject  besitzen,  dessen  Werth  den 
Gesammtwerth  der  Antheile  weit  übersteigt.  Und  der  Gewerke, 
welcher  bei  einer  an  ausstehenden  Forderungen  reichen  Ge- 
werkschaft betheiligt  ist,  kann  in  diesem  Antheilrechte  eine 
weit  erheblichere  Realsicherheit  gewähren,  als  die  entsprechende 
Quote  an  dem  Immobiliarwerthe  des  Bergwerks  allein  darstellt. 

Die  Hypothekenverfassung  des  altern  Rechtes  ignorirt 
diesen  Unterschied  gänzlich.  Sie  gibt  dem  Gläubiger  formell 
einen  ideellen  Theil  des  Bergwerks  zum  Pfände,  und  gestattet 
ihm  doch  nicht  das  Bergwerk  selbst,  sondern  ein  davon  ganz 
verschiedenes  Recht,  das  Antheilrecht  des  Gewerken  zum  Ver- 
kauf zu  bringen.  Wird  aber  zufällig,  z.  B.  durch  den  Con- 
curs  der  Gewerkschaft,  das  ganze  Bergwerk,  getrennt  von  dem 
übrigen  Vermögen  der  Gewerkschaft,  zum  Verkauf  gebracht, 
so  kehrt  sich,  um  das  Mass  der  Verwirrung  voll  zu  machen, 
das  Verhältniss  um.  Der  Pfandgläubiger,  welcher  seinerseits 
nur  das  Antheilrecht  des  Gewerken  zum  Verkauf  bringen 
konnte,  wird  nun  aus  den  Kaufgeldern  des  Bergwerks  befriedigt, 
und  erhält  statt  eines  durch  die  ungünstige  Vermögenslage 
der  Gewerkschaft  entwertheten  Pfandes  plötzlich  ein  wesent- 
lich verbessertes  Recht. 

Mit  dem  ungünstigen  Einfluss,  welchen  diese  Rechtsun- 
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Sicherheit  auf  den  Kealcredit  der  Bergwerke  und  der  Berg- 
werksantheile  ausübt,  verbindet  sieh  der  Nachtheil,  dass  nach 
der  älteren  Hypothekenverfassung  das  Bergwerk  als  Ganzes 
nur  durch  Verpfändung  der  einzelnen  Kuxe  zur  Hypothek  ge- 
stellt werden  kann,  dass  also  schon  die  hypothekarische  Be- 
lastung eines  einzelnen  Kuxes  der  Verpfändung  des  ganzen 
Bergwerks  im  Wege  steht,  und  dass  der  Gewerkschaft  folglich 
die  Benutzung  des  auf  der  Verpfändung  des  ganzen  Bergwerks 
beruhenden  Realcredits  für  gewerkschaftliche  Anleihen  tliat- 
sächlich  entzogen  war.  Endlich  hatte  die  Anwendung  der 
weitläuftigen  und  kostspieligen  Formen  der  Veräusserung  und 
Verpfändung  von  Immobilien  auf  den  seiner  Natur  nach  so 
beweglichen  und  so  raschen  Werthschwankungen  unterworfenen 
Kuxbesitz  grosse  Nachtheile  zur  Folge.  Es  entstand  daher 
mit  der  wachsenden  Ausdehnung  des  Bergbaues  und  mit  dem 
Bedürfnisse  grössere  Kapitalien  zu  demselben  heranzuziehen, 
das  Bedürfniss  nach  einer  Reform  der  gewerkschaftlichen  Ver- 
fassung und  insbesondere  nach  der  Mobilisirung  der  Kuxe. 

Der  erste  Vorschlag  zu  dieser  Reform  wurde  bei  der 
Berathung  über  die  Revision  des  Bergrechtes  im  Jahre  1845 
in  einem  Votum  des  Geh.  Oberbergrath  Karsten  gemacht. 
Er  fand  indess  bei  den  Verfassern  des  Entwurfes  von  1846 
keinen  Anklang.  Auch  in  den  beiden  Entwürfen  von  1848 
und  in  dem  letzten  Entwürfe  eines  allgemeinen  Berggesetzes, 
welcher  im  Jahre  1850  den  Kammern  vorgelegt  wurde,  hat 
seine  Idee  keine  Berücksichtigung  gefunden,  da  man  cs  vorzog, 
die  Schwierigkeit  der  Regelung  der  gewerkschaftlichen  Antheil- 
rechte  durch  Stillschweigen  zu  umgehen.  Als  dann  der  Ver- 
such einer  allgemeinen  Reform  des  Bergrechtes  in  Prcussen 
einstweilen  aufgegeben  wurde,  begnügte  man  sich,  durch  das 
Gesetz  über  die  Verhältnisse  der  Miteigenthümer  eines  Berg- 
werks vom  12.  Mai  1851  (G.  S.  265)  die  gewerkschaftliche 
Verfassung  in  den  Vorschriften  über  die  Beschlussfassung  und 
die  Vertretung  der  Gewerkschaften  zu  verbessern,  während 
die  bisherige  Form  des  gewerkschaftlichen  Antheilrechtes,  die 
Immobiliarqualität  der  Kuxe  unverändert  beibehalten  wurde. 
Dagegen  fand  die  Mobilisirung  der  Kuxe  Eingang  in  die  neuen 
Berggesetze,  welche  in  den  Jahren  1851  und  1854  für  das 
Königreich  Sachsen  und  für  Oesterreich  erlassen  wurden.  Beide 
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enthalten  übereinstimmend  den  Grundsatz,  dass  die  Kuxe  zu 
dem  beweglichen  Vermögen  gehören  und  dass  ein  gewerk- 
schaftliches Bergwerkseigenthum  nur  als  Ganzes  eingetragen 
und  belastet  werden  kann.  Allein  weder  das  sächsische  Berg- 
gesetz vom  22.  Mai  1851  (§§.  13  ff.)  noch  auch  das  österrei- 
chische Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  (§§.  135  ff.)  gab  der 
neu  geschaffenen  Form  des  gewerkschaftlichen  Besitzes  eine 
hinlänglich  ausgebildete  Form,  welche  die  bisherigen  Einrich- 
tungen des  Berggegenbuches  für  den  Verkehr  und  für  die 
Benutzung  des  Realcredits  zu  ersetzen  vermocht  hätte.  Für 
den  preussischen  Bergbau  stellte  sich  der  Mobilisirung  der 
Kuxe  die  fernere  grosse  Schwierigkeit  entgegen,  dass  eine  hy- 
pothekarische Belastung  der  vorhandenen  Kuxe  in  ausgedehntem 
Umfange,  wenn  auch  mit  geringem  Nutzeffecte  bestand.  Es 
war  deshalb  nothwendig,  bei  der  Einführung  der  Mobilisirung 
der  Kuxe  zugleich  auf  die  Umleitung  dieser  bestehenden  Hy- 
pothekenrechte in  die  neue  Form  des  Pfandrechtes  an  dem 
Kuxscheine  Bedacht  zu  nehmen. 

Vorschläge  in  dieser  Richtung  wurden  zuerst  im  Jahre 
1857  von  dem  Verfasser  in  einer  Denkschrift  an  den  damali- 
gen Handelsminister,  Hrn.  v.  d.  Heydt,  gemacht,  mit  welcher 
zugleich  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Rechtsver- 
hältnisse der  Gewerkschaften  verbunden  war.  Diese  Vor- 
schläge wurden  im  Jahre  1858  veröffentlicht  und  gaben  zu 
einer  lebhaften  Discussion  Anlass,  welche  in  den  Kreisen  der 
Betheiligten  von  einer  Anfangs  ablehnenden  Haltung  zu  einer 
allmählich  wachsenden  Theilnahme  für  die  angeregte  Reform 
führte.  Aus  dreijährigen  Berathungen  ging  der  Gesetzentwurf, 
die  Mobilisirung  der  Kuxe  betreffend ,- hervor , welcher  im 
Januar  1861  dem  Hause  der  Abgeordneten  vorgelegt  wurde, 
aber  nicht  zur  Berathuug  im  Plenum  des  Hauses  gelangte, 
weil  die  weit  auseinandergehenden  Ansichten  bei  den  Com- 
missionsberathungen kein  positives  Resultat  hoffen  Hessen. 

Der  vorläufige  Entwurf  zum  Allgem.  Berggesetze  (1863) 
schlug  eine  gänzlich  verschiedene  Richtung  ein,  indem  er  die 
bisherige  Gestalt  des  gewerkschaftlichen  Besitzes,  die  Immo- 
biliarqualität der  Kuxe  beibehielt  und  die  gewerkschaftliche 
Verfassung  auf  wenige  Bestimmungen  über  die  Beschlussfas- 
sung reduzirte,  das  Uebrige  der  vertragsmässigen  Feststellung 
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für  jeden  einzelnen  Fall  überlassend.  Diese  Vorschläge  gingen 
aus  der  Anschauung  hervor,  dass  die  gewerkschaftliche  Ver- 
fassung als  solche  veraltet  und  nicht  mehr  von  dem  Bedürf- 
nisse des  Verkehrs  getragen  sei,  dass  es  den  Gewerken  über- 
lassen werden  müsse , sich  in  den  Gesellschaftsformen  des 
Civilrechtes  oder  des  Handelsrechtes  zu  vereinigen  und  die 
durch  die  Zwecke  des  Bergbaues  gebotenen  besonderen  Ein- 
richtungen für  jede  einzelne  Gewerkschaft  durch  vertragsmässige 
Verabredungen  festzusetzen.  Sie  fanden  indess  fast  allseitigen 
Widerspruch,  weil  die  Betheiligten  mit  Recht  in  der  ausge- 
bildeten Verfassung  der  Gewerkschaft  nicht  eine  Beschränkung, 
sondern  eine  wesentliche  Erleichterung  des  Verkehrs  erkannten. 
Das  Allg.  Berggesetz  ist  deshalb  im  vierten  Abschnitte  zu  den 
Vorschriften  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851  und  zu  den  Vor- 
schlägen des  Gesetzentwurfes  vom  22.  Januar  1861  über  die 
gewerkschaftliche  Verfassung  und  über  das  Antheilrecht  zu- 
rückgekehrt. Es  setzt  an  die  Stelle  des  im  älteren  Rechte 
angenommenen  Miteigenthums  oder  Gesammteigenthums  des 
Gewerkcndie  juristische  Persönlichkeit  der  Gewerk- 
schaft, welche  alleinige  Eigenthümerin  des  Bergwerks  ebenso 
wie  des  übrigen  gewerkschaftlichen  Vermögens  ist.  Die  prac- 
tischen  Folgen  dieses  Principes,  welches  in  dem  Gesetze  nicht 
ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  sind  in  den  §§.95—100  aus- 
gedrückt. 

Der  wichtigste  Unterschied  zwischen  der  Auffassung  des 
älteren  und  des  neueren  Rechtes  tritt  in  der  rechtlichen  Natur 
des  gewerkschaftliehen  Antheilrechtes  oder  des  Kuxes  hervor. 
Der  Kux  ist  nach  altem  Rechte  ein  ideeller  Antheil  des  Berg- 
werks, mit  dem  ein  entsprechender  Antheil  an  dem  im  Ge- 
sammteigenthume  befindlichen  gewerkschaftlichen  Vermögen 
verknüpft  ist.  Er  erscheint  äusserlich  als  ein  ideeller  Theil 
einer  unbeweglichen  körperlichen  Sache,  des  Bergwerks,  mit 
dem  ein  Antheil  an  einem  Vermögensinbegriffe  unzertrennlich 
verbunden  ist.  Durch  die  Veräusserung  des  ideellen  Berg- 
werksantheils  wird  auch  der  Antheil  an  dem  ganzen  Inbegriffe 
der  gewerkschaftlichen  Rechte  und  Verpflichtungen  übertragen. 
Mit  der  Verpfändung  des  ideellen  Bergwerksantheils  ist  auch 
der  Antheil  an  dem  übrigen  gewerkschaftlichen  Vermögen 
verpfändet,  weil  das  Pfandrecht  durch  den  Verkauf  des  Kuxes 
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realisirt  wird,  und  bei  diesem  Verkaufe  nicht  bloss  ^ des 
eingetragenen  Bergwerks,  sondern  zugleich  der  entsprechende 
Äntheil  an  dem  ganzen  Inbegriff  des  gewerkschaftlichen  Ver- 
mögens anf  den  Käufer  übergeht. 

Nach  dem  neuen  Rechte  wird  das  Bergwerk  für  die  Ge- 
werkschaft eingetragen  und  kann  nur  von  ihr  mit  Hypotheken 
beschwert  werden  (£§.  97,  98).  Der  Kux  stellt  nicht  mehr 
einen  ideellen  Antheil  des  Bergwerks  vor,  sondern  einen  An- 
theil  an  dem  Inbegriff  des  gewerkschaftlichen  Vermögens,  in 
welchem  das  Bergwerk  ein  geschlossen  ist.  Er  zählt  zu  den 
beweglichen  Sachen  und  wird  durch  einen  der  Actie  analogen 
Kuxschein  für  den  Verkehr  verkörpert,  welcher  durch  Ces- 
sion  veräussert  und  durch  Uebergabe  verpfändet  wird  (§§.  101, 
103,  105,  108).  Das  neue  Recht  unterscheidet  also  bei  der 
Verpfändung  das  Bergwerk  und  die  Kuxe  als  verschiedene 
Objecte,  während  nach  älterem  Rechte  das  Bergwerk  nur  durch 
Verpfändung  der  sämmtlichen  Kuxe  zur  Hypothek  gestellt 
werden  kann  und  durch  die  Verpfändung  der  Kuxe  zugleich 
das  Bergwerk  selbst  belastet  wird.  Auf  dieser  mangelnden 
Unterscheidung  zwischen  dem  Antbeilvechte  an  dem  gewerk- 
schaftlichen Vermögen  und  den  ideellen  Theilen  des  Bergwerks 
beruht  die  oben  erläuterte  Fehlerhaftigkeit  der  bisherigen  Berg- 
hypothekeneinrichtung und  das  Ungenügende  derselben  für  die 
Bedürfnisse  des  bergmännischen  Realcredits. 

Das  Allg.  Berggesetz  beseitigt  diese  Mängel.  Es  gibt 
der  Gewerkschaft  das  Recht,  den  Körper  des  Bergwerks  abge- 
sondert von  dem  übrigen  gewerkschaftlichen  Vermögen  hypo- 
thekarisch zu  verpfänden  und  so  den  ganzen  in  dem  Kapital- 
werthe  der  Bergwerke  begründeten  Realcredit  ohne  Abzug  zu 
Gunsten  des  Bergbaues  nutzbar  zu  machen.  Neben  dieser 
Befugniss  der  Gewerkschaft  erhält  der  Gewerke  die  Möglich- 
keit, sein  Antheilrecht  durch  Uebergabe  des  Gewährscheins 
zu  verpfänden.  So  lange  die  Gewerkschaft  von  ihrer  Befug- 
niss nicht  Gebrauch  macht,  oder  soweit  sie  den  Realcredit  des 
Bergwerks  nicht  erschöpft,  ist  auch  der  Werth  der  Grube  in 
der  durch  das  Antheilrecht  gewährten  Realsicherheit  begriffen. 

Hat  dagegen  die  Gewerkschaft  diesen  Realwerth  durch 
hypothekarische  Verpfändung  absorbirt,  so  tritt  an  seine  Stelle 
das  hypothekarisch  aufgenommene  Kapital,  welches  die  Ver- 
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mögeuslage  der  Gewerkschaft  und  folglich  den  Werth  des  An- 
theilrechtes  um  ebensoviel  verbessert,  als  die  hypothekarische 
Belastung  beide  verschlechtert.  Mag  also  die  Gewerkschaft 
von  ihrer  Befugniss  zur  hypothekarischen  Verpfändung  Ge- 
brauch machen  oder  nicht,  der  Antheil  des  Gewerken  behält 
in  beiden  Fällen  denselben  ltealcredit,  welchen  er  nach  der 
gegenwärtigen  Verfassung  besitzt,  nämlich  bis  zur  Höhe  des- 
jenigen Werthes,  welchen  der  aliquote  Theil  des  gewerkschaft- 
lichen Vermögens  repräsentirt  *). 

Die  Mobilisirung  befreit  also  nicht  nur  den  Gebrauch 
des  in  dem  Bergwerksvermögen  ruhenden  Realcredits  von  den 
kostspieligen  schleppenden  und  trotz  alles  Formalismus  unzu- 
reichenden Formen  der  hypothekarischen  Eintragung.  Sie  gibt 
auch  den  Gewerkschaften  den  vollen  Genuss  des  ihnen  bisher 
enztogenen  hypothekarischen  Credits  des  Grubenkörpers  zu- 
rück. Und  wenn  es  wahr  ist,  dass  der  richtige  Gebrauch  des 
Credits  nicht  eine  Verschlechterung,  sondern  eine  Bereicherung 
des  Vermögens  enthält,  dass  der  Credit  im  Dienste  der  In- 
dustrie nicht  consumirend,  sondern  productiv  wirkt,  so  darf 
nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  Benutzung  des  Realcredits 
der  Bergwerke  durch  die  Gewerkschaften  weder  die  Quelle 
einer  leichtsinnigen  Wirtschaft  werden,  noch  auch  den  Ge- 
brauch desjenigen  Realcredits  hindern  wird,  welchen  der  Ge- 

1)  Wenu  eine  Gewerkschaft  zum  Bau  einer  nothwendigen  An- 
schlussbahn 20000  Thlr.  hypothekarisch  auf  die  Grube  auleiht,  so  wird 
durch  die  Ausführung  dieser  Anlage,  weun  sie  richtig  berechnet  und 
sparsam  ausgeführt  wird,  das  Vermögen  der  Gewerkschaft  und  damit 
das  Antheilrecht  des  Gewerken  sicher  eher  verbessert  als  verringert. 
Die  Schuld  von  20000  Thlrn.  wird  durch  ein  Vermögensobject  von  glei- 
chem oder  gar  höherem  Werthe  compensirt. 

Ks  ist  daher  unrichtig,  wenn  behauptet  wird,  die  Mobilisirung 
übertrage  den  ltealcredit  von  dem  Gewerken  auf  die  Gewerkschaft  und 
entziehe  dem  persönlichen  Gebrauche  des  Ersteren,  was  er  der  Letz- 
teren zulegt.  Das  Allg.  Berggesetz  verdoppelt  vielmehr  den  ltealcredit 
des  Bergwerksvermögens,  indem  es  der  Gewerkschaft  den  vollen  Im- 
mobiliarwerth des  Bergwerks,  dem  Gewerken  den  vollon  Werth  seines 
Antheils  zur  Verpfändung  überlf.sst.  Die  Ausübung  der  einen  Befug- 
niss kann  auch  die  andere  nicht  stören,  so  lange  die  gewerkschaftlichen 
Anleihen  wirklich  im  Interesse  der  Gewerkschaft,  d.  h.  zur  Verbesserung 
des  gewerkschaftlichen  Vermögens  verwendet  werden. 
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werke  in  seinem  Antheile  an  dem  gewerkschaftlichen  Vermö- 
gen besitzt. 

Die  Mobilisirung  der  Kuxe  entspricht  also  nicht  blos  dem 
Bedürfnisse  des  grossen  und  des  vielfach  getheilten  Bergbaues, 
sondern  sie  ist  dem  Bedürfnisse  des  bergmännischen  Verkehrs 
überhaupt  gemäss  und  geht  aus  der  Natur  der  gewerkschaft- 
lichen Verfassung  hervor. 

Die  letztere  ist  daher  mit  Hecht  nicht  von  einer  bestimmten 
grösseren  Zahl  von  Theilnehmern  abhängig  gemacht,  sondern 
zwei  oder  mehrere  Personen  bilden  nach  §.  94  des  Allg.  Berg- 
gesetzes eine  Gewerkschaft,  während  nach  dem  österreichi- 
schen und  sächsischen  Bergrechte  bei  einer  geringeren  Anzahl 
von  Theilnehmern  statt  des  gewerkschaftlichen  Rechtsverhält- 
nisses die  Kegeln  des  civilrechtlichen  Miteigenthums  eintreten  '). 

Eine  schwierige  Aufgabe  für  die  Gesetzgeber  bildete  da- 
gegen die  Frage,  ob  und  unter  welchen  Modifieationen  die 
Umwandlung  des  gewerkschaftlichen  Antheilrechtes  auf  die 
erworbenen  Rechte  der  bisherigen  Kuxbesitzer,  insbesondere 
auf  die  bereits  hypothekarisch  belasteten  Kuxe  Anwendung  finden 
könne.  Der  Gesetzentwurf  vom  22.  Januar  1861  hatte  diese 
Frage  bejaht,  weil  Gesetze,  durch  welche  die  Formen  des  Ver- 
kehrs bestimmt  werden,  auf  alle  gleichartigen  Objecte  gleiche 
Anwendung  finden  müssen  und  weil  zwischen  den  früher  vor- 
handenen und  den  neu  entstandenen  Bergwerksantheilen  eine 
innere  Verschiedenheit  nicht  besteht.  Zum  Schutze  der  Hy- 
pothekengläubiger waren  Bestimmungen  vorgesehen,  durch 
welche  ihr  Hypothekenrecht  an  den  mobilisirten  Kuxen  ge- 
sichert wurde.  Ausserdem  war  für  die  Bergwerke  mit  hypo- 
thekarisch belasteten  Antheilen  eine  Uebergangszeit  bestimmt, 
während  deren  die  Mobilisirung  ausgesetzt  blieb.  Das  Allg. 
Berggesetz  hat  jedoch  den  entgegengesetzten  Weg  eingeschlagen. 

Nach  den  Uebergangsbestimmungen  der  §§.  227 — 240  fin- 
den nämlich  die  Vorschriften  über  die  Personification  der  Ge- 
werkschaft und  die  Mobilisirung  der  Kuxe  auf  die  beim  Ein- 
tritte der  Gesetzeskraft  des  Allg.  Berggesetzes  im  Besitze 


1)  In  Oesterreich  nach  §.  136  des  Berggesetzes  so  laDgc  das 
Bergwerk  nicht  weiter  als  bis  zum  sechszehnten  Theile  des  Ganzen 
getheilt  ist ; in  Sachsen  bis  zu  8 Theilnehmern. 
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mehrerer  Personen  befindlichen  Bergwerke  nicht  Anwendung. 
Die  Mitbeteiligten  dieser  Bergwerke  können  die  im  vierten 
Titel  enthaltene  gewerkschaftliche  Verfassung  nur  durch  einen 
Mehrheitsbeschluss  von  drei  Vierteln  der  Anteile  und  nur 
mit  Einwilligung  der  Hypothekengläubiger  — falls  auf  den 
gewerkschaftlichen  Antheilen  Hypotheken  haften  — annehmen. 
In  Folge  dieser  Uebergangsbestim  inungen  findet  die  gewerk- 
schaftliche Verfassung  des  neuen  Rechtes  nur  bei  einer  geringen 
Zahl  von  Bergwerken  Anwendung,  während  bei  der  weit  über- 
wiegenden und  wichtigeren  Zahl  der  älteren  Gewerkschaften  das 
bisherige  Recht,  also  der  immobile  ‘/mtheilige  neben  dem  hun- 
derttheiligen  mobilen  Kux  in  Anwendung  bleibt.  Ein  solcher 
Zustand  ist  auf  die  Dauer  nicht  haltbar.  Das  Bedürfniss  des  Ver- 
kehrs nach  gleichartigen  Normen  für  völlig  gleichartige  Rechts- 
verhältnisse wird  über  kurz  oder  lang  dazu  nötigen,  entweder 
die  angestrebte  Umgestaltung  des  gewerkschaftlichen  Rechts- 
verhältnisses wieder  aufzugeben  oder  sie  auf  sämmtliche  Ge- 
werkschaften zu  erstrecken  und  nur  die  Ausnahme  des  §.  133, 
die  anderweitige  Regelung  des  Verhältnisses  der  Mitbeteiligten 
durch  Vertrag  oder  sonstige  Willenserklärungen  zuzulassen. 
Die  Rechtsunsicherheit  und  die  Belästigung  des  Verkehrs, 
welche  aus  dein  dauernden  Bestehen  grundsätzlich  verschie- 
dener Normen  für  dasselbe  Rechtsverhältniss  je  nach  dem 
Datum  seiner  Entstehung  notwendig  entspringen  muss,  wird 
sofort  ersichtlich,  wenn  man  z.  B.  unterstellt,  dass  die  Tit.  2 
und  3 Buch  I des  Allg.  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  nur 
auf  die  nach  dem  1.  März  1862  errichteten  Handelsfirmen  An- 
wendung finden  sollten,  oder  dass  die  Preussische  Hypotheken- 
verfassung in  das  Gebiet  des  gemeinen  Rechts  eingeführt  wer- 
den sollte,  jedoch  mit  Ausschluss  der  bereits  mit  irgend  einer 
Hypothek  beschwerten  Grundstücke.  Da  überdies  eine  Re- 
vision der  Bestimmungen  des  vierten  Titels  auf  Grund  der 
aus  ihrer  practischen  Anwendung  sich  ergebenden  Erfahrungen 
voraussichtlich  in  nicht  zu  langer  Frist  nothwendig  werden 
wird,  so  darf  man  dann  wohl  auch  der  Beseitigung  der  er- 
wähnten Uebergangsbestiinmungen  entgegensehen.  Bei  der  Ein- 
führung des  Allg.  Berggesetzes  in  die  neuen  Landestheile  ist 
diesem  Wunsche  soweit  Rechnung  getragen,  als  die  Einfüh- 
rungs-Verordnung für  Hannover  vom  8.  Mai  1867  (G.  S.  S.  601) 
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in  den  Art.  VI  bis  VIII  die  Vorschriften  des  vierten  Titels 
unmittelbar  auf  die  bereits  bestehenden  Gewerkschaften  an- 
wendet. Nur  für  den  Eisenerzbergbau  im  Bezirke  des  Berg- 
und  Forstamtes  Clausthal  (die  Aemter  Zellerfeld  und  Elbin- 
gerode) ist  im  Art.  XV  §.  6 der  angeführten  Verordnung  eine 
dem  §.  240  des  Allg.  Berggesetzes  entsprechende  Uebergangs- 
bestimmung  betreffend  die  vor  dem  1.  Juli  1867  im  Besitze 
mehrerer  Personen  befindlichen  Bergwerke  getroffen  '). 

In  Bezug  auf  die  innere  Verfassung  der  Gewerkschaft 
besteht  eine  Unterscheidung  zwischen  den  Gewerkschaften  des 
alten  und  des  neuen  Rechtes  wie  solche  für  die  Form  des  ge- 
werkschaftlichen Antheilrechtes  gegenwärtig  massgebend  ist 
keineswegs.  Allerdings  sind  nach  §.  227  der  Gewerkschaft 
des  alten  Rechtes  die  äusseren  Attribute  der  juristischen  Per- 
sönlichkeit entzogen,  wie  solche  in  den  §§.  94 — 98  der  neuen 
Gewerkschaft  beigelegt  werden,  also  namentlich  die  Befugniss 
Bergwerke,  Grundstücke  und  Rechte  auf  ihren  Namen  zu  er- 
werben 2).  Auch  das  Recht  der  statutarischen  Autonomie  ist 


1)  Ein  neuerer  Gesetzentwurf  zur  Abänderung  des  §.  235  des  Berg- 
gesetzes (Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  XI.  S.  137)  bezweckt  nur  die  Um- 
wandlung der  Gewerkschaften  des  älteren  Rechtes  zu  erleichtern,  indem 
namentlich  von  der  Zustimmung  der  Ilypothekengläubigcr  abgese- 
hen wird. 

2)  Die  Vorschriften  der  §§.  94—98  u.  s.  w.  sind  übrigens  für  die 
alten  Gewerkschaften  nur  insoweit  für  ausgeschlossen  zu  erachten,  als 
dieselben  neues  Recht  enthalten.  Wo  dagegen  in  diesen  Paragraphen 
die  Grundsätze  des  frühereu  gewerkschaftlichen  Rechtes  unverändert 
wiederholt  werden,  müssen  dieselben  trotz  der  Vorschrift  des  §.  227 
auch  auf  die  Gewerkschaften  des  alten  Rechts  zur  Anwendung  kommen, 
da  g.  227  nicht  bezweckt,  anerkannte  Regeln  des  älteren  Rechtes  auf- 
znheben,  sondern  nur  die  Anwendung  neuer  Rechtsregeln  ausznschliessen. 
Dies  gilt  z.  II.  von  der  Bestimmung  des  §.95:  »Die  Gewerkschaft  führt 
den  Namen  des  Bergwerks«;  ferner  von  der  Vorschrift  im  §.96:  »Die 
Gewerkschaft  kann  unter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben  und  Verbind- 
lichkeiten eingehen  — vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden.  Ihr 
ordentlicher  Gerichtsstand  ist  bei  dem  Gerichte,  in  dessen  Bezirk  das 
Bergwerk  liegt.«  Die  Sätze  entsprechen  dem  früher  geltenden  Rechte, 
während  der  übrige  Inhalt  des  §.  96,  welcher  den  Gewerkschaften  das 
Recht  beilegt,  Grundstücke  und  Bcrgwekre  auf  ihren  Namen  zu  er- 
werben, auf  die  Gewerkschaften  des  alten  Rechtes  keine  Anwendung 
findet. 
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der  alten  Gewerkschaft  entzogen,  im  Uebrigen  besitzt  sie  je- 
doch dieselbe  der  Corporationsverfassung  nachgebildete  Orga- 
nisation, wie  solche  ja  bereits  vor  dem  Erlasse  des  Allg.  Berg- 
gesetzes im  altern  Bergrechte  und  namentlich  durch  das  Gesetz 
vom  12.  Mai  1851  ausgebildet  war. 

§.  22.  Verfassung. 

(§§.  94 — 100  des  Berggesetzes.) 

Die  gewerkschaftliche  Verfassung  beruht  auf  der  juristi- 
schen Persönlichkeit  der  Gewerkschaft  Diese  ist  zwar  in  dem 
Gesetze  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen,  jedoch  in  den  §§.  94 
— 100  in  einer  Anzahl  einzelner  Anwendungen  ganz  in  derselben 
Weise  anerkannt,  wie  dies  im  Deutschen  Handelsgesetzbuche 
Art.  85— 111  in  Bezug  auf  die  Handelsgesellschaft  geschehen 
ist.  Allerdings  wird  unter  den  Lehrern  des  Handelsrechts  über 
die  juristische  Persönlichkeit  der  Handelsgesellschaft  gestritten, 
welche  von  einigen  Juristen  verneint  wird  *),  während  die  grosse 
Mehrzahl  der  Rechtslehrer  sowohl  der  Handelsgesellschaft,  als 
der  Gewerkschaft,  als  auch  allen  sonstigen  nach  gleichen  Grund- 
sätzen gebildeten  Erwerbsgenossenschaften  des  deutschen  Rechtes 
die  juristische  Persönlichkeit  im  vollen  Umfange  beilegt 1  2). 
Die  letztere  Ansicht  ist  offenbar  die  richtige,  da  die  Mittel- 
stellung zwischen  der  Corporation  und  der  Gesellschaft,  welche 
diese  Genossenschaften  einnehmen,  sich  ohne  den  Begriff  der 
juristischen  Persönlichkeit  nicht  construiren  lässt.  Dabei  bleibt 
zwischen  den  Corporationen  and  den  Genossenschaften  ein  durch- 
greifender Unterschied  bestehen.  Während  die  Corporationen 
des  öffentlichen  Rechtes,  der  Staat,  die  Gemeinden,  die  Kirchen 
u.  s.  w.  niemals  das  Privatinteresse  ihrer  Mitglieder  zum  Zwecke 
ihrer  Einrichtungen  haben  und  diesen  nur  publicistische  Rechte 
gewähren,  ist  bei  den  Erwerbsgenossenschaften  der  Vermögens- 
gewinn der  einzelnen  Mitglieder  der  alleinige  Zweck  des  ge- 
meinschaftlichen Unternehmens.  Sie  haben  nicht  wie  die  Cor- 


1)  Gerber  deutsches  Privatrecht  S.  496.  — Thil  Handelsrecht 
§.  38.  — Bekker  in  Goldschmidts  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  4. 
S.  499.  §.  37. 

2)  Beseler  deutsches  Privatrecht  §.  71.  — Endemann  Handelsrecht 
§§.  33  f.  — Förster  Preussischcs  Privatrecht  Bd.  II.  S.  333  f. 
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porationen  eine  selbstständige  Existenz  und  eine  vom  Privat- 
interesse der  Mitglieder  unabhängige  Aufgabe,  deren  Zwecken 
ihr  Vermögen  dient,  sondern  sie  haben  nur  Vermögen  um  der 
Zwecke  des  Einzelnen  willen.  Gleichwohl  nöthigt  das  prac- 
tische  Bedürfnis  sie  als  Gesammtheiten  zu  betrachten,  wenn 
die  Dauer  oder  die  Innigkeit  der  Gemeinschaft  oder  die  Man- 
nigfaltigkeit der  gemeinschaftlichen  Beziehungen  die  Zurück- 
beziehung  der  einzelnen  Hechtsverhältnisse  auf  die  einzelnen 
Mitglieder  der  Gemeinschaft  unnöthig  oder  schwierig  erscheinen 
lassen.  Das  römische  Hecht  half  sich  in  diesen  Fällen  mit 
einem  Privilegium,  durch  welches  einzelnen  Erwerbsgesellschaften 
Corporationsrechtc  verliehen  wurden.  Das  deutsche  Recht  bil- 
dete für  ganze  Klassen  der  Erwerbsgenossenschaften  die  Regel 
der  juristischen  Persönlichkeit  aus.  Dieser  Begriff  ist  hier  in 
Wahrheit  eine  Fiction;  er  hat  nur  den  Zweck,  für  die  eintre- 
tenden Verkehrsbeziehungen  einen  einfacheren  Ausdruck  zu 
gewinnen.  Ganz  ebenso  fiugirt  der  Physiker  in  dem  Schwer- 
punkte einen  Punkt,  in  welchem  alle  auf  die  einzelnen  Theile 
und  in  den  einzelnen  Theilen  des  Körpers  wirkenden  Kräfte 
wirksam  gedacht  werden.  Er  nimmt  einen  solchen  gemein- 
schaftlichen Schwerpunkt  beliebig  aus  Gründen  der  Bequem- 
lichkeit auch  für  räumlich  getrennte  Körper,  ja  für  ein  ganzes 
Sonnensystem  an,  obgleich  in  diesem  in  den  leeren  Raum  fal- 
lenden Punkte  gar  keine  Kräfte  wirken  und  nur  die  einzelnen 
Körper  sich  wechselseitig  anziehen.  Nicht  anders  verhält  es 
sich  mit  der  juristischen  Persönlichkeit  der  Erwerbsgenossen- 
schaften. Sie  besteht  nicht  wie  bei  den  Corporationen  in  einem 
selbstständigen  von  den  Personen  der  einzelnen  Mitglieder  un- 
abhängigen Zwecke,  sondern  sie  dient  nur  dazu  um  für  die 
gemeinschaftlichen  "Rechtsverhältnisse,  deren  Zweck  lediglich  in 
dem  Privatinteresse  der  einzelnen  Mitglieder  liegt,  einen  ein- 
facheren Ausdruck  zu  finden.  Deshalb  können  alle  diese  Erwerbs- 
genossenschaften wie  es  im  römischen  Rechte  geschah,  auch 
nach  dem  Systeme  der  blossen  Gesellschaft  construirt  werden, 
während  bei  den  Corporationen  diese  Auffassung  durch  die 
Natur  der  Sache  ausgeschlossen  ist. 

I.  Die  Gewerkschaft  zeichnet  sich  von  den  übrigen  Er- 
werbsgenossenschaften zunächst  dadurch  aus,  dass  es  zu  ihrer 
Entstehung  nicht  eines  Vertrages  bedarf,  sondern  dass  sie 
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kraft  der  gesetzlichen  Regel  sofort  eintritt,  sobald  zwei  oder 
mehrere  Personen  an  einem  Bergwerk  betheiligt  sind. 

Die  Gewerkschaft  bedarf  auch  nicht  wie  die  Actienge- 
sellschaft  nothwendig  eines  Statutes.  Der  Gesellschaftsvertrag 
wird  vielmehr  da,  wo  ein  Statut  nicht  errichtet  ist,  durch  die 
Vorschriften  des  Gesetzes  ersetzt,  welches  alle  wesentlichen 
Theile  des  Rechtsverhältnisses  bestimmt.  Sobald  daher  ein 
Bergwerk  in  den  Besitz  von  zwei  oder  mehreren  Personen 
übergeht,  ohne  dass  das  gewerkschaftliche  Rechtsverhältnis 
nach  g.  133  durch  die  Natur  der  Gemeinschaft  oder  durch 
ausdrückliche  Festsetzung  ausgeschlossen  ist,  so  entsteht  unter 
ihnen  kraft  des  Gesetzes  das  gewerkschaftliche  Rechtsverhält- 
nis mit  der  durch  das  Gesetz  geregelten  Verfassung.  Diese 
Verfassung  kann  jedoch  nach  §.  94  durch  ein  gerichtlich  oder  no- 
tariell errichtetes  Statut  abgeändert  und  ergänzt  werden,  welches 
der  Zustimmung  von  wenigstens  drei  Viertheilen  aller  Antheile 
und  der  Bestätigung  des  Oberbergamtes  bedarf;  jedoch  dürfen 
die  Bestimmungen  der  §§.  95  bis  110  des  Berggesetzes,  welche 
die  wesentlichen  Grundzüge  der  gewerkschaftlichen  Verfassung 
enthalten,  ferner  die  Vorschriften  der  §§.  123  bis  128  über 
die  Vertretung  der  Gewerkschaft  nach  aussen  durch  ihren 
Repräsentanten  nicht  abgeändert  werden.  Eine  gleiche  Unab- 
änderlichkeit ist  im  Interesse  der  Minderheit  der  im  §.  114 
Absatz  2 enthaltenen  Bestimmung,  wonach  zu  Verfügungen 
über  das  verliehene  Bergwerkseigenthum  durch  Verzicht  oder 
Schenkung  Einstimmigkeit  erforderlich  ist,  beigelegt.  Durch 
die  Abänderung  einer  dieser  Bestimmungen,  wenn  sie  durch  einen 
von  allen  Mitgliedern  geschlossenen  Vertrag  erfolgt,  hört  die 
Gewerkschaft  auf  eine  Gewerkschaft  im  Sinne  des  Berggesetzes 
zu  sein  und  wird  zu  einer  lediglich  durch  Vertrag  geregelten 
Gemeinschaft,  für  welche  die  Bestimmungen  des  §.  133  mass- 
gebend sind  1). 


1)  Es  ist  deshalb  nicht  richtig,  wenn  Oppenhoff  (Commentar 
Nr.  546)  annimmt,  dass  die  Abänderung  der  im  §.  94  Abs.  3 ausgenom- 
menen gesetzlichen  Bestimmungen  doch  durch  e instimmigen  Be- 
schluss erfolgen  könne.  Ein  Beschluss  welcher  kraft  der  statuta- 
rischen Autonomie  auch  die  Rechtsnachfolger  der  Gewerken  bindet,  kann 
über  die  der  statutarischen  Autonomie  ausdrücklich  entzogenen  Gegen- 
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Die  Errichtung  des  Statuts  durch  Gewerkenbeschluss  folgt 
den  im  folgenden  Paragraphen  erörterten  Regeln.  Die  Bestä- 
tigung des  Oberbergamtes  hat  die  Wahrnehmung  dgg  öffent- 
lichen Interesses  zum  Zwecke  und  dahin  gehört  auch  der 
etwaige  Schutz  gegen  eine  Kränkung  der  Interessen  der  Min- 
derheit, welcher  nach  §.  115  Abs.  3 nicht  gestattet  ist,  den 
richterlichen  Schutz  gegen  das  von  der  Mehrheit  beschlossene 
Statut  anzurufen.  So  würde  ohne  Zweifel  einem  Statute  die 
Bestätigung  versagt  werden  müssen,  welches  der  Minderheit 
gegen  ihren  Widerspruch  das  Stimmrecht  in  den  Gewerken. 
Versammlungen  (§.  1 1 1)  oder  die  Theilnahme  an  der  Bestellung 
des  Repräsentanten  oder  Grubenvorstandes  (§.  118)  entziehen 
wollte,  während  bei  stillschweigender  oder  ausdrücklicher  Zu 
Stimmung  der  Betheiligten  es  keinem  Bedenken  unterliegen 
würde,  dass  durch  das  Statut  die  Verwaltung  des  Bergwerks 
' einein  oder  mehreren  Gewerken  mit  Ausschluss  der  übrigen 
übertragen  wird  ‘). 

II.  Die  Rechtssphäre  der  Gewerkschaft  wird  durch 
den  Betrieb  des  gemeinschaftlichen  Bergwerks  und  die  damit 
zusammenhängenden  Unternehmungen  gebildet.  Die  Gewerk- 
schaft kann  keine  Geschäfte  abschliessen,  welche  zu  dem  Be- 
triebe ihres  Bergwerks  in  keiner  Beziehung  stehen  2).  Inner- 
stände überhaupt  nicht  also  auch  nicht  einstimmig  gefasst  werden. 
Die  Abänderung  kann  nur  durch  einen  Vertrag  erfolgen,  "welcher  nur 
die  Contrahenten  bindet,  ihre  Rechtsnachfolger  aber  nur  daun  ver- 
pflichtet, wenn  sie  in  den  Vertrag  eintreten. 

1)  Yergl.  Strohn  in  der  Zeitschrift  f.  d.  Borg-,  Hütten-  und  Sa- 
linenwesen Bd.  XIII.  S.  172. 

2)  Die  Frage,  welche  Geschäfte  zu  dem  Bergbau  in  Beziehung  stehen, 
ist  in  einzelnen  Fällen  verschieden  beantwortet  worden.  Das  Erkenntniss 
des  Appellationsgerichtes  zu  Hamm  vom  16.  März  1860  (Zeitschr.  f.  Bergr. 
Bd.  III.  S.  362)  behandelt  die  Frage,  ob  die  Gewerkschaft  sich  durch 
Mehrheitsbeschluss  als  Actionärin  an  einer  Eisenbahngesellsehaft  be- 
theiligen kann  und  verneint  dieselbe,  weil  unter  den  im  §.  6 des  Ge- 
setzes vom  12  Mai  1851  bozeichneten  Anlagen,  die  den  gemeinsamen 
Vortheil  bezwecken,  nur  solche  verstanden  werden,  deren  Ausführung 
unmittelbar  von  der  Gewerkschaft  selbst  ausgehen  soll  und  welche  mit 
dem  Baubetriebe  des  Bergwerks  selbst  im  Zusammenhänge  stehen 
Dies  sei  aber  bei  einer  Actienzeichnung  zum  Behufe  einer  von  Dritten 
zu  bauenden  Bahn  nicht  der  Fall,  eine  solche  sei  auch  an  und  für  sieh 
eine  dem  eigentlichen  Baubetriebe  fremde  Anlage. 
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halb  dieser  Rechtssphäre  ist  die  Gewerkschaft  befähigt,  alle  Rechts- 
geschäfte einzugehen  und  alle  Rechte  zu  erwerben.  Sie  kann 
insbesondere  nach  §.  96  unter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben 
und  Verbindlichkeiten  eingehen,  Eigenthum  und  andere  ding- 
liehe Rechte  an  Bergwerken  und  Grundstacken  erwerben,  vor 
Gericht  klagen  und  verklagt  werden  *). 


Die  entgegengesetzte  Ansicht  ist  mit  gutem  Grunde  von  Ebmeier 
(Zeitscbr.  f.  Bergr.  Bd.  I.  8.  141)  vertheidigt.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar 
und  iu  der  That  häufig  der  Fall,  dass  eine  für  Rechnung  einer  Actien- 
gescUschaft  angelegte  Eisenbahn  dem  Betriebe  der  anliegenden  Gruben 
zum  Vortheile  gereicht,  und  dass  eben  deshalb  eine  Betheiligung  der 
Bergwerksbesitzer  bei  der  Actieuzeichnung  stattfindet.  Wollte  man  in 
diesem  Falle  der  Majorität  die  Befugniss  absprechen,  eine  solche  Ac- 
tienzeichnung  zu  beschliessen,  so  müsste  man  der  Gewerkschaft  ebenso 
die  Befugniss  absprechen,  sich  an  gemeinschaftlichen  Bergschulen,  an 
technischen  Versuchen  für  gemeinschaftliche  Rechnung  und  an  anderen 
nützlichen  Einrichtungen,  deren  Ausführung  nicht  unmittelbar  von  der 
Gewerkschaft  ausgehen  soll,  zu  betheiligen,  während  doch  das  Gesetz 
vom  12.  Mai  1857  im  §.  18  No.  16  die  Betheiligung  an  sulchen  gemein- 
schaftlichen Einrichtungen  ausdrücklich  unter  den  gewerkschaftlichen 
Angelegenheiten  erwähnte  und  auch  jetzt  kein  Zweifel  über  die  Zuläs- 
sigkeit einer  solchen  Betheiligung  besteht. 

1)  Die  Bestimmung  des  g.  96  soll  nach  §.  227  auf  die  bei  Eintritt 
der  Gesetzeskraft  des  Allg.  Berggesetzes  bereits  bestehenden  Gewerk- 
schaften keine  Anwendung  finden.  Allein  die  Gewerkschaften  konnten 
schon  nach  der  bisherigen  rechtsrheinischen  Gesetzgebung  in  der  Per- 
son ihres  Repräsentanten  klagen  und  verklagt  werden  (Ges.  v.  12.  Mai 
1851.  g.  18.  Nr.  15)  und  dies  ist  nach  g.  119  auch  künftig  der  Fall. 
Ebenso  bestimmt  sich  auch  der  ordentliche  Gerichtsstand  der  Gewerk- 
schaften des  alten  Rechtes  nach  der  Lage  des  Bergwerks  als  dem 
Hauptsitze  ihrer  geschäftlichen  Thätigkeit. 

Die  Doppolfrist  zur  Einlegung  von  Rechtsmitteln  (Declaration 
v.  6.  April  1839  Art.  13)  kommt  den  Gewerkschaften  des  neuen 
Rechtes  Dicht  zu,  weil  sie  nicht  zu  den  p rivilegirten  Korporationen 
gehören.  Sie  steht  ihnen  auch  dann  nicht  zu,  wenn  unter  den  Ge- 
werken sich  bevormundete  Personen  befinden,  weil  nicht  die  einzelnen 
Gewerken,  sondern  die  juristische  Person  der  Gewerkschaft  klagt  oder 
verklagt  wird. 

Auch  den  Gewerkschaften  des  alten  Rechtes  wird  in  dem  zuletzt 
angezogenen  Falle  die  Doppelfrist  zur  Einlegung  von  Rechtsmitteln 
durch  das  Präjudiz  2266  des  Obertribunals  vom  23.  December  1850 
(Entsch.  Bd.  20,  S.  541)  und  durch  das  conforme  Erkenntniss  vom 
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Auch  die  Wecbselfähigkeit  der  Gewerkschaft  unterliegt 
keinem  Zweifel,  sofern  der  Repräsentant  oder  Grubenvorstand 
die  hierzu  nach  Art.  95  der  deutschen  Wechselordnung  erfor- 
derliche besondere  Vollmacht  besitzt. 

Die  Gewerkschaft  führt  nach  §.  95  den  Namen  des  Berg- 
werks, sofern  sie  nicht  in  dem  Statut  einen  andern  Namen  ge- 
wühlt hat.  Wenn  die  Gewerkschaft  Handelsgeschäfte  betreibt, 
so  bildet  dieser  Name  zugleich  die  Firma  der  Gewerkschaft, 
unter  welcher  sie  in  das  Handelsregister  eingetragen  wird  ‘). 

Der  ordentliche  Gerichtsstand  oder  das  Domicil  der  Ge- 
werkschaft ist  nach  §.  9G  bei  dem  Gerichte,  in  dessen  Bezirk 
das  Bergwerk  liegt. 

Wenn  das  Grubenfeld  sich  in  zwei  Gerichtsbezirke  er- 
streckt, oder  wenn  die  Gewerkschaft  mehrere  Bergwerke  in 
verschiedenen  Bezirken  besitzt,  so  tritt  ein  doppelter  Gerichts- 
stand ein  und  die  Klage  gegen  die  Gewerkschaft  kann  in 
jedem  der  verschiedenen  Gerichtsbezirke  unter  Berufung  auf 
§.  9G  mit  Erfolg  angestellt  werden  2). 

Auf  den  Namen  der  Gewerkschaft  wird  auch  das  Berg- 
werk im  Hypothekenbuche  eingetragen.  Dasselbe  kann  nur 


5.  Juli  1858  (Entsch.  Bd.  39.  S.  340)  versagt,  weil  nach  §.  18  Nr.  15 
des  Ges.  v.  12.  Mai  1851  der  Repräsentant  als  dominus  litis  der  für 
die  Gewerkschaft  zu  führenden  Prozesse  zu  betrachten  sei.  Da  §.  119 
des  Allg.  Berggesetzes  nichts  Anderes  bestimmt,  als  §.  18  eit.,  so  gilt 
dies  Präjudiz  auch  noch  gegenwärtig. 

1)  Der  Verkauf  der  selbst  gewonnenen  Bergwerksproducte  auch 
nach  weiterer  Verarbeitung  fallt  nicht  unter  die  im  deutschen  Handels- 
gesetzbuch Art.  271.  272  gegebene  Definition  der  Handelsgeschäfte. 

Wenn  aber  die  Gewerkschaft  eines  Galmeybergwcrke  Messing 
fabrizirt,  und  dazu  angekauftes  Kupfer  verwendet,  so  ist  diese  mit 
dem  Bcrgwerksbetriebe  unzweifelhaft  in  Verbindung  stehende  Fabri- 
cation  nach  Art.  271  Nr.  1 ein  Handelsgeschäft. 

2)  Vergleiche  den  Commissionsbericht  des  Hauses  der  Abgeord- 
neten S.  54.  — Anderer  Meinung  ist  Wächter  Commentar  S.  171,  welcher 
die  Bestimmung  des  Gerichtes  dem  beiden  Gerichten  Vorgesetzten 
Appellationsgerichte  zuweisen  will.  Hierzu  liegt  jedoch  nur  dann  eine 
Nothwendigkeit  vor,  wenn  der  Gerichtsstand  ausnahmsweise  nicht  durch 
die  Wahl  des  Klägers  oder  durch  Prävention,  wie  bei  der  Concurser- 
öffnung,  bestimmt  werden  kann. 
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von  der  Gewerkschaft  und  nur  als  Ganzes  mit  Hypotheken 
und  dinglichen  Lasten  beschwert  werden.  (§§.  97.  98.) 

Zur  Verpfändung  oder  dinglichen  Belastung  des  Berg- 
werks ist  nach  §.  114  ein  Mehrheitsbeschluss  von  drei  Vierteln 
aller  Antheile  erforderlich.  Bei  Bergwerken,  die  im  Besitze 
von  Gewerkschaften  des  alten  Rechtes  sind,  ist  nach  §.  230 
auch  künftig  eine  Verpfändung  und  dingliche  Belastung  der 
einzelnen  Kuxe  im  Berghypothekenbuche  gestattet.  Bergwerke, 
die  sich  im  Besitze  einer  einzelnen  Person  befinden  oder  die 
gemäss  §.  133  in  ungetheilter  Gemeinschaft  oder  von  einer 
nach  den  Regeln  des  Civilrechts  constituirten  Gesellschaft  be- 
sessen werden,  können  ebenfalls  zu  ideellen  Antheilen  ver- 
pfändet oder  belastet  werden,  nur  dass  die  ideellen  Antheile 
im  letztem  Falle  nicht  nach  Kuxen,  sondern  nach  einfachen 
Brüchen  (7*  73  7 * u.  s.  w.)  ausgedrückt  werden.  Wird  ein 
solches  Pfandrecht  an  dem  ideellen  Antheile  eines  solchen  nicht 
gewerkschaftlichen  Bergwerks  durch  noth wendigen  Verkauf 
realisirt,  so  bildet  der  Adjudicatar  mit  den  Besitzern  der  übri- 
gen Idealantheile  eine  Gewerkschaft  nach  den  Regeln  der 
§§.  94  ff.  Ist  aber  der  nicht  verkaufte  Idcalantheil  ebenfalls 
mit  Hypotheken  belastet,  so  kann  das  gewerkschaftliche  Rechts- 
verhältniss  nicht  eintreten,  weil  dasselbe  nach  §.  98  die  ideelle 
Belastung  des  Bergwerks  ausschliesst.  Hier  tritt  also  der 
Fall  ein.  dass  das  gewerkschaftliche  Rechts verhältn iss  durch 
anderweitige  Willenserklärung,  nämlich  die  Hypothekenbestel- 
lung seitens  des  einen  Betheiligten  ausgeschlossen  ist  (§.  133), 
und  es  gelten  die  Regeln  des  civilrechtliclien  Miteigenthums 
so  lange,  bis  die  zufällige  Gemeinschaft  durch  die  Theilungs- 
klage  oder  durch  Vertrag  aufgehoben  wird. 

Für  die  Verbindlichkeiten  der  Gewerkschaft  haftet  nach 
§.  99  nur  das  Vermögen  derselben.  Dieser  Grundsatz  ist  im 
neuen  Rechte  eine  Consequenz  der  juristischen  Persönlichkeit 
der  Gewerkschaft.  Er  gilt  indess  nach  §.  226  und  227  auch 
für  die  Gewerkschaften  des  alten  Rechtes,  für  welche  unter 
der  früheren  Gesetzgebung  die  entgegengesetzte  Meinung  durch 
das  Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  28.  September  1854 
angenommen  war,  welches  die  Gewerken  als  persönlich  ver- 
antwortlich für  die  Grubenschulden  erklärte  *)•  Oer  Gläubiger 


1)  Das  Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  24,  November  1868 
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der  Gewerkschaft  kann  sich  im  Wege  der  Execution  ebenso 
wie  alle  andern  Forderungen,  so  namentlich  auch  die  von  den 
Gewerken  nach  §§.  102  und  129  zu  entrichtenden  Beiträge 
zur  eigenen  Einziehung  überweisen  lassen.  Dies  setzt  indess 
voraus,  dass  die  Beiträge  durch  Gewerkenbeschluss  ausgeschrie- 
ben sind,  denn  ohne  einen  Beschluss  der  Gewerkenversamm- 
lung können  nach  §§.  102  und  129  Beiträge  nicht  gefordert 
werden.  Wenn  also  auch  nach  §.  102  die  Gewerken  verpflichtet 
sind,  die  zur  Erfüllung  der  Schuldverbindlichkeiten  der  Ge- 
werkschaft erforderlichen  Beiträge  zu  zahlen,  so  wird  doch, 
wie  die  Hinweisung  auf  §.  129  ergiebt,  diese  Verbindlichkeit 
erst  durch  den  Gewerkenbeschluss  existent,  welcher  die  Höhe 
der  zu  leistenden  Beiträge  bestimmt,  und  der  Gläubiger  hat 
kein  Mittel,  die  Ausschreibung  von  Beiträgen  zu  seiner  Be- 
friedigung zu  erzwingen. 

III.  Die  Auflösung  der  Gewerkschaft  kann  entweder 
durch  die  Veräusserung  des  gemeinschaftlichen  Bergwerks  oder 
durch  einen  Vertrag  erfolgen,  durch  welchen  die  Betheiligten 
gemäss  §.  133  ein  anderes  Rechtsverhältnis  als  das  gewerk- 
schaftliche annehmen.  Die  Veräusserung  des  Bergwerks  durch 
Verkauf  kann  nach  §.  114  durch  die  Mehrheit  von  drei  Vier- 
teln der  Antheile  beschlossen  werden;  zur  Verzichtleistung  ist 
dagegen  nach  §.  114  Abs.  2 Einstimmigkeit  erforderlich.  Zu 
einer  vertragsmässigen  Aenderungdes  gewerkschaitlichen  Rechts- 
verhältnisses ist  ebenfalls,  wie  die  Natur  des  Vertrages  dies 
mit  sich  bringt,  die  Uebereinstinunung  sämmtlicher  Theil- 
nehmer  erforderlich.  Durch  das  Ausscheiden  einzelner  Mit- 
glieder wird  die  Gewerkschaft  nicht  aufgelöst.  Auch  könuen 
einzelne  Gewerken  nicht  auf  Theilung  klagen  (§.  100). 

Die  Auflösung  der  Gewerkschaft  durch  Veräusserung  des 
Bergwerks  führt  eine  Auseinandersetzung  der  Mitglieder  her- 
bei, welche  mit  der  actio  commuui  dividundo  geltend  gemacht 
wird.  Besondere  Vorschriften  über  das  Liquidationsverlähren, 


(Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  X.  S.  170.  S.  415),  in  welchem  die  per- 
sönliche Haftung  der  Gewerken  für  die  Grubenschulden  wiederholt 
angenommen  wird,  bezieht  sich  auf  eine  vor  dem  Eintritt  des  Allg. 
Berggesetzes  entstandene  Forderung  and  hat  nur  die  jetzt  aufgehobenen 
Vorschriften  des  älteren  Rechtes  zur  Voraussetzung. 
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wie  solche  für  die  Handelsgesellschaft  im  deutschen  Handels- 
gesetzbuche Art.  133f.  gegeben  sind,  fehlen  im  Berggesetze.  ' 

§.  23.  Gewerkoubesohlüsse. 

(§§.  111  — 116.  §.  122  des  Berggesetzes.) 

Die  juristische  Person  der  Gewerkschaft  äussert  ihren 
Willen  durch  die  Gewerkenbeschlüsse,  welche  von  der  Ge- 
sammtheit  der  Theilnehmer  in  den  durch  das  Gesetz  be- 
stimmten Formen  gefasst  werden.  Die  Gültigkeit  und  Ver- 
bindlichkeit der  Gewerkenbeschlüsse  kommt,  da  die  Gewerk- 
schaft über  Rechte  Dritter  nicht  verfügen  kann,  nur  gegenüber 
den  einzelnen  Gewerken  in  Frage  und  daraus  folgt,  dass  ein 
einstimmig  gefasster  Beschluss  in  jedem  Falle  gültig  ist,  wenn 
die  mit  Rücksicht  auf  den  Gegenstand  des  Beschlusses  erfor- 
derliche Form  !)  bei  den  einzelnen  Erklärungen  der  Gewerken 
beobachtet  ist.  Daher  ist  ein  durch  Briefwechsel  oder  durch 
schriftliche  Umfrage  einstimmig  gefasster  Beschluss  gültig 
und  auch  die  Bestellung  eines  Repräsentanten,  die  Errichtung 
eines  Statuts  oder  eines  Consolidationsactes  kann  in  getrennten 
notariellen  Verhandlungen  gültig  erfolgen,  wenn  die  Erklä- 
rungen sämmtlicher  Gewerken  übereinstimmen. 

Soll  dagegen  der  Wille  der  Gewerkschaft  durch  einen 
Mehrheitsbeschluss  bestimmt  werden,  so  kann  dies  nach  §.111 
nur  in  einer  gehörig  berufenen  und  beschlussfähigen  Gewer- 
kenversammlung geschehen. 

I.  Die  Berufung  der  Ge  werkenversammlunger- 
folgt nach  §.  122  regelmässig  durch  den  Repräsentanten  oder 
Grubenvorstand.  Dieser  muss,  wenn  das  Bergwerk  im  Betriebe 
ist,  alljährlich  eine  Gewerkenversammlung  zum  Zwecke  der 
Rechnungslegung  berufen.  Er  ist  ferner  zur  Berufung  einer 
Gewerkenversammlung  verpflichtet,  wenn  dies  die  Eigenthümer 
von  wenigstens  einem  Viertel  aller  Kuxe  verlangen.  Nach  dem 
früheren  Rechte  war  angenommen,  dass  jeder  Gewerke  befugt 
sei,  die  Zusammenberufung  einer  Gewerkschaft  zur  Beschluss- 
fassung über  einen  von  ihm  gestellten  Antrag  zu  verlangen 
und  dass  der  Repräsentant  verpflichtet  sei,  auf  den  Antrag 
auch  nur  eines  Gewerken  eine  Gewerken  Versammlung  zu  be- 


1)  §.42.  §.  51.  §.  94.  §.  118.  §.  119  Abs.  2.  §.  237. 
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rufen  •).  Diese  Befugniss  steht  nach  §.  122  dem  einzelnen 
Gewerken  zwar  nicht  mehr  zu,  sofern  er  nicht  ein  Viertel  aller 
Kuxe  besitzt.  Er  ist  jedoch  auch  ausser  diesem  Falle  befugt, 
gegen  den  Repräsentanten  auf  Berufung  eiuer  Gewerkenver- 
sammluug  zu  klagen,  wenn  dieser  die  im  §.  122  vorgeschrie- 
bene jährliche  Berufung,  falls  das  Bergwerk  im  Betriebe  ist, 
unterlässt  Die  Berufung  kann  in  diesem  Falle  im  Wege  der 
Execution  durch  den  Richter  erfolgen 1  2). 

Die  Berufung  der  Gewerkenversammlung  kann  ferner  in 
zwei  Fällen  durch  die  Bergbehörde,  d.  h.  nach  §.  189  durch 
den  Revierbeamten  erfolgen,  nämlich : 

1)  auf  den  Antrag  der  Eigenthümer  von  einem  Viertel 
der  Kuxe,  wenn  der  Rcprätentant  die  Berufung  unterlässt; 

2)  auf  den  Antrag  eines  einzelnen  Interessenten,  wenn 
die  Versammlung  zur  Vornahme  der  Wahl  eines  Repräsen- 
tanten oder  Grubenvorstandes  oder  zur  Beschlussfassung  über 
den  Widerruf  der  erfolgten  Bestellung  berufen  werden  soll. 

Während  in  dem  ersten  Falle  dem  Anträge  jedesmal 
stattgegeben  werden  muss,  ist  in  dem  zweiten  Falle  der  pflicht- 
mässigen  Beurtheilung  des  Revierbeamten  überlassen  ob  dies 
geschehen  soll 3). 

Die  Frage  von  wem  die  Gewerken  Versammlung  zu  beru- 
fen ist,  so  lange  ein  Repräsentant  oder  Gruben  Vorstand  nicht 
bestellt  ist,  findet  in  dem  Gesetze  keine  erschöpfende  Beant- 
wortung. Nach  §.  122  Abs.  4 kann  zwar  die  Bergbehörde  in 
diesem  Falle  auf  den  Antrag  jedes  Mitgliedes  eine  Gewerken- 
versammlung behufs  der  Repräsentantenwahl  berufen.  Es  ist 
jedoch  nicht  bestimmt,  dass  die  Vorladung  in  diesem  Falle 
durch  die  Bergbehörde  erfolgen  muss.  Da  nun  nach  §.  112 
die  Beschlussfähigkeit  der  Versammlung  nur  davon  abhängt, 
dass  alle  Gewerken  eingeladen  waren  und  die  Vorschrift  des 
§.112  Abs.  1,  dass  der  Repräsentant  oder  Gruben  Vorstand  die 
Gewerkenversammlungen  beruft,  im  vorliegenden  Falle  nicht 


1)  Erkenntniss  des  Obertribunala  vom  1.  Dezember  1856  (Striet- 
liorsts  Archiv  Bd.  23  S.  96.  — M.  Ueborsicht  S.  254). 

2)  Verordnung  v.  4.  März  1834  (G.-S.  S.  32)  §.8. 

3)  Commiaaionsbericht  des  Herrenhauses  S.  46.  — Bonner  In- 
struction für  die  Reviorbeamten  §.  49. 
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Anwendung  finden  kann,  so  muss  jeder  Gewerke,  so  lange  ein 
Repräsentant  nicht  bestellt  ist,  zur  Berufung  der  Gewerken- 
versaminlung  befugt  sein  *). 

Die  Einladung  zur  Gewerkenversammlung  muss  nach 
§.  112  unter  Angabe  des  zu  verhandelnden  Gegenstandes  er- 
folgen. Einladungen  durch  die  Post  erfolgen  gegen  Postinsi- 
nuationsschein nach  denselben  Regeln,  welche  für  die  Zustel- 
lung gerichtlicher  oder  aussergerichtlicher  Verfügungen  durch 
die  postamtlichen  Instructionen  vorgeschrieben  sind 1  2). 

Bei  Zustellungen  am  Wohnorte  des  Einladenden  kann 
der  Nachweis  der  erfolgten  Einladung  durch  jedes  beliebige 
Beweismittel  geführt  werden.  In  der  Regel  wird  die  Beschei- 
nigung des  Empfanges  von  dem  eingeladenen  Gewerken  zu 
erfordern  und  falls  diese  verweigert  wird  die  Zustellung  durch 
einen  Notar  oder  einen  Gerichtsvollzieher  zu  bewirken  sein. 
Die  Bescheinigung  der  erfolgten  Einladung  muss  sich  uicht 
nothwendig  auch  auf  den  Inhalt  derselben  erstrecken,  vielmehr 
liegt  dem  eingeladenen  Gewerken  der  Nachweis  der  Ungesetz- 
lichkeit der  an  ihn  ergangenen  Ladung  ob,  falls  in  derselben 
der  Gegenstand  der  Beschlussfassung  oder  das  mit  der  Ein- 
ladung zu  einer  zweiten  Versammlung  (s.  u.)  verbundene  Prä- 
judiz nicht  ausgedrückt  war3). 

Gewerken,  welche  weder  im  Inlande  noch  in  einem  Staate 
des  früheren  deutschen  Bundes  4)  wohnen,  haben  zur  Empfang- 
nahme der  Einladungen  einen  Bevollmächtigten  im  Inlande  zu 
bestellen.  Ist  dies  nicht  geschehen,  so  reicht  ein  vierzehn- 
tägiger Aushang  am  Amtslokale  des  Revierbeamten  aus. 

Dasselbe  gilt  bei  Gewerken,  deren  Wohnort  unbekannt  ist. 

II.  Die  Beschlussfähigkeit  der  Ge  werken  Versamm- 
lung ist  nach  §.  113  in  der  ersten  Versammlung  dadurch  be- 
dingt, dass  die  Mehrheit  aller  Kuxe  vertreten  ist.  Ist  dies 

1)  Pies  erkennt  auch  das  Oberbergamt  zu  Bonn  in  der  Verfügung 
vom  27.  März  1868  (Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  9 S.  213)  in  Bezug  auf  die 
erste  Repräsentantenwahl  als  richtig  an. 

2)  Instruction  vom  9.  Juli  1866.  Durch  die  Amtsblätter  ver- 
öffentlicht. 

3)  Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  7.  Februar  1868.  — Zeit- 
schr. f.  Borgr.  Bd.  10  S.  413. 

4)  Vergl.  m.  Commentar  Anm.  238  a zu  §.  112, 
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nicht  der  Fall  so  sind  sämmtliche  Gewerken  zu  einer  zweiten 
Versammlung  einzuladen. 

Die  zweite  Versammlung  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl 
der  vertretenen  Kuxe  beschlussfähig.  Diese  Folge  muss  indess, 
wenn  sie  eintreten  soll,  in  der  Einladung  angegeben  werden. 

Die  Vertretung  der  Gewerken  durch  Bevollmächtigte  ist 
durch  das  Gesetz  nicht  beschränkt.  Ueber  die  Führung  der 
Legitimation,  die  an  die  schriftliche  Form  gebunden  ist  (A. 
L.  R.  Th.  I,  Tit.  13,  §§.8.91),  entscheidet  die  Versammlung. 

Die  Beschlüsse  der  Gewerkenversammlung  werden  mit  ein- 
facher Stimmenmehrheit  gefasst.  Das  Stimmrecht  wird  nach 
Kuxen,  nicht  nach  Personen  ausgeübt  (§.  111).  Zur  Gültigkeit 
des  Beschlusses  genügt  also  die  relative  Mehrheit  der  in  der 
beschlussfähigen  Versammlung  vertretenen  Antheile.  Bei  Stim- 
mengleichheit kommt  kein  Beschluss  zu  Stande;  der  gestellte 
Antrag  ist  daher  abgelehnt;  nur  bei  den  Wahlen  des  Repräsen- 
tanten oder  Grubenvorstandes  entscheidet  nach  §.118  das  Loos. 

Eine  Mehrheit  von  wenigstens  drei  Viertheilen  aller  Kuxe 
ist  erforderlich  zu  Beschlüssen,  durch  welche  über  den  Gegen- 
stand der  Verleihung  — Substanz  des  Bergwerks  — ganz  oder 
theilweise  verfügt  werden  soll.  Dies  gilt  insbesondere  von  den 
Fällen  des  Verkaufes,  des  Tausches,  der  Verpfändung  oder  der 
sonstigen  dinglichen  Belastung  des  Bergwerks,  sowie  der  Ueber- 
lassung  der  Ausbeutung  gegen  Entgelt  (Verpachtung) ').  Ausser- 
dem bedarf  es  nach  §.  94  einer  Mehrheit  von  drei  Vierteln 
aller  Antheile  zu  dem  Beschlüsse  über  die  Annahme  eines  ge- 
werkschaftlichen Statuts. 

Zu  Verfügungen  über  das  verliehene  Bergwerkseigenthum 
durch  Verzicht  oder  Schenkung  ist  Einstimmigkeit  erforderlich. 

Ueber  die  Beschlüsse  der  Gewerkenversammlung  ist  nach 
§.  113  ein  Protokoll  aufzunehmen.  Letzteres  ist  durch  den 
Repräsentanten  oder  den  Grubenvorstand  zu  vollziehen  '-).  Die 

1)  Dm  Braunschweigische  Gesetz  macht  noch  die  Fälle  der  Con- 
solidation  und  der  Theilung  ausdrücklich  namhaft.  Doch  kann  auch 
nach  preussischem  Rechte  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  in  diesen 
Fällen  eine  Verfügung  über  die  Substanz  des  Bergwerks  vorliegt.  Vgl. 
oben  S.  176. 

2)  Erkenntnis  des  Obertribunals  vom  7.  Februar  1868.  Zeltachr. 
f.  Bergr.  Bd.  10  S.  412. 
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Unterschrift  der  übrigen  Gewerken  ist  nicht  erforderlich,  denn 
der  Gewerkenbeschluss  kommt  durch  die  Abstimmung  zu  Stande, 
für  welche  es  nicht  der  schriftlichen  Form  bedarf.  Das  Pro- 
tokoll dient  also  blos  zum  Beweise,  ohne  dass  es  die  ver- 
bindliche Kraft  des  Beschlusses  bedingt. 

Dies  gilt  auch  für  die  nach  §.  94  und  §.  118  des  Berg- 
gesetzes gerichtlich  oder  notariell  aufzunehmenden  Beschluss- 
protokolle *)•  Daher  bedarf  auch  die  Abstimmung  der  Vertreter 
bevormundeter  Personen  bei  der  Beschlussfassung  über  die  im 
§.  1 14  bezeichnten  Gegenstände  nicht  der  obervormundschaft- 
lichen Genehmigung,  da  die  Abstimmung  in  den  gewerkschaft- 
lichen Versammlungen  ohne  Rücksicht  auf  den  Gegenstand  der 
Beschlussfassung  als  ein  blosser  Act  der  Verwaltung  zu  be- 
zeichnen ist.  Eine  Verfügung  über  die  Substanz  des  Antheil- 
rechtes  liegt  nicht  darin,  weil  nicht  über  die  Kuxe  des  Mino- 
rennen, sondern  über  ein  zum  gewerkschaftlichen  Vermögen 
gehöriges  Object  disponirt  wird  und  weil  der  Abstimmende  nicht 
selbst  disponirt,  sondern  nur  zu  einem  Beschlüsse  mitwirkt. 

III.  Die  Anfechtung  des  Gewerkenbeschlusses 
steht  nach  §.  115  jedem  Gewerken  binnen  einer  Präclusivfrist 
von  vier  Wochen  vom  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  ein 
Gewerkenbeschluss  gefasst  ist,  zu.  Sie  erfolgt,  indem  bei  dem 
ordentlichen  Richter,  in  dessen  Bezirk  das  Bergwerk  belegen 
ist,  gegen  die  Gewerkschaft  auf  Aufhebung  des  Beschlusses 
unter  der  Behauptung  geklagt  wird,  dass  derselbe  nicht  zum 
Besten  der  Gewerkschaft  gereiche. 

Durch  das  Statut  kann  bestimmt  werden,  dass  die  Ent- 
scheidung dieser  Frage  in  Streitfällen  durch  ein  Schiedsgericht 
erfolgen,  wie  das  Schiedsgericht  gebildet  und  unter  welchen 
Formen  von  demselben  verfahren  werden  soll. 

Das  frühere  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  bestimmte  im 
§§.  8 und  9,  dass  die  Anfechtung  der  Gewerkenbeschlüsse  mit 
Ausschluss  des  Rechtsweges  im  schiedsrichterlichen  Verfahren 
erfolgen  solle.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  die 
Bildung  des  Schiedsgerichtes  und  über  die  Wirkung  seiner 
Entscheidung  haben  zu  vielen  Zweifeln  Anlass  gegeben  und 


1)  Anderer  Meinung  ist  Brookhoff  in  der  Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  7 
S.  182.  — Vergl.  dagegen  Oppenhoff  Commentar  Nr.  612. 
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sind  als  unpractisch  aufgegeben  worden.  Allein  auch  die  Be- 
stimmungen des  Allg.  Berggesetzes  über  die  Anfechtung  im 
Rechtswege  lassen  die  Fragen  über  die  Voraussetzungen  der 
Klage  über  das  Verfahren  und  über  die  Wirkungen  der  rich- 
terlichen Entscheidung  zum  Theil  unbeantwortet. 

1.  In  Bezug  auf  die  Voraussetzungen  der  Anfechtung  ist 
zunächst  gegenüber  einer  neueren  abweichenden  Meinung *  l)  zu 
constatiren,  dass  nur  dem  Gewerken,  welcher  dem  gefassten 
Beschlüsse  nicht  zugestimmt  hat,  die  Klage  auf  Anfechtung 
zusteht.  Dem  Gewerken,  welcher  mit  der  Mehrheit  gestimmt 
hat,  steht  seine  Abstimmung  entgegen,  welche  als  eine  bin- 
dinde  und  unwiderrufliche  Erklärung  über  deu  Gegenstand  des 
Beschlusses  anzusehen  ist. 

Ferner  findet  die  Klage  nur  wegen  eines  positiven  Ge- 
werkenbeschlusses statt,  welcher  eine  Vesänderung  in  den  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  beabsichtigt.  Die  Ablehnung  eines 
Antrages,  dessen  Annahme  nach  der  Behauptung  des  Klägers 
zum  gemeinsamen  Besten  der  Gewerkschaft  gereichen  würde, 
kann  nicht  auf  Grund  des  §.  115  angefochten  werden,  da  die 
Klage  nur  den  Satz : in  re  communi  prohibentis  melior  cst  conditio 
innerhalb  der  mit  der  corporativen  Verfassung  der  Gewerkschaft 
verträglichen  Grenzen  zur  Geltung  bringen  soll.  Die  Wahl  eines 
Repräsentanten  oder  Gruben  Vorstandes  gehört  unzweifelhaft  zu 
den  Verfügungen  von  positivem  Inhalt  und  kann  daher  im 
Rechtswege  angefochten  werden.  Die  entgegengesetzte  An- 
nahme, welche  früher  in  einem  Erkenntnisse  des  Obertribunals 
vom  14.  Dezember  1857  (Entscheidungen  Bd.  37  S.  322)  auf- 
gestellt war,  stützte  sie  auf  die  Wortfassung  der  §§.  5 und  6 
des  aufgehobenen  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851  und  findet  in 
den  entsprechenden  Bestimmungen  des  Allg.  Berggesetzes  keinen 
Anhalt. 

2.  In  Bezug  auf  das  Verfahren  ist  zu  bemerken,  dass  die 
Klage  gegen  die  Gewerkschaft  gerichtet  werden  muss,  welche 
nach  §.  119  durch  den  Repräsentanten  vertreten  wird,  auch 
wenn  letzterer  dem  gefassten  Beschlüsse  nicht  zugestimmt 
hatte.  Will  dagegen  der  Repräsentant  selbst  den  gefassten 
Beschluss  anfechten,  so  muss  er  entweder  vor  Anstellung  der 


1)  Oppeuhoff  Commentar  Nr.  630. 
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Klage  die  Bestellung  eines  andern  Repräsentanten  herbeiführen, 
oder  mit  der  Klage  den  Antrag  auf  Bestellung  eines  Litis- 
curators  für  die  Gewerkschaft  verbinden,  da  er  gegen  sich 
selbst  als  Repräsentanten  der  Gewerkschaft  nicht  klagen  kann. 

Die  Beweislast  über  die  Schädlichkeit  des  angefochtenen 
Beschlusses  fällt  der  richtigen  Meinung  nach  dem  Kläger  zu, 
welcher  seinen  Anspruch  auf  die  Behauptung  gründet,  dass 
der  Beschluss  nicht  zum  gemeinsamen  Besten  der  Gewerkschaft 
gereiche  *).  Das  Bayerische  Berggesetz  hat  dies  im  §.  104  aus- 
drücklich ausgesprochen,  indem  es  die  Aufhebung  des  Be- 
schlusses von  dem  Nachweise  abhängig  inacht,  dass  derselbe 
der  Gewerkschaft  zum  Nachtheile  gereiche. 

Wenn  mehrere  Klagen  von  verschiedenen  Gewerken  auf 
Aufhebung  desselben  Beschlusses  eingelegt  werden,  so  müssen 
dieselben  zu  einem  Prozessverfahren  verbunden  werden,  da  die 
Aufhebung  oder  Aufrechterhaltung  des  Beschlusses  allen  Ge- 
werken gegenüber  wirksam  wird  und  daher  nur  in  einem  Ur- 
theile  ausgesprochen  werden  kann.  Die  nicht  als  Kläger  oder 
als  Repräsentant  an  dem  Verfahren  betheiligten  Gewerken 
können  in  dem  Processe  accessorisch  interveniren  und  entweder 
dem  Kläger  oder  dem  Repräsentanten  Beistand  leisten. 

Die  Präclusivfrist  von  4 Wochen  steht  nicht  blos  der  auf 
Aufhebung  des  Beschlusses  gerichteten  Klage,  sondern  auch 
der  auf  den  §.  115  gestützten  Einrede  entgegen 1  2). 

3.  In  Bezug  auf  die  Wirkung  der  Klage  und  des  Urtheils, 
durch  welches  der  angefochtene  Beschluss  aufgehoben  wird, 
bestimmt  das  Berggesetz  : 

§.  116.  Durch  die  Anstellung  der  Klage  auf  Aufhebung 
des  Gewerkschaftsbeschlusses  wird  die  Ausführung  desselben 
nicht  aufgehalten. 

Wird  der  Beschluss  aufgehoben,  so  verliert  derselbe  erst 
von  der  Rechtskraft  der  richterlichen  Entscheidung  an  seine 
rechtliche  Wirksamkeit.  Diese  Bestimmungen  finden  keine 
Anwendung,  wenn  der  Beschluss  die  im  §.  120  bezeichneten 
Gegenstände  betrifft. 


1)  Vergl.  Oppenhoff  Comroentar  Nr.  032. 

2)  Entscheidung  des  Obertribunals  vom  8.  März  1867.  — Zeit- 
schr.  f.  Bergr.  Bd.  IX  S.  175. 
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Ueber  die  Bedeutung  dieser  Vorschrift  sind  bereits  bei 
den  legislativen  Beratliungen  Zweifel  geäussert  worden  ‘).  Der 
Gesetzgeber  hat  jedoch  darüber  keinen  Zweifel  gelassen,  sowohl 
dass  der  aufgehobene  Beschluss  erst  von  der  Rechtskraft  der 
Entscheidung  an  seine  Wirksamkeit  verliert,  als  auch  dass  er 
von  diesem  Zeitpunkte  an  keine  rechtliche  Wirksamkeit  mehr 
äussern  kann,  auch  wenn  auf  Grund  desselben  bereits  Verfü- 
gungen von  der  Gewerkschaft  getroffen  sind,  welche  erst  nach 
jenem  Zeitpunkte  ihre  rechtliche  Wirkung  äussern  sollen. 

Der  aufgehobene  Beschluss  wird  nicht  von  Anfang  au 
ungültig,  sondern  verliert  erst  von  dem  Tage  der  Rechtskraft 
des  Urtheils  seine  rechtliche  Wirksamkeit,  Die  Verfügungen, 
welche  die  Vertretung  der  Gewerkschaft  auf  Grund  des  auf- 


■ 1 ) In  dem  Commission  aber  ich  te  des  Hauses  der  Abgeordneten 

wird  bemerkt  (S.  59): 

»Es  entstand  die  Frage,  ob  dieser  Satz  so  zu  verstehen  sei.  dass 
das  Verlieren  der  rechtlichen  Wirksamkeit  ex  nunc  oder  ox  tune  eintrete. 

Die  Herren  Kcgierungsoommissarien  erklärten : 

Die  Anstellung  der  Klage  auf  Aufhebung  des  Gewerkschaftsbe- 
schlusses solle  nach  Alinea  1 des  §.  116  die  Ausführung  des  Gewerk- 
schaftsbeschlusses nicht  aufhalten.  Der  Repräsentant  oder  Gruben- 
vorstand werde  deshalb  auf  der  Grundlage  des  Gewerkschaftsbeschlusses 
mit  der  Ausführung  dosseiben  Vorgehen  können,  ohne  in  Verantwort- 
lichkeit zu  treten.  Wenn  demnach  das  zweite  Alinea  für  den  Fall,  dass 
der  angerufene  Richter  den  Beschluss  aufhebe,  bestimme,  dass  der  Be- 
schluss erst  von  Rechtskraft  der  richterlichen  Entscheidung  an  seine 
rechtliche  Wirksamkeit  verliere,  so  könne  cs  nicht  zweifelhaft  sein, 
dass  das  Aufhören  der  rechtlichen  Wirksamkeit  ex  nunc  zu  verstehen  sei. 

Dem  Bedenken,  dass  hieraus  grosse  Gefahr  für  den  siegreichen 
l’rovocanten  wie  überhaupt  für  die  Interessen  der  Minorität  eines  Berg- 
werks entstehen  könne,  wurde  von  mehreren  Commissionsmitgliedern 
entgegengesetzt,  dass  Alinea  3 des  §.  116  alle  Beschlüsse  über  die  Sub- 
stanz des  Bergwerks  und  über  die  Erhebung  von  Beiträgen  von  den- 
jenigen Beschlüssen  ausschliesst,  auf  deren  Ausführung  die  Klage  der 
Minorität  keinen  Snspensivcffect  ausübt.  Der  Kläger  werde  hierin  ge- 
nügenden Schutz  finden . Auf  der  andern  Seite  könne  auch  nicht  zu- 
gegeben werden,  dass  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  einer  Herg- 
werkssociotät  und  des  Bergbaubetriebes  zuwider  eine  Minorität  in  die 
Möglichkeit  gebracht  werde,  durch  ihren  Widerspruch  die  Thäti^keit 
der  Gewerkschaft  und  deren  Bergwerksbetrieb  zu  hemmen  und  die  Or- 
gane der  Gewerkschaft  lahm  zu  legen.« 


Digitized  by  Google 


§.  28  Gewerkenbeschlüsse. 


248 


gehobenen  Beschlusses  über  das  gewerkschaftliche  Vermögen 
getroffen  hat,  bleiben  bis  zu  diesem  Termine  in  Kraft,  d.  h.  sie 
bleiben  gültig,  soweit  sie  die  bis  zur  rechtskräftigen  Entschei- 
dung geführte  Vermögensverwaltung  angehen.  Betrifft  also 
der  Beschluss  und  der  auf  Grund  desselben  geschlossene  Ver- 
trag z.  B.  den  Verkauf  der  Förderung,  so  bleibt  das  Kaufge- 
schäft nur  in  Betreff  der  bis  zum  Tage  der  Rechtskraft  ge- 
förderten Producte  in  Kraft,  ebenso  der  mit  dem  gewählten 
Repräsentanten  abgeschlossene  Vollmachtsvertrag,  wenn  die 
getroffene  Wahl  auf  Grund  des  §.  116  durch  richterliches  Ur- 
tlieil  aufgehoben  wird.  Betrifft  der  Beschluss  Verfügungen,  die 
nieht  in  der  Vermögensverwaltung  begriffen  sind,  z.  B.  die  Ver- 
äusserung  von  Grundstücken,  so  wird  durch  die  Aufhebung 
des  Beschlusses  auch  die  getroffene  Verfügung  rückgängig  ge- 
macht. Diese  Regeln  folgen  aus  dem  Grundsätze:  liesoluto 
jure  concedentis  resolvitur  jus  coneessum  und  aus  den  Vor- 
schriften, welche  das  Civilrecht  über  die  Wirkung  der  auflösen- 
den Bedingungen  trifft  ’). 

Wollte  man  annehmen,  dass  die  Aufhebung  des  Beschlus- 
ses nur  insofern  Wirkung  habe,  als  nicht  bereits  über  die  Aus- 
führung desselben  Verträge  mit  dritten  Personen  geschlossen 
sind,  so  würde  man  zu  offenbar  perplexen  Resultaten  gelangen. 
Man  würde  annehmen  müssen,  dass  ein  auf  die  Amtsdauer  von 
zehn  Jahren  erwählter  besoldeter  Repräsentant,  dessen  Wahl 
gemäss  §.  116  als  nicht  zum  Besten  der  Gewerkschaft  ge- 
reichend aufgehoben  wird,  dennoch  für  die  ganze  Wahlperiode 
im  Amte  bleibe,  falls  er  vor  der  rechtskräftigen  Aufhebung 
des  Beschlusses  einen  Dienstvertrag  mit  der  bisherigen  Gruben- 
vertretung abschliesst.  Man  würde  aber  auch  mit  den  Be- 
stimmungen des  Civilrechtes  über  die  revocatio  ex  nunc  in  Wi- 


ll L.  41  pr.  Dig.  de  rei  vind.  (VI,  6.)  L.  4 §.  3 D.  de  in  diem 
addict.  (XVIII,  2.j  L.  3 D.  quib.  mod.  pignus  (XX,  6.)  Allg.  Landrecht 
Th.  I,  Tit.  4,  §§.  115  ff.  Tit.7,  g.  172.  Tit.  1«,  §.  33.  Tit.  21,  §§.  388ff. 
Code  Napoleon  Art.  1183.  — Kür  das  Preussische  Recht  ist  jedoch  zu 
berücksichtigen,  dass  bei  der  Erwerbung  von  dinglichen  Rechten  die 
Redlichkeit  des  Erwerbers,  welchem  von  einer  Anfechtung  des  gewerk- 
schaftlichen Beschlusses  nichts  bekannt  war,  die  Wiederaufhebung  des 
eingeräumten  Rechtes  ausschliesst.  (Allg.  Landrecht  Th.  I,  Tit.  11, 
§§.  264,  265,  270,  311). 
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derspruch  treten,  welche  übereinstimmend  dahin  gehen,  dass 
die  Verfügungen  des  früheren  Berechtigten  nur  bis  zu  dem 
Zeitpunkte  Wirkung  haben,  init  welchem  sein  Verfügungsrecht 
aufgehoben  wird.  Die  Anwendung  dieser  Regeln  auf  die  Auf- 
hebung eines  Gewerkenbeschlusses  lässt  sich  aber  nicht  anders 
machen,  als  indem  man  annimmt,  dass  der  Mehrheit,  welche 
den  angefochtenen  Beschluss  gefasst  hat,  mit  dem  Momente 
der  rechtskräftigen  Entscheidung  die  Verfügung  über  den  Ge- 
genstand des  Beschlusses  entzogen  und  auf  die  verneinende 
Minorität  übertragen  wird,  deren  Wille  durch  das  richterliche 
Urtheil  als  massgebend  für  die  Gewerkschaft  gesetzt  wird. 

Die  Aufhebung  des  Beschlusses  entzieht  demselben  die 
Rechtsverbindlichkeit  nicht  blos  in  Ansehung  desjenigen  Ge- 
werken, auf  dessen  Klage  die  Aufhebung  erfolgt  ist,  sondern 
gegenüber  allen  Gewerken.  (Vergl.  oben  S.  241.) 

Eine  abweichende  Regel  tritt  nach  §.  110  i.  f.  und  §.  120 
in  Bezug  auf  die  Wirkung  der  Anfechtung  und  der  richter- 
lichen Aufhebung  des  Beschlusses  in  den  Fällen  ein,  in  welchen 
der  Beschluss  entweder  Gegenstände  betrifft,  die  nur  von  einer 
Mehrheit  von  drei  Viertel  aller  Kuxe  oder  nur  einstimmig  be- 
schlossen werden  können,  oder  wenn  Beiträge  von  den  Gewer- 
ken erhoben  werden  sollen.  In  diesen  Fällen  hat  die  Klage 
auf  Aufhebung  des  Beschlusses  die  Wirkung,  dass  die  Aus- 
führung desselben  aufgehalten  wird  und  das  Endurtheil  macht 
den  Beschluss  von  Anfang  an  (ex  tune)  ungültig.  Auch  die 
suspensive  Wirkung  der  Klage  eines  Gewerken  tritt  für  alle 
Gewerken  ein.  Wenn  also  ein  Beschluss  wegen  der  Erhebung 
von  Beiträgen  seitens  eines  Gewerken  angefochten  wird,  so 
kann  derselbe  auch  gegen  die  übrigen  nicht  vor  Ablauf  der 
rechtskräftigen  Entscheidung  über  jene  Klage  vollstreckt  wer- 
den (§.  129). 

Die  Ausführung  des  gefassten  Beschlusses  wird  in  den 
Fällen  des  §.  120  nicht  erst  durch  die  wirkliche  Einlegung 
der  Klage  aufgehalten,  sondern  sie  bleibt  von  Rechtswegen 
suspendirt,  bis  die  vierwöchentliche  Frist  zur  Einlegung  der 
Klage  verstrichen  ist.  Dies  wird  im  §.  129  für  die  Erhebung 
von  Beiträgen  ausdrücklich  anerkannt.  Dasselbe  muss  aber 
für  die  Veräusserung,  Verpfändung  und  dingliche  Belastung, 
sowie  für  die  Verpachtung  des  Bergwerks  (§.  114)  gelten.  Der 
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Hypothekenrichter  darf  auf  Grund  eines  solchen  Beschlusses 
keine  Eintragung  im  Berghypothekenbuche  verfügen,  bevor  die 
vierwöchentliche  Frist  verstrichen  ist,  ohne  dass  eine  Klage 
auf  Aufhebung  des  Beschlusses  bei  dem  Prozessrichter  einge- 
legt wäre.  Er  muss  hierüber  jedesmal  Auskunft  von  dem 
ordentlichen  Richter  verlangen,  in  dessen  Bezirk  das  Bergwerk 
liegt.  Würde  er  die  bestellte  Hypothek  vor  Ablauf  der  vier- 
wöchentlichen Frist  eintragen,  so  würde  der  eingetragene  Gläu- 
biger durch  Cession  seines  Rechtes  die  Rechte  der  Minorität 
vereiteln,  da  die  spätere  Aufhebung  des  Beschlusses  demjenigen 
nicht  entgegenstehen  würde,  der  das  Pfandrecht  auf  den  Glau- 
ben des  Hypothekenbuches  erworben  hat. 

§.  24.  Der  Repräsentant. 

(§.  117 — 128  des  Berggesetzes.) 

Die  Gewerkschaft  wird  nach  Aussen  durch  den  Reprä- 
sentanten vertreten,  welcher  nach  §.  119  die  Gewerkschaft  in 
allen  ihren  Angelegenheiten  gerichtlich  und  aussergerichtlich 
vertritt.  Statt  eines  einzelnen  Repräsentanten  kann  die.  Ge- 
werkschaft nach  §.  117  einen  aus  zwei  oder  mehreren  Perso- 
nen bestehenden  Gruben  Vorstand  bestellen.  Der  Repräsentant 
ist  nicht  Bevollmächtigter,  sondern  gesetzlicher  Vertreter  der 
gesammten  juristischen  Persönlichkeit  der  Gewerkschaft  (vgl. 
S.  249);  letztere  wird  nach  §.  125  durch  die  von  dem  Reprä- 
sentanten in  ihrem  Namen  geschlossenen  Rechtsgeschäfte  be- 
rechtigt und  verpflichtet  (vgl.  S.  251). 

Die  Bestellung  des  Repräsentanten  erfolgt  nach  §.  118 
durch  Wahl  in  der  beschlussfähigen  Gewerkenversammlung 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit.  Ist  eine  solche  bei  der  ersten 
Abstimmung  nicht  vorhanden,  so  werdeu  diejenigen  beiden 
Personen,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  in  die  engere 
Wahl  gebracht.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos.  Bei 
Ausmittelung  der  in  die  engere  Wahl  zu  bringenden  zwei  Perso- 
nen entscheidet  im  Falle  der  Stimmengleichheit  ebenfalls  das  Loos. 

Gegen  die  Wahl  des  Repräsentanten  oder  der  Mitglieder 
des  Grubenvorstandes  kann  nach  §.  115  die  Entscheidung  des 
ordentlichen  Richters  darüber  angerufen  werden,  ob  die  getrof- 
fene Wahl  zum  Besten  der  Gewerkschaft  gereiche1). 

1)  Wach ler  in  der  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  X S.  32  hält 
den  Rechtsweg  für  ausgeschlossen,  wenn  die  Entscheidung  bei  Stimmcn- 
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Das  Protokoll  über  die  Wahlverhandlung  ist  notariell 
oder  gerichtlich  aufzunehmen.  Eine  Ausfertigung  desselben 
wird  dem  Repräsentanten  oder  dem  Gr  üben  Vorstände  zu  seiner 
Legitimation  ertheilt. 

Auch  für  das  Wahlprotokoll  gilt  die  oben  aufgestellte 
Regel,  dass  die  Unterschrift  der  an  der  Abstimmung  theilneh- 
menden  Gewerken  zur  Gültigkeit  der  Verhandlungen  nicht  er- 
forderlich ist.  Es  genügt,  dass  die  Namen  der  anwesenden 
Gewerken  und  die  Zahl  der  Kuxe,  welche  bei  jedem  einzelnen 
Wahlgange  für  die  verschiedenen  Personen  gestimmt  haben, 
in  das  Protokoll  aufgenommen  wird.  Ausserdem  muss  durch 
das  gerichtliche  oder  notarielle  Protokoll  auch  die  Beschluss- 
fähigkeit der  Versammlung,  also  weun  nicht  alle  Gewerken  an- 
wesend sind,  die  gehörig  geschehene  Vorladung  auf  Grund  der 
von  dem  einladenden  Repräsentanten  oder  im  Falle  des  §.  122 
Al.  3 von  der  einladenden  Bergbehörde  vorzulegenden  Post- 
insinuationsscheine (§.  112)  constatirt  werden. 

Diese  Ausfertigung  genügt  zum  * Nachweise  der  gültig 
erfolgten  Bestellung.  Der  Repräsentant  ist  nicht  verpflichtet, 
zu  seiner  Legitimation  ausser  dem  gerichtlichen  oder  notariel- 
len Wahlprotokolle  noch  die  Postinsinuationsscheine  über  die 
geschehene  Einladung  vorzulegen,  da  nach  §.  118  Al.  3 die 
Ausfertigung  dieses  Protokolls  und  die  darin  enthaltene  Be- 
scheinigung der  gehörig  geschehenen  Einladung  allein  zu  seiner 
Legitimation  ausreicht  *). 


gleichheit  durch  das  Loos  erfolgte.  Diese  Ansicht  entbehrt  jedoch  des 
Grundes,  da  die  richterliche  Entscheidung  nicht  das  geworfene  Loos, 
sondern  die  Wahl  aufheben  soll,  über  welche  das  Loos  geworfen  ist. 

1)  Anderer  Meinung  ist  Lindig  in  der  Zeitschr.  f.  Bergrecht 
Bd.  VI  S.  G06  und  Gedicke  (daselbst  S.  601),  welcher  sogar  verlangt, 
dass  aus  dem  Postinsinuationsscheine  der  wörtliche  Inhalt  der  Ein- 
ladung 'erhellen  müsse.  Die  Herausgeber  der  genannten  Zeitschrift 
(das.  S.  604,  607)  halten  dagegen  das  ausgefertigte  Wahlprotokoll  zur 
Legitimation  des  Repräsentanten  für  ausreichend  und  auch  die  Berg- 
behörde nicht  für  befugt,  einen  weiteren  Nachweis  für  die  Gültigkeit 
der  Wahl  zu  verlangen. 

Der  Handelsminister  hat  sich  der  oben  entwickelten  Meinung 
angeschlossen  und  durch  das  an  sämmtliche  Oberbergämter  gerichtete 
Rescript  vom  2.  Januar  1868  bestimmt,  dass  auch  die  Bergbehörde 
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Da  nach  der  Absicht  des  Gesetzes  der  Gewerkschaft  nur 
Vertreter  mit  voller  Handlungsfähigkeit  gegeben  werden  dür« 
fen,  so  können  minderjährige  und  sonst  bevormundete  Perso- 
nen* 1) nicht  als  Repräsentanten  oder  Mitglieder  des  Gruben- 
vorstandes bestellt  werden.  Unverheiratete  Frauen  sind  da- 
gegen, nachdem  durch  das  Gesetz  vom  1.  December  1869  die 
früheren  Beschränkungen  ihrer  Handlungsfähigkeit  aufgehoben 
sind,  für  wählbar  zu  erachten. 

Als  Repräsentanten  und  Mitglieder  des  Gruben  Vorstandes 
können  auch  Personen  bestellt  werden,  welche  nicht  Gewerken 
sind.  Der  Repräsentant  muss  im  Iulande  wohnen2)  (§.  117). 
Von  den  Mitgliedern  des  Grubenvorstandes  gilt  dies  nicht,  doch 
ist  aus  §.  117  und  123  zu  folgern,  dass  wenigstens  ein  Mit- 
glied des  Grubenvorstaudes  und  jedenfalls  das  im  §.  123  be- 
zeichnete  im  Inlande  wohnen  muss. 

Der  bestellte  Repräsentant  muss  unter  Vorlegung  der 
Legitimation  der  Bergbehörde  namhaft  gemacht  werden. 

Wird  kein  Repräsentant  bestellt,  so  kann  die  Bergbehörde 
auf  den  an  sie  gerichteten  Antrag  eine  Gewerkenversammlung 
zur  Repräsentantenwahl  berufen.  Erfolgt  kein  solcher  Antrag, 
so  ist  die  Bergbehörde  nach  jj.  127  befugt,  die  Gewerkschaft 


nicht  zu  prüfen  hat,  ob  sämmtliche  Gewerken  zur  Wahlhandlung  vorge- 
laden waren,  dass  vielmehr  die  Ausfertigung  des  Wahlprotokolles  die  aus- 
reichende Legitimation  bildet,  sofern  sich  nicht  aus  dem  Inhalt  der- 
selben Bedenken  gegen  die  Rechtsgültigkeit  der  Wahl  ergeben.  — 
Vgl.  Brockhoff  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  VII  S.  178  f.  — Kleckser 
das.  Bd.  X S.  248. 

1)  Da  nach  der  früheren  Gesetzgebung  (Gesetz  vom  12.  Mai  1851 
§.  15)  der  Grubenvorstand  nur  aus  der  Mitte  der  Gewerkschaft  bestellt 
werden  konnte,  so  liess  die  Praxis  auch  Actien-Gesellschaftcn  als  Mit- 
glieder des  Grubenvorstandes  zu,  die  dann  durch  einen  ihrer  Vorstände 
oder  Beamten  vertreten  wurden.  Gegenwärtig  können  dießo  Vertreter 
nach  §.  117  des  Berggesetzes  unmittelbar  zu  Mitgliedern  des  Gruben- 
vorstandes bestellt  werden. 

2)  Als  Inland  ist  nur  das  Staatsgebiet,  nicht  das  Gebiet  des  Nord- 
deutschen Bundes  zu  betrachten.  Die  Herstellung  eines  gemeinsamen 
Bundes -Indigenats  hat  den  geographischen  Begriff  des  Inlandes  nicht 
erweitert.  Nach  den  Berggesetzen  für  Braunschweig  und  Sachsen- 
Meiningen  kann  dio  Bergbehörde  die  Bestellung  eines  im  Auslande 
wohnenden  Repräsentanten  gestatten. 
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aufzufordern,  binnen  3 Monaten  eiuen  Repräsentanten  oder 
Grubenvorstand  zu  bestellen. 

Diese  Aufforderung  kann  mit  voller  Wirkung  an  jedes 
beliebige  Mitglied  der  Gewerkschaft  gerichtet  werden;  es  ist 
nicht  nothwendig,  dass  dieselbe  allen  Gewerken  zugestellt  wird; 
denn  die  Verpflichtung,  den  Repräsentanten  zu  bestellen  und 
der  Behörde  namhaft  zu  machen,  ist  bereits  durch  das  Gesetz 
begründet  (§.  117).  Auch  ist  der  Revierbeamte  bei  einer  Ge- 
werkschaft ohne  Repräsentanten  nicht  in  der  Lage,  sich  be- 
stimmte Kenntniss  von  der  Zusammensetzung  der  Gewerkschaft 
zu  verschaffen. 

Wird  dieser  Aufforderung  nicht  entsprochen,  so  kann  die 
Bergbehörde  bis  dahin,  dass  dies  geschieht,  einen  Repräsen- 
tanten bestellen  und  demselben  eine  angemessene,  von  der 
Gewerkschaft  aufzubringende  und  nöthigenfalls  im  Verwaltungs- 
wege executivisch  einzuziehende  Belohnung  zusichern. 

Dieser  interimistische  Repräsentant  hat  die  in  den  §§. 
119  bis  123  bestimmten  Rechte  und  Pflichten,  insofern  die 
Bergbehörde  keine  Beschränkungen  eintreten  lässt. 

Die  Legitimation  (§.  118)  wird  in  diesem  Falle  durch 
die  Ausfertigung  der  Verfügung  des  Revierbeamten  ersetzt. 
Sollen  Beschränkungen  in  den  Rechten  und  Pflichten  des  inte- 
rimistischen Repräsentanten  eintreten,  so  müssen  sie  in  dieser 
Ausfertigung  ausgedrückt  sein. 

Die  Befugnisse  des  Repräsentanten  umfassen  nach  §.119 
und  120  sämmtliche  in  dem  Rechtskreise  der  Gewerkschaft 
liegenden  Verfügungen,  soweit  diese  nicht  in  §.  120  ausdrück- 
lich ausgenommen  sind.  Das  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  hatte 
versucht,  die  Befugnisse  des  Repräsentanten  unter  18  Num- 
mern einzeln  aufzuzählen,  dabei  mussten  jedoch  nothwendig 
Lücken  bleiben,  mit  deren  Ergänzung  im  Wege  der  Inter- 
pretation sich  die  frühere  Jurisprudenz  mehrfach  beschäftigte  ‘). 
Nach  dem  heutigen  Rechte  besteht  dagegen  kein  Zweifel  dar- 


1)  Vgl.  die  Obertribunalserkenntnissc  vom  9.  December  1862. 
4.  Juni  1803,  15.  December  1864  und  23.  April  1866  (Zeitschrift  für 
Bergrecht  Bd.  V S.  223  und  228,  BjJ.  VI  S.  467.  Bd.  VIII  S.  107)  und 
die  Ministerialerlasse  vom  28.  Mai  und  25.  Juli  1859  (Zeitschrift  für 
Berg-,  Uütten-  und  Salinen-Wesen  Bd.  VII  S.  121  und  177). 
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itber,  dass  der  Repräsentant  befugt  ist,  alle  Geschäfte,  auch 
diejenigen,  zu  denen  der  Mandatar  einer  Specialvollmacht  be- 
darf (Allg.  Landrecht  Theil  I Tit.  13  §.  99—109),  abzuschlies- 
sen , also  auch  Gelder  und  Sachen  in  Empfang  zu  nehmen, 
Darlehen  aufzunehmen,  Wechsel  auszustellen  *),  Vergleiche  ab- 
zuscliliessen,  Muthungen  und  Anträge  auf  Feldesumwandlung 
einzulegen  und  darauf  zu  verzichten.  Der  Repräsentant  kann 
ferner  sich  für  bestimmte  Geschäfte  durch  Bevollmächtigte 
vertreten  lassen,  dagegen  ist  er  nicht  befugt,  ohne  ausdrückliche 
Ermächtigung  der  Gewerkschaft  einen  andern  Repräsentanten 
zu  suhstituiren s). 

Nach  dem  früheren  Rechte  (Gesetz  vom  12.  Mai  1851 
§.  13,  18,  19  und  22)  war  der  Repräsentant  Generalbevoll- 
mächtigter der  Miteigenthiimer  und  als  solcher  ohne  ausdrück- 
liche Ermächtigung  nicht  befugt,  Bevollmächtigte  auch  für 
einzelne  Geschäfte  zu  bestellen. 

Nach  dem  Allg.  Berggesetz  ist  er  dagegen  der  Repräsen- 
tant der  juristischen  Persönlichkeit  der  Gewerkschaft.  Er  ist 
daher  ebenso  wie  der  Vorstand  einer  Actiengesellschaft  oder 
wie  der  geschäftsführende  Theilhaber  einer  Firma  befugt,  Be- 
vollmächtigte der  Gewerkschaft  zu  bestellen  und  diese  Bevoll- 
mächtigten sind  nicht  Substituten  des  Repräsentanten,  sondern 
unmittelbare  Bevollmächtigte  der  Gewerkschaft.  Niemand  wird 
annehmen,  dass  der  von  einem  Handlungsgesellschafter  namens 
der  Firma  bestellte  Mandatar  als  Substitut  des  Bestellers  oder 
der  von  dem  Vorstande  einer  Actiengesellschaft  Bevollmächtigte 
als  Substitut  des  Vorstandes  zu  betrachten  sei.  Ebensowenig 
aber  verträgt  sich  diese  Annahme  mit  den  dem  Handelsgesetz- 
buche durchaus  nachgebildeten  Vorschriften  des  Allg.  Berg- 
gesetzes über  die  Repräsentation  der  Gewerkschaft.  Der  Re- 
präsentant wird  nirgends  als  der  Bevollmächtigte  der  Gewerk- 
schaft bezeichnet.  Die  Functionen,  welche  das  Gesetz  ihm 
überträgt,  sind  so  beschaffen,  dass  er  weder  thatsächlich  noch 
rechtlich  befähigt  ist,  sie  sämmtlich  in  eigener  Person  wahr- 


1)  Wachler  Commentar  S.  172. 

2)  Bericht  der  Commission  <Übs  Hauses  der  Abgeordneten  S.  60. 
Die  Gewerkschaft  kann  den  Repräsentanten  zur  Substitution  ermäch- 
tigen und  auch  einen  Substituten  im  voraus  bezeichnen 
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zunehmen.  Die  Befugniss,  Bevollmächtigte  für  Gewerkschaft 
zu  bestellen,  ist  also  zur  Ausübung  der  Functionen  des  Re- 
präsentanten nothwendig  und  es  erscheint  nicht  gerechtfertigt, 
ihm  diese  Befugniss  abzusprechen. 

F.ide  Namens  der  Gewerkschaft  werden  von  dem  Reprä- 
sentanten abgeleistet.  Ist  dem  Repräsentanten  von  der  Ge- 
werkschaft die  Befugniss  entzogen,  sie  als  Klägerin  zu  vertre- 
ten, was  nach  §.  124  zulässig  ist,  so  finden  auf  die  Ableistung 
des  der  Gewerkschaft  als  Klägerin  deferirten  oder  auferlegten 
Eides  die  allgemeinen  Vorschriften  der  Processordnung  Anwen- 
dung und  im  Gebiete  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung  kann 
dann  der  Gegner  nach  §.  270 — 275  Theil  I Tit.  X vier  Mit- 
glieder der  Gewerkschaft  zur  Ableistung  des  Eides  bezeichnen. 

Der  Repräsentant  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  alle  Vor- 
ladungen und  andere  Zustellungen  an  die  Gewerkschaft  mit 
voller  rechtlicher  Wirkung  in  Empfang  zu  nehmen. 

Bestellt  die  Gewerkschaft  einen  Gruben  Vorstand,  so  muss 
ein  Mitglied  desselben  mit  dieser  Empfangnahme  beauftragt 
und  in  der  Legitimation  des  Gruben  Vorstandes  bezeichnet 
werden.  Wenn  dies  nicht  geschehen  ist,  so  kann  die  Zustel- 
lung an  jedes  Mitglied  des  Grubenvorstandes  erfolgen  (§.  123). 

Die  Gewerkenversammlung  kann  die  Befugnisse  der  Re- 
präsentanten beschränken  oder  erweitern,  doch  müssen  nach 
§.119  die  betreffenden  Festsetzungen  in  die  Legitimation  auf- 
genommen werden,  auch  darf  nach  §.  124  in  keinem  Falle  dem 
Repräsentanten  oder  Grubenvorstaude  die  Vertretung  der  Ge- 
werkschaft bei  den  Verhandlungen  mit  der  Bergbehörde,  mit 
dem  Knappschaftsvereine  und  mit  anderen  auf  den  Bergbau 
bezüglichen  Instituten,  sowie  in  den  gegen  sie  angestellten 
Processen  und  die  Eidesleistung  in  letzteren  entzogen  werden. 

Der  Repräsentant  oder  Gr  üben  Vorstand  bedarf  nach  §.  120 
eines  besonderen  Auftrages  der  Gewerkenversammlung, 

1)  wenn  es  sich  um  Gegenstände  handelt,  welche  nur  von 
einer  Mehrheit  von  wenigstens  drei  Viertheilen  aller 
Kuxe  oder  nur  mit  Einstimmigkeit  beschlossen  werden 
können ; 

2)  wenn  Beiträge  von  den  Gewerken  erhoben  werden  sollen. 
Dieser  Auftrag  kann  sich  nur  auf  den  einzelnen  Fall  be- 
ziehen. Soll  die  Vollmacht  des  Repräsentanten  in  der  Art 
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erweitert  werden,  dass  er  für  alle  Fälle  zu  den  in  §.  120  be- 
zeichnten Geschäften,  also  zu  Verfügungen  über  die  Substanz 
des  Bergwerkes  und  zur  Ausschreibung  von  Beiträgen  ermäch- 
tigt wird,  so  kann  dies  nach  §.  124  nur  durch  ein  förmliches 
Statut  geschehen. 

Das  Verhältniss  des  Repräsentanten  zu  der 
Gewerkschaft  wird  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  über 
den  Vollmachtsvertrag  beurtheilt  (§.  128).  Die  Gewerkschaft 
ist  daher  befugt,  dem  Repräsentanten  Instructionen  und  spe- 
cielle  Anweisungen  zu  einzelnen  Geschäften  zu  ertheilen.  Der 
Repräsentant  ist  verpflichtet,  die  Beschlüsse  der  Gewerken- 
versammlung zur  Ausführung  zu  bringen.  Soweit  jedoch  nicht 
in  die  Legitimation  des  Repräsentanten  besondere  Beschrän- 
kungen aufgenommen  sind,  wird  die  Gewerkschaft  durch  die 
von  dem  Repräsentanten  in  ihrem  Namen  geschlossenen  Rechts- 
verhältnisse berechtigt  und  verpflichtet,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  dieselben  mit  den  Beschlüssen  der  Gewerkschaft  überein- 
stimmen  oder  nicht. 

Es  ist  gleichgültig,  ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im  Na- 
men der  Gewerkschaft  geschlossen  worden  ist,  oder  ob  die  Um- 
stände ergeben,  dass  es  nach  dem  Willen  der  Contrahenten 
für  die  Gewerkschaft  geschlossen  werden  sollte. 

Der  Repräsentant  oder  die  Mitglieder  des  Grubenvor- 
standes sind  nach  §.  126  aus  den  von  ihnen  im  Namen  der 
Gewerkschaft  vorgenommenen  Rechtshandlungen  Dritten  gegen- 
über für  die  Verbindlichkeiten  der  Gewerkschaft  persönlich  nicht 
verpflichtet. 

Handeln  dieselben  ausser  den  Grenzen  ihres  Auftrages 
oder  den  Vorschriften  dieses  Titels  entgegen,  so  haften  sie 
persönlich,  beziehungsweise  solidarisch  für  den  dadurch  ent- 
standenen Schaden1). 

Wenn  ein  Grubenvorstand  statt  eines  Repräsentanten 
bestellt  werden  soll,  so  ist  dazu  nach  §.  117  ein  Mehrheits- 
beschluss der  Gewerkschaft  erforderlich.  Findet  bei  der  Ab- 
stimmung über  die  Frage,  ob  ein  Repräsentant  oder  ein  Gruben- 
vorstand zu  bestellen  sei,  Stimmengleichheit  statt,  so  verbleibt 


1)  Die  §§.  125  und  126  sind  den  Art.  230  und  241  des  Allg. 
Handelsgesetzbuches  nacbgebildet. 
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cs  bei  der  gesetzlichen  Regel  und  es  wird  zur  Wahl  eines  Re- 
präsentanten geschritten. 

In  Bezug  auf  die  Befugnisse  des  Grubenvorstandes  und 
sein  Verhältniss  zur  Gewerkschaft  gelten  dieselben  Regeln  wie 
für  den  Repräsentanten.  Die  mehreren  Mitglieder  des  Gruben- 
vorstandes müssen  bei  der  Ausübung  ihrer  Befugnisse  in  der 
Regel  sammt  und  sonders  handeln  l) , doch  können  dieselben 
auch  mit  der  Clausei  sammt  oder  sonders  bestellt  werden,  so 
dass  jedes  Mitglied  für  sich  allein  zu  handeln  befugt  ist2). 
Die  Gewerkschaft  kann  auch  durch  das  Statut  eine  Verthei- 
lung  der  Geschäfte  unter  den  Mitgliedern  des  Gruben  Vorstan- 
des anordnen.  Nach  dem  früheren  Rechte  (Gesetz  vom  12.  Mai 
1851  §.  15)  musste  ein  Mitglied  des  Gr  üben  Vorstandes  bezeich- 
net werden,  welches  denselben  bei  der  Ausübung  seiner  äus- 
seren Rechte  und  Verpflichtungen  vertrat,  und  dieses  Mitglied 
galt  als  befugt,  die  nach  §.18  dem  Gruben  Vorstände  obliegen- 
den Geschäfte  allein  vorzunehmen,  insbesondere  die  Verträge 
Namens  der  Gewerkschaft  allein  abzuschliessen3).  Gegenwär- 
tig ist  nach  §.  123  des  Berggesetzes  nur  noch  ein  Mitglied 
des  Vorstandes  zur  Empfangnahme  der  Vorladungen  und  Zu- 
stellungen zu  bezeichnen,  und  diesem  Mitgliede  kommt  die 
alleinige  Vertretung  des  Vorstandes  nach  Aussen  hin  nicht  zu. 

§.  25.  Ausbeute  und  Zubusse. 

(§§.  100,  107,  129—132,  232  und  234.) 

Zwischen  den  einzelnen  Gewerken  und  der  Gewerkschaft 
besteht  ein  obligatorisches  Verhältniss,  dessen  Gegenstand  in 
dem  Ertrage  des  Bergwerksbetriebes,  der  Ausbeute,  und  in 
den  Beiträgen  zu  den  Kosten  des  Bergbaues,  der  Zubusse, 
besteht.  Der  Gewerke  ist  nach  §.  100  nicht  befugt,  die  Her- 
ausgabe seines  Antheils  an  dem  gewerkschaftlichen  Vermögen 
zu  verlangen.  Sein  Anspruch  beschränkt  sich  auf  den  Antkeil 


1)  Allg.  Landrecht  Thl.  I Tit.  13  §.  201,  §.  207  — C.  6 pr.  in 
VI  de  proc.  (1,  19). 

2)  Allg.  Landrecht  a.  a.  0.  §.  208. 

3)  Erkenntni88  des  Obertribunals  vom  10.  September  1866  Zeit- 
schrift für  Bergrecht  S.  530. 
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an  dem  Erlöse  der  Bergwerksproducte , soweit  derselbe  nicht 
■zu  den  Betriebskosten  erfordert  wird.  Per  Gewerke  haftet 
andererseits  nach  §.  99  nicht  persönlich  für  die  Verbindlich- 
keiten der  Gewerkschaft  gegen  dritte  Personen , er  ist  nach 
JS.  102  nur  verpflichtet,  die  Beiträge,  welche  zur  Erfüllung  der 
Verbindlichkeiten  der  Gewerkschaft  und  zum  Betriebe  erfor- 
derlich sind,  nach  Verhiiltniss  seines  Antheils  zu  zahlen.  Die 
Grundsätze,  nach  welchen  die  gegenseitigen  Forderungen  der 
Ausbeute  und  der  Zubusse  im  Bergrechte  geregelt  sind,  sind 
aus  dem  practischen  Bedürfnisse  des  Bergbaus  hervorgegangen 
und  in  der  Eigentkümlichkeit  dieser  Grundsätze  besteht  der 
wesentliche  Unterschied  zwischen  der  Gewerkschaft  und  der 
Actiengesellschaft. 

Beide  stimmen  darin  überein,  dass  die  Antheilrechte  der 
Mitglieder  nach  gewissen  Maasseinheiten  (Actien  oder  Kuxen) 
abgemessen  werden,  und  dass  der  obligatorische  Inhalt  des 
Rechtsverhältnisses  in  dem  dieser  Maasseinheit  entsprechenden 
Beitrage  zu  den  Kosten  des  Unternehmens  und  in  dem  gleichen 
Autheile  an  dem  Ertrage  desselben  besteht.  Das  Betriebs- 
kapital besteht  jedoch  bei  der  Actiengesellschaft  in  einem  zum 
voraus  festgesetzten  Grundkapitale,  bei  der  Gewerkschaft  in 
laufenden  Zubussen.  Der  zu  vei  theilende  Ertrag  wird  bei  der 
Actiengesellschaft  durch  die  eintretende  Vermehrung  des  Grund- 
kapitals bestimmt,  bei  der  Gewerkschaft  durch  den  disponiblen 
Erlös  der  Producte.  Die  Leistung  des  Actionärs  ist  daher 
eine  einmalige  und  genau  begrenzte.  Sein  Forderungsrecht  ist 
relativ  ebenso  besimmt,  iudem  es  sich  auf  den  ratirlichen  An- 
theil  an  der  eintretenden  Vermögensvermehrung  erstreckt. 
Das  Forderungsrecht  des  Actionairs,  die  Dividende,  kann,  ab- 
gesehen von  der  etwaigen  Bildung  eines  Reservefonds,  weder 
unter  dieses  Maass  sinken,  noch  während  der  Dauer  der  Ge- 
sellschaft über  dasselbe  hinausgehen,  da  Rückzahlungen  aus 
dem  Grundkapital  gesetzlich  unzulässig  sind.  Die  von  den 
Gewerken  zu  erlegende  Zubusse  wird  dagegen  durch  das  jedes- 
malige Bedilrfniss  des  Betriebes  bestimmt  und  die  Schliessung 
der  Ausbeute  ist  nicht  von  einer  Bilanz,  von  dem  Nachweise 
einer  Verraögensvermehrung  abhängig,  sondern  davon,  dass 
ein  disponibler  Kassenbestand  vorhanden  ist,  welcher  die  mutli- 
maasslichen  Betriebskosten  de3  nächsten  Jahres  übersteigt. 
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I.  In  Bezug  auf  die  Ausbeute  enthält  §.  102  des  Berg- 
gesetzes keine  Bestimmung  darüber  was  als  Gewinn  des  ge- 
meinschaftlichen Unternehmens  anzusehen  ist.  Das  frühere 
Recht  unterschied  zwischen  der  Erstattung  des  Verlages  d.  h. 
der  früher  gezahlten  Zubusse  und  dem  reinen  Ueberschusse 
oder  der  Ausbeute.  Die  Bestimmung,  wann  und  wieviel  an 
Verlag  erstattet  oder  an  Ausbeute  bezahlt  werden  solle,  war 
der  Beurtheilung  des  Bergamtes  überlassen,  doch  sollten  die 
Betriebskosten  wenigstens  für  ein  Jahr  reservirt  werden  *)• 

Gegenwärtig  hängt  die  Bestimmung  über  die  Zahlung 
der  Ausbeute  von  dem  Beschlüsse  der  Gewerkschaft  oder  des 
Repräsentanten  ab.  Der  Gewerke,  der  nur  eine  Forderung 
von  arbiträrem  Inhalte  besitzt,  kann  nicht  eher  gegen  den 
Repräsentanten  auf  Zahlung  von  Ausbeute  klagen,  bis  die  Ge- 
werkschaft eine  solche  festgesetzt  hat.  Beschliesst  die  Ge- 
werkschaft, den  Erlös  über  das  Bedürfniss  hinaus  zu  reservi- 
ren,  so  kann  er  diesen  Beschluss  als  nicht  zum  gemeinsamen 
Besten  gereichend  im  Rechtswege  gemäss  §.  115  anfechten. 

Der  Unterschied  des  älteren  Rechtes  zwischen  erstatte- 
tem Verlage  und  reiner  Ausbeute  ist  noch  von  Bedeutung  für 
die  Rechte  der  Freikux-Besitzer,  welchen  nur  ein  AntheiJ  an 
der  reinen  Ausbeute  zukommt.  (Vergl.  Buch  IX.)  Auch  für 
die  Rechte  des  Niessbrauches  und  für  die  eheliche  Gütergemein- 
schaft, da  wo  diese  nur  den  Erwerb  umfasst,  gilt  die  Regel, 
dass  als  Ausbeute  nur  der  reine  Ueberschuss  nach  erstattetem 
Verlage  anzusehen  ist s).  Eine  Zinsberechnung  findet  dabei 
bergüblicher  Weise  nicht  Statt. 

Werden  die  Bergwerksproducte  nicht  verkauft,  son- 
dern in  Natur  getheilt,  so  gilt  als  Ausbeute  der  Ueber- 
schuss des  Werthes  der  vertheilten  Producte  über  die  Betriebs- 
kosten s). 

Die  Cession  der  Ausbeute  gegen  einen  bestimmten  Preis 
enthält  weder  einen  Pachtvertrag  noch  auch  ein  gewagtes  Ge- 


ll Allg.  Landr.  Theil  II  Tit.  16  §§.  298—301. 

2)  Vgl.  Code  Napoleon  Art.  1403. 

8)  Vgl.  da«  Erkenntnis«  de«  Obertribun&ls  vom  27.  April  1841. 
— M.  Uebemcht  der  Entscheidungen  S.  261. 
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schäft  im  Sinne  der  §§.  527  ff.  A.  L.  R.  I.  11,  sondern  einen 
Kaufvertrag  *). 

II.  Die  Zubusse  ist  ebenfalls  eine  Forderung  von  arbi- 
trärem Inhalte,  welcher  sieh  nach  dem  Maasse  der  aufzuwen- 
denden Betriebskosten  bestimmt.  Nach  dem  älteren  Rechte 
wurde  die  Zubusse  vierteljährlich  von  dem  Lehnträger  oder 
Schichtmeister  überschlagen  und  von  dem  Bergamte  festgesetzt. 
Die  Zubusse  musste  binnen  vier  Wochen  vom  Tage  der  Aus- 
schreibung erlegt  werden,  ohne  dass  eine  weitere  Frist  gegeben 
werden  durfte. 

Nach  Ablauf  der  vier  Wochen  trat  das  Retardatverfah- 
ren  ein,  dessen  Dauer  verschieden  von  sieben  Tagen  bis  zu  drei 
Quartalen  bestimmt  war1 2). 

Nach  Ablauf  der  Retardatfrist  wurde  der  Kux  auf  An- 


1)  Vgl.  das  Erkenntnis»  des  Obertribunals  vom  20.  November 
1857.  — M.  Uebersicht  S.  262  f.  — Gegen  die  von  dem  Obertribunal 
angenommene  Begründung  dieser  Entscheidung  ist  einzuwenden,  dass 
nicht  die  in  den  Flötzen  vorhandenen  Kohlen,  sondern  der  Erlös  der 
aus  den  Flötzen  zu  gewinnenden  Kohlen  den  Gegenstand  des  Ausbeute- 
rechts ausmacht.  Dieser  Gegenstand  ist  daher  beim  Abschlüsse  des 
Vertrages  über  die  künftige  Ausbeute  keineswegs  vorhauden.  Die  Koh- 
len selbst  werden  erst  durch  die  Separation,  also  durch  die  Förderung, 
zu  selbstständigen  Sachen.  Allein  auch  diese  künftige  Sache  selbst 
ist  nicht  einmal  Gegenstand  des  Vertrages,  sondern  der  Erlös  ans 
dem  Verkaufe  derselben.  Wenn  es  sich  daher  um  die  Ausbeute  eines 
ganzen  Bergwerks  handelt,  so  dürfte  es  keiner  Frage  unterliegen,  dass 
entweder  ein  irregulärer  Pachtvertrag  nach  der  Regel  des  §.  271 
A.  L.  R.  I.  21  oder  ein  Kauf  künftiger  Sachen,  reap.  eines  künftigen 
noch  ungewissen  oder  doch  unbestimmten  Vortheils.  also  ein  gewagtes 
Geschäft  vorliegt.  Ganz  anders  verhält  es  sich  dagegen  bei  der  Ver- 
äusscrung  der  künftigen  Ausbeute  von  Bergwerksanthcilen.  Das 
Recht  auf  die  Ausbeute  macht  den  Inhalt  des  dem  Gewerken  gegen 
die  Gewerkschaft  zustehenden  Forderungsrechtes  aus.  Dieses  Recht 
hat  eine  besondere  Existenz  und  kann  cedirt,  also  nach  §.  381  A.  L. 
R.  I.  11  verkauft  werden.  Der  Gegenstand  eines  solchen  Kaufs  ist  nicht 
der  aus  der  künftigen  Realisirung  dieses  Rechts  entstehende  ungewisse 
Vortheil,  sondern  das  Recht  selbst.  Von  der  Anwendung  der  Regeln 
der  emtio  spei  oder  der  emtio  rei  speratae  kann  also  nicht  die 
Rede  sein. 

2)  Joachimsthaler  Bergordnung  Theil  III  Art.  63 — 67*  — Allg. 
Landrecht  Th.  II  Tit.  16  S 278—280. 
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zeige  des  Schichtmeisters  caducirt  d.  h.  der  Gewerke  wurde 
seines  Antheils  verlustig  und  dieser  fiel  den  übrigen  Mitglie- 
dern der  Gewerkschaft  gegen  Entrichtung  der  rückständigen 
Zubusse  zu.  Die  Veräusserung  von  Antheilen  konnte  nur  nach 
vorheriger  Erlegung  der  rückständigen  Zubusse  erfolgen J). 
Durch  diese  Vorschriften  des  älteren  Rechtes  war  der  Gewerk- 
schaft zur  Sicherung  ihrer  Zubussforderung  ein  gesetzliches 
Pfandrecht  an  dem  Antheil  des  Gewerken  gegeben,  so  dass 
dieser  niemals  durch  die  Veräusserung  seines  Antheils  den 
Anspruch  der  Gewerkschaft  vereiteln  konnte.  Die  Bestimmung, 
dass  beim  Verkaufe  der  Kuxe,  wenn  nichts  anderes  contract- 
lich  bestimmt  war,  der  Verkäufer  die  letzte  vor  der  Zuschrei- 
bung geschlossene  Zubusse,  der  Käufer  hingegen  diejenigen, 
welche  nachher  abgeschlossen  worden,  berichtigen  solle  (A.  L.  R. 
II.  16  §.  323),  hatte  nur  Bedeutung  für  die  Beziehungen  der 
Contrahenten  unter  einander.  Die  Gewerkschaft  behielt  in 
jedem  Falle,  wie  auch  die  contractlichen  Festsetzungen  lauten 
mochten,  ihr  dingliches  Recht  an  dem  verkauften  Antheile. 

Die  Vorschriften  des  älteren  Rechtes  über  die  Caducirung 
enthielten  indess  eine  unverkennbare  Härte.  Das  österrei- 
chische Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  setzte  daher  in  g.  160 
an  die  Stelle  der  Caducirung  den  Zwangsverkauf  des  Berg- 
werkantheils,  welcher  jedoch  ebenfalls  kraft  eines  dinglichen 
Rechtes  erfolgt  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  nach  der  Aus- 
schreibung erfolgte  Veräusserung. 

In  Preussen  wurde  durch  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  neben 
der  Zubusseausschreibung  durch  das  Bergamt  und  der  Cadu- 
cirung ein  zweites  Verfahren  der  Einziehung  von  Betriebs- 
kosten cingeführt,  indem  im  g.  18  Nr.  5 und  6 dem  Reprä- 
sentanten gestattet  wurde,  sowohl  die  Ausschreibung  von  Zu- 
busse zu  beantragen,  als  auch  selbst  die  erforderlichen  Be- 
triebskosten auszuschreiben.  Die  direct  ausgeschriebenen  Bei- 
träge stellten  eine  persönliche  Forderung  gegen  den  zeitigen 
Kuxbesitzer  dar,  welche  im  Rechtswege  gegen  denselben  ein- 
geklagt werden  konnte2),  aber  kein  gesetzliches  Pfandrecht  an 
den  Antheil  begründete. 

1)  Allg.  Landr.  Theil  II  Tit.  16  §§.  280-285,  §§.  261  und  262. 

2)  Vgl.  das  Erkenntnis  des  Ober -Tribunals  vom  18.  Februar 
1859.  — M.  Uebersicht  S.  266. 
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Das  allgemeine  Berggesetz  hat  diese  doppelte  Form  der 
Beitragerhebung  beseitigt  und  für  die  Ausschreibung  sowie 
für  die  Beitreibung  der  Zubussen  die  folgenden  Regeln  auf- 
gestellt : 

1.  Die  Ausschreibung  der  Zubusse  kann  nach  §.  120  nur 
auf  Grund  eines  besonderen  Beschlusses  der  Gewerkenversamm- 
lung  durch  den  Repräsentanten  erfolgen.  Gegen  diesen  Be- 
schluss steht  jedem  Gewerken  nach  §.  115  die  Klage  auf  Auf- 
hebung zu  und  zwar  binnen  einer  Präclusiv-  Frist  von  vier 
Wochen. 

2.  Die  Beitreibung  der  Zubusse  erfolgt  im  Wege  der  ge- 
richtlichen Klage  gegen  den  Gewerken,  welche  nicht  vor  Ab- 
lauf der  in  §.  115  bestimmten  Präclusiv-Frist  angestellt  wer- 
den kann.  Ist  innerhalb  dieser  Frist  von  einem  Gewerken  auf 
Aufhebung  des  Beschlusses  geklagt,  so  findet  vor  rechtskräf- 
tiger Entscheidung  die  Klage  auf  Beitreibung  der  Zubusse 
nicht  Statt,  und  zwar  hemmt  die  von  einem  Gewerken  au- 
gestellte Anfechtungsklage  die  Beitreibungsklage  gegenüber 
allen  Gewerken. 

Der  Gerichtsstand  für  beide  Klagen  ist  bei  dem  ordent- 
lichen Richter,  in  dessen  Bezirk  das  Bergwerk  liegt  (§.  115, 
§.  129). 

Das  Verfahren  über  beide  Klagen  richtet  sich  nach  den 
für  schleunige  Sachen  bestehenden  Vorschriften.  Im  Gebiete 
des  preussischen  Processes  bestehen  nach  der  Verordnung  vom 
21.  Juli  1846  zwei  Arten  von  schleunigem  Verfahren,  das 
des  §.13  und  das  des  §.  27.  Der  §.  13  ordnet  für  alle  schleu- 
nigen Sachen  ein  abgekürztes  Verfahren  in  der  ersten  Instanz 
an,  wogegen  der  §.  27  für  vier  besondere  Categorien  noch  eine 
Beschleunigung  für  die  zweite  und  dritte  Instanz  in  der  Art 
verfügt,  dass  das  Rechtsmittel  binnen  3 Tagen  angebracht  und 
gerechtfertigt  werden  muss.  In  den  Motiven  zur  Regierungs- 
vorlage S.  81  war  zu  §.  129  auf  die  §§.  13  und  27  der  Ver- 
ordnung vom  21.  Juli  1846  verwiesen.  In  dem  Berichte  der 
Commission  des  Hauses  der  Abgeordneten  S.  61  wurde  dagegen 
der  §.  27  als  nicht  anwendbar  bezeichnet  und  zwar  ohne  Wider- 
spruch der  Regierungs-Commissarien.  Für  die  Nichtanwen- 
dung des  schleunigen  Verfahrens  in  zweiter  und  dritter  In- 
stanz auf  die  Klagen  aus  §.  129  hat  sich  das  Obertribunal  in 
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dem  Erkenntnisse  vom  22.  Februar  1867  (Zeitschrift  für  Berg- 
recht Bd.  VIII  S.  417)  entschieden1). 

Im  Gebiete  des  gemeinen  und  des  rheinischen  Processes 
besteht  nur  eine  Art  des  schleunigen  Verfahrens.  In  Kur- 
hessen findet  nach  Art.  XIV  der  Einführungsverordnung  vom 
1.  Juni  1867  das  für  Abtretungen  zu  öffentlichen  Zwecken  fest- 
gesetzte schleunige  Verfahren  Anwendung. 

3.  Der  Gewerke  kann  seine  Verurtheilung  und  die  Execu- 
tion  dadurch  abwenden,  dass  er  unter  Ueberreichung  des  Kux- 
schcins  den  Verkauf  seines  Antheils  behufs  Befriedigung  der 
Gewerkschaft  anheimstellt. 

Der  Verkauf  des  Antheils  erfolgt  im  Wege  der  Mobiliar- 
Versteigerung.  Aus  dem  gelüsten  Kaufpreise  weiden  zunächst 
die  Verkaufskosten  und  sodann  die  schuldigen  Beiträge  bezahlt. 

Ist  der  Antheil  unverkäuflich,  so  wird  derselbe  den  an- 
deren Gewerken  nach  Verhältniss  ihrer  Antheile  in  ganzen 
Kuxen,  soweit  dies  aber  nicht  möglich  ist,  der  Gewerkschaft 
als  solcher  im  Gewerkenbuche  lastenfrei  zugeschrieben  (§§. 
130,  131). 

Der  Gewerke  kann  also  sich  von  seiner  persönlichen  Ver- 
bindlicheit  für  die  ausgeschriebene  Zubusse  ebenso  wie  nach 
älterem  Rechte  dadurch  befreien,  dass  er  seine  Betheiligung 
aufgibt  Es  ist  dagegen  streitig,  ob  nach  den  Vorschriften  des 
allgemeinen  Berggesetzes  der  Gewerkschaft  noch  dasselbe  ge- 
setzliche Pfandrecht  und  das  Vorzugsrecht  vor  den  anderen 
Pfandgläubigern  zusteht,  welches  ihr  das  aufgehobene  Cadu- 
cirungsverfahren  gewährte.  Diese  Frage  muss  jedoch  mit 
Rücksicht  auf  die  Entstehungsgeschichte  der  §§.  130,  131  be- 
jaht werdeu. 

Der  Gesetzentwurf  wegen  Mobilisirung  der  Kuxe  vom 
21.  Januar  1861  hatte  zuerst  in  den  §§.  11 — 15  statt  der 
Caducirung  der  Kuxe  den  Zwangsverkauf  nach  dem  Vorgänge 
des  österreichischen  Berggesetzes  vorgeschlagen  und  dabei  die 
rückständige  Zubusse  unmittelbar  nach  den  Verkaufskosten  auf 

1)  Ebenso  Strohn  in  der  Zeitschrift  für  Berg-,  Hütten-  und  Sa- 
linen-tVesen  Bd.  XIII  S.  176.  — A.  M.  ist  Rohden  in  Hinschius  Zeit- 
schrift für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  Bd.  II  S.  68  und  Koch 
Commentar  S.  213  f. 
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die  Kaufgelder  angewiesen.  Der  vorläufige  Entwurf  des  Berg- 
gesetzes vom  Jahre  1862  hatte  dagegen  von  allen  Vorschrif- 
ten über  die  Beitreibung  der  Zubusse  ganz  abgesehen  und  der 
Gewerkschaft  lediglich  ein  persönliches  Forderungsrecht  gegen 
den  Gewerken  bezüglich  der  Beitragsleistung  eingeräumt1). 

Gegenüber  den  Vorschlägen  des  vorläufigen  Entwurfes 
stellte  der  Verfasser  in  seinen  Bemerkungen  über  denselben 
(Berlin  1863)  einen  Gegenentwurf  zum  vierten  die  Rechtsver- 
hältnisse der  Betheiligten  umfassenden  Titel  auf  und  brachte 
die  folgenden  Bestimmungen  in  Vorschlag. 

§.  z.  Der  Gewerke  kann  seine  Verurtheilung  und 
eventuell  die  Execution  dadurch  abwenden,  dass  er  seinen 
Gewährschein  oder  ein  denselben  betreffendes,  mit  dem 
Atteste  der  Rechtskraft  versehenes  Amortisations-Erkennt- 
niss  überreicht  und  den  Verkauf  des  Gewährscheines  be- 
hufs Befriedigung  der  Gesellschaft  anheimstetlt. 

§.  aa.  Der  Verkauf  des  Gewährscheiues  erfolgt  nach 
Vorschrift  des  §.  h. 

Aus  dem  gelösten  Kaufpreise  werden  die  Verkaufskosten 
und  die  rückständigen  und  laufenden  Zubussen  gezahlt. 
Der  Ueberrest  wird,  soweit  er  nicht  von  Pfand- 
gläubigern oder  sonstigen  Berechtigten  in  An- 
spruch genommen  wird,  dem  Gewerken  ausge- 
antwortet. Ist  der  Antheil  unverkäutlieh,  so  w ird  derselbe 
auf  Grund  eines  hierüber  ausgestellten  Attestes  den  ande- 
ren Gewerken  nach  Verhältniss  ihrer  Antheile  in  ganzen 
Kuxen,  soweit  dies  aber  nicht  möglich  ist,  der  Gewerk- 
schaft als  solcher  im  Gegenbuche  zugeschrieben, 
aus  welchen  der  oben  S.  258  raitgetheilte  Wortlaut  der  §§. 
130  und  131  mit  Weglassung  des  gesperrten  Satzes  hervor- 
gegangen ist.  In  der  Regierungsvorlage  war  jedoch  im  §.131 
noch  der  Satz  enthalten: 

Der  Rest  gebührt  den  etwaigen  Gläubigern  und  nur 
was  nach  deren  Befriedigung  übrig  bleibt,  kann  der  Ge- 
werke in  Anspruch  nehmen, 


1)  Vorläufiger  Entwurf  eines  allgemeinen  Berggesetzes  nebst 
Motiven.  Berlin  1862  3.  112. 
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welcher  indess  von  der  Commission  des  Herrenhauses  als  selbst- 
verständlich gestrichen  wurde.  (Commissionsbericht  S.  62.) 

Oppenhoff  Commentar  Nr.  589  und  709  will  der  stehen- 
gebliebenen Vorschrift  des  §.  131 : 

Aus  dein  gelosten  Kaufpreise  werden  zunächst  die 
Verkaufskosten  und  sodann  die  schuldigen  Beiträge  gezahlt, 
nicht  die  Bedeutung  lteimessen,  dass  den  schuldigen  Beiträgen 
ein  Vorzugsrecht  vor  allen  anderen  Realansprüchen  auf  den 
Erlös  des  verkauften  Antheils  beigelegt  sei.  Diese  Folgerung 
ergibt  sich  jedoch  auch  abgesehen  von  dem  früheren  Rechts- 
zustande und  von  der  Entstehungsgeschichte  des  §.  131  auch 
aus  dem  Wortlaute  des  angeführten  Satzes  selbst  mit  Noth- 
wendigkeit. 

Der  Gesetzgeber  hat  offenbar  nicht  das  ausdrücklich  be- 
stimmen wollen,  dass  die  Verkaulskosten  vor  den  rückständi- 
gen Beiträgen  zur  Hebung  kommen,  da  ja  das  Gegentheil  ab- 
surd wäre.  Er  hat  also  bestimmen  wollen,  dass  die  rückstän- 
digen Beiträge  unmittelbar  nach  deu  Verkaufskosten  und  vor 
allen  andern  Forderungen  zur  Hebung  kommen  sollen.  Die 
Streichung  des  folgenden  Satzes  der  Regierungsvorlage,  der 
allerdings  in  der  gewählten  Fassung  ganz  nichtsbedeutend  war, 
hat  also  den  Sinn,  des  §.  131  keineswegs  verändert. 

Dass  aber  der  Gewerkschaft  für  die  rückständigen  Bei- 
träge ein  dingliches  Recht  an  dem  Antheile  des  Gewerken  und 
ein  Vorzugsrecht  vor  den  übrigen  Gläubigern  zustcht,  ergibt 
sich  ferner  aus  der  Vorschrift  des  §.  107,  welcher  bestimmt: 
Bei  freiwilligen  Veräusserungen  von  Kuxen  bleibt  der 
bisherige  Eigentümer  derselben  der  Gewerkschaft  für  die 
Beiträge  (§.  102)  verpflichtet,  deren  Erhebung  die  Ge- 
werkschaft beschlossen  hat,  bevor  die  Umschreibung  der 
Kuxe  im  Gewerkenbuche  gesetzlich  (§.  105)  beantragt  ist. 

Hieraus  geht  nämlich  hervor,  dass  durch  die  Veräusserung 
des  Kuxes  im  Wege  der  Execution  der  bisherige  Eigentümer 
sofort  von  der  Verpflichtung  für  die  beschlossenen  Beiträge  be- 
freit wird.  Da  diese  Verpflichtung  auch  nicht  auf  den  neuen 
Erwerber  übergeht,  welcher  nur  für  die  nach  der  Erwerbung 
des  Antheils  beschlossenen  Beiträge  aufzukommen  hat,  so  kann 
die  Gewerkschaft  in  jedem  Falle  eines  Zwangsverkaufes  ihre 
Befriedigung  nur  aus  dem  Erlöse  des  Antheils  erhalten  und 
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es  muss  den  rückständigen  Beiträgen  ein  gesetzliches  Pfand- 
recht an  dem  Antheile  zustehen,  welches  bei  jedem  Zwangs- 
verkaufe wirksam  wird  (vgl.  S.  273). 

Dass  dieses  gesetzliche  Pfandrecht  auch  bei  den  alten 
Gewerkschaften  Statt  findet,  deren  Kuxe  nach  §.  228  die  Im- 
mobiliar-Qualität  behalten  und  nach  §.  234  im  Falle  des 
§.  130  im  Wege  der  noth wendigen  Subhastation  verkauft  wer- 
den, ist  von  Strohn  in  der  Zeitschrift  für  Berg-,  Hütten-  und 
Salinen-Wesen  Bd.  XIII  S.  176  eingehend  nachgewiesen.  Es 
erübrigt  nur  noch,  darauf  hinzuweisen,  dass  grade  bei  den  Ge- 
werkschaften des  alten  Rechtes  der  Gesetzgeber  am  wenigsten 
beabsichtigen  konnte,  den  früheren  Rechtszustand  aufzuheben, 
nach  welchem  der  Gewerkschaft  für  die  rückständige  Zubusse 
der  Antheil  des  Gewerken  unbedingt  und  mit  Ausschluss  jedes 
anderen  Realanspruches  verhaftet  war.  Die  von  Oppenhoff 
a.  a.  0.  vertheid igte  Ansicht,  wonach  der  Gewerkschaft  nur 
ein  persönliches  Klagerecht  gegen  den  Gewerken  und  diesem 
allein  die  Befugniss  zustande,  die  Gewerkschaft  auf  die  Be- 
friedigung aus  dem  Erlöse  des  Kuxes  zu  verweisen,  und  zwar 
ohne  jedes  Vorrecht  vor  den  etwa  daran  bestellten  Pfandrech- 
ten, ja  selbst  vor  den  Ansprüchen  anderer  Gläubiger,  die  gleich- 
zeitig die  Execution  in  den  Antheil  nachsuchen,  steht  bisher 
in  der  Literatur  und  in  der  Praxis  ohne  Unterstützung  da. 
Sie  würde  auch  gewiss  erheblichen  practischen  Bedenken  be- 
gegnen und  dem  Bergbau  ein  bedeutendes  Moment  der  Sicher- 
heit entziehen,  indem  sie  der  Gewerkschaft  das  Recht  auf  . 
den  Kux,  die  einzige  Einlage  des  Gewerken,  als  Object  der 
Sicherheit  für  die  Betriebskosten  eutzieht. 

§.  26.  Das  Kuxeigenthum. 

(§§.  101 — 110,  §§.  121,  132  des  Berggesetzes.) 

Für  die  Antheilrechte  der  Gewerken  besteht  ähnlich  der 
Actie  ein  gleichförmiger  Massstab  der^Kux,  welcher  eine  be- 
stimmte Quote  des  Betheiligungsverhältnisses  ausdrückt.  Der 
Kux  bildet  das  Mass  für  das  Antheilrecht  der  Gewerken  an 
der  Verwaltung  und  Nutzung  des  gewerkschaftlichen  Vermö- 
gens und  stellt  sich  wie  die  Actie  nicht  als  ein  Bruchtheil, 
sondern  als  Verkehrseinheit  dar,  als  welche  er  den  Gegenstand 
selbstständiger  Rechte  bildet. 
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Zwischen  der  Actie  und  dem  Kuxe  besteht  jedoch  der 
Unterschied,  dass  die  Actie  stets  auf  einen  bestimmten  Geld- 
betrag lautet,  welcher  die  Einlage  des  Actionairs  darstellt,  wo- 
gegen der  Kux  keinen  Nominalwerth,  sondern  nur  einen  ali- 
quoten Theil  des  gewerkschaftlichen  Unternehmens  repräsentirt. 

Die  Zahl  der  Kuxe  beträgt  nach  dem  allgemeinen  Berg- 
gesetze hundert,  während  sie  im  älteren  Rechte  128  betrug 
(oben  S.  215).  Durch  das  Statut  kann  die  Zahl  auf  tausend  be- 
stimmt werden  (§.  101).  Nach  §.  235  kann  bei  den  Gewerkschaften 
des  alten  Rechts,  welche  die  Mobilisirung  der  Kuxe  beschlies- 
sen,  die  Zahl  der  Kuxe  mit  Genehmigung  des  Oberbergamts 
auf  zehntausend  bestimmt  werden. 

Die  Kuxe  sind  uutheilbar.  Geht  daher  ein  Kux  durch 
Erbschaft  oder  durch  eine  andere  rechtsgültige  Verfügung  in 
das  Eigenthum  mehrerer  Personen  über,  so  haben  dieselben 
bis  zur  Auseinandersetzung  der  Gewerkschaft  gegenüber  einen 
gemeinschaftlichen  Bevollmächtigten  zur  Ausübung  ihres  Rech- 
tes zu  bestellen  *). 

Die  Kuxe  haben  die  Eigenschaft  der  beweglichen  Sachen, 
sie  unterscheiden  sich  hierdurch  von  den  Kuxen  des  alten 
Rechtes,  welche  unbeweglich  sind  und  als  ideelle  Theiie  des 
Bergwerks  gelten. 

Auf  Verlangen  des  Gewerken  wird  von  dem  Führer  des 
Gewerkenbuches  ein  Antheilschein  oder  Kuxschein  ausgefertigt, 
welcher  ebenso  wie  die  Actie  den  Träger  des  Rechtes  darstelit 
und  die  Uebertragung  desselben  vermittelt.  Die  Kuxscheine 
sind  nach  §.  103  nach  der  Wahl  des  Gewerken  über  die  ein- 
zelnen Kuxe  oder  über  eine  Mehrheit  derselben  auszustellen. 
Sie  dürfen  nur  auf  einen  bestimmten  Namen,  niemals  auf  den 
Inhaber  lauten,  die  Erneuerung  eines  Kuxscheins  ist  nur  gegen 
Rückgabe  oder  nach  erfolgter  Amortisation  desselben  zulässig. 
Die  Kuxscheine  unterscheiden  sich  von  den  Gewährscheinen 

1)  Allg.  Landr.  Theil  I Tit.  5 §.  480.  Tit.  17  §.  151.  Die  Un- 
theilbarkeit  der  Ausübung  des  Rechtes  gilt  nach  preussischem  Rechte 
nicht  blos  für  die  Führung  der  Stimme  in  der  Gewerkenversammlung. 
sondern  auch  für  die  Leistung  der  Beiträge  und  für  die  Erhebung  der 
Ausbeute,  während  nach  gemeinem  und  französischem  Rechte  diese 
Geldforderungen  nach  der  Regel:  Nomina  ipso  jure  sunt  divisa  als 

theilbar  gelten  müssen.  — Vgl.  Oppenhoff  Commentar  Nr.  571. 
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des  älteren  Rechtes,  welche  von  der  Hypotheken-Bebörde  über 
die  immobilen  Kuxe  ausgefertigt  werden  dadurch,  dass  sie  nicht 
blos  zum  Beweise  des  Rechtes  dienen,  sondern  Träger  des 
Rechtes  selbst  sind,  dass  sie  also  nicht  beliebig  erneuert,  son- 
dern nur  in  einem  Exemplare  ausgefertigt  werden  dürfen. 

Von  den  auf  bestimmten  Namen  lautenden  Actien  unter- 
scheiden sie  sich  dadurch,  dass  nicht  über  jeden  Kux  ein  be- 
sonderer Kuxschein  aus  gefertigt  wird,  sondern  nach  Wahl  des 
Gewerken  über  einzelne  oder  mehrere  Kuxe;  ferner  dadurch, 
dass  nicht  von  Rechtswegen  über  alle  Kuxe  Kuxscheine  aus- 
gefertigt werden,  sondern  nur  wenn  der  Gewerke  es  verlangt. 

Hierdurch  wird  die  Einrichtung  der  Kuxscheine  sowohl  als 
die  des  Gewerkenbuches  complicirt.  Da  nämlich  nach  §.  105 
die  Umschreibung  im  Gewerkenbuche  nur  auf  Vorlegung  des 
Kuxscheines  oder  der  Amortisationserklärung  erfolgen  darf  — 
was  natürlich  nur  in  dem  Falle  gilt,  dass  der  veräussernde 
Gewerke  einen  Kuxschein  verlangt  und  erhalten  hat  — so  muss 
der  Buchführer  aus  dem  Gewerkenbucbe  ersehen  können,  ob 
ein  Kuxschein  ausgefertigt  ist.  Ferner  hat  der  Kuxschein 
über  einen  bestimmten  Kux  nicht  wie  die  Actie  einen  bestimm- 
ten und  unveränderlichen  Inhalt,  er  kann  vielmehr  bald  auf 
diesen  Kux  allein,  bald  in  Verbindung  mit  einem  oder  mehre- 
ren anderen  Kuxen  lauten.  So  kann  ein  Gewerke,  der  einen 
Kux  ererbt  und  dann  vor  und  nach  noch  drei  andere  Kuxe 
dazu  gekauft  hat,  sich  nacheinander  verschiedene  Kuxscheine 
ausfertigen  lassen,  zunächst  über  den  ererbten  Kux  allein, 
dann  gegen  Rückgabe  desselben  über  die  ererbte  und  die  an- 
gekaufte Betheiligung  zusammen,  endlich  vielleicht  wieder  über 
jeden  einzelnen  Kux  gesondert,  wenn  ein  Verkauf  im  Einzel- 
nen beabsichtigt  wird. 

Bei  dieser  wechselnden  Gestalt  der  Kuxscheine  ist  es 
nothwendig,  über  die  ausgefertigten  und  cassirten  Kuxscheine 
ein  genaues  Journal  zu  führen,  damit  die  Aechtheit  des  vor- 
gelegten Kuxscheines  geprüft  werden  kann.  Man  bedarf  also 
ausser  dem  Gewerkenbuche  eines  Verzeichnisses  der  ausgefer- 
tigten Kuxscheine,  aus  welchem  der  Inhalt  des  über  den  An- 
theil  zuletzt  ausgefertigten  Kuxscheines  vollständig  ersehen 
werden  kann. 

Das  Gewerkenbuch,  auf  Grund  dessen  die  Kuxscheine 
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ausgefertigt  werden,  ist  ein  Verzeichniss  über  sämmtliche  Mit- 
glieder der  Gewerkschaft  und  deren  Kuxe.  Es  wird  nach 
§.  103  von  der  Gewerkschaft  geführt  und  zwar  nach  §.  121 
durch  den  Repräsentanten  oder  Grubenvorstand,  welcher  auch 
die  Kuxscheine  ausfertigt.  Durch  das  Statut  können  diese 
Functionen  einer  anderen  Person,  etwa  einem  Notar,  übertra- 
gen werden. 

Bei  den  Gewerkschaften  des  alten  Rechtes  wird  das  Berg- 
GegeDbuch,  welches  die  Stelle  des  Gewerkenbuches  vertritt, 
von  der  Hypotheken-Behörde  mit  öffentlichem  Glauben  geführt 
und  die  Einrichtung  des  Berg  - Gegenbuchs  ist,  wie  oben 
S.  203  ausgeführt  ist,  eben  durch  das  Bedürfniss  hervorgeru- 
fen, dem  Betrüge  beim  Kuxhandel  zu  steuern  und  den  gewerk- 
schaftlichen Besitzstand  öffentlich  zu  beurkunden. 

Auch  für  die  Handelsgesellschaften  ist  durch  Art  2 f. 
und  86  f.  des  allgemeinen  Handelsgesetzbuches  die  Führung 
eines  Handelsregisters  bei  dem  Handelsgerichte  angeordnet,  in 
welches  ausser  der  Firma  und  Vertretung  der  Gesellschaft  der 
Name  und  Wohnort  jedes  Gesellschafters  eingetragen  wird. 

Das  allgemeine  Berggesetz  schliesst  dagegen  jede  Mit- 
wirkung der  Staatsbehörden  bei  der  Beurkundung  des  gewerk- 
schaftlichen Besitzstandes  aus,  während  für  die  Gewerkschaften 
des  alten  Rechtes  das  Berg-Gegenbuch  in  der  bisherigen  Art 
von  den  Gerichten  fortgeführt  wird,  überlässt  das  Gesetz  den 
Gewerkschaften  des  neuen  Rechtes  die  erforderlichen  Einrich- 
tungen zu  diesem  Zwecke  selbst  zu  treffen  und  entzieht  ihnen 
so  die  Vortheile  der  amtlichen  Beglaubigung  des  Gewerken- 
buches und  der  ausgefertigten  Kuxscheine. 

Es  ist  nicht  ersichtlich,  weshalb  das  Allg.  Berggesetz  den 
nach  dem  1.  October  1865  constituirten  Gewerkschaften  diese 
Vortheile,  diese  fast  unerlässlichen  Bedingungen  eines  gesicher- 
ten Verkehrs  und  eines  ausreichenden  Realcredits  für  die  Berg- 
werksantheile  versagt  hat  Die  Motive  (S.  78)  berufen  sich 
auf  das  Bedürfniss  der  Selbstverwaltung  und  der  Verkehrs- 
erleichterung. 

Ist  es  aber  als  eine  Erleichterung  für  den  Verkehr  zu 
bezeichnen,  wenn  jede  Gewerkschaft  genöthigt  ist,  ihrem  Ge- 
werkenbuche und  ihren  Kuxscheinen  ihr  eigenes  und  besonde- 
res Gepräge  zu  geben?  wenn  jeder  Käufer  eines  Kuxscheines 
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und  jeder  Pfandnehmer  zuvor  Nachforschungen  über  die  Aecht- 
heit  des  ihm  präsentirten  Schriftstückes  anstellen  muss?  wenn 
ihm  keine  Bürgschaft  gegen  etwaige  Irrthümer  bei  der  Füh- 
rung des  Gewerkenbuches  und  bei  der  Ausfertigung  der  Kux- 
scheine gewährt  wird? 

DaS  Handelsgesetzbuch  überlässt  allerdings  bei  den  Actien, 
die  auf  Namen  lauten,  die  Führung  des  Actienbuches  der  Gesell- 
schaft (Art.  182,  233),  so  dass  bei  den  Actiengesellschaften  das 
Handelsregister  keine  Auskunft  über  die  Person  der  Betheilig- 
ten gibt.  Allein  die  Gewerkschaften  sind  keineswegs  den 
Actiengesellschaften  durchweg  gleichzustellen.  Unter  den  Tau- 
senden der  bestehenden  Gewerkschaften  sind  verhältnissmässig 
wenige,  die  ihren  Kuxscheinen  den  marktgängigen  Character 
zu  geben  vermögen,  welchen  die  Actien  durch  ihren  zahlreichen 
und  häufigen  Umlauf,  durch  den  umfassenden,  aber  kostspie- 
ligen Verwaltungsapparat,  unter  dessen  Verantwortlichkeit  sie 
ausgefertigt  werden,  in  der  Regel  geniessen.  Das  Gewerken- 
buch mancher  kleineren  Gewerkschaft  würde  das  bisherige 
amtliche  Gegenbuch  ebensowenig  ersetzen,  als  die  Aufzeich- 
nungen in  der  Familienbibel  des  Hausvaters  die  amtlichen 
Geburts-  und  Sterberegister  ersetzen  können.  Während  die 
Actiengesellschaften  für  einzelne  grössere  Unternehmungen  ge- 
gründet werden,  bei  denen  die  Zahl  der  Betheiligteu  und  der 
häufige  BesitzwTechsel  in  dem  engen  Rahmen  des  amtlichen 
Handelsregisters  nicht  Platz  findet  und  zur  Einrichtung  eines 
eigenen  Actienbuches  nöthigt,  tritt  das  gewerkschaftliche  Rechts- 
verhältnis, wie  die  offene  Handelsgesellschaft  von  Rechts  we- 
gen überall  da  ein,  wo  zwei  oder  mehrere  Personen  sich  zu 
einem  Bergwerksbetriebe  vereinigen.  Es  ist  daher  gerechtfer- 
tigt, die  Verkehrsbeziehungen  der  Gewerkschaft  mit  denjenigen 
der  offenen  Handelsgesellschaft,  nicht  der  Actiengesellschaft 
auf  eine  Linie  zu  stellen. 

Die  Selbstverwaltung  der  Gewerkschaften  endlich  steht 
mit  der  Führung  des  Gewerkenbuches  in  keinem  Zusammen- 
hänge. Sie  besteht  in  der  unbeschränkten  Freiheit,  ihre  inne- 
ren und  äusseren  Angelegenheiten  nach  ihrem  Ermessen  zu 
ordnen.  Wo  es  aber  auf  die  Erfüllung  bestimmter,  durch  das 
Gesetz  gebotener  Formen  ankommt,  wie  bei  der  Führung  des 
Gewerkenbuches  und  der  Ausfertigung  der  Kuxscheine,  da  ist 
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es  die  Aufgabe  des  Staates,  die  Erfüllung  dieser  Formen  durch 
seine  Behörden  zu  erleichtern  und  zu  überwachen.  Der  Grund- 
satz, dass  die  Aufgabe  der  Behörden  auf  die  Wahrnehmung 
des  öffentlichen  Interesses  beschränkt  bleiben  muss,  würde 
durch  die  amtliche  Führung  des  Gewerkenbuches  nicht  im  ge- 
ringsten verletzt  werden,  da  in  der  That  dringende  Rücksich- 
ten des  öffentlichen  Interesses  für  eine  solche  Einrichtung  und 
gegen  die  Vorschrift  des  §.  121  sprechen. 

Das  baierische  Berggesetz  hat  in  Anerkennung  dieser 
Grüude  in  §.  93  die  Vorschrift  des  preussischen  Berggesetzes 
dahin  abgeändert,  dass  das  Gewerkenbuch  von  der  Bergbehörde 
geführt  wird,  welche  auch  die  Kuxscheine  ausfertigt,  während 
bei  der  Gewerkschaft  ein  Duplicat  des  Gewerkenbuchs  geführt 
wird.  Auch  das  österreichische  Berggesetz  überträgt  in  §.  141 
die  Führung  des  Gewerkenbuchs  der  Bergbehörde.  Das  säch- 
sische Berggesetz  dagegen  lässt  nach  §.  1 3 das  Gewerkenbuch 
von  dem  Vertreter  der  Gewerkschaft  führen. 

Für  die  Einrichtung  des  Gewerkenbuchs  ist  das 
Schema  der  ersten  Rubrik  des  Berg-Hypothekenbuchs  empfoh- 
len worden.  Dieser  Vorschlag  ist  jedoch  nicht  zweckmässig, 
weil  die  Einrichtung  des  Berg-Hypothekenbuchs  sehr  verwickelt 
ist  und  durch  die  Beziehung  auf  die  ausgefertigten  Kuxscheine 
noch  verwickelter  werden  würde. 

Weit  zweckmässiger  sind  die  Vorschläge  von  Brock- 
hoff1), welcher  empfiehlt,  das  Gewerkenbuch  im  Actenfonnat 
anzulegen  und  darin  jedem  Gewerken  eine  bestimmte  Seite  zu- 
zuweisen, welche  als  Ueberscbrift  mit  dem  Namen,  Stand  und 
Wohnort  desselben  zu  versehen  ist  und  auf  welcher  alle  Zu- 
und  Abschreibungen  sowie  die  erforderlichen  Notizen  über  Aus- 
stellung, Cassation  und  Erneuerung  der  Kuxscheine  des  be- 
treffenden Gewerken  gemacht  werden.  Bei  kleineren  Gewerk- 
schaften und  minder  häufigem  Besitzwechsel  empfiehlt  sich  das 
von  Brockhoff  empfohlene  Verfahren,  welches  mit  den  auf- 
gestellten Formularen  fast  unverändert  in  die  von  .dem  Justiz- 
minister  für  die  Gerichte  erlassene  Instruction  vom  19.  Novem- 
ber 1866  übernommen  ist*).  Bei  grossen  Gewerkschaften  und 


1)  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VII  8.  370. 

2)  Daselbst  3.  437. 
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häutigem  Besitzwechsel  gewährt  diese  Einrichtung  jedoch  nicht 
die  erforderliche  llebersicht,  wie  dies  von  selbst  an  dem  Bei- 
spiel der  Sieper  und  Miihler  Gruben  deutlich  wird,  bei  denen 
die  Zahl  der  Gewerken  mehr  als  300  und  mit  Einschluss  der 
durch  Besitzwechsel  seit  der  Anlegung  des  Berggegenbuches 
ausgeschiedenen  Gewerken  über  1000  beträgt.  Hier  empfiehlt 
sich  deshalb  eine  der  Buchführarg  der  Actiengesellschaften 
nachgebildete  Einrichtung,  bei  welcher  jeder  Kux  unter  einer 
besonderen  Nummer  eingetragen  wird.  Neben  dem  Gewerken- 
buche muss  alsdann  ein  besonderes  Verzeichniss  der  Kuxscheine 
geführt  werden  l). 

Die  unmittelbare  Erwerbung  des  Kuxeigenthums 
titt  nach  §.  94  durch  die  ideelle  Theilung  der  Bergwerks  ein. 

Die  Theilung  des  Bergwerks  kann  nach  erfolgter  Ver- 
leihung dadurch  eintreten,  dass  der  beliehene  Bergwerkseigen- 
thiimer  Antheile  an  dem  Bergwerke  veräussert  oder  dass  das 
verliehene  Bergwerk  von  Todeswegen  auf  mehrere  Ei  ben  oder 
Legatarien  übergeht.  Sie  kann  indess  schon  vor  ertheilter 
Verleihung  dadurch  begründet  werden,  dass  das  Recht  aus  der 
Muthung  mehreren  Personen  gemeinschaftlich  zusteht.  Und 
dies  ist  nicht  nur  dann  der  Fall,  wenn  die  Muthung  von  meh- 
reren Personen  gemeinschaftlich  eingelegt  wird,  sondern  auch 
dann,  wenn  der  Muther  einen  ideellen  Theil  seines  Rechtes  an 
andere  Personen  abgetreten  hat.  Die  Zulässigkeit  einer  sol- 
chen Cession  ist  von  dem  Ober-Tribunal  anerkannt  in  der  Ent- 
scheidung vom  10.  Februar  1858  (Striethorst’s  Archiv  Bd.  27 
S.  267).  Ueber  das  Verhältniss  mehrerer  Interessenten  einer 
Muthung  enthält  das  Berggesetz  keine  Bestimmung2).  Die 
verleihende  Behörde  nimmt  von  den  während  des  Verleihungs- 
verfahrens zu  den  Acten  gebrachten  Theilcessionen  Kenntniss 
und  nimmt  die  von  dem  Muther  mitbetheiligten  Personen  in 

1)  Vgl.  die  iu  meinem  Commentar  Anm.  225  zu  §.  103  mitge- 
theilten  Formulare. 

2)  I)äs  Ober-Tribunal  bat  in  der  Entscheidung  vom  20.  Decem- 
ber  1858  (Strieth.  Archiv  Bd.  32  S.  88)  folgenden  hierauf  bezüglichen 
Grundsatz  angenommen: 

Jeder  einzelne  Iuteressent  einer  Muthung  ist  für  sich  allein  zur 

Klage  gegen  Dritte  behufs  Geltendmachung  des  Hechtes  aus  der 

Muthung  legitimirt. 
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die  Verleihungsurkunde  auf.  Gegen  die  in  der  Verleihungs- 
urkunde enthaltene  Feststellung  der  Betheiligungsverhältnisse 
findet  jedoch  der  Rechtsweg  statt  und  zwar  ohne  Rücksicht 
auf  den  Ablauf  der  im  §.35  für  die  Ansprüche  der  Muther 
gesetzten  Präclusivfrist 

Von  den  früher  bestandenen  Beschränkungen  der  Staats- 
beamten und  des  gewerkschaftlichen  Beamten  in  Bezug  auf 
die  Erwerbung  der  Kuxe1)  ist  nur  noch  die  Vorschrift  im 
§.  195  des  Berggesetzes  in  Kraft  erhalten,  dass  die  Berg- 
beamten des  Staates,  deren  Frauen  und  Kinder  in  väterlicher 
Gewalt  keine  Kuxe  im  Verwaltungsbezirke  des  Erstem  durch 
Muthung  erwerben  können,  wogegen  zu  solchen  Erwerbungen 
durch  andere  Rechtsgeschäfte  die  Genehmigung  des  Handels- 
ministers erforderlich  ist. 

Die  Uebertragung  der  Kuxe  muss  nach  §.  105  in 
schriftlicher  Form  erfolgen.  Ist  ein  Kuxschein  ausgefertigt,  so 
kann  die  Uebertragung  in  Gestalt  einer  einfachen  schriftlichen 
Cession  des  Kuxscheines  vorgenommen  werden2).  Erfolgt  die 
Uebertragung  nicht  durch  Cession  des  Kuxscheines,  so  ist  dazu 
ein  Rechtsgeschäft  erforderlich,  welches  nach  allgemeinen  civil- 
rechtlichen  Grundsätzen  zur  Veräusserung  von  Sachen  und 
Rechten  geschickt  ist. 

Die  Veräusserung  der  Kuxe  ist  nicht  an  die  Einwilligung 
der  Mitgewerken  gebunden,  auch  steht  ihnen  nach  §.  104  ein 
gesetzliches  Verkaufsrecht  nicht  zu. 

Der  Uebertragende  ist  zur  Aushändigung  des  Kuxscheines, 
und  Wenn  dieser  verloren  ist,  zur  Beschaffung  der  Amortisa- 
tionserklärung auf  seine  Kosten  verpflichtet.  War  dagegen 
kein  Kuxsckeiu  ausgefertigt,  so  ist  der  Uebertragende  nicht 
verpflichtet,  einen  solchen  auf  seine  Kosten  zu  beschallen.  Die 
Umschreibung  im  Gewerkenbuche  darf  nur  auf  Grund  der 
Uebertragungsurkunde  und  gegen  Vorlegung  des  Kuxscheines 
oder  der  Amortisations-Erklärung  erfolgen. 


1)  Vgl.  m.  Uebersicht  S.  244  f. 

2)  Die  Art.  182  und  223  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs,  welche 
gestatten,  die  auf  den  Namen  lautenden  Actien  in  der  Form  des 
wechselrechtlichen  Indossaments  zu  übertragen  , finden  auf  die  Kux- 
scheine keine  Anwendung.  — Oppenhoff  Commentar  Nr.  580. 
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Uic  Amortisation  des  verloren  gegangenen  Kuxscheins 
ist  bei  dem  ordentlichen  Gerichte,  in  dessen  Bezirk  das  Berg- 
werk liegt,  zu  beantragen1). 

Der  Antragsteller  muss  den  Besitz  und  Verlust  des  Kux- 
scheins glaubhaft  machen. 

Das  Gericht  erlässt  eine  öffentliche  Aufforderung  an  den 
unbekannten  Inhaber  des  Kuxscheins,  binnen  drei  Monaten 
den  Kuxschein  dem  Gerichte  vorzuiegen,  mit  der  Verwarnung, 
dass  sonst  der  Kuxschein  werde  für  kraftlos  erklärt  werden. 

Die  Aufforderung  wird  dreimal  in  das  Amtsblatt,  den 
Staatsanzeiger  und  eine  inländische  Provinzialzeitung  eingerückt. 
Es  kann  daneben  auch  die  Bekanntmachung  durch  eine  aus- 
ländische Zeitung  angeordnet  werden. 

Wird  von  einem  Inhaber  der  Kuxschein  vorgelegt,  so  ist 
dem  Antragsteller  hiervon  Kenntniss  zu  geben  und  ihm  zu 
überlassen,  sein  Recht  gegen  den  Inhaber  geltend  zu  machen. 

Meldet  sich  Niemand,  so  erklärt  das  Gericht  den  Kux- 
schein für  kraftlos  (g.  110). 

Die  Caducirung  d.  h.  der  Heimfall  des  Kuxes  an  die 
Gewerkschaft  tritt  entweder  wegen  rückständiger  Beiträge  ein, 
die  durch  Verkauf  des  Kuxes  nicht  erlöst  werden  können 
(§.  131),  oder  in  Folge  der  Verzichtleistung  (§.•  132).  Jeder 
Gewerke  ist  befugt,  auf  seinen  Antheil  freiwillig  zu  verzichten, 
wenn  auf  demselben  weder  schuldige  Beiträge  noch  sonstige 
Schuld  Verbindlichkeiten  haften  oder  die  ausdrückliche  Einwil- 
ligung der  Gläubiger  beigebracht  wird.  Mit  der  Verzicht- 
leistung muss  die  Rückgabe  des  Kuxscheins  an  die  Gewerk- 
schaft erfolgen.  Der  heimgefallene  Antheil  soll,  sofern  die 
Gewerkschaft  nicht  anderweitig  über  denselben  verfügt,  durch 
den  Repräsentanten  zu  Gunsten  der  Gewerkschaft  verkauft 
werden. 

Wenn  der  zum  Verkauf  wegen  rückständiger  Beiträge 
(§.  130)  oder  durch  Verzichtleistung  (§.  131)  heimgefallene 


1)  Die  Amortisation  kann  nicht  blos  von  dem  Eigenthümer,  son- 
dern auch  von  einem  anderen  Interessenten  nachgesucht  werden,  so 
z.  B.  von  dem  Gläubiger,  welcher  die  Execution  in  den  Antheil  des 
Gewerken  nachsucht.  — Bericht  der  Commission  des  Herrenhauses 
S.  41.  — Oppenhoff  Comraentar  Nr.  599. 
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Antheil  unverkäuflich  ist,  so  wird  derselbe  unter  den  andern 
Gewerken  nach  Verhältniss  ihrer  Antheile  *)  vertheilt,  wenn  die 
Vertheilung  in  ganzen  Kuxen  möglich  ist.  Eine  Vertheilung 
nach  einem  abweichenden  Verhältnisse  kann  nur  mit  Zustim- 
mung sämmtlicher  Gewerken  stattfinden,  da  nicht  durch  Mehr- 
heitsbeschluss über  das  Anrecht  des  Einzelnen  verfügt  wer- 
den kann. 

Ist  die  Vertheilung  nach  Verhältniss  der  Antheile  nicht 
möglich,  so  wird  der  heimgefallene  Antheil  der  Gewerkschaft 
als  solcher  im  Gewerkenbuche  lastenfrei  zugeschrieben.  Hier- 
durch tritt  eine  Verminderung  der  gesetzlich  bestimmten  Kux- 
zahl um  ebenso  viele  Kuxe  ein,  als  der  Gewerkschaft  zuge- 
schrieben werden.  Die  zur  Beschlussfähigkeit  erforderliche 
Mehrzahl  der  Kuxe  (§.  113)  beträgt  also  nicht  mehr  51  Kuxe, 

sondern : — ? •+•  1 Kuxe,  wobei  x die  Zahl  der  für  die  Ge- 
2 ’ 


werkschaft  eingetragenen  Kuxe  bedeutet.  Dasselbe  gilt  von 
der  Berufung  einer  Gewerken1 Versammlung  auf  Antrag  der 
Eigentümer  von  einem  Viertheil  aller  Kuxe  (§.  122)  und  von 
der  zur  Beschlussfassung  über  die  im  §.  114  bezeichneten  Ge- 
genstände erforderlichen  Mehrheit  von  drei  Viertheilen  aller 
Kuxe. 

Die  Ausübung  der  Rechte  des  Kuxeigen thums  gegen- 
über der  Gewerkschaft  wird  nach  §.  106  durch  die  Eintragung 
im  Gewerkenbuche  bestimmt. 

Unter  den  Rechten  des  Kuxeigenthümers  ist  sowohl  das 
Stimmrecht  in  den  Gewerkenversammlungen  (§.  111)  als  auch 
der  Bezug  der  vertheilten  Ausbeuten  (§.  102)  begriffen.  Die 
Gewerkschaft  ist  nicht  verpflichtet  und  in  Ermangelung  einer 


1)  Die  Vertheilung  der  heimgefallenen  Kuxe  unter  den  Gewer- 
ken nach  Verhältniss  der  Antheile  ist  nur  in  dem  Falle  möglich,  wenn 
die  sämmtlichen  nicht  heimgefallenen  Antheile  einen  gemeinschaft- 
lichen Divisor  haben  und  die  Summe  der  Quotienten  der  Zahl  der 
heimgefallenen  Kuxe  gleich  oder  darin  enthalten  ist,  wie  in  folgenden 
Beispielen : 

1.  A.  (heimgefallen)  10  Kuxe:  B.  36,  C.  45,  D.  9 Kuxe  — gemein- 
schaftlicher Divisor:  9 — Summe  der  Quotienten:  10. 

2.  A.  (heimgefallen)  20  Kuxe;  B.  32,  C.  48  Kuxe  — gemeinschaft- 
licher Divisor:  16  — Summe  der  Quotienten : 5. 
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besonderen  statutarischen  Bestimmung  auch  nicht  berechtigt, 
die  Legitimation  des  im  Gewerkenbuche  eingetragenen  Gewer- 
ken zu  prüfen,  also  bei  den  Gewerkenversammlungen  oder  bei 
der  Zahlung  der  Ausbeute  die  Vorlegung  des  Kuxscheines  zu 
verlangen. 

Die  Schlussbestimmung  des  Artikel  183  des  Handels- 
gesetzbuchs (aus  welchem  im  Uebrigen  §.  106  entnommen  ist), 
wonach  die  Actiengesellschaft  zu  dieser  Legitimationsprüfung 
berechtigt  ist,  ist  in  das  Berggesetz  nicht  übernommen.  Ebenso 
begründet  nach  §.  106  die  Eintragung  in  das  Gewerkenbuch 
abweichend  von  Art.  183  cit.  nur  die  Legitimation  zur  Aus- 
übung der  Rechte  des  Kuxeigenthümcrs. 

Diese  Modification  ist  bei  der  Gewerkschaft  deshalb  noth- 
wendig,  weil  der  Gewerke,  anders  wie  der  Actionär,  zu  fort- 
laufenden Leistungen  verpflichtet  ist  und  der  Anspruch  der 
Gewerkschaft  auf  letztere  nicht  davon  abhängig  gemacht  wer- 
den darf,  dass  der  Gewerke  sich  in  das  Gewerkenbuch  ein- 
tragen lässt1). 

Der  Gewerke  bleibt  daher  auch  nach  der  freiwilligen 
Veräusserung  des  Kuxes  nicht  blos  für  die  rückständigen  Bei- 
träge persönlich  verhaftet,  sondern  nach  §.  107  auch  für  solche 
Beiträge,  deren  Erhebung  die  Gewerkschaft  beschlossen  hat, 
bevor  die  Umschreibung  der  Kuxe  im  Gewerkenbuche  gesetz- 
lich (§.  105)  beantragt  ist. 

Der  seitherige  Eigenthümer  hat  also  ein  wesentliches  In- 
teresse daran,  dass  die  Umschreibung  im  Gewerkenbuche  be- 
antragt ist.  Hat  er  seinen  Kuxschein  ausgehändigt,  ohne  dass 
die  Umschreibung  beantragt  ist,  so  bleibt  er  bis  zur  Umschrei- 
bung persönlich  für  die  nach  der  Veräuäserung  ausgeschriebe- 
nen Beiträge  verhaftet.  Der  neue  Erwerber  haftet  ebenfalls 
für  die  nach  der  Veräusserung  beschlossenen  Beiträge  nach 
§.  102.  Beide  werden  von  der  persönlichen  Verpflichtung  be- 
freit, wenn  der  Inhaber  des  Kuxscheins  den  letzteren  gemäss 
§.  130  zum  Verkaufe  überreicht2). 

Bei  der  Veräusserung  des  Kuxes  im  Wege  der  Execu- 


1)  Motive  zur  Regierungsvorlage  S.  75. 

2)  Strohn  in  der  Zeitschrift  für  Berg-,  Hütleu-  und  Salinen- Wesen 
Bd.  XIII  S.  173. 
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tion  wird  der  Gewerke  sowohl  von  der  Verpflichtung  für  die 
künftig  auszuschreibenden  als  für  die  rückständigen  Beiträge 
befreit.  (Vgl.  oben  S.  260.)  Es  liegt  daher  im  Interesse  der 
Gewerkschaft,  bei  Zwangsverkäufen  die  Umschreibung  des 
Kuxes  im  Gewerkenbuche  herbeizuführen  und  die  Person  des 
neuen  Erwerbers  kennen  zu  lernen,  und  es  erscheint  daher 
auch  aus  diesem  Grunde  die  Zuziehung  der  Gewerkschaft  zu 
der  Executionsvollstreckung  nothwendig. 

Die  Verpfändung  der  Kuxe  geschieht  nach  §.  108 
durch  Uebergabe  des  Kuxscheins  auf  Grund  eines  schriftlichen 
Vertrages,  also  in  derjenigen  Form,  welche  durch  die  Verord- 
nung vom  9.  December  1809  für  die  Verpfändung  der  auf 
einen  bestimmten  Namen  lautenden  Verschreibungen  und  Ur- 
kunden vorgeschrieben  ist l).  Ohne  die  Ausfertigung  eines 
Kuxscheins  ist*  die  Verpfändung  des  Kuxes  nicht  möglich. 

Es  ist  die  Frage  aufgeworfen,  ob  es  zulässig  sei,  den 
einmal  verpfändeten  Kuxschein  für  eine  neue  Schuld  zur  zwei- 
ten und  dritten  Stelle  zu  verpfänden.  Diese  Frage  muss  nach 
preussischem  Rechte  verneint  werden.  Das  preussische  Recht 
kennt  eine  mehrmalige  Verpfändung  nur  bei  der  Hypothek  und 
zwar  mit  der  Wirkung,  dass  jeder  Pfandgläubiger  befugt  ist, 
beim  Verfall  seiner  Forderung  auf  den  Verkauf  anzutragen. 
Das  gemeine  Recht  gestattet  die  mehrmalige  Verpfändung  auch 
bei  dem  Faustpfande,  aber  es  räumt  dem  zweiten  und  jedem 
folgenden  Gläubiger  nicht  die  selbstständige  Verkaufsbefugniss 
ein.  Nur  der  erste  Gläubiger  kann  auf  den  Verkauf  antra- 
gen,  und  dem  nachstehenden  Pfandgläubiger  steht  nur  frei, 
durch  Zahlung  der  ihm  vorstehenden  Schuld  in  das  Recht  des 
ersten  Gläubigers  einzutrcten,  um  den  Verkauf  des  Pfandes 
entweder  abzuwenden  oder  zu  beschleunigen. 

Nach  gemeinem  Rechte  ist  also  die  Weiterverpfändung 
nach  der  Vorschrift  des  §.  108  möglich.  Die  Uebergabe  des 


1)  Vgl.  auch  Art.  2074  f.  dos  Code  Napoleon.  — In  Hannover 
soll  nach  Art.  VII  der  Einführungsverordnung  vom  8.  Mai  1867  die 
Wirkung  der  Verpfändung  des  Kuxscheins  nicht  nach  der  Regel  der 
Verpfändung  von  Forderungen,  sondern  nach  den  über  das  Faustpfand 
gegebenen  Vorschriften  (Gesetz  vom  14.  December  1864  §.  42  f.)  be- 
urtheilt  werden. 
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Kuxscheines  wird  bei  der  zweiten  und  dritten  Verpfändung  sym- 
bolisch durch  die  Aushändigung  der  Urkunde  über  die  vorher- 
gehende Verpfändung  bewirkt.  Die  Befugniss  zur  Weiterverpfän- 
dung hat  übrigens  nur  einen  geringen  practisehen  Werth,  weil 
der  zweite  Gläubiger  den  Zeitpunkt  erwarten  muss,  in  welchem 
es  dem  vorstehenden  Gläubiger  gefällt,  sein  Pfandrecht  aus- 
zuüben, falls  er  nicht  durch  Befriedigung  des  ersten  Gläubigers 
dessen  Pfandrecht  an  sich  bringen  will. 

Die  Execution  in  den  Antheil  eines  Gewerken  wird 
durch  Abpfändung  seines  Kuxscheins  und  durch  den  Verkauf 
des  Kuxes  im  Wege  der  Mobiliar- Versteigerung  vollstreckt. 
(§.  109.)  Ist  ein  Kuxschein  nicht  ausgefertigt,  so  muss  die 
Versteigerung  des  Kuxes  ohne  denselben  erfolgen.  Erklärt  der 
Schuldner  bei  der  Manifestation,  dass  er  den  Kuxschein  ver- 
loren habe,  so  ist  der  Gläubiger  berechtigt,  die  Amortisation 
nachzusuchen. 

Bei  dem  Zwangsverkaufe  des  Kuxes  wird  das  dingliche 
Recht  der  Gewerkschaft  an  demselben  für  die  rückständigen 
Beiträge  sowohl  aus  der  Besitzzeit  des  Schuldners  als  auch 
der  Vorbesitzer  wirksam.  Für  die  Kuxe  des  alten  Rechtes, 
deren  Zwangsverkauf  nach  §§.  228  und  234  im  Wege  der  noth- 
wendigen  Subhastation  erfolgt,  ist  dies  durch  die  Subhastations- 
ordnung  vom  15.  März  1869  (Gesetzsammlung  S.  421)  aner- 
kannt, welche  in  §.  111  bestimmt,  dass  bei  der  Subhastation 
von  Bergwerksantheilen  der  Repräsentant  oder  Gruben  Vorstand 
zu  den  Subhastationsinteressenten  gehört ').  Das  baieriscke 
Berggesetz  bestätigt  ferner  die  dingliche  Verhaftung  des  Kuxes 
für  die  rückständigen  Beiträge,  indem  es  die  Bestimmung  des 
§.  120  (§.  131): 

Aus  dem  gelösten  Kaufpreise  werden  zunächst  die 
Verkaufskosten  und  sodann  die  schuldigen  Beiträge 
gezahlt, 

in  §.  99,  welcher  dem  §.  109  des  preussischen  Berggesetzes 

1)  Auch  beim  Zwangsverkauf  mobiler  Kuxe  dürfte  es  hiernach 
nothwendig  sein,  dass  der  die  Execution  vollstreckende  Richter  nach 
Analogie  des  §.  384  der  Concursordnung  vom  8.  Mai  1855  die  Gewerk- 
schaft, auch  wenn  sie  nicht  Extrahentin  ist,  von  der  Execution  benach- 
richtige, damit  dieselbe  ihre  Rechte  wegen  etwaiger  rückständiger  Bei- 
träge wahrzunehmen  im  Stande  sei. 
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entspricht,  für  den  Fall  der  gewöhnlichen  Zwangsvollstreckung 
wiederholt 

Allein  auch  im  preussischen  Berggesetze  ist  diese  ding- 
liche Verhaftung  nicht  blos  in  dem  oben  S.  260  erörterten 
§.  131  Absatz  2,  sondern  auch  in  verschiedenen  andern  Be- 
stimmungen anerkannt.  So  kann  nach  §.  132  der  Gewerke 
auf  seinen  Antheil  nur  dann  verzichten,  wenn  auf  demselben 
weder  schuldige  Beiträge  noch  sonstige  Schuldverbindlichkeiten 
haften.  So  wenig  hierbei  blos  persönliche  Schulden  des  Ge- 
werken, die  nicht  mit  einem  Pfandrechte  an  dem  Kuxe  ver- 
. sehen  sind,  gedacht  werden  kann,  ebenso  wenig  ist  es  zuläs- 
sig, die  im  §.  132  anerkannte  Verhaftung  des  Antheils  als  eine 
nicht  dingliche  zu  bezeichnen. 

Nach  §.  131  Absatz  3 wird  ferner  der  heimgefallene  Kux 
bei  der  Vertheilung  den  Gewerken  lastenfrei,  also  frei  von  den 
darauf  ruhenden  rückständigen  Beiträgen  zugeschrieben.  Die 
dingliche  Verhaftung  des  Antheils  für  die  rückständigen  Bei- 
träge geht  daher  nicht  blos  aus  der  Entstehungsgeschichte  und 
dem  früheren  Rechtszustande,  sondern  auch  aus  dem  Wort- 
laute und  dem  Zusammenhänge  der  Bestimmungen  des  Berg- 
gesetzes hervor.  Sie  kann  nur  verkannt  werden,  indem  man 
einseitig  die  entsprechenden  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches über  die  Actien,  bei  denen  von  rückständigen  und  fort- 
laufenden Beiträgen  überhaupt  nicht  die  Rede  ist,  zur  Aus- 
legung unseres  Gesetzes  benutzt. 

§.  27.  Die  alte  Gewerkschaft. 

(§§.  226 — 240  des  Berggesetzes.) 

Nach  den  Uebergangsbestimmungen  der  §§.  226  — 240 
findet  die  gewerkschaftliche  Verfassung  des  vierten  Titels  auf 
die  beim  Eintritt  der  Gesetzeskraft  des  Berggesetzes  bereits 
bestehenden  Bergwerke  nur  mit  umfassenden  Ausnahmen  An- 
wendung. Diese  Ausnahmen  betreffen: 

1)  die  juristische  Persönlichkeit  der  Gewerkschaft; 

2)  die  Kuxeintheilung  und 

3)  die  Mobiliarqualität  der  Kuxe. 

1.  Die  juristische  Persönlichkeit  der  Gewerkschaft  des 
neuen  Rechtes  würde  mit  dem  Grundsätze  des  älteren  Rechtes, 


i 


■*«  Digitized  by  Google 


§.  27.  Die  alte  Gewerkschaft. 


275 


dass  die  Kuxe  ideelle  Antheile  des  Bergwerks  und  folglich  das 
Bergwerk  im  Miteigenthum  der  Gewerken  ist,  nicht  verträg- 
lich sein.  Da  nun  die  Immobiliarqualität  der  Kuxe  für  die 
alte  Gewerkschaft  nach  §.  228  beibehalten  ist,  so  muss  die- 
selbe abweichend  von  der  neuen  Gewerkschaft  nicht  als  eine 
juristische  Person,  sondern  als  ein  Verhältniss  des  Gesammt- 
eigenthums  (oben  S.  215)  betrachtet  werden.  Folgerichtig  sind 
daher  die  Vorschriften  der  §§.  94—98,  welche  die  practischen 
Folgen  der  Personificirung  der  Gewerkschaft  ausdriicken,  nach 
§.  227  auf  die  bestehenden  Gewerkschaften  ')  nicht  angewendet. 

Es  ist  bereits  oben  S.  226  bemerkt,  dass  die  Vorschrif- 
ten der  §§.  94 — 98  nur  insoweit  für  ausgeschlossen  zu  erach- 
ten sind,  als  dieselben  neues  Recht  enthalten.  Soweit  diesel- 
ben dagegen  Grundsätze  des  früheren  Rechtes  unverändert 
wiederholen,  sind  letztere  durch  §.  227  unzweifelhaft  nicht 
aufgehoben.  Daher  kann  auch  die  alte  Gewerkschaft  nach 
§.  18  Nr.  15  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851  in  der  Person 
ihres  Repräsentanten  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden, 
ohne  dass  die  einzelnen  Gewerken  als  Kläger  oder  Verklagte 
vor  Gericht  auftreten.  Die  Gewerkschaft  kann  ferner  nach 
§.  18  und  §.  22  desselben  Gesetzes  Rechte  erwerben  und  Ver- 
bindlichkeiten eingehen,  welche  auf  die  Besitznachfolger  der 
einzelnen  Gewerken  übergehen,  also  nicht  die  Personen  der 
Gewerken,  sondern  nur  die  Gewerkschaft  als  solche  zum  Sub- 
jec t haben.  Auf  die  Gewerkschaft  des  alten  Rechtes  findet 
sogar  die  Vorschrift  des  §.  99  des  Berggesetzes  Anwendung, 
wonach  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gewerkschaft  nur  das 
Vermögen  derselben  haftet. 

Die  Gewerkschaft  des  alten  Rechtes  ist  daher  in  vielen 
Beziehungen  dem  genossenschaftlichen  Verhältnisse  angenähert 
und  nimmt  eine  zwischen  der  Vertragsgemeinschaft  und  der 
juristischen  Person  in  der  Mitte  liegende  Stellung  ein2). 

In  Bezug  auf  die  Haftung  für  die  Gruben  schulden 

1)  Im  §.227  ist  irrthümlich  gesagt  „auch  die  bestehenden  Berg- 
werke“. Es  ergibt  sich  jedoch  ans  §.  22G,  dass  nur  die  vor  dem 
1.  October  1865  im  Besitz  einer  Gewerkschaft  befindlichen  Bergwerke 
gemeint  sind. 

2)  Vgl.  m.  Uebersicht  S.  231  f. 
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bestand  nach  dem  früheren  Rechte  eine  Meinungsverschieden- 
heit, während  nämlich  die  Mehrzahl  der  Lehrer  des  gemeinen 
Rechtes  annahm,  dass  die  Gewerken  für  die  Grubenschul- 
den nicht  persönlich  verhaftet  seien,  hat  das  Ober -Tribu- 
nal für  das  Gebiet  des  früheren  preussisehen  Bergrechtes 
* stets  das  Gegentheil  und  in  einer  Reihe  von  Entscheidun- 
gen den  Satz  angenommen,  dass  die  Gewerken  für  die  Gruben- 
schulden auch  persönlich  verantwortlich  seien  und  zwar  auch 
nach  der  Veräusserung  ihres  Bergwerkseigenthums  l).  Nur  für 
den  Fall  der  Caducirung  war  nach  §.  292  A.  L.  R.  II.  16  die 
persönliche  Verhaftung  des  früheren  Gewerken  ausgeschlossen. 
Die  erheblichen  practischen  Bedenken,  welche  gegen  die  per- 
sönliche und  zwar  nach  preussischem  Rechte  solidarische  Ver- 
haftung des  Gewerken  für  die  in  seiner  Besitzzeit  contrahirten 
Grubenschulden  sich  geltend  machten,  nöthigten  dazu,  den 
Grundsatz  des  §.  90,  welcher  diese  persönliche  Verhaftung  für 
die  Gewerken  des  neuen  Rechtes  in  Folge  der  Personificirung 
der  Gewerkschaft  bezeichnet,  auch  auf  die  Gewerkschaften  des 
alten  Rechtes  anzuweuden. 

2.  Die  ältere  Eintheilung  in  128  Kuxe  ist  nach  S.  228 
für  die  alten  Gewerkschaften  beibehalten,  zugleich  ist  jedoch 
die  weitere  Theilung,  welche  bisher  unbeschränkt  gestattet 
war,  insoweit  beschränkt  worden,  dass  nach  §.  228  ein  Kux 
nur  noch  in  10  Theile  getheilt  werden  darf. 

Schon  im  älteren  deutschen  Bergrechte  hatte  sich  mit 
dem  steigenden  Werthe  der  Bergwerke  das  Bedürfniss  einer 
weitergehenden  Theilung  als  in  128  Kuxe  geltend  gemacht. 
Man  gab  diesem  Bedürfnisse  nach  und  das  gemeine  deutsche 
Bergrecht  gestattete  im  Wege  der  fortgesetzten  Halbirung  die 
Theilung  der  Kuxe  in  Achtel2). 

Das  der  früheren  Kuxeintheiiung  zu  Grunde  liegende 
System  der  fortgesetzten  Halbirung  entsprach  jedoch  ebenso 

1)  Vgl.  die  Erkenntnisse  vom  28.  September  1854,  23.  Februar 
und  24.  April  1866,  4.  Februrr  1867.  — M.  Uebersicht  S.  255  f.  — 
Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VII  S.  526,  528,  Bd.  IX  S.  161.  — Das 
neueste  in  der  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  X S-  170  mitgetheilte  Er- 
kenntniss  vom  24.  November  1868  hat  ebenfalls  eine  vor  dem  1.  Oc- 
tober  1865  entstandene  Schuldforderung  zum  Gegenstände. 

2)  Bergbauspiegel  Cap.  VI  §.  3.  — Veit  Bergwörterbuch  S.  311. 
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wenig  als  das  neuerdings  angenommene  Decim&l-System  dem 
Zwecke  der  beliebigen  Theilung,  da  z.  ß.  schon  bei  drei  Mit- 
erben oder  Gesellschaftern  die  Vertheilung  in  ganzen  oder  in 
Achtel-Kuxen  unmöglich  wurde  Das  Allg.  Landrecht  beseitigte 
nun  die  Beschränkung  der  Theilbarkeit  der  Kuxe  fast  vollständig, 
indem  es  im  §.  135  Theil  II  Tit.  16  gestattete,  die  Kuxe  in 
Unterabtheil ungen  zu  theilen,  welche  nicht  unter  einem 
Achtel  betragen  durften,  ohne  dass  jedoch  die  Theilung  grade 
in  Achtel  vorgeschrieben  worden  wäre. 

Diese  Bestimmung,  welche  gar  keinen  bestimmten  Thei- 
lungsmassstab  festsetzte,  gab  einer  sehr  weitgehenden  Zersplitte- 
rung der  Bergwerksantheile  Raum,  und  veranlasste  die  Entstehung 
so  vieler  ungleichnamiger  und  exorbitanter  ßruchtheile,  dass 
dadurch  der  Verkehr,  insbesondere  in  den  älteren  Bergwerks- 
districten  der  Provinz  Westfalen  in  ausserordentlichem  Masse 
erschwert  wird. 

Ueber  den  Umfang,  welchen  die  Zersplitterung  der  Kuxe 
vor  Erlass  des  neuen  Berggesetzes  angenommen  hat,  enthält 
eine  amtliche  Denkschriit  des  Verfassers  aus  dem  Jahre  1857 
eingehende  Mittheilungen,  aus  denen  hier  erwähnt  sein  mag, 
dass  die  Kuxbruchtheile  bei  einzelnen  westfälischen  Bergwer- 
ken 30  — 49  Stellen  zählen  und  z.  B.  der  Antheil  der 
Wittwe  H.  an  der  Grube  ,,Ver.  Kirschbaum  und  Neumark“ 
, 1.0Ö6.236.973.967.050.457. 242.461  „ , . ..  . n 

1 ■ 17754.92^18.409568^43.040  K“XC  ~  1 * * *  VSL  “• <*"* 


mental*  S.  396  f. 

Die  früheren  Versuche,  dieser  exorbitanten  Bruchtlieilung 
Einhalt,  zu  tliun,  waren  ohne  Erfolg.  Die  Instruction  für  die 
Bearbeitung  des  Berghypothekenwesens  vom  21.  September 
1832  ordnete  zwar  im  §.  24  die  zwangsweise  Yeräusserung 
der  unter  eiuem  Achtel  verbleibenden  Bruchtheile  an.  Allein 
auch  diese  Anordnung  blieb  ohne  practischen  Erfolg. 


1)  Die  Betheiligten  pflegen  dio  Auseinandersetzung  wegen  der 

überschiessenden  Bruchtheile  zu  vernachlässigen.  Auch  unter  dem  neuen 

Berggesetze  begegnet  man  notariellen  und  gerichtlichen  Verträgen, 
durch  welche  trotz  der  Vorschrift  des  §.  101  „ein  Drittheil  aller  Kuxe“ 

u.  dgl.  veraussert  wird.  Nur  die  amtliche  Buchführung  über  den  ge- 

werkschaftlichen Besitzstand-  würde  die  Aafrechterhaltung  des  vorge- 
schriebenen Kuxointheilung  sichern. 
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Auch  das  allgemeine  Berggesetz  hat  auf  die  Beseitigung 
der  vorhandenen  Bruchtheile  verzichtet  und  nur  die  Bildung 
neuer  nicht  decimaler  Bruchtheile  verboten.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  dass  dieses  Verbot  nicht  die  Veräußerung  von 
Bruchtheilen  betrifft,  die  an  sich  selbst  nicht  decimal  sind, 
aber  zur  Abrundung  des  verminderten  und  des  vermehrten 
Kuxbruchtheils  dienen.  Wenn  also  z.  B.  A 17/32,  B 16/32  Kux 
besitzt,  so  kann  A an  B V32  veräussern,  ohne  gegen  §.  228 
zu  verstossen,  weil  nach  der  Veräusserung  A und  B jeder  »/t 
oder  &/io  Kux  besitzen. 

In  Schlesien  und  Sachsen  beträgt  die  Zahl  der  Kuxe  bei  den 
alten  Gewerkschaften  nur  122 *  l),  mit  gleicher  Untereintheilung. 

3.  Die  Kuxe  der  alten  Gewerkschaft  behalten  nach  §.  228 
die  I m m 0 b i 1 i a r - Q u a 1 i t ä t , also  die  Eigenschaft  unbeweg- 
licher  Sachen.  Es  ist  bereits  oben  S.  225  ausgeführt,  dass 
diese  Vorschrift  keineswegs  als  zweckmässig  oder  als  nothwen- 
dig  anzuerkennen  ist.  Es  wird  dadurch  ein  und  derselbe  Ver- 
kehrsgegenstand, je  nach  dem  Alter  seiner  Entstehung,  ganz 
entgegengesetzten  Rechtsregeln  unterworfen.  Die  daraus  ent- 
stehende Verwirrung  wird  in  eine  unabsehbare  Ferne  verlän- 
gert. Denn  so  wie  gegenwärtig  zahlreiche  Bergwerke  vorhan- 
den sind,  deren  Verleihung  bis  zu  zweihundert  Jahren  zurück 
datirt,  so  darf  erwartet  werden,  dass  die  bis  jetzt  ertheilten 
Bergwerksverleihungen,  durch  welche  für  das  Bedürfnis  des 
Bergbaues  mehrerer  Jahrhunderte  vorgesorgt  ist,  zum  grösseren 
Theile  ein  eben  so  hohes  Alter  erreichen  werden.  Die  Mobilisi- 
rung  der  Kuxe  wird  daher  für  die  nächsten  Generationen  nur  bei 
einer  geringfügigen  Zahl  von  Bergwerken  Anwendung  finden 
und  der  bedeutendste  und  werthvollste  Theil  des  Bergwerksbe- 
sitzes wird  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  der  aufgehobenen  Rechts- 
regel unterworfen  sein.  Die  dauernde  Aufrechterhaltung  die- 
ser Rechtsverschiedenheit  muss  als  ein  Uebelstand  bezeichnet 
werden,  welcher  die  etwaigen  Nachtheile  einer  vorsichtigen 
Umgestaltung  der  unter  dem  früheren  Rechte  begründeten 
Rechtsverhältnisse  weit  überwiegt.  Man  muss  auch  behaupten, 
dass  der  Gesetzgeber  wohl  nur  deshalb  von  dieser  Umgestal- 


1)  Schlesische  Bcrgordnnng.  Cap.  XXXI  §.  1.  Magdebnrg-Halber- 
städt.  B.  O.  Cap.  XXXI  §.  1.  Vergl,  unten  §.  30. 
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tung  und  von  der  Rückwirkung  der  neugeschaffenen  Verkehrs- 
formen abgesehen  hat;  weil  ein  grosser  Theil  der  Bergwerks- 
besitzer sich  gegen  die  Annahme  derselben  sträubt  und  diese 
Erleichterung  der  Verkehrsformen  als  eine  Gefahr  für  den 
Bergbau  bezeichnet. 

Die  Gegner  der  Mobilisirung  der  Kuxe  behaupten,  dass 
die  Kuxe  durch  die  Ausgabe  übertragbarer  Gewährscheine  in 
die  den  Actien  eigentümliche  Bewegung  gerathen  und  als 
Börsenpapier  von  Hand  zu  Hand  gehen  werden.  Das  Interesse, 
welches  die  Gewerken  an  das  Bergwerk  als  ihre  eigene  Unter- 
nehmung knüpft,  werde  dann  erlöschen.  Der  Kuxbesitz  — 
jetzt  ein  dauerndes  durch  viele  Generationen  vererbtes  Fami- 
iienbesitzthum  — werde  dann  in  die  Hände  von  Speeulanten 
übergehen,  denen  die  Kuxe  nichts  seien  als  Gegenstände  der 
vorübergehenden  Geldanlage  und  der  Agiotage.  Dann  sei  es 
aber  um  das  Gedeihen  und  um  die  Blüthe  des  Bergbaues  ge- 
schehen. Denn  die  Betheiligung  am  Bergbau  müsse,  um  frucht- 
bringend zu  sein,  auf  die  Dauer  berechnet  und  von  einem 
sachlichen  Interesse  getragen  sein.  Das  durch  die  Canäle  der 
Speeulation  leicht  und  reichlich  Üiesseude  Capital  fliesse  bei 
unvorhergesehenen  Schwierigkeiten,  denen  der  solideste  Berg- 
bau mehr  als  andere  Industriezweige  begegne,  ebenso  unauf- 
haltsam wieder  ab.  Während  daher  die  Börsenspeculation 
erfahrungsmässig  bedeutende  Capitalien  in  unsicheren  und  nutz- 
losen Unternehmungen  vergeude,  gebe  sie  in  den  Zeiten  der 
Zubusse  und  der  Krise  die  werthvollsten  und  vielversprechend- 
sten Anlagen  auf,  um  ihr  Capital  in  anderen  Unternehmungen 
anzulegen,  die  augenblicklichen  Gewinn  verheissen. 

Allein  während  diese  Anklage  gegen  das  Eindringen  der 
Börsenspeculation  auf  das  Gebiet  des  Bergbaues  eine  gewisse 
Berechtigung  erhält  durch  den  jähen  Ruin  so  grosser  unter 
glänzenden  Erwartungen  begonnener  Actienunternehmungen,  die 
durch  falsche  Berechnung  ihrer  Leiter  zu  Grunde  gegangen 
sind,  übersieht  man  ganz,  dass  sie  keineswegs  gegen  die 
Erleichterung  der  Verkehrsformen,  sondern  gerade  gegen  die 
früher  bestandenen  Verkehrsbeschränkungen  zu  richten  ist, 
welche  die  neuen  Bergwerksunternehmungen  in  die  meistens 
unpassende  Form  der  Actiengesellschaften  und  der  Actien- 
commanditgesellschaften  drängten  und  so  der  fieberhaften 
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Speculation,  die  alles  bewegliche  und  unbewegliche  Ver- 
mögen in  courshabende  Papiere  zu  verflüchtigen  strebt  und 
mit  diesen  eingebildeten  Werthen  ein  ruheloses  Spiel  treibt, 
den  Eingang  auf  das  Gebiet  des  Bergbaues  verschafft  haben. 

Die  mobilisirte  Kux  ist  aber  keineswegs  wie  die  Actie 
ein  courshabendes  Papier.  Der  übertragbare  Gewähr- 
schein repräsentirt  weder  ein  bestimmtes  nominelles  Capital, 
noch  auch  eine  fortlaufende  Rente.  Der  Eigentümer  des  Ge- 
währscheins hat  nicht  wie  der  Actionär  mit  einer  einmaligen 
Einlage  das  Recht  erkauft,  an  den  Erträgen  des  Bergwerks 
Theil  zu  nehmen,  ohne  zu  weiteren  Leistungen  für  dieses  Un- 
ternehmen verbunden  zu  sein.  Er  hat  für  seinen  Antheil  eben- 
sowohl Zubussen  zu  erlegen,  als  Ausbeute  zu  erheben.  Der 
Gewährschein  ist  daher  weder  als  Zahlungsmittel  zu  gebrau- 
chen, noch  auch  eignet  er  sich  überhaupt  zu  einem  Börsen- 
papier, da  von  einem  Course,  d.  h.  von  einem  in  Procenten 
des  Nominalbetrages  auszudrückenden  Werthe,  niemals  die 
Rede  sein  kann.  Der  mobilisirte  Kux  ist  also  seinem  Inhalte 
nach  von  dem  hypothekarisch  eingetragenen  Kuxe  überhaupt 
nicht  verschieden.  Er  gewährt  seinem  Besitzer  dieselben  Rechte 
und  er  begründet  ganz  dieselben  Verpflichtungen,  wie  der 
hypothekarisch  ^eingetragene  Antheil.  Nur  in  den  Formen  der 
Uebertragung  und  der  Verpfändung  findet  eine  Veränderung  statt. 

Seine  Form”  lasst  keine  Täuschung  darüber  zu,  dass  der 
Bergbau  nicht  wie  die  Staatsanleihen,  wie  die  Eisenbahnunter- 
nehmungen und  die  Creditinstitute  als  ein  Object  der  blossen 
Capitalanlage  ausgebeutet  werden  kann,  dass  er  nicht  blos 
das  Geld,  sondern  auch  die  Thätigkeit  des  Unternehmers  in 
Anspruch  nimmt.  Denn  der  Gewährschein,  in  welchem  der 
Capital  ist  seine  Betheiligung  an  dem  Bergwerke  erwirbt,  ver- 
heisst  ihm  nicht,  wie  die  Actie  oder  der  Ivommanditantheil  die 
Verzinsung  seines  Anlagekapitals;  er  gibt  ihm  nicht  für  eine 
einmalige  Einlage  die  bequeme  Vormundschaft  eines  Verwal- 
tungsrathes,  die  verlockende  wenn  auch  trügerische  Hoffnung 
auf  Dividenden  und  Coursgewinnste  ohne  eigene  Thätigkeit. 
Er  verweist  ihn,  statt  auf  die  Börse,  auf  das  Bergwerk  und 
in  die  Gewerken  Versammlung,  um  da  seinen  Antheil  an  den 
Sorgen  und  an  der  Verantwortlichkeit  des  gemeinsamen  Ge- 
schäftsbetriebes zu  nehmen  und  zu  leimen,  dass  der  Bergbau 
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seine  langsam  reifenden  Früchte  nicht  dem  Capital  allein  ge- 
währt, sondern  nur  in  Verbindung  mit  der  Intelligenz  und  der 
Ausdauer. 

Eine  andere  Reihe  von  Einwürfen  richtet  sich  gegen  die 
veränderte  Form  der  Verpfändung  des  Bergwerkseigenthums, 
welcher  einerseits  der  Gewerkschaft  gestattet,  das  ganze  Berg- 
werk mit  Hypotheken  zu  belasten  (§.  98),  andrerseits  dem 
Gewerken  die  Verpfändung  der  Kuxe  in  der  Form  des  Faust- 
pfandes an  Kuxscheine  oder  der  symbolischen  Verpfändung 
überlässt,  (§.  108.) 

Man  hat  behauptet,  die  Verpfändung  der  mobilisirten 
Kuxe  werde  durch  die  Befugniss  der  Gewerkschaft,  das  ganze 
Bergwerk  zu  belasten  (§.  98),  ganz  illusorisch  gemacht.  Von 
anderer  Seite  ist  die  Besorgniss  vor  betrüglichem  Missbrauche 
und  die  Befürchtung  ausgesprochen,  dass  die  Gewerken  zu- 
nächst ihre  Antheile,  demnächst  aber  zum  Nachtheile  der  An- 
theilsgläubiger  den  Grubenkörper  hypothekarisch  verpfänden, 
den  Erlös  unter  sich  vertheilen  und  die  Gewerkschaft  auf- 
lösen  könnten.  Allein  einem  dolosen  Missbrauche  ist  nicht 
bloss  diese,  sondern  jede  andere  Befugniss  der  Mehrheit  aus- 
gesetzt. Das  Gesetz  kann  auch  auf  einem  Gebiete,  welches  so 
wesentlich  auf  Vertrauen  beruht  und  von  Treu  und  Glauben 
beherrscht  wird,  wie  der  geschäftliche  Verkehr  und  Credit,  der 
Möglichkeit  eines  dolosen  Missbrauches  nicht  absolut  Vorbeugen. 
Allein  es  ist  ein  Irrthum,  dass  die  Verpfändung  des  Gruben- 
körpers, falls  sie  zu  Zwecken  des  Bergwerksbetriebes  erfolgt, 
den  Werth  des  verpfändeten  Antheilrecktes  verringere.  Das 
gewerkschaftliche  Vermögen  und  der  Werth  des  Kuxes,  der 
Viootel  dieses  Vermögens  darstellt,  bleibt,  wie  oben  S.  218  aus- 
geführt ist,  unvermindert,  wenn  demselben  an  Activis  das  hypo- 
thekarisch aufgenommene  Kapital  oder  die  mit  diesem  Kapitale 
hergestellte  Anlage,  an  Passivis  aber  die  hypothekarische  Schuld 
in  gleichem  Betrage  hinzutritt. 

Sowenig  also  Eisenbahnactien  dadurch  aufhören  ein  sehr 
geeignetes  Object  der  Verpfändung  und  des  Itealcredits  abzu- 
geben, dass  die  Actiengesellschaft  ihr  Grundvermögen  verpfän- 
den und  sogar  Obligationen  emittiren  kann,  ebensowenig  beein- 
trächtigt die  Verpfändung  des  ganzen  Bergwerks  den  Realcredit 
der  Kuxe.  Es  muss  sogar  behauptet  werden,  dass  die  Ver- 
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pfändung  der  Kuxe  einen  grösseren  Realcredit.  gewähren  wird, 
als  die  bisherige  hypothekarische  Verpfändung  der  Bergwerks- 
antheile,  weil  bei  den  häufigen  und  plötzlichen  Schwankungen, 
welche  der  Werth  der  Kuxe  erfahrt,  die  Langsamkeit,  mit 
welcher  das  Hypothekenrecht  durch  die  Aufkündigung  und 
Subhastation  realisirt  werden  muss,  die  Sicherheit  der  For- 
derung häufig  gefährdet.  Diese  Langsamkeit  der  Realisirung 
* in  Verbindung  mit  der  Kostspieligkeit  der  Hypotheken bestellung 
ist  offenbar  die  Ursache  des  sehr  geringen  Realcredits,  welchen 
die  Bergwerksantheile  trotz  ihres  grossen  Kapitalwerthes  bisher 
erzielt  haben.  Der  §.  108  beseitigt  diese  langsamen  und  kost- 
spieligen Formen  und  gestattet  die  Verpfändung  durch  blossen 
schriftlichen  Vertrag,  den  Zwangs  verkauf  im  Wege  der  Mobi- 
liarauction  (§.  109). 

Diese  Form  der  Verpfändung  vereinigt  also  mit  den  Vor- 
zügen der  grössten  Leichtigkeit  iu  der  Bestellung  und  in  der 
Realisirung  des  Pfandrechtes  alle  Vortheile  der  bisherigen 
hypothekarischen  Verpfändung  der  Kuxe.  Sie  giebt  den  Ge- 
werkschaften den  vollen  Genuss  des  ihnen  bisher  entzogenen 
hypothekarischen  Credits  des  Grubenkörpers  zurück,  und  erhält 
zugleich  dem  Gewerken  den  ungeschmälerten  Besitz  seines 
Antheilcredits,  der  ja  nicht  auf  dem  Realwerthe  des  Bergwerks 
allein,  sondern  auf  der  gesummten  Vermögenslage  der  Gewerk- 
schaft beruht  und  von  dem  vereinzelten  Momente  der  hypo- 
thekarischen Belastung  des  Grubenkörpers  allein  unmöglich 
berührt  werden  kann. 

Das  Allg.  Berggesetz  befreit  daher  nicht  nur  den  Ge- 
brauch des  in  dem  Bergwerksvermögen  ruhenden  Realcredits 
von  den  in  der  bisherigen  hypothekarischen  Eintragung  der 
Kuxe  begründeten  kostspieligen  schleppenden  und  trotz  alles 
Formalismus  dennoch  unzureichenden  Formen.  Er  verdoppelt 
auch  die  Quelle  dieses  Realcredits.  Denn  wenu  es  wahr  ist, 
dass  der  richtige  Gebrauch  des  Credits  nicht  eine  Verschlech- 
terung, sondern  eine  Bereicherung  des  Vermögens  enthält,  dass 
der  Credit  im  Dienste  der  Industrie  nicht  consumirend,  sondern 
geradezu  productiv  wirkt,  so  darf  nicht  bezweifelt  werden,  dass 
die  Benutzung  des  Realcredits  der  Bergwerke  durch  die  Ge- 
werkschaften weder  die  Quelle  einer  leichtsinnigen  Wirthschaft, 
einer  Verarmung  des  Bergbaues  werden,  noch  auch  den  Ge- 
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brauch  desjenigen  Realcredits  hindern  wird,  welchen  der  Gewerke 
in  seinem  Antheile  an  dem  gewerkschaftlichen  Vermögen  besitzt 
und  ungeschmälert  behalten  wird. 

Schliesslich  würden  säinmtliche  Bedenken,  welche  gegen 
die  Mobilisirung  der  bestehenden  Bcrgwerksanthcile  erhoben 
werden,  nicht  die  Ausnahme  derselben  von  der  im  vierten  Titel 
aufgestellten  Regel,  sondern  nur  die  Verwerfung  dieser  Regel 
motiviren  können,  und  es  wird  auf  die  Dauer  nur  die  Wahl  • 
übrig  bleiben,  entweder  diese  Regel  unterschiedslos  auch  auf 
die  alten  Gewerkschaften  anzuwenden  oder  allgemein  zu  den 
Grundsätzen  des  älteren  Rechtes  zurückzukehren. 

Die  Vorschriften,  welche  für  das  Kuxeigenthum  bei  den 
alten  Gewerkschaften  für  dessen  Erwerbung  Veräusserung  und 
Verpfandung  gelten,  sind  theils  in  den  Uebergangsbestim- 
mungen  der  §§.  228 — 234  theils  in  den  Bestimmungen  der 
älteren  Berggesetze  enthalten,  welche  zwar  durch  §.  2 44  des 
Berggesetzes  aufgehoben  sind,  aber  doch  zur  Interpretation 
der  angeführten  Uebergangsbestimmungen  herangezogen  werden 
müssen. 

Für  die  Erwerbung  und  Veräusserung  des  Kuxeigen- 
thums kommen  nach  §.  231  die  für  Grundstücke  gegebenen 
Bestimmungen  zur  Anwendung.  Zur  mittelbaren  Erwerbung 
des  Kuxeigenthums  ist  daher  nach  preussischem  Rechte  die 
gerichtliche  oder  notarielle  Form  des  Vertrages,  der  einge- 
tragene Besitz  des  Autors,  die  Abwesenheit  der  mala  fides  des 
Erwerbers  erforderlich. ') 

In  Bezug  auf  das  letzte  Requisit,  die  Besitzübergabe 
entscheidet  §.  231  des  Berggesetzes  eine  Controverse  des  älteren 
Rechtes.  Das  Allg.  Landrecht  bestimmt  nämlich  im  Titel : 

§.  266.  Rechte  des  Gesammteigenthums  erlangt 
jeder  Theilhaber  nur  durch  Eintragung  seines  Namens 
in  das  Gegenbuch ; und  erhält  darüber  vom  Bergamte 
einen  Gewährschein,  der  ihm  zum  Beweise  der  erfolgten 
Eintragung  dient. 

§.  267.  Nur  derjenige  ist  als  wahrer  Eigenthümer 
eines  Bergtheils  zu  betrachten,  der  als  solcher  im  Gegen- 
buche steht. 


1)  Allg.  Landr.  Theil  L Titel  10.  §.  6—20. 
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Es  war  streitig,  ob  durch  diese  Vorschriften  die  mittel- 
bare Erwerbung  des  Kuxeigenthums  von  der  Eintragung 
im  Gegenbuche  abhängig  gemacht  sei,  und  ob  diese  Eintragung 
bei  den  Kuxen  die  Besitzübergabe  vertreten  soll.  Diese  Frage 
war  von  dem  Ober-Tribunal  in  einer  früheren  Entscheidung 
vom  27.  Februar  1844  (Entscheidungen  Bd.  10.  S.  114)  bejaht 
und  auf  Grund  derselben  das  folgende  Präjudiz  eingetragen 
i worden  : 

Der  Uebergang  des  Eigenthums  von  Bergantheilen  ist 
bei  deren  mittelbarer  Erwerbung  von  der  Zuschreibung 
im  Berggegenbuch  abhängig.  Die  Vorschriften  der  Aller- 
höchsten Cabinetsorder  vom  31.  October  1831  sind  auf 
Bergantheile  nicht  anwendbar. 

Präjudiz  1418b- 

Durch  den  Plenarbeschluss  vom  7.  Juli  1851  (Entscheid. 
Bd.  21.  S.  10;  Strieth.  Archiv  Bd.  2.  S.  235)  ist  jedoch  dieses 
Präjudiz  zurückgenommen  und  an  dessen  Stelle  der  folgende 
Rechtsgrundsatz  aufgestellt : 

Der  Uebergang  des  Eigenthums  bei  Bergwerksantheilen 
ist  bei  deren  mittelbarer  Erwerbung  von  der  Zuschreibung 
im  Berggegenbuche  nicht  abhängig,  vielmehr  sind  dabei 
die  allgemeinen  Bestimmungen  von  der  mittelbaren  Er- 
werbung des  Grundeigenthums  überhaupt  anwendbar. 

Präjudiz  2.200. 

Aus  den  Erörterungen  über  die  streitenden  Meinungen J) 
ergibt  sich,  dass  schon  bei  der  Redaction  des  Allg.  Landrechts 
darüber  gestritten  wurde,  ob  die'  Eintragung  in\s  Gegenbuch 
nach  Art  der  deutsch  rechtlichen  Auflassung  oder  die  Tradition 
nach  den  Grundsätzen  des  römischen  Rechtes  für  die  Erwerbung 
des  Kuxeigenthums  zu  erfordern  sei.  Nach  §.  231  des  Berg- 
gesetzes ist  die  letztere  Meinung  jetzt  endgültig  angenommen  2) 

1)  M.  Uebersicht  S.  239  f.  — v,  d.  Bercken  in  der  Zeitschrift 
für  Bergrecht  Bd.  I.  S.  99  f. 

2)  Dass  die  körperliche  Uebergabe  bei  dem  Kuxe  als  einem  blossen 
RechtsbegrifTe  eine  wenig  zweckmässig  gewählte  Art  der  üebertragung 
ist  und  deshalb  nothwendig  zu  einer  leeren  Form  herabsinken  muss, 
ist  unzweifelhaft.  Eine  ebenso  leere  Förmlichkeit  pflegt  jedoch  das 
Anerkenntniss  der  Besitzübergabe  in  den  Kaufacten  über  Grundstücke 
zu  sein,  und  es  ißt  deshalb  bekanntlich  »noch  neuerdings  durch  eine 
Gesetzvorlage  die  Frage  angeregt,  ob  allgemein  statt  der  Uebergabe 
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und  die  Eintragung  in  das  Berggegenbuch  ist  ebenso  wenig 
wie  die  Eintragung  in  das  Gewerkenbuch  bei  den  Kuxen  des 
neuen  Rechtes  für  die  Erwerbung  massgebend. 

Das  Berggegen b uch  hat  dagegen  für  die  Gewerk- 
schaft des  alten  Beeiltes  die  Bedeutung  des  Gewerkenbuches. 
Allerdings  soll  die  Bestimmung  des  106,  wonach  der  im 
Gewerkenbuche  verzeichnete  Kuxeigenthümer  der  Gewerkschaft 
gegenüber  als  legitimirt  gilt,  nicht  Anwendung  finden  und  §.  107 
nach  §.  232  nur  mit  der  Massgabe  für  die  alte  Gewerkschaft 
gelten,  dass  der  Gewerke  für  die  bis  zur  Veräusserung  be- 
schlossenen Beiträge  haftet.  Diese  Ausnahmen  werden  dadurch 
motivirt,  dass  eine  U mschrcibung  ausserhalb  des  Bereiches  der 
preussischen  Hypothekenverfassung  nicht  vorkommt.  Es  ist 
jedoch  offenbar  nicht  Absicht  gewesen,  den  Grundsatz  des 
älteren  Rechtes,  dass  der  im  Berggegenbuche  eingetragene 
Gewerke  als  solcher  der  Gewerkschaft  gegenüber  gilt  (§.  207 
A.L.R.  II.  16),  grade  für  die  alten  Gewerkschaften  aufzuheben, 
nachdem  derselbe  im  §.  106  auf  die  neue  Gewerkschaft  über- 
tragen ist.  Ebenso  hätte  füglich  die  Vorschrift  beibehalten 
werden  sollen,  dass  der  Verkäufer  des  Kuxes  für  die  vor  nach- 
gesuchter Zuschreibung  im  Berggegenbuche  beschlossene  Zu- 
busse  haftet  (§.  323  ALIi.  II.  16)  und  dies  ist  denn  auch  für 
Nassau  durch  Art.  XI  der  Einführungs-Verordnung  vom  22.  Fe- 
bruar 1867  geschehen. 

Die  Verpfändung  der  Kuxe  erfolgt  nach  §.  230  u.  231 
durch  Bestellung  einer  Hypothek  nach  den  für  Grundstücke 
gegebenen  Bestimmungen.  Die  Hypothek  haftet  auf  dem  Berg- 
werke selbst,  dessen  ideellen  Theil  der  Kux  darstellt.  Die 
Regel  des  §.  98,  dass  das  Bergwerk  nur  als  Ganzes  und  nur 
von  der  Gewerkschaft  mit  Hypotheken  beschwert  werden  kann, 
findet  also  auf  die  alte  Gewerkschaft  nicht  Anwendung.  Die 
Verpfändung  des  ganzen  Bergwerks  kann  nur  durch  Bestel- 
lung einer  Hypothek  an  sämmtlichen  Kuxen  erfolgen.  Es 
war  früher  streitig,  ob  die  Gewerkschaft  durch  einen  Mehr- 
heitsbeschluss die  sämmtlichen  Kuxe  zur  Hypothek  stel  len 
könne  oder  ob  dazu  die  Einwilligung  sämratlicher  Kuxbesitzer 


die  Bewilligung  der  Umschreibung  als  Form  der  Eigentliem «Übertra- 
gung anzdnehmeu  sei. 
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erforderlich  sei  *).  Nach  §.  230  ist  jetzt  die  Verpfändung  des 
ganzen  Bergwerks  durch  einen  mit  der  Mehrheit  von  Z/A  der 
Antheile  gefassten  Gewerkenbeschluss  znlässig,  so  lange  die 
einzelnen  Kuxe  nicht  mit  Hypotheken  belastet  sind.  Im  an- 
deren Falle  ist  Einstimmigkeit,  also  die  Einwilligung  der  Be- 
sitzer sowohl  der  belasteten  als  der  unbelasteten  Kuxe  erfor- 
derlich ; nach  dem  baierischen  Berggesetze  §.  229  auch  die 
Einwilligung  der  Gläubiger,  denen  die  einzelnen  Kuxe  ver- 
pfändet sind. 

Die  Uebergangsbestimmungen  der  §.  226—239  gelten  in 
allen  rechtsrheinischen  Landestheilen  mit  Einschluss  der  nach 
dem  Erlasse  des  Berggesetzes  erworbenen  Provinzen,  in  welche 
dieses  Gesetz  später  eingeführt  ist.  Nur  die  Einführungs-Ver- 
ordnung für  Hannover  vom  8.  Mai  1867  enthält  im  Art.  XV. 
§.  6 eine  ausdrücklich  auf  den  Eisensteinbergbau  im  Bezirke 
des  Bergamtes  zu  Clausthal  beschränkte  Vorschrift,  welche 
die  im  vierten  Titel  des  Berggesetzes  enthaltene  gewerkschaft- 
liche Verfassung  für  die  bestehenden  Gewerkschaften  aus- 
schliesst,  die  bisherige  Verfassung  derselben  aufrecht  erhält 
und  ihnen  die  Annahme  der  neuen  Verfassung  durch  Mehr- 
heitsbeschluss gestattet.  Es  kann  nicht  in  Zweifel  gezogen 
werden,  dass  durch  diese  Vorschrift  für  den  übrigen  Bereich 
der  Provinz  Hannover  die  Uebergangsbestimmungen  der  §§.  226  f. 
ausgeschlossen  sind  und  dass  die  Vorschriften  des  vierten  Titels 
hier  auf  alle  Bergwerke  ohne  Ausnahme  Anwendung  finden. 

Die  Umwandlung  der  alten  Gewerkschaft  in  eine  Ge- 
werkschaft des  neuen  Rechtes  kann  nach  g.  235  zu  jeder  Zeit 
erfolgen,  soweit  nicht  vertragsmässige  Verabredungen  entgegen 
stehen.  Zu  dieser  Umwandlung  wird  erfordert: 

1)  ein  mit  der  Mehrheit  von  drei  Vierteln  aller  Kuxe 
gefasster  Beschluss,  durch  welchen  die  Gewerkschaft  sich  den- 
jenigen Bestimmungen  des  vierten  Titels,  welche  nach  §.  227 
auf  sie  keine  Anwendung  finden,  unterwirft; 

2)  die  Zurückführung  der  Kuxe  auf  die  im  §.  201  vor- 
geschriebene Hunderttheilung ; 

3)  die  Einwilligung  der  Hypothekengläubiger. 


1)  Strohn,  Bemerkungen  S.  30,  v.  Ryusch  in  der  Zeitschrift 
für  Bergrecht  Bd.  III  S.  254. 
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1.  Der  Gewerkenbeschluss  über  die  Umwandlung  muss 
notariell  oder  gerichtlich  aufgenommen  werden  ; die  Bestätigung 
des  Oberbergamtes  ist  nicht  erforderlich,  falls  nicht  zugleich 
gemäss  §.  94  die  Errichtung  eines  gewerkschaftlichen  Statuts 
beschlossen  wird.  Die  Gewerkschaft  muss  sich  den  sämmtlichen 
im  §.  227  ausgeschlossenen  Bestimmungen  des  vierten  Titels  unter- 
werfen, soweit  diese  nicht  nach  §.  94  durch  das  Statut  abge- 
ändert werden  können.  *)  Die  Gewerkschaft  kann  daher  nicht 
die  Bestimmungen  der  §§.  94  bis  98  ohne  die  Mobilisirung 
der  Kuxe  (§.  101)  annehmen  und  umgekehrt. 

2.  Die  Zurückführung  der  Kuxe  auf  die  im  §.  105  vor- 
geschriebene Eintheilung  ist  zwar  ebenfalls  Gegenstand  des  Ge- 
werkenbeschlusses. Wenn  indess  die  vorhandenen  Kuxe  und 
Kuxtheile  nicht  ohne  Uberschiessende  .Bruchtheile  auf  die  neue 
Eintheilung  zurückgeführt  werden  können,  so  muss  eine  Aus- 
gleichung wegen  dieser  Bruchtheile  unter  den  einzelnen  Kux- 
besitzern hinzutreten,  da  die  neuen  Kuxe  nach  §.101  untheil- 
bar  sind.  Strohn  und  v.  Beug  hem  sind  der  Meinung,  dass 
durch  den  Gewerkenbeschluss  die  überschiessenden  Bruchtheile 
zusammengeworfen  und  die  Versteigerung  oder  Vcrloosung 
derselben  in  ganzen  Kuxen  verfügt  werden  könne.1  2) 

Diese  Ansicht  war  in  früheren  Gesetzentwürfen,  insbe. 
sondere  in  dem  Entwürfe  von  1862,  angenommen.  Da  jedoch 
das  Berggesetz  eine  entsprechende  Bestimmung  nicht  enthält, 
so  kann  der  Gewerkschaft  eine  solche  Verfügung  über  die 
Aut  heilrechte  der  einzelnen  Gewerken  nicht  beigelegt  werden. 

Um  die  Zarückführung  der  alten  Kuxe  auf  die  neue  Ein- 
theilung zu  erleichtern,  gestattet  §.  235  der  Gewerkschaft,  mit 
Genehmigung  des  Oberbergamtes  die  Zahl  der  Kuxe  auf  zehn- 
tausend zu  bestimmen,  weun  ohne  dies  die  Reduktion  nicht 
möglich  ist.  Hieraus  folgt,  dass  bei  der  Umwandlung  der 
Gewerkschaft  die  Kuxzahl  in  jedem  Falle  auf  tausend  bestimmt 
werden  kann,  ohne,  dass  hierzu,  wie  dies  sonst  nach  §.  101 
der  Fall  ist,  die  Errichtung  eines  Statuts  erforderlich  wäre. 


1)  Vergl.  Strohn  in  der  Zeitschrift  für  Berg-,  Hütten-  und  Sali- 
nenwesen Band  XIII,  S.  107. 

2)  Vergl.  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VII,  S.  491.  — Glück- 
auf 1866.  Nro.  4. 
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Die  entgegengesetzte  Ansicht  ist  in  einem  Ministerial-Rescripte 
vom  11.  April  1866  ausgesprochen.1) 

Berücksichtigt  man  indess,  dass  die  Zurückführung  von 
128  Kuxen  auf  100  Kuxe  überall  da  unmöglich  ist,  wo  sich 
einzelne  Kuxe  oder  ungerade  Zahlen  von  Kuxen  im  Besitze 
eines  Gewerken  befinden,  so  leuchtet  ein,  dass  der  Gesetz- 
geber die  Tausendtheilung  gewissermassen  als  die  Regel  für 
den  Fall  der  Umwandlung  betrachten  musste,  und  ei*st  bei 
der  Eintheilung  in  zehntausend  Kuxe  die  Genehmigung  des 
Oberbergamtes  erfordert  hat, 2) 

3.  Die  Einwilligung  der  Hypotheken  gläubiger  ist  nach 
§.  235  erforderlich,  wenn  auf  Antheilen  der  umzu wandelnden 
Gewerkschaft  Hypotheken  oder  Privilegien  des  rheinischen 
Rechtes  haften.  Wenn  die  Einwilligung  ertheilt  wird,  so  er- 
leiden die  Rechte  der  Gläubiger  eine  Umwandlung,  indem  an 
die  Stelle  der  Hypothek  an  den  alten  Kuxen  ein  Pfandrecht 
an  den  neuen  Kuxen  tritt.  Bestanden  mehrere  Hypotheken 
an  einem  Antheile,  so  gilt  für  die  Pfandrechte  der  verschie- 
denen Gläubiger  die  durch  ihre  Hypothekenrechte  begründete 
Rangordnung.  (§.  236.)  Es  entsteht  daher  in  diesem  Falle 
eine  dem  preussischen  Rechte  sonst  unbekannte  mehrfache 
Verpfändung  in  der  Form  des  Faustpfandes.  Dabei  kommt 
jedem  der  mehreren  Gläubiger  das  Recht  des  Verkaufes  zu, 
der  nachstehende  Gläubiger  muss  also  nicht  warten  bis  sein 
Vordermann  die  Verkaufsklage  anstellt,  um  sein  Pfandrecht 
geltend  zu  machen,  sondern  er  kann  selbst  zu  jeder  Zeit  und 
ohne  vorherige  Befriedigung  des  vorstehenden  Gläubigers  den 
Verkauf  des  Pfandes  im  Falle  der  Nichtzahlung  seiner  fälligen 
Forderung  herbeiführen.  Diese  Abweichung  von  den  für  die 
mehrmalige  Verpfändung  im  gemeinen  Rechte  geltenden  Nor- 
men 3)  folgt  aus  der  Absicht  des  Gesetzes,  die  Rechte  der 


1)  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  IX.  S.  239:  vergl.  auch  Brock- 
hoff das.  B.  VI.  S.  629. 

2)  Die  Eintheilung  in  zehntausend  Kuxe  findet  bis  jetzt  nur  bei 
Einer  umgewandelten  Gewerkschaft  des  Dortmunder  Bezirkes  statt.  — 
Zeitschrift  f.  Bergrecht  Bd.  XI,  S.  389. 

3)  L.  1 D.  de  distr.  pign.  (20,5);  L.  8 C.  qui  pot.  (8,  18);  L.  1 C. 
creditorem  evict.  (8,  46). 
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früheren  Hypothekengläubiger  unter  der  veränderten  Form  des 
Pfandrechts  ihrem  Inhalte  nach  unverändert  zu  erhalten. 

Die  zur  Verpfändung  erforderliche  Uebergabe  des  Kux- 
scheins (§.  108)  findet  nach  §.  237  statt,  sofern  nur  Ein  seit- 
heriger Hypothekengläubiger  vorhanden  ist,  sofern  aber  zwei 
oder  mehrere  solcher  Gläubiger  vorhanden  sind,  wird  der  Kux- 
schein für  diese  vou  der  Ilypothekenbehürdc  in  Gewahrsam 
genommen  und  aufbewahrt.  Die  im  ilypothekenbuche  enthal- 
tenen Vermerke  über  die  auf  den  gewerkschaftlichen  Antheilen 
haftenden  Hypotheken  und  anderen  Realansprüche  werden 
wörtlich  in  die  Kuxscheine  übertragen.  Die  Löschung  dieser 
Vermerke  erfolgt  nach  den  für  die  Löschung  im  Ilypotheken- 
buche maassgebenden  Vorschriften  (§.  230).  Dasselbe  gilt 
selbstverständlich  auch  von  der  Cession  und  von  der  Verpfän- 
dung solcher  umgewandelten  Hypothekenrechtc,  da  dem  Gläu- 
biger diese  Verfügungen  über  sein  Pfandrecht  nicht  entzogen 
sind.  Der  Verkauf  der  Kuxscheine  Behufs  der  Befriedigung 
seitheriger  Hypothekengläubiger  erfolgt  im  Wege  der  Mobiliar- 
versteigerung. Der  Versteigerungstermin  ist  sämmtlichen  aus 
dem  Kuxscheine  ersichtlichen  Realberechtigten  bekannt  zu 
machen.  Für  Kurhessen  sind  durch  Art.  XIV  §.  1 der  Ver- 
ordnung vom  1.  Juni  1SG7  einige  besondere  Vorschriften  über 
das  Verfahren  gegeben,  durch  welche  eine  der  Bedeutung  des 
Falles  und  dem  Werthe  des  Gegenstandes  entsprechende  Art 
und  Weise  des  Verkaufs  gesichert  werden  soll. 

Durch  den  Verkauf  erlöschen  alle  Realänsprüche  auf  den 
verkauften  Antheil.  Der  gelöste  Kaufpreis  wird  unter  die 
Gläubiger  nach  der  Rangordnung  ihrer  Forderungen  vertheilt 
(§.  238). 

Auch  hier  kommt  das  Vorzugsrecht  zur  Geltung,  welches 
nach  Seite  261  den  rückständigen  Beiträgen  vor  deu  einge- 
tragenen Pfandrechten  zusteht.  Für  den  Kuxbesitzer  hat  die 
Umwandlung  der  bisherigen  Hypothekenrechte  die  Wirkung, 
dass  ihm  ein  Kuxschein  nicht  ausgehändigt  werden  darf,  und 
dass  ihm  folglich  die  weitere  Verpfändung  seines  Bergwerksan- 
theils  bis  zur  Tilgung  der  früheren  Hypothekcnschulden  ent- 
zogen ist.  Die  Cession  der  belasteten  Kuxe  erfolgt  einstweilen 
ohne  Uebergabe  des  Kuxscheins  und  auch  zur  Umschreibung 
ist  die  Vorlegung  des  Kuxscheins  nicht  erforderlich  (§.  105). 
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Der  Gläubiger  richtet  seine  Pfandklage  gegen  den  jeweiligen 
im  Gewerkenbuche  eingetragenen  Kuxbesitzer. 

Den  Realberechtigten,  welche  in  der  zweiten  Rubrik  des 
Hypothekenbuches  eingetragen  sind,  sichert  das  Berggesetz 
die  Dinglichkeit  ihres  Anspruchs  dadurch,  dass  nach  §.  236 
die  Vermerke  über  solche  Realansprüche  aus  de  zweiten, 
Rubrik  des  Hypothekenfoliums  wörtlich  in  die  Kuxscheine 
übernommen  werden,  und  dass  nach  §.  238  der  Versteigerongs- 
termin  beim  Zwangsverkaufe  sämmtlichen  Realberechtigten  be- 
kannt gemacht  werden  muss.  Unrichtig  ist  dagegen  die  An- 
sicht, dass  auch  die  Zustimmung  der  nicht  zur  Klasse  der 
Hypothekengläubiger  gehörigen  Realberechtigten  zu  der  Um- 
wandlung erforderlich  sei.  Sie  sind  weder  im  §.  235  erwähnt 
noch  auch  wird  ihr  Realrecht  durch  die  Umwandlung  in  der- 
selben Weise  wie  das  des  Hypothekengläubigers  berührt. 

Um  die  Ausführung  der  Vorschriften  der  §§.  23G — 238  zu 
sichern,  überträgt  das  Berggesetz  im  §.  239  die  Führung  des 
Gewerkenbuches  bei  den  Gewerkschaften,  deren  Antheile  mit 
seitherigen  Hypotheken  belastet  sind  und  ebenso  die  Ausfer- 
tigung der  Kuxscheine  der  Hypthekenbehörde,  welche  das  Hypo- 
thekenbuch  über  das  Bergwerk  selbst  zu  führen  hat.  Für 
diese  Geschäfte  ist  von  dem  Justiz-Minister  und  dem  Handels- 
Minister  den  Hypothekenbehörden  eine  Instruction  vom  19.  'No- 
vember 18GG  ertheilt. *) 

Das  bairische  Berggesetz  sicht  von  der  Führung  des  Ge- 
werkenbuches durch  die  Hypothekenbehörde  ab  und  bestimmt 
im  §.  235,  dass  der  mehrfach  belastete  Kuxscheiu  für  die 
Gläubiger  durch  einen  von  ihnen  zu  bestimmenden  Notar  in 
Gewahrsam  genommeu  wird.  Auch  im  Gebiete  des  rlieinpreus- 
sischen  Rechtes  können  die  Bestimmungen  der  §§.  237  u.  239 
nicht  wörtlich  Anwendeng  finden,  weshalb  Oppenhoff  (Com- 
mentar  No.  1199)  vorschlägt,  auch  hier  einen  Notar  als  Depo- 
sitar zu  bestellen. 

Nach  den  Vorschriften  des  §.  235  sind  bisher  von  5966 
alten  Gewerkschaften  im  Ganzen  225  in  Gewerkschaften  des 


1)  Vergl.  meinen  Commentar  Note  618  zu  §.  239  — Zeitschrift 
für  Bergrecht  Bd.  VII.  S.  437. 
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neuen  Rechtes  umgewandelt  worden,  wie  die  in  der  Zeitschrift 
für  Bergrecht  Bd.  XI  S.  150  mitgetheilte  amtliche  Statistik 
ergibt.  Der  dort  S.  137  f.  mitgetheilte  Gesetzentwurf  bezweckt 
die  Erleichterung  der  Umwandlung,  indem  von  der  Zustimmung 
der  Hypothekargläubiger  abgesehen  werden,  dagegen  die  Ver- 
pfändung des  umgewandelten  Bergwerks  ohne  Zustimmung  der 
Antheilsgläubiger  untersagt  werden  soll. 

Auch  die  linksrheinischen  Bergwerksgesell- 
schaften, welche  beim  Eintritt  der  Gesetzeskraft  des  Berg- 
gesetzes bestanden,  bleiben  nach  §.  240  unverändert  be- 
stehen. 

Ueber  die  Verfassung  dieser  Gesellschaften  enthielt  das 
französische  Berggesetz  vom  21.  April  1870  nur  die  eine  Be- 
stimmung im  Artikel  8,  dass  Acticn  oder  Antheile  an  einer 
Gesellschaft  oder  einem  Unternehmen  zum  Bergwerksbetriebe 
als  bewegliche  Sachen  angesehen  werden  sollen.  Ausserdem 
bestimmt  Artikel  32,  dass  der  Bergwerksbetrieb  nicht  als  ein 
Handelsgeschäft  anzusehen  sei.  Die  Regeln,  nach  welchen  das 
Rechtsverhältniss  der  älteren  linksrheinischen  Bergwerksgesell- 
schaften zu  beurtheilen  ist,  sind  daher  aus  dem  bürgerlichen 
Rechte,  und  zwar  aus  den  Art.  1843  ff.  des  Code  Napoleon, 
zu  entnehmen.  Allein  es  ist  in  der  franzüschen  wie  in  der 
belgischen  Jurisprudenz  allgemein  angenommen,  dass  die  Na- 
tur der  Sache  bei  der  Bergwerksgesellschaft  einige  Abwei- 
chungen von  den  Regeln  des  Gesellschafts  Vertrages  bedingt, 
da  wo  diese  mit  dem  Zwecke  des  Bergwerksunternehmens 
nicht  vereinbar  sind.  Desshalb  wird  insbesondere  die  that- 
sächlich  vorhandene  Gemeinschaft  des  Betriebes  auch  ohne 
die  Errichtung  eines  Gesellschaftsvertrages  für  genügend  an- 
gesehen, um  die  Existenz  einer  Bergwerksgesellschaft  mit 
beweglichen  Antheilen  anzunehmen.  Ferner  wird  die  Gemein- 
schaft als  für  die  Dauer  des  Unternehmens  eingegangen  be- 
trachtet, und  deshalb  weder  dem  Tode  eines  Gesellschafters 
noch  dem  einseitigen  Anträge  eines  Theilhabers  die  Wirkung 
beigelegt,  die  auf  unbestimmte  Zeit  errichtete  Bergwerksge- 
sellschaft aufzulösen,  wie  dies  sonst  nach  Art.  1865  und  1869 
f.  des  Code  Napolöon  bei  der  Civilgesellschaft  der  Fall  ist. 
Endlich  wird  der  Majorität  die  Befugniss  beigelegt,  Beschlüsse 
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in  Verwaltungsangelegeuheiten  z«  fassen,  welche  für  die  Mi- 
norität bindend  sind. ') 

Die  alte  linksrheinische  Bergwerksgesellschaft  ist  daher 
von  der  Gewerkschaft  des  neuen  Rechtes  nur  durch  den  Mangel 
der  juristischen  Persönlichkeit  und  der  Kuxeintheilung  sowie 
durch  die  persönliche  Verhaftung  der  Gesellschafter  für  die 
Grubenschulden  nach  Kopftheilen  unterschieden. 

Die  Bestellung  eines  Repräsentanten  zur  Vertretung  der 
Gesellschaft  bei  den  Verhandlungen  mit  der  Bergbehörde  nnd 
dem  Knappschaft svereine,  sowie  in  den  gegen  sie  angestellten 
Prozessen  ist  den  Bergwerksgesellschaften  durch  §.  240  und 
§.  134  des  Berggesetzes  allgemein  zur  Pflicht  gemacht.  Dem 
früheren  französischen  Bergrechte  war  diese  Bestimmung  fremd, 
doch  hatte  das  Oberbergamt  zu  Bonn  durch  die  Verordnung 
vom  27.  Juni  1819  die  Bestellung  von  Repräsentanten  gegen- 
über der  Bergbehörde  polizeilich  angeordnet. 

Ausser  den  älteren  Gewerkschaften  und  Bergwerksge- 
sellschaften, deren  Verfassung  durch  die  §§.  220—240  des 
Berggesetzes  aufrecht  erhalten  wird,  können  auch  andere  von 
den  Vorschriften  des  fünften  Titels  abweichende  Formen  der 
Gemeinschaft  beim  Bergwerksbetriebe  durch  Vertrag  oder  durch 
sonstige  Verfügung  begründet  werden.  Ein  solches  Rechtsge- 
schäft bedarf  nach  §.  133  zu  seiner  Gültigkeit  der  notariellen 
oder  gerichtlichen  Form.  Die  Urkunde  über  dasselbe  muss 
der  Bergbehörde  eingereicht  werden  ; letztere  behandelt,  so 
lange  dies  nicht  geschieht,  die  Betheiligten  als  eine  Gewerkschaft. 

Die  Ausschliessung  des  gewerkschaftlichen  Rechtsverhält- 
nisses kann  nach  §.  133  entweder  durch  Vertrag  oder  durch 
sonstige  Willenserklärung  erfolgen. 

Durch  Vertrag  können  die  Mitbet heiligten  eines  Berg- 
werks jede  nach  den  Grundsätzen  des  Civilrechts  zulässige 
Form  der  Gemeinschaft  eingehen,  insbesondere  auch  die  des 
Miteigenthums.  Wenn  mit  dem  Bergwerksbetriebe  zugleich 
Haudlungsgeschäfte  verbunden  werden,  so  können  die  Bethei- 
ligten auch  die  verschiedenen  Formen  der  Handelsgesellschaft 
eingehen. 


l)Bury  traue  sur  Ja  legislation  des mines,  tom.  I.  pag.  378  s.  — 
Acheubach,  das  französische  Bergrecht  S.  259. 
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Durch  einseitige  Willenserklärung  kann  dem  gewerk- 
schaftlichen Rechtsverhältnisse  die  Regel  des  Miteigenthums 
ohne  Vertrag  (communio  iucidens)  substituirt  werden.  Dies 
geschieht  namentlich,  wenn  durch  Testament  oder  Schenkung 
mehreren  Personen  ein  Bergwerk  mit  dieser  Bestimmung  zu- 
gewendet wird.  Allein  auch  die  blosse  partielle  hypothekarische 
Belastung  des  Bergwerks  hat  die  Wirkung,  das  gewerkschaft- 
liche Itechtsverhältniss  so  lange  auszuschliesscn,  als  diese  Be- 
lastung besteht.  Da  nämlich  das  Verbot,  ideelle  Theile  eines 
Bergwerks  zur  Hypothek  zu  bestellen,  im  §.  98  nur  für  den 
Fall  gegeben  ist,  dass  das  Bergwerk  einer  Gewerkschaft  ge- 
hört, so  können  Bergwerke,  die  sich  im  Besitze  einer  einzelnen 
Person  befinden  oder  die  gemäss  §.  133  in  ungetheilter  Ge- 
meinschaft oder  von  einer  nach  den  Regeln  des  Civilrechts 
constituirten  Gesellschaft  besessen  werden  ebenso  wie  die  Berg- 
werksantheile  des  alten  Rechtes  zu  ideellen  Antheilen  verpfändet 
oder  belastet  werden,  nur  dass  die  ideellen  Antheile  im  letztem 
Falle  nicht  nach  Kuxen,  sondern  nach  einfachen  Brüchen  (‘/z 
’/a  'U  etc.)  ausgedrückt  werden.  Wird  ein  solches  Pfandrecht 
au  dem  ideellen  Antheile  eines  nicht  gewerkschaftlichen  Berg- 
werks durch  nothwendigen  Verkauf  realisirt,  so  bildet  der 
Adjudicatar  mit  den  Besitzern  der  übrigen  Idealantheile  eine 
Gewerkschaft  nach  den  Regeln  der  §§.  94  ff.  Ist  aber  der 
nicht  verkaufte  Idealantheil  ebenfalls  mit  Hypotheken  belastet, 
so  kann  das  gewerkschaftliche  Rechtsverhältniss  nicht  eintreten, 
weil  letzteres  nach  §.  98  die  ideelle  Belastung  des  Bergwerks 
ausschliesst.  Hier  tritt  also  der  Fall  ein,  dass  das  gewerk- 
schaftliche Rechtsverhältniss  durch  anderweitige  Willenserklä- 
rung, nämlich  die  Hypothekenbestellung,  seitens  des  einen  Be- 
theiligten ausgeschlossen  ist,  und  es  gelten  die  Regeln  des 
civilrechtlichen  Miteigenthums. 

Endlich  ist  das  gewerkschaftliche  Rechtsverhältniss  nach 
§.  133  kraft  des  Gesetzes  ausgeschlossen  unter  den  Theilhabem 
an  einer  ungetheilten  Erbschaft  oder  an  einer  sonstigen  gemein- 
schaftlichen Masse,  wie  z.  B.  die  eheliche  Gütergemeinschaft 
und  die  Concursmasse,  zu  welcher  ein  Bergwerk  gehört. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  durch  Vertrag  oder  sonstige 
Willenserklärung  oder  durch  das  Gesetz  das  gewerkschaftliche 
Itechtsverhältniss  unter  mehreren  Betheiligten  eines  Bergwerks 
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ausgeschlossen  ist,  sind  diese  gleichwohl  nach  §.  134  ver- 
pflichtet, einen  im  Inlande  wohnenden  Repräsentanten  zu 
bestellen  und  der  Bergbehörde  namhaft  zu  machen,  welcher 
mindestens  zur  Vertretung  der  Betheiligten  gegenüber  der 
Bergbehörde,  dem  Knappschaftsvereine  und  anderen  auf  den 
Bergbau  bezüglichen  Instituten,  sowie  in  den  gegen  sie  ange- 
stellten  Prozessen  bevollmächtigt  sein  muss  (§.  124).  Unter- 
bleibt die  Bestellung,  so  kann  die  Bergbehörde  gemäss  §.  127 
dazu  auffordern  und  einen  interimistischen  Repräsentanten  be- 
stellen. Dieselben  Regeln  gelten,  wenn  der  Alleineigenthümer 
eines  Bergwerks  im  Auslande  wohnt.  Dagegen  fällt  die  Be- 
stellung eines  Repräsentanten  nach  §.  134,  Abs.  1 fort,  wenn 
die  Mitbetheiligten  eine  Gesellschaft  bilden,  deren  Vertretung 
durch  die  allgemeinen  Gesetze  geordnet  ist ; also  bei  den 
Actiengesellsehaften  und  den  verschiedenen  Formen  der  Han- 
delsgesellschaft. 
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Hie  Hechte  des  (rrundeigenthämers. 

§.  2S.  Die  Grundabtretung. 

(§§.  135—147.  §.  241  des  Berggesetzes.) 

Das  Zusammentreffen  des  Gruudeigenthuins  mit  dem  Berg- 
werkseigenthume  in  denselben  räumlichen  Grenzen  hat,  wie 
oben  S.  130  f.  erläutert  ist,  eine  Collision  beider  Rechte  zur 
Folge.  Das  Grundeigenthum,  welches  an  sich  die  totale  und 
ausschliessliche  Herrschaft  über  das  Grundstück  enthält,  erleidet 
eine  Einschränkung,  indem  die  dem  Bergwerkseigcnthümer 
zustehende  Befugniss,  also  die  Gewinnung  der  verliehenen 
Mineralien,  dem  Rechte  des  Grundeigentümers  entzogen  wird. 
Allein  durch  diese  gesetzliche  Beschränkung  des  Grundeigen- 
tums wird  die  Collision  beider  Rechte  nicht  gehoben.  Die 
Gewinnung  der  Mineralien  ist  der  Natur  der  Sache  nach  nicht 
möglich,  ohue  eine  Einwirkung  auf  die  Oberfläche  des  Grund- 
stückes und  auf  die  darin  neben  den  verliehenen  Lagerstätten 
enthaltenen  Substanztheile.  Diese  Einwirkung  muss  also  dem 
Bergwerkseigcnthümer  ebenfalls  zustehen,  soweit  sie  zur  Aus- 
übung seines  Rechtes  nothwendig  ist,  und  dieser  Erweiterung 
seiner  Befugnisse  kann  nicht  eine  gleiche  generelle  Einschrän- 
kung des  Grundeigentümers  gegenüber  stehen.  Der  letztere 
muss  vielmehr  neben  dem  Bergwerkseigenthümer  berechtigt, 
bleiben,  auf  die  Oberfläche  und  auf  die  Substanztheile  seines 
Grundstückes  ausser  den  verliehenen  Lagerstätten  beliebig  ein- 
zuwirken, wenn  nicht  sein  Recht  vollständig  aufgehoben  werden 
soll.  Hier  entsteht  also,  indem  an  derselben  Sache  concurri- 
rende  Befugnisse  von  zwei  Berechtigten  ausgeübt  werden,  eine 
wahre  Collision  beider  Rechte. 
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Das  Allg.  Berggesetz  regelt  diese  Concurrenz  so,  dass  der 
Bergwerkseigen thiimer  vorzugsweise  und  mit  Ausschliessung 
des  Grundeigentümers  zu  jeder  Einwirkung  auf  das  Grund- 
stück befugt  ist,  welche  zur  Gewinnung  der  verliehenen  Mine- 
ralien nothwendig  wird,  wogegen  er  verpflichtet  ist,  den  Grund- 
eigentümer für  jede  solche  Einwirkung,  welche  sich  über  die 
Grenzen  der  verliehenen  Lagerstätten  erstreckt,  schadlos  zu 
halten. 

Diese  Regel  erhält  jedoch  eine  verschiedene  Anwendung, 
je  nachdem  der  Bergwerksbesitzer  die  0 b e r f 1 ä c h e des  Grund- 
stücks zu  seinen  Anlagen  benutzt,  folglich  den  Grundeigentü- 
mer von  der  Benutzung  des  Bodens  gänzlich  ausschliesst,  oder 
nur  durch  seine  unterirdischen  Anlagen  das Gruudstück 
beschädigt  und  die  Nutzung  desselben  schmälert.  In  dem  ersten 
Falle  bedarf  der  Bergwerksbesitzer  eines  besonderen  Rechts- 
titels  zur  Benutzung  des  Grundstücks.  Er  erlangt  denselben, 
indem  er  die  zeitweise  oder  dauernde  Abtretung  des  Grund- 
stücks zum  Bergwerksbetriebe  fordert.  Zu  Anlagen  unter  Tage 
ist  dagegen  der  Bergwerkseigenthümer  innerhalb  seines  Feldes 
ohne  Weiteres  ermächtigt,  auch  wenn  er  dabei  über  Bestand- 
teile des  Grund  und  Bodens  disponirt,  die  nicht  in  seinem 
Bergwerkseigcnthume  begriffen  sind.  Er  bedarf,  um  die  Grenzen 
der  verliehenen  Lagerstätten  mit  unterirdischen  Anlagen  zu 
überschreiten,  nach  §.  57  nicht  einer  vorherigen  Ermächtigung 
des  Grundeigentümers  oder  der  Behörde ; er  ist  nur  ver- 
pflichtet, die  gewonnenen,  nicht  verleihbaren  Mineralien  dem 
Grundeigentümer  auf  Verlangen  herauszugeben,  soweit  er 
solche  nicht  selbst  zu  Zwecken  seines  Betriebes  verwendet.  Er 
muss  ausserdem  den  Grundbesitzer  für  diejenigen  Beschädi- 
gungen schadlos  halten , welche  dem  Grundeigentum  oder 
dessen  Zubehörungen  durch  den  unterirdischen  Betrieb  zuge- 
fügt werden  (§.  148).  Das  Berggesetz  handelt  daher  von  den 
Rechten  des  Grundeigentümers  im  fünften  Titel  in  zwei  Ab- 
schnitten, nämlich : von  der  Grundabtretung  und  von  der  Grund- 
entschädigung. ') 

1)  Der  dritte  Abschnitt  dieses  Titels  enthält  in  hlos  äusserlieher 
Verbindung  die  Bestimmungen  über  das  Verhältniss  des  Bergbaues  *u 
den  Öffentlichen  Verkehrsanstalten.  — Vergl.  unten  §.  35. 
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Die  Verpflichtung  zur  Grundabtretung  ist  nicht  eine  un- 
mittelbar aus  dem  Gesetze  entspringende  Obligation  des  Grund- 
eigenthümers,  sondein  sie  wird  entweder  durch  Vertrag  oder 
beim  Mangel  der  gütlichen  Einigung  durch  den  Ausspruch  der 
Behörden  in  einem  Verfahren  festgestellt,  welches  nach  Ana- 
logie der  civilrechtlichen  Grundsätze  über  die  Bestellung  einer 
nothwendigen  Servitut  beziehungsweise  über  die  Expropriation 
zu  öffentlichen  Zwecken  geregelt  ist.  Die  gesetzlichen  Vor- 
schriften beziehen  sich  theils  auf  die  materiellen  Bedingungen 
der  Grundabtretung,  theils  auf  das  formelle  Verfahren.  Die 
materiellen  Bestimmungen  betreffen: 

1.  Die  Bergwerksanlagen,  für  welche  die  Grundabtretung 
stattfindet  und  die  davon  ausgenommenen  Grundstücke. 

2.  Die  Modalitäten  der  Abtretung. 

3.  Die  Gegenleistung. 

4.  Das  Verkaufs-  und  Wiederkaufsrecht. 

I.  Uuter  den  Bergwerksanlagen,  für  welche  die  Grundab- 
tretung gefordert  werden  kann,  werden  im  §.  135  die  Gruben- 
baue, die  Halden,-  Ablade-  und  Niederlageplätze,  ferner  Wege, 
Eisenbahnen,  Kanfile,  Maschinenanlagen,  Wasserläufe,  Teiche, 
Hülfsbaue,  Zechenhäuser  und  andere  für  Betriebszwecke  be- 
stimmte Tagegebäude,  Anlagen  und  Vorrichtungen,  endlich 
Aufbereitungsanstalten,  Soollcitungen  und  Soolbehälter  namhaft 
gemacht. 

Diese  Aufzählung  der  verschiedenen  bergbaulichen  Anla- 
gen ist  aus  der  früheren  rechtsrheinischen  Gesetzgebung,  na- 
mentlich aus  §.  109  A.  L.  R.  Th.  II  Tit.  16  und  aus  der 
Deklaration  vom  27.  October  1804  entlehnt.  Sie  soll  die  An- 
lagen, für  welche  die  Grundabtretung  stattfindet,  einzeln  nam- 
haft machen,  so  dass  jede  ausdehnende  Interpretation  ausge- 
schlossen ist. ') 

In  Bezug  auf  die  Wege,  Eisenbahnen  und  Kanäle  ist  zu 
bemerken,  dass  diese  Anlagen  nicht  blos  sofern  sie  zur  Gewin- 
nung der  Mineralien  erforderlich  sind,  sondern  auch  soweit  die- 
selben nur  den  Absatz  der  Bergwerksproducte  vermitteln  sollen, 
unter  die  Vorschrift  des  §.  135  fallen,  also  im  Wege  des  Grund- 


1)  Motive  zur  Regierungsvorlage  S.  83.  — Oppen  hoff,  Commcn- 
tar  Nr.  740. 
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abtretungsverfahrens  erworben  werden  können.  Dies  war  schon 
nach  dem  früheren  Bergrechte  der  Fall.  Es  wurde  nämlich  im 
t$.  100  A.  L.  R.  Th.  II.  Tit.  16  und  in  der  Declaration  vom  27. 
October  1804  zwischen  den  zu  dem  Bergwerk  selbst  gehörigen 
Anlagen,  welche  die  Gewinnung  der  Mineralien  zum  Zweck  ha- 
ben, und  solchen  Anlagen,  welche  zur  Erleichterung  des  Absatzes 
mit  dem  Bergwerke  verbunden  sind,  unterschieden.  Für  den  er- 
sten Fall  war  dem  Grundbesitzer-  die  unbedingte  Verpflichtung 
zur  Abtretung  aui'erlegt,  für  den  zweiten  Fall  dagegen  nur  eine 
relative  Verpflichtung,  falls  nämlich  ihm  nicht  ein  überwiegen- 
des Interesse  zur  Seite  steht.  Audi  das  Verfahren  war  für  beide 
Fälle  verschieden  geordnet,  indem  für  den  ersten  Fall  die  Ent- 
scheidung der  Bergbehörde  allein,  für  den  zweiten  Fall  dagegen 
in  Gemeinschaft  mit  der  Bezirksregierung  übertragen  war. 

Diese  Unterscheidung  der  zum  Bergwerke  selbst  gehörigen 
und  der  zum  Zwecke  des  Absatzes  der  Producte  damit  ver- 
bundenen Anlagen,  welche  auch  das  belgische  Berggesetz  vom 
2.  Mai  1867  gemacht  hat,  ist  durchaus  berechtigt.  Bei  den 
eigentlichen  Bergwerksanlagen,  wohin  auch  die  Hülfsbaue,  Ma- 
schinenanlagen und  Halden,  sowie  die  Verbindungswege  zwischen 
diesen  Anlagen  und  der  nächsten  öffentlichen  Strasse  zu  rechnen 
sind,  bewegt  sich  der  Bergwerksbesitzer  lediglich  in  der  Aus- 
übung seines  Eigenthumsrecbtes  durch  Gewinnung  der  Mine- 
ralien, welche  eine  entsprechende  Einschränkung  des  Grundei- 
genthums  nothwendig  zur  Folge  haben  muss.  Bei  den  Anlagen 
dagegeu,  welche  den  weiteren  Absatz  der  gewonnenen  Producte 
erleichtern  sollen,  welche  also  entweder  den  Transport  oder 
die  weitere  Verarbeitung  der  Mineralien  bezwecken  (Eisen- 
bahnen, Kunststrassen  und  Kanäle,  Poch-  und  Wasch  werke), 
ist  die  Grundabtretung  nicht  durch  das  Recht,  sondern  nur 
durch  das  Interesse  des  Bergwerkseigenthümers  bedingt,  dessen 
Beförderung  die  Rücksicht  für  das  öffentliche  Wohl  gebietet. 
In  dem  ersten  Falle  tritt  also  die  Grundabtretung  unter  den 
Gesichtspunkt  der  noth  wendigen  Servitut;  in  dem  zweiten 
fällt  sie  unter  den  Begriff  der  Expropriation.  Man  hat 
indess  bei  der  Berathung  des  Allg.  Berggesetzes  ausdrücklich 
davon  Abstand  genommen,  die  aus  dieser  Unterscheidung  folgende 
Verschiedenheit,  welche  das  frühere  Recht  sowohl  in  Bezug 
auf  das  Verfahren,  als  in  Bezug  auf  die  materielle  Beurtheilung 
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beider  Fälle  der  Grundabtretung  statuirte,  beizubehalten. ') 
Der  Gesetzgeber  hat  aber  keinesweges  beabsichtigt,  das  Recht 
der  Grundabtretung  für  die  Abfuhrwege,  wie  es  in  der  früheren 
Gesetzgebung  begründet  war,  aufzuheben. 

Auch  für  das  frühere  linksrheinische  Bergrecht  war  durch 
ein  Urtheil  des  Appellhofes  zu  Cöln  vom  30.  Juli  1841 2)  an- 
erkannt, dass  der  Bergwerksbesitzer  berechtigt  ist,  nicht  nur 
für  Betriebsanlagen,  sondern  auch  für  Abfuhrwege  die  Grund- 
abtretung zu  fordern.  Endlich  ist  im  Anschlüsse  an  die  frühere 
Jurisprudenz  beider  Rechtsgebiete  und  an  die  Materialien  des 
§.  135  durch  den  gemeinschaftlichen  Erlass  des  Handelsmi- 
nisters und  des  Ministers  für  die  landwirthschaftlichen  Angele- 
genheiten vom  28.  Februar  1866  bestimmt,  dass  die  Vorschrift 
des  §.135  sich  auch  auf  solche  Bergwerkseisenbahnen  erstreckt, 
die  dazu  bestimmt  sind,  den  Förderpunkt  des  Bergwerkes  an 
eine  öffentliche  Eisenbahn  anzuschliessen  und  den  Absatz  der 
gewonnenen  Bergwerksproducte  auf  der  letztem  zu  ermög- 
lichen. 8) 

Die  Grundabtretung  zur  Anlage  von  Tagegebäuden  kann 
nur  für  die  zur  Errichtung  des  Gebäudes  nöthige  Baustelle  in 
Anspruch  genommen  werden,  dagegen  kann  nicht  die  Abtre- 
tung vorhandener  Gebäude  oder  von  Steinbrüchen,  behufs  der 
Gewinnung  von  Baumaterial  gefordert  werden. 4) 

Zu  Aufbereitungsanstalten  kann  die  Grundabtretung  nur 
verlaugt  werden,  sofern  sie  zur  Aufbereitung  der  eigenen  Pro- 
ducte  bestimmt  sind  (§.  58).  Zur  Anlage  von  Hüttenwerken 
findet  die  Grundabtretung  nicht  mehr  statt. 5) 

Für  den  Bergbau  auf  solche  Mineralien,  deren  Gewin- 
nung nach  Provinzialrecht  dem  Gruudeigenthümer  zusteht, 
kann  die  Abtretung  fremder  Grundstücke  in  der  Regel  nicht 


1)  Vergl.den  CommisBionsbericht  d.  Hauses  dor  Abgeordneten  S.G6. 

2)  Archiv  f.  d.  Civil-  und  Crim. -Recht  d.  Rheinprovinzen  Bd.  31, 
1,  S.  241. 

3)  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  VII.  S.  263.  S.  403. 

4)  Motive  S.  84.  — Bescheid  des  Oberbergamts  zu  Bonn  vom 
28.  Februar  1867.  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  VIII.  S.  121. 

5)  In  Bezug  auf  die  Grenze  zwischen  dem  Hiittcubetri  ebe  und  der 
Aufbereitung  vergl.  oben  S.  164. 
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verlangt  werden,  doch  ist  für  den  Stein-  und  Braunkohlenberg- 
bau im  Fürstenthum  Calenberg  und  in  den  vormals  sächsischen 
Landestheilen  der  erste  Abschnitt  des  fünften  Titels  ausnahms- 
weise für  anwendbar  erklärt,  soweit  es  sich  um  die  Grundab- 
tretung zur  Anlage  von  Wegen,  Eisenbahnen,  Kanälen,  Was- 
serläufen und  Hülfsbauen  zum  Zwecke  des  Grubenbetriebes 
oder  des  Absatzes  der  Kohlen  handelt. J) 

Die  Verpflichtung  zur  Grundabtretung  erstreckt  sich  auf 
alle  Grundstücke  mit  Ausnahme  des  mit  Wohn-,  Wirthschafts- 
oder  Fabrikgebäuden  bebauten  Grund  und  Bodens  und  der 
damit  in  Verbindung  stehenden,  eingefriedigten  Hofräume. 

Auch  die , im  §.  4,  Al.  1 erwähnten  öffentlichen  Plätze, 
Strassen,  Eisenbahnen  und  Friedhöfe  sind  als  von  der  Grund- 
abtretung unbedingt  ausgeschlossen  zu  bezeichnen,  da  das  Verbot 
der  blos  vorübergehenden  Schürfarbeiten  von  selbst  das  Verbot 
dauernder  Bergwerksanlagen  einschliesst.  Dagegen  sind  die 
nach  g.  4 Al.  2 für  Schürfarbeiten  geschlossenen  Gärten  und 
der  Umkreis  von  200  Fuss  um  die  Gebäude  nicht  von  der 
Grundabtretung  ausgenommen. 

Privatflüsse  sind  unter  der  Vorschrift  des  §.  135  eben- 
falls begriffen  und  müssen  daher  abgetreten  werden,  wenn  die 
Benutzung  des  Wasserlaufes  zur  Anlage  eines  Kanals  noth- 
wendig  ist. 

Auch  eine  Verlegung  des  Wasserlaufes  kann  zum  Berg- 
werksbetriebe nothwendig  werden,  und  in  diesem  Falle  rich- 
tet sich  das  Verfahren  sowohl  gegen  die  Adjacenten  des 
trocken  zu  legenden  Flussbettes,  als  gegen  die  Eigentlnimer  des 
Areals,  in  welchem  das  künstliche  Bette  gegraben  werden 
soll. 1  2) 

In  beiden  Fällen  ist  das  Flussbett,  also  ein  Grundstück, 
Gegenstand  der  Grundabtretung,  welchem  dann  der  Wasser- 
lauf  als  eine  Accession  des  Grundstücks  folgt.  Eine  besondere 
Berechtigung  des  Bergwerksbesitzers  zur  Benutzung  fli essender 
Wasser,  wie  solche  nach  den  früheren  Berggesetzen'  bestand 


1)  Verordnung  vom  8.  Mai  1867.  (Ges.  Samml.  S.  601.)  Art.  XIII. 
— Gesetz  vom  22.  Februar  1869  (Ges.  Samml.  S.  401.)  §.  9 c. 

2)  Rekursbescheid  vom  1.  September  1866.  Zeitschr.  f.  Berg- 
recht Bd.  VIII.  S.  132. 
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oder  im  Wege  der  Muthung  oder  des  Expropriationsverfahrens 
erworben  werden  konnte,  findet  nicht  mehr  statt. ') 

Auch  die  Benutzung  eines  Privatfiusses  zur  Abführung 
von  künstlich  gehobenen  Grubenwassern  kann  deshalb  nach  dem 
heutigen  Hechte  nur  so  erworben  werden,  dass  der  Rergwerks- 
besitzer  ein  an  den  Privatfluss  angrenzendes  Grundstück  -zur 
Anlage  eines  Kanals  erwirbt.  Er  hat  dann  als  Adjacent  das 
Recht  der  Zuleitung  -)  und  ist  nicht  wie  nach  früherem  rechts- 
rheinischen Rechte  genöthigt,  dasselbe  allen  unterliegenden 
Adjacenten  gegenüber  im  Wege  des  Grundabtretungsverfahrens 
zu  erwerben.  Die  Beschädigung  der  unterliegenden  Grundstücke 
durch  Verunreinigung  des  Privatflusses  begründet  einen  An- 
spruch auf  Grundentschädigung  nach  den  Vorschriften  des 
zweiten  Abschnitts  Titel  5 des  Berggesetzes.  Die  Untersagung 
der  Zuleitung  dagegen  kann  nur  polizeilich  und  im  öffentlichen 
Interesse  erfolgen. 

Auch  die  Ableituug  des  Wassers  zur  Benutzung  für  berg- 
bauliche Zwecke  steht  dem  Bergwerksbesitzer  nur  zu,  sofern 
er  die  Benutzung  eines  unmittelbar  an  den  Privatfluss  gren- 
zenden Grundstückes  für  seine  Anlage  erwirbt,  und  nur  unter 
der  Bedingung  der  Zurückleitung. 3)  Ein  besonderes  von  den 
allgemeinen  gesetzlichen  Bedingungen  unabhängiges  Wasser- 
nutzungsrecht kann  auch  in  diesem  Falle  nicht  constituirt 
werden. 4) 

Eine  Befreiung  von  der  Verpflichtung  zur  Grundabtretung 
tritt  nach  §.  136  ein,  wenn  die  Weigerung  des  Grundbesitzers 
durch  überwiegende  Gründe  des  öffentlichen  Interesses  unter- 
stützt wird ; ferner  nach  §.  145,  wenn  er  durch  speziellen 
Rechtstitel  eine  solche  Befreiung  erworben  hat.  Solche  spe- 
zielle Rechtstitel  können  auf  Privilegium,  Verjährung,  rechts- 
kräftigem Urtheil  oder  Vertrag  beruhen.  Eine  vertragsmässige 


1)  Motive  S.  84. 

2)  Gesetz  über  die  Benutzung  der  Privatflüsso  vom  23.  Februar 
1843  §.  1. 

3)  Gesetz  vom  28.  Februar  1843’ §.  13. 

4)  lieber  die  vorstehenden  Fragen  sind  die  eingehenden  Unter- 
suchungen von  Achenbach,  Zeitschrift  f.  Bergrecht  Bl . XI.  S.  76. 
S.  97.  S.  108  f.  zu  vergleichen. 
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Befreiung  ist  nicht  vorhanden,  wenn  der  Grundbesitzer  das 
Grundstück  von  dem  Provocanten  gekauft  oder  gepachtet  hat. 
Der  Vertrag  muss  eine  ausdrückliche  Befreiung  von  der  Pflicht 
der  Grundabtretung  enthalten,  so  z.  B.  wenn  der  Grundbesitzer 
beim  Verkaufe  eines  Grundstückes  an  den  Bergwerksbesitzer 
bedjngt,  dass  eine  weitere  Grundabtretung  von  ihm  niemals 
verlangt  werde. 

II.  Die  Modalitäten  der  Abtretung  sind  ver- 
schieden gestaltet,  je  nachdem  die  Abtretung  zur  vorüber- 
gehenden Benutzung  oder  die  Erwerbung  des  Eigenthums  erfolgt 
Der  Bergwerksbesitzer  ist  nach  §.  137  f.  nur  berechtigt,  die 
vorübergehende  Abtretung  zu  verlangen  und  muss  das  Grund- 
stück nach  vollendeter  Benutzung  zurückgeben.  Dagegen  ist 
der  Grundbesitzer  in  folgenden  Fällen  befugt,  zu  verlangen, 
dass  der  Bergwerksbesitzer  das  Eigenthum  des  Grundstücks 
erwirbt : 

1)  wenn  durch  die  Benutzung  eine  Werthverminderung 
eintritt  (§.  137); 

2)  wenn  feststeht,  dass  die  Benutzung  länger  als  drei 
Jahre  dauert,  oder  wenn  die  Benutzung  nach  Ablauf  von  drei 
Jahren  noch  fortdauert  f§.  138). 

Dieses  Verlangen  kann  entweder  als  Einwendung  gegen 
den  Antrag  des  Bergwerksbesitzers  auf  vorübergehende  Ueber- 
lassung  geltend  gemacht  werden,  sofern  von  vornherein  fest- 
steht, dass  die  Benutzung  über  drei  Jahre  dauern  wird,  oder 
als  selbstständiger  Antrag,  wenn  die  vorläufige  Abtretung  er- 
folgt ist,  und  die  Benutzung  über  drei  Jahre  lang  fortdauert,  oder 
bei  der  Rückgabe  eine  Werths  Verminderung  vorliegt. 

Wenn  die  Abtretung  des  Eigenthums  erfolgt,  so  ist  das 
Geschäft  ganz  nach  den  Regeln  der  Expropriation  zu  beur- 
theilen,  und  der  Bergwerksbesitzer  ist  in  der  Benutzung  des 
cigenthümlich  erworbenen  Grundstücks  durch  nichts  beschränkt. 
Wenn  dagegen  nur  die  Abtretung  zur  vorübergehenden  Benut- 
zung stattfindet,  so  enthält  dieselbe  die  Einräumung  eines  Ge- 
brauches. dessen  Umfang  je  nach  dem  Zwecke  der  Benutzung 
verschieden,  aber  durch  diesen  Zweck  bestimmt  begrenzt  ist. 
Die  Abtretung  kann  nach  Verschiedenheit  des  Falles  das  Recht 
geben,  das  Grundstück  auszuschachten  (bei  Schachtanlagen), 
oder  dasselbe  zu  bebauen  (bei  Tagegebäuden);  aber  in  jedem 
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Falle  bleibt  die  Benutzung  auf  den  bestimmten  Gebrauch  be- 
schränkt, zu  welchem  die  Abtretung  erfolgt  ist.  Jeder  ander- 
weitigen Benutzung  kann  der  Eigenthtinier  mit  der  Negatorien- 
klage entgegentreten.  Dieser  Grundsatz  wird  verkannt  in  der 
Entscheidung  des  Obertribunals  vom  28.  November  1862,  nach 
welcher  der  ßergwerksbesitzer  berechtigt  sein  soll,  das  zwangs- 
weise zur  vorübergehenden  Benutzung  für  bergbauliche  Zwecke 
abgetretene  Grundstück  auszuziegeln,  obgleich  die  Ziegelfabri- 
kation unbestritten  nicht  zu  den  bergbaulichen  Zwecken  ge- 
hört. !) 

Da  die  vorübergehende  Abtretung  au  und  für  sich  nur 
zu  einem  je  nach  dem  Zwecke  der  Benutzung  beschränkten 
Gebrauche  erfolgt,  so  kann  dieselbe  natürlich  auch  so  erfolgen, 
dass  die  Benutzung  durch  den  Eigenthümer  neben  dem  Ge- 
brauche des  Bergwerksbesitzers  fortdauert.  Die  Grundabtretung 
kann  also  in  den  dazu  geeigneten  Fällen  in  der  Constituirung 
einer  blossen  Servitut  bestehen,  z.  B.  in  einer  Wegegerechtigkeit 
beim  Mitgebrauch  einer  vorhandenen  Fahrstrasse  zur  Abfuhr 
der  Producte,  oder  in  einer  anderen  Gruudgereclitigkeit  wie 
bei  der  Vorfluth  zur  Ableitung  der  Grubenwasser.  Die  Be- 
nutzung kann  endlich  die  Gestalt  eines  Untersagungsrechtes 
annehmen,  wenn  z.  B.  zur  Dämpfung  eines  Grubenbrandes  die 
Einstellung  eines  Steinbruchbetriebes  verlangt  wird,  oder  wenn 
zum  Schutze  der  Grube  gegen  eindringende  Wasser  das  Be- 
flissen einer  Wiese  im  Grundabtretungsverfahren  untersagt 
werden  soll. 

Der  Grundbesitzer  kann  besondere  Modalitäten  der  Ab- 
tretung zum  Schutze  des  ihm  verbleibenden  Grundbesitzes  in 
Antrag  bringen,  und  diese  Bedingungen  der  Abtretung  oder 
Erwerbung  werden  nach  §.  H4  im  Grundabtretungsverfahren 
festgestellt.  Sie  können  entweder  in  besonderen  Einschrän- 
kungen der  Benutzung  zu  Gunsten  des  abtretenden  Grundbe- 
sitzers oder  in  Anlagen  bestehen,  welche  der  Bergwerksbesitzer 
auszuführen  hat,  wie  z.  B.  Wege,  Ueberfahrten,  Einfriedigungen, 
Klärvorrichtungen  u.  dgl. 


1)  Zeitschr.  f.  Bergrecht  BJ.  IV.  S-  116.  — Meine  Ueberaioht 
(1860—1863)  S.  79.  S.  81. 
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III.  Die  Gegenleistung  des  Bergwerksbesitzers  ist 
für  den  Fall  der  Erwerbung  des  Eigentbums  eine  einfache. 
Sie  besteht  in  dem  Kaufpreise,  welcher  durch  das  Grundabtre- 
tungsverfahren oder  im  Rechtswege  festgesetzt  wird. 

Bei  der  Abtretung  zur  vorübergehenden  Benutzung  da- 
gegen setzt  sieh  die  Gegenleistung  des  Bergwerksbesitzers  aus 
verschiedenen  Bestandtheilen  zusammen,  nämlich: 

1)  dem  Ersätze  der  entzogenen  Nutzung  ; 

2)  der  Rückgewähr; 

3)  dem  Ersätze  des  Minderwerthes,  und 

4)  der  Cautionsleistung  für  die  zu  1 — 3 aufgeführten  Ver- 
pflichtungen. 

I.  Die  en  tzogene  N u tzuu  g muss  nach  §.  137  jährlich 
im  Voraus  entschädigt  werden;  die  Entschädigung  bestimmt 
sich  nach  demjenigen  Ertrage,  welchen  das  abgetretene  Grund- 
stück bisher  gewährt  hat,  oder  dein  Eigentümer  gewähren 
würde,  falls  die  Abtretung  nicht  erfolgt  wäre.  Der  höhere 
Ertrag,  welchen  der  Bergwerksbesitzer  in  Folge  der  gemachten 
Anlage  aus  dem  Grundstücke  bezieht,  kommt  nach  §.  140 
nicht  in  Anschlag.  Wenn  ein  Grundstück  durch  die  Abtretung 
einzelner  Tlieile  so  zerstückelt  wird,  dass  die  übrig  bleibenden 
Theile  nicht  mehr  zweckmässig  benutzt  werden  können,  so 
kann  der  Grundbesitzer  nach  §.  139  auch  für  letztere  die  jähr- 
liche Nutzungsentschädigung  verlangen  ; er  muss  dann  natürlich 
dem  Bergwerksbesitzer  auch  die  Benutzung  des  ganzen  Grund- 
stücks einräumen.  Sind  in  diesem  Falle  die  Voraussetzungen  der 
eigenthümlichen  Erwerbung  (§.  137,  §.  138)  vorhanden,  so  kann 
der  Eigenthümer  verlangen,  dass  der  Bergwerksbesitzer  das 
Eigenthum  des  ganzen  Grundstücks  erwirbt.  Hat  die  Parzel- 
lirung  nicht  die  Folge,  dass  die  übrig  bleibenden  Stücke  ganz 
unbenutzt  bleiben  müssen,  so  kann  gleichwohl  eine  Entwerthung 
des  dem  Grundbesitzer  verbleibenden  Trennstücks  eintreten, 
welche  bei  der  Festsetzung  der  jährlichen  Nutzuugsentschä- 
digung  oder  bei  der  eigenthümlichen  Erwerbung  in  dem  Kauf- 
preise zu  berücksichtigen  ist.  ‘) 


1)  Rekurßbescheid  vom  22.  Juni  1867.  Zeitschr.  f.  Bergrecht.  Bd. 
VIII.  S.  552. 
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2.  DerZeitpunkt  der  Rück  gewähr  wird  entweder  bei 
der  Abtretung  durch  Vertrag  oder  durch  den  Abtretungsbe- 
scheid  vorausbestimmt,  oder  er  tritt,  wenn  dies  nicht  geschehen 
ist  ein,  sobald  das  Grundstück  nicht  mehr  zu  demjenigen  Zwecke 
gebraucht  wird,  für  welchen  es  abgetreten  ist.  Da  der  Berg- 
werksbesitzer nur  das  Recht  der  Benutzung  zu  diesem  bestimmten 
Zweck  erworben  hat,  so  ist  er  nicht  befugt,  nach  Beendigung 
derselben  das  Grundstück  zu  einem  anderen,  wenn  auch  berg- 
baulichen Zwecke  zu  verwenden.  Er  darf  also  nicht  auf  einem 
Grundstücke,  welches  zur  Gewinnung  der  anstehenden  Braun- 
kohlen durch  Tagebau  abgetreten  ist,  nachher  ein  Zechenhaus 
bauen.  Er  ist  vielmehr  nach  erfolgter  Gewinnung  der  Braun- 
kohlen zur  Rückgabe  verpflichtet  und  muss  eventuell  von 
Neuem  die  Abtretung  des  Areals  zum  Bau  des  Zechenhauses 
verlangen. 

Dagegen  ist  der  Grundbesitzer  nicht  befugt,  so  lange  die 
Benutzung  zu  dem  bestimmten  Zwecke  fortdauert,  die  Rück- 
gabe aus  dem  Grunde  zu  verlangen,  dass  die  Benutzung  nicht 
mehr  nothwendig  sei.  Die  Beurtheilung  der  Frage,  ob  die  Ab- 
tretung nothwendig  ist,  ist  der  richterlichen  Beurtheilung  nach 
§.  145  überhaupt  entzogen.  Sie  kann  auch  nicht  in  der  Form 
zur  richterlichen  Entscheidung  gebracht  werden,  dass  behauptet 
wird,  die  Grundfläche  sei  zu  den  bergbaulichen  Anlagen  nicht 
mehr  erforderlich,  weil  sonst  der  Abtretungsbescheid  der  Ver- 
waltungsbehörde, der  Vorschrift  des  §.  4 cit.  zuwider,  sofort 
in  dieser  Form  im  Rechtswege  angegriffen  und  aufgehoben 
werden  könnte.  Der  Richter  muss  also  Klagen  auf  Rückgabe 
des  Grundstücks  so  lange  als  verfrüht  zurückweisen,  als  noch 
die  thatsächliche  Benutzung  für  den  in  dem  Grundabtretungs- 
bescheide angegebenen  Zweck  fortdauert.  Sollte  der  Grund- 
besitzer berechtigt  sein,  die  Rückgabe  des  Grundstücks  wegen 
der  blossen  Entbehrlichkeit  zu  fordern,  so  müsste  dem  Grund- 
eigenthümer  eine  Provocation  auf  Aufhebung  des  Abtretungs- 
bescheides an  die  im  §.  142  bezcichneteu  Verwaltungsbehörden 
gestattet  sein.  Da  eine  solche  Provocation  nicht  vorgesehen 
ist,  so  findet  die  Rückforderung  wegen  blosser  Entbehrlichkeit 
bei  dem  zeitweise  abgetretenen  Grund  und  Boden  nicht  statt. 

3.  Tritt  durch  die  Benutzung  eine  Werths  Vermin- 
derung ein,  so  muss  der  Bergwerksbesitzer  nach  §.  137  bei 
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der  Rückgabe  des  Grundstücks  den  Minderwerth  ersetzen,  bei 
dessen  Ermittelung  nach  §.  9.  A.  L.  R.  Th.  I Tit.  11  nicht  der 
gemeine,  sondern  der  ausserordentliche  Werth  geschätzt  wird. 
Zur  Wiederherstellung  in  den  vorigen  Stand  ist  der  Bergwerks- 
besitzer nicht  verpflichtet,  doch  steht  ihm  natürlich  frei,  die 
etwa  während  der  Benutzung  eingetretene  Werthsverminderung 
durch  Wiederherstellung  des  Grundstücks  in  den  vorigen  Stand 
wieder  zu  beseitigen. 

Ist  eine  Werths  Verminderung  eingetreten,  so  kann  der 
Eigenthümer  verlangen,  dass  der  Bergwerksbesitzer,  statt  den 
Minderwerth  zu  ersetzen,  das  Eigenthum  des  Grundstücks  er- 
wirbt. Das  Wahlrecht  des  Grundbesitzers  dauert  so  lange,  als 
er  sich  nicht  über  den  Betrag  des  zu  ersetzenden  Minderwerthes 
mit  dem  Bergwerksbesitzer  geeinigt  hat.  Auch  die  Anstellung 
der  Klage  auf  Ersatz  des  Minderwerthes  consumirt  das  Wahl- 
recht '),  und  der  Grundbesitzer  ist  nicht  befugt  die  Klage 
zurückzunehmen,  um  von  Neuem  auf  Erwerbung  des  Eigen- 
thums zu  provociren. 

Das  Verlangen,  dass  der  Bergwerksbesitzer  das  Eigen- 
thum des  Grundstücks  erwirbt,  kann  auf  Grund  des  §.  137 
erst  zur  Zeit  der  Rückgabe  gestellt  werden,  da  erst  in  diesem 
Augenblicke  feststeht,  dass  der  Minderwerth  zu  ersetzen  ist. 

4.  Die  Bestellung  einer  angemessenen  Caution  kann 
sowohl  für  die  jährliche  Nutzungsentschädigung  als  auch  für 
die  Rückgabe  und  den  Ersatz  des  Miuderwerths  verlangt  wer- 
den, und  zwar  nach  §.  137  sogleich  bei  der  Abtretung  des 
Grundstücks.  Unter  der  Cautionsbestellung  ist  unzweifelhaft 
nur  die  Bestellung  einer  Real-Caution  zu  verstehen,  nicht  die 
Caution  durch  blosses  Gelöbniss  oder  Eid.  Auch  Bürgen  müs- 
sen nur  insofern  angenommen  werden,  als  dieselben  mit  Grund- 
stücken Hypothek  bestellen.  Für  das  Gebiet  des  preussischen 
Rechtes*  kommen  die  Vorschriften  der  §§.  178  bis  196  A.  L.  R. 
Th.  I.  Tit.  14  zur  Anwendung,  wonach  hypothekarische  Caution 
bei  ländlichen  Grundstücken  innerhalb  zwei  Drittel  bei  städtischen 
innerhalb  der  Hälfte  des  Werthes  bestellt  werden  muss;  wäh- 
rend die  Caution  durch  l’fandbestellung  bis  zu  drei  Vierteln 


1)  Vergl.  Entscheidungen  Bd.  XXXIV,  S.  38.  — Koch,  Recht 
der  Forderungen  S.  42. 
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des  abgeschätzten  Werthes  zulässig  ist.  Die  Cautionsbestellung 
mit  dem  Bergwerke  ist  nur  für  den  Fall  der  Einwilligung  des 
Grundbesitzers  für  genügend  zu  erachten.  Der  Bergwerksbe- 
sitzer ist  übrigens  befugt,  die  ermittelte  Cautionssumme  haar 
zu  deponiren. 

Für  die  Ermittelung  des  Cautionsbetrages  ist  der  Werth 
der  jährlichen  Nutzungsentschädigung  nach  den  für  die  Capi- 
talisirung  jährlicher  Renten  von  vorübergehender  Dauer  gel- 
tenden Regeln  anzuschlagen.  Wird  zugleich  für  die  Rückge- 
währ und  für  den  Ersatz  des  Minderwerths  Cautionsleistung 
verlangt,  so  kann  doch  der  Betrag  der  gesammten  Caution 
niemals  den  Capitalwerth  des  Grundstücks,  vermehrt  um  den 
einjährigen  Betrag  der  Nutzungsentschädigung,  übersteigen,  da 
durch  diese  Summe  bei  rechtzeitiger  Geltendmachung  dem 
Grundbesitzer  für  alle  seine  Forderungen  Sicherheit  gewährt  wird. 

IV.  Das  Vorkaufs-  und  Wiederkaufsrecht  findet 
nach  §.  141  wegen  aller  zu  Zwecken  des  Bergbaues  veräus- 
serten  Theile  von  Grundstücken  statt,  wenn  in  der  Folge  das 
Grundstück  zu  den  Zwecken  des  Bergbaues  entbehrlich  wird. 
Die  Regeln  für  die  Ausübung  dieses  Rechtes  sind  nach  §.  141 
dieselben,  welche  den  Eisenbahngesellschaften  gegenüber  nach 
§.  16  bis  19  des  Gesetzes  über  die  Eisenbahnunternehmungen 
vom  3.  November  1838  (Ges.  Samml.  S.  505)  gelten. 

Gegenstand  des  Vorkaufs-  oder  Wiederkaufsrechtes  sind 
nach  §.  16  des  angeführten  Gesetzes  sowohl  die  durch  freien 
Vertrag  als  die  durch  Expropriation  zu  den  in  §.  135  des  Berg- 
gesetzes bezeichneteu  Anlagen  erworbenen  Theile  von  Grund- 
stücken, nicht  aber  solche  Grundstücke,  welche  der  Bergwerks- 
besitzer durch  freien  Vertrag  zu  andern  Anlagen  erworben 
hat  (Arbeiterwohnungen,  Koksöfen  etc.),  für  welche  ihm  der 
Anspruch  auf  Grundabtretung  nicht  zusteht. 

Die  Frage,  ob  eine  Theilung  von  Grundstücken  bei  der 
Erwerbung  stattgefunden  hat,  ist  nicht  nach  der  thatsächlichen 
Bewirthschaftung  der  Grundstücke  zur  Zeit  der  Abtretung,  son- 
dern nach  der  rechtlichen  Individualität  der  Grundstücke  zu 
beurtheilen.  Daher  bilden  in  den  östlichen  Provinzen  die  ge- 
schlossenen Güter  ein  Ganzes  im  Sinne  des  §.  141,  und  jedes 
davon  abgetretene  Areal  unterliegt  dem  Vor-  und  Wiederkaufe. 
Bei  den  Wandeläckern  entscheidet  die  Eintragung  auf  dem 


Digitized  by  Google 


Fünftes  Buch.  Die  Rechte  des  Grundeigentümers. 


308 

Titelblatte  des  Hypothekenbuches,  so  dass  jedes  unter  einer 
besondern  Nummer  dort  aufgeführte  Grundstück  ein  Ganzes 
für  sich  bildet.  In  den  westlichen  Provinzen  ist  der  Grund- 
steuer-Kataster, welcher  zugleich  die  Grundlage  des  Hypothe- 
kenbuches bildet,  massgebend,  so  dass  die  Parzelle  des  Flur- 
buches als  ein  Ganzes  anzusehen  ist.  auch  wenn  sie  mit  andern 
Parzellen  desselben  Besitzers  zusammen  bewirtschaftet  wird. 

Das  Vorkaufs-  und  Wiederkaufsrecht  steht  in  diesem  Falle 
dem  zeitigen  Eigentümer  des  durch  die  ursprüngliche  Ver- 
äusserung  verkleinerten  Grundstücks  zu.  Ist  der  verbleibende 
Theil  des  Grundstücks  abermals  geteilt,  so  steht  jedem  der 
Besitzer  der  Trennstücke  das  Vor-  und  Wiederkaufsrecht  nach 
Verhältniss  seines  Anteils  zu;1)  sie  müssen  dasselbe  gemein- 
schaftlich ausüben. 

Das  Vorkaufsrecht  tritt  ein,  wenn  der  Bergwerksbesitzer 
das  abgetretene  Grundstück  anderweit  zu  verkaufen  Gelegen- 
heit findet. 2)  Er  hat  diese  Absicht,  sowie  den  gebotenen  Kauf- 
preis dem  Eigentümer  anzuzeigen,  welcher  sein  Vorkaufsrecht 
verliert,  wenn  er  sich  nicht  binnen  zwei  Monaten  darüber  er- 
klärt. Ebenso  geht  das  Vorkaufsrecht  unter,  wenn  der  Berech- 
tigte sich  ablehnend  erklärt;  unterlässt  dagegen  der  Bergwerks- 
besitzer die  Anzeige,  so  wird  das  Vorkaufsrecht  dinglich,  und 
der  Berechtigte  kann  seinen  Anspruch  gegen  jeden  Besitzer 
geltend  machen. 

Das  Wiederkaufsrecht  hat  zur  Voraussetzung  die  Entbehr- 


1)  Oppen  hoff  Commentar  Nr.  797,  sowie  Bes  sei  und  Kühl- 
wetter: Das  preussische  Eisenbahnrecht  Bd.  I.  S.  122  nehmen  an,  dass 
das  Recht  erlösche,  wenn  das  verbleibende  Stück  abermals  in  Natur 
getheilt  wird. 

2)  Der  Vorkauf  findet  nur  bei  wirklichen  Verkäufen,  nicht  aber 
bei  andern  Arten  der  Verausserung,  namentlich  nicht  bei  der  Schenkung, 
beim  Tausche,  oder  bei  einem  aus  Tausch  und  Kauf  gemischten  Ge- 
schäfte statt.  Im  Zweifelsfalle  wird  gegen  den  Kauf  vermuthet  (Allg. 
Landrecht  Th.  I,  Tit.  20,  §.  5S5  fi’.).  Der  Vorkauf  ist  ferner  ausge- 
schlossen, wenn  der  Kauf  unter  einer  Bedingung  erfolgt,  die  nur  der 
Käufer  erfüllen  kann,  also  z.  B.  wenn  das  Areal  an  einen  Arbeiter 
der  Grube  unter  der  Bedingung  der  Ansiedelung  auf  dom  Grundstücke, 
oder  unter  Eingehung  eines  längeren  Arbeitsvertrags  verkauft  wird 
(a.  a.  0.  §.  578). 
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lichkeit  des  Grundstücks  zu  Zwecken  des  Bergbaues.  Dabei 
kommt  nicht  in  Betracht,  zu  welchem  speziellen  Zwecke  das 
Grundstück  ursprünglich  abgetreten  ist.  Denn  mit  der  Erwer- 
bung des  Eigenthumes  hat  der  Bergwerksbesitzer  das  Recht 
zu  jedem  Gebrauche  erworben.  Der  Wiederkauf  findet  also  erst 
statt,  wenn  das  Grundstück  zu  keinem  bergmännischen  Zwecke 
mehr  gebraucht  wird. 

Bestreitet  der  Bergwerksbesitzer  die  Entbehrlichkeit,  so 
tritt  richterliche  Entscheidung  ein,  der  Bergwerksbesitzer  kann 
seinerseits  den  Berechtigten  auffordern,  sich  über  die  Ausübung 
dieses  Rechtes  zu  erklären,  und  er  verliert  dasselbe,  wenn  er 
nicht  binnen  zwei  Monaten  diese  Erklärung  abgibt.  Bei  dem 
Wiederkauf  zahlt  der  Eigentümer  den  ursprünglichen  Kauf- 
preis nach  Abzug  der  durch  die  bisherige  Benutzung  in  dem 
Grundstücke  entstandenen  Werths  Verminderung.  Dagegen  kann 
der  Bergwerksbesitzer  keine  Verbesserungen  in  Anrechnung 
bringen,  wohl  aber  die  auf  diesem  Boden  etwa  errichteten  Ge- 
bäude oder  andere  Anlagen  hinweguehmen. 

Da  bei  freiwilligem  Verkaufe  des  abgetretenen  Grund- 
stücks seitens  des  Bergwerksbesitzers  die  Entbehrlichkeit  des- 
selben für  Zwecke  des  Bergbaues  feststeht,  so  hat  in  diesem  Falle 
der  Eigentümer  die  Wahl  zwischen  dem  Vorkaufs-  und  Wie- 
derkaufsrechte, d.  h.  er  zahlt  entweder  den  gebotenen  Kaufpreis 
oder  den  nach  §.  18  berechneten  Wiederkaufspreis.  Bei  not- 
wendigen Verkäufen  kann  dagegen  nur  das  Vorkaufsrecht  aus- 
geübt werden. 

V.  Das  Verfahren  bei  der  Grundabtretung 
richtet  sich  für  den  Fall,  dass  eine  freiwillige  Einigung  zwischen 
dem  Grundeigentümer  und  dem  Bergwerksbesitzer  stattfindet, 
lediglich  nach  dem  für  die  Form  der  Verträge  massgebenden 
civilreehtlichen  Vorschriften.  Die  in  dieser  Form  freiwillig 
bewirkte  Grundabtretung  hat  dieselben  rechtlichen  Folgen  wie 
der  amtliche  auf  zwangsweise  Abtretung  gerichtete  Bescheid. 
Bei  der  freiwilligen  Abtretung  zur  vorübergehenden  Benutzung 
für  Zwecke  des  Bergbaues  treten  daher  die  Vorschriften  der 
§§.  137,  138  und  141  ebenso  in  Geltung,  wie  bei  der  zwangs- 
weisen Abtretung ; beim  freiwilligen  Verkaufe  findet  ebenso  wie 
für  den  Fall  der  Expropriation  das  Vorkaufs-  und  Wiederkaufs- 
recht statt.  Dies  gilt  jedoch  nur  wenn  die  Ueberlassung  des 
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Grundstücks  von  dem  Bergwerksbesitzer  als  ein  Recht  gefordert 
und  als  solches  von  dem  Grundbesitzer  bewilligt  war,  und 
letzteres  ist  namentlich  anzunehmen,  wenn  auf  die  vorherige 
Provocation  des  Bergwerksbesitzers  eine  gütliche  Einigung  Er- 
folgt. Können  sich  die  Betheiligten  über  die  Grundabtretung 
nicht  gütlich  einigen,  so  erfolgt  die  Entscheidung  darüber,  ob 
und  in  welchem  Umfangt)  und  unter  welchen  Bedingungen  der 
Grundbesitzer  zur  Abtretung  des  Grundstücks  oder  der  Berg- 
werksbesitzer zum  Erwerbe  des  Eigenthums  verpflichtet  ist, 
im  amtlichen  Verfahren. 

Die  zuständigen  Behörden  sind  das  Oberbergamt  und  die 
Regierung,  in  deren  Bezirk  das  abzutretende  Grundstück  be- 
legen ist  (§.  142).  In  der  Provinz  Hannover  tritt  die  Laad- 
drostei an  die  Stelle  der  Regierung.  *) 

Die  zweite  Instanz  wird  nach  §.  145  durch  die  betref- 
fenden Ressort-Minister  gebildet,  diese  sind : 

1)  der  Handelsminister  für  das  Ressort  der  Bergverwaltung 
(§.  187); 

2)  für  das  Ressort  der  Regierung  entweder  der  Minister 
für  die  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten,  wenn  es  sich  um 
ein  landwirtschaftlich  benutztes  Grundstück  handelt,  oder, 
wenn  die  Nutzung  eine  gewerbliche  ist,  abermals  der  Handels- 
minister. Im  letzteren  Falle  ressortirt  die  Entscheidung  von 
der  vierten  Abteilung  (Handel  und  Gewerbe)  und  der  ersten 
Abteilung  (Bergbau)  des  Handelsministeriums. 

Die  Bestandtheile  des  Verfahrens  sind  1)  die  Provocation, 
2)  die  örtliche  Untersuchung,  3)  der  Beschluss,  4)  die  Recurs- 
instanz  und  5)  die  Vollstreckung. 

1.  Die  Provocation  wird  entweder  von  dem  Bergwerks- 
besitzer auf  Grund abtretung  (§.  135),  oder  von  dem  Grund- 
besitzer auf  eigentümliche  Erwerbung  des  abgetretenen 
Grundstücks  §§.  137,  138)  gerichtet.1 2)  Sie  wird  in  der  Regel 


1)  Verordnung  vom  8.  Mai  1867  (Ges.  Samml.  S.  601)  Art.  V. 

2)  Oppenhoff  Commentar  Nr.  804  nimmt  an,  dass  der  Grund- 
besitzer das  Verlangen  der  eigenthümlicheu  Erwerbung  nur  als  Ein- 
wand gegen  den  Antrag  des  Bergwerksbesitzers  auf  vorläufige  Ueber- 
lassung  im  Grundabtretungsverfahren  geltend  machen  könne.  Werde 
nachträglich  die  eigentümliche  Erwerbung  des  vorläufig  überlassenen 
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bei  dem  Oberbergamte  angebracht.  Die  Provocation  des  Berg- 
werksbesitzers auf  Grundabtretung  muss  enthalten: 

1)  den  Namen  und  Wohnort  der  provocirten  Grundeigen- 
thümer  und  Nutzungsberechtigten, 

2)  die  Bezeichnung  des  abzutretenden  Areals  nach  Lage, 
Grösse  und  Grenzen, 

3)  die  Beschreibung  der  Anlage,  zu  welcher  das  Areal 
verwendet  werden  soll, 

4)  die  muthmassliche  Dauer  der  Benutzung, 

5)  das  Anerbieten  einer  bestimmten  jährlichen  Nutzungs- 
entschädigung, 

6)  die  Erklärung,  dass  die  gütliche  Einigung  auf  dieser 
Grundlage  vergebens  versucht  ist. 

Als  Beilagen  der  Provocation  werden  nach  der  Praxis  der 
Überbergämter  verlangt: 

1)  eine  Situationszeichnung  über  das  abzutretende  Areal 
von  einem  conccssionirten  Markscheider  oder  Feld- 
messer angefertigt, 

2)  ein  Project  der  beabsichtigten  Anlage, 

3)  die  Bescheinigung  des  Besitzes  der  Provocaten  ent- 
weder auf  Grund  des  Hypothekenbuches  oder  durch 


Grundstücks  gefordert,  so  müsse  dies  im  Wege  der  gerichtlichen  Klage 
geschehen.  Diese  Meinung  hat  vom  gesetzgeberischen  Standpunkte  vieles 
für  sich,  da  ja  die  Verpflichtung  zur  eigenthümlicheu  Erwerbung  nicht, 
wie  die  Verpflichtung  des  Grundbesitzers  zur  Abtretung,  der  richterli- 
chen Beurtheilung  entzogen  ist.  Allein  sie  steht  mit  dem  Wortlaute 
des  §.  142  in  Widerspruch,  nach  welchem  die  Entscheidung  darüber, 
ob  der  Bergwerksbesitzer  zum  Erwerbe  des  Eigenthums  verpflichtet 
ist  in  den  Fällen  der  §§.  138—139  durch  einen  gemeinschaftlichen  Be- 
schluss der  Regierung  und  des  Oberbergamtes  erfolgen  soll.  Dass  da- 
runter auch  der  Fall  begriffen  ist,  wenn  der  Grundbesitzer  nach  drei- 
jähriger Benutzung  §.  138)  oder  bei  eingetretener  Werthsverminderung 
(§.  137)  auf  cigenthüraliclie  Erwerbung  anträgt,  wird  durch  die  Ver- 
weisung auf  die  §§.  135—139  ausser  Zweifel  gestellt. 

Uebrigens  wird  in  der  Praxis  sehr  selten  der  Fall  Vorkommen, 
dass  der  Antrag  des  Grundbesitzers  auf  eigenthümliche  Erwerbung 
nicht  schon  in  dem  Verfahren  über  die  Provocation  des  Bergwerksbe- 
sitzers geltend  gemacht  wird.  Die  nachfolgenden  Bemerkungen  über 
das  Verfahren  setzen  daher  als  den  regelmässigen  Fall  voraus,  dass  das 
Verfahren  durch  die  Provocation  des  Bergwerksbesitzers  eingeleitet  wird. 
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die  Dorfgerichte  (in  den  östlichen  Provinzen)  oder  durch 
Auszüge  aus  der  Mutterrolle  des  Grundsteuerkatasters 
(in  den  westlichen  Provinzen). 

Die  Provocation  des  Grundbesitzers  hat  zur  Voraussetzung, 
dass  die  Abtretung  zur  vorübergehenden  Benutzung  bereits 
auf  Grund  des  §.  135  zwangsweise  oder  freiwillig  erfolgt  ist 
und  entweder  eine  Werthsvenninderung  bei  der  Rückgewähr 
vorliegt  (§.  137),  oder  die  Benutzung  über  das  dritte  Jahr 
hinaus  dauert  (§.  138).  Handelt  es  sich  um  eine  noch  nicht 
erfolgte  Abtretung,  welche  länger  als  drei  Jahre  dauern 
soll,  so  muss  der  Grundbesitzer  das  Verlangen  nach  eigenthüm- 
licher  Erwerbung  im  Wege  der  Exception  auf  die  Provocation 
des  Bergwerksbesitzers  anbringen. 

Die  Provocation  des  Grundbesitzers  auf  Grunderwerbnng 
muss  enthalten : 

1)  den  Namen  und  Wohnort  des  Bergwerksbesitzers  oder 
der  Gewerkschaft  (§§.  95,  96), 

2)  die  Bezeichnung  des  abgetretenen  Areals  nach  Lage, 
Grösse  und  Grenzen, 

3)  den  Zeitpunkt  der  zwangsweise  oder  freiwillig  gemäss 
§.  135  erfolgten  Abtretung  zur  vorübergehenden  Be- 
nutzung, 

4)  den  Capitalbetrag,  für  welchen  die  Abtretung  ange- 
boten  wird, 

5)  die  Erklärung,  dass  die  gütliche  Einigung  ohne  Erfolg 
auf  dieser  Grundlage  versucht  worden. 

Beizufügen  sind: 

1)  die  Bescheinigung  über  den  eigeuthümlichen  Besitz  des 
Grundstücks, 

2)  die  Ausfertigung  des  Beschlusses  oder  des  Vertrages 
über  die  zwangsweise  oder  freiwillige  Abtretung  des 
Grundstücks  zur  vorübergehenden  Benutzung. 

Die  entscheidenden  Behörden  prüfen  die.  Provocatiou  so- 
wohl in  Bezug  auf  die  Vollständigkeit  und  gehörige  Substan- 
zirung  als  auch  in  Bezug  auf  die  Legitimation  beider  Theile. 
In  Bezug  auf  die  Passivlegitimatiou  ist  zu  bemerken,  dass  die 
Provocation  auf  Grundabtretung  sich  gegen  den  Grundeigen- 
thümer  und  gegen  deu  etwaigen  Nutzungsberechtigten  richtet; 
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gegen  letzteren  allein  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  Art 
und  Dauer  der  beabsichtigten  Benutzung  nicht  über  die  Grenzen 
seines  Nutzungsrechtes  hinausgehen. 

Ergibt  sich,  dass  ausser  dem  in  der  Provocation  genannten 
Grundeigentümer  noch  andere  Interessenten  (Miteigentümer 
oder  Nutzungsberechtigte)  vorhanden  sind,  so  wird  dem  Pro- 
vocanten  aufgegeben,  seine  Provocation  auch  gegen  diese  zu 
richten. 

Ergeben  sich  Bedenken  gegen  die  Zulässigkeit  und  Be- 
gründung des  Antrags  auf  Grundabtretung  oder  Grunderwer- 
bung, so  wird  dem  Provocanten  die  Vervollständigung  aufge- 
geben, oder  der  Antrag  wird  ohue  Weiteres  zurückgewiesen. 

Die  Mittheilung  einer  Abschrift  der  Provocation  ist  durch 
das  Gesetz  nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben,  da  §.  143  nur 
verlangt,  dass  beide  Theile  gehört  werden.  Sie  ist  jedoch 
jedenfalis  zu  empfehlen,  auch  ist  es  zweckmässig,  dem  Provo- 
caten  vor  der  Terminsverhaudlung  Gelegenheit  zur  Einsicht 
des  Situationsrisses  zu  geben.  Ein  Schriftwechsel  findet  nicht 
statt,  doch  steht  es  dem  Provocaten  frei,  eine  Beantwortung  zu 
den  Akten  emzurcichen. 

2.  Die  örtliche  Untersuchung  erfolgt  nach  §.  143 
durch  Commissarien  der  beiden  entscheidenden  Behörden  unter 
Zuziehung  von  Sachverständigen  und  der  Betheiligten.  Jede 
der  beiden  Behörden  muss  einen  eigenen  Commissar  ernennen ; 
es  können  auch  ständige  Coramissarien  ernannt  werden,  und 
es  pflegen  als  solche  die  Landräthe  und  Revierbeämten  zu 
fungiren.  Die  Sachverständigen  werden  von  den  Parteien  binnen 
einer  von  den  Commissarien  zu  bestimmenden  Frist  ernannt. 
Geschieht  dies  nicht,  so  ernennen  letztere  die  Sachverständi- 
gen ; sie  können  ausserdem  einen  dritten  Sachverständigen  von 
Amts  wegen  zuziehen.  Mehrere  Provocaten  sind  nicht  ver- 
pflichtet, sich  über  die  gemeinschaftliche  Ernennung  eines 
Sachverständigen  zu  vereinigen,  da  die  Entschädigungsfrage 
für  jeden  Provocaten  besonders  beurtheilt  und  entschieden 
werden  muss. 

Die  Vorladung  zur  örtlichen  Verhandlung  ergeht  an  den 
Provocanten  unter  der  Verwarnung,  dass  bei  seinem  Ausbleiben 
die  Provocation  als  zurückgenommen  betrachtet  werde;  an 
den  Provocaten  unter  der  Verwarnung,  dass  bei  seinem  Aus- 
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bleiben  mit  der  Erörterung  des  Antrages  und  der  Ermittelung 
der  Entschädigung  ohne  seine  Zuziehung  werde  verfahren 
werden.  Es  ist  nicht  zulässig,  beim  Ausbleiben  des  Provo- 
caten  dessen  Zustimmung  zu  dem  gestellten  Anträge  zu  fin- 
giren,  vielmehr  muss  der  Ausbleibende  als  widersprechend  an- 
gesehen werden. 

Die  Verhandlung  an  Ort  und  Stelle  erstreckt  sich  auf 
die  Nothwendigkeit  der  verlangten  Abtretung  (§.  135),  auf  die 
von  dem  Grundbesitzer  cingcwendeten  Rücksichten  des  öffent- 
lich Interesses  (§.  136),  auf  die  Verpflichtung  zur  eigenthüm- 
lichen  Erwerbung  (§§.  137,  138),  auf  die  zu  vergütende  jähr- 
liche Nutzung  oder  den  Capitalwerth  (§§.  137,  139),  auf  die 
Cautionsleistung  und  auf  die  sonstigen  Bedingungen  der  Abtre- 
tung. Der  provocirte  Grundbesitzer  ist  in  jedem  Falle  zu 
einer  bestimmten  Erklärung  darüber  aufzufordern,  ob  er  in 
die  Grundabtretung  willigt,  und  ob  er  die  eigenthümliche  Er- 
werbung verlangt.  ‘)  Bleibt  der  Grundeigenthümer  aus,  oder 
erklärt  er  sich  nicht,  so  wird  angenommen,  dass  er  nur  die 
vorübergehende  Abtretung  bewillige.  Der  Antrag  auf  cigen- 
thümliche  Erwerbung  kann  nur  von  dem  vollkommen  dispo- 
sitionsfähigen Eigenthümer  und  im  Falle  des  Miteigenthums 
nur  von  sämmtlichen  Eigenthümern  gestellt  werden.  Wird 
dieser  Antrag  als  Einwendung  gegen  die  Provocation  auf  vor- 
übergehende Benutzung  gestellt,  so  ist  der  Vormund  oder  der 
Vertreter  einer  Corporation  zu  demselben  legitimirt,  ohne  dass 
die  zu  Veräusser ungen  von  Grundstücken  aus  freier  Hand 
vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt  sein  müssen.  Dagegen 
ist  zu  der  Provocation  auf  eigenthümliche  Erwerbung  des  vor- 
übergehend abgetretenen  Grundstücks  die  obervormundschaft- 
liche Genehmigung  nothwendig  !). 

Die  Erörterung  des  Cautionspunktes  erfolgt  nur  auf  aus- 
drücklichen Antrag  des  Grundbesitzers  (§.  137).  Bei  der  Er- 
örterung der  Modalitäten  der  Abtretung  sind  nicht  blos  die 
Einschränkungen  und  Vorkehrungen  zu  Gunsten  des  abtre- 

1)  Verfügung  ds9  Oberbergamts  zu  Bonn  v.  6.  Dezember  1866. 
Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VIII.  S.  135. 

2)  Diese  Einwendung  kann  noch  in  den  Recursinstanz  erhoben 
werden.  Recursbescheid  vom  25  October  1869.  Zeitschrift  für  Berg- 
recht Bd.  XI,  S.  361. 
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tenden  Grundbesitzers,  sondern  auch  die  im  öffentlichen  Interesse 
etwa  nothwendigen  Vorkehrungen  von  den  Commissarien  fest- 
zus  teilen. 

3.  Der  Beschluss  über  die  zwangsweise  Abtretung 
oder  Erwerbung  muss  das  Grundstück  genau  bezeichnen,  die 
dem  Grundbesitzer  zu  leistende  Entschädigung  beziehungsweise 
Caution  festsetzen  und  die  sonstigen  Bedingungen  der  Abtre- 
tung oder  Erwerbung  enthalten  (§.  144).  Die  entscheidenden 
Behörden  sind  an  das  Gutachten  der  Connnissarien  nicht,  ge- 
bunden, jede  derselben  fasst  ihren  Beschluss  abgesondert.  Bei 
divergirenden  Beschlüssen  muss  die  Provocation  als  abgelehnt 
betrachtet  werden,  da  die  verneinende  Meinung  überwiegt.  ‘) 
Der  Beschluss  wird  für  jeden  Theil  schriftlich  mit  den  Gründen 
ausgefertigt.  Die  Ausfertigungen,  ebenso  wie  die  sonstigen 
Verhandlungen  im  Grundabtretungsverfahren,  sind  nach  der 
Cabinet8-Ordre  vom  4.  Mai  1833  stempelfrei.  *)  Die  Zustellung 
erfolgt  gegen  Insinuationsbescheinigung. 

4.  Der  Recurs  gegen  den  Beschluss  des  Oberbergamts 
und  der  Regierung  an  die  betreffenden  Ressort-Minister  (oben 

S.  310)  steht  beiden  Theilen  offen  ; er  muss  nach  §.  145,  §..192 
und  §.  193  binnen  vier  Wochen  nach  dem  Tage  der  Zustel- 
lung bei  dem  Oberbergamte  eingelegt  werden.  Gegen  die  Feststel- 
lung der  Entschädigung  und  der  Caution  findet  nicht  der  Recurs 
sondern  der  Rechtsweg  statt.  Dagegen  ist  über  die  Verpflich- 
tung zur  Abtretung  eines  Grundstücks  der  Rechtsweg  nur  in 
dem  Falle  zulässig,  wenn  die  Befreiung  von  dieser  Verpflichtung 
auf  Grund  des  §.  136  Alinea  2 oder  eines  speciellen  Rechts-, 
titels  (oben  S.  301)  behauptet  wird.  Dasselbe  gilt  von  denje- 
nigen Bedingungen  der  Abtretung,  welche  keinen  Bestandtheil 
der  festgesetzten  Entschädigung  machen,  sondern  entweder  zum 
Schutze  des  übrig  bleibenden  Grundbesitzes  oder  im  öffentlichen 
Interesse  festgesetzt  werden.  Sie  können  nur  auf  Grund  einer 
speciellen  Befreiung  im  Rechtswege,  sonst  nur  im  Wege  des 
Recurses  angefochten  werden. 8) 

1)  Vergl.  m.  Commentar  Anm.  323  zu  §.  144. 

2)  Verfügung  des  Oberbergamts  zu  Bunn  v.  6.  Dezember  1866. 
Zeitachr.  f.  Bergr.  Bd.  VIII.  S.  135. 

3)  Recursbescheid  vom  3.  Mai  1870.  Zeitscbr.  f.  Bergrecht  Bd. 
XI.  S.  363. 
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lieber  die  Verpflichtung  des  Bergwerksbesitzers  zur  eigen- 
thümlichen  Erwerbung  (§§.  137,  138)  findet  sowohl  der  Recurs 
als  auch  der  Rechtsweg  statt.  Die  Klage  kann  also  entweder 
statt  des  Recurses  angestellt  und  auf  Aufhebung  des  Beschlusses 
gerichtet,  oder  nach  erfolgter  Recursentscheidung  auf  Aufhe- 
bung der  letzteren  gerichtet  werden. 

Von  der  Recursentscheidung  gilt  dasselbe,  was  oben  von 
dein  Beschlüsse  gesagt  ist,  nur  dass  die  Ressort-Minister  noth- 
wendig  zu  einer  übereinstimmenden  Entscheidung  kommen  müs- 
sen, weil  in  der  Recursinstanz  nicht  die  verneinende  Meinung 
als  überwiegend  gelten  kann. 

Die  Beschreitung  des  Rechtsweges  ist  an  die  gewöhnlichen 
Verjährungsfristen  gebunden ; sie  findet  nicht  mehr  statt,  wenn 
die  festgesetzte  Entschädigung  ohne  Vorbehalt  gezahlt  und 
angenommen  ist.  Der  Bergwerksbesitzer  dagegen,  welcher  die 
festgesetzte  Entschädigung  unter  Vorbehalt  der  Minderungsklage 
gezahlt  hat,  um  die  Besitznahme  des  Grundstücks  nicht  auf- 
zuhalten, kann  das  zuviel  Gezahlte  zurückfordern. *) 

5.  Die  Vollstreckung  des  Beschlusses  über  die  Grund- 
abtretung 1 2)  erfolgt  nach  Ablauf  der  Recursfrist  oder  nach 
ergangener  Recursentscheidung  durch  die  in  erster  Instanz 
entscheidenden  Behörden  auf  Antrag  des  Bergwerksbesitzers. 
Durch  Beschreitung  des  Rechtsweges,  wenn  dieselbe  nur  wegen 
der  Festsetzung  der  Entschädigung  oder  Caution  erfolgt,  wird 
nach  §.  Hfl  die  Vollstreckung  nicht  aufgehalten,  wohl  aber 
durch  die  Kage  auf  Aufhebung  des  Beschlusses.  Der  Berg- 
. Werksbesitzer  muss  die  Quittung  über  die  erfolgte  Zahlung 
oder  Depositen  der  festgesetzten  Entschädigung  und  der  Caution 
beibringen.  Zur  Uebergabe  des  Grundstücks  wird  ein  Termin 
vor  einem  Commissar  der  entscheidenden  Behörden  anberaumt 
und  dazu  der  Provocant  bei  Vermeidung  der  fruchtlosen  Ter- 


1)  Vergl.  die  Entscheidung  des  Obertribunals  vom  10.  Juni  1864. 
Entscheidungen  Bd.  52.  S.  07. 

2)  Der  Beschluss  über  die  Verpflichtung  des  Bergwerksbesitzers 
zur  eigenthümlichen  Erwerbung  eines  bereits  zur  vorübergehenden  Be- 
nutzung abgetretenen  Grundstücks  ist  nicht  vollstreckbar,  weil  die 
Zahlung  der  festgesetzten  Entschädigung  nicht  im  Wege  der  Verwal* 
tungsexecution,  sondern  nur  im  Rechtswege  heigetrieben  werden  kann. 
Vergl.  ra.  Cominentar  Anm.  330  zu  §.  146. 
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minsk osten,  der  Provocat  unter  der  Verwarnung  geladen,  dass 
bei  seinem  Ausbleiben  die  Uebergabe  durch  den  Commissar 
werde  bewirkt  werden  (Allg.  Landrecht  Th.  I,  Tit.  7,  §.  60). 
Der  Termin  muss  aufgehoben  werden,  wenn  der  Grundbesitzer 
eine  Bescheinigung  darüber  beibringt,  dass  er  auf  Aufhebung 
des  Beschlusses  geklagt  hat.  Ueber  die  erfolgte  Besitzübergabe 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen.  *) 

Wegen  der  in  dem  Beschlüsse  festgesetzten  Gegenlei- 
stungen steht  dem  Grundbesitzer  die  gerichtliche  Klage  auf 
Grund  des  den  Vertrag  vertretenden  Abtretungsbescheides  zu, 
Der  Bergwerksbesitzer  kann  diesen  Anspruch  nicht  dadurch 
beseitigen,  dass  er  auf  die  Besitznahme  des  abgetretenen  Grund- 
stücks nachträglich  verzichtet. 1  2)  Auch  wegen  der  sonst  fest- 
gesetzten Bedingungen  findet  auf  Grund  des  Abtretungsbe- 
scheides die  gerichtliche  Klage  auf  Erfüllung  statt. 

Die  Kosten  des  Grundabtretungsverfahrens  hat  für  die 
erste  Instanz  der  Bergwerksbesitzer,  für  die  Recursinstanz  der 
unterliegende  Theil  zu  tragen.  Diese  Regel  gilt  nach  dem 
Wortlaute  der  §§.  142  und  147  auch  für  den  Fall,  dass  der 
Grundbesitzer  als  Provocant  auftritt  und  die  eigenthümliche 
Erwerbung  des  vorläufig  zum  Bergwerksbetriebe  abgetretenen 
Grundstücks  fordert  (vergl.  oben  S.  310  f.).  Die  von  Oppenhoff 
Commentar  Nro.  831  gegen  diese  Annahme  erhobenen  Bedenken 
erscheinen  nicht  zutreffend.  Die  Provocation  des  Grundbesitzers 
findet  nämlich  nur  in  dem  Falle  statt,,  wenn  entweder  die  ein- 
geräumte Benutzung  über  drei  Jahre  hinaus  dauert,  oder  wenn 
bei  der  Rückgewähr  eine  Werthsverminderung  des  Grundstücks 
behauptet  wird.  In  beiden  Fällen  muss  offenbar  der  Grund- 
besitzer befugt  sein  seinen  Anspruch  auf  eigenthümliche  Er- 
werbung durchzuführen,  ohne  dass  ihm  aus  dem  Verfahren 
Kosten  erwachsen. 

Von  den  Berggesetzen,  welche  dem  preussischen  nachge- 
bildet sind,  hat  das  baierische  in  den  Artikeln  128—143  spe- 
cielle  Bestimmungen  über  das  Grundabtretungsverfahren  hinzu- 
gefügt,  welche  im  Wesentlichen  den  oben  entwickelten  Grund- 


1)  Vergl.  Zeitscbr.  f.  Bergrecht  Bd.  VIII.  8.  552. 

2)  Vergl.  den  Recursbeacheid  vom  11.  Juli  1866.  Zeitschr.  für 
Bergrecht  Bd.  VII.  S.  407. 
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Sätzen  entsprechen.  Die  Vorschriften  des  sächsischen  Bergge- 
setzes vom  16.  Juni  1868  in  den  §§.  122—  138  und  des 
österreichischen  Berggesetzes  vom  23.  Mai  1854  in  den  §§.  98 
— 104  über  die  Grundabtretung  stimmen  mit  denjenigen  des 
preussischen  Berggesetzes  durchgehends  überein.  Nur  fügt  das 
sächsische  Berggesetz  im  §.  122  und  das  österreichische 
Berggesetz  im  §.  105  die  Benutzung  von  Wasserläufen  als  einen 
besonderen  Gegenstand  der  Grundabtretung  hinzu.  Das  säch- 
sische Berggesetz  enthält  ausserdem  in  den  §§.  152  f.  besondere 
Vorschriften  über  die  Benutzung  der  durch  den  Bergbau  er- 
schrotenen  Wasser  und  im  §.  167  die  Bestimmung,  dass  die 
Grundbesitzer  diese  Wasser  da,  wo  sie  zu  Tage  kommen  und 
weiterhin  aufnehmen  oder  über  ihre  Grundstücke  abfliessen 
lassen  müssen. 


§.  29.  Die  Grundentschädigung. 

(§.  148 — 152  des  Berggesetzes.) 

Der  Bergwerksbesitzer  ist  verpflichtet,  für  allen  Schaden, 
welcher  dem  G rundeigen thum  oder  dessen  Zubehörungen  durch 
den  Bergbau  zugefügt  wird,  vollständige  Entschädigung  zu 
leisten  (§.  148).  Diese  Verpflichtung  correspondirt  der  Ent- 
schädigung für  den  zum  Bergwerksbetrieb  abgetretenen  Grund 
und  Boden.  Sie  ist  ihrem  Gegenstände  nach  der  letzteren 
durchaus  gleichartig.  Beide  Verpflichtungen  sind  jedoch  ju- 
ristisch dadurch  unterschieden,  dass  die  eine  durch  \ ertrag 
begründet  wird,  die  andere  dagegen  zu  den  Obligationen  ohne 
Vertrag  gehört.  Die  Vorschriften  über  die  Grundabtretung 
begründen  ein  Recht  des  Bergwerksbesitzers  zur  Vertragschlies- 
sung, welches  entweder  durch  gütliche  Einigung,  also  durch 
den  Abschluss  eines  Kauf-  oder  Pachtvertrages  ausgeübt  wird, 
oder  in  Ermangelung  der  Einigung  durch  die  Provocation  auf 
einen  Beschluss  des  Oberbergamtes  und  der  Regierung,  wel- 
cher den  Kauf-  oder  Pachtvertrag  vertritt,  ln  beiden  Fällen 
wird  die  Gegenleistung  des  Bergwerksbesitzers  entweder  durch 
Vertrag  oder  durch  das  die  Stelle  des  Vertrages  vertretende 
Urtheil  der  Verwaltungsbehörden  oder  der  richterlichen  Instanz 
festgestellt.  Der  Betrag  der  Gegenleistung,  die  Person  des 
Berechtigten  und  des  Verpflichteten  stehen  von  vornherein  fest. 
Bei  den  zufälligen  Grundschäden  ist  eine  vorherige  Fe  stsetzung 
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der  Schadloshaltung  durch  die  Natur  der  Sache  ausgeschlossen. 
Die  Entschädigungsverbindlichkeit  wird  nicht  durch  einen  vorher 
geschlossenen  Contract  oder  Quasicontract,  sondern  unmittelbar 
durch  das  beschädigende  Ereigniss  bestimmt.  Der  Betrag  des 
Schadens,  die  Person  des  Berechtigten  und  des  Verpflichteten 
stehen  also  nicht  vertragsmässig  fest,  sondern  sie  müssen  nach 
den  allgemeinen  Rechtsregeln  bestimmt  werden.  Diese  Bestim- 
mung hat  in  dem  früheren  Bergrechte  zu  einer  Anzahl  von 
Controversen  Anlass  gegeben,  welche  meist  durch  die  Praxis 
der  Gerichtshöfe,  namentlich  durch  die  Präjudizien  des  Ober- 
tribunals  erledigt  worden  sind.  *) 

Die  so  für  das  frühere  rechtsrheinische  Bergrecht  festge- 
stellten Regeln  sind  in  den  §§.  148—151  des  Berggesetzes  zu 
gesetzlichen  Normen  erhoben. 

Der  Rechtsgrund  der  Entschädigungsverbindlichkeit  ist 
lediglich  in  diesen  gesetzlichen  Vorschriften  begründet,  es  liegt 
derselben  weder  ein  quasi  Contract  noch  eine  unerlaubte  Hand- 
lung des  Bergwerksbesitzers  zu  Grunde. 

Dass  der  Entschädigungsanspruch  nicht  an  die  Voraus- 
setzungen einer  unerlaubten  Handlung  geknüpft  ist,  wird  im 
Anschluss  an  das  frühere  Urtheil  des  Obertribunals  vom  16. 
März  1839 1  2)  im  §.  148  ausdrücklich  ausgesprochen  in  den 
Worten  : ohne  Unterschied,  ob  die  Beschädigung  von  dem  Berg- 
werksbesitzer verschuldet  ist  und  ob  sie  vorausgesehen  werden 
konnte  oder  nicht. 

Allein  mit  derselben  Bestimmtheit  ist  auch  die  Annahme 
eines  quasicontractlichen  Verhältnisses  abzuweisen,  welche  in 
dem  Plenarbeschlüsse  des  Obertribunals  vom  7.  November  1849 3) 
wie  folgt  widerlegt  wird:  „Der  §.  112  A.  L.  R II,  16  spricht 
nicht  allein  von  der  Entschädigung  für  Grundabtretungen,  son- 
dern zugleich  von  einer  ganz  anderen  Entschädigung,  die  ihre 
Wurzel  keineswegs  in  der  Abtretung  von  Oberflächeueigenthum 


1)  Vergl.  die  Präjudizien  Nro.  538,  1060,  1284,  1462,  1717,  2055, 
2068  u.  2153  der  amtlichen  Präjudizien-Sammlung ; ferner  die  neueren 
Entscheidungen  vom  11.  September,  26.  Mai,  19.  Juni  und  24.  Novem- 
ber 1865.  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  VII.  S.  89  f. 

2)  Entscheidungen  Bd.  IV.  S.  354. 

3)  Entscheidungen  Bd.  XVIII.  S.  71. 
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oder  von  Zubehörungen  desselben  an  den  Bergbauenden,  auch 
zunächst  nicht  einmal  in  einem  dem  Bergbauenden  zugewen- 
deten Vortheil  hat,  deren  eigentlicher  Grund  vielmehr  immer 
nur  in  jener  Absonderung  und  Bildung  eines  besonderen  Berg- 
werkseigenthums im  Gegensatz  zum  Grundeigenthum  zu  finden 
ist.  Der  Staat,  indem  er  aus  Gründen  des  allgemeinen  Wohls 
und  zur  zweckmässigen  Gewinnung  der  Fossilien,  diese  der 
Disposition  der  Grundeigenthümer  entzogen  und  das  Recht  zu 
deren  Gewinnung  nach  einer  ganz  anderen  Begrenzung  fest- 
gestellt hat,  sichert  zugleich  den  Grundeigenthümern  im  §.  112 
a.  a.  0.  ganz  allgemein  eine  vollständige  Entschädigung  für 
alles  zu,  was  sie  durch  den  Bergbau  verlieren.  Der  Bergbau, 
welcher  dem  Grundeigenthum  die  Wasser  fast  immer  zu  seinem 
eigenen  Schaden  entzieht,  muss  dennoch  auch  denjenigen  Scha- 
den ersetzen,  der  dem  Grundeigenthum  durch  diese  Wasser- 
entziehung entsteht.  Der  Verptiichtungsgrund  zu  dieser  Ent- 
schädigung liegt  nicht  in  einer  Verschuldung  und  auch  nicht 
in  einem  unmittelbar  zwischen  den  Bergbauenden  und  Grund- 
eigenthümern geschlossenen  Vertrage,  sondern  in  der  allge- 
meinen gesetzlichen  Verpflichtung  der  Bergbauenden  zur  Tra- 
gung dieser  Gefahr  und  dieses  Schadens.“ 

Der  Schadensersatz  für  die  zufälligen  Grundschäden  ist 
also  eine  blosse  obligatio  ex  lege,  durch  welche  der  Gesetz- 
geber die  unvermeidliche  Collision  zwischen  der  Ausübung  des 
Grundeigenthumes  und  eines  davon  unabhängigen  Bergwerks- 
eigenthumes in  demselben  Raume  auszugleichen  beabsichtigt1). 


1)  Das  Obertribunal  bemerkt  hierüber  in  dem  angeführten  Er- 
kenntnisse vom  16.  März  1839: 

,,Es  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  Bergwerke  Ge- 
genstand des  Eigenthums  sind  und  dass  die  Gewerkschaft,  wenn  der 
Bergbau  nach  den  bestehenden  Vorschriften  betrieben  wird,  sich  in 
der  Ausübung  ihres  Rechtes,  und  zwar  innerhalb  der  gesetzlichen 
Schranken,  befindet.  Hierbei  kann  es  nun  Vorkommen,  dass  das  Wei- 
tertreiben des  Baues  den  Einsturz  eines  Gebäudes,  einer  Quelle  etc. 
zur  Folge  hat,  wo  dies  nach  der  reiflichsten  Prüfung,  allen  geognosti- 
schen  Erfahrungen  gemäss,  nicht  zu  befürchten  war.  In  einem  solchen 
Falle  kann  allerdings  von  einem  Versehen  der  Gewerkschaft  nicht  die 
Rede  sein  und  ebensowenig  von  einer  Bereicherung  derselben  mit 
fremdem  Schaden.  Aber  auch  dann  würde  von  einer  Verschuldung 
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Der  Rechtsgrund  der  Ersatzverbindlichkeit  liegt  in  dem 
Gesetze  und  in  der  Thatsache  der  Beschädigung,  mit  welcher 
§.  148  diese  Verpflichtung  verknüpft.  Die  Beschädigung  ist 


nicht  die  Rede  sein  können,  wenn  der  Bergbauende  bei  der  Fortsetzung  des 
Baues  Ereignisse  jener  Art  wirklich  voraussieht,  weil  derselbe  vom  Gesetz 
in  derBefugniss  zur  Förderung  der  Mineralien  nicht  der  Einschränkung 
unterworfen  ist,  dass  er  inne  zu  halten  verpflichtet  sei,  sobald  durch 
den  Weiterbau  Schaden  für  das  obere  G rundeigen thum  veranlasst  werde. 

Ebensowenig  darf  es  aber  auf  der  anderen  Seite  ein  Z u fa  1 1 
genannt  werden,  wenn  die  Versenkung  der  Erdoberfläche  oder  die 
Versiegung  eines  Quells  die  unmittelbare  Folge  des  Grubenbaues  ist. 
Kann  auch  ein  solches  dem  Grundeigenthümer  nachtheiliges  Ereigniss 
möglicher  Wei9o  gegen  alle  Berechnung  eintreten,  so  muss  doch  auch 
zugestanden  werden,  dass  Wissenschaft  und  Erfahrung  keine  absolute 
Sicherheit  für  Berechnungen  gewähren,  die  ein  Unternehmen  des  Baues 
in  einer  bestimmten  Richtung  für  den  Grundeigenthümer  unschädlich 
erscheinen  lassen,  das9  also  im  Bereiche  des  Bergbaues  für  den  Grund- 
besitz in  einem  gewissen  Grade  immer  Gefahr  droht.“ 

Nachdem  so  das  Vorhandensein  einer  Collision  der  Rechte  nach- 
gewiesen ist,  in  Folge  deren  der  Bergwerkseigenthümer  durch  die 
blosse  Ausübung  seines  Rechts  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken 
dem  Grundeigenthümer  die  Benutzung  seines  gleich  geltenden  Rechtes 
entzieht  oder  schmälert,  zieht  das  Obertribunal  die  weitere  Folgerung, 
dass  der  Gesetzgeber,  den  Grundsätzen  der  Billigkeit  gemäss,  den  Berg- 
bautreibendeu  habe  verpflichten  müssen,  den  Grundeigentümern  für  deu 
ihnen  solchergestalt  verursachten  Schaden  aufzukomipen. 

In  dem  Plenarbeschlüsse  vom  18.  April  1843  (Entsch.  Bd.  IX, 
S.  101)  wird  in  Uebereinstimmung  hiermit  ausgeführt: 

,.Die  allgemeinen  Vorschriften  über  Schadensersatz  können  hier 
nicht  entscheiden,  da  besondere  Gesetze  das  Verhältniss  zwischen  dem 
Bergbauenden  und  den  betreffenden  Grundeigentümern,  sowie  die 
Ansprüche  der  Letzteren  auf  Entschädigung  bestimmen.  Nach  allge- 
meinen Grundsätzen  des  Rechts  würde  der  ganze  Bergbau  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  nicht  zu  gestatten,  ein  solcher  Eingriff  iu  das  Pri- 
vateigentum vielmehr  ganz  unerlaubt  sein.  Wenn  also  dennoch  die 
Befugniss  zum  Betriebe  eines  solchen  Bergbaues  ein  Regal  geworden 
ist,  und  vermöge  des  Regals  weiter  verliehen  wird,  so  lassen  sich  die 
hierbei  collidirenden  Rechte  nach  jenen  allgemeinen  Grundsätzen  nicht 
ausgleichen,  sondern  es  muss  darauf  gesehen  werden,  wie  sich  diese 
widerstreitenden  Verhältnisse  durch  Herkommen  und  besondere  Gesetze 
gestaltet  haben.  Ein  solches  bestimmtes  Gesetz  liegt  iu  dein  §.  112 
A.  L.  R.  II.  16  vor.“ 
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zwar  durch  menschliche  Thätigkeit  herbeigeführt,  sie  ist  aber 
weder  beabsichtigt,  noch  kann  sie  dem  Willen  des  Bergwerks- 
besitzers zugerechnet  werden.  Es  ist  daher  unrichtig,  den 
Verpflichtungsgrund  in  einer  Handlung  des  Bergwerksbesitzers 
zu  suchen,  während  er  vielmehr  in  einem  von  seinem  Willen 
unabhängigen  Ereignisse  beruht,  dessen  Gefahr  der  Bergwerks- 
besitzer zu  tragen  hat.  Vön  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist 
nunmehr  die  Person  des  Verpflichteten,  der  Gegenstand  und 
der  Inhalt  der  Grundentschädigung  zu  erörtern,  sodann  sind 
die  Bestimmungen  über  den  Verlust  und  die  Verjährung  der 
Entschädigungsforderung  anzuschliessen. 

1.  Der  Anspruch  auf  Grundentschädigung  richtet  sich 
gegen  Denjenigen,  welcher  zur  Zeit  der  vorgekommenen  Be- 
schädigung Besitzer  des  Bergwerks  ist,  durch  dessen  Anlagen 
der  Schaden  zugefügt  war.  Auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem 
diese  Anlagen  entstanden  sind,  kommt  es  dabei  nicht  an,  und 
wenn  die  Beschädigung  Folge  des  von  einem  früheren  Besitzer 
geführten  Betriebes  ist,  so  ist  doch  der  gegenwärtige  Berg- 
werksbesitzer zum  Schadenersatz  verpflichtet,  weil  das  Ereig- 
niss der  Beschädigung,  welches  für  die  Person  des  Verpflich- 
teten entscheidend  ist,  in  seine  Besitzzeit  trifft*  1). 

Ist  der  Schaden  durch  den  Betrieb  zweier  oder  mehrerer 
Bergwerke  verursacht,  so  sind  die  Besitzer  gemeinschaftlich 
und  zwar  zu  gleichen  Theilen  zur  Entschädigung  verpflichtet. 
Der  Einwand,  dass  dem  anderen  Bergwerke  ein  grösserer  An- 
theil  an  dem  gemeinschaftlich  verursachten  Schaden  beizu- 
messen sei,  ist  dem  Grundbesitzer  gegenüber  nicht  zulässig  ; 
dagegen  ist  im  Verhältnisse  der  Bergwerksbesitzer  unter  sich 
der  Nachweis  eines  anderen  Theilnahmeverhältnisses  und  der 
Anspruch  auf  Erstattung  des  zuviel  Gezahlten  nicht  ausge- 
schlossen. (§.  149.) 

2.  Gegenstand  der  Entschädigungsforderung  ist  nach 
§.  148  jeder  Schaden,  welcher  dem  Grundeigenthum  oder  dessen 
Zubehörungen  zugefügt  wird.  Andere  Schäden,  welche  beweg- 


1)  Dies  ist  bereits  für  das  frühere  linksrheinische  Recht  durch 
die  Urtheile  des  Appellationsgerichtshofes  zu  Cöln  vom  25.  April  1849 
und  vom  12.  März  1863  (Rheinisches  Archiv  Bd.  44.  I.  S.  159,  Bd.  57. 

I,  S.  126)  angenommen. 
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liehe  Sachen  oder  Personen  betreffen,  begründen  keine  Ersatz- 
verbindlichkeit  *).  Es  macht  nach  §.  148  keinen  Unterschied, 
ob  der  Betrieb  unter  dem  beschädigten  Grundstücke  stattge- 
funden hat  oder  nicht1  2).  Der  Anspruch  hat  vielmehr  nur  den 
Causalnexus  zwischen  dem  Betriebe  des  Bergwerks  und  dem 
zugefügten  Schaden  zur  Voraussetzung.  Auch  der  Schaden, 
welcher  durch  den  Tagebau  einem  anstossenden  Grundstücke 
zugefügt  wird,  muss  nach  §.  148  ersetzt  werden,  auch  wenn 
der  Bergwerksbesitzer  das  Areal  des  Tagebaues  eigenthümlich 
erworben  hatte.  Obgleich  er  nämlich  als  Grundeigenthümer 
befugt  sein  würde,  sein  Grundstück  beliebig  auszuschachten 
auf  die  Gefahr  hin,  dem  Nachbar  das  Wasser  zu  entziehen, 
so  trifft  ihn  doch  als  Bergwerksbesitzer  nach  §.  148  die  Ver- 
pflichtung für  eine  solche  Beschädigung  aufzukommen. 

Auch  der  Schürfer  und  der  Muther  müssen  nach  §.  152 
für  die  Beschädigung  des  Grundeigenthums  durch  die  von 
ihnen  ausgeführten  Arbeiten  Schadensersatz  leisten.  Diese 
Vorschrift  ist  jedoch  auf  das  Schürfen  auf  fremdem  Grund 
und  Boden  zu  beschränken.  Der  Grundeigenthümer,  welcher 
nach  den  verleihbaren  Mineralien  schürft,  übt  nur  sein  Eigen- 
thumsrecht aus  und  ist  für  die  dadurch  entstehenden  Folgen 
Niemandem  verantwortlich 3). 


1)  Vergl.  Gruchot’8  Beiträge  Bd.  II,  S.  447. 

2)  Dies  war  bereits  für  das  frühere  rechtsrheinische  Recht  durch 
den  Plenarbeschluss  des  Ohertribunals  vom  18.  April  1843  Präjudiz 
1284  angenommen,  während  für  das  frühere  linksrheinische  Recht  die 
entgegengesetzte  Regel  galt.  (Rheinisches  Archiv  Bd.  47%  I.  S.  126, 
Bd.  48.  II  S.  49.) 

3)  Nach  dem  früheren  Preussischen  Bergrecht  (A.  L.  R.  Theil  II 
Tit.  16  §.  142)  musste  auch  der  Grundeigenthümer  einen  Schürfschein 
erwerben,  um  auf  eigenem  Grund  und  Boden  schürfen  zu  können;  er 
übte  also  nicht  sein  Eigenthumsrecht,  sondern  ein  besonderes  Schurf- 
recht  aus,  und  es  war  deshalb  folgerichtig,  wenn  das  Präjudiz  2068  B 
des  Obertribunals  auch  den  Schürfer  auf  eigenem  Grund  und  Boden 
dem  benachbarten  Grundbesitzer,  welchem  durch  die  Schürfarbeiten 
das  Brunnenwasser  entzogen  wird,  zur  Entschädigung  verpflichtete. 
Nach  dem  heutigen  Bergrechte  dagegen  kann  der  Grundeigenthümer 
nicht  blos  ohne  Schürferlaubniss  die  verleihbaren  Mineralien  aufsuchen, 
sondern  es  fehlt  auch  an  jedem  Merkmal,  durch  welches  eine  solche 
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v 3.  Der  Inhalt  der  Forderung  des  Grundbesitzers  umfasst 
nach  §.  148  vollständige  Entschädigung,  d.  h.  also  Ersatz  des 
gesaminten  Schadens  und  des  entgangenen  Gewinnes. 

Diese  Schadloshaltung  muss  nach  den  allgemeinen  gesetz- 
lichen Regeln  so  gewährt  werden,  dass  zunächst  das  Grund- 
stück so  viel  wie  möglich  in  den  vorigen  Zustand  gesetzt 
werde,  und  so  weit  dies  nicht  geschehen  kann,  für  die  ent- 
standene Werths  Verminderung  Ersatz  geleistet  .wird *  1).  Die 
Wiederherstellung  kann  nach  §.  79  A.  L.  R.  Th.  I,  Tit.  6 nur 
so  viel  als  möglich  gefordert  werden.  Wenn  das  Grundstück 
also  nicht  in  den  vorigen  Stand  gesetzt  werden  kann,  ohne 
dass  zu  diesem  Zweck  der  Bergwerksbetrieb  eingestellt  wird, 
so  wird  der  Anspruch  auf  Wiederherstellung  durch  das  in  den 
§§.  54  — 60  des  Berggesetzes  dem  Bergwerkseigenthümer  ge- 
währte Privilegium  der  unbeschränkten  Mineralgewinnung  aus- 
geschlossen, und  der  Grundbesitzer  wird  auf  die  Forderung 
seines  Interesses  beschränkt.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  die 
Wiederherstellung  nur  mit  einem  Ivostenaufwande  möglich  ist, 
welcher  das  Interesse  des  Grundbesitzers  -erheblich  übersteigt, 
so  dass  dieselbe  vernünftiger  Weise  nicht  in  Aussicht  genom- 
men werden  kann.  Ist  dagegen  die  Beschädigung  des  Grund- 
stücks so  beschaffen,  dass  dasselbe  ohne  Nachthei)  für  den 
Bergbau  und  ohne  unverhältnissmässigen  Kostenaufwand  wieder 
in  den  vorigen  Stand  gesetzt  werden  kann,  so  kann  der  Grund- 
eigentümer diese  Wiederherstellung  fordern2).  Auch  der 
Grundbesitzer  ist  natürlich  nicht  befugt,  statt  der  Wieder- 
herstellung, wenn  der  Bergwerksbesitzer  hierzu  bereit  ist 
Geldentschädigung  zu  verlangen.  Bei  der  Wasserentziehung, 
kann  der  Anspruch  auf  Entschädigung  auch  dadurch  ausge- 
schlossen werden,  dass  das  Wasser  nichl  grade  in  dem  abge- 


Schürfarbeit  des  Grandeigen thümers  objectiv  von  anderen  auf  die  Auf- 
suchung von  Wasser  u.  dergl.  gerichteten  Arbeiten  unterschieden  wer- 
den könnte, 

1)  A.  L.  K.  Th.  I Tit.  6 §.  79,  §.  82,  §.  89  f. 

2)  Nach  der  früheren  rechtsrheinischen  Praxis  wurde  der  An- 
spruch auf  Wiederherstellung  allgemein  als  unzulässig  bezeichnet,  jedoch 
auch  nach  der  damaligen  Gesetzgebung  mit  Unrecht.  Vergl.  meine 
Uebersicht  S.  181  f. 
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trockneten  Brunnen,  sondern  an  einer  anderen  Stelle  auf  dem- 
selben Grundstücke  wieder  beschafft  wird  ').  Wenn  statt  der 
Wiederherstellung  das  Interesse  geleistet  werden  muss,  so 
besteht  dasselbe  bei  dauernden  Schäden  in  der  Capitalent- 
schädigung  für  den  Minderwerth ; bei  vorübergehenden  Schäden 
in  dem  Ersätze  der  jährlich  ausfallenden  Nutzung  für  so  lange, 
bis  die  Wiederherstellung  wieder  erfolgt.  Die  Frage,  ob  eine 
Bestätigung  bleibend  sei  oder  nicht,  ist  thatsächlicher  Natur. 
Es  kann  in  dieser  Beziehung  keinen  Unterschied  machen,  ob  die 
Folgen  des  entstandenen  Schadens  sich  in  die  Zukunft  hinaus- 
erstrecken und  sich  also  periodisch  erneuern  oder  nicht,  da- 
gegen muss  unterschieden  werden,  ob  diese  schädlichen  Folgen 
ein  für  alle  Mal  durch  die  in  dem  Grundstücke  vorgenommenen 
Veränderungen  bedingt  sind,  oder  ob  der  Fortbetrieb  des  Berg- 
baues immer  aut’s  Neue  dieselben  Wirkungen  hervorruft,  so 
dass  dieselben  mit  der  Einstellung  des  Bergbaues  künftig  weg- 
fallen werden.  Das  letztere  ist  beispielsweise  bei  der  Wasser- 
entziehung durch  einen  Tiefbau  der  Fall.  Das  Wasser  wird 
an  jedem  Tage  von  Neuem  ausgepumpt ; es  hängt  von  der 
Regenmenge  und  von  dem  Fortgange  des  Baues  ab,  auf  wel- 
ches Niveau  das  Wasser  in  den  Behältern  an  der  Oberfläche 
sinken  wird.  Wird  der  Bergbau  eingestellt,  so  hört  auch  die 
Wasserentziehuug  wieder  auf.  Anders  verhält  es  sich  dagegen 
bei  der  Wasserentziehung  durch  einen  Stollen,  wenn  den  ver- 
siegten Quellen  durch  den  Abbau  über  der  Stollensohle  ein 
neuer  natürlicher  Abfluss  gegeben  ist,  der  auch  nach  der  Ein- 
stellung des  Bergbaues  bestehen  bleibt.  Im  letzteren  Falle 
wird  daher  der  Grundbesitzer  Capitalentschädigung  für  die 
bleibende  Werthsverminderung  seines  Grundstücks  fordern  dür- 
feu,  im  ersteren  dagegen  sich  mit  der  jährlichen  Entschädigung 
für  den  Minderertrag  begnügen  müssen.  Ein  Anspruch  auf 
Cautionsleistung  steht  ihm  neben  dieser  jährlichen  Entschädi- 
gung ausser  dem  Falle  des  Arrestschlages  nicht  zu. 

Bei  der  Berechnung  des  Minderwerthes  und  des  Werthes 
der  entzogenen  Nutzungen  kommen  alle  aus  dem  Boden  und 

1)  Vergl.  die  Erkenntnisa  des  Obertribunals  vom  21.  Juni  18G1 
und  vom  19.  Octobcr  18G3.  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  II  S.  393 
Bd.  V.  S.  108. 
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seinen  Zubehörungen  bezogenen  Nutzungen  in  Betracht;  mag 
das  Grundstück  zur  Landwirthschaft  oder  als  Wohnung  oder 
zu  industriellen  Zwecken  gebraucht  werden  l) ; dagegen  ist  für 
solche  Nutzungen,  welche  nicht  Zubehörungen  des  Bodens  sind, 
wie  z.  B.  fiir  den  geschmälerten  Verkehr  in  einer  Herberge 
oder  Wirtschaft,  keine  Entschädigung  zu  gewähren. 

Bei  der  Werthsermittelung  kommen  nicht  die  für  den 
Fall  des  nothwendigeu  Verkaufes  gegebenen  Vorschriften,  son- 
dern die  allgemeinen  Regeln  vom  Schadensersätze  zur  Anwen- 
dung. Es  wird  daher  nicht  der  ausserordentliche,  sondern  der 
gemeine  Werth  der  Sache  oder  der  entzogenen  Nutzung  ver- 
gütet. In  Bezug  auf  entzogene  Nutzungen  ist  auch  der  Nut- 
zungsberechtigte und  namentlich  auch  der  Pächter,  so  weit  ihn 
der  Schaden  trifft,  zum  Schadensersätze  berechtigt. a) 

4.  Der  Anspruch  auf  Grundentschädigung  wird  ausge- 
schlossen durch  das  grobe  Versehen  des  Grundbesitzers,  wenn 
dieser  Gebäude  oder  andere  Anlagen  zu  einer  Zeit  errichtet 
hat,  wo  ihm  bei  Anwendung  gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  die 
durch  den  Bergbau  drohende  Gefahr  nicht  unbekannt  bleiben 
konnte  (§.  150).  Diese  Bestimmung  schützt  den  Bergwerks- 
besitzer davor,  die  Gefahr  solcher  Anlagen  zu  übernehmen, 
deren  Zerstörung  durch  den  Bergbau  schon  bei  ihrer  Ent- 
stehung vorausgesehen  werden  kann.  Muss  aber  wegen  einer 
derartigen  Gefahr  die  Errichtung  der  beabsichtigten  Anlagen 
unterbleiben,  so  hat  nach  §.  150  Absatz  2 der  Grundbesitzer 
Anspruch  auf  die  Vergütung  der  Werthsverminderung,  welche 
sein  Grundstück  dadurch  etwa  erleidet,  falls  sich  nicht  aus 
den  Umständen  ergiebt,  dass  die  Absicht  solche  Anlagen  zu 
errichten,  nur  kundgegebeu  wird,  um  jene  Vergütung  zu  er- 
langen. 

Das  Versehen  des  Grundbesitzers  muss  von  dem  Berg- 
werksbesitzer bewiesen  werden 8).  Es  bleibt  dem  letzteren 


1)  Vergl.  die  Entscheidung  de«  Obertribunals  vom  11.  März  1859 
und  meine  Uebersicht  S.  183  f. 

2)  Präjudiz  des  Obertribunals  2055 ; Erkenntniss  des  Appellations- 
gerichts zu  Hamm  vom  14.  April  1862;  Gruchot’s  Beiträge  Bd.  VII, 
S.  891. 

3)  Opponhoff  Commentar  Nro.  861. 
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unbenommen,  durch  eine  rechtzeitige  Warnung  den  Grundbe- 
sitzer auf  die  drohende  Gefahr  aufmerksam  zu  machen,  um 
sich  für  den  Fall,  dass  diese  Warnung  missachtet  wird,  den 
Beweis  des  Versehens  zu  sichern.  Er  unterwirft  sich  durch 
eine  solche  Warnung  dem  Ansprüche  auf  sofortige  Entschä- 
digung, falls  nicht  der  Fall  des  §.  150  Absatz  2 vorliegt.  Der 
Grundbesitzer  seinerseits  ist  nicht  verpflichtet,  durch  technische 
Untersuchung  die  etwa  vorhandene  Gefahr  der  künftigen  Zer- 
störung durch  den  Bergbau  feststellen  zu  lassen,  falls  diese 
sich  nicht  bei  Anwendung  gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  von 
selbst  ergiebt  *). 

Es  fragt  sich,  ob  der  Grundbesitzer  vor  Errichtung  der 
Anlage  von  dem  Bergwerksbesitzer  eine  Erklärung  darüber 
fordern  kann,  ob  dieselbe  ohne  Gefahr  der  Zerstörung  durch 
den  Bergbau  geschehen  könne.  Diese  Frage  muss  verneint 
werden,  denn  das  Gesetz  legt  es  im  §.  150  dem  Grundbesitzer 
auf,  durch  Anwendung  seiner  gewöhnlichen  Aufmerksamkeit 
die  Gefahr  der  Zerstörung  zu  vermeiden,  und  diese  Gefahr  ist 
nicht  blos  bedingt  durch  den  künftigen  Betriebsplan  des  Berg- 
werks über  weichen  allerdings  der  Bergwersbesitzer  auf  Er- 
fordern Aufschluss  geben  muss,  soudern  auch  von  der  Auswahl 
der  'Baustelle  und  von  der  vorsichtigen  Ausführung  des  Baues 
selbst,  welche  beide  nur  von  dem  Grundbesitzer  abhängen. 
Das  Gesetz  legt  dem  Bergwerksbesitzer  keineswegs  die  alter- 
native Verpflichtung  auf,  entweder  die  Gefahr  der  künftigen 
Zerstörung  der  Anlage  zu  übernehmen,  oder  für  das  Unter- 
bleiben derselben  Entschädigung  zu  gewähren;  er  kann  sich 
gegen  beide  Forderungen  zunächst  ablehnend  verhalten  und 
der  Beurtheilung  des  Grundbesitzers  überlassen,  -ob  und  wo  er 
die  Anlage  machen  oder  ob  er  für  das  Unterlassen  derselben 
Entschädigung  fordern  will.  Erhebt  der  Grundbesitzer  Klage 
auf  Entschädigung  dafür,  dass  die  Anlage  wegen  der  Gefähr- 
dung durch  den  Bergbau  unterbleiben  müsse,  so  ist  auch  dann 
der  Bergwerksbesitzer  nicht  zu  einer  positiven  Erklärung  über 
diese  Behauptung  gezwungen,  er  kaun  die  behauptete  Gefähr- 
dung ins  Nichtwissen  stellen  und  so  erreichen,  dass  sowohl  die 
Klage  des  Grundbesitzers  zurückgewiesen  wird,  als  auch  ihm 

1)  Entscheidung  des  Obertribunals  vom  27.  September  1858; 
Entscheidungen  Bd.  XXXIX  S.  29G. 
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selbst  der  Einwand  aus  §.  150  gegen  die  künftige  Entschä- 
digungsklage für  den  Fall  erhalten  bleibt,  dass  der  Grundbe- 
sitzer bei  seiner  Anlage  in  sorgloser  Weise  verfährt  und  nicht 
etwaigen  Beschädigungen  durch  den  Bergbau  angemessen  vor- 
beugt. Dagegen  kann  der  Bergwerksbesitzer  vertragsmässig 
dem  Einwande  aus  §.  150  entsagen  und  zwar  mit  bindender 
Wirkung  für  seine  Besitznachfolger,  da  die  Vorschrift  des  §.  150 
eine  Legalservitut  zu  Gunsten  des  Bergwerks  constituirt,  wel- 
cher durch  Vertrag  entsagt  werden  kann  ,). 

Die  Vorschrift  des  §.  150  schliesst  sich  in  der  Hauptsache 
an  die  Bestimmung  des  Allg.  Landrechts  im  Th.  II  Tit.  16, 
§.  1 IG6  an,  nur  dass  letzteres  in  unpraktischer  Weise  dem  Berg- 
amte die  Verpflichtung  auflegte,  die  Auswahl  der  sicheren 
Baustelle  für  den  Grundbesitzer  zu  treffen.  Das  sächsische 
Berggesetz  geht  in  §.  140  von  denselben  Gesichtspunkten  aus 
wie  das  preussische  Gesetz,  nur  dass  es  ferner  dem  Grundbe- 
sitzer in  jedem  Falle  die  Entschädigung  auch  dann  versagt, 
wenn  die  beschädigenden  Grubenbaue  älter  sind  als  die  be- 
schädigte Anlage.  Das  österreichische  Berggesetz  lässt  dagegen 
lediglich  die  Regel  der  Prävention  entscheiden.  Nach  §§.  106 
und  107  dieses  Gesetzes  darf  die  obrigkeitliche  Baubewill/gung 
zu  Gebäuden,  Wasserleitungen  und  andern  Anlagen  innerhalb 
eines  verliehenen  Grubenfeldes  nicht  ertheilt  werden,  bevor 
dem  Bergwerksbesitzer  eine  angemessene  Frist  zur  Gewinnung 
der  verliehenen  Mineralien  innerhalb  des  zum  Bau  bestimmten 
Raumes  gestellt  ist.  Wird  die  Anlage  ohne  obrigkeitliche  Bau* 
bewilligung  errichtet,  so  ist  der  Bergwerksbesitzer  für  den 
entstehenden  Schaden  nicht  verantwortlich. 

Eine  einfachere  und  praktischere  Lösung  des  hier  erör- 
terten Collisionsfalles  nach  der  Regel  der  Prävention  ist  in 
dem  englischen  Rechte  gegeben,  welches  den  Bergwerksbesitzer 
•nur  dann  für  die  Beschädigung  von  Gebäuden  verantwortlich 
macht,  wenn  dieselben  zwanzig  Jahre  hindurch  bestanden 
haben 1  2). 

5.  Die  Verjährung  des  Anspruchs  auf  Ersatz  eines  durch 
den  Bergbau  verursachten  Schadens  tritt  nach  §.151  nachVer- 


1)  Vergl.  n».  Commentar  Anm.  340  zu  §.  150. 

2)  Bluhmo  in  der  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  X,  S.  349. 
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lauf  von  drei  Jahren  ein ; sie  beginnt  in  dem  Zeitpunkte,  in 
welchem  das  Dasein  und  der  Urheber  des  Schadens  zur  Wis- 
senschaft des  Beschädigten  gelangt  sind.  Diese  Vorschrift  ist 
aus  dem  früheren  rechtsrheinischen  Rechte  nämlich  aus  der 
Declaration  vom  31.  März  1838  (Ges.  Saraml.  S.  252)  ent- 
nommen, zu  welcher  der  folgende  Plenarbeschluss  des  Ober- 
tribunals vom  20.  März  1846  ergangen  ist  *). 

„Die  dreijährige  Verjährung  des  Anspruchs  auf  Ersatz 
eines  ausserhalb  dem  Falle  eines  Contracts  erlittenen  Schadens 
trifft  auch  in  den  Fällen  das  ganze  Recht,  wo  der  aus  einer 
Handlung  entstehende  dem  Beschädigten  bekannt  gewordene 
Schaden  so  beschaffen  ist,  dass  er,  obwohl  im  wechselnden 
Umfange,  sich  auch  in  der  Zukunft  erneuert.“ 

Aus  den  Gründen  des  Beschlusses  ergiebt  sich  die  Vor- 
aussetzung, dass  der  zukünftige  Schaden  in  seinem  ganzen 
Umfange  durch  das  bereits  eingetretene  beschädigende  Ereig- 
niss bedingt  ist.  Der  aufgestellte  Grundsatz  kann  daher  keine 
Anwendung  finden,  wenn  nicht  die  Folgen  der  Beschädigung, 
sondern  das  beschädigende  Ereigniss  sich  fortwährend  erneuert, 
wie  dies  in  dem  oben  (S.  325)  angeführten  Falle  der  Wasser- 
entziehung durch  einen  Tiefbau  anzunehmen  ist1  2). 

§.  30.  Die  aufgehobenen  Berechtigungen. 

(§.  224  und  §.  225  des  Berggesetzes  — A.  L.  R.  Th.  II  Tit.  16 

§.  117—127  §.  134.) 

Ausser  der  Geldentschädigung  für  den  abgetretenen  Grund 
und  Boden  und  für  die  Grundschäden  räumte  das  frühere 
deutsche  und  französische  Bergrecht  dem  Grundeigenthümer 
noch  einen  weiteren  Anspruch  auf  eine  Abgabe  von  dem  ver- 
liehenen Bergwerke  ein,  welche  rechtsrheinisch  in  einem  An- 
theile  an  dem  Ertrage  des  Bergbaues  (Grundkuxe  und  Tradde), 
linksrheinisch  in  einer  festen  Rente  (Grundrente)  bestand.  So-* 
weit  diese  Berechtigungen  an  den  vor  dem  1.  October  1865 
verliehenen  Bergwerken  bereits  erworben  waren,  sind  dieselben 
auch  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Berggesetzes  bestehen 
geblieben. 


1)  Entscheidungen  Bd.  XIII,  S.{,19. 

2)  Vergl.  meine  Uebersicht  S.  186  f. 
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1.  Der  Grundkux  oder  Erhkux,  früher  auch  Ackertheil 
genannt,  besteht  in  einem  Antheile  an  der  Ausbeute,  welcher 
dein  auf  einen  Kux  fallenden  Antheile  gleich  ist.  Nach  den 
älteren  Bergordnungen  stand  dem  Grundbesitzer  die  Wahl 
zwischen  einem  Freikuxe  und  vier  Mitbaukuxen  zu  *),  bei  wel- 
chen letzteren  der  Grundeigenthümer  nach  Verhältniss  seines 
gesetzlichen  Antheiles  an  der  Ausbeute  auch  zu  der  Zubusse 
beiträgt,  wogegen  der  Besitzer  des  Freikuxes  von  der  Zubusse 
befreit  ist  und  an  der  Ausbeute  erst  nach  erstattetem  Verlage 
theilnimmt  (oben  S.  254).  Die  Mitbaukuxe  sind  indess  obsolet 
geworden,  und  dem  preussischen  Bergrechte  überhaupt  unbe- 
kannt. Das  Allg.  Landrecht  gewährt  den  Erbkux  nach  §.  117  f. 
und  §.  134  Th.  II.  Tit.  16  ausschliesslich  in  der  Gestalt  vod 
zwei  Freikuxen.  Eine  gleiche  Berechtigung  von  zwrei  Frei- 
kuxen stand  nach  §.  134  cit.  der  Kirche  und  Schule,  unter 
deren  Sprengel  das  Bergwerk  liegt,  und  der  Knappschaftskasse 
zu.  Die  zwei  Freikuxe  der  Knappschaft  sind  jedoch  durch 
g.  9 des  Knappschaftsgesetzes  vom  10.  April  1854  aufgehoben 
worden,  so  dass  nur  noch  die  Freikuxe  für  Kirche  und  Schule 
neben  dem  Grundkuxe  bestehen  geblieben  sind. 

Nach  den  älteren  Bergordnungen  enthielt  die  Bethe/iigung 
des  Grundbesitzers  an  dem  Ertrage  des  Bergwerks  durch  den 
Grundkux  zugleich  dessen  Entschädigung  sowohl  für  den  abge- 
tretenen Grund  und  Boden  als  für  die  mittelbaren  Grund- 
schäden. Einige  dieser  Bergordnungen  lassen  dem  Grundbe- 
sitzer die  Wahl  zwischen  dem  Bezüge  des  Freikuxes  und  einer 
Geldentschädigung  für  die  entzogene  Bodennutzung1  2),  andere 
schlossen  jede  Geldentschädigung  aus 3),  oder  sie  gewähren 
solche  nur  demjenigen  Grundbesitzer,  welcher  nicht  zum  Bezüge 
des  Grundkuxes  berechtigt  ist 4). 

Die  revidirten  Bergordnungen  und  das  Allg.  Landrecht 
dagegen  stellen  die  Kegel  auf,  dass  dem  Grundeigenthümer 
neben  der  vollständigen  Geldentschädigung  für  den  abgetretenen 


1)  Nassati-Catzenelnbog.  Bergordnung  Art.  28;  Kurtrier.  Berg- 
ordnung Th.  II.  Art.  III.  25:  Kursächs.  Bergordnung  Art.  72. 

2)  Nassau-Catzenelnbog.  B.  0.  Kurtrier.  B.  0.  a.  a.  0. 

3)  Kurköln.  B.  0.  Th.  III,  Art.  19. 

4)  Kursächs.  B.  0.  Art.  72. 
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und  beschädigten  Boden  eine  Betheiligung  an  dem  Ertrage 
des  Bergwerks  in  Gestalt  von  zwei  Freikuxen  zu  gewähren  sei  ‘). 

Der  Grundkux  steht  nach  gemeinem  Rechte  dem  Grund- 
besitzer zif,  auf  dessen  Boden  sich  der  Fundschacht  befindet, 
nach  preussischem  Rechte  (A.  L.  R.  Th.  II  Tit.  16  §.  120)  dem- 
jenigen, auf  dessen  und  Boden  die  Fundgrube  sich  befindet. 
Erstreckt  sich  die  Fundgrube  über  mehrere  Grundstücke,  so 
wird  der  Grundkux  zwischen  den  Besitzern  verhältnissmässig 
getheilt1 2).  Der  Grundkux  kann  von  dem  Grund  und  Boden 
nicht  getrennt  werden  (§.  118  1.  c.),  er  ist  deshalb  auch  un ver- 
jährbar 3). 

Der  Grundeigentümer  ist  wegen  des  Erbkuxes  nicht  zu' 
Beiträgen  zu  den  Betriebskosten  verbunden ; er  hat  ^uch  kein 
Stimmrecht  in  den  gewerkschaftlichen  Versammlungen4).  Der 
ganze  Inhalt  seines  Rechtes  besteht  in  dem  Bezüge  seines 
Antheils  aus  der  Ausbeute.  Es  stellt  ihm  daher  nur  eine 
Realberechtigung  auf  diesen  Ausbeuteantheil  zu,  wie  dies  gegen- 
über früheren  irrigen  Ansichten  5)  im  Wege  der  Declaration 
im  §.  224  des  Berggesetzes  bestimmt  wird. 

In  Bezug  auf  den  Betrag  des  Ausbeuteantheils  enthielten 
die  früheren  preussischen  Berggesetze  verschiedene  Bestim- 
mungen, indem  die  Schlesische  uud  die  Magdeburgische  Berg- 
ordnung die  sechs  Freikuxe  in  die  Gesammtzahl  der  128  Kuxe 
einrechneten,  folglich  nur  122  gewerkschaftliche  Kuxe  an  nah- 
men, während  nach  der  Cleve- Märkischen  Bergordnung  und 
dem  Allg.  Landrecht  die  6 Freikuxe  zu  den  128  gewerkschaft- 
lichen Kuxen  hinzutraten  6).  Der  auf  einen  Freikux  fallende 


1)  Cleve-Märkische  B.  0.  Cap.  30.  Cap.  72;  Schlesische  B.  0.  . 
Magdeburg-IIalberstädtische  B.  0.  Cap.  31  Cap.  73  Cap.  74;  A.  L.  R. 
Th.  II  Tit  16  §.  109  §.  117  f. 

2)  Vergl.  A.  Ache  nb  ach  in  der  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  II. 

S.  73.  M.  Uebersicht  S.  223. 

3)  Erkenntniss  des  Obertribunals  v.  5.  Juni  1857.  Striothorst’s 
Archiv  Bd.  24  S.  358. 

4)  Allg.  Landrecht  Th.  II  Tit.  16  §.  122.  — Gesetz  vom  12.  Mai 
1851.  (G.  S.  S.  265)  §.  5. 

5)  Vergl.  das  oben  angeführte  ErkenntnisB  des  Obertribunals  und 
meine  Bemerkungen  zu  demselben  in  der  Uebersicht  S.  209  f. 

6)  Schlesische  B.  0.  Cap.  XXXI  §.  I.  Magdeb.  B.  0.  Cap.  XXXI 
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Ausbeuteantheil  beträgt  also  in  dem  einen  Rechtsgebiete  V12» 
in  dem  anderen  Vi84.  Hierin  ist  auch  dadurch  nichts  geändert 
worden,  dass  die  beiden  früheren  Freikuxe  der  Knappschaft 
durch  §.  9 des  Knappschaftsgesetzes  vom  10.  April  1865  auf- 
gehoben sind.  Der  Ausbeuteantheil  für  jeden  der  verbliebenen 
vier  Freikuxe  beläuft  sich  nach  wie  vor  auf  V128,  oder  ’/im» 
auch  die  Zahl  der  gewerkschaftlichen  Kuxe  ist  nicht  um  die 
Zahl  der  aufgehobenen  Freikuxe  vermehrt,  sondern  unverändert 
geblieben,  und  die  einzige  Folge  jener  Aufhebung  ist  die,  dass 
der  Ausbeuteantheil  des  Freikuxbesitzers  nicht  mehr  wie  früher 
genau  dem  des  gewerkschaftlichen  Kuxbesitzers  gleich  ist. 
Auch  dies  wird  im  §.  224  des  Berggesetzes  im  Wege  der  Decla- 
ration gegenüber  früheren  streitenden  Meinungen  festgestellt* 1) 
Die  Ablösung  der  Freikuxe  bleibt  nach  §.  224  Abs.  3 der  freien 
Vereinigung  Vorbehalten,  und  es  ist  insoweit  die  frühere  Vn- 
veräusserlichkeit  des  Grundkuxes  (§.  118  A.  L.  R.  Th.  II  Tit. 
16)  aufgehoben. 

2.  Die  Tr  ad  de  tritt  bei  den  Steinkohlenbergwerken  im  Be- 
zirke der  Cleve-Märkischen  Bergordnung  nach  Cap.  XXX  §.  3, 
und  nach  der  Declaration  vom  13.  September  1777  2)  an  die 
Stelle  des  Grundkuxes  und  der  Geldentschädigung  für  entzo- 
gene Bodennutzungen.  Sie  enthält  ein  Theilnahmerecht  an 
dem  rohen  Ertrage  des  Bergbaues,  welches  demjenigen  zusteht, 
auf  dessen^Grund  und  Boden  ein  Schacht  abgeteuft,  ist.  Der 
Grundeigenthümer  hat  nach  der  Declaration  vom  13.  September 
1777  die  Wahl,  ob  er  sich  den  jährlich  entstandenen  Grund- 
schaden vergüten  lassen  oder  an  jedem  Tage,  an  welchem 
Kohlen  aus  dem  Schachte  gefordert  werden,  ein  Fass  Kohlen 
oder  überhaupt  das  fünf  und  sechzigste  Fass  von  den  aus  dem 
Schachte  geförderten  Kohlen  nehmen  will.  Dieser  Antheil  an 
der  Förderung  wird  jedoch  bei  den  in  Wäldern,  Büschen  und 
anderem  uncultivirten  Lande  stehenden  Schächten  auf  Va  Fass 
täglich  oder  auf  das  130ste  Fass  der  Förderung  ermässigt. 


§.  1.  Cleve-Märk.  B.  0.  Cap.  XXX  §.  1.  Alig.  Landrecht  Th.  II.  Tit.  16 
§§.  133  f. 

1)  Vergl.  meinen  Commentar  Anm.  587  zu  §.  224. 

2)  Rabe  Sammlung  Bd.  I Abth.  6 S.  255;  Brassert  Bergord- 
nungou  S.  859. 
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Ueber  die  Ausübung  des  Wahlrechtes  enthält  die  Declaration 
sehr  verwickelte  und  unpraktische  Bestimmungen.  Wählt  der 
Grundbesitzer  die  tägliche  oder  verhältnissmässige  Tradde,  so 
hat  er  auf  Grundentschädignng  keinen  Anspruch  und  muss 
auch  namentlich  selbst  für  die  Wegschaffung  der  Halden  und 
für  die  Ausebnung  des  zur  Schachtanlage  benutzten  Grund- 
stückes sorgen,  wenn  dasselbe  zurückgewährt  wird. 

Auf  den  Bezug  der  Tradde  haben  verschiedene  Präju- 
dizien des  Obertribunals  Bezug,  nach  welchen  dieselbe  nur 
von  dem  abgeteuften  Schachte  nicht  von  dem  Stollen  und  nur 
in  Kohlen,  nicht  in  Gelde  zu  entrichten  ist  *). 

Das  allgemeine  Berggesetz  enthält  keine  auf  die  Tradde 
bezügliche  Uebergangsbestimmung.  In  den  Motiven  der  Re- 
gierungsvorlage findet  sich  S.  120  die  Bemerkung,  dass  auch 
die  Tradde  bei  künftigen  Verleihungen  selbstverständlich  weg- 
falle. Allein  wenn  bei  den  Freikuxen  nach  §.  224  Absatz  2 
der  Zeitpunkt  der  Verleihung  darüber  entscheidet,  ob  an  dem 
Bergwerke  noch  die  Freikuxberechtigung  nach  den  früheren 
Gesetzen  stattfindet,  so  ergiebt  sich  für  die  Tradde  aus  §.241  ein 
ganz  anderes  Resultat.  Nach  §.  241  sollen  auf  Fälle,  in  wel- 
chen vor  Eintritt  des  Berggesetzes  Grund  und  Boden  zum 
Bergbau  abgetreten  ist,  die  bisherigen  Gesetze,  auf  spätere 
Fälle  dagegen  die  §§.  137-141  des  Berggesetzes  Anwendung 
finden.  Nun  wird  die  Tradde  nur  für  die  Abtretung  von  Grund 
und  Boden  zur  Anlage  eines  Schachtes  gewährt;  sie  tritt  nach 
der  Declaration  von  1777  an  die  Stelle  der  Geldeutschädigung 
für  den  abgetretenen  Grund  und  Boden;  daher  kommen  die 
Vorschriften  über  den  Bezug  der  Tradde  nur  da  zur  Anwen- 
dung, wo  die  Abtretung  des  Schachtareals  vor  dem  1.  October 
1865  stattgefunden  hat  Dasselbe  Resultat  ergiebt  sich,  wenn 
man  von  der  Vorschrift  des  §.  241  absieht,  aus  den  allge 
meinen  Regeln  über  die  Rückanwendung  der  Gesetze.  Nach 
§.  14  der  Einleitung  und  nach  §.  VIII  des  Publikations- Patents 
zum  Allg.  Landrecht  werden  wohlerworbene  Rechte  von  den 
neuen  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  betroffen.  Deshalb 
mussten  im  §.  224  Absatz  1 die  Freikuxberechtigungen  an  den 

1)  Erkenntnisse  vom  23.  März  und  vom  20.  Dezember  1849 
(Präjudiz  1277)  — Vergl.  meine  Uebersioht  S.  212  f. 
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bereits  verliehenen  Bergwerken  aufrecht  erhalten  werden,  weil 
die  Erwerbung  dieser  Berechtigung  mit  der  Verleihung  des 
Bergwerks  zusammenfällt.  Anders  verhält  es  sich  mit  der 
Tradde,  welche  erst  durch  die  Abteufung  eines  Schachtes  auf 
einem  bestimmten  Grundstücke  erworben  wird.  So  lange,  ein 
Schacht  nicht  abgeteuft  ist,  ist  es  überhaupt  zweifelhaft,  ob 
das  Tradderecht  von  irgend  Jemanden  erworben  werden  wird, 
da  dasselbe  bei  der  Förderung  durch  einen  Stollen  wegfällt. 
Noch  weniger  hat  aber  einer  der  verschiedenen  Grundbesitzer, 
über  deren  Areal  sich  das  Grubenfeld  erstreckt,  und  auf  deren 
Boden  möglicherweise  künftig  ein  Schacht  abgeteuft  werden 
kann,  ein  bereits  erworbenes  Anrecht  auf  die  Tradde,  wie  dies 
ohne  Weiteres  daraus  erhellt,  dass  durch  die  wirkliche  Erwer- 
bung der  Tradde  seitens  eines  jener  Grundbesitzer  bei  Abteu- 
fung des  Schachtes  die  Hoffnung  der  übrigen  von  selbst  weg- 
fällt. Die  blosse  Möglichkeit  der  Erwerbung  oder  die  blosse 
Erwartung  eines  Rechtes,  wie  sie  in  dem  gedachten  Falle  vor- 
liegt, hat  aber  keinen  Anspruch  auf  den  Schutz  der  wohler- 
worbenen Rechte.  Die  Tradde  ist  daher  auch  bei  den  vor  dem 
1.  October  1865  verliehenen  Bergwerken  für  alle  die  Fälle 
weggefallen,  in  denen  die  Abteufung  des  Schachtes  nach  diesem 
Zeitpunkte  stattgefunden  hat. 

3.  Das  Recht  des  Mitbaues  zur  Hälfte  gehört  dem 
preussischen  Provinzialrechte  an,  *)  und  schreibt  seinen  Ur- 
sprung von  der  revidirten  Schlesischen  Bergordnung  vom  5.  Jan i 
17G9  her.  Durch  dieses  Gesetz  wurden  einerseits  die  früher 
bestandenen  Grenzen  des  Bergregals  auf  die  Steinkohlen  aus- 
gedehnt, andrerseits  die  Regalitätsrechte,  welche  die  Rudol- 
finische  Bergordnung  von  1577  und  die  in  Schlesien  als  sub- 
sidiäres Recht  recipirten  Böhmischen  Bergwerksverträge  von 
1534  und  von  1575  dem  ritterschaftlichen  Grundbesitz  einräu- 
men, zu  Gunsten  des  Staates  aufgehoben.  Anscheinend  in  der 
Absicht,  diesen  doppelten  Eingriff  in  die  Rechte  der  Grundei- 
genthümer  minder  fühlbar  zu  machen,  wurde  im  Cap.  I §•  3 
der  Bergordnung  von  1769  den  „Grundherren“  ein  Vorzugs- 
recht zum  Bergbau  auf  alle  zum  Regal  gehörigen  Mineralien 
vor  fremden  Muthern  zugestanden.  Da  sich  jedoch  bald  ergab. 


1)  A.  L.  R.  Th.  II.  Tit.  16  §.  124. 
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dass  ein  solches  Vorzugsrecht  mit  der  allgemeinen  Bergbau- 
frei  heit  und  mit  dem  Gedeihen  des  Bergbaues  unverträglich 
sei,  so  wurde  durch  ein  Rescript  des  Bergwerks-  und  Hütten- 
departements vom  4.  August  1770  bestimmt,  dass  das  Vor- 
zugsrecht des  Grundherrn  sich  nur  auf  die  Hälfte  der  Zeche 
erstrecken,  die  andere  Hälfte  aber  dein  ersten  Finder  und 
Muther  verbleiben  solle.  Dieses  Reseript  erhielt  nachträglich 
die  gesetzliche  Sanction  durch  die  Declaration  vom  1.  Februar 
1790,  welche  bestimmt: 

dass  der  erste  Finder,  wenn  er  auf  die  Fundgrube  muthet, 
zur  Hälfte  derselben  berechtigt  sein,  der  Grundherr  aber, 

• daferne  er  es  nach  ergangener  Aufforderung  verlangt,  zum 
Mitbau  auf  die  andere  Hälfte  oder  Gl  Kuxe  vorzüglich 
gelassen  werden  soll. 

Die  revidirte  Bergordnung  für  Magdeburg-Halberstadt  vom 
7.  December  1762  nahm  im  Cap.  I §.  3 die  Vorschrift  der 
Schlesischen  Bergordnung  mitjderselben  Modification  an ; doch 
wurde  in  dem  grössten  Theile  des  Gebietes  dieser  Beiordnung 
das  Mitbaurecht  unter  der  westfälischen  Zwischenherrschaft  durch 
das  Decret  vom  27.  Januar  1809  wieder  aufgehoben  l). 

Ueber  die  Ausübung  des  Mitbaurechtes  verordnet*  die 
Declaration  vom  1.  Februar  1790,  dass  der  Grundherr  von 
dem  Oberbergamte  mit  einer  Frist  vor  drei  Monaten  zur  Er- 
klärung aufgefordert  werden  solle,  ob  er  von  dem  Rechte  des 
Mitbaues  Gebrauch  machen  wolle.  Wenn  diese  dreimonatliche 
Frist  fruchtlos  verstrichen  sei,  so  sei  das  Recht  zum  Mitbau 
ohne  Weiteres  erloschen. 

Das  so  geschaffene  Mitbaurecht  enthält  einen  Versuch  zwi- 
schen dem  Grundsatz  der  allgemeinen  Bergbaufreiheit  und  dem 
ausschliesslichen  Rechte  des  Grundbesitzers  zu  vermitteln.  Die 
consequente  Durchführung  desselben  würde  eine  durchgrei- 
fende Umarbeitung  der  ganzeu  Berggesetzgebung  erfordert 
haben,  um.  die  Widersprüche  und  die  Zweifel  zu  beseitigen, 
welche  aus  der  unvermittelten  Nebeneinanderstellung  so  wesent- 
lich ungleichartiger  Rechtsbilduugeu  nothwendig  entspringen 


1)  Auch  diosc  Frage  ist  bestritten  und  von  dem  Obertribunal  im 
entgegengesetzten  Sinne  beantwortet.  Vergl.  meine  Uebersicht  S.  218 
Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  V.  S.  370.  f. 
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müssen.  Das  Resultat  dieser  Unterlassung  ist,  dass  in  der 
Theorie  dieses  Rechtsinstituts  nach  gerade  jeder  einzelne  Punkt 
streitig  geworden  ist.  Es  ist  daher  erklärlich,  dass  auf  die- 
sen) Rechtsgebiete  nicht  nur  zahlreiche  Streitfragen  zur  prak- 
tischen Entscheidung,  insbesondere  auch  des  höchsten  Gerichts- 
hofes, gediehen  sind,  sondern  dass  auch  die  theoretische  Un- 
tersuchung sich  mit  Vorliebe  demselben  zugewendet  hat.  Die 
vorliegende  Rechtsmaterie  hat  insbesondere  in  den  ausgezeich- 
neten Monographieen  von  Brassert:  Das  Recht  des  Mitbaus 
zur  Hälfte  (Bd.  IV.  B.  S.  1—28  der  Zeitschrift  für  Berg-,  Hüt- 
ten und  Salinenwesen)  und  von  Gräff:  Die  Rechtsverhält- 
nisse des  Dominial-Mitbaurechts  (Breslau  1859)  eine  erschöp- 
fende Darstellung  gefunden. 

Die  Controversen,  welche  bestanden,  betrafen  ausser  der 
Frage  über  die  Aufhebung  des  Mitbaurechtes  in  dem  früheren 
Königreich  Westphalen  vorzüglich  die  Person  des  Mitbaube- 
rechtigten, die  rechtliche  Natur  und  die  Bedingungen  der  Aus- 
übung dieses  Rechtes.  Man  stritt  zunächst  darüber,  ob  unter 
der  Bezeichnung  „Grundherr“  im  Cap.  I § 3 der  Schlesischen 
und  der  Magdeburgischcn  Bergordnung  der  Grundeigenthümer 
oder  der  Gutsherr  zu  verstehen  sei.  Nachdem  die  verleihenden 
Bergbehörden  Jahrzehnte  lang  den  Gutsherrn  als  mitbaube- 
rechtigt behandelt  und  zur  Ausübung  dieses  Rechtes  aufge- 
fordert hatten,  entschied  das  Obertribunal  durch  die  Präjudizien 
45  vom  14.  Februar  1834;  1703  vom  12.  Februar,  1846  und 
1527  vom  27.  Januar  1845  für  das  Recht  des  Grundeigenthü- 
mers,  welcher  auch  im  §.  124  A.  L.  R.  II.  16  ausdrücklich  als 
der  Mitbauberechtigte  bezeichnet  wird. 

Diese  Entscheidungen  hatten  eine  grosse  Zahl  von  Pro- 
zessen zur  Folge,  in  welchen  die  Eigenthümer  bäuerlicher  Grund- 
stücke , gegenüber  der  von  der  Bergbehörde  mitbeliehcnen 
Gutsherrschalt  das  Mitbaurecht  in  Anspruch  nahmen ; und  da 
nicht  selten  zwischen  der  Verleihung  und  der  Anstellung  der 
Klage  das  Grundstück  seinen  Besitzer  gewechselt  hatte,  so  er- 
gaben sich  nun  die  weiteren  Streitfragen:  in  welchem  Zeit- 
punkte das  Mitbaurecht  erworbeu  werde?  ob  es  bei  der  Ver- 
äusserung  des  Grundstücks  auf  den  neuen  Erwerber  desselben 
übergehe?  und  ob  es  abgesondert  veräussert  werden  könne? 

Alle  diese  Fragen  wurden  wieder  Gegenstand  von  Ent- 
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Scheidungen  des  höchsten  Gerichtshofes1).  War  seit  der  Ver- 
leihung und  bis  zur  Anstellung  der  Klage  eiu  Wechsel  in  dem 
Besitze  des  Bergwerks  oder  gar  eine  Consolidation  vorgekom- 
men, so  entstanden  gleiche  Zweifel  über  die  Dinglichkeit  des 
Anspruchs  und  über  die  Zulässigkeit  der  Vindication2). 

Endlich  liessen  die  Bergordnungen  sogar  die  Fragen  un- 
entschieden, ob  das  Recht  zuin  Mitbau  durch  die  Lage  des 
Fundpunktes  oder  der  Fundgrube  oder  des  ganzen  Feldes  be- 
stimmt werde  und  diese  Frage  würde  nach  der  Analogie  des 
§.  120.  A.  L.  R.  II.  16  durch  das  Erkenntniss  vom  13.  Novem- 
der  1850  dahin  beantwortet,  dass  das  Mitbaurecht,  ebenso  wie 
der  Grundkux  dem  Eigenthümer  des  Areales  der  Fundgrube 
zustehe. 3) 

Nach  §.  225  des  Berggesetzes  wird  der  Anspruch  auf  das 
Mitbaurecht  in  solchen  Bergwerken,  welche  erst  nach  Eintritt 
des  Berggesetzes  verliehen  werden,  nur  alsdann  zugelassen, 
wenn  die  Erklärung  mitbauen  zu  wollen,  bereits  vor  dem  Ein- 
tritt des  Berggesetzes  rechtzeitig  abgegeben  oder  die  dreimo- 
natliche Frist  zur  Abgabe  dieser  Erklärung  noch  nicht  abge- 
laufen ist,  d.  h.  wenn  die  Aulforderung  zur  Erklärung  in  den 
letzten  drei  Monaten  vor  jenem  Zeitpunkte  zugestellt  war.  Der 
Anspruch  auf  das  Mitbaurecht  an  bereits  verliehenen  Berg- 
werken, bezüglich  deren  die  vorgeschriebene  Aufforderung  zur 
Geltendmachung  unterblieben  ist,  muss  bei  Vermeidung  der 
Präclusion  innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Eintritte  des  Berg- 
gesetzes durch  gerichtliche  Klage  verfolgt  werden4).  Mit  dem 
1.  October  1866  ist  daher  die  Präclusion  aller  bis  dahin  nicht 
rechtshängig  gewordenen  Ansprüche  auf  das  Mitbaurecht  ein- 


1)  Vergl.  die  Erkenntnisse  vom  24.  November  1851  (Präjudiz 

2323)  vom  21.  Juni  1854,  vom  2.  Mai  1859  — m.  Uebersicbt  S.  224 — 
230  — ferner  vom  30.  Mai  1862,  vom  23.  Mai  1864,  vom  28.  Septem- 
ber 1868 Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  IV  S.  120.  Bd  V.  S.  379. 

Bd.  X S.  447. 

2)  Vergl.  die  Entscheidungen  des  Obertribunals  vom  19.  Mai 
1862  und  vom  7.  September  1862.  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  IV 
S.  118,  Bd.  V S.  370. 

3)  Vergl.  meine  Uebersicht  S.  223  f. 

4)  Vergl.  meinen  Coramentar,  Anmerk.  597  zu  §.  225. 
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getreten,  und  die  zahlreichen  Streitfragen,  welche  über  die 
Erwerbung  des  Mitbaurechts  früher  bestanden,  sind  gegenwär- 
tig ohne  praktisches  Interesse. 

Soweit  das  Mitbaurecht  vor  oder  rechtzeitig  nach  dem 
Eintritte  des  Berggesetzes  ausgeübt  worden  ist,  hat  der  Grund- 
besitzer ein  Miteigentum  an  dem  Bergwerke  erworben,  wel- 
ches von  dem  auf  andere  Art  erworbenen  Kuxeigenthum  des 
alten  Rechtes  ')  nicht  verschieden  ist.  Die  Mitbaukuxe  sind 
insbesondere  nicht  wie  der  Erbkux  unzertrennlich  mit  dem 
Grund  und  Boden  verbunden,  sondern  unbeschränkt  veräus- 
serlich. 

Die  linksrheinische  Grundrente  beruht  auf  den 
Bestimmungen  des  französischen  Berggesetzes  vom  21.  April 
1810  Art.  G und  42.  Nach  Art.  6 soll  der  Concessionsact  die 
Rechte  der  Grundeigentümer  an  dem  Ertrage  der  concedirten 
Bergwerke  feststellen,  und  es  ergiebt  sich  aus  der  Entstehungs- 
geschichte dieser  Vorschrift,  dass  Napoleon,  der  Urheber  der- 
selben, ursprünglich  dem  Eigentümer  einen  Anteil  an  dem 
Ertrage  des  Bergwerks  als  Entschädigung  für  die  Entziehung 
der  verliehenen  Mineralien  gewähren  wollte.8)  Allein  nach  Art. 
42  desselben  Gesetzes  soll  das  Recht  des  Grundeigentümers 
durch  den  Concessionsact  auf  eine  bestimmte  Summe  festgesetzt 
werden.  In  Ilheinpreussen  ist  desshalb  dem  Grundeigentü- 
mer stets  eine  feste  Abgabe  und  zwar  in  der  Gestalt  eiuer 
jährlichen  Rente  durch  den  Concessionsact  ausgesetzt.8)  Das 
linksrheinische  Grundrecht  wurde  daher  durch-  den  Conces- 
sionsact erworben,  und  ist  an  den  vor  dem  1.  October  18G5 
concessionirten  Bergwerken  bestehen  geblieben,  da  die  Auf- 
hebung des  Gesetzes  vom  21.  April  1810  die  nach  den  Yor- 


1)  Ist  das  Miteigenthum  erat  nach  dem  Eintritte  des  Bergge- 
setzes ausgeübt,  so  entsteht  nach  §.  94  eine  Gewerkschaft  des  neuen 
Gesetzes. 

2)  Locre  legislation  sur  les  mines  p.  45  p.  52. 

3)  In  den  linksrheinischen  Concessionsurkunden  wurde  das  Grund- 
recht nach  dem  Flächeninhalte  des  Feldes  und  beziehungsweise  des 
Grundstücks  bemessen;  der  Betrag  schwankte  zwischen  1 Pfennig  und 
1 Silbergroschen,  in  seltenen  Fällen  2 Sgr.  pro  Morgen.  Achenbach 
französisches  Bergrecht  S.  131. 
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Schriften  dieses  Gesetzes  bereits  erworbenen  Rechte  selbstver- 
ständlich nicht  berührt.  Anders  verhält  es  sich  mit  dem  An- 
sprache des  Grundeigentümers  auf  Erstattung  des  doppel- 
ten Werthes  der  zum  Bergwerksbetriebe  abgetretenen  Grund- 
stücke, zu  welchem  derselbe  nach  Art.  43  und  44  des  Gesetzes 
vom  21.  April  1810  berechtigt  war.  Dieser  Anspruch  ist  nur 
in  so  weit  erworben,  als  die  Abtretung  vor  dem  Eintritte  des 
neuen  Berggesetzes  stattgefunden  hatte,  und  deshalb  ist  nach 
§.241  des  Berggesetzes  die  doppelte  Entschädigung  nur  für 
solche  frühere  Abtretungsfälle  zu  gewähren. 


Sechstes  Buch. 


Die  Knappschaft. 

§.  31.  Der  ArbeitBvertrag. 

(§§.  80 — 93  des  Berggesetzes  — §§.  128 — 139  §.  154  der  Ueworbeord- 
nuBg  — Ges.  v.  11  Juni  1869.) 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Bergarbeiter  haben  im  älteren 
deutschen  Bergrecht  eine  ebenso  eigenthümliche  Entwickelung 
erfahren,  wie  diejenigen  der  Gewerkschaften.  In  der  ältesten 
Zeit  wurde  wohl  vorwiegend  der  Bergbau  von  den  Eigenthümem 
mit  eigener  Hand  betrieben.  Unter  diesen  Eigenlöhnern 
bestand  ein  Verhältniss  der  Genossenschaft,  welches  der  .Marken- 
genossenschaft, der  ältesten  Form  des  deutschen  Grundbesitzes 
ganz  analog  war  (Vergl.  oben  S.  6).  In  den  Bergordnungen 
des  16.  Jahrhunderts  bilden  die  Eigenlöhner,  d.  h.  die  mit  ei- 
gener Hand  arbeitenden  Bergwerksbesitzer,  nur  noch  die  Aus- 
nahme. Der  Bergbau  wird  in  der  Regel  durch  gedungene  Ar- 
beiter betrieben  und  unter  letzteren  besteht  ein  zünftiges  Ver- 
hältniss. Die  Knappschaft,  d.  h.  die  Gesammtheit  der  Berg- 
leute eines  Reviers,  bildete  eine  Corporation  unter  gewählten 
Aeltesten  und  Vorstehern.  ‘)  Sie  genoss  mancherlei  Privile- 
gien, z.  B.  die  Befreiung  vom  Soldatendienst,  von  persönlichen 
Steuern,  von  An-  und  Abzugsgeldern  und  einen  gefreiten  Ge- 
richtsstand. Das  letzte  Ueberbleibsel  dieser  Privilegien,  die 
Steuerfreiheit  der  Bergleute  im  Harzdistricte  des  vormaligen 
Königreichs  Hannover,  ist  durch  §.  16  des  Gesetzes  vom  28. 
April  1867  (G.  S.  S.  553)  aufgehoben. 

1)  Joachimstbaler  BO.  Theil  II  Art.  90.  — Kurköln.  BO.  Theil 
II  Art.  11. 
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Einige  ältere  Beiordnungen  fordern  von  den  eintretenden 
Bergleuten  einen  Diensteid;  alle  beschränken  die  Freizügigkeit 
durch  besondere  Vorschriften  für  die  Annahme  der  Arbeiter 
und  für  die  Aufkündigung  des  Arbeitsverhältnisses. l)  lm  Zu- 
sammenhänge mit  den  zünftigeu  Einrichtungen  entwickelten 
sich  ebenfalls  im  16.  Jahrhunderte  die  Knappschaftskassen 
oder  Bruderladen,  welche  die  Sicherung  der  Bergarbeiter  gegen 
die  Gefahren  ihres  Berufs  und  gegen  andere  Störungen  ihres 
Nahrungsstandes  bezwecken.  Schon  die  Kuttenberger  Bergord- 
nung von  1300  erwähnt  diese  Einrichtung.  Die  Schlaggen- 
walder  Zinnbergwerksordnung  von  1548  führte  zuerst  im  Ar- 
tikel 20,  wöchentliche  Beiträge  der  Arbeiter  zur  Knappschafts- 
kasse (Büchsenpfennige)  ein;  auch  in  Freiberg  bestand  schon 
im  Jahre  1540  die  zu  gleichem  Zwecke  gegründete  Gnaden- 
groschenkasse. 

Die  frühere  preussische  Gesetzgebung  bildete  den  zünftigen 
Verband  der  Bergleute  noch  weiter  aus,  indem  die  Leitung  des 
Bergbaues  dem  Bergamte  übertragen,  und  diesem  auch  die  An- 
nahme der  Arbeiter  der  Schichtmeister  und  Steiger  Vorbe- 
halten wurde.2) 

Die  Gruben  eines  Bergamtsbezirkes  wurden  unter  der 
oberen  Leitung  des  Bergmeisters  durch  die  von  dem  Bergamte 
angestellten  Steiger  und  Schichtmeister  betrieben ; das  Bergaint 
setzte  die  Betriebspläne,  die  Verkaufspreise  der  Producte , die 
Ausbeute  oder  die  zu  leistende  Zubusse  fest.  Dabei  wurde 
nach  einem  für  den  ganzen  Bezirk  angenommenen  gemein- 
samen Plane  verfahren,  und  die  Verkaufspreise  so  geregelt, 
dass  jeder  der  concurrirenden  Gruben  ein  gewisser  Absatz  ge- 
sichert blieb  (Vergl.  oben  S.  35).  Auch  die  Annahme  der  Ar- 
beiter erfolgte  für  den  ganzen  Bezirk  durch  das  Bergamt,  wei- 
ches jeder  einzelnen  Grube  die  nöthige  Anzahl  von  Händen 
zutheilte-  Dabei  bildete  sich  die  Einrichtung  aus,  dass  den 
ständig  zur  Bergarbeit  angenommenen  Bergleuten  ein  vorzüg- 
liches Anrecht  auf  Beschäftigung  gesichert,  der  vorübergehende 
Mehrbedarf  aber  durch  sogenannte  Tagelöhner  gedeckt,  wurde, 

1)  Joachirasthaler  Bergordnung  Theil  II  Art.  37.  Kursächs.  B.O. 
Art.  69.  Nassau  Katzeneinbog.  B.O.  Art.  10  Art.  50. 

2)  A 11g.  Landrecht  Theil  II  Tit.  16  §.  62  §.  307  IT. 
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welche  jedoch  entlassen  werden  mussten,  sobald  auf  einer  an- 
deren Grube  ständige  Bergarbeiter  arbeitslos  wurden.  Die  Be- 
stimmung des  Arbeitslohns  erfolgte  ebenfalls  durch  die  Behörde, 
welche  für  die  verschiedenen  Gruben  eines  Reviers  gleiche 
Normallöhne  festsetzte.  So  bildeten  die  zahlreichen  Stein- 
kohlengruben des  Bochumer  Bergamtsbezirks  mit  etwTa  20,000 
ständigen  Bergleuten  eine  einzige  Knappschaft,  deren  vollbe- 
rechtigte Mitglieder  ein  Recht  auf  Arbeit  gegen  einen  Normal- 
lohn hatten  und  nur  von  dem  Bergamte  verlegt  und  abgelegt 
werden  konnten. 

Aus  diesen  Zuständen  zünftiger  Beschränkung  und  obrig- 
keitlicher Bevormundung  wurde  zuerst  durch  das  Gesetz  vom 
12.  Mai  1851  der  Uebergang  zur  Gewerbefreiheit  gewacht 
(oben  S.  38),  und  das  allgemeine  Berggesetz  führte  in  den  Vor- 
schriften der  §§.  80—93  den  Grundsatz  der  unbeschränkten 
Gewerbefreiheit  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  Berg- 
werksbesitzer zu  den  Bergleuten  vollständig  durch.  Nur  eine 
Beschränkung  wurde  im  §.  244  nach  dem  Beschlüsse  der  Com- 
mission des  Herrenhauses  beibehalten,  indem  die  Strafbestim- 
mungen des  früheren  Rechtes  gegen  die  eigenmächtige  Auf- 
gabe der  Arbeit  und  gegen  die  verabredete  Arbeitseinstellung 
beibehalten  wurden. 

Auch  diese  Ausnahmebestimmungen  sind  durch  die  Ge- 
werbeordnung für  den  norddeutschen  Bund  vom  24.  Juni  1869 
(Bundesgesetzblatt  S.  245)  im  §.  54  aufgehoben1).  Zugleich  sind 
die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  über  die  Verhältnisse 
der  Fabrikarbeiter  (§§.  128 — 139)  auf  die  Bergleute  angewendet 
worden.  Die  §§.  134 — 139  sind  an  die  Stelle  der  fast  gleich- 
lautenden Vorschriften  der  §§.  86—92  getreten,  und  in  den 
§§.  128 — 133  ist  die  Gesetzgebung  über  die  Beschäftigung  der 
jugendlichen  Arbeiter,  welche  sich  früher  in  verschiedenen  Ver- 
ordnungen zerstreut  fand2),  neu  zusammengcstellt  worden. 

Die  gegenwärtig  geltenden  Vorschriften  des  Berggesetzes 
und  der  Gewerbeordnung  beziehen  sich  tlieils  auf  das  Vertrags- 
verhältniss  zwischen  den  Bergwerksbesitzern  und  den  Bergleu- 


1)  Brassert  die  norddeutsche  Gewerbeordnung  und  das  Bergwe- 
sen. Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  XI  S.  230  f. 

2)  Vergl.  meinen  Comraentar  S.  204 — 212. 


§.  81.  Der  Arbeitsvertrag. 


343 


ten,  theils  auf  das  Verbot  des  sogenannten  Trucksystems  und 
auf  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter. 

Die  letzteren  Vorschriften  werden  unter  den  Gegenständen 
der  Bergpolizei  (Buch  X)  erörtert  werden. 

Das  Vertragsverliältniss  zwischen  dem  Bergwerks- 
besitzer und  den  Bergleuten  wird  nach  den  allgemeinen  gesetz- 
lichen Vorschriften  beurtheilt.  (§.  80)  und  gehört  nach  preus- 
sischem  Civilrecht  zu  den  Verträgen  über  Handlungen,  nach 
gemeinem  und  nach  französischem  Rechte  zu  den  Miethsver- 
trägen.  Man  unterscheidet  zwei  Arten  des  Vertrages  über  Ar- 
beiten, nämlich  die  Dienstmiethe  (locatio  conductio  operarum) 
und  die  Werksverdingung  (locatio  conductio  operis).  Beide  Ver- 
träge sind  dadurch  unterschieden,  dass  bei  der  Werksverdin- 
guug  der  Unternehmer  eine  gewisse  Wirkung  seiner  Arbeiten, 
z.  B.  die  Abteufung  eines  Schachtes,  gegen  den  bestimmten 
Preis  verspricht,  während  bei  der  Dienstmiethe  nur  die  auf 
Hervorbringung  des  unternommenen  Werkes  gerichteten  Dienste 
versprochen  werden,  nicht  aber  ein  bestimmter  Erfolg  dieser 
Arbeiten  garantirt  wird.  Aus  diesem  Unterschiede  entspringen 
die  verschiedenen  Regeln  über  die  Erfüllung  des  Vertrages, 
über  die  Vertretung  des  Zufalles,  über  die  Wirkungen  der 
Uebergabe  bei  der  Dienstmiethe  und  bei  der  Werksverdingung  ‘). 
Alle  diese  Verschiedenheiten  lassen  sich  auf  die  Grundlage  zu- 
rückführen, dass  bei  der  Dienstmiethe  nur  die  auf  Hervorbrin- 
gung eines  bestimmten  Werkes  gerichteten  Arbeiten,  bei  der 
Werksverdingung  aber  die  Hervorbringung  dieses  Werkes  selbst 
Gegenstand  des  Vertrages  ist.  Die  Vermuthung  spricht  nach 
preussischein  Rechte  bei  Verträgen  mit  Handarbeitern,  also  auch 
mit  Bergleuten  für  die  Dienstmiethe.  Wenn  also  auch  die  Be- 
zahlung des  Arbeiters  nicht  im  Tagelohne,  sondern  im  Gedinge 
nach  Klaftern,  Ruthen  oder  einem  andern  Masse  festgesetzt  ist, 
so  finden  doch  die  Regeln  der  Dienstmiethe  statt,  sobald  erhellt, 
dass  nicht  das  Werk  selbst  verdungen  ist,  sondern  das  Gedinge 
nur  als  Massstab  für  die  Zahlung  dient.  (A.  L.  R.  1.  c.  §.  906.) 
Auch  der  Gedingarbeiter  kann  daher  noch  vor  Vollendung  der 
verdungenen  Arbeit  im  Wege  der  Kündigung  gemäss  §.  81 

1)  Vergl.  Allg.  Lnndrccht  Th.  I,  Tit.  11,  §§.  898 — 980.  — Code  Na- 
poleon Art.  1779—1799.  — L.  24.  1.  2ö.  1.  36.  Dig.  XIX,  2. 
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entlassen  werden,  wenn  nichts  anderes  feststeht.  Er  haftet 
nicht  für  eine  zufällige  Zerstörung  des  Werkes  vor  der  Vollen- 
dung. Er  hat  also,  auch  wenn  der  Schacht  während  der  Ab- 
teufungsarbeit verbricht,  den  Lohn  für  die  abgeteufte  Lachter- 
zahl zu  fordern.  Bei  der  Werksverdingung  dagegen  ist  die 
Dauer  des  Vertrages  von  der  Vollendung  des  Werkes  abhängig. 
Der  Unternehmer  muss  die  zufällige  Vernichtung  des  Werkes 
vor  der  Uebergabe  tragen.  Er  verliert  Arbeitslohn  und  Aus- 
lagen (A.  L.  R.  1.  c.  $$.  960.  Code  Nap.  Art.  1790). 

1.  Die  Abschliessung  des  Arbeitsvertrages  kann  in 
der  Regel  mündlich  erfolgen.  Die  schriftliche  Form  ist  nach 
preussischem  Civilrechte  erforderlich,  wenn  der  bedungene 
Arbeitslohn  mehr  als  50  Thaler  beträgt  (A.  L.  R.  Th.  I, 
Tit.  5,  §.  131).  Bei  Verträgen  auf  bestimmte  Zeit  entscheidet 
die  Summe  des  Arbeitslohnes  während  der  Vertragsdauer.  Bei 
Verträgen  auf  unbestimmte  Zeit  ist  der  Einheitssatz,  also  der 
jährliche  Lohn,  der  Monats-,  Wochen-  oder  Tagelohn  massge- 
bend. Ist  bei  einem  Lohnsätze  über  50  Thlr.  der  Vertrag 
dennoch  nicht  schriftlich  geschlossen,  die  Arbeiten  sind  aber 
geleistet  worden,  so  muss  der  mündlich  bedungene  Lohn  ge- 
zahlt werden  (a.  a.  0.  §.  165). 

Nach  französischem  Rechte  ist  die  Klagbarkeit  der  Lohn- 
forderung von  der  schriftlichen  Abfassung  des  Vertrages  ab- 
hängig, wenn  die  eingeklagte  Summe  den  Werth  von  150 
Franken  übersteigt.  Die  schriftliche  Urkunde  muss  in  soviel 
Exemplaren  ausgefertigt  werden,  als  Parteien  vorhanden  sind. 
(Code  Nap.  Art.  1341.  1325.)  Das  gemeine  Recht  schreibt 
keine  bestimmte  Form  für  die  Arbeitsverträge  vor. 

Die  Bergwerksbesitzer  können  nach  §.  80  des  Berggesetzes 
Arbeitsordnungen  für  ihre  Bergwerke  erlassen.  Unter 
dieser  Bezeichnung  wird  eine  allgemeine  Vertragsofferte  ver- 
standen, nach  deren  Bedingungen  der  Bergwerksbesitzer  Ar- 
beiter auf  seiner  Grube  beschäftigen  will.  Tritt  der  Arbeiter 
nach  genommener  Kenntuiss  von  der  Arbeitsordnung  in  die 
Arbeit  ein,  so  sind,  soweit  nicht  ein  schriftlicher  Vertrag  er- 
fordert wird,  die  Bestimmungen  der  Arbeitsordnung  für  den 
geschlossenen  Vertrag  massgebend.  Diese  Bestimmungen  be- 
treffen entweder  die  wesentlichen  und  gewöhnlichen  Bedingungen 
des  Arbeitsvertrages,  z.  B.  die  Dauer  uud  die  Zeit  der  Schichten, 
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die  Höhe  des  Schichtlohnes  und  des  Gedinges  u.  s.  w.,  theils 
die  Neben  Verabredungen,  welche  die  pünktliche  Erfüllung  des 
Vertrages  sichern  sollen,  insbesondere  die  Conventionalstrafeu. 
Der  Arbeitsvertrag  und  die  Arbeitsordnungen  dürfen  keine  un- 
zulässigen Beschränkungen  der  persönlichen  oder  der  Gewerbe- 
freiheit enthalten;  daher  darf  die  Arbeitsordnung  keine  Frei- 
heitsstrafen androhen  und  der  Arbeitsvertrag  darf  die  Befugniss 
des  Arbeiters,  anderswo  Arbeit  zu  nehmen,  nicht  dem  §.  10 
der  Gewerbeordnung  zuwider  beschränken.  Die  Arbeitsord- 
nungen müssen  nach  §.  80,  Absatz  2,  gleichzeitig  mit  der  Be- 
kanntmachung auf  dem  Werke  auch  zur  Kenntniss  der  Berg- 
behörde gebracht  wTerden,  und  diese  Bestimmung  hat  gerade  den 
Zweck,  der  Aufnahme  gesetzwidriger  Bestimmungen  entgegen- 
zutreten.  *) 

2.  Die  Auflösung  des  Vertragsverhältnisses  kann  nach 
§.  81,  wenn  nicht  ein  Anderes  verabredet  ist,  durch  vierzehn- 
tägige Kündigung  erfolgen.  Die  Kündigung  ist  an  keine  Form 
gebunden,  namentlich  linden  die  Vorschriften  des  preussischen 
und  französischen  Rechtes  über  die  schriftliche  Errichtung  der 
Verträge  (oben  S.  344)  auf  die  Kündigung  keine  Anwendung1  2) ; 
sie  kann  seitens  des  Bergmanns  an  denjenigen  Beamten  ge- 
richtet werden,  welchen  der  Bergwerksbesitzer  oder  der  Re- 


1)  Das  frühere  Gesetz  über  die  Verhältnisse  der  Bergarbeiter, 
vom  20.  Mai  1860  verlangte  irn  §.  3 die  Bestätigung  der  Arbeitsord- 
nungen durch  die  Bergbehörde.  Damals  war  es  daher  nothwendig, 
die  Festsetzungen  über  Lohn,  Arbeitsdauer  u.  dgl.  aus  den  Arbeitsord- 
nungen auszuschliessen , weil  solche  zum  wesentlichen  Inhalte  des 
Arbeitsvertrages  gehörige  Bestimmungen  nicht  der  Bestätigung  durch 
die  Bergbehörde  unterliegen  konnten.  Der  Erlass  vom  13.  Februar 
1861  (Zeitschr.  f.  d.  Berg-,  Hütten-  und  Salinenweseu  Bd.  IX,  S.  12) 
bestimmte  deshalb,  dass  nur  solche  Bestimmungen  in  die  Arbeitsord- 
nungen aufgenommen  werden  sollten,  „welche  das  öffentliche  Interesse 
berühren,  also  die  Vorschriften,  welche  das  Verhalten  der  Bergleute  hei 
der  Arbeit  gegen  ihre  Vorgesetzten  und  Mitarbeiter  regelu  und  die 
Verletzung  dieser  Ordnung  unter  Strafe  stellen/4  — Diese  Besckränkung 
ist  mit  der  Bestätigung  der  Arbeitsordnungen  weggefalleu.  Es  können 
in  letztere  alle  Bestimmungen  aufgenommen  werden,  welche  den  Inhalt 
des  Arbeitsvertrages  betreffen. 

2)  Koch,  Commentar  S.  155. 
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präsentant  der  Gewerkschaft  zur  Abschliessung  von  Arbeits- 
verträgen bevollmächtigt  haben.  Bei  der  Berechnung  der  F rist 
zählt  der  Tag  der  Aufkündigung  nicht  mit.  Der  Bergwerks- 
besitzer und  der  Bergmann  müssen  also  das  Vertragsverhältniss 
noch  14  Tage  lang  nach  diesem  Tage  fortsetzen,  so  dass  der 
Arbeiter,  welcher  am  lOten  kündigt,  erst  am  '24ten  Abends  die 
Arbeit  verlassen  darf. 

Ohne  Aufkündigung  und  vor  Ablauf  der  vertragsmässigen 
Arbeitszeit  können  Bergleute  entlassen  werden: 

1)  wenn  sie  eines  Diebstahls,  einer  Veruntreuung,  eines  lie- 
derlichen Lebenswandels  sich  schuldig  machen;  •) 

2)  wenn  sie  eine  sicherheitspolizeiliche  Strafvorschrift  bei  der 
Bergarbeit  übertreten; 

3)  wenn  sie  sich  Thätliehkeiten  oder  Schmähungen  gegen 
den  Bergwerksbesitzer,  dessen  Stellvertreter  oder  die  ihnen 
Vorgesetzten  Beamten  erlauben; 

4)  wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  geworden 
oder  mit  einer  ekelhaften  Krankheit  behaftet  sind  (§.  82). 
Ebenso  können  die  Bergleute  vor  Ablauf  der  vertrags- 
mässigen Arbeitszeit  und  ohne  vorhergegangene  Aufkündigung 
die  Arbeit  verlassen; 

1)  wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  werden; 

2)  wenn  der  Bergwerksbesitzer  oder  dessen  Stellvertreter 
sich  thätlich  an  ihnen  vergreift; 

1)  Die  Entlassung  konnte  nach  §.  82,  Nr.  1 des  Berggesetzes 
auch  wegen  grobeD  Ungehorsams  oder  beharrlicher  Widersetzlichkeit 
erfolgen  ; nach  §.  154  der  Gewerbeordnung  sind  jedoch  die  Bestimmun- 
gen, welche  die  Bergleute  wegen  groben  Ungehorsams  oder  beharrlicher 
Widersetzlichkeit  mit  Strafe  bedrohen,  aufgehoben,  und  darunter  sind 
wohl  nicht  blos  die  öffentlichen  Strafen  (§.  18  des  Gesetzes  vorn  21.  Mai 
1860)  verstanden,  sondern  auch  der  im  §.  82.  Nr.  1 bezeichnte  Rechta- 
nachtbeil  der  Entlassung  ohne  Aufkündigung.  Dieses  ist  um  so  mehr 
auzunehmen.  da  im  §.  111,  Nr.  1 der  Gewerbeordnung,  welcher  dem 
§.  82,  Nr.  1 des  Berggesetzes  entspricht,  die  Worte  : „groben  Ungehor- 
sams oder  beharrlicher  Widerspenstigkeit“,  welche  sich  in  §.  140,  Nr.  1 
der  früheren  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845  finden,  ebenfalls 
weggelasson  sind.  Anderer  Meinung  ist  Brassort  in  der  Zeitscbr.  für 
Bergrecht,  Bd.  XI,  S.  253. 
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3)  wenn  er  ihnen  den  versprochenen  Lohn  oder  die  sonstigen 
Gegenleistungen  ohne  genügende  Veranlassung  vorent- 
hält (§.  83). 

Bei  der  Auflösung  des  Arbeite  Vertrages  muss  der  Berg- 
werksbesitzer dem  abkehrenden  Bergmann  ein  Zeugniss  über 
die  Art  und  Dauer  seiner  Beschäftigung  und  auf  Verlangen 
auch  über  seine  Führung  ausstellen.  Wird  das  Zeugniss  ver- 
weigert, so  fertigt  die  Ortspolizeibehörde  dasselbe  auf  Kosten 
des  Verpflichteten  aus;  letztere  hat  auch  auf  Autrag  des 
Bergmanns  die  demselben  in  dem  Zeugniss  zur  Last  gelegten 
Beschuldigungen  zu  untersuchen,  und  wenn  die  Beschuldigung 
unbegründet  befunden  wird,  solches  unter  dem  Zeugniss  zu 
vermerken  (§.  84). 

3.  Der  Lohn  der  Bergleute  wird  entweder  nach  der 
Arbeitszeit  (Schichtlohn)  oder  nach  der  Arbeitsleistung  (Ge- 
dingelohn)  bestimmt.  In  beiden  Fällen  liegt  nach  dem  oben 
(Seite  343)  Gesagten  ein  täglich  sich  erneuerndes  Vertrags- 
verhältniss,  nicht  ein  fortgesetztes  Verhältnis  von  unbestimmter 
Dauer  vor;  der  Vertrag  würde  daher  auch  in  beiden  Fällen 
nach  §.  905  und  900  A.  L.  R.  Theil  I,  Tit.  11  täglich  aufge- 
hoben werden  können,  wenn  nicht  nach  §.  81,  hauptsächlich 
aus  Gründen  des  öffentlichen  Interesses,  die  14tägige  Kündi- 
gung gefordert  würde.  Diese  gewerbepolizeiliche  Bestimmung 
macht  das  Vertragsverhältniss  zu  einem  fortdauernden,  und  es 
ist  aus  derselben  die  Folgerung  gezogen  worden,  dass  es  zu- 
lässig sei,  den  künftigen  Lohn  des  Arbeiters  als  eine  bereits 
existirende  Forderung  im  Wege  der  Exekution  bei  seinem 
Arbeitgeber  mit  Beschlag  zu  belegen;  während  von  anderer 
Seite  diese  Beschlagnahme  nur  auf  den  bereits  verdienten 
Lohn  für  zulässig  erachtet  wurde.  *)  Dieselbe  Streitfrage  be- 
stand auch  für  die  Arbeiter  aller  anderen  Gewerbe,  da  die 
Gewerbeordnungen  ebenso  wie  das  Berggesetz  die  14tägige 
Kündigung  des  Arbeitsvertrages  vorschreiben. 

Das  norddeutsche  Bundesgesetz  vom  21.  Juni  1869  hat 
die  Streitfrage  im  Sinne  der  letzteren  Meinung  gelöst  und  im 
§.  1 bestimmt,  dass  der  Arbeitslohn  im  Wege  der  Execution 


1)  Vergl.  Brassert  in  der  Zeitschrift  für  Berg-,  Hütten-  und 
Salinenwesen.  Bd.  IV,  S.  212. 
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erst  dann  mit  Beschlag  belegt  werden  kann,  wenn  die  Leistung 
der  Arbeit  erfolgt  ist,  und. der  Tag  der  Fälligkeit  des  Lohnes 
abgelaufen  ist,  ohne  dass  der  Arbeiter  denselben  eingefordert 
hat.  Hiernach  ist  also  nur  der  stillschweigend  oder  ausdrück- 
lich creditirte  rückständige  Lohn  der  Beschlagnahme  unter- 
worfen. Uebereinstiinmend  mit  dem  Verbote  der  Beschlag- 
nahme wird  im  §.  2 die  Cession,  Anweisung  oder  Verpfändung 
des  künftigen  Lohnes  für  unwirksam  erklärt. 

Auf  die  Beitreibung  der  direkten  Staatssteuern  und  Com- 
munalabgaben  aus  den  letzten  drei  Monaten  und  der  gesetz- 
lichen Alimente  der  Familienmitglieder  findet  das  Verbot  der 
Beschlagnahme  nach  §.  4 keine  Anwendung,  ebenso  wenig  auf 
die  Gehälter  der  dauernd  mit  einem  Jahreseinkommen  von 
mehr  als  400  Thalprn  angestellten  Personen. 

4.  Das  Verbot  des  Trucksystems  hat  den  Zweck, 
die  baare  Auslohnung  der  Arbeiter  zu  sichern  und  die  Aus- 
beutung der  abhängigen  Lage  des  Arbeiters  durch  die  Anrech- 
nung von  Waaren,  die  der  Arbeitgeber  liefert  oder  liefern 
lässt,  zu  verhindern.  Dieses  Trucksystem  hatte  namentlich 
bei  den  Fabriken  Eingang  gefunden  und  wurde  zuerst  durch 
die  Gewerbeordnung  vom  9.  Februar  1849,  §§.  50—55  und 
§.75  verboten  und  unter  Strafe  gestellt.  Diese  Bestimmungen 
wurden  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1860  (G.  S.  S.  201) 
auf  den  Bergbau  übertragen  und  in  das  Berggesetz  in  den 
§§.  86—91  übernommen.  Gegenwärtig  sind  diese  Vorschriften 
grösstentheils  durch  die  gleichlautenden  Bestimmungen  der 
Gewerbeordnung  vom  11.  Juni  1869,  §§.  134 — 139  und  §.146 
ersetzt,  welche  nach  §.  154  auch  auf  die  Bergwerksbesitzer 
Anwendung  finden.  ') 


1)  Die  besonderen  Bestimmungen,  welche  das  Berggesetz  in  den 
§§.  90  und  92  über  das  Anrecht  der  Knappschaftskasse  auf  die  credi- 
tirteir  Waarenforderungeu  und  die  verhängten  Geldstrafen,  sowie  im 
§.  86,  Abs.  3,  über  Ausnanmemassregeln  für  den  Fall  eines  allgemeinen 
Nothstandes  trifft,  sind  durch  die  Gewerbeordnung  nicht  aufgehoben, 
weil  sie  Specialbestimmungen  für  den  Bergbau  enthalten,  welchen  nach 
der  allgemeinen  Regel  von  dem  neueren  allgemeinen  Gesetze  nicht 
derogirt  wird.  Vergl.  Brassert  in  der  Zeitschrift  für  Bergrecht,  Bd.  XI, 
S.  257. 
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Nach  diesen  Bestimmungen  müssen  Bergwerksbesitzer 
ihre  Bergleute  in  baarem  Gelde  auslohnen.  Sie  dürfen  denselben 
keine  Waaren  creditiren. 

Dagegen  können  den  Bergleuten  Wohnung,  Feuerungs- 
bedarf,  Landnutzung,  regelmässige  Beköstigung,  Arzneien  und 
ärztliche  Hülfe,  sowie  die  zur  Bergwerksarbeit  erforderlichen 
Werkzeuge  und  Betriebsmaterialien  unter  Anrechnung  bei  der 
Lohnzahlung  verabfolgt  werden.  (Gewerbeordnung  §.  134.) 

Im  Falle  eines  Nothstandes  ist  die  Regierung  befugt, 
durch  einen  Beschluss  zu  bestimmen,  dass  und  welche  Lebens- 
mittel und  Saatfrüchte  den  Bergleuten  von  den  Bergwerks  - 
besitzern  l)  unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  verabfolgt 
werden  dürfen  (§.  88  des  Berggesetzes). 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  Fami- 
lienglieder, Gehülfen,  Beauftragte,  Geschäftsführer,  Factoren 
und  Aufseher  der  Bergwerksbesitzer,  sowie  auf  Gewerbetreibende, 
hei  deren  Geschäft  eine  der  erwähnten  Personen  unmittelbar 
oder  mittelbar  betheiligt  ist. 

Bergleute,  deren  Forderungen  anders  als  durch  Baar- 
zahlung  berichtigt  sind,  können  zu  jeder  Zeit  die  Bezahlung 
ihrer  Forderungen  in  baarem  Gelde  verlangen,  ohne  dass  ihnen 
die  Einrede  aus  dem  an  Zahlungsstatt  gegebenen  entgegenge- 
setzt werden  darf.  Letzteres  fällt,  soweit  es  noch  vorhanden 
oder  der  Empfänger  bereichert  ist,  der  Knappschaftskasse  zu. 

Verträge,  welche  den  §§.  134 — 136  der  Gewerbeordnung 
zuwiderlaufen,  sind  nichtig.  Dasselbe  gilt  von  Verabredungen 
zwischen  Bergwerksbesitzern  oder  ihnen  gleichgestellten  Per- 
sonen einerseits  und  Bergleuten  andererseits  über  die  Entneh- 
mung  der  Bedürfnisse  dieser  Letzteren  aus  gewissen  Verkaufs- 
stellen, sowie  überhaupt  über  die  Verwendung  des  Verdienstes 
derselben  zu  einem  anderen  Zwecke,  als  zur  Betheiligung  an 
Einrichtungen  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Bergleute  oder 
ihrer  Familien. 

Forderungen  für  Waaren,  welche  ungeachtet  des  Verbots 
den  Arbeiten!  creditirt  worden  sind,  können  von  den  Bergwerks- 
besitzern und  von  den  ihnen  gleichgestellten  Personen  weder 

1)  Unter  den  Bergwerksbesitzern  sind  nur  dio  Besitzer  eines 
ganzen  Bergwerkes  zu  verstehen,  nicht  aber  die  Mitglieder  einer  Ge- 
werkschaft. 
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eingeklagt  noch  durch  Anrechnung  oder  sonst  geltend  gemacht 
werden,  ohne  Unterschied,  ob  sie  zwischen  den  Betheiligten 
unmittelbar  entstanden  oder  mittelbar  erworben  sind  ; vielmehr 
fallen  dergleichen  Forderungen  der  Knappschaftskasse  zu,  wel- 
cher das  betreffende  Werk  angehört.  (Gewerbeordnung  £§. 
135—139.) 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  §§.  134 — 13G  der  Gewerbe- 
ordnung werden  mit  einer  Geldbusse  bis  zu  fünfhundert  Tha- 
lern  und  im  Unvermögensfalle  mit  verhältnissmässiger  Ge- 
fängnissstrafe  bestraft.  Im  Wiederholungsfälle  wird  die  Strafe 
verdoppelt. 

Jede  rechtskräftige  Verurtheilung  wird  auf  Kosten  des 
Verurtheilten  durch  das  Amtsblatt  und  andere  öffentliche 
Blätter  derjenigen  Kreise,  in  welchen  derselbe  und  der  be- 
theiligte Bergmann  ihren  Wohnsitz  haben,  bekanut  gemacht 
(Gewerbeordnung  §.  146.) 

Die  Geldstrafen  fliessen  der  Knappschaftskasse  zu,  welcher 
das  Werk  angehört.  (Berggesetz  §.  92.) 

§.  32.  Die  Knappschafts  vereint1 . 

§§.  165—186  des  Berggesetzes. 

Die  Knappschaftsvereine  haben  die  gegenseitige  Unter- 
stützung der  Bergleute,  insbesondere  die  Versicherung  gegen 
die  Gefahren  des  bergmännischen  Berufes  zum  Zweck.  Solche 
Vereine  haben  unter  verschiedenen  Namen  (Knappschaffs- 
kassen, Gnadengroschenkassen,  Bruderladen)  schon  in  früher 
Zeit  bestanden  und  finden  in  einigen  der  ältesten  Bergord- 
nungen Erwähnung  (oben  S.  341).  Dennoch  war  die  Bildung 
derselben  in  der  Mehrzahl  der  deutschen  Lande  der  freien  Ver- 
einigung der  Betheiligten  überlassen,  und  die  meisten  Berg- 
ordnungen sowie  das  Allgemeine  Preussische  Landrecht  ver- 
pflichten nur  den  Werksbesitzer,  den  im  Dienste  erkrankten 
Arbeitern  vier  Wochen  lang  ihren  Lohn  fortzuzahlen  und  die 
Kurkosten  zu  tragen.  ‘)  Uebereinstimmende  Vorschriften  galten 


1)  Joachimsthaler  Bergordnung , Theil  II,  Art.  85;  Nassau- 
Catzenelnbogische  Bergordnung,  Art.  65;  Kurkölnische  Bergordnung, 
Theil  7,  Art.  34;  A.  L.  R.  Theil  II,  Tit.  16-  §.  134. 
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auch  in  den  linksrheinischen  Landestheilen.  •)  Dennoch  be- 
standen in  Preussen  schon  im  Jahre  1852  drei  und  fünfzig  Knapp- 
schaftsvereine, welchen  56462  Mitglieder  oder  */«  der  damals  in 
Preussen  vorhandenen  Bergleute  angehörten. *) 

Durch  das  Gesetz  vom  10.  April  1854  (Gesetz-Sammlung 
S.  139)  wurde  zuerst  die  Errichtung  von  Knappschaftsvereinen 
für  alle  Bergleute  gesetzlich  vorgeschrieben  und  die  Werks- 
besitzer und  Arbeiter  gleichmiissig  .an  den  Lasten  und  an  der 
Verwaltung  dieser  Einrichtungen  betheiligt.  Dagegen  wurden 
die  Verpflichtungen,  welche  nach  der  früheren  Gesetzgebung 
den  Bergwerksbesitzern  gegenüber  den  erkrankten  Bergleuten 
aufcrlegt  waren,  aufgehoben,  ebenso  die  besonderen  Abgaben 
an  die  Knappschaftsvereine,  namentlich  die  beiden  Freikuxe 
der  Knappschaft  (oben  S.  330).  Die  Knappschaftsvereine  sollten 
ursprünglich  auch  die  Besitzer  und  Arbeiter  der  Hüttenwerke 
umfassen,  letztere  schieden  jedoch  bereits  in  Folge  des  Ge- 
setzes vom  10.  Juni  1861  (Gesetz-Samml.  S.  425)  §.  13  wieder 
aus,  soweit  sie  nicht  vorgezogen  haben  freiwillig  darin  zu  ver- 
bleiben. 

Das  Allgemeine  Berggesetz  hat  im  Tit.  VII  die  durch 
das  Gesetz  vom  10.  April  1854  eiugeführte  Organisation  der 
Knappschaftsvercine  in  ihren  Grundzügen  beibehalten. 

Die  Knappschaftsvereine  sind  Corporationen,  welchen  die 
Bergwerksbesitzer  und  die  Bergleute  eines  bestimmten  Bezirks 
als  Mitglieder  angehören.  Die  zu  dem  Vereine  gehörigen 
Werksbesitzer  einerseits  und  die  Arbeiter  andererseits  bilden 
innerhalb  des  Vereins  zwei  geschlossene  Verbände,  welche  an 
der  Verwaltung  und  an  den  Lasten  des  Vereines  gleichmässig 
theilnehmen;  wogegen  nur  die  Bergleute  an  den  Leistungen 
des  Vereines  Antheil  haben.  Zu  dem  Knappschaftsvereine  ge- 
hören alle  Bergwerke  mit  den  zu  einem  bestimmten  Bergwerke 
gehörenden  Aufbereitungsanstalten  (oben  S.  164)  und  alle  Sa- 
linen eines  bestimmten  Bezirks,  jedoch  nur  sofern  sie  betrieben 
werden  (§§.  165,  175,  176).  In  der  Provinz  Hannover  sind 
die  Salzbergwerke  und  Salinen  nach  Art.  2 der  Verordnung 


1)  Decret  vom  3.  Januar  1813,  Art.  15  und  16. 

2)  Zoitschr.  f.  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen,  Bd.  X,  Supple- 
ment S.  5. 
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vom  8.  Mai  1867  ausgeschlossen , dagegen  gehören  die  vom 
Grundeigentümer  betriebenen  Stein-  und  Braunkohlenberg- 
werke in  Westpreussen,  in  den  vormals  sächsischen  Laudes- 
theilen  und  im  Fürstenthum  Calenberg  den  Knappschaftsver- 
einen an.  *)  Der  Bezirk  des  Knappschaftsvereins  wird  durch 
das  Statut  bestimmt1  2),  dessen  Feststellung  durch  freie  Ver- 
einigung der  Betheiligten  und  nötigenfalls  durch  die  Entschei- 
dung des  Oberbergamts  erfolgt  (§.  167,  §.  169). 

Der  Bezirk  ist  der  Regel  nach  blos  geographisch  begrenzt, 
doch  sind  zuweilen  Bezirke  für  die  Bergwerke  einer  bestimmten 
Gattung  oder  eines  bestimmten  Besitzers  errichtet.  Nicht  sel- 
ten umfasst  auch  der  Knappschaftsverein  nur  ein  einzelnes 
Bergwerk. 

Die  Mitgliedschaft  wird  auf  Seiten  des  Bergwerks- 
besitzers von  selbst  dadurch  begründet,  dass  er  ein  Bergwerk 
oder  eine  Saline  innerhalb  des  Vereinsbezirks  betreibt.  Der 
Arbeiter  dagegen  muss  in  den  Knappschaftsverein  aufgenom- 
men  werden  und  die  im  Statut  festgesetzten  Bedingungen 
der  Aufnahme  erfüllen.  Die  Bedingungen  der  Aufnahme  kön- 
nen sich  beziehen: 

1)  auf  das  Lebensalter,  indem  die  Arbeiter  unter  oder  über 
einer  bestimmten  Altersgrenze  von  der  Aulnahine  in  den 
Verein  ausgeschlossen  werden; 

2)  auf  die  Dauer  der  Beschäftigung,  indem  die  blos  vor- 
übergehend auf  dem  Werke  beschäftigten  Arbeiter  von 
dem  Beitritte  zum  Verein  befreit  bleiben; 

3)  auf  die  Gesundheit  und 

4)  auf  den  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte. 

Die  Zulässigkeit  dieser  Bedingungen,  welche  sich  in 
sämmtlichen  Knappschafts-Statuten  finden,  ist,  obwohl  §.  168 
sämmtliche  Arbeiter  zum  Beitritt  berechtigt  und  verpflichtet, 


1)  §.  210  des  Berggesetzes  , §.  9°  des  Gesetzes  vom  22.  Februar 
1869.  Gesetz-Sammlung  S.  401 , Art.  XIII  der  Verordnung  vom  8.  Mai 
1867,  Gesetz-Sammlung  S.  601. 

2)  Für  das  vormalige  Herzogthum  Nassau  ist  ein  allgemeiner 
Kuappsehaftsverein  gegründet,  dessen  Bezirk  unmittelbar  durch  das 
Gesetz,  nämlich  durch  Art.  5 der  Verordnung  vom  22.  Februar  1867, 
bestimmt  ist. 
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nicht  in  Zweifel  zu  ziehen,  sie  dürfen  nur  nicht  so  beschaffen 
sein,  dass  dadurch  der  Absicht  des  §.  168  zuwider  ganze 
Klassen  vou  Arbeitern  von  den  Wohlthaten  des  Vereines  aus- 
geschlossen werden. 

Der  Verlust  der  Mitgliedschaft  tritt  aufSeiten des 
llergwerksbesitzers  sowohl  durch  die  Veräusserung  des  Berg- 
werks als  auch  durch  d)e  Einstellung  des  Betriebes  ein ; der 
Arbeiter  dagegen  hört  durch  die  Aufgabe  der  Beschäftigung 
innerhalb  des  Vereinsbezirks  nicht  von  selbst  auf,  Mitglied  des 
Vereins  zu  sein,  doch  gilt  der  Eintritt  in  einen  anderen  Knapp- 
schaftsverein dem  förmlichen  Austritte  gleich.  Der  Verlust 
der  Mitgliedschaft  ist  ferner  nach  den  meisten  Statuten  Folge 
der  durch  eine  gewisse  Zeit  unterlassenen  Zahluug  der  Bei- 
träge, der  Verui  theilung  in  eine  Strafe,  welche  die  Entziehung 
der  Ehrenrechte  zur  Folge  hat  und  der  betrügerischen  Er- 
schleichung von  Wohlthaten  des  Knappschaftsvereins.  Nach 
einigen  Statuten  tritt  der  Verlust  der  Mitgliedschaft  fernerein, 
wenn  der  Arbeiter  die  Bergarbeit  mit  einem  anderen  Berufe 
vertauscht,  oder  wenn  derselbe  auf  Grund  der  Arbeitsordnung 
zur  Strafe  abgelegt  wird.1)  Die  Mitgliedschaft  ruht  während 
des  Militairdienstes. 

Das  Gesetz  gestattet  die  Unterscheidung  mehrerer  Klas- 
sen von  Mitgliedern  mit  verschiedener  Berechtigung 
(§.  171).  Die  meisten  Statuten  unterscheiden  zwei  Klassen 
von  Mitgliedern,  ständige  und  unständige,  und  erfordern  zur 
Aufnahme  als  ständiges  Mitglied,  dass  der  Arbeiter  dem  Ver- 
eine eine  gewisse  Zeit  lang  als  unständiges  Mitglied  angehört 
hat.  Die  meisten  Knappschaftsstatuten  gewähren  den  ständigen 
Mitgliedern  anderer  Knappschaftsvereine  den  Eintritt  als  stän- 
dige Mitglieder  mit  Beibehaltung  ihres  Dienstalters  unter  der 
Voraussetzung,  dass  das  Statut  des  anderen  Vereins  die  Gegen- 
seitigkeit beobachtet.  Beurlaubte  Mitglieder,  d.  h.  solche, 
welche  die  Arbeit  auf  den  zum  Verein  gehörigen  Werken  auf- 
gegeben haben,  nehmen  an  der  Verwaltung  des  Vereins  keinen 
Theil,  auch  sind  nach  den  meisten  Statuten  ihre  Beiträge  und 


1)  Durch  eine  Circularvcrfügiing  des  llandelsministers  vom  Mai 
1870  lat  die  Beseitigung  dieser  die  Freizügigkeit  beschränkenden  Be- 
stimmungen angeregt  worden. 
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ihre  Ansprüche  gegen  den  Verein  anders  als  die  der  übrigen 
Mitglieder  bemessen.  Invalide  Arbeiter  geniessen  die  für  sie 
bestimmten  Wohlthaten  des  Vereins  und  sind  von  den  Lasten 
befreit,  an  der  Verwaltung  nehmen  sie  keinen  Antheil,  doch 
kann  ihnen  nach  §.  179  durch  das  Statut  die  Wählbarkeit  zu 
Knappschaftsältesten  beigelegt  werden. 

Die  Beiträge  der  Arbeiter  .zum  Knappschafts  vereine 
sollen  nach  g.  175  in  einem  gewissen  Procentsatze  ihres  Ar- 
beitslohnes oder  in  einem  entsprechendem  Fixum  bestehen. 

Auch  bei  Festsetzung  fixer  Beiträge  finden  nach  den 
statutarischen  Bestimmungen  verschiedene  Abstufungen  nach 
dem  Arbeitergrade  statt.  Ausserdem  ist  sowohl  der  Procent- 
satz als  der  feste  Beitrag  verschieden  bemessen  für  die  voll- 
berechtigten und  die  minder  berechtigten  Mitglieder  (§.  171). 
Wo  besondere  Krankenkassen  (§.  172)  errichtet  sind,  tra- 
gen die  minder  berechtigten  Mitglieder  nur  zu  diesen  Kran- 
kenkassen bei,  sofern  sich  ihre  Ansprüche  auf  diejenigen 
Leistungen  beschränken,  deren  Gewährung  durch  die  Kranken- 
kassen erfolgt. 

Wenn  Knappschaftsmitglieder  die  Arbeit  auf  den  Werken 
des  Vereines  verlassen,  ohne  aus  dem  Vereine  auszuscheideu. 
so  tritt  an  die  Stelle  des  Procentsatzes  vom  Arbeitslöhne  ein 
durch  das  Statut  bestimmter  Feierbeitrag. 

Die  Beiträge  der  Werksbesitzer  sollen  mindestens  die 
Hälfte  des  Beitrags  der  Arbeiter  ausmachen.  Es  ist  nicht 
nothwendig,  dass  die  Beiträge  der  Werksbesitzer  in  Procenten 
des  von  ihren  Arbeitern  geleisteten  Beitrages  ausgedrückt 
werden.  Sie  können  auch  wie  bei  dem  Oberschlesischen  Ver- 
eine in  einem  Fixum  nach  der  Arbeiterzahl  ausgedrückt 
werden,  wenn  nur  im  Resultate  der  Gesammtbeitrag  der 
Werksbesitzer  der  Hälfte  des  Beitrages  der  Arbeiter  gleich 
kommt. 

Die  Werksbesitzer  sind  verpflichtet,  die  Beiträge  ihrer 
Arbeiter  einzuziehen  und  an  den  Knappschaftsverein  abzufüh- 
ren. Zu  diesem  Zwecke  haben  die  Werksbesitzer  ihre  Arbeiter 
regelmässig  an  den  durch  das  Statut  festzusetzenden  Zeitpunkten 
bei  dem  Knappschaftsvorstande  anzumelden. 

Unterbleibt  die  Anmeldung,  so  ist  der  Vorstand  befugt, 
die  Zahl  der  Arbeiter,  für  welche  die  Beiträge  zur  Knapp- 


Digitized  by  Google 


§.  32.  Die  Knappschaftsvereine. 


355 


schaftskasse  eingezogen  werden  sollen,  nach  seinem  Ermessen 
zu  bestimmen  oder  bei  dem  Oberbergamte  den  Erlass  eines 
Strafbefehls  gegen  den  säumigen  Werksbesitzer  in  Antrag  zu 
bringen. l) 

Alle  Beiträge  zur  Knappschaftskasse  können,  auf  vorgän- 
gige Festsetzung  durch  das  Oberbergamt,  im  Wege  der  Yer- 
waltungs-Execution  eingezogen  werden  (§§.  176,  177). 

Der  Rechtsweg  findet  sowohl  über  die  Verpflichtung  an 
sich  und  die  möglichen  Einreden  als  auch  über  die  von  dem 
Oberbergamte  festgesetzte  Höhe  des  Beitrages  statt ; doch  wird 
durch  die  Beschreitung  desselben  die  Execution  nicht  aufge- 
halten. Die  Festsetzung  der  Beiträge  durch  das  Oberbergamt 
erfolgt  nach  dem  vou  dem  Knappschaftsvereine  vorgelegten 
Verzeichnisse  von  den  auf  dem  Werke  beschäftigten  Arbei- 
tern. Hat  der  Vorstand  von  der  Befugniss  Gebrauch  gemacht, 
die  Zahl  der  nicht  angemeldeten  Arbeiter  nach  seinem  Er- 
messen zu  bestimmen  (§.  176,  Absatz  3),  so  unterliegt  diese 
Bestimmung  nicht  der  Prüfung  und  Herabsetzung  durch  das 
Oberbergamt. 

Die  Leistungen  des  Knappschaftsvereins  zerfallen  in 
vorübergehende  und  dauernde  Unterstützungen.  Die  vorüber- 
gehenden Unterstützungen  sind: 

1)  Freie  Kur  und  Arznei  in  Krankheitsfällen; 

2)  Krankenlohn ; 

3)  ein  Beitrag  zu  den  Begräbniskosten. 

Die  freie  Kur  und  Arznei  wird  durch  die  von  dem  Ver- 
eine bestellten  Medicinalpersonen  gewährt;  die  Mitglieder  sind 
nicht  berechtigt,  sich  solche  anderweit  auf  Kosten  des  Vereins 
zu  beschaffen;  auch  ist  der  Verein  nicht  verpflichtet,  die 
Unterbringung  der  kranken  Mitglieder  in  auswärtigen  Heilan- 
stalten (Bäder,  Irrenanstalten  u.  dergl.)  zu  übernehmen.  Die 


1)  Dies  ist  der  einzige  Fall,  in  welchem  das  Allg.  Berggesetz 
auf  die  Executivgewalt  der  Bergbehörden  (Verordnung  vom  28.  De- 
zember 1808,  §.  48  und  Gesetz  vom  2.  März  1850  §.  20)  Bezug 
nimmt,  während  bei  den  polizeilichen  Anordnungen  nach  §.  208, 
Al.  2 an  die  Stelle  des  für  jeden  Fall  nach  §.  48  cit.  besonders  zu 
erlassenden  Strafbefehles  die  allgemeine  Strafandrohung  des  §.  207 
treten  soll. 


35« 


Sechstes  Buch.  Die  Knappschaft. 


Gewährung  des  Krankenlohnes  ist  nach  den  Statuten  der  mei- 
sten Vereine  auf  eine  gewisse  Zeitdauer  (6  Wochen  bis  6 
Mouate)  beschränkt.  Der  Anspruch  auf  Krankenlohn  fällt  fort, 
wenn  die  Krankheit  durch  eigenes  grobes  Verschulden  ent- 
standen ist. 

Die  vorübergehenden  Unterstützungen  pflegen  bei  den 
ausserhalb  des  Vereinsbezirks  beurlaubten  Mitgliedern  zu 
ruhen. 

Für  die  Gewährung  der  vorübergehenden  Unterstützungen 
können  durch  statutarische  Bestimmung  besondere  Krankenkassen 
aus  den  einzelnen  zu  der  Knappschaftskasse  gehörenden  Wer- 
ken oder  gruppenweise  für  mehrere  solcher  Werke  eingerichtet 
werden  (§.  172).  Für  das  vormalige  Herzogthum  Nassau  ist 
die  Einrichtung  der  Krankenkassen  durch  Artikel  V der  Ver- 
ordnung vom  22.  Februar  1867  als  Kegel  eingeführt.  Werden 
nur  für  einzelne  Werke  Krankenkassen  gegründet,  während 
die  übrigen  Belegschaften  in  der  unmittelbaren  Krankenpflege 
des  Hauptvereins  bleiben,  so  müssen  die  von  den  Werksbe- 
sitzeru  und  Bergleuten  zu  entrichtenden  Beiträge  in  zwei 
Theile  zerlegt  werden,  von  denen  der  eine  den  Leistungen  der 
Krankenkassen,  der  andere  den  übrigen  Leistungen  des  Knapp- 
schaftsvereins entspricht.  Die  Krankenkassen  bilden  besondere 
corporative  Verbände,  deren  Einrichtung  ganz  der  Verfassung 
der  Knappschaftsvereine  entspricht.  Die  Statuten  der  Kranken- 
kassen werden  ebenso  wie  die  der  Knappschaftskassen  aufge- 
stellt und  vom  Oberbergamte  bestätigt.  Die  Krankenkassen 
sollen  grundsätzlich  kein  Vermögen  aufsammeln , sondern  ihre 
Beiträge  nach  dem  Masse  der  laufenden  Kurkosten  abstufeu. 
Diese  Einrichtung  hat  den  Vortheil,  die  Sparsamkeit  im  Arz- 
neiverbrauche zu  fördern,  da  die  Ersparung  den  Mitgliedern 
unmittelbar  durch  die.  Verminderung  der  Beiträge  Vortheil 
bringt.  Ausserdem  erleichtern  die  Krankenkassen  innerhalb 
ihres  engeren  Kreises  die  Controle  der  Krankenlohnempfäuger 
und  gewähren  ein  wirksames  Mittel  gegen  verstellte  Krank- 
heiten. Dagegen  ist  die  Verwaltung  der  Krankenkassen  kost- 
spielig und  meist  ungenügend.  Dieselben  Resultate  können 
ohne  eine  Häufung  des  Verwaltungsapparates  erreicht  werden, 
wenn  innerhalb  des  Knappschaftsvereins  blosse  Kursprengel 
gebildet  werden,  und  ein  wechselnder  den  laufenden  Kurkosteu 
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in  jedem  Sprengel  entsprechender  Beitrag  neben  dem  festen 
Beitrage  erhoben  wird,  aus  welchem  die  dauernden  Unter- 
stützungen bestritten  und  die  Kapitalreserven  gebildet  werden. 

Die  dauernden  Leistungen  des  Knappschaftsvereins  sind 
nach  §.  171,  Nro.  4—6  folgende: 

1)  eine  lebenslängliche  Invalidenunterstützung  bei  einer  ohne 
grobes  Verschulden  eingetretenen  Arbeitsunfähigkeit; 

2)  eine  Unterstützung  der  Wittwen  auf  Lebenszeit  oder  bis 
zur  Wiederverheirathung; 

3)  eine  Erziehungsbeihülfe  für  Kinder  verstorbener  Mitglieder 
oder  Invaliden  bis  nach  zurückgelegtem  vierzehnten  Le- 
bensjahre. 

Die  Invalidenunterstützung  fällt  fort,  wenn  das  Mitglied 
wieder  arbeitsfähig  wird;  es  tritt  alsdann  in  die  Zahl  der 
activ  beitragptlichtigen  Mitglieder  wieder  ein.  Dies  ist  auch 
dann  der  Fall,  wenn  der  Invalide  blos  zu  bestimmten  Ar- 
beitsleistungen wieder  fähig  wird,  aber  für  diese  eine  dauernde 
Beschäftigung  findet.1)  Die  meisten  Statuten  unterscheiden 
jedoch  neben  den  Ganzinvaliden  Halbinvalide  von  beschränkter 
Arbeits-  und  Erwerbsfähigkeit,  welche  eine  geringere  Unter- 
stützung beziehen  und  unbeschadet  der  letzteren  leichtere 
Grubenarbeit  verrichten  dürfen. 

Die  Unterstützung  der  Wittwen  wird  statutenmässig  nur 
dann  gewährt,  wenn  die  Differenz  zwischen  dem  Alter  des 
Maunes  und  der  Frau  nicht  ein  gewisses  Maximum  übersteigt. 
Die  Unterstützung  der  Invaliden  und  Wittwen  ist  statuten- 
mässig abgestuft  nach  dem  Arbeitergrade,  den  das  Mitglied 
erreicht  hat  und  nach  der  Zahl  der  Dienstjahre.  Die  Er- 
•ziehungsbeihülfe  wird  demjenigen  gewährt,  welcher  die  Er- 
ziehung der  Waisen  mit  vormundschaftlicher  Genehmigung  über- 
nommen hat. 

Die  dauernden  Unterstützungen  werden  durchgehends 
nur  den  ständigen  Mitgliedern  des  Knappschaftsvereines  und 
ihren  Hinterbliebenen  zu  Theil.  Wenn  jedoch  unständige  Mit- 
glieder bei  der  Arbeit  verunglücken,  so  muss  ihnen  nach 
§.  1 7 1 a.  E.  mindestens  die  Invalidenunterstützung  gewährt  werden. 


1)  Rescript  des  Handelsministers  vom  14.  November  1865  an 
das  Oberbergamt  zu  Halle. 
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Nach  den  meisten  Statuten  tritt  in  diesem  Falle  auch  die 
Unterstützung  der  Wittwen  und  Waisen  ein. 

Die  Ansprüche  der  Berechtigten  auf  die  Leistungen  der 
Knappschafts-  und  Krankenkassen  können  weder  übertragen 
noch  mit  Arrest  belegt  werden  (§.  173). 

Die  Verwaltung  des  Vereins  erfolgt  durch  den  Knapp- 
schaftsvorstand, dessen  Mitglieder  in  der  durch  das  Statut  be- 
stimmten Zahl  zur  Hälfte  durch  die  Werksbesitzer,  zur  an- 
deren Hälfte  durch  die  ständigen  Arbeiter  gewählt  werden. 
Die  Wahl  erfolgt  seitens  der  Arbeiter  in  indirekter  Weise 
durch  Knappschaftsälteste,  welche  sprengelweise  von  den  Ar- 
beitern aus  ihrer  Mitte  oder  aus  der  Zahl  der  invaliden  Arbeiter 
oder  der  Beamten  gewählt  werden.  Die  Knappschaftsältesten 
wählen  nach  §.  180  wiederum  die  Vorstandsmitglieder  aus 
ihrer  Mitte  oder  aus  der  Zahl  der  königlichen  oder  der  Brivat- 
bergbeainten. 

Der  Knappschaftsvorstand  ist  Repräsentant  der  juristi- 
schen Persönlichkeit  des  Vereines,  nicht  ein  blosser  General- 
bevollmächtigter. Er  ist  deshalb  befugt,  seinerseits  sowohl 
Bevollmächtigte  für  einzelne  Geschäfte  als  auch  General- 
mandatare des  Vereins  zu  bestellen,  ohne  dass  ihm  hierzu  die 
Substitutionsbefugniss  beigelegt  zu  werden  braucht.1) 

Ausserdem  wird  der  Vorstand  nach  §.  178  von  den 
Knappschaftsältesten  iu  der  Verwaltung  unterstützt.  Die  letz- 
teren fungiren  in  ihren  Sprengeln  als  auslührende  Beamte  des 
Vorstands.  Sie  haben  nach  §.  179  die  Befolgung  des  Statuts 
durch  die  Knappschaftsmitglieder  zu  überwachen,  zugleich  aber 
auch  die  Rechte  der  letzteren  gegenüber  dem  Vorstände  zu 
vertreten.  Sie  erhalten  ihre  Instruction  von  dem  Ivnappschafts- 
vorstande.  Die  Knappschaftsältesten  pflegen  eine  durch  das 
Statut  bestimmte  jährliche  Geldentschädigung  zu  erhalten,  wo- 
gegen die  Mitglieder  des  Vorstandes  ein  unbesoldetes  Ehrenamt 
bekleiden. 

Die  Vermögensverwaltung  des  Kuappschafts Vereins  wird 
nach  §.  181  durch  den  Vorstand  und  die  von  ihm  gewählten 


1)  Allg.  Landrecht  Th.  II,  Tit.  6,  §§.  114  ff..  §§.  147  ff.  — Re- 
Hcript  des  Ilandelsmiuisters  vom  21.  Februar  1866  an  das  Oberbergamt 
zu  Breslau. 
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Beamten  geführt.  Zur  Erwerbung  und  Veräusserung  von 
Immobilien  ist,  wie  bei  allen  übrigen  Corporationen  nach  §.  83. 
Allg.  Landrechts,  Tlieil  II,  Tit.  6,  die  besondere  Einwilligung 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörde,  also  nach  tj-  183  des  Ober- 
bergamts erforderlich,  welche  nicht  durch  die  blosse  Anwe- 
senheit des  oberbergamtlichen  Commissars  bei  der  Fassung 
des  Beschlusses  über  die  Erwerbung  oder  Veräusserung  ersetzt 
werden  kann.  Die  Rechnungslegung  erfolgt  jährlich,  und  die 
gelegte  Rechnung  muss  nach  §.  182  den  Kuappschaftsältesten 
und  den  Werksbesitzem  zur  Einsicht  und  etwaigen  Erklärung 
Olfen  gelegt  werden. 

Der  Knappschaftsvorstand  entscheidet  über  die  Aufnahme 
der  Mitglieder  und  den  Verlust  der  Mitgliedschaft,  über  die 
Höhe  der  zu  entrichtenden  Beiträge  und  über  die  den  er- 
krankten Mitgliedern,  den  Invaliden  und  Hinterbliebenen  zu 
gewährenden  Leistungen.  Beschwerden  über  die  Entscheidung 
des  Vorstands  sind  bei  dem  Oberbergamte  und  in  der  weiteren 
Instanz  bei  dem  Handelsminister  anzubringen  (§.  186).  Uebri- 
gens  findet  auch  der  Rechtsweg  über  alle  Ansprüche  au  den 
Verein  ohne  Beschränkung  statt. ')  Auch  dein  Vorstande  ist 
durch  die  Bestimmung  des  §.  186  der  Rechtsweg  nicht  ver- 
schränkt. Wenn  daher  der  Vorstand  im  gegebenen  Falle 
glaubt,  sich  der  zu  Gunsten  des  Beschwerdeführers  ergangenen 
Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde  nicht  fügen  zu  dürfen,  so 
muss  der 'Beschwerdeführer  zum  Rechtsweg  verwiesen  werden. 

Der  Knappschaftsvorstand  beruft  und  leitet  die  Ver- 
sammlungen zur  Wahl  der  Knappschaftsältesten  und  der  Vor- 
standsmitglieder. Die  Zustellung  der  Vorladungen  erfolgt  in 
der  durch  die  Statuten  vorgeschriebenen  Form  und  in  Erman- 
gelung einer  besonderen  Bestimmung  durch  Post-Insinuations- 
scheine. 

Die  Generalversammlung  der  Werksbesitzer  und  der 
Knappschaftsältesten  nimmt  keinen  Antheil  an  der  fortlaufen- 
den Verwaltung  des  Vereins;  sie  muss  jedoch  nach  §.  170 
berufen  werden,  wenn  eine  Abänderung  der  Vercinstatuten 


1)  Erkenntniss  des  Appellationsgerichtshofes  zu  Cöln  v.  29.  Ja- 
nuar 1867.  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  IX.  S.  189. 

2)  Kescript  des  Handelsministers  vom  1.  Februar  1867. 
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erfolgen  soll.  Zu  einer  solchen  Statutänderung  sind  überein- 
stimmende Beschlüsse  in  getrennter  Abstimmung  seitens  der 
Werksbesitzer  und  der  Knappschaftsältesten  erforderlich.  Es 
ist  nicht  zulässig,  im  Statut  einen  anderen  Modus  der  Be- 
schlussfassung festzustelleu.  *)  Die  Abänderung  der  Statuten 
bedarf  der  Bestätigung  des  Oberbergamtes  (§.  170). 

Die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  des  Knappschaftsvereins 
ist  nach  §.  183  f.  dem  Überbergamte  übertragen,  welches  so- 
wohl die  Vermögensverwaltung  als  auch  die  Beobachtung  der 
Statuten  zu  überwachen  hat. 

Zur  Ausübung  dieses  Aufsichtsrechts  ernennt  das  Ober- 
bergamt für  jeden  Knappschaftsverein  einen  Commissar. 

Derselbe  ist  befugt,  allen  Sitzungen  des  Knappschaftsvor- 
standes, welche  ihm  zu  diesem  Zwecke  mindestens  drei  Tage 
vorher  anzuzeigen  sind,  beizuwohnen  und  jeden  statutenwi- 
drigen Beschluss  zu  suspendiren.  Von  einer  solchen  Sus- 
pension muss  er  dem  Oberbergamte  sofort  Anzeige  machen 
(§•  184). 

Auf  diese  Anzeige  muss  eine  ausdrückliche  Entscheidung 
des  Oberbergamtes  darüber  erfolgen,  ob  der  suspendirte  Be- 
schluss als  statutwidrig  vernichtet,  oder  die  Suspension  auf- 
gehoben werden  soll. 

Ausserdem  muss  der  Knappschaftsvorstand  nach  §.  185 
dem  Oberbergamte  und  dessen  Commissar  die  Einsicht  seiner 
Acten  uud  Bücher  und  die  Revision  der  Kasse  gestatten. 

Der  Knappschaftsvorstand  kann  von  der  Aufsichtsbehörde 
nicht  blos  nach  §.  184  an  der  Fassung  statutenwidriger  Be- 
schlüsse verhindert,  sondern  auch  zu  positivem  Handeln  au- 
gehalten werden,  wenn  er  die  Erfüllung  der  ihm  statuten- 
mässig  obliegenden  Verpflichtungen  (z.  B.  Einberufung  von 
Generalversammlungen,  Unterbringung  der  Kapitalien,  Offen- 
legung der  Rechnung)  versäumt.  Gegen  die  Entscheidung 
des  Oberbergamtes  findet  der  Recurs  an  den  Handelsminister 
gemäss  §.  191  statt.  Der  Rechtsweg  ist  zwar  nicht  gegen 
die  Aufsichtsbehörde  zulässig.  Handelt  es  sich  jedoch  um 
vermögensrechtliche  Ansprüche  der  Vereinsmitglieder,  welche 


1)  Rescript  des  Handelsmini sters  vom  26.  März  1366. 
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der  Vorstand  der  Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde  entgegen 
nicht  anerkennt,  so  steht  ihm  frei,  als  Kläger  gegen  die 
Empfänger  aufzutreten.  Die  Aufsichtsbehörde  ist  berechtigt, 
ihren  Entscheidungen  durch  executivische  Zwangsmassregeln 
gegen  die  Mitglieder  des  Vorstandes  Folge  zu  geben.  Die  etwa 
verhängten  Executivstrafen  treffen  die  Vorstandsmitglieder  per- 
sönlich, nicht  das  Vermögen  des  Vereines. 
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Nebenanlagen. 

§.  33.  Ilülfsbnue. 

(§§•  60  — 63  dos  Berggesetzes.) 


Neben  den  Bergwerken,  welche  zur  Gewinnung  der  ver- 
leihbaren Mineralien  betrieben  werden,  bestehen  andere  Anla- 
gen , welche  theils  die  Mineralgewinnung  vorberciten  und  den 
Betrieb  der  Bergwerke  unterstützen,  theils  die  Abfuhr  der  ge- 
wonnenen Mineralien  vermitteln,  theils  endlich  dazu  bestimmt 
sind,  die  gewonnenen  Mineralien  weiter  zu  verarbeiten  und 
verkäuflich  zu  machen. 

In  die  erste  Kategorie  gehören  die  Hiilfsbaue  des 
neueren  Hechtes  (§.  33)  und  die  Erbstollen  des  altern 
Rechtes  (§.  34),  welche  nach  ihrem  technischen  Zwecke  mit 
jenen  zusammenfallen,  dagegen  in  den  rechtlichen  Bedingungen 
ihres  Betriebes  von  denselben  wesentlich  verschieden  sind. 

Die  zweite  Kategorie  umfasst  die  öffentlichen  Verkehrs- 
anstalten: Eisenbahnen,  Strassen  und  Kanäle  (§.  35), 
deren  Anlage  und  Betrieb  durch  selbstständige  Gesetze  ge- 
regelt wird.  Die  Gollision,  welche  zwischen  diesen  Verkehrs- 
anstalten und  dem  Bergwerksbetriebe  durch  die  Einwirkung 
des  letzteren  auf  die  Oberfläche  entsteht,  macht  jedoch  Vor- 
schriften über  das  gegenseitige  Verhältniss  beider  Gewerbs- 
zweige  nothwendig. 

Unter  den  Anstalten  zur  weiteren  Verarbeitung  der  Mi- 
neralien sind  die  Aufbereitungsanstalten,  welche  un- 
mittelbar mit  dem  Bergwerksbetriebe  verbunden  sind,  dadurch 
ausgezeichnet,  dass  sie  Gegenstand  sowohl  berggesetzlicher 
Normen  als  auch  der  allgemeinen  Gewerbegesetze  sind.  Das- 
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selbe  gilt  von  den  Triebwerken,  die  theils  zum  Betriebe 
jener  Aufbereitungsanstalten , theils  zum  Bergwerksbetriebe 
selbst  dienen  (§.  36). 

Unter  Hülfsbauen  werden  bergmännische  Anlagen 
ausserhalb  des  verliehenen  Feldes  verstanden,  welche  die  Mi- 
neralgewinnung innerhalb  des  Grubenfeldes  möglich  machen 
oder  erleichtern  sollen.  Dahin  gehören  namentlich  die  Stollen- 
anlagen, welche  oft  aus  entfernten  Thalsohlen  in  das  Gruben- 
feld gebracht  werden  müssen.  Das  ältere  deutsche  Bergrecht 
thut  der  von  dem  Bergwerkseigenthümer  selbst  ausserhalb  des 
Feldes  gemachten  Anlagen  nicht  besonders  Erwähnung.  Die 
Befugniss,  im  freien  Felde  Hülfsbaue  anzulegen,  ist  in  den 
Bergordnungen  stillschweigend  vorausgesetzt.  Für  die  Anlage 
von  Hülfsbauen  im  fremden  Felde  war  keine  bestimmte  Regel 
gegeben,  sondern  der  Beurtheilung  des  Bergamtes  überlassen, 
ob  und  wie  weit  der  Feldesnachbar  solche  gestatten  müsse. 
Der  Bergwerksbesitzer  wurde  sogar  verpflichtet , auf  Verord- 
nung des  Bergamtes , jeder  anderen  Grube  den  Mitgebrauch 
seiner  Schächte,  Stollen  oder  Strecken  gegen  eine  Vergütung 
zu  gestatten.  ‘)  Auch  das  französische  Berggesetz  vom  21.  April 
1810  enthielt  im  zweiten  Entwürfe,  Art.  31,  eine  entsprechende 
Vorschrift,  welche  jedoch  auf  die  Erinneruug  Napoleons  ge- 
strichen wurde.1 2)  Dagegen  blieb  die  Bestimmung  des  Bergge- 
setzes vom  28.  Juli  1791,  Art.  25,  in  Kraft,  wonach  der 
Bergwerksbesitzer  die  Erlaubuiss  zu  Hülfsbauen  im  benach- 
barten freien  oder  fremden  Felde  nachsuchen  konnte,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  der  Betrieb  des  Feldesnachbarn  dadurch 
nicht  behindert  wurde. 

Das  preussisclie  Berggesetz  hat  in  Bezug  auf  die  Hülfs- 
baue im  freien  Felde  den  Grundsatz  des  älteren  Rechtes  bei- 
behalten, indem  es  im  §.  60,  Absatz  1,  den  Bergwerksbesitzer 
ohne  Weiteres  dazu  befugt  erklärt.  Es  kann  also  weder  der 
Grundbesitzer  noch  die  Behörde  gegen  solche  Anlagen  Erin- 
nerungen machen,  sofern  sie  wirklich  dazu  bestimmt  sind,  den 
Bergbau  innerhalb  des  verliehenen  Feldes  zu  erleichtern  und 


1)  Allg.  L.  R.  Th.  n,  Tit.  16,  §.  345. 

2)  Locro  legislation  sur  les  miues  p.  65,  321,  336.  Achen- 
bach französ.  Bergrecht  S.  265. 
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nicht  eine  unbefugte  Mineralgewinnung  im  freien  Felde  be- 
zwecken. Werdeu  zufällig  Mineralien  bei  Ausführung  eines 
Hülfsbaues  im  freien  Felde  gewonnen,  so  werden  diese  nach 
§.  03  als  ein  Theil  der  Förderung  des  durch  den  Hiilfsbau  zu 
lösenden  Feldes  betrachtet;  sie  werden  also  von  dem  Berg- 
werksbesitzer erworben,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  zur 
Gattung  der  ihm  verliehenen  Mineralien  gehören,  oder  nicht. 
Sie  müssen  auch  wie  die  im  verliehenen  Felde  gewonnenen 
Mineralien  von  ihm  versteuert  werden. 

ln  Bezug  auf  den  Hülfsbau  im  fremden  Felde  ist  im 
§.  61  die  Regel  des  französischen  Rechtes  angenommen,  wo- 
nach ein  solcher  Hülfsbau  beim  Mangel  gütlicher  Einigung 
durch  die  Entscheidung  des  Oberbergamtes  gestattet  werden 
kann.  Dagegen  ist  von  dem  Mitgebrauch  der  Bergwerksau- 
lagen, welchen  noch  der  Entwurf  von  1862  im  §.  60  für  den 
Fall  der  Noth Wendigkeit  gestattete,  gänzlich  abgesehen. 

Die  Anlage  des  Hülfsbaues  im  fremden  Felde  muss  ge- 
stattet werdeu,  sofern  die  Hülfsbaue  die  Wasser-  und  Wetter- 
lösung oder  den  vortheilhafteren  Betrieb  des  Bergwerks,  für 
welches  die  Anlage  gemacht  werden  soll,  bezwecken,  und  der 
eigene  Bergbau  des  Anderen  dadurch  weder  gestört  noch  ge- 
fährdet wird. 

Die  Berechtigung  zum  Hülfsbau,  mag  dieselbe  vertr&gs- 
mässig  oder  durch  die  Entscheidung  des  Oberbergamts  einge- 
räumt werden,  bildet  eine  auf  dem  Bergwerke,  in  dessen  Felde 
der  Hülfsbau  angelegt  werden  soll,  lastende  Servitut,  welche 
zu  Gunsten  des  berechtigten  Bergwerks  bestellt  wird  und  ein 
Zubehör  des  letzteren  bildet.  Die  Berechtigung  kann  auch 
zu  Gunsten  mehrerer  Bergwerke  constituirt  werden,  wenn  deren 
Eigenthümer  sich  zur  gemeinschaftlichen  Anlage  eines  Hülfs- 
baues vereinigen  (§.  60,  Absatz  3). 

Der  Hülfsbauberechtigte  muss  für  allen  Schaden,  welcher 
dem  belasteten  Bergwerke  durch  seine  Anlage  zugefügt  wird, 
vollständig  Entschädigung  leisten. 

Werden  bei  Ausführung  eines  Hülfsbaues  im  Felde  eines 
anderen  Bergwerkseigen tlnimers  Mineralien  gewonnen,  auf 
welche  der  Letztere  berechtigt  ist,  so  müssen  diese  Mineralien 
demselben  auf  sein  Verlangen  unentgeltlich  herausgegeben 
werden  (§§.  62  und  63). 
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Eine  weitere  Gegenleistung  hat  der  Besitzer  des  be- 
lasteten Bergwerks  für  die  Anlage  des  Hülfsbaues  nicht 
zu  fordern;  dieselbe  muss  vielmehr  unentgeltlich  gestattet 
werden. 

Die  Entscheidung  des  Oberbergamtes  erstreckt  sich  uur 
auf  die  Verpflichtung  zur  Gestattung  des  Hülfsbaues,  auf  den 
Umfang  und  die  Richtung  der  auszuführenden  Anlagen  und 
auf  die  zum  Schutze  der  Feldesnachbarn  zu  treffenden  Vor- 
kehrungen. Ueber  den  Anspruch  auf  Entschädigung  findet  nur 
der  Rechtsweg  statt. 

In  einigen  neueren  deutschen  Berggesetzen  werden  Hülfs- 
baue  zur  Lösung  fremder  Bergwerke  gestattet.  Das  österrei- 
chische Berggesetz  bestimmt  in  §.  87  f.,  dass  ein  Hülfsbau 
auf  Ansuchen  eines  fremden  Unternehmers  durch  selbstständige 
Bergbauconcession  gestattet  werden  kann,  wenn  ein  Ueberein- 
kommen  mit  dem  Besitzer  des  zu  lösenden  Bergwerks  über 
die  Bedingungen  der  Lösung  beigebracht  wird.  Ausserdem 
^ werden  gemeinschaftliche  Hitlfsbauanlagen  und  ferner  nach 
§§.  91—97  sogenannte  Revierstollen  d.  h.  gemeinnützige  An- 
lagen zur  Aufschliessung  eines  ganzen  Revieres  fiir  Rechnung 
der  Mehrzahl  der  darin  angesessenen  Grubenbesitzer  als  Ge- 
genstand einer  selbstständigen  Bergbauconcession  erwähnt. 
Diese  Bestimmungen  nähern  sich  in  vielen  Beziehungen  noch 
den  Vorschriften  des  älteren  Rechtes  über  die  Erbstollenge- 
rechtigkeit. Sie  weichen  jedoch  insofern  von  denselben  ab, 
als  die  Gegenleistung  des  Bergwerksbesitzers  wenigstens  der 
Regel  nach  von  vertragsmässiger  Festsetzung  abhängig  ge- 
macht wird. 

Das  sächsische  Berggesetz  schliesst  sich  im  §.  117  im 
Wesentlichen  an  die  Vorschriften  des  preussischen  Berggesetzes 
an;  doch  gestattet  es  auch  die  Mitbenutzung  fremder  Gruben- 
baue, sofern  ohne  dieselbe  der  Betrieb  unverhältnissmässig 
erschwert  werden  würde,  und  es  überträgt  im  §.  118  dem 
Bergamte  die  Ermittelung  der  zu  leistenden  Entschädigung, 
welche  übrigens  nur  nach  dem  Schaden  zu  bemessen  ist,  den 
das  belastete  Bergwerk  erleidet,  nicht  nach  dem  Vortheil,  wel- 
chen die  Anlage  des  Hülfsbaues  dem  Berechtigten  gewährt. 
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§.  34.  Die  Erbstollengerechtigkeit. 

(§.  223  des  Berggesetzes;  §.  221 — 252:  §.  383 — 471,  Th.  II,  Tit.  16. 

des  Allg.  Landrechts.) 

Unter  einem  Erbstollen  versteht  man  einen  zur  Lösung 
fremder  Bergwerke  betriebenen  Hülfsbau.  Die  Berechtigung 
zur  Anlage  eines  solchen  Stollens  bildete  nach  dem  älteren 
deutschen  und  preussischen  Bergrechte  den  Gegenstand  eines 
Bergwerkseigenthums,  welches  sich  von  demjenigen  an  der 
Grube  sowohl  seinem  Inhalte  und  seiner  Begrenzung  nach,  als 
nach  den  Bedingungen  seiner  Erwerbung  unterschied. 

Seit  dem  Eintritte  der  Gesetzeskraft  des  allgemeinen 
Berggesetzes  findet  eine  Verleihung  von  Erbstollenrechten  nicht 
mehr  statt.  In  Ansehung  der  bereits  bestehenden  älteren  Ge- 
rechtigkeiten verbleibt  es  nach  §.  223  bei  den  Bestimmungen 
der  seitherigen  Gesetze.  Diese  Bestimmungen  sind  für  das 
Gebiet  des  preussischen  Rechtes  in  den  oben  angeführten  Ab- 
schnitten des  Allgemeinen  Landrechts,  für  das  Gebiet  des  ge- 
meinen Rechtes  in  den  einzelnen  Bergordnungen  enthalten, 
unter  denen  namentlich  die  Kursächsische  Stollenordnung  von 
1749  zu  erwähnen  ist.  Der  Inhalt  der  letzteren,  welcher  mit 
den  angeführten  Abschnitten  des  Allgemeinen  Landrechts  im 
Wesentlichen  übereinstimmt,  kann  als  gemeines  Recht  bezeichnet 
werden  und  dient  zur  ergänzenden  Auslegung  der  lückenhaften 
Vorschriften  der  übrigen  Bergordnungen. 

Die  Erbstollengerechtigkeit  besteht  in  der  Befugniss.  einen 
Stollen  von  einem  bestimmten  Punkte  aus  in  das  vorliegende 
Gebirge  in  beliebiger  Richtung  durch  verliehenes  und  unver- 
liehenes  Feld  zu  treiben  (§§.  221,  222,  387  A.  L.  R.  II,  16). 
Der  Inhalt  dieser  Berechtigung  ist  wesentlich  verschieden,  je 
nachdem  der  Stollen  durch  freies  oder  verliehenes  Feld  ge- 
trieben wird.  Im  freien  Felde  steht  dem  Erbstöllner  ein  wirk- 
liches Bergwerkseigenthum  zu  (§.  328  1.  c.),  welches  sich  je- 
doch von  dem  Bergwerkseigenthume  am  Grubenfelde  sowohl  in 
seiner  räumlichen  Begrenzung  als  auch  dem  Gegenstände  nach 
unterscheidet.  Das  Feld  des  Stöllners  fällt  nach  preussischem 
Rechte  mit  deu  Dimensionen  des  Erbstollens  zusammen,  die 
V*  Lachter  in  der  Hohe  und  5/s  Lachter  in  der  Breite  be- 
tragen. Nach  gemeiuem  Rechte  beträgt  die  Stollenbreite 
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nur  */*  Lachter,  jedoch  tritt  zu  den  Dimensionen  des  Stol- 
lens noch  die  Vierung  von  3 V2  Lachter  ins  Liegende  und 
3*/a  Lachter  ins  Hangende  (Kursächsische  Stollenordnuug  Art. 
3,  Art.  14). 

Das  Feld  des  Erbstollens  folgt  in  den  angegebenen  Di- 
mensionen der  Richtung  des  Stollens;  es  ist  also,  wie  diese, 
nicht  von  vornherein  bestimmt,  sondern  veränderlich  und  bildet 
einen  vom  Stollenmundloche  bis  zum  Ortspunkte  sich  erstrek- 
kenden  prismatischen  Körper,  dessen  Querschnitt  die  oben  an- 
gegebenen Dimensionen  von  5/*  Lachter  in  der  Hohe  und  nach 
preussischein  Rechte  5/8  Lachter  in  der  Broite;  nach  gemeinem 
Rechte  dagegen  von  l/ä  Lachter  Breite  mit  der  hinzutretenden 
Vierung  besitzt. 

Innerhalb  dieses  Feldes  hat  der  Erbstöllner  das  Recht, 
alle  verleihbaren  Mineralien  zu  gewinnen.  ’)  Der  Gegenstand 
seines  Bergwerkseigenthums  ist  daher  nicht  ein  bestimmtes 
verliehenes  Mineral,  sondern  die  Gesammtheit  aller  im  §.  1 
des  Berggesetzes  verzeichneten  Mineralien. 

Im  verliehenen  Felde  steht  dem  Erbstöllner  das  Recht 
des  Durchtriebs  in  den  vorhin  erwähnten  Dimensionen  zu 
(§.  387  1.  c.).  Mit  dieser  Befugniss  verbinden  sich  noch  andere 
Rechte,  welche  sämmtlich  den  Charakter  von  Rechten  an 
fremden  Sachen  haben  und  theils  wie  der  Durchtrieb  und  der 
Stollenhieb  zu  den  Servituten  zu  rechnen  sind,  theils  wie  die 
verschiedenen  Stollenabgaben  zu  den  Reallasten. 

Die  Erwerbung  des  Erbstollens  geschah  wie  die  des 
Grubenfeldes  durch  Muthung  und  Verleihung;  jedoch  enthält 
die  Verleihungsurkunde  über  den  Erbstollen  keine  andere  Be- 
stimmung, als  den  Ort,  wo  der  Stollen  angesetzt,  und  das 
Gebirge,  in  welches  er  getrieben  werden  soll.  (A.  L.  R.  II. 
16,  §.  221.) 

Weitere  Bedingungen  der  Verleihung  sind  für  nicht  zu- 
gefügt zu  erachten.  Wenn  also  der  Erbstollen  nach  der  Ver- 
leihungsurkunde zur  Lösung  einer  bestimmten  Gruppe  von 
vorliegenden  Gruben  verliehen  ist,  so  hat  der  Erbstöllner 
gleichwohl  das  Recht,  den  Erbstollcn  über  diese  Grubenfelder 


1)  §.  327  A.  L.  R.  Th.  II.  Tit.  16. 
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hinaus  gemäss  §.  222  a.  a 0.  in  das  vorliegende  Gebirge  zu 
treiben.  ') 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  tritt  ein  bei  den  Erb- 
schachtgerechtigkeiten des  preussischen  Rechtes.  Nach  §.  449  f. 
A.  L.  R.  II.  IG  konnte  nämlich  auch  für  die  aus  einem 
Kunstschachte  getriebenen  Grundstrecken  die  Erbstollengerech- 
tigkeit verliehen  werden.  Da  nun  das  Mundloch  eines  solchen 
aus  dem  Kunstschachte  getriebenen  Erbstollens  nicht  zu  Tage 
ausgeht,  und  die  gelösten  Wasser  keinen  natürlichen  Abfluss 
erhalten,  sondern  künstlich  gehoben  werden  müssen,  so  muss 
die  Verleihungsurknnde  über  diese  Wasserhebung  und  über 
die  entsprechende  Einrichtung  des  Kunstschachtes  Bestimmung 
treffen. 

Da  die  Verleihungsurkunde  dem  Erbstollen  kein  bestimm- 
tes Feld  zuweist,  letzteres  vielmehr  durch  die  Richtung  des 
Stollens  selbst  bestimmt  wird,  so  muss  zu  der  allgemeinen 
Bedingung  der  Verleihung  noch  die  wirkliche  Ausführung  des 
Stollens  hinzukommen,  wenn  der  Stöllner  an  einem  bestimmten 
Punkte  Bergwerkseigenthum  oder  Stollenrechte  in  Anspruch 
nehmen  will,  und  der  Erbstollen  muss  überdies  den  gesetzli- 
chen Bestimmungen  gemäss  getrieben  sein.  (§.  423  a.  a.  0.) 
Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  betreffen  zum  Theil  die  vor- 
hin erwähnten  Stollendimensionen,  zum  Theil  die  wagrechte 
Richtung  der  Stollensohle.  Nach  §.  223  f.  A.  L.  R.  II.  16 
müssen  Erbstollen  in  der  Regel  söhlig  betrieben  werden  und 
dürfen  höchstens  das  in  den  Provinzialbergordnungen  bestimmte 
Ansteigen  haben,  welches  nach  den  revidirteu  Bergordnungen 
und  ebenso  nach  der  kursächsischen  Stollenordnung  '/<  Lachter 
auf  je  100  Lachter  Länge  beträgt.  *)  Es  ist  nach  §.  224  fer- 
ner unzulässig,  die  Wasserseige  so  zu  treiben,  dass  in  dersel- 
ben Gesprenge  (Absätze  oder  Stufen)  bleiben,  auch  dann,  wenn 
solche  Gesprenge,  auf  das  ganze  Mass  der  Stollenlänge  ver- 
theilt, das  gesetzliche  Maximum  des  Ansteigens  nicht  erreichen. 


1)  Erlass  des  HandeUministers  an  das  Oberbergamt  zu  Bonn  vom 
11.  September  1860. 

2)  Cleve-Märk.  B.  0.  Cap.  14.  9.  1 ; Sehles.  und  Magdeburg  - 
Halberstädt.  B.  0.  Cap.  15.  §.  1 ; Kursächsische  Stollenordnung.  Art. 
6.  §.  2. 
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Ein  Gesprenge  ist  nur  dann  als  vorhanden  anzunehmen,  wenn 
das  abfliessende  Wasser  über  die  vorhandene  Stufe  herab- 
fällt. ‘)  Ausnahmsweise  kann  nach  §.  225  von  dem  Ober- 
bergamte die  Erlaubniss  zu  Gesprengen  für  einzelne  Flügel- 
örter gegeben  werden,  welche  zur  Lösung  einiger  weniger 
Gruben  bestimmt  sind,  deren  Baue  höher  als  die  Stollensohle 
liegen. 

Die  älteren  Berggesetze  enthalten  keine  ausdrücklichen 
Bestimmungen,  ob  das  gesetzwidrige  Ansteigen  oder  das  nicht 
genehmigte  Gesprenge  die  Aufhebung  der  verliehenen  Erb- 
stollengerechtigkeit in  ihrem  ganzen  Umfange  zur  Folge  haben 
oder  nur  von  demjenigen  Punkte  ab,  au  welchem  sich  der 
Fehler  befindet;  doch  muss  bei  der  anerkannten  Theilbarkeit 
des  Stolleneigenthums  das  Letztere  angenommen  werden.  Ein 
Erbstollen  also,  welcher  vom  Mundloche  in  einer  gewissen 
Erstreckung  söhlig  betrieben  ist,  dann  aber  mehr  als  */.  Lachter 
auf  100  ansteigt,  ist  bis  zu  diesem  Punkte  Gegenstand  eines 
gültigen  Stolleneigenthums,  über  diesen  Punkt  hinaus  aber 
kann  der  Stöllner  wegen  des  vorhandenen  Fehlers  keine  Stol- 
lenrechte erwerben. 

Der  Verlust  des  Stolleneigenthums  tritt  ein: 

1)  durch  Verbrechen  des  Stollens; 

2)  durch  unterlassene  Forttreibung; 

3)  durch  die  Verstufung,  jedoch  nur  in  Bezug  auf  die 
Fortsetzung  des  Stollens  vom  Verstufungspunkte. 

1.  Das  Verbrechen  des  Stollens  hat  nach  §.  252 
A.  L.  R.  II.  16  den  Verlust  der  Erbstollengerechtigkeit  von 
Rechtswegen  zur  Folge,  ohne  dass  es  einer  ausdrücklichen 
Freierklärung  durch  das  Überbergamt  bedarf.  Besteht  das 
Stolleneigenthum  an  der  Fortsetzung  oder  an  dem  Flügel  eines 
anderen  Stollens,  durch  dessen  Mundloch  das  Wasser  zu  Tage 
abgeführt  wird,  so  hat  das  Verbrechen  des  unteren  Stollens 
auch  den  Verlust  des  Eigenthums  an  dem  oberen  Stollen  zur 
Folge.  Der  Stollen  ist  verbrochen,  wenn  entweder  in  Folge 
der  Zerstörung  seiner  Wasserseige  die  Wasser  in  die  liefe 
fallen,  oder  in  Folge  des  Zusammenbrechens  der  Decke  und 


1)  Erkenntnis«  des  AppeUationBgeriohts  zu  Ratihor  vom  16  Fe- 
bruar 1865. 
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der  Seitenwände  der  Wasserabfluss  und  der  Wetterzug  gehemmt 
sind.  Ist  dagegen  der  Wasserabfluss  nur  durch  Verschläm- 
mung gehemmt,  so  tritt  nicht  der  Verlust  der  Erbstollengerech- 
tigkeit ein,  sondern  die  Stollenrechte  ruhen  nur  nach  §.  430, 
bis  das  Hinderniss  beseitigt  ist. 

2.  Die  unterlassene  Forttreibung  des  Stollens 
führt  nach  §§.  235  uud  249  den  Verlust  des  Stolleneigenthums 
im  Wege  der  Freifahrung  herbei;  letztere  erfolgt  nach  den 
für  die  Freifahrung  der  Bergwerke  im  älteren  Rechte  gege- 
benen Vorschriften  (oben  S.  194),  welche  nach  §.  223  des 
Berggesetzes  in  Bezug  auf  die  Erbstollen  in  Kraft  verblieben 
sind. 

Der  Stöllner  ist  nach  §.  235  A.  L.  R.  II.  16  verpflichtet, 
den  Stollen  nach  irgend  einer  Richtung  immer  weiter  zu  trei- 
ben. Einige  Bergordnungen  verlangen,  dass  jährlich  eine  ge- 
wisse Anzahl  von  Lachtern  aufgefahren  wird;  nach  dem 
allgemeinen  Landrecht  dagegen  wird  ununterbrochene  Bele- 
gung in  täglichen  achtstündigen  Schichten  erfordert  (§§.  191, 
193,  1.  c.). 

Die  Freifahrung  wegen  unterlassenen  Betriebes  kann  so- 
wohl von  Amtswegen  als  auch  auf  Antrag  einer  vorliegenden 
Grube  erfolgen  (§§.  247,  249  1.  c.).  Es  ist  dazu  nach  §.  198 
1.  c.  erforderlich,  dass  bei  dreimaliger  amtlicher  Befahrung  in 
einer  Woche  der  Nichtbetrieb  festgestellt  wird.  Die  Freier- 
klärung erfolgt  durch  einen  Beschluss  des  Oberbergamtes,  gegen 
welchen  der  Recurs  an  den  Handelsminister  nach  Vorschrift 
der  §§.  191—193  des -Berggesetzes  st&ttfindet.  Nach  Ablauf 
der  Recursfrist  oder  nach  erfolgter  Bestätigung  des  Beschlusses 
wird  derselbe  der  Hypothekenbehörde  behufs  der  Löschung  des 
Erbstollens  im  Hypothekenbuche  zugefertigt.  *) 

3.  Die  Verstufung  bewirkt  die  Aufhebung  des  Erb- 
stollenrechtes von  dem  Verstufungspunkte  ab,  und  zwar  ent- 
weder so,  dass  der  Erbstollen  überhaupt  nicht  weiter  betrieben 
werden  darf,  oder  so,  dass  er  nicht  nach  einer  gewissen  Rich- 
tung hin  weiter  getrieben  werden  darf.  Die  Verstufung  mit 
der  ersteren  Wirkung  erfolgt  auf  Antrag  des  Erbstöllners. 


1)  Instruction  vom  21.  September  1832  (Jahrbücher  Bd.  XXXX. 
S.  226;;  §.  29. 
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welcher  sich  durch  dieselbe  vor  der  Freifahrung  wegen  Nicht- 
betriebes schützt  und  das  Eigenthum  an  der  bisher  aufgefah- 
renen Stollenstrecke  nebst  allen  bis  dahin  erworbenen  beson- 
deren Stollen  rech  ten  conservirt  (§§.  236,  237  1.  e.). 

Die  Verstufung  auf  Antrag  vorliegender  Gruben  erfolgt, 
wenn  der  Stöllner  den  Stollen  zwar  forttreibt,  jedoch  nicht  in 
der  Richtung  auf  eine  bestimmte  vorliegende  Grube  hin.  In 
diesem  Falle  muss  auf  Antrag  des  Grubenbesitzers  das  Ober- 
bergamt dem  Stöllner  eine  billige  Frist  zur  Forttreibung  des 
Stollens  in  die  vorliegende  Grube  vorschreiben,  und  wenn  auch 
diese  nicht  inne  gehalten  wird,  mit  der  Verstufung  verfahren. 
Die  Verstufung  erfolgt  in  diesem  Falle  au  demjenigen  l’unkte, 
welcher  der  vorliegenden  Grube  zunächst  gelegen  ist,  und  der 
Grubenbesitzer  erlaugt  das  Recht,  von  diesem  Punkte  aus 
selbst  einen  Stollenfiiigel  in  seine  Grube  zu  treiben;  wogegen 
der  Erbstöllner  das  Recht  zum  Fortbetrieb  des  Erbstollens 
durch  das  vorliegende  Grubenfeld  verliert.  (§§.  340,  344,  345  I.  c.) 

Die  Verstufung  wird  durch  das  Einhauen  eines  Zeichens 
in  das  anstehende  Gestein  bewirkt.  Sie  wird  von  einem  Com- 
missar  des  Oberbergamts  unter  Zuziehung  eines  Markscheiders 
ausgeführt  und  die  Lage  der  verstuften  Stollenörter  wird  nach 
markscheiderischer  Ermittelung  auf  dem  Situationsrisse  auf- 
getragen. 

Die  Rechte  des  Erbstöllncrs  im  verliehenen  Gru- 
benfelde zerfallen  in  die  allgemeinen  Stollenrechte,  die  vor- 
läufigen, die  definitiven  und  die  ausserordentlichen  Stollenge- 
bühren. 

I.  Die  allgemeinen  Stollenrechte  stehen  jedem 
verliehenen  und  gesetzmässig  betriebenen  Erbstollen  zu,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  er  die  Erbteufe  einbriugt  und  der  Grube 
Wasser-  und  Wetterlösung  verschafft  oder  nicht.  Sie  bestehen 
in  dem  Rechte,  den  Stollen  mit  den  gesetzmässigen  Dimen- 
sionen durch  das  Grubenfeld  und  durch  die  Grubengebäude  zu 
treiben  (§.  387  1.  c.).  Die  Besitzstörungsklage  findet  daher 
gegen  den  Erbstöllner,  welcher  das  Recht  des  Durchtriebes 
ausübt,  nicht  statt.  ') 

1)  Erkenntnias  des  Obertribunala  v.  27.  Januar  1800. — Striet- 
horst’a  Archiv  Bd.  36.  S.  170. 
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Der  Grubenbesitzer  muss  dem  Stollner  gestatten,  in  sei- 
nen Bauen  anzusitzeu  und  dem  Stollen  mit  einem  Orte  'ent- 
gegenzugehen. Er  kann  jedoch  dieses  Ort  selbst  zutreiben 
(§§.  389,  390j.  Er  muss  beim  Abbau  in  der  Nähe  des 
durchgetriebeneu  Stollens  die  gehörigen  Bergfesten  stehen 
lassen  oder  andere  Vorrichtungen  treffen,  um  den  Stollen  vor 
Brüchen  sicher  zu  stellen  (§.  391).  Der  Grubenbesitzer  muss 
endlich  den  Durchlauf  der  Wasser  anderer  Gruben  auf  den 
Stollen  und  die  dazu  uöthigen  Vorrichtungen  gestatten  (§.  396). 

Dagegen  ist  der  Stollner  seinerseits  verpflichtet,  alle 
Wasser  auf  seinem  Stollen  aufzunehmen  und  solche  Anstalten 
zu  treffen,  dass  weder  die  Stollenwasser  in  die  Tiefsten  der 
Gruben  fallen,  noch  auch  sonst  die  Gruben  in  ihrem  Baue  ge- 
hindert werden  (§§.  392,  394,  397  1.  e.). 

Mit  diesem  Rechte  des  Durchtriebs  ist  ferner  der  unent- 
geltliche Gebrauch  der  vorhandenen  Grubenschächte  zur  Aus- 
förderung der  Erze  uud  Berge  verbunden  (§.  388).  Endlich 
kann  der  Stollner  mit  Erlaubuiss  des  Oberbergamtes  Licht- 
löcher nach  Bediirfniss  anlegen,  wobei  indess  dem  Grubenbe- 
sitzer das  Recht  zusteht,  diese  Arbeit  selbst  zu  übernehmen 
und  die  dabei  gewonnenen  Erze  sich  anzueignen. 

11.  Die  vorläufigen  Stollen  rech  te  stehendem  Erb- 
stöllner  zu,  sobald  er  mit  der  Krbteufe  in  das  Grubenfeld  ein- 
kommt  (s.  u.).  Er  bezieht  dieselben  so  lange,  bis  er  entweder 
die  definitiven  Stollenrechte  erworben  hat,  oder  bis  feststeht, 
dass  er  dieselben  nicht  erwirbt.  Sie  werden  also  während  der 
schwebenden  Bedingung  der  definitiven  Stollenrechte  gewährt 
und  fallen  fort,  sowohl  wenn  diese  Bedingung  erfüllt  wird,  als 
auch,  wenn  dieselbe  ausfällt.  Sie  bestehen  in  dem  Stollenhieb 
und  dem  vierten  Pfennig.  Beide  Rechte  werden  im  gemeinen 
Bergrechte  ’)  nebeneinander  gewährt;  nach  preussischem  Berg- 
rechte dagegen  vertritt  der  vierte  Pfennig  die  Stelle  des  Stol- 
lenhiebes, und  dem  Stollner  steht  die  Wahl  zu,  ob  er  das  eine 
oder  das  andere  Recht  ausiiben  will.  Hat  er  den  vierten 
Pfennig  gewählt,  so  kann  er  von  dieser  Wahl  zuriick- 
treten  und  den  Stollenhieb  ausüben ; hat  er  dagegen  den 


1)  Kursächsische  Stollenordnung  von  1749.  Art.  13.  §.  2,  3. 
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Stollenhieb  auch  nur  stillschweigend  ausgeübt,  so  bleibt  er  an 
die  getroffene  Wahl  gebunden  (§§.  409—416). 

Der  Stollenhieb  umfasst  die  in  den  gesetzlichen  Di- 
mensionen des  Stollens  gewonnenen  Mineralien.  Wenn  mehrere 
Stollenflügel  in  einem  Grubenfelde  betrieben  werden,  so  kann 
der  Stöllner  von  einem  dieser  Flügelorte  nach  seiner  Wahl  den 
Stollenhieb  sich  aneignen  (§§.  405 — 407). 

Der  vierte  Pfennig  bezeichnet  den  Anspruch  des 
Stollners  auf  Erstattung  des  vierten  Theiles  der  Kosten,  welche 
er  vom  ersten  Durchschlag  in  das  Grubenfeld  auf  den  Fort- 
trieb des  Stollens  durch  dasselbe  verwendet.  Auch  der  vierte 
Pfennig  kann  nur  für  einen  Stollenflügel  gefordert  werden. 
Gruben,  welche  den  vierten  Pfennig  entrichten,  erhalten  die 
mit  dem  Stollen  in  ihrem  Felde  gewonnenen  Mineralien  gegen 
Ersatz  der  Gewinnungskosten  zurück  (§§.  409—411,  416). 

III.  Die  definitiven  Stollengebühren  bestehen  in 
dem  Neunten  und  dem  halben  Neunten. 

Das  Neunte  besteht  in  dem  neunten  Theile  der  aus  der 
Grube  geförderten  Mineralien  nach  vorherigem  Abzüge  des 
landesherrlichen  Zehnten  (§.  417).  Da  durch  die  Aufhebung 
des  Zehnten  in  der  Berechnung  des  Neunten  keine  Verände- 
rung eingetreten  ist1),  so  ist  das  Neunte  auch  noch  gegen- 
wärtig mit  einem  Zehntel  der  geförderten  Produkte  zu  ent- 
richten. Die  Entrichtung  erfolgt  nach  §.  419  in  derselben  Art 
wie  der  landesherrliche  Zehnte,  jetzt  die  Bergwerksabgabe 
entrichtet  wird,  also  der  Kegel  nach  in  Gelde  mich  dem  Er- 
löse der  verkauften  Produkte.  Das  halbe  Neunte  ist  gleich 
einem  Zwanzigstel  der  geförderten  Produkte,  und  wird  überall 
gleich  dem  ganzen  Neunten  berechnet. 

Die  Erfordernisse  der  definitiven  Stollengebühren  sind 
ausser  der  Verleihung  und  dem  gesetzmässigen  Betriebe  des 
Erbstollens : 

1)  die  Erbteufe; 

2)  Wasser-  und  Wetterlösung; 

3)  das  Einkommen  in  das  Tiefste  der  Grube. 

Sie  müssen  sämratlich  und  vollständig  erfüllt  werden, 
wenn  der  Erbstöllner  das  volle  Neunte  beziehen  will.  Ist  die 


1)  Gesetz  über  die  Besteuerung  d.  Bergwerke  v.  12.  Mai  1851.  §.  4. 
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erste  oder  die  letzte  Bedingnng  nicht  vollständig  erfüllt  , so 
erhält  er  nur  das  halbe  Neunte.  Bei  noch  wesentlicheren  Män- 
geln tritt  höchstens  der  Anspruch  auf  eine  ausserordentliche 
Gebühr,  das  Wassereinfullgeld,  ein.  ’) 

I.  Die  Erbteufe  beträgt  zehn  Lachter  und  eine  Spanne 
(20  Zoll),  oder  in  metrischem  Masse  21,18  Meter;  sie  wird 
vom  Rasen  (nicht  von  der  erhöhten  Hängebank)  nieder  bis  auf 
die  Wasserseige  des  Stollens  gemessen  (g§.  428,  429).  Das 
gemeinrechtliche  Mass  der  Erbteufe  stimmt  mit  dem  preussi- 
schen  überein. s)  Dagegen  enthalten  einige  Bergordnungen  ab- 
weichende Masse,  z.  B.  die  Kurtriersche  Bergordnung  vierzehn 
Lachter;  die  Kurkölnische  neun  und  ein  halb  Lachter.  Diese 
abweichenden  Masse  gelten  noch  heute  für  die  bezeichnten 
Rechtsgebiete,  nicht  aber  die  alten  provinziellen  Lachtermasse; 
da  das  Mass  des  Lachters  und  dessen  Verhältnis  zum  Meter- 
masse  durch  die  Mass-  und  Gewichtsordnungen  vom  16.  Ja- 
nuar 1816,  §.  9 und  vom  17.  August  1868,  Art.  21,  gleichförmig 
für  den  ganzen  Staat  bestimmt  ist.  Die  Erbteufe  muss  beim 
Einkommen  in  das  Grubenfeld  eingebracht  werden.  Geht  die- 
selbe beim  weiteren  Auffahren  wegen  Abfalls  des  Gebirges  ver- 
loren, so  tritt  dadurch  nur  eine  Minderung  der  Stollengebühren 
ein  (§§.  428,  429,  442  ff.). 

II.  Die  Wasser-  und  Wetterlösung  muss  durch 
offenen  Durchschlag  mit  den  Bauen  der  Grube  bewirkt  werden 
(§.  437  {.).  Die  mittelbare  Lösung  durch  Klüfte  oder  durch 
andere  Grubenbaue  gibt  nur  Anspruch  auf  das  halbe  Neunte 
oder  auf  ein  Wassereinfallgeld  (§§.  436 — 438).  Dagegen  fal- 
len die  Stollengebühren  ganz  weg,  wenn  der  Stollen  nicht 
offen  gehalten  wird.  Ob  die  Grube  des  Stollens  zum  Ab- 
führen des  Wassers  sich  bedient  oder  nicht,  ist  gleichgültig 
(§§■  430,  432). 

III.  Das  Einkommen  in  das  Tiefste  der  Grube  setzt 
voraus,  dass  der  Stollen  mit  dem  liauptschnchte  durcbschlägig 
wird.  Ist  der  Hauptschacht  noch  nicht  bis  auf  das  Niveau 
des  Stollens  niedergebracht,  so  kann  der  Stöllner  nach  §.  231 


1 ) Vergl.  v.  d.  Bcrcken  in  der  Zeitschr.  f.  Berg-,  Hütten-  und 
Salinenwc9en.  Bd.  V.  B.  S.  61. 

2)  KursHcbsische  Stollenordnnng  von  1749  Art.  XI.  Nr.  11. 


Digilized  by  Google 


§.  34.  Die  Erbstollengerechtigkeit. 


875 


über  sich  brechen.  Es  ist  nicht  nöthig,  dass  der  Stollen  in 
dem  tiefsten  Punkte  des  Hauptschachtes  einkomme,  und  dem 
Erbstöllner  gebührt  das  Neunte  nicht  blos  von  den  über  der 
Stollensohle  sondern  auch  von  den  unter  derselben  gewonnenen 
Mineralien  (§.  425). !) 

Sobald  der  Stollen  mit  dem  Ilauptschachte  durchschlägig 
geworden  ist,  erhält  er  das  Neunte  von  der  im  ganzen  Gru- 
be nfelde  umgehenden  Förderung,  vorausgesetzt,  dass  das  ganze 
Grubenfeld  gelöst  ist;  er  braucht  nicht  erst  die  vorliegenden 
Massen  zu  durchfahren  (§.  427).  Sind  dagegen  zwei  Tiefsten 
vorhanden,  und  der  Stollen  ist  erst  in  einem  derselben  einge- 
kommen, so  erhält  er  nur  von  diesem  das  volle  Neunte 
(§§.  435,  436). 

Das  halbe  Neunte  wird  in  folgenden  Fällen  ge- 
währt : 

1)  wenn  der  Stollen  zwar  mit  der  Erbteufe  in  das  Gru- 
beufeld  eingebracht  ist,  diese  aber  beim  Einschlagen 
in  den  Hauptschacht  verloren  hat,  weil  das  Gebirge 
abfällt  (§.  242); 

2)  wenn  der  Stollen  noch  nicht  mit  der  Wasserseige  in 
den  Hauptschacht  eingekommen  ist,  aber  der  Grube 
bereits  Wasser-  und  Wetterlösung  verschafft,  sei 
es  durch  offene  Klüfte  oder  durch  Seitenstrecken. 
(§§.  434,  437) ; 

3)  wenn  die  Grube  zwei  Tiefste  hat,  von  denen  nur  das 
eine  vom  Stollen  erreicht  ist,  das  andere  aber  eben- 
falls bereits  Wasser-  und  Wetterlösung  durch  den 
Stollen  erhält  (§§.  435,  436). 

IV.  Ausserordentliche  St  ollen  gebühren  werden 
für  verschiedene  Fälle  unter  den  Namen:  Wasscreinfallgeld 
oder  Stollensteuer  vorgeschrieben.  Unter  beiden  Bezeichnungen, 
von  denen  die  letztere  nur  einmal  im  §.  444  1.  c.  gebraucht 
wird,  wird  eine  arbiträre  Abgabe  verstanden,  deren  Betrag 
von  dem  Oberbergamte  mit  Ausschliessung  des  Rechtsweges 


1)  Vergleiche  Graeff  Preussisches  Bergrecht  Seite  196  — 

meinen  C'ommentar  Anmerkung  668  zu  §.  425  cit. 
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bestimmt  wird  (§§.  421,  444).  Das  Wassereinfallgeld  ist  zu 
entrichten:1) 

1)  wenn  der  Stollen  zum  ganzen  oder  halben  Neunten  be- 
rechtigt ist;  dieses  aber  wegen  mangelnder  Anbrüche 
nicht  gegeben  werden' kann  (§.  421); 

2)  wenn  der  Stollen  nicht  in  das  Grubenfeld  eingeschlagen 
hat,  aber  der  Grube  mittelbar  durch  andere  Gruben 
Wasser-  und  Wetterlösung  verschafft  (§.  438); 

3)  wenn  ein  verstufter  Erbstollen  die  Wasser  aus  den 
von  Anderen  weiter  getriebenen  Stollenörtern  aufnimmt 
(§■  439); 

4)  wenn  ein  tieferer  Stollen  die  Wasser  von  einem 
höheren  Stollen  aufnimmt,  ohne  diesen  zu  enterb™ 
(§•  441). 

Ausserdem  soll  eine  arbiträre  Stollensteuer  entrichtet 
werden,  wenn  der  Stollen  nirgend  Erbteufe  einbringt,  aber  den- 
noch der  Grube  Wasser-  und  Wetterlösung  verschafft.  (§.  444). 

In  dem  zuerst  erwähnten  Falle  muss  das  Wassereinfall- 
geld, da  es  an  einer  Förderung  fehlt,  auf  eine  bestimmte 
Summe  arbitrirt  werden;  in  den  übrigen  Fällen  stellt  das 
Wassereinfallgeld  eine  gleichartige  aber  mindere  Berechtigung 
als  das  Neunte  und  das  halbe  Neunte  dar.  Dasselbe  wird 
also  nach  gleichen  Grundsätzen  auf  einen  gewissen  Procent- 
satz der  Förderung  bestimmt,  der  weniger  als  das  halbe 
Neunte,  also  weniger  als  fünf  Procent  betragen  muss. 

Die  Concurrenz  mehrerer  Erbstollen,  welche  in  das  Feld 
derselben  Grube  cinschlagen,  äussert  sich  theils  dadurch,  dass 
der  eine  den  anderen  von  der  Erwerbung  der  Erbstollenrechte 
ausschliesst,  theils  dadurch,  dass  er  ihm  die  bereits  erworbenen 
Stollenrechte  wieder  entzieht.  Im  Allgemeinen  gilt  die  Regel, 
dass  von  zwei  Erbstollen,  welche  in  dasselbe  Grubenfeld  ein- 
schlagcn,  derjenige,  welcher  eines  der  Stollenrechte  zuerst  er- 
wirbt, den  andern  von  der  Erwerbung  des  gleichen  Rechtes 
ausschliesst.  Diese  Regel  erleidet  jedoch  in  Bezug  auf  die 
vorläufigen  Stollenrechte  eine  Ausnahme.  Wenn  nämlich  zwei 


1)  Vergl.  diu  Kursächsische  Stollcnordnung  Art.  11.  §.  9.  18. 
ausserdem  Art.  18.  §.  1;  Art.  19.  §.  4,  7 und  Art.  26.  §.  1. 
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Erbstollen  aus  verschiedenen  Weltgegenden  in  das  Gru- 
benfeld getrieben  werden,  so  erhalten  beide  den  Stollenhieb 
oder  den  vierten  Pfennig,  so  lange  bis  sic  unter  einander  ein- 
kommen,  oder  miteinander  durchschlägig  werden ; worauf  dann 
der  tiefere  dem  oberen  und  bei  gleicher  Tiefe  der  ältere  dem 
jüngeren  den  Stollenhieb  und  den  vierten  Pfennig  entzieht 
(§.  460,  461,  466). 

Kommen  die  Stollen  nicht  aus  verschiedenen  Weltgegen- 
den in  das  Grubenfeld  ein,  so  hat  derjenige  den  Vorzug,  wel- 
cher zuerst  in  das  Feld  einschlägt  (§.  463). 

Die  Entziehung  der  bereits  erworbenen  definitiven  Stol- 
lenrechte kann  der  Regel  nach  nur  durch  die  Enterbung 
erfolgen.  Diese  geschieht  dadurch,  dass  der  zweite  Stollen  7 
Lachter  oder  14,64  Meter  tiefer  mit  seiner  Wasserseige  ein- 
kommt und  die  Gruben  löst  *)  (§.  457).  Diese  7 Lachter  wer- 
den senkrecht  von  der  Sohle  des  oberen  Stollen  auf  die  Sohle 
des  unteren  gemessen,  und  zwar  an  dem  Orte,  wo  die  Stollen 
mit  dem  Hauptschachte  durchschlägig  werden.  Es  bedarf  je- 
doch nicht  der  Enterbungsteufe,  wenn  der  obere  Stollen  wegen 
des  Mangels  der  directen  Lösung  nur  zum  halben  Neunten 
berechtigt  ist ; vielmehr  verliert  er  in  diesen  Fällen  das  liecht 
auf  den  halben  Neunten,  sobald  der  später  einschlagende 
Stollen  der  Grube  directe  Lösung  verschafft  und  das'Recht 
auf  das  ganze  Neunte  erwirbt  (§§.  463,  464).  Wassereinfall- 
geld und  Stollensteuer  werden  ebenfalls  ohne  die  Bedingungen 
der  Enterbung  entzogen,  sobald  ein  anderer  Stollen  dieselben 
Wasser  in  mehrerer  Tiefe  abführt  (§.  459). 

Das  Allgemeine  Berggesetz  im  §.  223,  Absatz  3,  gestattet 
im  Gesetzbereiche  des  Allgemeinen  Landrechts  auch  den  Gruben, 
sich  von  den  Erbstollengebühren  durch  Enterbung  zu  befreien. 
Diese  Vorschrift  schliesst  an  die  Bestimmungen  des  Allgern. 
Landrechts  §.  449  If.  1.  c.  an,  nach  welchen  auch  für  Kunst- 
schächte die  Erbstollengerechtigkeit  verliehen  werden  konnte, 
wobei  dann  zwischen  den  Erbschächten  und  den  Erbstollen 
nach  §.  468  f.  dieselben  Vorschriften  über  die  Enterbung  gal- 


1)  Die  Kursächs.  Stollenordnung  Art.  20  und  die  Kurköln.  B.  0. 
Th.  VI,  Art.  9 bestimmen  die  Enterbungsteufe  auf  7 Lachter  im  hohen 
und  3*/j  Lachter  im  flachen  Gebirge. 
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ten,  wie  für  die  Enterbung  der  Stollen  untereinander.  Diese 
Vorschriften  hatten  während  der  Herrschaft  des  Allgem.  Land- 
rechtes nur  eine  sehr  beschränkte  Anwendung  gefunden,  und 
es  war  sogar  zweifelhaft,  ob  dieselben  in  dem  Bezirke  der 
Provinzial- Beiordnungen,  in  denen  das  Allgem.  Landrecht 
subsidiäre  Geltung  hat,  Anwendung  finden  könuten.  *)  Nach 
§.  223  des  Berggesetzes  sind  nun  die  angeführten  Vorschriften 
für  das  ganze  Gebiet  des  Allgem.  Landrechtes  mit  der  Modi- 
fication  aufrecht  erhalten,  dass  jeder  Kunstschacht,  der  von 
einem  Bergwerksbesitzer  angelegt  wird , zur  Befreiung  des 
Bergwerks  von  den  Erbstollengebühren  dient,  wenn  die  Be- 
dingungen der  Erwerbung  erfüllt  werden,  d.h.  wenn  die  Wasser 
7 Lachter  tiefer  gehoben  und  der  Grube  in  dieser  Tiefe  Was- 
ser- und  Wetterlösung  verschafft  wird.  Erbstollen  rechte  er- 
wirbt der  Bergwerksbesitzer  für  eine  solche  Kunstschachtanlage 
nicht,  auch  wirkt  die  Enterbung  nur  für  das  Feld  der  Grube, 
in  welcher  der  Kunstschacht  angelegt  ist. 

Die  nach  g.  449  des  Allgem.  Landrechts  Theil  II. 
Tit.  16,  früher  verliehenen  Erbschachtgerechtigkeiten  sind 
bestehen  geblieben,  können  aber  in  derselben  Weise  wie  die 
Erbstollen  nach  §.  223,  Absatz  3,  des  Berggesetzes  enterbt 
werden. 

§.  35.  Verhältniss  zu  öffentlichen  Verkehrsanstalten. 

(§§.  153 — 155  des  Berggesetzes.) 

Die  Anlagen,  welche  die  Vermittelung  des  öffentlichen 
Verkehrs  zum  Gegenstände  haben , insbesondere  Chausseen, 
Eisenbahnen  und  Kanäle,  gehören  zu  den  wichtigsten  Hülfs- 
anlagen  für  den  Bergwerksbetrieb,  da  sie  den  Absatz  der  Berg- 
werksprodukte vermitteln ; und  es  ist  deshalb  dem  Bergwerks- 
besitzer für  solche  Anlagen,  ebenso  für  die  Grubenbauten 
selbst,  im  §.  135  das  Recht  der  Grundabtretung  eingeräumt. 
Es  besteht  indess  eine  Collision  zwischen  diesen  öffentlichen 
Verkehrsmitteln  und  dem  Bergbau,  da  letzterer  häufig  die  Erd- 


1)  Vcrgl.  die  Recursbeseheide  vom  22.  März  und  vom  10.  Juli 
1862 ; Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  III,  S.  130,  S.  393  und  die  Entschei- 
dungen des  Obertribunals  v.  14.  December  1864  und  v.  29.  Jan.  1866 
das.  Bd.  Vn,  S.  220,  S.  228. 
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Oberfläche  beschädigt  und  dadurch  den  Betrieb  jener  Verkehrs- 
anstalten stören  oder  gefährden  kann.  Es  ist  selbstverständ- 
lich, dass  diese  Collision  nicht  durch  die  blosse  Verpflichtung 
des  Bergwerksbesitzers  zur  Schadloshaltung  gelöst  werden 
kann,  wie  dies  in  Bezug  auf  die  Beschädigung  des  blos  land- 
wirtschaftlich oder  zu  Privatgewerben  benutzten  Grund  und 
Bodens  geschieht  (oben  §.  29). 

Das  öffentliche  Interesse  erfordert  die  Erhaltung  der  Ver- 
kehrsanlagen; dieses  Interesse  kann  nicht  durch  eine  Geldent- 
schädigung aufgewogen  werden,  und  es  trifft  sogar  mit  dem 
eigenen  Interesse  des  Bergbaues  zusammen,  zu  dessen  Vortheil 
die  Verkehrsanstalten  ebenfalls  gereichen. 

Schon  die  frühere  Gesetzgebung  verpflichtete  den  Berg- 
werksbesitzer zu  denjenigen  Einschränkungen  im  Betriebe, 
welche  zum  Schutze  der  vorhandenen  Strassen  nothwendig 
wurden.  Dies  war  unter  anderen  für  die  Grafschaft  Mark  durch 
das  Chaussee-Reglement  vom  31.  Mai  1796  im  §.  74  ausdrück- 
lich vorgeschrieben. ')  Für  das  übrige  Gebiet  des  preussischen 
Rechtes  bestand  eine  solche  spezielle  Vorschrift  nicht,  und  es 
bedurfte  einer  solchen  nicht,  so  lange  nach  §.  82,  A.  L.  It.  II, 
16.  der  Bergbau  allgemein  der  Direction  des  Bergamtes  un- 
terworfen war.  Als  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1860  diese 
allgemeine  Direction  der  Bergbehörden  aufgehoben  wurde,  blieb 
nach  fj.  1 der  Bergbau  der  Einwirkung  derselben  auf  die  Ge- 
winnung der  Mineralien  so  weit  unterworfen,  als  zur  Wahrung 
der  Nachhaltigkeit  des  Bergbaues,  zur  Sicherheit  der  Baue  und 
der  Oberfläche  im  Interesse  des  Privat-  und  öffent- 
lichen V erkehrs  erforderlich  ist.  Allein  während  früher, 
so  lange  die  Bergbehörde  die  Betriebspläne  feststellte,  durch 
deren  Fürsorge  jede  Beschädigung  von  Strassen,  Eisenbahnen 
und  Kanälen  vermieden  wurde,  ohne  dass  es  zu  einem  Con- 
flicte  zwischen  den  beiderseitigen  Interessen  kam,  gestaltete 
sich  nunmehr  die  Sachlage  so,  dass  der  Bergwerksbesitzer  die 
Betriebspläne  aufstellte,  und  erst  durch  das  polizeiliche  Verbot 
der  Bergbehörde  die  etwa  drohende  Beschädigung  der  Ver- 
kehrsanlageu  verhütet  werden  musste.  Nunmehr  entstand  die 
Streitfrage,  ob  dem  Bergwerksbesitzer  für  die  zum  Schutze  der 

1)  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  111.  S.  361. 
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Verkehrsanlagen  polizeilich  angeordneten  Beschränkungen  ein 
Entschädigungsanspruch  gegen  den  Unternehmer  dieser  Anla- 
gen zustehe  oder  nicht?  Dieselbe  Streitfrage  war  schon  früher 
im  Gebiete  des  französischen  Rechtes  entstanden,  da  das  fran- 
zösische Berggesetz  dem  Bergwerkseigenthümer  die  Aufstellung 
des  Betriebsplanes  überliess  und  folglich  die  Beschränkung  der 
Verkehrsanlagen  nur  durch  polizeiliche  Untersagung  gefährli- 
cher Anlagen  zu  verhindern  gestattete. 

In  beiden  Rechtsgebieten  wurde  der  Entschädigungsan- 
spruch des  Bergwerksbesitzers  verschieden  beurtheilt.  ln 
Frankreich  hatte  sich  der  pariser  Cassationshof  in  drei  Ent- 
scheidungen vom  18.  Juli  1837,  vom  3.  März  1841  und  vom 
3.  Januar  1853  für  die  Ansprüche  des  Bergwerksbesitzers  aus- 
gesprochen und  die  Eisenbahngesellschaft  zur  Entschädigung 
dafür  verurtheilt,  dass  der  Bergwerksbesitzer  polizeilich  ange- 
halten  war,  zum  Schutze  eines  Eisenbahntunnels  einen  Sicher- 
heitspfeiler stehen  zu  lassen. ')  Dagegen  hat  auch  in  Frank- 
reich die  neuere  Jurisprudenz  sich  dahin  ausgesprochen,  dass 
der  Grundeigen thümer  alle  Anlagen  auf  der  Oberfläche  machen 
dürfe,  welche  er  für  gut  befindet  (Code  Napolöon  Art.  552), 
und  dass  folglich  eine  solche  Anlage  niemals  eine  Schadenser- 
satzpflicht gegenüber  dem  Bergwerksbesitzer  bedingen  könne.1 2) 

■ Im  Gebiete  des  preussischen  Rechtes  ist  nur  einmal  in 
einem  gleichartigen  Falle  durch  das  Erkenntniss  des  Obertri- 
bunals vom  3.  November  1854  die  Eisenbahngesellscbafit  za 
einer  Entschädigung  dafür  verurtheilt,  dass  der  Tagebau  einer 
in  der  Bahnlinie  liegenden  Grube  eingestellt  werden  musste, 
wobei  inrless'  rechtsirrthümlich  die  Vorschriften  des  Eisenbahn- 
gesetzes über  die  Expropriation  eines  Nutzungsrech tes  am 
Grund  und  Boden  zur  Anwendung  gebracht  wurden. 3) 

In  den  späteren  Entscheidungen  des  Obertribunals  vom 


1)  Richard,  legislation  frangaise  sur  les  mines  Tora.  II, 
p.  442;  Achenbach  in  der  Zeitschr.  für  Bergrecht,  Bd.  IV.  S.  338. 

2)  Bury,  Traite  de  la  legislation  des  mines  Tom.  I,  pag.  410; 
Achenbach,  französ.  Bergrecht  S.  292. 

3)  Striethorst’s  Archiv  Bd.  XXXV,  S.  100;  Zeitschrift  für 
Bergrecht  Bd.  3,  S.  113.  Vergl.  meine  Uebersicht  1860 — 1863,  S.  71. 
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28.  Mär/  1862,  vom  20.  März  1863,  vom  16.  Mai  1865  und  vom 
24.  October  1868  *)  ist  dagegen  übereinstimmend  angenommen, 
dass  dem  Bergwerksbesitzer  ein  Anspruch  auf  Entschädigung 
für  die  polizeiliche  Einschränkung  seines  Betriebes  zum  Schutze 
des  Eisenbahnkörpers  nicht  zustehe.  Auch  für  das  Gebiet  des 
gemeinen  Rechtes  ist  eine  gleiche  Entscheidung  von  dem  Justiz- 
senat zu  Ehrenbreitstein  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Kreis- 
gericht zu  Wetzlar  gefällt.5) 

Auch  von  den  Schriftstellern  des  prcussischen  Bergrechts 
wurde  mit  einer  einzigen  Ausnahme1 2  3)  die  Entschädigungsfrage 
verneint. 4) 

Durch  8-  154  des  Berggesetzes  ist  diese  Streitfrage  in 
einer  Weise  gelöst,  welche  den  billigen  Ansprüchen  der  Berg- 
werksbesitzer vollständig  Rechnung  trägt  und  ihre  Lage  ge- 
genüber der  bisher  herrschenden  Praxis  wesentlich  verbessert, 
indem  ihnen  zunächst  Gelegenheit  gegeben  wird,  bei  der  Fest- 
stellung der  Richtungslinie  der  Verkehrsanlage  ihre  Interessen 
wahrzunehmen  und  demnächst  ein  Anspruch  auf  Erstattung 
der  Auslagen  eingeräumt  wird,  welche  ihnen  durch  Vorkeh- 
rungen zum  Schutze  jener  Anlagen  erwachsen,  jedoch  mit 
Ausschluss  des  in  Folge  dieser  Vorkehrungen  entgangenen  Ge- 
winnes (vergl.  unten). 

Die  Controverse  des  früheren  Rechtes  hat  jedoch  auch 
gegenwärtig  ihre  volle  Bedeutung  erhalten,  da  nach  §.  155 
des  Berggesetzes  alle  Ansprüche  auf  Schadenersatz  gegenüber 
den  Unternehmern  öffentlicher  Verkehrsanstalten , welche  von 
den  Besitzern  der  vor  dem  1.  October  1865  verliehenen  Berg- 
werke erhoben  werden,  nach  den  bisherigen  Gesetzen  entschie- 
den werden  sollen,  sofern  diese  Ansprüche  über  den  ihnen  nach 

1)  Zeitsehr.  f.  Bergrecht  Bd.  HI.  8.  108.  Bd.  IV.  S.  246,  Bd.  VI. 
S.  477,  Bd.  X.  8.  272 

2)  Bericht  der  Commission  des  Hauses  der  Abgeordneten  zu 
§§.  153—155  unter  II. 

3)  Veith,  die  Entschädigungsverbindlichkeit  der  Eisenbahnge- 
sellschaften. Berlin  1864. 

4)  Vergl.  meinen  Commentar  Anmerk.  343,  §.353;  Achenbach 
in  der  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  IV.  S.  337;  Ebmeier  daselbst 
Bd.  II.  S.  68;  Oppenhoff,  Ressortverhältnisse  S.  356  und  Commen- 
tar  Nr.  888. 
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§.  154  zu  gewährenden  Schadenersatz  hinausgehen.  Diese 
eigentümliche  Bestimmung  ist  aus  den  Berathungen  der  Com- 
mission des  Herrenhauses  hervorgegangeu  (Commissionsbericht 
S.  61).  Sie  acceptirt  auf  der  einen  Seite  im  Interesse  der 
älter  berechtigten  Bergwerksbesitzer  die  Bestimmung  des  §.  154 
insofern  sie  dem  Bergbautreibendeu  den  früher  bestrittenen 
und  in  der  l’raxis  nicht  anerkannten  Anspruch  auf  Eisatz  der 
positiven  Auslagen  für  Vorkehrungen  zum  Schutze  der  Ver- 
kehrsanstalten gewährt.  Gleichzeitig  behält  sie  denselben  den 
weiteren  Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  solche  Vorkehrungen 
entgangenen  Gewinnes  vor,  insofern  derselbe  nach  den  früheren 
Gesetzen  zu  begründen  sein  möchte,  und  es  ist  dabei  nach  den 
angeführten  Motiven  der  Commission  des  Herrenhauses  auf  die 
Möglichkeit  Rücksicht  genommen,  dass  die  bisherigen  Gesetze 
eine  andere  dem  Bergwerksbesitzer  günstigere  Auslegung  er- 
fahren möchten. 

Die  bisherigen  Gesetze  lassen  aber  ohne  Zweifel  deu 
Entschädigungsanspruch  des  Bergwerksbesitzers  gegen  die  Un- 
ternehmer von  Verkehrsanstalten  wegen  eines  zum  Schutze 
der  letzteren  erlassenen  polizeilichen  Verbotes  überhaupt  nicht 
zu.  Zunächst  würde  die  Entschädigungsklage  nicht  gegen  die 
Eisenbahn-  oder  Chausseebaugesellschaft  gerichtet  werden  kön- 
nen, weil  nicht  diese,  sondern  die  Bergbehörde  — also  der 
Staat  — Urheber  des  bergpolizeilichen  Verbotes  ist. ')  Feiner 
würde  zur  Begründung  des  Entschädigungsanspruchs  gegen 
den  Staat  nicht  blos  der  Nachweis  des  Vortheils  gehören,  wel- 
cher aus  der  verbotenen  Gewinnung  der  Mineralien  gezogen 
werden  kann,  sondern  es  müsste  auch  der  Schaden  in  Rechnung 
gestellt  werden,  welcher  durch  das  Polizeiverbot  abgewendet 
ist.  Weil  nämlich  die  Gewinnung  der  verliehenen  Mineralien 
mit  der  Verpflichtung  zum  Ersätze  der  an  dem  Grundstücke 
dadurch  entstehenden  Beschädigungen  verknüpft  ist,  so  bestellt 
der  entgangene  Gewinn  nur  in  dem  Ertrage,  welcher  aus  der  un- 
tersagten Gewinuung  der  Mineralien  gezogen  werden  kann, nach 
Abzug  der  Schadloshaltung  für  die  damit  verbundene 
Beschädigung  des  Grundstückes.  Der  Entschädigungsanspruch 

1)  Vergl.  die  Entscheidung  des  Obcrtribuuals  v.  23.  September 
185‘J ; meine  Uobersicht  S.  188. 
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gegen  den  Staat  würde  also  nur  zu  begründen  sein,  wenn  der 
durch  das  polizeiliche  Verbot  entzogene  Gewinn  grösser  ist  als 
der  durch  das  Verbot  verhinderte  Schaden. ') 

Es  bedarf  wohl  nicht  der  Ausführung,  dass  die  Beschrän- 
kung. welche  der  Bergbau  durch  das  Stehenlassen  von  Sicher- 
heitspfeilern zum  Schutze  von  Eisenbahnen,  Kanälen  und 
Chausseen  erleidet,  ohne  Ausnahme  geringer  sein  wird,  als  der 
Schaden , welcher  durch  die  Zerstörung  jener  Anlagen  verur- 
sacht werden  würde.  Dennoch  würde  diese  allgemeine  Erwä- 
gung nicht  ausreichen,  im  concreten  Falle  den  Entschädigungs- 
anspruch des  Bergwerksbesitzers  auszuschliessen,  zumal  ja  noch 
zu  beweisen  bliebe,  dass  das  Stehcnbleiben  des  Sicherheitspfei- 
lers zum  Schutze  der  Eisenbahn  unbedingt  nothwendig  sei, 
und  das  einzige  Mittel  zur  Abwendung  der  Beschädigung  bilde. 
Es  muss  jedoch  behauptet  wei  den , dass  auch  in  dem  älteren 
Hechte  eine  gesetzliche  Beschränkung  des  Bergwerkseigenthums 
zu  Gunsten  der  öffentlichen  .Verkehrsanstalten  bestand,  welche 
thcils  in  dem  §.  82  des  Allg.  Landrechts  Th.  II,  Tit.  16,  theils 
in  dem  oben  angeführten  $•  1 des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1860 
ausgesprochen  ist. s) 

Auf  die  Einschränkungen,  welche  der  Bergbau  durch 
diese  gesetzlichen  Bestimmungen  erleidet,  finden  die  §§.  1,  2 
A.  L.  R.  Th.  I,  Tit.  22  und  das  zum  Gesetz  erhobene  Gut- 
achten des  Staatsministeriums  vom  16.  November  1831  (G.  S. 
S.  256)  Anwendung,  wonach  die  Entschädigungspflicht  des 
Staates  nur  dann  eint  ritt,  wenn  ein  in  seinen  Eigenthums- 
rechten gesetzlich  nicht  beschränkter  Besitzer  durch  besondere 
Anordnung  für  den  einzelnen  Fall  in  der  Benutzung  seines 
Eigenthums  beschränkt  wird,  nicht  aber  wenn  dieser  Benutzung 
auf  Grund  einer  gesetzlichen  Einschränkung  seines  Eigenthums 


1)  Vorgl.  meine  Aufsätze  in  der  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  III. 
S.  108  und  in  der  Zeitschr.  f.  Berg-,  Hütten- und  Salinenwesen  Bd.  IX. 
S.  113. 

2)  Vergl.  meinen  Commentar  Anmerk.  342  zn  §.  136.  Die  ent- 
gegengesetzte Ansicht  wird  vertheidigt  von  Veith  a.  a.  0.  S.  39. 
S.  72  und  von  Oppenhoff  Ressortgesetzc  S.  355.  Letzterer  verneint 
jedoch  aus  den  weiter  oben  angeführten  Gründen  die  Entachädigungs- 
pflicht  des  Bergwerksbesitzcra  ebenfalls. 
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Schranken  gesetzt  werden.  *)  Nach  der  früheren  rechtsrheini- 
schen Gesetzgebung  schloss  also  die  gesetzliche  Einschränkung, 
welcher  das  Bergwerkseigenthum  durch  §.  1 des  Gesetzes  vom 
21.  Mai  1860  unterworfen  ist,  jeden  Entschädigungsanspruch 
des  Bergwerksbesitzers  für  die  zum  Schutze  der  Oberfläche  im 
Interesse  des  öffentlichen  Verkehrs  polizeilich  angeordneten 
Beschränkungen  aus. 

Das  neue  Berggesetz  sucht  zunächst  im  §.  153  der  Col- 
lision zwischen  den  Interessen  des  Bergbaues  und  der  öffent- 
lichen Verkehrsanstalten  dadurch  zu  begegnen,  dass  es  die 
Zuziehung  der  Bergwerksbesitzer,  durch  deren  Felder  Chaus 
seen,  Eisenbahnen  oder  Kanäle  geführt  wrerden  sollen,  bei  der 
Feststellung  der  diesen  Anlagen  zu  gebenden  Richtung  vor- 
schreibt, um  sie  darüber  zu  hören,  in  welcher  Weise  unter 
möglichst  geringer  Benachtheiligung  des  Bergwerkseigentbums 
die  Anlage  auszuführen  sei.1 2)  Ein  Widerspruchsrecht  gegen 
die  Ausführung  oder  die  festgestellte  Richtung  der  Anlage 
steht  dem  Bergbautreibenden  nicht  zu.  Der  Anspruch  auf 
Schadenersatz  für  die  Beschränkungen,  welche  der  Bergwerks- 
betrieb durch  die  Anlage  der  Eisenbahn  u.  s.  w.  erleidet,  ist 
nach  §.  154  von  der  Voraussetzung  abhängig,  dass  der  Berg- 
bautreibende zu  dem  Bergwerksbetriebe  früher  berechtigt  war, 
als  die  Genehmigung  der  Anlage  ertheilt  ist.3) 

Der  Schadenersatz  ist  beschränkt  auf  diejenigen  Kosten, 
welche  durch  die  Herstellung  sonst  nicht  erforderlicher  An- 
lagen oder  durch  die  sonst  nicht  erforderliche  Beseitigung 
oder  Veränderung  solcher  bereits  vorhandenen  Anlagen  ent- 
stehen. 

Durch  diese  Bestimmung  wird  der  Anspruch  auf  entgan- 
genen Gewinn  ausgeschlossen,  und  insbesondere  die  Entschä- 


1)  Vergl.  die  Entscheidungen  des  Obertribunals  v.  9.  März  1839 
und  vom  16.  November  1850,  Entscheid.  Bd.  XVII,  S.  374;  Bd.  XX, 
S.  101. 

2)  Uebcr  das  Verfahren  bei  der  Feststellung  von  Eisenbahnlinien 
treffen  die  Ministerialerlasse  v.  2.  November  1866  und  v.  13.  Juli  1867 
(Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VIII,  S.  136,  S.  424;  mein  Commentar 
Anmerk.  345)  Bestimmung. 

3)  lieber  die  Entstehungsgeschichte  dieser  Bestimmung  vergl. 
Op pen  ho  ff  Commentar  Nr.  877. 
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digung  für  das  Stehenlassen  von  Sicherheitspfeilern  zum 
Schutze  von  Eisenbahnen  u.  s.  w.  versagt.  Es  zeigt  sich  je- 
doch bei  der  praktischen  Anwendung  dieser  Vorschrift,  dass 
es  im  gegebenen  Falle  schwierig  ist  zu  beurtheilen,  ob  die 
Eisenbahnanlage  blos  eine  Einschränkung  des  Ausbeutungs- 
rechtes oder  die  Herstellung  sonst  nicht  erforderlicher  Schutz- 
vorrichtungen notliwendig  macht.  Die  Senkung  des  Bahnkör- 
pers in  dem  Felde  eines  Steinkohlenbergwerks  kann  z.  B.  da- 
durch verhindert  werden,  dass  ein  Theil  des  KohlenllÖtzes,  der 
s.  g.  Sicherheitspfeiler  unabgebaut  stehen  bleibt,  ebensowohl 
aber  auch  dadurch,  dass  dieser  Flötztheil  schachbrettförmig 
abgebaut  und  die  abgebauten  Räume  durch  Mauerung  oder 
Berge versatz  gegen  das  Verbrechen  gesichert  werden.  Geschieht 
letzteres,  so  ist  die  liergestellte  Mauerung  jedenfalls  als  eine 
sonst  nicht  erforderliche  Anlage  zum  Schutze  des  Bahnkörpers 
im  Sinne  des  §.  154  zu  bezeichnen. 

Welche  der  beiden  Schutzmässregeln  angenommen  wer- 
den sollen,  hängt  aber  vorwiegend  von  der  polizeilichen  Be- 
stimmung der  Bergbehörde  ab,  welche  entweder  das  Stehen- 
lassen des  Sicherheitspfeilers  anordnet,  oder  den  Abbau  desselben 
mit  den  nöthigen  Schutzvorkehrungen  geschehen  lässt.  Die 
Bergbehörde  wird  daher  im  gegebenen  Falle  bei  der  Prüfung 
des  Betriebsplanes  erwägen  müssen,  ob  der  aus  dem  Abbau 
des  Pieilers  zu  ziehende  Gewinn  die  Aufwendung  der  Kosten 
für  die  erforderlichen  Schutzanlagen  rechtfertigt  und  nach  dem 
Ergebnisse  dieser  Erwägung  entweder  den  Abbau  untersagen, 
oder  die  erforderlichen  Anlagen  anordnen.1) 


1)  Der  Erlass  des  Handelsministers  vom  24.  Soptember  1867,  Zeit- 
schrift f.  Bergrecht  Bd.  VIII.  S.  425,  spricht  sich  über  diese  Frage,  wie 
folgt,  aus: 

„Freilich  kann  von  den  Eigenthümern  der  mit  dem  Expropria- 
tionsrechte versehenen  Verkehrsanstalten  nicht  beansprucht  werden, 
dass  der  Bergbautreibende  in  jedem  Falle  von  der  Bergbehörde  dazu 
ange halten  werden  müsse,  zum  Schutze  ihrer  Verkehrsanlage  einen 
Theil  seines  Grubenfoldes  durch  Anstehen  lassen  entsprechender  Sicher- 
heitspfeiler ungenutzt  zu  lassen.  Prinzipiell  erscheint  es  vielmehr  un- 
bedenklich, dass  die  Bergbehörde  den  Grubenbetrieb  in  dem  unter  oder 
neben  einem  Verkehrswege  gelegenen  Grubenfeldestheile  oder  uie  Durch- 
örterung und  den  Abbau  eines  bereits  abgegrenzteu  Sicherheitspfeilers 
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Der  Anspruch  des  Bergwerksbesitzers  auf  Schadenersatz 
tritt  ein,  sobald  die  Veränderung  der  Anlagen  oder  die  Her- 
stellung neuer  Anlagen  zum  Schutze  des  Bahnkörpers  (der 
Chaussee  oder  des  Kanals)  polizeilich  angeordnet  oder  sonst 
nothwendig  wird.  Daher  muss  auch  der  Anspruch  nach  den  in 
diesem  Zeitpunkte  geltenden  Gesetzen  beurtheilt  werden.  Die 


gestatten  und  sich  überhaupt  darauf  beschränken  kann,  diejenigen  An- 
ordnungen zu  treffen,  welche  zur  Verhütung  einer  Beschädigung  des 
Verkehrsweges  nothwendig  siud.  Denn  das  Gewinnuugsrecht  des  Berg- 
hautreibenden erstreckt  sieh  auf  den  ganzen  Umfang  des  verliehenen 
Grubenfcldes  und  unterliegt  einer  Einschränkung  mir  insoweit,  als  eine 
solche  mit  Rücksicht  auf  die  im  §.  196  des  Allgemeinen  Berggesetzes 
bezeichneten  Gesichtspunkte  von  Bergpolizeiwegen  zum  Schutze  des 
I^bens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter,  zum  Schutze  des  öffent- 
lichen Verkehrs  u.  s.  w.  nothwendig  ist.  Wie  in  dem  concreten  Falle 
dieser  Schutz  zu  erreichen  — ob  durch  Einschräukung  des  Gewin- 
nungsrechtes oder  durch  Anordnung  anderweitiger  Schutzmassregeln 
— darüber  hat  die  Bergbehörde  zu  befinden  und  zu  entscheiden. 

Damit  aber  nicht  die  von  dem  Gesetzgeber  beabsichtigte  Aus- 
gleichung der  coliidirenden  Interessen  des  Bergbaues  und  der  Ver- 
kehrsanstalten hei  dieser  Entscheidung  unberücksichtigt  bleibe,  ist  es 
in  jedem  concreten  Falle  die  Aufgabe  der  Bergbehörde,  die  beidersei- 
tigen Interessen  gegen  einander  abzuwägen  und  eine  billige  Vermitte- 
lung in  der  Art  anzustreben,  dass  nicht  wider  die  klare  Absicht  des 
Gesetzgebers  Schadenersatz-Ansprüche  gegen  öffentliche  Verkehrsan- 
stalten auch  iu  denjenigen  Fällen  herbeigeführt  werden,  in  welchen  das 
Gesetz  dieselben  hat  ausschliessun  wollen. 

Für  viele  Fälle  wird  sogar  für  die  Bergbehörde  die  Möglichkeit 
der  Herstellung  einer  gütlichen  Einigung  unter  den  Interessenten  vor- 
handen sein. 

Zur  besseren  Erreichung  dieser  Zielpunkte  des  Verfahrens  der 
Bergbehörde  empfiehlt  es  sich,  den  Vertretern  der  VerkehrBanstalten 
Gelegenheit  zu  geben,  ihre  Interessen  in  sulchen  Angelegenheiten  wahr- 
zunehmen, und  zu  diesem  Zwecke,  bevor  über  die  Anordnung  von 
Schutzmassregeln  zur  Vermeidung  von  Beschädigungen  der  Eisenbah- 
nen, Kanäle  ete.  sowohl  auf  Grund  der  §§.  67  und  68  als  des  §.  198 
des  Allgemeinen  Berggesetzes  Entscheidung  getroffen  wird,  nicht  blos 
die  betheiligten  Bergwerkseigenthümer,  sondern  auch  die  Vertreter  der 
bezüglichen  Verkehrsanstalt  mit  ihren  Aeusserungen  über  die  Sachlage 
zu  hören  and  letztere  daher  zu  den  anzube räumenden  Terminen  mit 
vorzuladen.“ 
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entgegengesetzte  Ansicht  ist  vertreten  in  dem  Urtheil  des 
Obertribunals  vom  6.  December  1869  (Zeitschrift  für  Berg- 
recht Bd.  XI.  S.  819),  in  welchem  ausgeführt  wird,  dass 
die  §§.  154,  155  des  Allgemeinen  Berggesetzes  nicht  An- 
wendung linden  können,  wenn  die  Eisenbahnanlage  beim 
Erlasse  des  Allgem.  Berggesetzes  bereits  vorhanden  war.  Das 
Obertribunal  führt  aus,  die  verpflichtende  Handlung  bestehe  in 
der  Herstellung  des  Bahnkörpers  in  dem  Grubenfelde,  und  auf 
eine  solche  frühere  Handlung  könne  das  neue  Gesetz  nicht 
rückwirkend  angewendet  werden.  Hiergegen  ist  von  Bras- 
se rt  a.  a.  0.  S.  322  f.  mit  Recht  erinnert  worden,  dass  das 
verpflichtende  Ereigniss  nicht  in  der  Anlage  des  Bahnkörpers, 
sondern  in  der  beim  Fortschritte  des  Bergbaues  eintretenden 
Nothwendigkeit  der  Errichtung  von  Anlagen  zum  Schutze  des- 
selben in  dem  Bergwerke  besteht. 

Die  Entscheidung  des  einzelnen  Rechtsfalles  wird  übri- 
gens, wie  auch  Brassert  a.  a.  0.  bemerkt,  durch  die 
gegen  die  Begründung  erhobenen  Erinnerungen  nicht  berührt. 
Nach  dem  mitgetheilten  Sachverhältniss  hatte  der  Bergwerks- 
besitzer beim  früheren  Abbau  unter  dem  Bahnkörper  einen 
Sicherheitspfeiler  auf  Anordnung  der  Bergbehörde  anstehen 
lassen,  und  ging  erst  nach  Erlass  des  Allgemeinen  Berg- 
gesetzes dazu  über,  diesen  Pfeiler  nachträglich  mit  den  be- 
schriebenen Vorkehrungen  zu  gewinnen.  Hier  war  offenbar 
die  zum  Schutze  des  Bahnkörpers  getroffene  polizeiliche  An- 
ordnung vor  dem  Erlasse  des  Berggesetzes  ergangen  und  ihre 
Wirkungen  lediglich  nach  den  früheren  Gesetzen  zu  beurthei- 
len;  sie  würde  auch  nach  §.  154  des  Berggesetzes  keinen  Ent- 
schädigungsanspruch begründen.  Wurde  nachher  dem  Berg- 
werksbesitzer auf  seinen  Antrag  gestattet,  den  Sicherheits- 
pfeiler mittelst  besonderer  Vorkehrungen  abzubauen,  so  wurden 
diese  Vorkehrungen  nicht  zum  Schutze  des  Bahnkörpers  noth- 
wendig,  welcher  durch  den  angeordneten  Sicherheitspfeiler  be- 
reits geschützt  war,  sondern  lediglich  im  Interesse  des  Berg- 
werksbesitzers. Ganz  anders  würde  sich  dagegen  die  Beurthei- 
lung  gestalten,  wenn  das  Feld  noch  unabgebaut  ist,  und  erst 
jetzt  beim  Vorrücken  des  Bergbaues  die  Nothwendigkeit  ein- 
tritt,  entweder  einen  Sicherheitspfeiler  stehen  zu  lassen,  oder 
unter  dem  Bahnkörper  eine  Mauerung  auszuführen.  Hier 
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würde  der  Entschädigungsanspruch  des  Bergwerksbesitzers 
nach  §.  154  begründet  sein,  sofern  die  Bergbehörde  das  letztere 
Verfahren  anordnet,  und  der  Umstand,  dass  die  Eisenbahn  vor 
Erlass  des  Berggesetzes  angelegt  war,  würde  diesen  Anspruch 
nicht  ausschliessen. 

Die  Festsetzung  der  zu  leistenden  Entschädigung  erfolgt 
nach  Anhörung  beider  Theile  und  mit  Vorbehalt  des  Rechts- 
weges durch  einen  Beschluss  des  Oberbergamtes,  welcher  vor- 
läufig vollstreckbar  ist.  Nach  einer  Recursentscheidung  des 
Handelsministers  vom  22.  August  1S67  l)  ‘soll  die  Competenz 
des  Oberbergamtes  nur  dann  eintreten,  wenn  nur  die  Höhe 
der  zu  leistenden  Entschädigung,  nicht  aber  die  Verbindlichkeit 
zum  Schadenersätze  überhaupt  streitig  ist.  Diese  Annahme 
entspricht,  wie  Brassert  a.  a.  0.  S.  332  ausführt,  nicht  dem 
Zwecke  und  auch  nicht  dem  Wortlaut  des  Gesetzes,  da  § 154 
Absatz  2 das  Oberbergamt  zur  Entscheidung  beruft,  w'enn  die 
Betheiligten  über  die  zu  leistende  Entschädigung  (nicht  etwa 
über  den  Betrag  der  zu  leistenden  Entschädigung)  sich  nicht 
gütlich  einigen. 

§.  36.  Aufbereitungsanstalten  und  Triebwerke. 

(§§.  58 — 59  des  Berggesetzes,  §§.  16 — 24  der  Gewerbe-Ordnung.) 

Die  Anstalten  zur  weiteren  Verarbeitung  der  Bergwerks- 
produkte werden  nach  dem  oben  S.  163  f.  Gesagten  in  Auf- 
bereitungsanstalten und  Hüttenwerke  unterschieden,  je  nachdem 
sie  die  mechanische  Zerkleinerung  oder  die  chemische  Um- 
setzung der  gewonnenen  Mineralien  bezwecken.  Nach  den 
älteren  Berggesetzen  wurden  beide  unter  den  bergmännischen 
Nebenanlagen,  folglich  unter  den  Gegenständen  der  Bergge- 
setzgebung begriffen.  Es  wurde  namentlich  auch  zur  Anlage 
vou  Hüttenwerken  das  Recht  zur  Expropriation  ebenso  wie  für 
die  eigentlichen  Berg  Werksanlagen  und  Aufbereitungsanstalten 
gegeben. 2) 

Durch  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1861  (Ges.-Sammlung 
S.  425)  §.12  sind  jedoch  die  Hüttenwerke  aus  dem  Bereiche 
der  Berggesetzgebung  ausgeschieden  und  den  Gewerbegesetzen 

1)  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  XI.  S.  314,  381. 

2)  A.  L.  R.  Th.  II.  Tit.  16  §.  109.  Cleve-Märk.  B.  0.  Cap.  72. 
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unterworfen  worden,  und  diese  Veränderung  war  eine  blosse 
Folge  der  thatsächlichen  Umgestaltung,  welche  in  dem  Hütten- 
betriebe eingetreten  ist.  Der  Letztere  wird  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  nicht  mehr  von  dem  Bergwerksbesitzer,  sondern  als 
ein  eigenes  Gewerbe  von  besonderen  Unternehmern  betrieben, 
und  die  Hüttenanlagen  sind  nicht  mehr  Zubehörungen  der 
Bergwerke,  sondern  eigene,  auf  die  Verarbeitung  der  Produkte 
vieler  Bergwerke  eingerichtete  Anlagen. 

Auch  das  Allgemeine  Berggesetz  erstreckt  deshalb  in  den  * 
§§.  58  und  59  seine  Bestimmungen  nur  auf  die  Aufbereitungs- 
anstalten und  zwar  auf  die  von  dem  Bergwerkseigenthümer 
zur  Aufbereitung  der  eigenen  Bergwerkserzeugnisse  errichteten 
Anstalten.  Die  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  D nimmt 
ebenso  die  Aufbereitungsanstalten  von  den  Gegenständen  der 
Gewerbegesetzgebung  aus,  indem  sie  im  §.  6 bestimmt: 

Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf 
das  Bergwesen  (vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der 
§§.  152,  153  und  154),  ! 

und  diese  Vorschrift  in  §.  154  dahin  erläutert,  dass  darunter 
Bergwerke,  Aufbereitungsanstalten  und  unterirdisch  betriebene 
Brüche  oder  Gruben  verstanden  werden. 

Die  Aufbereitungsanstalten,  sofern  sie  von  dem 
Bergwerksbesitzer  selbst  betrieben  werden,  unterliegen  daher 
nicht  der  besonderen  Genehmigung,  welche  nach  §.  16  der 
Gewerbeordnung  für  ähnliche  Anlagen,  aus  deren  Betrieb  Nach- 
theile für  die  benachbarten  Grundstücke  oder  für  das  Publikum 
überhaupt  entstehen  können,  erfordert  wird.  Auch  die  An- 
stalten zur  Darstellung  von  Koaks,  Stein-  oder  Braunkohlen- 
theer  und  Erdöl  bedürfen  nach  §.  16  der  besonderen  Geneh- 
migung nicht,  wenn  sie  am  Gewinnungsort  des  Materials  er- 
richtet werden.  Für  die  eigentlichen  Aufbereitungsanstalten 
gilt  diese  Beschränkung  nicht,  cs  kommt  vielmehr  nach  g.  58 
des  Berggesetzes  nur  darauf  an,  dass  sie  vom  Bergwerkseigen- 
thümer zur  Aufbereitung  der  eigenen  Produkte  betrieben  werden. 
Der  Betrieb  der  Aufbereitungsanstalten  ist  von  keiner 


1)  Ueber  das  Verhältnis  der  neuen  Gewerbeordnung  zu  den  Be- 
stimmungen des  Berggesetzes  vergl.  die  Abhandlung  von  Brassert  iu 
der  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  XL  S.  230—259. 
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Concession  abhängig  und  nur  den  darüber  ergangenen  bergpo- 
lizeilichen Vorschriften  unterworfen,  welche  die  vorherige  Ein- 
reichung einer  Beschreibung  der  Anstalt  erfordern  und  die 
nothwendigen  Vorkehrungen  zum  Schutze  der  benachbarten 
Grundstücke  und  der  benutzten  Wasserläufe  (Klärvorrichtun- 
gen, Fangdämme  u.  dgl.)  anordnen.  *) 

Mit  der  besonderen  Genehmigung  fällt  auch  das  Aufgebot 
(§.  17  der  Gewerbeordnung)  und  die  Befugniss  der  benach- 
barten Grundbesitzer  fort,  gegen  die  Errichtung  der  bezeich- 
nten Anlagen  Einwendungen  zu  erheben,  und  dies  musste  der 
Fall  sein,  weil  Aufbereitungsanstalten,  welche  für  die  Produkte 
eines  bestimmten  Bergwerks  errichtet  werden , der  Natur  der 
Sache  nach  an  einen  bestimmten  Ort  gebunden  sind,  und  weil 
dem  Bergwerksbesitzer  für  diese  Anlagen  nach  §.  135  des 
Berggesetzes  sogar  das  Recht  auf  Grundabtretung  eingeräumt 
ist.  Wenn  nämlich  der  Grundbesitzer  einer  so  weit  gehenden 
Einschränkung  unterworfen  wird,  dass  er  die  Anlage  der  Auf- 
bereitungsanstalt auf  seinem  Grundstücke  gestatten  muss,  so 
kann  folgerichtig  auch  dem  Nachbarn  kein  Einspruch  gegen 
die  Anlage  wegen  der  etwaigen  Beschädigungen  seines  Grund- 
stücks oder  wegen  blosser  Belästigungen  eingeräumt  werden. 
Der  Entschädigungsanspruch  wegen  solcher  durch  den  Betrieb 
von  Aufbereitungsanstalten  zugefügten  Nachtheile  ist  nach  den 
oben  im  §.  29  entwickelten  Grundsätzen  zu  heurtheilen. 

Die  Triebwerke,  welche  beim  Bergbau  und  dessen 
Nebenanlagen  verwendet  werden,  unterliegen  den  Vorschriften 
der  Gewerbeordnung  und  bedürfen  einer  besonderen  Genehmi- 
gung, insofern  sie  mit  Dampfkesseln  (§.  24  1.  c.)  oder  mit 
Stauanlagen  (§.  23)  verbunden  sind. 

Die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  sind  durch  die 
für  Preussen  am  4.  September  1859  ergangene  Anweisung 
zur  Ausführung  erläutert. 

Zur  Anlegung  von  Dampfkesseln  auf  Bergwerken  ist 
die  Genehmigung  der  Bergbehörde  erforderlich,  welche  die 

1)  Vergl.  die  Bonner  Bcrgpolizei-Verorduung  vom  8.  Novomber 
18G7  §§.  52  — 54  und  die  Klausthaler  Bergpolizei-Verordnung  v.  5.  Juni 
18G9.  Zeitscbr.  f.  Bergrecht  Bd.  VIII.  S.  443.  Bd.  X.  S.  474;  ferner 
für  Koaksanstalten : die  Dortmunder  Verordnung  vom  12.  Dezember 
186G  a.  a.  0.  Bd.  VII.  S.  542. 
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Zulässigkeit  der  Anlage  nach  den  Bestimmungen  des  Regula- 
tivs vom  31.  August  1801 l)  und  bei  beweglichen  Dampfkesseln 
nach  dem  Erlasse  vom  13.  März  1855  prüft.  Das  Gesuch  um 
Ertheilung  der  Genehmigung  ist  beim  Revierbeamten  anzu- 
bringen; aus  demselben  muss  der  vollständige  Name,  Stand 
und  Wohnort  des  Unternehmers  ersichtlich  sein.  Demselben 
ist  eine  Beschreibung  und  eine  Zeichnung  des  Kessels  in  ein- 
fachen Linien,  ausserdem,  wenn  die  Anlage  eines  feststehenden 
Dampfkessels  beabsichtigt  wird,  eine  Situationszeichnung  und 
ein  Bauriss  in  zwei  Exemplaren  beizufügen.  Die  Zeichnungen 
müssen  den  Vorschriften  unter  Nro.  31  und  50  der  ministe- 
riellen Anweisung  zur  Ausführung  der  Gewerbe- Ordnung  ent- 
sprechen. £) 


1)  Vergl.  meinen  Commentar  S.  181  ff.  — Die  Gewerbeordnung 
halt  im  §.  24  die  bisherigen  Vorschriften,  bis  zum  Erlasse  allgemeiner 
polizeilicher  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln  durch 
den  Bundesrath  aufrecht. 

9 

2)  31.  Für  die  erforderlichen  Zeichnungen  ist  ein  Massstab  zu 
wählen,  welcher  eine  deutliche  Anschauung  gewährt;  der  Massstab  ist 
stets  auf  die  Zeichnungen  einzutrageu. 

Nivellements  und  die  dazu  gehörigen  Situationspläue  sind  von 
vereideten  Feldmessern  oder  Baubeamten  zu  fertigen.  Alle  sonstigen 
Zeichnungen  können  von  den  mit  der  Ausführung  betrauten  Technikern 
und  Werkmeistern  aufgenommen  werden. 

Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Nivellements  sind  von  dem- 
jenigen, welcher  sie  gefertigt  hat,  und  von  dem  Unternehmer  zu  voll- 
ziehen. 

50.  In  der  Beschreibung  sind  die  Dimensionen  des  Kessels,  die 
Stärke  und  Gattung  des  Materials,  die  Art  der  Zusammensetzung,  die 
Dimensionen  der  Ventile  und  deren  Belastung,  die  Einrichtung  der 
Speisevorrichtung  und  der  Feuerung,  sowie  die  Kraft  und  Art  der 
Dampfmaschine  anzugeben. 

Aus  der  Zeichnung  muss  die  Grösse  der  vom  Feuer  berührten 
Fläche  zu  berechnen,  und  die  Höhe  des  niedrigsten  zulässigen  Wasser- 
standes über  den  Feuerzügen  zu  ersohen  sein;  auf  die  Einrichtung  der 
Dampfmaschine  braucht  sie  sich  nicht  zu  erstrecken.  Die  Situations- 
zeichnung hat  die  an  den  Ort  der  Aufstellung  des  Kessels  stossenden 
Grundstücke  zu  umfassen. 

Aus  dem  Bauriss  muss  sich  der  Standpunkt  der  Maschine 
und  des  Kessels,  der  Standpunkt  und  dio  Höhe  des  Schornsteins, 
sowie  die  Lage  der  Feuer-  und  Rauchrohren  gegen  die  benaeh- 
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Die  Prüfung  des  Antrags  und  die  Ausfertigung  der  Ge- 
nehmigungs-Urkunde erfolgt  durch  das  Oberbergamt.  Wird 
die  Genehmigung  versagt  oder  nur  unter  Bedingungen  oder 
Einschränkungen  ertheilt,  so  erlässt  das  Oberbergamt  zunächst 
einen  schriftlichen  Bescheid  an  den  Unternehmer. Gegen 
diesen  Bescheid  steht  dem  Unternehmer  der  Recurs  au  das 
Handelsministerium  offen,  welcher  binnen  vierzehn  Tagen 
bei  dem  Oberbergamte  oder  dem  Handelsministerium  eingelegt 
und  gerechtfertigt  werden  muss. *) 

Bevor  der  Kessel  in  Betrieb  genommen  wird,  ist  zu  un- 
tersuchen, ob  die  Ausführung  den  Bestimmungen  der  ertheilten 
Genehmigung  entspricht  (Gewerbe-Ordnung  §.  24).  Die  Un- 
tersuchung in  Bett  eff  der  vorschriftsmässigen  Construction  des 
Kessels  muss  vor  dessen  Aufstellung  erfolgen  und  kann  in  der 
Fabrik,  wo  derselbe  verfertigt  ist,  oder  an  dem  Aufstellungs- 
orte erfolgen.  Zur  Ausführung  derselben  ist  jeder  königliche 
Baubeamte,  Revierbeamte  oder  Eisenbahn-Maschinenmeister 
befugt.  Für  die  Prüfung  des  Kessels  mittelst  Wasserdruckes 
kommt  §.  14  des  Regulativs  vom  31.  August  1861  in  An- 
wendung. 3) 


barten  Grundstücke  deutlich  orgeben  ; den  Umständen  nach  kann  ein 
einfacher  Grundriss  und  eine  Längenansicht  oder  ein  Durchschnitt 
genügen. 

1)  Nro.  41,  51  der  Anweisung. 

2)  Die  Recursfrist  in  gewerbepolizeilichen  Angelegenheiten  ist 
durch  §.  20  der  Gewerbe-Ordnung  bestimmt.  — Diese  Vorschrift 
schliesst  die  Anwendung  des  §.  192  des  Berggesetzes  aus,  welcher  eine 
vierwöchentliche  Rccursfrist  in  Bezug  auf  die  sonstigen  Beschlüsse  des 
Oberbergamts  zulässt. 

3)  Diese  Vorschrift  lautet  mit  der  durch  den  Erlass  vom  1.  De- 
cember  1864  getroffenen  Abänderung: 

§.  14. 

Jeder  Dampfkessel  muss,  bevor  er  eingemauert  und  ummantelt 
wird,  nach  Verschluss  sämmtlicher  Oeffnungen  und  Belastung  der  Si- 
cherheitsventile mittelst  einer  Druckpumpe  mit  Wasser  mit  dein  zwei- 
fachen Betrage  des  dem  Drucke  der  beabsichtigten  Dampfspaunung 
entsprechenden  Gewichts  geprüft  werden. 

Die  Kesselwände  und  die  Wände  der  Feuerzüge  müssen  dieser 
Prüfung  widerstehen,  ohne  eine  Veränderung  ihrer  Form  zu  zeigen 
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Ausserdem  ist  bei  stehenden  Dampfkesseln  eine  weitere 
Untersuchung  nach  der  Aufstellung  vorgeschrieben,  welche 
auf  die  gehörige  Ausführung  der  sonstigen  für  die  Anlage 
massgebenden  Bestimmungen  zu  richten  ist.  Diese  Untersu- 
chung liegt  dem  zuständigen  Revierbeamten  ob  und  muss 
spätestens  drei  Tage  nach  der  Anzeige  von  der  erfolgten  Auf- 
stellung stattfinden,  lieber  ihren  Ausfall  ist  binnen  drei  Tagen 
eine  schriftliche  Bescheinigung  zu  ertheilen.  ‘) 

Die  im  Betrieb  befindlichen  Dampfkessel  auf  Bergwerken 
unterliegen  eiuer  jährlich  wiederkehrenden  Revision  durch  den 
Revierbeamten  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  7.  Mai 
1856  (Ges.-Samml.  S.  295)  und  des  dazu  erlassenen  Regulativs 
vom  23.  August  1856. 

Für  jede  erste  Untersuchung  eines  Dampfkessels  hat  der 
Besitzer  des  Kessels  eine  Gebühr  von  drei  Thalern  und  die 
Reisekosten  zu  entrichten ; für  die  regelmässig  wiederkehrende 
Revision  beträgt  die  Gebühr  bei  mehreren  auf  einem  Berg- 
werke vorhandenen  Dampfkesseln  für  den  ersten  Kessel  drei 
Thaler,  für  den  zweiten  zwei  Thaler  und  für  den  dritten  und 
jeden  folgenden  Kessel  einen  Thaler.* 1 2) 

Ausserdem  steht  der  Betrieb  der  Dampfkessel  auf  Berg- 
werken nach  §.  196  des  Berggesetzes  unter  der  fortlaufenden 
polizeilichen  Aufsicht  der  Bergbehörden,  welche  nach  §§.  197 
bis  199  befugt  sind,  polizeiliche  Vorschriften  über  die  Instand- 
haltung und  Wartung  der  Dampfkessel  zu  treffen  und  die 
Uebertretung  derselben  gemäss  §§.  208  und  209  zur  gericht- 
lichen Bestrafung  zu  bringen. 

Die  Genehmigung  der  Stauanlagen  für  Wassertrieb- 
werke auf  Bergwerken  und  Aufbereitungsanstalten  erfolgt  nach 

und  ohne  undicht  zu  werden.  Diese  Druckprobe  rauös  wiederholt 
worden : 

a)  nach  Reparaturen,  welche  in  der  Maschinenfabrik  haben  ausge- 
führt werden  müssen; 

b)  wenn  feststehende  Kessel  an  einer  anderen  Betriebsstätte  aufgo- 
stellt  werden.  (Erlass  vom  1.  December  1864.) 

1)  Nro.  6 der  ministeriellen  Anweisung. 

2)  Die  Aufhebung  der  regelmässig  wiederkehrenden  Revisionen 
und  der  dafür  zu  entrichtenden  Gebühren  ist  in  Aussicht  genommen. 
Vcrgl.  Brassert  a.  a.  0.  S.  141. 
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§.  59  Abs.  3 dos  Berggesetzes  durch  einen  gemeinschaftlichen 
Beschluss  des  Oberbergamtes  und  der  Regierung.  Der  Antrag 
des  Unternehmers,  welcher  nach  Nro.  28  und  30  der  Anwei- 
sung an  den  Revierbeamtcn  zu  richten  ist  und  von  einer 
Zeichnung  der  Stauvorrichtungen,  einem  Nivellements-  und 
einem  Situationsplane  begleitet  sein  muss,  wird  nach  §.  17  der 
Gewerbe-Ordnung  durch  einmalige  Einrückung  in  das  Amts- 
blatt zur  öffentlichen  Keuntniss  gebracht,  mit  der  Aufforderung, 
etwaige  Einwendungen  gegen  die  neue  Anlage  binnen  vierzehn 
Tagen  anzubringen.  Die  Frist  nimmt  ihren  Anfang  mit  Ab- 
lauf des  Tages,  au  welchem  das  die  Bekanntmachung  enthal- 
tende Blatt  ausgegeben  worden  und  ist  für  alle  Einwendun- 
dunen, welche  nicht  auf  privatrechtlichen  Titeln  beruhen,  prä- 
dusivisch. 

Werden  keine  Einwendungen  angebracht,  so  hat  die  Behörde 
zu  prüfen,  ob  der  Anlage  Bedenken  im  öffentlichen  Interesse 
entgegenstehen,  und  auf  Grund  dieser  Prüfung  die  Genehmi- 
gung entweder  zu  versagen  oder  unter  Festsetzung  der  sich 
als  nöthig  ergebenden  Bedingungen  zu  ertheilen.  Der  Bescheid 
wird  schriftlich  mit  den  Gründen  aasgefertigt. ') 

Werden  Einwendungen  erhoben,  so  wird  zur  Verhandlung 
derselben  von  dem  Revierbeamten  ein  Termin  angesetzt  und 
zu  demselben  der  Unternehmer  und  die  Widersprechenden  ge- 
gen Behändigungsschein  vorgeladen,  unter  der  Verwarnung, 
dass  im  Falle  des  Ausbleibens  gleichwohl  mit  der  Erörterung 
der  Einwendungen  werde  vorgegangen  werden,  und  dass  nach 
dem  Abschluss  der  Erörterung  neue  thatsächliche  Behaup- 
tungen nicht  mehr  zugelassen  werden.  Einwendungen,  welche 
auf  besonderen  privatrechtlichen  Titeln  (wie  Vertrag,  Privile- 
gium, letztwillige  Verfügung)  beruhen,  werden  ohne  vorherige 
Erörterung  zur  richterlichen  Entscheidung  verwiesen  und  bei 
der.  Entscheidung  über  die  Genehmigung  der  Anlage  nicht  be- 
rücksichtigt. Andere  Einwendungen  werden  mit  den  Parteien 
vollständig  erörtert  und  über  streitige  erhebliche  Behauptungen 
Beweis  erhoben.  Gründen  sich  diese  Einwendungen  auf  allge- 
meine privatrechtlichc  Titel  (wie  z.  B.  Eigenthum,  Berechti- 
gung zur  Schifffahrt  oder  zur  Stauung),  so  erfolgt  die  Erörte- 


1)  Gewerbe-Ordnung  §.  18. 


Digitized  by  Google 


§.  36.  Aufbcrcitungsanstaltcn  und  Triebwerke. 


395 


rung  unter  dem  Vorbehalte  der  Verfolgung  derselben  auf  dem 
Rechtswege. ') 

Die  abgeschlossenen  Verhandlungen  werden  von  dem  Re- 
vierbeamten mit  einer  Aeusseruug  über  die  Zulässigkeit  der 
Stauanlage  und  die  etwa  erhobenen  Einwendungen  dem  Über- 
bergamte eingereicht®),  welches  dieselben  mit  seiner  Aeusserung 
an  die  Regierung  befördert. 

Sind  keine  Einwendungen  erhoben  und  wird  die  Geneh- 
migung nach  dem  Anträge  des  Unternehmers  ohne  Bedingun- 
gen oder  Einschränkungen  ertheilt,  so  fertigt  die  Regierung  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Oberbergamte  alsbald  die  Genehmigungs- 
urkundc  aus.  Wird  die  Genehmigung  versagt,  oder  nur  unter 
Bedingungen  oder'  Einschränkungen  ertheilt,  so  ergeht  ein  ge- 
meinschaftlicher Bescheid  beider  Behörden  an  den  Unterneh- 
mer- Letzterer  kann  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  Empfang 
des  Bescheides  den  Recurs  einlegen  oder  auf  mündliche  Ver- 
handlung bei  der  Regierung  antragen.*) 

Sind  Einwendungen  gegen  die  Stauanlagen  erhoben,  so 
wird  nach  Eingang  der  Verhandlungen  bei  der  Regierung  stets 
das  mündliche  Verfahren  vor  derselben  eingeleitet.  Der  Un- 
ternehmer und  die  Widersprechenden  werden  gegen  Behändi- 
gungsschein  und  mit  der  Verwarnung  geladen,  dass  im  Falle 
des  Ausbleibens  dennoch  in  der  Sache  werde  verfahren  werden. 
Sie  können  einen  Beistand  zuziehen  oder  sich  auf  Grund  einer 
schriftlichen  Vollmacht  vertreten  lassen. 

Das  Collegium  kann  vor  der  Entscheidung  die  Aufnahme 
von  Beweisen  bcschliessen  und  diese  entweder  selbst  oder  durch 
einen  C'ommissar  oder  durch  eine  Unterbehörde  erheben.  Die 
Gestellung  der  Zeugen  und  Sachverständigen  bleibt  Sache  der 
Partei,  welche  die  Vernehmung  beantragt  hat.  Die  Vereidung 
erfolgt  nach  den  gerichtlichen  Eidesformeu. 

Die  Entscheidung  wird  den  Betheiligten  im  Schlusstermine 
mündlich  eröffnet  und  demnächst  schriftlich  abgesetzt.  Im 

1)  Gewerbe-Ordnung  §.  19.  — Anweisung  Xr-  37 — 39. 

2)  Dio  vorherige  Vorlegung  an  einen  Banbeamteu  (Xro.  40  der 
Anweisung)  ist  nicht  erforderlich,  da  der  instruirende  Kovierbeamto 
selbst  als  der  zuständige  Baubeamto  anzusehen  ist.  Vorgl.  Brassert 
a.  a.  0.  S.  245. 

3)  Anweisung  Nr.  41. 


Dinitized  by  Google 


396 


Siebente«  Buch.  Nebenanlagen. 


Tenor,  welcher  von  den  Gründen  zu  sondern  ist,  muss  über 
den  Antrag  des  Unternehmers  und  Uber  die  einzelnen  Ein- 
wendungen, sowie  über  die  Vertheilung  der  Kosten  entschieden 
werden.  Die  Zustellung  des  ausgefertigten  Bescheides  erfolgt 
gegen  Behändigungsschein.  Von  mehreren  Widersprechenden, 
welche  nicht  einen  gemeinschaftlichen  Bevollmächtigten  bestellt 
haben,  erhält  der  Eine  Ausfertigung,  die  Uebrigen  Abschrift 
des  Tenors  der  Entscheidung  und  zugleich  Nachricht,  wenn 
die  Ausfertigung  übersandt  ist. 

Der  Recurs  gegen  die  Entscheidung  kann  binnen  vierzehn 
Tagen  nach  der  Zustellung  bei  der  Regierung  oder  den  be- 
theiligten Ministerien1 2)  eingereicht  werden.  Die  Recursschrift 
muss  in  zwei  Exemplaren  eingereicht  werden,  von  denen  das 
eine  der  Gegenpartei  zur  Beantwortung  binnen  einer  vierzehn- 
tägigen  Frist  mitgetheilt  wird.  Neue  Einwendungen  oder 
neue  thats  ichliche  Anführungen  sind  im  Recursverfahreu  nicht 
zulässig. 

Der  Recursbescheid,  welcher  mit  Gründen  versehen  sein 
muss,  wird  von  den  zuständigen  Ministerien  der  Regierung  zu- 
gefertigt und  von  dieser  in  beglaubigter  Abschrift  dem  Unter- 
nehmer und  dem  Gegner  mitgetheilt. 3) 

Die  Kosten  des  Verfahrens  fallen,  soweit  sie  durch  unge- 
gründete Einwendungen  erwachsen,  dem  Widersprechenden  und 
im  Uebrigen  dem  Unternehmer  zur  Last.4) 

Die  Ausfertigung  der  Genehmigungs-Urkunde  erfolgt  nach 
dem  Abschluss  des  Verfahrens  durch  die  Regierung  und  das 
Oberbergamt.  Vor  Ertheilung  der  Genehmigungs-Urkunde  ist 
die  Ausführung  der  Anlage  nicht  gestattet. 

Die  Genehmigung  zu  der  Dampfkessel-  oder  Stauanlage 
bleibt  nach  §.  25  der  Gewerbeordnung  so  lange  in  Kraft,  als 
keine  Aenderung  in  der  Betriebsstätte  vorgenommen  wird,  und 
die  Anlage  selbst  unverändert  bleibt.  Zur  Veränderung  der 

1)  Anweisung  Nr.  42 — 44. 

2)  Diese  sind  bei  Stauanlagen  für  Bergwerke  der  Handelsminister 
als  Vorgesetzte  Behördo  des  Oberbergamts  uud  der  Minister  der  land- 
wirtschaftlichen Angelegenheiten  als  letzte  Instanz  in  Vorflutbango- 
legenheiteu. 

3)  Anweisung  Nr.  45 — 47. 

4)  Gewerbe-Ordnung  §.  22. 
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Betriebsstätte  oder  zu  wesentlichen  Veränderungen  im  Betriebe 
der  Anlagen  ist  die  gleiche  Genehmigung  erforderlich  wie  zu 
der  ursprünglichen  Anlage  selbst.  Bei  beweglichen  Dampf- 
kesseln ist  eine  Veränderung  in  der  Betriebsstätte  ohne  Wei- 
teres gestattet.  Bei  Veränderungen  im  Betriebe  der  Stauan- 
lagen kann  auf  Antrag  des  Unternehmers  von  der  Bekannt- 
machung im  Amtsblatte  abgesehen  werden,  wenn  die  Behörde 
die  Ueberzeugung  gewinnt,  dass  die  Veränderung  für.  die  Be- 
sitzer der  benachbarten  Grundstücke,  insbesondere  für  die 
übrigen  Stauberechtigten  oder  für  das  Publikum  überhaupt  keine 
neuen  oder  grösseren  Xachtheile  herbeiführen  wird. 

Die  Zuwiderhandlungen  gegen  die  angeführten  Vorschriften 
der  Gewerbeordnung,  insbesondere  die  Anlegung  eines  Dampf- 
kessels oder  einer  Stauanlage  für  Wassertriebwerke  ohne  die 
erforderliche  Genehmigung,  ferner  die  Abweichung  von  den 
festgestellten  Bedingungen,  die  Veränderung  der  Anlage  oder 
die  Verlegung  der  Betriebsstätte  ohne  Genehmigung  wird  im 
§.  147  mit  Geldbusse  bis  zu  einhundert  Thaler  und  im  Un- 
vermögensfalle  mit  verhältnissmässiger  Gefängnisstrafe  bis  zu 
sechs  Wochen  bedroht. 


Achtes  Buch. 


Das  Bergregal  im  Privatbesitz. 

§.  87.  Allgemeines. 

(§.  250  des  Berggesetzes  — §§.  106 — 108  Allgem.  Landrecht  Theil  II 

Tit.  16.) 

Nach  dem  früheren  rechtsrheinischen  Bergrechte  wurde 
das  Bergregal  oder  der  Inbegriff  der  dem  Staate  in  Bezug  auf 
den  Bergbau  zukommenden  Hechte  zu  deu  niederen  Regalien 
gerechnet  (§.  100  A.  L.  II.  II.  10).  unter  welchen  ausserdem 
die  Rechte  des  Staates  an  Land-  und  Heerstrassen,  Strömen, 
Iiiifen  und  Meerbusen,  an  herrenlosen  Sachen,  sowie  die  nutz- 
baren Rechte  der  Gerichtsbarkeit  begriffen  wurden  (§§.  21—23 
A.  L.  R.  II.  14).  Der  gemeinsame  Gattungsbegriff  dieser 
niederen  Regalien  liegt  in  der  Veräusserlichkeit  der  erwähnten 
Rechte,  welche  zwar  durch  die  gesetzliche  Regel  dem  Staate 
beigelegt  werden,  aber  in  einzelnen  Fällen  auch  von  Privat- 
personen und  von  Commuuen  erworben  werden  können  (A.  L. 
R.  Th.  II.  Tit.  14.  §.  20).  Ein  weiteres  gemeinsames  Merk- 
mal kommt  neben  der  Veräusserlichkeit  den  sogenannteu  nie- 
deren Regalien  offenbar  nicht  zu.  Es  sind  vielmehr  unter 
diesem  Namen  die  verschiedenartigsten  Rechte  in  eine  Klasse 
zusammengestellt : Hoheitsrechte,  die  nach  unserer  heutigen 
Verfassung  überhaupt  nicht  mehr  vom  Begriffe  des  Staates 
getrennt  werden  können,  wie  die  Gerichtsbarkeit  - Monopole, 
wie  das  Postregal  und  das  Salzregal  — und  unzweifelhafte 
Steuern,  wie  die  Zollgerechtigkeit  und  der  Bergzehnte. 

Auch  das  Bergregal  selbst,  wie  desseu  Begriff  in  der  frühe- 
ren rechtsrheinischen  Gesetzgebung  festgestellt  ist,  umfasst  die 
verschiedenartigsten  Rechte ; das  Recht  der  Verleihung,  welches 
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als  ein  Austluss  der  Gerichtsbarkeit  zu  betrachten  ist,  die 
Ausübung  der  Bergpolizei  und  endlich  das  Recht  auf  den 
Zehnten  und  die  übrigen  Bergwerksabgabeu , welches  im  Be- 
sitze des  Staates  als  ein  Ausfluss  der  Steuerhoheit  zu  betrach- 
ten ist,  im  Besitze  von  Privatpersonen  dagegen  den  Character 
einer  auf  dem  Bergwerke  ruhenden  Reallast  annimmt.  *) 

Nach  §.  250  des  Allgemeinen  Berggesetzes  bleiben  die 
Rechte  der  Privatregalbesitzer  unverändert  bestehen,  jedoch  un- 
terliegt unbeschadet  dieser  Rechte  auch  der  Bergbau  in  den 
Privatregalbezirken  den  Bestimmungen  des  Berggesetzes.  Da 
das  Berggesetz  über  die  Besteuerung  der  Bergwerke  keine 
Bestimmung  trifft,  sondern  nach  §.  245  Absatz  2 es  bei  den 
bisherigen  Vorschriften  über  die  Bergwerksabgaben  belässt,  so 
ist  in  dem  Zehntrechte  der  Privatregalbesitzer  eine  Verände- 
rung nicht  eingetreten.  Dasselbe  wird,  da  die  Staatsabgaben 
bereits  durch  die  frühere  Gesetzgebung  der  Jahre  1851 — 1862 
eine  durchgreifende  Veränderung  erfahren  haben,  nach  beson- 
dern,  lediglich  den  altern  Bergordnungen  entnommenen  Regeln 
ausgeübt  (Vergl.  unten  §.  40).  Das  Recht  der  Verleihung  und 
die  Bergpolizei  müssen  dagegen  nach  den  Vorschriften  des 
Berggesetzes  ausgeübt  werden. 

I.  Das  Recht  der  Verleihung  war  schon  nach  dem 
früheren  Bergrechte  nicht  eine  Befugniss  zur  willkürlichen 
Vergabung  des  Bergwerkseigenthums,  sondern  vielmehr  die 
Ausübung  der  in  den  übrigen  Bezirken  dem  Staate  zustehen- 
den Administrativjustiz  in  Bezug  auf  die  Erwerbung  der  Berg- 
werke. Dies  wurde  bereits  von  dem  Obertribunal  durch  das 
Präjudiz  2228  vom  2.  Juli  18501  2)  anerkannt,  nach  welchem 
auch  Privatpersonen,  die  das  Bergregal  in  einem  gewissen 
Districte  erworben  haben,  bei  ihren  Bergwerksverleihungen  an 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  gestattete  Feldesgrösse 
gebunden  sind.  Auch  in  den  Regulativen,  durch  welche  die 
Ausübung  des  Regals  in  den  einzelnen  Privatregalbezirken 
vertragsmässig  geordnet  wurde,  ist  den  Besitzern  die  Beach- 
tung der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Erwerbung  des 
Bergwerkseigenthuins  ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht.  Ge- 


1)  Vergl.  meine  Uebersicht  S.  10. 

2)  Meine  Uebersicht  S.  28. 
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geuwärtig  kommen  daher  auch  in  diesen  Gebieten  für  die  Er- 
werbung des  Bergwerkseigenthums  die  Bestimmungen  der  ersten 
beiden  Titel  des  Berggesetzes  bei  der  unmittelbaren  Erwerbung 
des  Bergwerkseigenthums  zur  Anwendung. 

Die  Gegenstände  des  Bergwerkseigenthums 
werden  ausschliesslich  durch  §.  1 des  Berggesetzes  bestimmt. 
Wenn  daher  zur  Zeit  der  Erwerbung  des  Privatregals  noch 
andere  Mineralien  dem  Regale  unterworfen  waren,  so  sind  diese 
ebensowohl  im  Bezirke  des  Privatregals,  als  auch  im  übrigen 
Gesetzbereiche  durch  §.  1 des  Berggesetzes  von  den  Gegen- 
ständen des  Bergwerkseigenthums  ausgeschlossen  und  der  Ver- 
fügung des  Grundeigenthümers  überwiesen.  Dieser  Grundsatz 
ist  bereits  unter  dem  früheren  Rechte  für  den  Fall  einer  nach- 
träglichen Ausdehnung  des  Bergregals  durch  das  Erkenntniss 
des  Obertribunals  vom  28.  Februar  1850 ‘)  anerkannt,  nach 
welchem  die  Steinkohlen,  die  zur  Zeit  der  Verleihung  des 
fraglichen  Privatregals  nicht  zum  Regal  gerechnet  wurden  und 
erst  durch  spätere  Gesetze  der  Regalität  unterworfen  sind, 
dem  Rechte  des  Privatregalbesitzers  ebenfalls  unterliegen.  Er 
muss  dieselbe  Geltung  haben,  wenn  ein  früher  dem  Bergregal 
unterworfenes  Mineral  durch  die  neuere  Gesetzgebung  dem 
Rechte  des  Grundeigenthümers  unterworfen  wird.  *) 

Auch  die  Bedingungen  der  Erwerbung  des  Berg- 
werkseigenthums sind  nach  den  Bestimmungen  des  Berggesetzes 
zu  beurthcilen.  Sie  erfolgt  ausschliesslich  durch  Muthung  und 
Verleihung  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes,  ln  einigen 
Bezirken  war  der  Privatregalbesitzer  früher  befugt,  durch  Re- 
servation Bergwerkseigenthum  für  sich  zu  erwerben,  ebenso  wie 
auch  der  Staat  nach  dem  Plenarbeschlüsse  des  Obertribunals 
vom  3.  October  1849  (Präjudiz  2144)1 *  3)  befugt  war,  durch  Re- 
servation Bergwerkseigenthum  ohne  Erfüllung  der  gesetzlichen 
Bedingungen  der  Muthung  und  Verleihung  für  sich  zu  erwer- 
ben. Während  für  den  Staat  das  Recht  der  Reservation  durch 
das  neue  Berggesetz  unzweifelhaft  aufgehoben  ist,  wird  darüber 
gestritten,  ob  dasselbe  dem  I’rivatregalbcsitzer  durch  §.  250 

1)  Meine  l'ebersicht  S.  26. 

2j  Anderer  Meinung  ist  Oppen  hoff  Comraentar  Nr.  1239. 

8)  Meine  Uebersicht  S.  8.  — Vergl.  ferner  die  Erkenntnisse  vom 
15.  Mai  u.  19.  Juni  1866,  Zuitschr.  f.  Bergrecht  S.  193  f. 
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erhalten  sei ') , oder  ob  dasselbe  auch  fitr  ihn  als  aufgehoben 
zu  betrachten  sei.*)  Diese  Controverse  wird  auf  Grund  des 
§.  250  dahin  entschieden  werden  müssen,  dass  das  Recht  der 
Reservation  da  fortbestebt,  wo  der  Regalbesitzer  solches  auf 
Grund  eines  besonderen  Rechtstitels  z.  B.  eines  mit  dem  Staate 
vereinbarten  Regulativs  ausilbto.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist, 
und  die  Reservation  nur  als  eine  aus  dem  Bergregal  als 
solchem  folgende  Refugniss  ausgeübt  wurde,  ist  sie  aufge- 
hoben. 

Das  V er  fah  ren  zur  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums 
gestaltet  sich  in  den  Privatregalbezirken  abweichend  von  den 
Vorschriften  der  §§.  12 — 15  und  28—32  des  Berggesetzes,  da- 
durch, dass  nach  §.  250  die  von  den  Privatregalbesitzern  bestell- 
ten Bergbehörden  in  Wirksamkeit  bleiben.  Bei  diesen  Behörden 
wird  daher  die  Muthung  eingelegt,  der  Nachweis  der  Fündigkeit 
geführt  und  von  ihuen  die  Verleihungs-Urkunde  ausgefertigt. 
Auch  die  Vorschrift  des  §.  31,  nach  welcher  in  den  streitigen  Fäl- 
len der  Ausfertigung  der  Verleihungsurkuude  ein  Beschluss  vor- 
hergesehen soll,  welcher  im  Rechtswege  angefochten  werden 
kann,  ist  von  den  Bergbehörden  der  Privatregalbesitzer  zu  be- 
achten. Dagegen  findet  der  Recurs  an  den  Handelsminister 
gegen  ihre  Beschlüsse  nicht  statt,  da  §.  191  auf  sie  nicht  An- 
wendung findet.  Nach  einigen  Regulativen  ist  dem  Staate  die 
Bestätigung  der  von  dem  Privatregalbesitzer  ausgefertigten 
Verleihungsurkunden  Vorbehalten.  Die  Bestätigung  erfolgt  in 
den  betreffenden  Bezirken  durch  einen  Beschluss  des  Oherberg- 
aintes,  welcher  nach  Vlassgabe  des  §.  31  gefasst  und  im  Re- 
eursverfahren  wie  im  Rechtswege  angefochten  werden  kann.3) 

II.  Die  Bergpolizei  wird  durch  die  Bergbehörden  der 
Privatregalbesitzer  unter  der  Aufsicht  des  Oberbergamtes  und 
nach  deu  Vorschriften  des  Berggesetzes  ausgeübt;  die  Behörden 
haben  die  Competenz  des  Revierbeamten  und  müssen  die  ent- 

1)  So  Achenbach  in  der  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  VIII.  S.  388. 

2)  So  W achter  n.  a.  0.  Bd.  VI.  S.  551. 

3)  Vergl.  den  Erlass  des  Handelsmimstcra  vom  17.  Juni  1862 
Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  III.  S.  394),  welchem  die  couformen  Be- 
stimmungen des  früheren  Gesetzes  vom  10.  Juni  1861  über  das  Ver- 
leihungsverfahren zu  Grunde  liegen. 
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sprechende  Qualification  besitzen.  In  Ermangelung  eines  qua- 
lificirten  Beamten  tritt  die  Competenz  der  Revierbeamten  ein. 

In  Bezug  auf  die  Bergwerksabgaben  galt  nach  dem  frühe- 
ren Rechte  die  Regel,  dass  der  Regalbesitzer  beim  eigenen 
Bergbau  von  allen  Abgaben  an  den  Staat  befreit  sei.  Das 
Allgem.  Landrecht  verpflichtete  ihn  jedoch  im  g.  108  zur  Ent- 
richtung der  Quatember-  und  Rezessgelder,  und  das  Gesetz 
vom  12.  Mai  1851,  welches  diese  Abgaben  aufhob  und  an  ihre 
Stelle  die  Aufsichtssteuer  einführte,  unterwarf  den  Bergbau  der 
Regalbesitzer  der  letzteren  Abgabe  ebenfalls. 

§.  38.  Erwerbung. 

Schon  in  der  ältesten  Zeit  des  deutschen  Bergrechtes 
finden  sich  Beispiele  einer  Uebertragung  des  Bergregals  an 
einzelne  Grundherren  und  Geschlechter,  welche  nicht  die  Lan- 
deshoheit bcsassen.  So  wird  in  einem  Rezesse  zwischen  Bal- 
thasar, Landgraf  von  Thüringen,  und  Henrich,  Grafen  von 
Stolberg,  vom  Jahre  1392  über  die  Ausübung  des  Bergregals 
Folgendes  bestimmt:  „dass  wir  uns  geteidingt  und  vereint  ha- 
ben umb  alle  Bergwerk  an  goltgengen  und  erzsilbergongen  die 
gelegen  sind  in  der  Herrschaft  zu  Stolberg  — also  was  goit- 
genge  und  erzsilbergenge  in  denselbigen  Herrschaften  erbulbet 
wird,  wer  das  hulbet,  nymant  ausgeschlossen  — dass  sie  auch 
nymant  weren  sollen  eine  Grube  — da  sollen  dieselbien  grave 
Henrich  von  Stolberg  und  sine  Erbin  einen  halben  Zehnden 
ewiklichen  an  haben  und  uns  und  unsern  Erbin  soll  der  ander 
halbe  Zehnde  sein  und  blieben  — und  unser  Bergmeister  soll 
richten  jeden,  welcher  die  Bergwerk  bulben  uf  Goltgenge  oder 
erzsilbergenge  in  ören  Herrschaften  nach  Bergwerksrechten, 
als  wir  zu  Friborg  Bergwerksrecht  haben.“ 

Auf  Grund  dieses  Vergleiches  befinden  sich  noch  gegen- 
wärtig die  Stoibergischen  Grafen  im  Besitze  des  Bergregals 
mit  der  Beschränkung  auf  die  Hälfte  der  Zehntabgabe,  deren 
andere  Hälfte  dem  Landesherrn  verblieben  ist. 

Auch  die  schlesischen  Piasten  waren  von  jeher  im  Be- 
sitze des  Bergregals,  oliue  dass  sie  jemals  die  Territorialhoheit 
erreicht  hätten.  In  Folge  dessen  steht  noch  gegenwärtig  im 
Fürstenthum  Pless  dem  Standesherrn  das  Bergregal  zu,  und 
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von  gleichem  Ursprünge  ist  das  Regal  des  Besitzers  der  Herr- 
schaft Myslowitz,  welche  in  früherer  Zeit  von  dem  Fürstenthum 
Pless  mit  der  Berechtigung  des  Bergregals  unter  landesherr- 
licher Genehmigung  abgezeigt  ist. 

Von  neuerem  Ursprünge  ist  das  Bergregal  der  media- 
tisirten  deutschen  Reichsfürsten.  Dasselbe  gründet  sich  auf 
die  Verordnung  vom  21.  Juni  1815  (Gesetz-Samml.  S.  105), 
welche  im  §.  5 bestimmt: 

Soll  ihnen  die  Benutzung  der  Jagden  aller  Art,  desglei- 
chen der  Berg-  und  Hüttenwerke  verbleiben , jedoch 
dergestalt,  dass  sie  sich  den  Anordnungen  des  Staates 
fügen,  und  diesem  den  Vorkauf  der  erzielten  Metalle, 
Mineralien  und  Fabrikate  nach  den  Marktpreisen  lassen 
müssen. 

Hiermit  übereinstimmend  heisst  es  im  §.  23.  der  Instruc- 
tion vom  30.  Mai  1820: 

Den  Standesherren  bleibt  in  ihren  standesherrlichen  Be- 
zirken die  Benutzung  jeder  Art  der  Jagd-  und  Fischerei- 
Gerechtigkeit,  der  Bergwerke,  der  Hütten-  uud  Hammer- 
werke, soweit  sie  ihnen  bereits  zusteht,  jedoch  muss 
dieselbe  nach  den  Landesgesetzen  und  den  für  deren 
Ausführung  ergehenden  Anordnungen  der  oberen  Staats- 
behörden geschehen,  auch  darf  dem  Staate  der  durch 
Unser  Edict  vom  21.  Juni  1815  vorbehallene  Vorkauf  nicht 
verweigert  werden. 

In  diesen  Bestimmungen  ist  nur  von  der  Benutzung  der 
Bergwerke  die  Rede,  und  sie  beziehen  sich  ihrem  Wortlaute 
nach  nur  auf  solche  Bergwerke,  welche  die  mediatisirten  Reichs- 
fürsten während  der  Dauer  ihrer  früheren  Landeshoheit  er- 
worben und  angelegt  haben.  Die  Praxis  hat  jedoch  die  an- 
geführten Gesetze  auf  das  Bergregal  bezogen,  und  dieses  ge- 
schah bereits  unter  der  früheren  Rheinbundacte  vom  12.  Juli 
180f>,  welche  eine  fast  gleichlautende  Bestimmung  enthielt, 
während  gleichwohl  den  mediatisirten  Fürsten  auf  Grund  der- 
selben das  Bergregal  in  seinem  vollen  Umfange  eingeräumt 
wurde.  Auch  die  preussische  Regierung  erkannte  das  Berg- 
regal der  früher  unmittelbaren  Reichsstände  durch  die  mit  den 
einzelnen  Standesherreu  abgeschlossenen  Rezesse  ausdrück- 
lich an. 
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Es  ist  zu  bemerken,  dass  nur  den  im  Jahre  1806  und 
seitdem  bis  zum  Abschlüsse  der  Bundesacte  vom  8.  Juni  1815 
mittelbar  gewordenen  Reichsständen  durch  die  Verordnung 
vom  21.  Juni  1815  das  Bergregal  zugestanden  wird  und  nur 
für  die  Gebiete,  in  welchen  ihnen  bis  zum  Jahre  1806  die 
Landeshoheit  zustancT.  Diese  Reichsstände  und  die  betreffenden 
Gebiete  sind  in  der  Instruction  vom  30.  Mai  1820  einzeln  nam- 
haft gemacht.  Den  in  früherer  Zeit,  namentlich  durch  den 
Reichsdeputations-Hauptschluss  von  1803  mediatisirten  Reichs- 
ständen steht  eine  gleiche  Berechtigung  nicht  zu. 

Eine  ähnliche  gesetzliche  Verleihung  des  Bergregales  an 
Privatpersonen  gehört  dem  Provinzialrechte  der  Oberlausitz 
an.  Durch  die  mit  den  Ständen  des  Königreichs  Böhmen  ver- 
einbarten sogenannten  Bergwerksverträge  König  Ferdinands  I. 
vom  Montag  vor  Palmarum  1534  und  Kaiser  Maximilians  11. 
vom  18.  September  1575  ist  den  Gutsherrschaften  das 
gesainmte  Bergregal  mit  Vorbehalt  des  halben  Zehnten  vom 
Gold  und  Silber,  und  des  Vorkaufs  an  diesen  Metallen  zuge- 
stauden  worden.  Diese  sogenannten  Bergwerksverträge  sind  in 
der  Oberlausitz  durch  Gewohnheitsrecht  recipirt.  In  einem  zur 
Entscheidung  des  Ober- Tribunals  gekommenen  Rechtsfalle  war 
uicht  nur  diese  Reception  streitig,  sondern  es  war  auch  be- 
hauptet worden,  dass  die  angeführten  Bergwerksverträge  die 
unedlen  Metalle  für  ein  Accessorium  des  Grund  und  Bodens 
erklärt  und  dem  GrundeigenthUmer  zur  Benutzung  überlassen 
haben.  Das  Obertribunal  hat  jedoch  in  dem  Erkenntnisse  vom 
19.  Februar  1858  ‘)  die  Reception  der  beiden  Bergwerksver- 
träge in  der  Oberlausitz  durch  veis-chiedene  Recht  stalle  und 
durch  gleichförmige  Aussprüche  der  Behörden  und  der  stän- 
dischen Organe  in  den  letzten  beiden  Jahrhunderten  belegt. 
Sodann  wird  aus  deu  Bestimmungen  des  Vertrages  von  1575 
unter  Z.  X.  und  XXXVI.  und  des  Vertrages  von  1534  unter 
W.  V.  und  II.  nachgewiesen,  dass  unter  dem  Grundherrn, 
welchem  die  Nutzungen  des  Regals,  sowie  die  Beleihung  der 
Gewerken,  die  Bestellung  des  Bergmeisters  und  die  Obrigkeit 
über  das  Volk,  so  sich  an  den  Gründen  niederlässt,  zugestau- 
den  werden,  nur  die  Gutsherrschaft  des  Orts  verstanden  werden 


1;  Vergl.  meine  Uebersicht  S.  24. 
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kann.  Von  welcher  Beschaffenheit  das  hiernach  den  Gutsher- 
ren in  der  Oberlausitz  zustehende  Recht  auf  unedle  Metalle 
sei,  ist  in  dem  mitgetheilten  Rechtsfalle  nicht  zur  Entscheidung 
gekommen.  Indess  lassen  die  angeführten  Bestimmungen  der 
Bergwerksverträge  keinen  Zweifel  darüber,  dass  dasselbe  nicht, 
wie  der  Appellationsrichter  angenommen  hatte,  ein  Eigenthums- 
recht, sondern  lediglich  das  Bergwerksregal  ist. 

Zu  den  bisher  erwähnten  Erwerbungen  des  Bergregals 
durch  Privatpersonen  kommen  durch  besondere  landesherrliche 
Verleihung  noch  einige  Fälle  hinzu,  nämlich  in  der  Grafschaft 
Falkenstein,  den  Herrschaften  Hardenberg,  Oefte  und  Wil- 
denburg-Schönstein. 

ln  den  neu  erworbenen  Landestheilen  ist  das  Bergregal 
der  früher  reichsunmittelbaren  Standesherren  nicht  allgemein 
anerkannt.  In  Hannover  wird  dasselbe  von  dem  Herzog  von 
Aremberg  für  das  Amt  Meppen  beansprucht,  in  welchem  indess 
nur  Raseneisenerze  Vorkommen.  Ferner  stehen  in  der  Graf- 
schaft Hohnstein  deu  Grafen  zu  Stolberg- Wernigerode  und 
zu  Stolberg-Rossla  besondere  Bergregalitäts rechte  zu,  deren 
Umfang  jedoch  noch  nicht  festgestellt  ist.1) 

Als  kurhessische  Standesherren  gelten  nach  §.  1 des 
Edictes  vom  29.  Mai  1833  der  Fürst  zu  Isenburg-Birstein 
wegen  der  beiden  Aemter  Birstein  und  Langenselbold  und  des 
Antheils  desselben  am  Orte  Rückingen,  der  Graf  zu  Isenburg- 
Wächtersbach  wegen  des  Amtes  Wächtersbach  und  des  An- 
theiles  am  Orte  Rückingen,  der  Graf  zu  Isenburg-Meerholz 
wegen  des  Amtes  Meerholz  und  gleichen  Antheiles  am  Orte 
Rückingen,  der  Graf  zu  Isenburg-Büdingen  wegen  seines  An- 
theiles am  Orte  Rückingen  und  endlich  der  Graf  zu  Solms- 
Rödelheim  wegen  des  Antheiles  am  Orte  Praunheim.  Das 
gesammte  standesherrliche  Gebiet  umfasst  ungefähr  5 Quadrat- 
meilen. Der  §.  24  des  oben  erwähnten  Edictes  bestimmt  nun 
wörtlich  unter  der  Ueberschrift  „Bergregal“: 

,,Den  Standesherren  verbleibt  das  Eigen th um  und  das 
Einkommen  der  von  ihnen  bereits  eröffneten  Bergwerke. 
Die  Anlegung  neuer  Bergwerke  innerhalb  der  Standes- 


1)  Motive  zur  Verordnung  vom  8.  Mai  1867.  — Zeitschr.  f.  Berg- 
recht Bd.  VIII.  S.  161.  172. 
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herrschaften  hinsichtlich  der  Mineralien  und  Fossilien, 
deren  Benutzung  die  Standesherren  nicht  hergebracht 
haben,  kommt  Uns  zu  und  kann  solche  von  den  Stan- 
desherren nur  auf  die  Concession  Unserer  Behörden  ge- 
schehen, welche  ihnen  indessen  vor  allen  An- 
deren gegeben  werden  soll.“ 

Hiernach  gebührt  den  Standesherren  nur  ein  jus  exclu- 
dendi  alios,  ein  Vorzugsrecht  zum  Muthen,  welches  thatsächlich 
aber  eine  sehr  geringe  Bedeutung  hat,  da  ausser  Thongewin- 
nungen und  Steinbruchsbetrieb  auf  eigenem  Grund  und  Boden 
nur  eine  untergeordnete  Eisenerzgewinnung  in  den  Territorien 
Isenburg-Birstein  und  Isenburg- Wächtersbach  stattfindet.') 

Dasselbe  Verhältuiss  besteht  in  Nassau,  wo  den  standes- 
herrlichen Besitzern  der  Herrschaft  Schaumburg  sowie  der  Graf- 
schaft Westerburg  und  der  Herrschaft  Schadeck  nur  ein  Vor- 
zugsrecht zum  Bergbau,  nicht  das  volle  Bergregal  zusteht*) 
In  einigen  Bezirken  ist  das  Privatregal  der  Standesherren 
durch  Ablösungs- Verträge  beseitigt  und  an  den  Staat  zurück- 
übertragen, nämlich  in  den  Grafschaften  Solms-Braunfels, 
Solms-Lych,  Wied  und  in  der  Herrschaft  Wildenburg-Schönstein. 

Die  Regulative,  welche  mit  den  noch  vorhandenen  Pri- 
vatregalbesitzern über  die  Ausübung  des  Bergregals  abge- 
schlossen und  durch  die  Regierungs-Amtsblätter  veröffentlicht 
sind,  tragen  die  folgenden  Daten: 

1)  für  das  Fürstenthum  Pless  vom  4.  und  26.  März  1824, 

2)  für  die  Herrschaft  Myslowitz-Kattowitz  vom  31.  Octo- 
ber  1857, 

3)  für  die  Grafschaft  Stolberg- Wernigerode  vom  1.  April  1822, 

4)  für  die  Grafschaften  Stolberg-Stolberg  und  Stolberg-Rossla 
vom  28.  März  1836, 

5)  für  die  Herrschaft  Rheda  und  die  Grafschaft  Limburg 
vom  22.  August  1838, 

6)  für  die  Grafschaft  Recklinghausen  vom  28.  April  1837, 

7)  für  die  Grafschaft  Horstmar  vom  23.  November  1839, 

8)  für  die  Grafschaft  Steinfurt  vom  27.  Juni  1861, 

9)  für  die  Herrschaft  Hardenberg  vom  2.  December  1831, 


1)  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  VIII.  S.  217  f. 

2)  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  Vil.  S.  504. 
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10)  für  die  Herrschaft  Dülmen  vom  11.  December  1839, 

11)  für  die  Grafschaft  Rhein a- Wolbeck  vom  17.  Mai  1859, 

12)  für  die  Herrlichkeit  Oefte  vom  1.  Februar  1825, 

13)  für  die  Grafschaften  Wittgenstein  und  Berleburg  vom 
25.  März,  5.  April  und  8.  Juni  1841. 

Die  Bestimmungen  der  einzelnen  Regulative  weichen  in 
mannigfacher  Weise  von  einander  ab.  Besonders  bemerkens- 
werth  und  von  der  oben  entwickelten  gesetzlichen  Regel  ab- 
weichend ist  das  für  das  Fürstenthum  Pless  vereinbarte  Regu- 
lativ, durch  welches  dem  Standesherrn  das  ausschliessliche 
Recht  zum  Bergwerksbetriebe  in  dem  standesherrlichen  Ge- 
biete beigelegt  ist,  ohne  dass  es  der  Muthung  und  der  Ver- 
leihung bedarf. 


§.  39.  Das  Ausschließungsrecht. 

Neben  der  Uebertragung  des  vollen  Bergregals  kommt 
im  früheren  deutschen  Bergrechte  auch  die  Uebertragung  ein- 
zelner in  dem  Regale  enthaltener  Befugnisse  an  Privatpersonen 
vor.  Dahin  gehört  die  Verleihung  des  Ausschliessungsrechtes 
durch  das  sogenannte  Specialberglehn  und  die  Verleihung  des 
Zehntrechtes. 

Das  Ausschliessungsrecht  (jus  excludendi  alios)  enhält  ein 
Vorrecht  zum  Muthen  innerhalb  eines  gewissen  Bezirkes  und 
ist  aus  der  im  früheren  Rechte  angenommenen  Befugniss  des 
Regalinhabers,  mit  Ausschliessung  des  Muthers  für  sich  selbst 
Bergwerkseigenthum  zu  erwerben,  abgeleitet.  Das  Ausschlies- 
sungsrecht gibt  kein  Bergwerkseigenthum  an  den  in  dem  Be- 
zirke vorhandenen  verleihbaren  Mineralien;  der  Berechtigte 
muss  vielmehr,  um  Bergbau  treiben  zu  können,  erst  Berg- 
werkseigenthum im  Wege  der  Muthung  und  Verleihung  er- 
werben und  dabei  alle  gesetzlichen  Bedingungen  erfüllen.  Wenn 
dagegen  von  dritten  Personen  innerhalb  des  Bezirkes  seiner 
Berechtigung  Muthung  auf  die  seinem  Rechte  unterworfenen 
Mineralien  eingelegt  wird,  so  muss  ihm  diese  zur  Erklärung 
darüber  mitgetheilt  werden,  ob  er  selbst  smuthen  wolle. 

Zur  Ausübung  des  Ausschliessungsrechtes  ist  eine  Frist 
in  der  Regel  von  vier  Wochen  bestimmt,  binnen  deren  die 
vorschriftsmässigc  Muthung  von  dem  Berechtigten  eingelegt 
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werden  muss.  Er  kann  diese  Muthung  auf  den  Fund  des 
concurrirenden  Muthers  richten.  Liegt  der  geinutbete  Fund 
ausserhalb  des  Bezirkes  seiner  Berechtigung,  und  ist  nur  das 
Feld  in  diesen  Bezirk  hineingestreckt,  so  steht  ihm  ebenfalls 
das  Ausschliessungsrecht  in  Bezug  auf  den  fraglichen  Feldes- 
theil  zu.  Er  muss  jedoch,  um  dasselbe  auszuüben,  einen  neuen 
Fund  innerhalb  seines  Bezirkes  machen,  da  er  den  ausserhalb 
seines  Bezirkes  liegenden  Fund  nicht  in  Anspruch  nehmen  und 
ebenso  wenig  ohne  Fund  Muthung  einlegen  kann. 

In  den  älteren  Provinzen  ist  das  Ausschliessungsrecht 
nur  dem  schlesischen  l’rovinzialrecht  bekannt. 

Die  Schlesische  Bergordnung  vom  5.  Juni  1769,  welche 
zuerst  die  Steinkohlen  dem  Bergregal  unterwarf,  bestimmte  im 
Cap.  I.  §.  3.  zu  Gunsten  der  Grundherren : 

Wenn  indessen  eine  Gewerkschaft  ein  zu  unserm  Regali 
gehöriges  Bergwerk  muthen  will,  so  soll  unser  Ober- 
bergamt dieses  dem  Grundherrn  anzcigen,  und  bei  dem- 
selben anfragen,  ob  er  auf  dem  erschürften  Gange  Flötze 
oder  Stockwerke  selbst  bauen  wolle,  da  dann  der  Grund- 
herr den  Vorrang  haben  soll. 

Gleich  nach  der  Emanation  dieser  Bergordnung  erhoben 
die  Besitzer  der  Güter  Altwasser,  Neuhaus,  Weissstein  und 
Ober-Waldenburg  über  verschiedene  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes, insbesondere  über  die  eingeführte  Regalität  der  Stein- 
kohle Beschwerde  und  beriefen  sich  auf  die  über  ihre  Güter 
ertheilten  Kaiserlichen  und  Königlichen  Lehnbriefe,  in  welchen 
ihnen  die  auf  den  Gütern  befindlichen  Kohlengruben  als  Zu- 
behörungen derselben  zu  beständigem  Eigenthum  verliehen 
waren.  Sie  protestirten  gegen  die  Zulassung  von  Schürfern  und 
Muthern,  gegen  die  Verpflichtung,  selbst  Beleihung  nachzu- 
suchen, und  gegen  die  bergpolizeilichen  Beschränkungen  in 
der  Benutzung  ihrer  Kohlengruben. 

Auf  diese  Eingabe  wurden  sie  „auf  Allerhöchsten  Special- 
befehl“ durch  ein  Rescript  des  Bergwerks-  und  Hütten-Depar- 
tements  vom  30.  December  1769  beschieden,  dessen  entschei- 
pende  Stelle  wie  folgt  lautet: 

„Se.  Königliche  Majestät  lassen  bemeldeten  Dominiis 
zuvörderst  auf  ihre  eingereichtc  Specialvorstellungen 
hierdurch  bekannt  machen,  dass  aus  denen  übergebeneu 
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Lehnbriefen,  nach  welchen  ihnen  der  Berg-  und  Kohlen- 
grubenbau verliehen  worden,  nichts  weiter  hervorgeht, 
als  dass  solcher  nur  mit  einem  specialen  concedirten 
Gebrauch  und  Nutzung  derer  Steinkohlen  privative  ihren 
Gittern  verliehen,  und  also  wenn  dieselben  den  Bau 
selbst  betreiben  oder  betreiben  lassen  wollen,  kein  ter- 
iiutf  illis  invitis  selbigen  auf  ihren  Dominiis  vornehmen 
kann,  und  also  so  lange  eine  wirkliche  Selbstbebauung 
geschiehet,  ein  jus  alios  exoludendi  statt  hat.  Dahero 
denn  auch  Seine  Königliche  Majestät  denen  Dominiis 
die  Versicherung  allergnädigst  ertheilen  lassen,  dass  so 
lange  sie  die  bereits  gangbare  und  noch  ferner  zu  ent- 
deckende Steinkohlengruben  selbst  bauen  oder  bebauen 
lassen,  kein  teriius  damit  belehnet  weiden  soll.“ 

Sodann  wird  den  Bittstellern  eröffnet,  dass  sie  für  ihre 
Kohlengruben  die  Belehnung  im  Wege  der  bergrechtlichen 
Muthung  nachzusuchen  haben  und  den  übrigen  Vorschriften 
der  Bergordnung  über  den  Betrieb  der  Bergwerke  unterworfen 
bleiben.  Auch  die  Zulassung  von  Schürfern  und  Muthern  auf 
die  in  ihren  Gütern  zu  entdeckende  Steinkohle  wird  aufrecht 
erhalten. 

Dieses  Rescript  Hess  es  zweifelhaft,  ob  die  Bittsteller  le- 
diglich auf  das  im  Cap.  I,  §.  3 der  Bergordnung  den  Grund- 
herren vorbehaltenc  Vorbaurecht  verwiesen  seien,  oder  ob 
denselben  ein  besonderes  Privilegium  in  Bezug  auf  den  Stein- 
kohlenbergbau auf  ihren  Gütern  habe  gewährt  werden  sollen. 
Als  daher  durch  das  Rescript  des  Bergwerks-  und  Hutten- 
Departements  vom  4.  August  1770  — welches  durch  die  De- 
claration vom  1.  Februar  1790  die  gesetzliche  Sanction  er- 
hielt — das  Vorbaurecht  der  Grundherren  in  ein  Mitbaurecht 
zur  Hälfte  verwandelt  wurde,  wandte  das  Schlesische  Ober- 
bergamt — der  zuerst  gedachten  Ansicht  folgend  — die  Be- 
stimmungen dieses  Rescripts  auch  auf  die  Gutsbezirke  Alt- 
wasser, Neuhaus,  Weissenstein  und  Oberwaldenburg  an.  Dies 
rief  neue  Beschwerden  der  Gutsbesitzer  hervor,  in  Folge  deren 
das  Bergwerks-  und  Hütten-Departement  unter  dem  27.  Ja- 
nuar 1773  — abermals  auf  Allerhöchsten  Specialbefehl  — 
rescribirte,  dass 

„ per  rescriptum  vom  30.  December  1769  dem  Grafen 
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von  H.  wegen  seiner  Beleihung  mit  Kohlen  und  Kohlen- 
gruben ein  jus  cxcludendi  alios  ausdrücklich  verstattet 
worden,  hieraus  aber  von  selbst  folgt,  dass  Niemand 
aus  seinem  fundo , welcher  mit  solcher  Gerechtigkeit 
beliehen  ist,  das  Recht  des  ersten  Finders  in  dem  Masse 
wie  bei  anderen  Dominiis  exerciren  und  sich  die  Hälfte 
anmassen  könnte,  sondern  wenn  der  Graf  von  H. 
allein  bauen  will,  sich  mit  Erstattung  der  Kosten  be- 
gnügen müsse.“ 

Auf  Gruud  dieses  Rescripts,  welches  durch  den  späteren 
Erlass  vom  23.  April  1773  lediglich  bestätigt  wurde,  haben  die 
Besitzer  der  vier  oben  erwähnten  Güter  ein  Ausschliessungs- 
recht gegenüber  den  Muthern  von  Steinkohlen  innerhalb  ihrer 
Territorien  fortwährend  ausgeübt.  Es  geht  jedoch  aus  dem 
Inhalte  der  angeführten  Rescripte  deutlich  hervor,  dass  durch 
dieselben  nur  ein  spezielles  Privilegium  an  die  Besitzer  der 
vier  oben  gedachten  Güter  verliehen,  nicht  eine  allgemeine 
Reclitsregel  für  eine  gewisse  Classe  von  Gütern  begründet 
worden  ist. 

Ein  gleiches  Ausschliessungsrecht  wurde  dem  Besitzer 
der  Standesherrschaft  Beuthen-Tarnowitz  durch  den  Rezess  vom 
14.  August  1834  und  vom  24.  November  1835  eingeräumt.1) 

In  Nassau  besteht  das  Ausschliessungsrecht  in  den  stan- 
desherrlichen Gebieten  der  Herrschaft  Schaumburg,  sowie  der 
Grafschaft  Westerburg  und  der  Herrschaft  Schadeck  anstatt 
des  Bergregals.  Es  erstreckt  sich  auf  alle  verleihbaren  Mine- 
ralien. In  der  Grafschaft  Schaumburg  ist  jedoch  über  den 
Eisenstein  eine  besondere  Spezialbelehnung  an  eine  Gewerk- 
schaft ertheilt.2)  In  Kurhessen  tritt  ebenfalls  nach  den  oben 
angeführten  Bestimmungen  des  Edictes  vom  29.  Mai  1833  in 
den  Standesherrschaften  das  Ausschliessungsrecht  an  die  Stelle 
des  Bergregals.3) 

§.  40.  Das  Zehntrecht. 

Den  Privatpersonen,  welchen  das  Bergregal  in  einem  ge- 
wissen Bezirke  zukommt,  steht  der  Zehnte  von  den  in  diesem 

1)  Vergl.  Wach ler  in  d.  Zeitschrift  f.  Bergrecht,  Bd.  VI.  S.  415.  — 
Meine  Uebersicht  S.  28  f. 

2)  Vergl.  Brassort  in  der  Zeitschr.  f.  Bergr.,  Bd.  VII.  S.  505.  f. 

3)  Zeitschr.  f.  Bergrecht,  Bd.  VIII,  S.  217. 
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Bezirke  verliehenen  Bergwerken  nach  Maassgabe  der  §§.  98 
bis  102  des  A.  L.  R.  Th.  II,  Tit.  16.  zu,  da  die  Herabsetzung 
dieser  Abgabe  durch  die  spätere  Gesetzgebung  ausdrücklich 
auf  den  an  den  Staat  zu  entrichtenden  Zehnten  beschränkt  ist. 
Ein  gleiches  Zehntrecht  wird  auch  in  anderen  Bezirken,  in 
welchen  ein  Privatregal  nicht  besteht,  auf  Grund  verschiedener 
Rechtstitel  von  Privatpersonen  ausgeübt;  so  z.  B.  in  der  vor- 
hin erwähnten  Standesherrschaft  Beuthen-Tarnowitz,  in  der 
Herrschaft  Broich  in  Mülheim  a.  d.  Ruhr  und  in  dem  Kirch- 
spiel Wiehl  bei  Ründeroth.  In  einigen  Bezirken,  namentlich 
in  der  Herrschaft  Beuthen-Tarnowitz  und  in  den  Grafschaften 
Stolberg-Stolberg  und  Stolberg-Rossla  ist  die  Zehntberechtigung 
zwischen  dem  Staate  und  dem  Privatbesitzer  getheilt,  so  dass 
letzterer  den  halben  Zehnten  erhielt.  Die  dem  Staate  zu- 
stehende Quote  des  Zehnten  ist  in  diesen  Bezirken  durch 
§-  2 des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1863  (Gesetz-Samml.  S.  462) 
auf  die  entsprechende  Quote  der  durch  das  Gesetz  vom  20.  Oc- 
tober  1862  bestimmten  einprocentigen  Bergwerksabgabe  er- 
mässigt  worden. 

Auch  die  Privatregalbesitzer  und  die  sonstigen  Zehnt- 
berechtigten sind  durch  die  Ermässigung  der  Staatsabgaben 
vom  Bergbau  meistens  ebenfalls  zu  einer  Ermässigung  gezwun- 
gen worden,  um  den  Bergbau  in  ihren  Bezirken  nicht  zum 
Erliegen  zu  bringen.  Ausserdem  haben  sich  die  sämmtlichen 
Regalbesitzer  in  der  Provinz  Westphalen  durch  die  mit  dem 
Staate  geschlossenen  Rezesse  verpflichtet,  keine,  höheren  Ab- 
gaben vom  Bergbau  zu  erheben,  als  der  Staat,  so  dass  dort 
die  Ermässigung  der  Staatsabgaben  und  die  Befreiung  des 
Eisensteiubergbaues  auch  den  in  den  Standesherrschaften  be- 
legend! Bergwerken  zu  Gute  kommt. 

Für  den  Bezug  des  Zehnten  sowohl  von  Seiten  des  Pri- 
vatregalbesitzers als  auch  des  blossen  Zehntberechtigten  kom- 
men die  Vorschriften  des  A.  L.  R.  Th.  II,  Tit.  16,  §§.98—102 
in  Anwendung,  welche  lauten : 

§.  98.  Von  allen  zuin  Bergwerksregale  gehörenden  Metallen 
und  Mineralien,  welche  dieReliehenen  gewinnen,  gebührt 
dem  Staate  der  Zehent. 

§.  99.  Zu  den  Berggewinnungskosten  dieser  Metalle  und  Mine- 
ralien trägt  der  Staat  wegen  seines  Zehenten  nicht  bei. 
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§.  100.  Es  muss  also  von  Bergprodukten,  welche  so,  wie  sie 
aus  der  Erde  gebracht  worden,  ohne  weitere  Zurich- 
tung verkauft  werden  können,  der  Zehent  in  Natur, 
oder  das  dafür  gelösete  Geld,  ohne  Abzug  sofort  ent- 
richtet werden. 

§.  101.  Bei  metallischen  und  mineralischen  Werken  hingegen, 
deren  Produkte  durch  Feuer  oder  andere  Zurichtung 
erst  verkäuflich  gemacht  werden  müssen,  trägt  der  Staat 
zu  den  Poch-,  Wasch-,  Hütten-  und  sonstigen  Zuberei- 
tungskosten, nach  Verhältniss  seines  Zehenten  mit  bei. 
§.  102.  In  Ermangelung  besonderer  Proviuzialordnungen  gemes- 
sen die  Bergbauenden  auf  sechs  Jahre  die  Zehentbe- 
freiung; Steinkohlen  jedoch  ausgenommen,  bei  welchen 
diese  Befreiung  nicht  Statt  findet. 

Ausserdem  kommen  die  Bestimmungen  der  verschiedenen 
Provinzialbergordnungen ')  über  das  Zehntrecht  zur  Anwendung, 
welche  jedoch  meist  nur  die  Verpflichtung  zur  Leistung  des 
Zehnten  überhaupt  aussprechen  und  über  die  zehntfreien  Jahre 
Bestimmung  treffen. 

Nach  den  angeführten  Vorschriften  muss  der  Zehnt  ent- 
weder in  Natur  oder  von  dem  aus  dem  Verkaufe  der  Produkte 
erlösten  Gelde  entrichtet  werden.  Da  der  Zehnt  im  Privat- 
besitze eine  privatrechtliche  Verpflichtung  darstellt,  so  kommt 
die  für  alternative  Obligationen  und  Reallasten  geltende  Itegel 
zur  Anwendung,  dass  die  Wahl  zwischen  der  einen  und  der 
anderen  Leistung  dem  Verpflichteten  zusteht.  Der  Berechtigte 
darf  daher  nicht  den  Zehnten  in  Gelde  in  Anspruch  nehmen, 
wenn  der  Verpflichtete,  wie  dies  in  der  Regel  der  Fall  sein 
wird,  die  Leistung  in  Natur  anbietet.  Der  Zehnte  in  Natur 
muss  in  verkäuflicher  Gestalt,  also  bei  Stein-  und  Braunkohlen 


1)  Cleve-Märkische  BO.,  Cap.  78.  — Schlesische  BO-,  Cap.  76.  — 
Magdeburg-Halberstädtische  BO  , Cap.  76.  — Eisleben-Mannsfeldiscbe 
BO.,  Einleitung  und  Art.  I-  — Kursächsische  BO.,  Art.  10  und  52.  — 
Homburgisohe  BO.,  Art.  46.  — Wildenburgischo  Holz-,  Hütten-  und 
Bergordnung,  letzter  Absatz.  — Nassau-Catzenelnbogiache  BO.,  Einlei- 
tung. — Kurkölnische  BO.,  Th.  II.,  Art.  6.,  XI.  4.  und  XII.  2.  — Kur- 
«ersehe  BO.,  XVIII.  6.  und  XXVI.  3.  — Jülich-Bergischc  BO.,  Art. 
46.  u.  59.,  nebst  dem  Generaledict  v.  16.  Nov.  1752,  betr.  die  Zehend- 
Freiheits- Jahre. 
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sowie  bei  Erzen,  welche  keiner  Aufbereitung  bedürfen,  in  dem 
Zustande  wie  sie  zu  Tage  gefordert  werden,  bei  anderen  Er- 
zen dagegen  von  dem  vollständig  aufbereiteten  Haufwerke 
entrichtet  werden.  Die  Kurkölnische  Bergordnung  schrieb  im 
Th.  II.  Art.  5 die  Entrichtung  des  Metallzehnten  vom  Silber-, 
Kupfer-,  Blei-  und  Zinkerz  vor;  so  dass  der  Bergwerksbesitzer 
den  Zehnten  nicht  nur  aufbereiten,  sondern  auch  verhütten 
musste.  Diese  Vorschrift  ist  jedoch  durch  die  Cabinetsordre 
vom  24.  März  1820  aufgehoben. ') 

Für  die  Erstattung  der  Aufbereitungskosten  kommen  die- 
selben Regeln  zur  Anwendung,  wie  bei  der  landesherrlichen 
Bergwerksabgabe. 2)  Der  Bergwerksbesitzer  Ist  nicht  verpflichtet, 
den  Verkauf  der  geförderten  und  aufbereiteten  Produkte  für 
den  Zehntherrn  zu  besorgen  oder  ihm  zum  Verkaufe  und 
zur  Abfuhr  deu  Mitgebrauch  seiner  Lagerplätze  und  Abfuhr- 
wege zu  gestatten. 

Die  Ablösung  des  Bergzehnten  im  Privatbesitze  kann 
nur  durch  Uebereinkunft  der  Betheiligten  nicht  auf  die  ein- 
seitige Provocation  des  Berechtigten  oder  des  Verpflichteten 
erfolgen,  da  die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  betreffend  die 
Ablösung  der  Reallasten,  vom  2.  März  1850  (G.  S.  S.  77)  §§.  6 ff. 
sich  nur  auf  die  Abgaben  und  Leistungen  von  Grundstücken 
und  Gerechtigkeiten,  nicht  von  Bergwerken  beziehen. 

Die  Verjährung  durch  Nichtgebrauch  folgt  den  allgemei- 
nen Regeln  des  Civilrechtes.  Sie  wird  durch  einen  dreissig- 
jährigen  Zeitraum  vollendet.  Sie  kann  nicht  anfangen,  so  lange 
das  Bergwerk  nicht  in  Förderung  steht,  wird  aber  durch  die 
Einstellung  der  Förderung  nicht  unterbrochen. 


1)  Braaaert,  Bergordnungen  S.  540. 

2)  Vergl.  unten  §.  48. 
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§•  41.  Die  östlichen  Provinzen. 

(§§.  210,  211  des  Berggesetzes.  — Gesetz  vom  22.  Februar  1860.) 


Die  provinzialrechtlichen  Bestimmungen,  welche  in  tlen 
zehnten  Titel  des  allgemeinen  Berggesetzes  aufgenommen  sind, 
beschränken  sich  auf  einige  wenige  die  Gegenstände  des  Berg- 
werkseigenthums betreffende  Ausnahmebestimmungen.  Neben 
diesen  Ausnahmen,  welche  auch  für  künftig  zu  erwerbendes 
Bergwerkseigenthum  Bedeutung  haben,  sind  jedoch  provinzial- 
rechtliche Bestimmungen  im  grösseren  Umfange  in  Geltung 
verblieben  für  die  vor  dem  1.  October  1865  verliehenen  Berg- 
werke. Dahin  gehören  die  Vorschriften  über  die  Feldesgrösse 
der  früher  verliehenen  Bergwerke  (g.  12);  über  die  Kuxein- 
theilung  bei  den  alten  Gewerkschaften  (§.  27);  über  die  Frei- 
kuxe des  Grundbesitzers,  der  Kirche  und  der  Schule  (§.  30); 
über  die  Erbstollengerechtigkeit  (§.  34)  und  über  die  Abgaben 
an  den  Privatregalbesitzer  (§.  40),  welche  bereits  bei  der  früheren 
Darstellung  dieser  Rechtsmaterien  Berücksichtigung  gefunden 
haben.  Ausserdem  sind  die  Vorschriften  des  zehnten  Titels 
durch  spätere  Gesetze,  insbesondere  durch  die  für  die  neuen 
Provinzen  erlassenen  Ausführungsverordnungen,  ferner  für  die 
östlichen  Provinzen  durch  die  Gesetze  vom  4.  August  1865 
und  vom  22.  Februar  1869  ergänzt  worden. 

In  Bezug  auf  die  oben  erwähnten  Materien,  in  welchen  die 
älteren  Berggesetze  einschliesslich  der  Provinzialbergordnungen 
für  die  früher  verliehenen  Bergwerke  in  Kraft  verblieben  sind, 
genügt  es  hier  den  Gesetzbereich  dieser  älteren  Berggesetze 
festzustellen.  In  den  östlichen  Provinzen  galt,  mit  Ausnahme 
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von  Neu-Vorpommern  und  Rügen,  in  welchen  Landestheilen 
gar  kein  Berggesetz  Geltung  hatte,  das  Allgemeine  Preussische 
Landrecht,  und  insbesondere  der  vom  Bergwerksregal  handelnde 
vierte  Abschnitt  des  Titels  16,  Th.  II.  Ferner  galten  folgende 
Provinzialbergordnungen : 

1)  Die  revidirte  schlesische  Bergordnung  vom  5.  Juni  1869, 
welche  ursprünglich  für  das  Herzogthum  Schlesien  und 
die  Grafschaft  Glatz  erlassen  und  später  durch  das  Patent 
vom  7.  April  1793  (Rabe,  Sammlung  Bd.  II,  S.  422)  in 
das  Grossherzogthum  Posen  (Südpreussen)  eingeführt 
wurde.  Sie  ist  jedoch  in  der  Provinz  Posen  der  rich- 
tigen Meinung  nach  bereits  durch  die  Declaration  vom 
30.  April  1797  wieder  ausser  Kraft  gesetzt,  da  nach  dem 
Patente  von  1793  die  schlesische  Bergordnung  nur  bis 
zur  Abfassung  einer  eigenen  Bergordnung  für  Südpreussen 
Geltung  haben  sollte,  und  nach  der  Declaration  von  1797 
von  der  beabsichtigten  Codification  des  Provinzialrechtes 
Abstand  genommen  und  statt  dessen  das  Allgemeine  Land- 
recht in  allen  Rechtsmaterien  mit  Ausnahme  einiger  spe- 
ciell  bezeichneter  Zweige,  unter  denen  das  Bergrecht  nicht 
genannt  ist,  als  Prinzipalrecht  eiugeführt  wurde. ') 

Der  Bereich  der  schlesischen  Bergordnung  umfasst  also 
die  Provinz  Schlesien  mit  Ausnahme  der  Oberlausitz 
und  den  zur  Provinz  Brandenburg  gehörigen  Schwiebuser 
Kreis. 

2)  Die  revidirte  Magdeburg-Halberstädtische  Bergordnung  vom 
7.  December  1791  wurde  erlassen  für  das  Herzogthum 
Magdeburg,  das  Fürstenthum  Halberstadt,  die  Grafschaf- 
ten Mansfeld,  Hohensteiu  und  Reinstein.  Sie  wurde  durch 
das  Patent  vom  9.  April  1803  (Rabe,  Bd.  VII.  S.  439) 
in  die  neu  erworbenen  Entschädigungslande,  nämlich  das 
Eichsfeld  und  die  Stadtgebiete  Nordhausen,  Mühlhausen 
und  Erfurt  eingeführt  Durch  den  Rothenburger  Vertrag 
vom  11./14.  Juni  1810  zwischen  der  westphälischen  Re- 
gierung und  der  Mansfeldischen  Gewerkschaft  wurde  in 
der  Grafschaft  Mansfeld  und  im  Saalkreise  die  Bergord- 

1)  Vergl.  W.  J.  D.  Brassert  in  der  Zeitschrift  für  Berg-,  Hüt- 
ten- und  Salincnwesen,  Bd.  IV,  S.  G.  — Anderer  Meinung  ist  Graoff, 
Handbuch  des  Bergrechts  S.  7. 
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nung  von  1772  für  den  Kupferschieferbergbau  ausser 
Kraft  gesetzt  und  statt  ihrer  die  Eisleben-Mansfeldische 
Bergordnung  von  1673  eingeführt.1)  Ferner  wurde  in 
sämmtlichen  zum  Königreich  Westphalen  geschlagenen 
Landestheilen  ein  Decret  vom  17.  Januar  1809  erlassen, 
welches  in  den  Artikeln  3—8  verschiedene  bergrechtliche 
Fragen  entscheidet  und  nach  Artikel  9 die  bestehenden 
Bergordnungen  nur  soweit  in  Kraft  lässt,  als  sie  nicht 
mit  den  Bestimmungen  des  Decrets  in  Widerspruch 
stehen.2 3) 

3)  Die  Kursächsische  Bergordung  vom  12.  Juni  1589  galt  in 

den  früher  zu  Kursachsen  gehörigen  Landestheilen  der 
Provinz  Sachsen,  nicht  aber  in  den  Markgrafschaften  Ober- 
und Niederlausitz,  welche  erst  nach  1589  durch  Personal- 
union mit  Kursachsen  vereinigt  wurden.  Neben  der  Berg- 
ordnung und  zugleich  für  die  Ober-  und  Niederlausitz  gilt 
die  Stollenordnung  vom  12.  Juni  1749.  Für  dieselben  Lan- 
destheile  war  auch  das  Kursächsische  Steinkohlenmandat 
vom  19.  August  1743  ergangen,  welches  indess  nebst  dem 
Regulative  vom  19.  October  1843  durch  das  Gesetz  vom 
12.  Juni  1869  auch  für  die  älteren  Bergwerke  gänzlich 
ausser  Kraft  gesetzt  ist.  In  die  standesherrlichen  Gebiete 
von  Stolberg-Stolberg  und  Stolberg-Rossla  ist  die  Kur- 
sächsische Bergordung  durch  Rezess  vom  Jahre  1638  ein- 
geführt. Sie  ist  ferner  durch  Reception  eingeführt  in  die 
Grafschaft  Henneberg  an  Stelle  der  dort  publicirten  Berg- 
ordnung vom  18.  December  1566  und  in  die  zum  Regie- 
rungsbezirk Coblenz  gehörige  Grafschaft  Sayn- Attenkirchen*). 

4)  Die  Eisleben-Mansfeldische  Bergordnung  vom  28.  October 

1673,  welche  für  die  Grafschaft  Mansfeld  und  den  Saal- 
kreis, jedoch  nur  für  den  Bergbau  auf  Kupferschiefer 
galt.  Die  Grafschaft  Mansfeld  zerfiel  früher  in  einen 
sächsischen  und  einen  preussischen  Antheil.  Die  Berg- 
ordnung von  1673  wurde  für  den  ersteren  Theil  vom 
Kurfürst  Johann  Georg  II.  erlassen  und  durch  den  oben 
erwähnten  Rothenburger  Vertrag  vom  11.— 14.  Juni  1810 

1)  Brassert  Bergordnungen  S.  707. 

2)  Meine  Uebersioht  S.  218. 

3)  Vergl.  Brassert  Bergordnungen  S.  XXXII,  S.  XXXV. 
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unter  der  westphälischen  Zwischenherrschaft  auch  in  den 
preussischen  Antheil  und  in  den  Saalkreis  eingeführt. 

5)  Das  westpreussische  Provinzialrecht,  welches  nach  dem  Publi- 
cationspatente  vom  19.  April  1844  (Gesetz-Sammlung 
S.  103)  für  diejenigen,,  jetzt  zur  Provinz  Preussen  gehö- 
renden Landestheile,  welche  im  Jahre  1806  zu  Westpreussen 
gerechnet  wurden,  mit  Einschluss  des  Thorner  Kreises  in 
seiner  gegenwärtigen  Begrenzung  erlassen  ist.  Ausge- 
nommen sind  nach  §.  2 die  zu  dem  früheren  Marienwer- 
derschen  landräthlichen  Kreise  gehörigen  Landestheile, 
sowie  die  Stadt  Danzig  und  deren  Gebiet,  wie  solches  im 
Jahre  1793  mit  der  Monarchie  vereinigt  worden.  (Das 
ist  das  sogenannte  alte  Gebiet,  verschieden  von  dem  etwas 
grösseren  sogenannten  neuen  Gebiet,  welches  der  Stadt 
Danzig  in  dem  Tilsiter  Frieden  1807  beigelegt  wurde.) 

Die  bleibenden  Ausnahmen,  welche  auch  für  künftig  zu 
erwerbende  Bergwerke  besondere  von  den  Vorschriften  des  all- 
gemeinen Berggesetzes  abweichende  Normen  aufrecht  erhalten, 
betreffen  theils  Westpreussen,  theils  die  vormals  sächsischen 
Landestheile,  theils  endlich  Schlesien,  Neuvorpommern  und 
Rügen. 

I.  In  Westpreussen,  nämlich  in  den  oben  unter  5. 
beschriebenen  Bezirken  des  westpreussischen  Provinzialrechtes 
gehören  nach  §.  210  des  Berggesetzes  nur  Steinsalz  und  Sool- 
quellen  zu  den  Gegenständen  des  Bergwerkseigenthums.  Alle 
übrigen  Mineralien  sind  der  Verfügung  des  Grundeigentümers 
unterworfen. 

Auf  den  Braunkohlenbergbau  in  diesen  Landestheilen 
sollen  jedoch  der  dritte  Abschnitt  des  dritten  Titels  (von  den 
Bergleuten),  der  siebente  Titel  (von  den  Knappschaftsvereinen) 
und  der  neunte  Titel  (von  der  Bergpolizei)  Anwendung  finden. 

Die  Bestimmungen  des  achten  Titels  (von  den  Bergbe- 
hörden), insbesondere  die  §§.  191 — 193,  ferner  die  §§.  66,  67, 
69,  71,  72,  73  und  74  aus  dem  zweiten  Abschnitte  des  dritten 
Titels  finden  ebenfalls  Anwendung,  weil  solche  in  den  Bestim- 
mungen des  siebenten  und  des  neunten  Titels  in  Bezug  ge- 
nommen werden. 

Die  Bestimmungen  des  §.  210  finden  nach  Art.  3 des  Ge- 
setzes vom  4.  August  1865  (Gesetz-Sammlung  S.  873)  auch  in 
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folgenden  zur  Provinz  Poinmern  gehörigen  Landestheilen : 

1)  in  den  Kreisen  Laueuburg  und  Biitow, 

2)  den  in  den  Kreisen  Belgard,  Drainburg  und  Neustettin  be- 

legenen  Ortschaften,  welche  früher  zu  Westpreussen  ge- 
hört haben, 

Anwendung. 

II.  Die  vormals  zum  KönigreichSachsen  ge- 
hörigen Landestheile,  in  welchen  früher  das  kursächsische 
Mandat  vom  19.  August  1743  Geltung  hatte,  sind  auch  gegen- 
wärtig in  Bezug  auf  den  Stein-  und  Braunkohlenbergbau  nicht 
den  Bestimmungen  des  allgemeinen  Berggesetzes  unterworfen. 
Der  §.  213  des  letzteren  Gesetzes  hielt  die  frühere  längst  ver- 
altete Gesetzgebung  einstweilen  noch  aufrecht;  durch  das  Ge- 
setz vom  22.  Februar  1869*)  wurden  jedoch  unter  Beibehaltung 
der  leitenden  Grundsätze  des  früheren  Rechtes  neue,  dem  heu- 
tigen Stande  der  Verwaltung  und  des  öffentlichen  Rechtes  ent- 
sprechende Normen  an  deren  Stelle  gesetzt  und  die  §§.  212 
und  213  des  Berggesetzes  aufgehoben.  Der  Geselzbereieh  des 
angeführten  Gesetzes  umfasst  nach  §.  1 folgende  zu  den  Pro- 
vinzen Sachsen,  Brandenburg  und  Schlesien  gehörige  Landes- 
theile: 

1)  die  vormals  zum  Königreiche  Sachsen  gehörigen  Landestheile 

der  Provinz  Sachsen,  mit  Ausschluss  der  Grafschaften 
Mansfeld  und  Barby  und  der  standesherrlichen  Gebiete 
der  Grafen  von  Stolberg-Stolberg  und  von  Stolberg-Rossla; 

2)  die  vormals  zum  Königreiche  Sachsen  gehörigen  Landes- 

theile der  Provinz  Brandenburg,  insbesondere  in  der  Stan- 
desherrschaft Baruth  und  den  Aemtem  Jüterbogk,  Dahme, 
Belzig  und  Rabenstein  nebst  enclavirten  ritterschaftlichen 
Orten,  sowie  in  den  vormals  zum  Kreise  Wittenherg  ge- 
hörigen Ortschaften  Blankensee  und  Stangenhagen; 

3)  des  Markgrafenthum  Oberlausitz; 

4)  des  Markgrafenthum  Niederlausitz,  mit  Einschluss  der  Herr- 

schaft Sonnenwalde,  sowie  der  Aemter  Dobrilugk,  Finster- 
walde und  Senftenberg. 

Nach  dem  bisherigen  Rechte  zerfielen  diese  Bezirke  in 


1)  Vergl.  die  Erläuterungen  zu  diesem  Gesetze  von  v.  Rynscb. 
Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  X.  S.  132  f. 
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zwei  engere  Ilechtsgebiete.  In  den  unter  2 bis  4 aufgeführten 
Gebieten  galt  nämlich  nur  das  Mandat  vom  19.  August  1743  ; 
in  den  unter  l)  bezeichnten  Gebieten  der  Provinz  Sachsen  da- 
gegen das  Mandat  von  1743  nebst  dem  Regulative  vom  19. 
October  und  13  .November  1843.  Für  beide  Rechtsgebiete 
gemeinsam  war  dann  neuerdings  das  Gesetz  wegen  Anlegung 
von  Hypothekenfolien  für  Gerechtigkeiten  zur  Gewinnung  von 
Braun-  und  Steinkohlen  vom  1.  Juni  1861  erlassen.  Das  Ge- 
setz vom  22.  Februar  1869  hebt  alle  drei  erwähnten  Gesetze 
auf  und  gilt  gleichmässig  in  den  unter  1 — 4 aufgeführten 
Gebieten. 

In  diesen  Landestheilen  unterliegen  Stein-  und  Braun- 
kohlen lediglich  dem  Verfügungsrechte  des  Grundeigentbümers 
(§.  1).  Das  Recht  zum  Stein-  oder  Braunkohlenbergbau  kann 
jedoch  von  dem  Grundeigenthume  abgetrennt  werden  und  als 
eine  selbstständige  Gerechtigkeit  sowohl  dem  Grundeigenthümer 
selbst  als  auch  dritten  Personen  zustehen.  Hierzu  wird  die 
gerichtliche  oder  notarielle  Erklärung  des  Abbaurechtes  oder 
die  in  gleicher  Form  bewirkte  gesonderte  Veräusserung  des 
Abbaurechtes  erfordert.  Diesen  Acten  muss  ein  Situationsriss 
beigefügt  sein,  auf  weichen  §.  17  des  Berggesetzes  mit  Aus- 
schluss der  Bestimmung  über  die  Angabe  des  Fundpunktes  An- 
wendung findet  (§.  2). 

Nach  dem  bis  1861  geltenden  Rechte  war  die  willkürliche 
Trennung  des  Abbaurechtes  von  dem  Grundstücke  nicht  ge- 
stattet. Sie  trat  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  ein: 

1)  wenn  im  Falle  der  Weigerung  des  Grundbesitzers,  den  Koh- 

lenbergbau aufzunehmen,  einem  Dritten  die  Concession  zum 
Bergbau  auf  seinem  Grundstücke  ertheilt  ward  (Mandat 
vom  19.  August  1843  §.  1.  Regulativ  vom  19.  October 
1843  §.  11); 

2)  in  den  zur  Provinz  Sachsen  gehörigen  Landestheilen, 

wenu  auf  die  I’rovocation  eines  benachbarten  Eigenthü- 
mers  das  Oberbergamt  die  Zusammenlegung  mehrerer 
Grundstücke  zu  einem  Kohlenfelde  beschlossen  hatte.  (Re- 
gulativ vom  19-  October  1843  §§.  8 ff.) 

Das  Gesetz  vom  1.  Juni  1861  gestattete  dann  in  den 
§§.  1—5  auch  die  willkürliche  Abzweigung  wenn  der 

Grundbesitzer  die  Gerechtigkeit  zum  Kohlenabbau  für  sich 
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oder  einen  Andern  auf  einem  besondern  Hypothekenfolium  ein- 
tragen liess.  Es  hielt  jedoch  die  staatliche  Concession  zum 
Kohlenbergbau  auf  fremden  Grundstücken  und  die  zwangsweise 
Zusammenlegung  aufrecht,  ebenso  die  Verpflichtung  des  Grund- 
besitzers nach  den  Vorschriften  des  Regulativs  von  1843  einen 
Bauerlaubnissscheiu  einzuholen  und  sich  einer  weitgehenden 
Einwirkung  der  Bergbehörde  in  Bezug  auf  die  Betriebsführung 
zu  unterwerfen.  Erst  das  Gesetz  vom  22.  Februar  1869  hat 
alle  diese  Vorschriften  beseitigt  und  nur  die  freiwillige  Ab- 
zweigung und  Zusammenlegung  der  Kohlenabbaugerechtig- 
keiten übrig  gelassen. 

Die  Kohlenabbaugerechtigkeiten  haben  die  Eigenschaft 
unbeweglicher  Sachen  und  können  in  das  Hypothekenbuch  ein- 
getragen werden  (§.  3).  Bei  der  Abschreibung  werden  die 
auf  dem  Grundstücke  befindlichen  hypothekarischen  Eintra- 
gungen auf  das  neue  Folium  unverändert  übernommen,  wenn 
nicht  die  Kohlenabbaugerechtigkeit  von  den  Realinteressenten 
aus  der  Haftbarkeit  entlassen  wird,  oder  der  Besitzer  ein  Un- 
schädlichkeitsattest nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  3.  März 
1850  (Gesetz-Sammlung  S.  145)  beibringt.  Ein  solches  Un- 
schädlichkeitsattest wird  bei  landschaftlich  beliehenen  Gütern 
durch  die  Creditdirection,  bei  anderen  durch  die  Auseinander- 
setzungsbehörde ertheilt.  Es  kann  nach  §.  6 ertheilt  werden, 
wenn  die  vorhandenen  Eintragungen  nach  Abtrennung  der 
Kohlenabbaugerechtigkeit  noch  innerhalb  der  ersten  Zweidrittel 
des  Werthes  bei  ländlichen  und  innerhalb  der  ersten  Hälfte 
des  Werthes  bei  städtischen  Grundstücken  versichert  sind. 
Sind  auf  dem  Grundstücke  gerichtliche  Depositalgelder  einge- 
tragen, so  ist  die  Zustimmung  des  zuständigen  Gerichtes  er- 
forderlich, weil  die  Vorschriften  über  die  Ausleihung  der  ge- 
richtlichen Depositalgelder  eine  grössere  Sicherheit  verlangen, 
als  §.  6 Absatz  4 zur  Ausstellung  des  Unschädlichkeitsattestes 
erfordert l). 

Die  Kohlenabbaugerechtigkeit  ist  ihrem  Inhalte  nach  mit 
dem  verliehenen  Bergwerkseigenthum  vollkommen  gleichartig. 
Sie  unterscheidet  sich  von  demselben  dadurch,  dass  sie  nicht 
kraft  des  Gesetzes  von  dem  Grundeigenthum  getrennt  werden 


1)  Zeitschrift  f.  Bergrecht  Bd.  X.  S.  134. 
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kann,  sondern  nur  durch  die  Verfügung  des  Grundeigentümers 
und  dass  sie  nicht  durch  Muthung  und  Verleihung  erworben 
wird,  sondern  nur  von  dem  Grundeigenthümer  übertragen 
werden  kann.  Sie  collidirt  mit  dem  Grundeigenthume  in  den- 
selben Raumgrenzen  nicht  als  ein  selbstständiges  sondern  als 
ein  abgeleitetes  Recht.  Deshalb  kommt  dem  Inhaber  der 
Kohlenabbaugerechtigkeit  das  Recht  der  Grundabtretung  nicht 
für  die  eigentlichen  Bergwerksanlagen  innerhalb  des  Feldes 
sondern  nur  für  die  Nebenanlagen  zu  (vergl.  unten).  Bei  der 
Collision  mit  verliehenem  Bergwerkseigenthum  finden  die  Vor- 
schriften der  §§.  53  und  54  des  Berggesetzes  über  die  Mitge- 
winnung der  fremden  Mineralien  nicht  Anwendung. 

Auf  die  Kohlenabbaugerechtigkeiten  finden  hinsichtlich 
der  Veräusserung,  der  Verpfändung  und  des  Arrestes  sowie  in 
Bezug  auf  Subhastation  und  Concurs  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen Anwendung,  welche  für  verliehenes  Bergwerkseigen- 
thum  gelten.  Aneinandergrenzende  und  zu  einem  einheitlichen 
Bau  zusammengefasste  Kohlenabbaugerechtigkeiten  können  nach 
§.  7 vereinigt  werden,  wozu  es  einer  gerichtlichen  oder  nota- 
riellen Erklärung  der  Berechtigten  bedarf.  Ausserdem  ist  für 
den  Fall  der  Belastung  eine  mit  den  Realberechtigten  verein- 
barte Bestimmung  erforderlich,  in  welcher  Rangordnung  deren 
Rechte  auf  die  vereinigte  Gerechtigkeit  übergehen  sollen. 

Ist  das  Kohlenfeld  vollständig  abgebaut,  und  sind  auf 
demselben  keine  zur  Grube  gehörigen  Gebäude  oder  sonstige 
unbewegliche  Pertinenzien  mehr  vorhanden,  so  kann  auf  An- 
trag eines  betheiligten  Grundeigenthümers  oder  Realinteressenten 
und  auf  Grund  eines  von  der  Bergbehörde  nach  vorgängiger 
Vernehmung  der  betheiligten  Realinteressenten  ertheilten 
Attestes  die  Gerechtigkeit  im  Hypothekenbuche  gelöscht  wer- 
den (§.  8). 

Auf  den  Betrieb  des  Stein-  und  Braunkohlenbergbaues  in 
den  oben  erwähnten  Landestheilen  kommen  die  Vorschriften 
des  Berggesetzes: 

a)  Titel  III,  §§.  58—63,  betreffend  die  Aufbereitungsanstalten, 
Triebwerke  und  Hülfsbaue  — letztere  jedoch  nur  sofern 
der  Hülfsbau  im  Felde  eines  anderen  Abbauberechtigten 
angelegt  wird;  ferner  §§.  66—79  vom  Betriebe  und  der 
Verwaltung  und  §§.  80—93  von  den  Bergleuten; 
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b)  Titel  V Abschnitt  1 von  der  Grundabtretung  nebst  der 

der  Uebergangsbestimmung  des  §.  341  mit.  der  Massgabe, 
dass  die  Grundabtretung  nur  insoweit  gefordert  werden 
kann,  als  die  Benutzung  eines  fremden  Grundstücks  zur 
Anlage  von  Wegen,  Eisenbahnen,  Kanälen,  Wasserläufen, 
und  Hülfsbauen  zum  Zwecke  des  Grubenbetriebes  und  des 
Absatzes  der  Kohlen  nothwendig  ist; 

c)  Titel  V Abschnitt  2 vom  Schadensersätze  für  Beschädigungen 

des  Grundeigenthumes  mit  Ausnahme  des  §.  152,  soweit 
daselbst  von  „Arbeiten  der  Muther“  die  Rede  ist,  und 
Abschnitt  3 von  dem  Verhältnisse  des  Bergbaues  zu  den 
öffentlichen  Verkehrsanstalten;  ferner 

d)  Titel  VII  von  den  Knappschaftsvereinen,  Titel  VIII  von  den 

Bergbehörden,  Titel  IX  von  der  Bergpolizei  und  die  §§. 
242  und  244  des  Titels  XII  (Schlussbestimmungen) 
zur  Anwendung. 

Ausserdem  gelten  für  den  Fall,  dass  der  Bergbau  von 
mehreren  Personen  betrieben  wird,  oder  der  Alleineigenthümer 
im  Auslande  wohnt,  dieselben  Vorschriften  über  die  Verpflich- 
tung zur  Bestellung  eines  Repräsentanten  und  dessen  interi- 
mistische Bestellung  durch  die  Bergbehörde,  welche  in  den  §§. 
117,  124,  128  und  134  des  Berggesetzes  für  die  verliehenen 
Bergwerke  gegeben  sind. 

Die  unter  der  früheren  Gesetzgebung  entstandenen  Kohlen- 
abbaugerechtigkeiten bleiben  nach  §§.  1 und  3 bestehen;  sofern 
sie  jedoch  auf  eine  staatliche  Concession  zum  Bergbau  auf 
* fremdem  Grund  und  Boden  gegründet  sind,  kommen  die  Vor- 
schriften der  §§.  65  und  156  — 164  hinsichtlich  des  Zwangszum 
Betriebe  und  der  Aufhebung  der  Gerechtigkeit  auf  sie  zur 
Anwendung. 

III.  Im  Herzogthum  Schlesien  und  der  Grafschaft 
Glatz,  sowie  in  Neuvorpommern  und  Rügen  sind  nach 
§.  311  des  Berggesetzes  die  Eisenerze  von  den  Gegenständen 
des  Bergwerkseigenthums  ausgenommen  und  der  Verfügung 
des  Grundeigenthümers  überlassen.  Diese  Ausnahme  gründet 
sich  für  Schlesien  und  Glatz  auf  die  Bestimmung  der  revidirten 
Bergordnung  von  1769  Cap.  1 §.  1;  für  Neuvorpommern  und 
Rügen  auf  früheres  Gewohnheitsrecht.  Der  Eisenerzbergbau 
in  den  bezeichneten  Landestheilen  steht  nicht  unter  der  Auf- 
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sicht  der  Bergbehörden;  es  linden  daher  auf  denselben  auch 
nicht  die  polizeilichen  Vorschriften  des  Berggesetzes  (Tit.  III 
und  IX)  Anwendung.  Vielmehr  wird  der  Betrieb  der  Eisen- 
erzgruben durch  die  von  den  Regierungen  erlassenen  polizei- 
lichen Verordnungen  geregelt.  Auch  die  Arbeiter  sind  nicht 
an  den  nach  Titel  VII  des  Berggesetzes  orgauisirten  Knapp- 
schaftskassen betheiligt,  sondern  zu  besonderen  Kranken-  und 
Unterstützungskassen  nach  Vorschrift  der  tiewerbegesetze 
vereinigt. 


§.  42.  Rheinland  und  Weatphalen. 

Die  Provinzen  Rheinland  und  Westphalen,  welche  mit 
den  Hohenzollernschen  Landen  und  einigen  neu  erworbenen 
Landestheilen  die  Bezirke  der  Oberbergämter  zu  Bonn  und 
Dortmund  bilden,  sind  aus  einer  Anzahl  früher  selbstständiger 
Territorien  zusammengefügt,  in  welchen  acht  verschiedene 
Provinzial-Bergordnungen  ausser  den  französischen  Berggesetzen 
Geltung  hatten. 

1)  Die  Nassau-Catzenelnbogensche-Bergordnung  vom  1.  Sep- 

tember 1559  galt  in  dem  Fürstenthum  Siegen  und  dem 
Hickengrunde,  im  Kreise  Siegen,  Regierungsbezirk  Arns- 
berg, ferner  in  der  Grafschaft  Sayn-Hachenburg  und  in 
einem  Theile  der  Standesherrschaft  Wied,  nämlich  in  der 
oberen  und  niederen  Grafschaft  Wied,  im  Regierungsbe- 
zirke Coblenz. 

2)  Die  Kurtriersche  Bergordnung  vom  22.  Juli  1564  galt  in 

den  auf  dem  rechten  Rheinufer  gelegenen  Theileu  des  ehe- 
maligen Kurfürstenthums  Trier  im  Regierungsbezirke 
Coblenz. 

3)  Die  Homburgische  Bergordnung  vom  25.  Januar  1570  galt 

in  den  Herrschaften  Homburg  und  Gimborn-Neustadt  im 
Regierungsbezirk  Cöln. 

4)  Die  Kursächsische  Bergordnung  vom  12.  Juni  1589  galt  in 

Folge  der  im  vorigen  Jahrhundert  erfolgten  Reception  iu 
der  Grafschaft  Sayn-Altenkirchen  im  Regierungsbezirk 
Coblenz. 

5)  Die  Wildenburgische  Bergordnung  von  1607  galt  in  der 

Standesherrschaft  Wildenburg  im  Regierungsbezirk  Coblenz. 
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6)  Die  Kurkölnische  Bergordnung  vom  4.  Januar  1669  fand 

Anwendung  in  den  rechtsrheinischen  Landestheilen  des 
früheren  Kurfürstenthums  Cöln,  nämlich  in  einzelnen  Thei- 
len  der  Regierungsbezirke  Cöln  und  Coblenz  insbesondere 
in  den  zur  Standesherrschaft  Wied  gehörenden  Aemtern 
Altenwied  und  Neuerburg,  ferner  im  Herzogthum  West- 
phalen  und  im  Vest  Recklinghausen  (Regierungsbezirk 
Arnsberg). 

7)  Die  Jiilich-Bergische  Bergordnung  vom  21.  März  1719  galt 

im  Herzogtlium  Berg  und  in  den  bergischeu  Unterherr- 
schaften Broich  bei  Mülheim  a.  d.  Ruhr  und  Hardenberg. 

8)  Die  revidirte  Cleve- Märkische  Bergordnung  vom  29.  April 

1766  wurde  ursprünglich  für  das  Herzogthum  Cleve  und 
die  Grafschaft  Mark  erlassen  und  demnächst  durch  Patent 
vom  12.  Mai  1803  (Rabe  Bd.  VII  S.  439)  in  die  Stifter 
Essen  und  Werden,  und  durch  Patent  vom  16.  Mai  1803 
(Rabe  1.  c.  S.  464)  in  das  Bisthum  Paderborn  eingeführt. 

In  den  übrigen  Theilen  von  Westphalen:  Münster,  Minden 
und  Ravensberg  und  in  dem  Grunde  Seel  und  Burbach  im 
Kreise  Siegen  kam  das  Bergrecht  des  allgemeinen  Preussischen 
Landrechts  Theil  II,  Tit.  16  §.  69  ff.  ohne  Provinzialbergord- 
< nung  zur  Anwendung. 

Das  Nähere  über  den  Geltungsbereich  der  angeführten 
Bergordnungen  findet  sich  bei  Brassert  Bergordnungen  der 
deutschen  Lande  Einleitung  S.  XXX — XXXXI. 

In  den  Hohenzollern’schen  Landen  galt  früher  kein  Berg- 
gesetz, sondern  nur  gemeines  Bergrecht;  doch  war  auch  hier 
durch  ältere  Gewohnheit  das  Eisenerz  von  den  Gegenständen 
der  Verleihung  ausgenommen  und  der  Verfügung  des  Grund- 
besitzers unterworfen.  Diese  Ausnahme  ist  durch  §.211  Nr.  3 
des  Berggesetzes  auch  für  die  Zukunft  beibehalten. 

Die  französischen  Berggesetze  vom  28.  Juli  1791  uud 
vom  21.  April  1810  hatten  in  dem  linksrheinischen  Tlieile  der 
Rheinprovinz  und  in  dem  Oberamte  Meisenheim  Geltung.  Die 
französischen  Berggesetze  erstreckten  ihre  Geltung  nicht  blos 
über  die  eigentlichen  Bergwerke  sondern  auch  über  die  unter- 
irdisch betriebenen  Steinbrüche !) , welche  der  Aufsicht  der 


1)  Gesetz  vom  21.  April  1810.  Art.  81.  82. 
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Bergbehörde  unterworfen  waren.  Letztere  wurde  in  der  preus- 
sischen  Kheinprovinz  demnächst  auch  auf  die  Dachschiefer- 
brüche und  die  Trassbrüche  ausgedehnt  ohne  Unterschied,  ob 
sie  unterirdisch  oder  durch  Tagebau  betrieben  wurden,  wäh- 
rend andererseits  von  den  übrigen  Steinbrüchen  nur  die  unter- 
irdisch betriebenen  Mühlsteiubrüche  bei  Niedermendig,  Mayen 
und  Gottenheim  der  bergpolizeilichen  Aufsicht  unterworfen 
blieben.  Als  dann  durch  das  Gesetz  vom  10.  April  1854  (Ges.- 
Samml.  S.  139)  die  Einrichtung  der  Knappschaftsvereine  für 
alle  unter  Aufsicht  der  Bergbehörde  stehenden  Werke  ange- 
ordnet wurde,  wurden  auch  die  Arbeiter  dieser  Steinbrüche  zur 
Bildung  solcher  Knappschaftsvereine  herangezogen.  Das  Berg- 
gesetz hat  diesen  Bechtszustand  im  §.  214  aufrecht  erhalten, 
indem  es  die  Dachschieferbrüche,  die  Trassbrüche  und  die 
unterirdisch  betriebenen  Mühlsteinbrüche  auch  fernerhin  der 
polizeilichen  Beaufsichtigung  der  Bergbehörden  unterwirft,  und 
die  Vorschriften  des  Berggesetzes  über  die  Knappschaftsvereine 
(Tit.  VII),  und  die  Bergpolizei  (Tit.  IX)  auf  dieselbe  anwendet. 

Die  übrigen  in  der  Rheinprovinz  und  Westphalen  früher 
geltenden  provinzialrechtlichen  Vorschriften  haben  nur  so  weit 
Bedeutung  behalten,  als  sie  für  die  Rechtsverhältnisse  älterer 
vor  dem.  1.  October  1865  erworbener  Bergwerke  bestimmend 
geblieben  sind. 


§.  48.  Die  neuen  Provinzen. 

Die  Einführung  des  Berggesetzes  in  die  im  Jahre  1866 
erworbenen  Landestheilc  geschah  durch  die  Verordnung  vom 
22.  Februar  1867  (Gesetz-Sammlung  S.  237)  in  Nassau;  durch 
die  Verordnung  vom  gleichen  Tage  (Ges.-Samml.  S.  242)  in 
Oberhessen  und  Hessen-Homburg;  durch  die  Verordnung  vom 
8.  Mai  1867  (Ges.-Samml.  S.  601)  in  Hannover;  durch  die 
Verordnung  vom  1.  Juni  1867  (Ges.-Samml.  S.  770)  in  Kur- 
hesseu,  Frankfurt  und  die  vormals  bairischen  Landestheile, 
endlich  durch  das  Gesetz  vom  12.  März  1869  (Ges.-Samml. 
S.  453)  in  Schleswig-Holstein.  (Vergl.  oben  S.  44.) 

Durch  den  Vertrag  von  Gastein  war  ausserdem  das  Her- 
zogthum Lauenburg  in  ein  Verhältnis  der  Personal-Union  zu 
Preussen  getreten;  ebenso  waren  die  Fürsten thümer  Waldeck 
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und  Pyrmont  durch  den  Accessionsvertrag  vom  24.  Juni  1865 
unter  die  Verwaltung  Preussens  gekommen.  In  beiden  Län- 
dern erfolgte  die  Einführung  des  preussischen  Berggesetzes 
und  zwar  in  Lauenburg  durch  das  Gesetz  vom  6.  Mai  1868 
vom  1.  Juli  1868  ab,  in  Waldeck  und  Pyrmont  durch  das 
Gesetz  vom  1.  Januar  1869  von  dem  Tage  des  Gesetzes  an. 

Die  bisherigen  Landes-  und  Provinzialgesetze,  welchen 
der  Bergbau  in  den  neuen  Provinzen  bis  zur  Einführung  des 
allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865  unterworfen  wa- 
ren, sind  hauptsächlich  folgende: 

1)  Die  Nassau-Catzenelnbogen’sche  Bergordnung  vom  1.  Sep- 
tember 1559  für  die  Nassau-Oranischen  Stammlande  Dil- 
lenburg,  Dietz  und  Hadamar;  in  den  übrigen  südlich 
der  Lahn  gelegenen  Aemtem  Wiesbaden,  Idstein,  Usin- 
gen, Weilburg  etc.  galt  lediglich  gemeines  deutsches  Berg- 
recht. ') 

2)  Die  Kurhessische  Bergordnung  und  Bergfreiheit  vom 
26.  März  1616*),  welche  für  die  althessischen  Gebiete  allge- 
mein und  in  den  Bezirken  Schmalkalden,  Hanau,  Fulda  etc. 
in  Folge  des  Gesetzes  vom  6.  April  1843  für  den  Stein- 
und  Braunkohlenbergbau  Geltung  hatte. 

3)  Die  Zellerfelder  Bergordnung  vom  1.  Januar  1550  und 

4)  Die  Braunschweig-Lüneburger  (Clausthaler)  Bergordnung 
vom  2.  April  1554,  welche  neben  einigen  minder  bedeu- 
tenden Lokalgesetzen  im  Hannövrischen  Oberharz  Geltung 
hatten. 3) 

5)  Die  Bergordnung  für  den  Eisenerzbergbau  im  Amte  Elbin- 
gerode vom  21.  März  1847  und  8.  Juni  1848.  (Hannove- 
rische Gesetz-Samml.  1847,  Abtheilung  III,  S.  259,  1848 
Abth.  III,  S.  29.) 

6)  Die  Braunschweig- Lüneburgische  Bergordnung  vom  18.  Sep- 
tember 1593 4),  welche  für  die  Bergwerke  am  Andreasberg 
und  das  Fürstenthum  Grubenhagen  erlassen  war. 

7)  Die  Markgräflich  Brandenburgische  Bergordnung  vom 


1)  Vergl.  Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  III,  S.  291. 

2)  Wagner  Corpus  juris  metallici,  S.  623. 

3)  Wagner  a.  a.  0.  S.  1042—1066. 

4)  Wagner  a.  a,  0.  8.  202. 


Digitized  by  Google 


§.  43.  Die  neuen  Provinzen. 


427 


1.  December  1619  *)  in  der  früher  baierischen  Enclave 
Kaulsdorf. 

8)  Die  baierische  Bergordnung  vom  6.  Mai  17841  2)  in  dem 
früher  baierischen  Amte  Gersfeld. 

9)  Der  Executionsrezess  vom  12.  December  1747  in  der  Kur-' 
hessischen  Grafschaft  Schaumburg. 

In  den  übrigen  Gebieten  des  früheren  Königreichs  Han- 
nover und  des  Kurfürstenthums  Hessen,  ferner  in  Schleswig- 
Holstein,  Lauenburg,  Waldeck  und  Pyrmont  galt  ausschliesslich 
das  gemeine  Bergrecht.3) 

Die  provinzialrechtlichen  Normen,  welche  durch  die  oben 
aufgeführten  Einführungsverordnungen  aufrecht  erhalten  wer- 
den, sind  folgende: 

1)  Zu  den  im  §.  1 des  Berggesetzes  aufgeführten  verleihbaren 
Mineralien  tritt  in  Nassau  und  in  Waldeck-Pyrmont  nach 
Art.  H der  Einführungsverordnungen  vom  22.  Februar 
1867  und  vom  1.  Januar  1869  der  Dach  schief  er  hin- 
zu; in  Schmalkalden  nach  Art.  XV  der  Einführungsver- 
ordnung vom  1.  Juni  1867  der  Schwerspath.  Dagegen 
werden  in  Hannover  nach  Art.  II  der  Einführungsverord- 
nung vom  8.  Mai  1867  Steinsalz  und  So  Ölquellen 
und  ebenso  im  Fürstenthum  Pyrmont  nach  Art.  II  des 
Gesetzes  vom  1.  Januar  1869  die  Soolquellen,  endlich 
in  dem  hannoverschen  Fürstenthum  Calenberg  einschliess- 
lich der  Grafschaft  Spiegelberg  nach  Art.  XII  der  Ver- 
ordnung vom  8.  Mai  1867  die  Stein-  und  Braun- 
kohlen, von  den  verleihbaren  Mineralien  ausgenommen 
und  der  Verfügung  des  Grundeigentümers  überwiesen. 

2)  Dem  Fiscus  steht  ein  ausschliessliches  Gewinnungsrecht  in 
Bezug  auf  alle  verleihbaren  Mineralien  im  Oberharze  in- 
nerhalb des  im  Art.  XVI  vom  8.  Mai  1867  beschriebenen 
Feldes  und  in  Bezug  auf  Steinkohlen  in  der  Grafschaft 
Schaumburg  zu.4) 

1)  Wagner  a.  a.  0.  S.  431. 

2)  Wagner  a.  a.  0.  S.  342. 

3)  Vergl.  Zeitschr.  f.  Bergr.  B.  VIII,  S.  75  f.,  S.  158  f.,  S.  205  f., 
S.  402  f.,  Bd.  IX,  S.  94  f. 

4)  Nach  dem  Executionsrczcsse  vom  12.  December  1647  besteht 
eine  vertragsmässige  Gemeinschaft  des  Steinkohlenbergbaues  in  der 
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3)  Innerhalb  des  Amtes  Elbingerode  steht  nach  Art.  XV,  §.4, 
Verordnung  vom  8.  Mai  1867  und  nach  §.  7 der  Elbin- 
geroder  Bergordnung  von  1847  und  1848  nur  den  haus- 
besitzenden  Bürgern  von  Elbingerode,  welche  selbst  Gru- 
benarbeit treiben,  das  Recht  zu,  Muthung  auf  Eisenstein 
einzulegen.  Dagegen  findet  eine  Beschränkung  in  der 
freien  Befugniss,  erworbene  Muthungsrechte  oder  verliehene 
Bergwerke  an  dritte  Personen  zu  veräussern,  nicht  statt. 
Die  angeführte  Bestimmung  der  Elbingeroder  Bergordnung 
beruht  auf  uralten  Gewohnheitsrechten  des  Amtes *)  welche 
mit  den  ältesten  überlieferten  Aufzeichnungen  des  deut- 
schen Bergrechtes  übereinstimmen;  denn  auch  nach  dem 
Tridentiner,  dem  Iglauer  und  dem  Freiberger  Bergrechte 
waren  nur  die  Bürger  der  Gemeinde  zum  Bergbau  inner- 
halb der  Gemarkung  berechtigt.2) 

4)  Die  Feldesgrösse  ist  in  den  hannoverschen  Aemtem  Zel- 
lerfeld und  Elbingerode  für  den  Eisensteinbergbau  nach 
Art.  XV.  §.  1.1.  c.  auf  25,000  Quadratlachter,  in  allen 
übrigen  Landestheilen  gemäss  der  Vorschrift  des  §.  27 

- unter  2 des  Berggesetzes  auf  500,000  Quadratlachter  be- 
stimmt. 

5)  In  Hannover  sind  die  vor  dem  1.  Juni  1867  ertheilten 
Schürfscheine  mit  ausschliesslicher  Schürfberechtigung  nach 
Art.  IV  der  Einführungsverordnung  bis  zum  1.  Juli  1868 
in  Kraft  verblieben.  In  Schleswig-Holstein  treten  zu  den 
nach  §.  4 des  Berggesetzes  für  Schürfarbeiten  geschlosse- 
nen Räumen  die  See-  und  Flussdeiche  nebst  dem  angren- 
zenden Raume  bis  zu  einer  Entfernung  von  200  Lachtern 
hinzu.  Durch  Entscheidung  der  Bergbehörde  kann  das 
Schürfen  auch  in  einer  grösseren  Entfernung  so  wie  auf 
den  Binnendeicheu  verboten  werden. 

6)  In  Nassau  besteht  für  alle  im  §.  165  des  Berggesetzes 
genannte  Arbeiter  nach  Art.  V der  Einführungsverordnung 
ein  allgemeiner  Knappschaftsverein,  welcher  seinen  Mit- 
früher Kurhessischen  Grafschaft  Schaumburg  und  in  dem  Fürstenthum 
Schaumburg-Lippe  zwischen  den  beiden  Landesherrschaften.  — Vergl. 
Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  VIII,  S.  212. 

1)  Vergl.  Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  VIII,  S.  160. 

2)  Vergl.  meinen  Commentar,  Einleitung  S.  25,  27  u.  31. 
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gliedern  die  Invalidenpension  nnd  die  Wittwen-  und  Wai- 
senunteretützung  gewährt.  Für  die  Bestreitung  der  freien 
Kur  und  Arznei  des  Krankenlohns  und  der  Begräbniss- 
kosten  sind  besondere  Krankenkassen  auf  den  einzelnen 
Werken  oder  für  Gruppen  von  Werken  errichtet.  Doch 
sind  nach  dein  letzten  Absätze  des  Art.  V dt  diejenigen 
früher  bestandenen  Knappschaftsvereine,  welche  ihren  Mit- 
gliedern bei  Einführung  des  allgemeinen  Berggesetzes  alle 
im  §.  171  unter  1—6  genannten  Leistungen  gewährten, 
von  der  Verschmelzung  mit  dem  allgemeinen  Knappschafts- 
vereine ausgenommen,  und  sie  bestehen  neben  demselben 
als  selbstständige  Knappschaftsvereine. 
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Verwaltung  und  Polizei. 

§.  44.  Bergbehörden. 

(§§.  187—195  des  Berggesetzes.) 

Die  Verwaltung  der  Bergwerksangelegenheiten  erfolgt 
durch  besondere  Bergbehörden,  welche  in  drei  Instanzen  durch 
die  Revierbeamten , Oberbergämter  und  den  Handelsminister 
gebildet  werden. 

Der  Organismus  der  Bergbehörden  war  schon  nach  der 
altern  rechtsrheinischen  Gesetzgebung  aus  den  drei  Abstufun- 
gen der  Revierbeamten,  Bergämter  und  der  Ministerialinstanz 
zusammengesetzt.  Das  Bergamt  führte  nach  der  Schlesischen 
und  Magdeburg-Halberstädtischen  Bergordnung  den  Namen 
Oberbergamt,  während  die  Kleve-Märkische  Bergordnung  und 
das  Allg.  Landrecht  die  Bezeichnung:  Bergamt  gebrauchten. 
Wenn  nun  auch  der  Sprachgebrauch  in  der  Bezeichnung  der 
Provinzial-Bergbehörde  in  den  verschiedenen  Provinzen  ein  ver- 
schiedener war,  so  war  doch  die  sachliche  Einrichtung  überall 
dieselbe  und  es  bestanden  ursprünglich  weder  in  Schlesien  und 
Magdeburg  dem  Oberbergamte  untergeordnete  Bergämter,  noch 
in  Westphalen  über  dem  Bergamte  ein  Oberbergamt  Zu  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  wurde  indess  zuerst  in  Schlesien, 
dann  auch  im  Magdeburgischen  eine  solche  Zwischenstufe  ein- 
geschoben, indem  unter  den  Oberbergämtern  mehrere  Berg- 
ämter für  die  Localverwaltung  errichtet  wurden,  welchen  die 
Revierbeamten  als  unselbstständige  Gehülfen  beigegeben  blie- 
ben. Später  wurde  auch  in  Westphalen  ein  Oberbergamt  den 
bis  dahin  selbstständigen  Bergämtern  vorgesetzt.  Da  alles  dies 
ohne  ein  Gesetz  durch  blosse  Ministerialverfüguugen  geschah, 
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so  entstand  .eine  bemerkenswerthe  Ungewissheit  über  die  Zu- 
ständigkeit der  Behörden,  da  Niemand  zu  sagen  wusste,  ob 
in  einem  bestimmten  Falle  das  Bergamt  oder  das  Oberbergamt 
competent  sei.  Dazu  kam  eine  starke  Neigung  zur  Centrali- 
sation  der  Verwaltung,  in  Folge  deren  die  Ministerialinstanz 
alle  wichtigen  Geschäfte  an  sich  zog  und  in  erster  und  letzter 
Instanz  entschied,  so  z.  B.  die  Ertheilung  der  Verleihungen, 
welche  nach  dem  Allg.  Landrechte  und  den  Provinzial-Berg- 
ordnungen  dem  Bergamte  resp.  dem  Oberbergarate  übertra- 
gen war. 

Auf  der  linken  Rheinseite  war  seit  dem  Jahre  1816  eben- 
falls die  viergliedrige  Organisation,  bestehend  aus  dem  Mi- 
nisterium, dem  Oberbergamte,  den  Bergämtern  und  den  Re- 
vierbeamten an  die  Stelle  der  durch  das  Decret  vom  18.  No- 
vember 1810  vorgesehenen  dreifachen  Abstufung  der  Bergbe- 
hörden, bestehend  aus  dem  Minister  mit  dem  General-Berg- 
werksingenieur, dem  Präfecten  mit  dem  Oberingenieur  und  den 
Unteringenieuren,  getreten.  Die  Mängel  jener  an  sich  un- 
zweckmässigen  und  mit  den  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  im 
Einklänge  stehenden  viergliedrigen  Organisation  wurden  be- 
seitigt durch  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1861  (G.  S.  S.  425), 
welches  die  Bergämter  aufhob  und  nur  eine  Art  collegialischer 
Bergbehörden  als  Provinzialinstanz  zwischen  den  Revierbeamten 
und  dem  Minister  bestehen  liess,  nämlich  die  Oberbergämter. 

Das  Allg.  Berggesetz  schliesst  sich  im  Tit.  8 der  durch 
jenes  Gesetz  geschaffenen  Einrichtung  an.  Nach  §.  189  bilden 
die  Revierbeamten  die  erste  Instanz  in  allen  Geschäften,  welche 
nach  dem  Berggesetze  der  Bergbehörde  obliegen  und  nicht 
ausdrücklich  den  Oberbergämtern  übertragen  sind.  Dies  gilt 
namentlich  von  den  Geschäften  der  lokalen  Bergpolizei.  Da- 
gegen ist  in  dem  Verleihungsverfahren,  bei  der  Grundabtretung, 
der  Aufsicht  über  die  Knappschaftsvereine  nach  den  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Berggesetzes  das  Oberbergamt  die  erste 
Verwaltungsinstanz.  Den  Revierbeamten  steht  in  diesen  Ange- 
legenheiten eine  selbstständige  Competenz  nicht  zu,  und  sie  kön- 
nen nur  im  Aufträge  des  Oberbergamtes  als  dessen  Commissarien 
in  diesen  Geschäften  thätig  werden.  Dies  gilt  im  Verleihungsver- 
fahren auch  dann,  wenn  dem  Revierbeamten  nach  §.12  die  An- 
nahme der  Muthungen  delegirt  ist,  da  eine  Entscheidung  über  den 
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Mathungsantrag  ihnen  auch  in  diesem  Falle  nicht  zusteht.  Die 
Revierbeamten  werden  aus  der  Zahl  der  Assessoren  durch  den 
Handelsminister  ernannt.  *) 

Die  Bezirke  der  Iievierbeamten  werden  nach  §.  188  durch 
den  Handelsminister  festgestellt.  Für  die  Revierbeamten  der 
Oberbergamtsbezirke  Bonn,  Dortmund,  Halle  und  Breslau 
sind  Dienstinstructionen  erlassen,  nämlich  für  die  Bezirke: 

1)  Bonn  vom  29.  September  1865; 

2)  Dortmund  vom  1.  März  1866; 

3)  Halle  vom  2.  September  1866; 

4)  Breslau  vom  6.  Januar  1867. 

Die  drei  ersteren  sind  in  der  Zeitschrift  für  das  Berg-, 
Hütten-  und  Salinenwesen  Bd.  XIII,  S.  250  f.  Bd.  XIV,  S.  69 
und  S.  313  vollständig  abgedruckt. 

Zur  Hülfeleistung  bei  den  Revierbeamten  sind  in  der 
Mehrzahl  der  Reviere  sogenannte  Revier-Diätarien  angestellt, 
welchen  die  Besorgung  des  Schreibwerks  und  andere  mecha- 
nische Dienstgeschäfte  obliegen.  Ausserdem  können  dem  Re- 
vierbearaten  sowohl  Bergassessoren  zur  Aushülfe  zugetheilt, 
als  auch  Bergeleven  und  Bergreferendarien  zur  Beschäftigung 
und  Ausbildung  überwiesen  werden.  Letzteren  kann  von  dem 
Revierbeamten  die  selbstständige  Besorgung  einzelner  Dienst- 
gesehäfte  übertragen  werden.  Die  Annahme  der  Muthungen, 
sofern  sie  dem  Revierbeamten  überwiesen  ist,  darf  jedoch  nur 
durch  den  Revierbeamten  persönlich  erfolgen.*) 

Den  Revierbeamten  steht  nach  der  Cabinets-Ordre  vom 
18.  Mai  1867  der  Rang  der  fünften  Klasse  der  Beamten  und 
bei  Dienstreisen  der  entsprechende  Diätensatz  von  21/«  TMr. 
und  die  Reisekosten  von  1 Thlr.  auf  Landwegen  und  10  Sgr. 
auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen  zu.8) 

Die  Revierbeamten  stehen  nach  §.  190  unter  der  Auf- 
sicht der  Oberbergämter,  welche  sowohl  die  Recursinstanz  für 


1)  Vorschriften  über  die  Befähigung  zu  den  technischen  Aemteru 
der  Berg-,  Hütten-  und  Salinen  Verwaltung  vom  21.  December  1863. 
Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen,  Bd.  XI,  S.  297. 

2;  Dienstinstruction  für  Dortmund  und  Halle  §.  1.  Ministerial- 
Kescript  vom  20.  Juli  1866.  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  VII.  S.  536. 

S)  Vorgl.  den  Allerhöchsten  Erlass  vom  10-  Juli  1848.  Gesetz- 
Samml.  8.  161. 
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die  Beschwerden  gegen  Verfügungen  der  Revierbeamten,  als 
auch  die  Vorgesetzte  Behörde  der  Letzteren  im  Sinne  des 
Disciplinargesetzes  vom  21.  Juli  1852  bilden.  Auch  die  Ent- 
scheidung im  Disciplinarverfahren  gegen  die  Revierbeamten 
steht  in  erster  Instanz  nach  dem  Staatsministerialbeschlusse 
vom  23.  August  1853  *)  den  Oberbergämtern  zu. 

Die  Oberbergämter  haben  die  Geschäfte  der  Bergbehörden 
in  erster  Instanz  nach  den  Bestimmungen  des  Berggesetzes  in 
folgendeu  Fällen  wahrzunehmen:  die  amtliche  Schurfermächti- 
gung  (§.  8);  die  Annahme  und  Instruction  der  Muthungen 
(§§.  12  ff.,  28  ff.);  die  Verleihung  (§§.32  ff.);  die  Bestätigung 
der  Consolidationsurkunden  (§§.  41—49);  die  Bestätigung  der 
Feldestheilung  (§.  51);  die  Entscheidung  über  die  Mitgewin- 
nung (§§.  55,  56);  die  polizeiliche  Genehmigung  zu  den  ge- 
werblichen Anlagen  und  Triebwerken  (§.  59);  zur  Anlage  von 
Hülfsbauen  (§.  61);  die  Aufforderung  zur  Inbetriebsetzung 
(§.  65);  die  Abänderung  des  Betriebsplanes  (§.  68);  die  Be- 
stätigung des  Statuts  der  Gewerkschaft  (§.  94);  das  Grund- 
abtretungsverfahren in  Gemeinschaft  mit  der  Regierung  (§§.  142 
ff.);  die  Festsetzung  der  Entschädigung  für  Vorkehrungen  zum 
Schutze  der  Verkehrsanstalten  (§.  152);  das  Verfahren  zur 
Aufhebung  des  Bergwerkseigenthumes  (§§.  156 — 162);  die  Auf- 
sicht über  die  Verwaltung  der  Knappschaftsvereine  (§§.  167—186); 
der  Erlass  allgemeiner  und  besonderer  Polizeivorschriften  in  den 
nicht  dringlichen  Fällen  (§§.  197,  198);  endlich  alle  Anord- 
nungen, welche  den  ganzen  Bezirk  betreffen  (§§.  17,  72,  78). 

Sie  bilden  die  zweite  Instanz  in  Bezug  auf  alle  Verfü- 
gungen der  Revierbeamten  und  haben  innerhalb  ihres  Ge- 
schäftskreises nach  §.  190  die  gesetzlichen  Befugnisse  der  Re- 
gierungen. Sie  haben  daher  • gegenüber  den , ihnen  unter- 
gebenen Beamten  die  Disciplinargewalt  der  Regierungen  und 
sind  insbesondere  befugt,  zur  Entscheidung  im  Disciplinar- 
verfahren gegen  alle  bei  ihnen  angestellten  und  ihnen  unter- 
geordneten Beamten  mit  Ausnahme  der  vom  Könige  ernannten 
Beamten,  der  Betriebsdirectoren  der  grösseren  Staatswerke  und 
der  Hauptrendanten  der  Oberbergamtskassen,  welche  vor  den 
Disciplinarhof  gehören  (Ges.  vom  21.  Juli  1852  §§.  24—26; 
Staatministerialbeschluss  vom  23.  August  1853  zu  V). 


1)  Ministerialblatt  für  die  innere  Verwaltung  S.  327. 
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• Sie  sind  ferner  befugt,  in  allen  gerichtlichen  Prozessen 
gemäss  §.  3 des  Gezetzes  vom  8.  April  1847  den  Competenz- 
conflict  zu  erheben  und  ebenso  in  dem  Untersuchungsverfahren 
gegen  Bergbeamten  wegen  einer  aus  Anlass  ihres  Amtes  vor- 
genommenen Handlung  den  Conflict  nach  Massgabe  des  Ge- 
setzes vom  13.  Februar  1854  zu  erheben.  Sie  haben  endlich 
die  Executivgewalt  der  Regierungen  in  Bezug  auf  die  inner- 
halb ihres  Geschäftskreises  getroffenen  Verfügungen  nach  Mass- 
gabe der  §§.  42  und  48  der  Verordnung  vom  26.  December 
1808  (Ges.-Samml.  1806—1810,  S.  164). 

Die  Bestimmungen  der  angeführten  preussischen  Gesetze 
sind  auch  in  die  neu  erworbenen  Provinzen  durch  die  Verord- 
nungen vom  16.,  22.,  23.  September  1867  (Ges.-Samml.  S.  1515 
und  1613)  eingeführt  worden. 

Die  Oberbergämter  sind  collegialische  Behörden,  deren 
Mitglieder  vom  Könige  ernannt  werden.  Die  Bezirke  der  Ober- 
bergämter werden  durch  Königliche  Verordnung  festgestellt 
Dieselben  wurden  durch  die  Allerhöchste  Verordnung  vom 
29.  Juli  1861  (G.  S.  S.  429)  wie  folgt,  bestimmt: 

1)  für  das  Oberbergamt  zu  Breslau  die  Provinzen  Schlesien, 

Posen  und  Preussen; 

2)  für  das  Oberbergamt  zu  Halle  die  Provinzen  Sachsen, 

Brandenburg  und  Pommern  ; 

3)  flir  das  Oberbergamt  zu  Dortmund: 

a)  die  Provinz  Westfalen,  mit  Ausnahme  des  Herzogthums 
Westfalen,  der  Grafschaften  Wittgenstein-Wittgenstein 
und  Wittgenstein-Berleburg,  des  Fürstenthums  Siegen 
und  der  Aemter  Burbach  und  Neunkirchen; 

b)  von  der  Rheinprovinz  die  Kreise  Rees,  Duisburg  und 
Essen,  sowie  die  nördlich  der  Düsseldorf-Schwelmer 
Staatsstrasse  belegenen  Theile  der  Kreise  Düsseldorf 
und  Elberfeld; 

4)  für  das  Oberbergamt  zu  Bonn: 

a)  die  Rheinprovinz  mit  Ausschluss  der  unter  3.  b.  be- 
zeichneten  Landestheile ; 

b)  von  der  Provinz  Westfalen  die  unter  3.  a.  genannten, 
von  dem  Wirkungskreise  des  Oberbergamts  zu  Dort- 
mund ausgeschlossenen  Landestheile; 

c)  die  llohenzollernschen  Lande. 
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Von  den  im  Jahre  1866  neu  erworbenen  Landestheilen  sind : 

1)  dem  Bezirke  des  Oberbergamtes  zu  Bonn:  das  vormalige 
Herzogthum  Nassau,  die  abgetretenen  Theile  der  Gross- 
herzoglich Hessischen  Provinz  Oberhessen,  die  vormalige 
Landgrafschaft  Hessen-Homburg,  einschliesslich  des  Ober- 
amtes Meisenheim  und  das  Gebiet  der  vormaligen  freien 
Stadt  Frankfurt.  — Verordnungen  vom  6.  März  1867 
(G.  S.  S.  351)  und  vom  24.  Juni  1867  (G.  S.  S.  884); 

2)  dem  Bezirke  des  Oberbergamtes  zu  Dortmund:  die  Land- 
drosteibezirke Osnabrück  und  Aurich  der  Provinz  Han- 
nover. — Verordnung  vom  25.  Mai  1867  (G.  S.  S.  735); 

3)  dem  Bezirke  des  Oberbergamtes  zu  Halle:  die  vormals 
Bayerische  Enclave  Kauisdorf.  — Verordnung  vom  24.  Juni 
1867  (G.  S.  S.  884) 

zugetheilt  worden. 

Alle  übrigen  neu  erworbenen  Gebiete  sind  zu  einem  fünf- 
ten Oberbergamtsbezirke  vereinigt  worden.  Der  Bezirk  dieses 
Oberbergamtes,  welches  seinen  Sitz  in  Clausthal  hat,  umfasst 
1.  die  Provinz  Hannover  mit  Ausnahme  der  Landdrosteibezirke 
Osnabrück  und  Aurich,  2.  das  vormalige  Kur  fürsten  thum  Hessen 
und  die  vormals  Königlich  Baierischen  Landestheile  mit  Aus- 
nahme der  Enclave  Kaulsdorf,  3.  die  Provinz  Schleswig- 
Holstein.  l) 

Die  Oberbergämter  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Han- 
delsministers, welcher  zugleich  nach  §.  191  die  llecursinstanz 
in  Bezug  auf  die  Beschwerden  gegen  Verfügungen  und  Be- 
schlüsse des  Oberbergamtes  bildet,  iusofern  das  Gesetz  den 
Iiecurs  nicht  ausdrücklich  ausschliesst,  wie  z.  B.  im  Grundab- 
tretungsverfahreu  in  den  Fällen  des  §.  145,  Alinea  1. 


1)  Verordnung  vom  3.  Februar  1868  (Gesetz-Samml.  S.  69).  Bis 
zum  1.  März  1868  bestanden  für  die  unter  1 und  2 aufgeführten  Lan- 
destheile getrennte  Behörden  mit  den  Befugnissen  des  Oberbergamtes, 
nämlich  für  Hannover  das  Borg-  und  Forstamt  zu  Clausthal.  (Verord- 
nung vom  9.  Mai  1867  G.  S.  S.  735),  welches  durch  die  Verordnung 
vom  9.  November  1867  G.  S.  S.  1873)  zum  Oberbergamte  erhoben 
wurde  und  für  Kurhessen  nebst  den  vormals  Bayerischen  Landestheilen 
die  Oberberg-  und  Salzwerksdirection  in  Kassel  (Verordnung  vom 
24.  Juni  1867  G.  S.  S.  884),  welche  durch  die  Verordnung  vom  3.  Fe- 
bruar 1868  aufgehoben  ist. 
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Der  Handels  minister  ist  der  oberste  Chef  der  Bergver- 
waltung, welche  in  dem  Ministerium  Für  Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Arbeiten  die  erste  (früher  die  fünfte)  Abtheilung 
bildet.  Das  Handelsministerium  wurde  zuerst  durch  die  Ver- 
ordnung vom  27.  October  1810  (Gesetz- Samml.  S.  12)  als  eine 
besondere  Abtheilung  von  dem  Ministerium  des  Innern  abge- 
zweigt, und  derselben  das  gesammte  Salz-,  Berg-  und  Hütten- 
wesen überwiesen.  Durch  die  Cabinets-Ordre  vom  13.  De- 
cember  1813  (Ges.-Samml.  S.  3)  wurde  die  Bergwerksabtheilung 
mit  dem  Finanzministerium  vereinigt;  durch  die  Verordnung 
vom  3.  November  1817  (Ges.  Samml.  S.  290)  aber  von  Neuem 
dem  Ministerium  des  Innern  untergeordnet.  Durch  die  Cabi- 
netsordre  vom  11.  September  1830  wurde  ein  eigenes  Ministe- 
rium des  Innern  für  Handels-  und  Gewerbe-Angelegenheiten 
neben  dem  Ministerium  des  Innern  und  der  Polizei  errichtet. 
Durch  die  Cabinets-Ordre  vom  28.  April  1834  wurde  jenes 
Ministerium  wieder  aufgelöst,  und  die  Verwaltung  des  Handels 
sowohl  als  auch  des  Bergwesens  mit  dem  Finanzministerium 
verbunden,  bei  welchem  die  Leitung,  des  Bergwesens  verblieb, 
bis  durch  den  Allerhöchsten  Erlass  vom  17.  April  1848  (Ges.- 
Samml.  S.  109)  das  gegenwärtige  Handelsministerium  gebildet 
und  demselben  die  Abtheilung  für  Berg-,  Hütten-  und  Salinen- 
wesen zugetheilt  wurde.  Diese  Abtheilung  steht  unter  einem 
Director,  dem  Oberberghauptmänn , als  Stellvertreter  des  Mi- 
nisters. Die  Ministerial-Erlasse  sind  bis  zum  Jahre  1834  viel- 
fach unter  der  Firma  der  Oberberghauptmannschaft  ergangen; 
im  Uebrigen  aber  nach  der  wechselnden  Ressortei ntheilung  th eils 
von  dem  Finanzminister,  theils  von  dem  Minister  des  Innern, 
und  seit  1848  von  dem  Handelsminister  vollzogen. 

Für  den  dreifachen  Instanzenzug  der  Bergbehörden  ist 
in  den  §§.  191 — 193  ein  Recursverfahreu  vorgeschrieben,  in 
welchem  die  Verfügungen  des  Revierbeamten  bei  dem  Ober- 
bergamte,  und  die  Verfügungen  und  Beschlüsse  des  Ober- 
bergamtes bei  dem  Haudelsminister  angefochten  werden  können. 

Der  Recurs  muss  binnen  vier  Wochen  vom  Ablaufe  des 
Tages,  an  welchem  die  Verfügung  oder  oder  Beschluss  zuge- 
stellt oder  sonst  bekanut  gemacht  worden  ist,  eingelegt  werden, 
widrigenfalls  das  Recursrecht  erlischt  (§.  192). 

Für  die  Wahrung  der  Recursfrist  ist  lediglich  die  Zeit 
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des  Eingangs  der  Recursschrift  bei  der  Behörde  massgebend, 
auch  in  dem  Falle  wenn  die  Recursschrift  mittelst  recomman- 
dirten  Briefes  abgesandt  und  zwar  der  Empfangschein  recht- 
zeitig bei  der  Behörde  eingegangen,  der  Brief  selbst  aber  erst 
am  folgenden  Tage  nach  Ablauf  der  Recursfrist  ausgehändigt 
worden  ist.1) 

In  den  Fällen,  wo  ein  Beschluss  des  Oberbergamtes  er- 
forderlich ist,  desgleichen  gegen  Verfügungen,  welche  eine 
Entscheidung  zwischen  streitenden  Parteien  enthalten,  muss 
der  Recurs  innerhalb  der  im  §.  192  bestimmten  Frist  bei  der- 
jenigen Behörde  eingelegt  werden,  von  welcher  die  beschwe- 
rende Entscheidung  getroffen  worden  ist.  Durch  Einlegung 
bei  einer  anderen  Behörde  wird  das  Recursrecht  nicht  ge- 
wahrt. Das  Recursrecht  ist  jedoch  gewahrt,  wenn  die  Behörde, 
bei  welcher  irrthümlich  Recurs  eingelegt  ist,  die  Recursschrift 
dem  Oberbergamte  übersendet  und  dieselbe  hier  vor  Ablauf 
der  Frist  präsentirt  wird. 

In  den  Fällen,  wo  eine  Gegenpartei  vorhanden  ist,  wird 
derselben  die  Recursschrift  zur  Beantwortung  binnen  einer  vier- 
wöchentlichen, vom  Ablaufe  des  Tages  der  Behändigung  be- 
ginnenden Frist  mitgetheilt.  Geht  innerhalb  dieser  Frist  die 
Beantwortung  nicht  ein,  so  werden  die  Verhandlungen  ohne 
Weiteres  zur  Recursentscheidung  eingesendet  (§.  193). 

Verspätete  Beantwortungen  ebenso  wie  nachträgliche  Aus- 
führungen des  Recurrenten,  welche  nach  Ablauf  der  Frist  ein- 
gehen,  sind  zurückzugeben. 

Allen  Bergbehörden  steht  das  Recht  zu,  die  von  ihnen 
getroffenen  Verfügungen  zu  vollstrecken  und  zwar  nach  den 
Grundsätzen  der  Verordnung  vom  26.  December  1808  (Ges.- 
Samml.  S.  464),  §.  48,  indem  sie  entweder  die  verlangte  Ver- 
pflichtung nach  fruchtloser  Aufforderung  des  Verpflichteten 
für  dessen  Rechnung  durch  einen  Dritten  bewirken  lassen  oder 
Strafbefehle  im  Wege  des  executorischen  Verfahrens  bis  zur 
Summe  von  hundert  Thalern  oder  vier  wöchentlichem  Gefängniss 
erlassen  und  vollstrecken. 

Diese  Befugniss,  welche  durch  die  angeführte  Verordnung 


1)  Recursbescheid  vom  12. 
Bd.  VII,  S.  266. 


April  1866.  — Zeitschr.  f.  Bergrecht 

29 


Digilized  by  Google 


438 


Zehntes  Roch  Verwaltung  und  Polizei. 


den  Regierungen  beigelegt  ist,  steht  nach  §.  20  des  Gesetzes 
über  die  Polizeiverwaltung  vom  11.  März  1850  (Ges.-Samml. 
8.  265)  jeder  Polizeibehörde  zu.  Sie  kann  daher  sowohl  von 
den  Oberbergämtern  ausgeübt  werden,  als  auch  von  den  Re- 
vierbeamten, welche  nach  §.  189  die  Bergpolizei  handhaben. 
Unter  der  früheren  Gesetzgebung,  welche  den  Revierbeamten 
eine  selbstständige  Stellung  überhaupt  nicht  einräumte,  wurde 
denselben  der  Erlass  von  Strafbefehlen  durch  den  Ministerial- 
Erlass  vom  15.  Januar  1862  (Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  III, 
S.  125)  untersagt.  Gegenwärtig  gilt  jedoch  diese  Vorschrift 
nicht  mehr  und  nach  §.  20  des  Gesetzes  vom  11.  März  1850 
ist  die  Executionsbefugniss  der  Revierbeamten  in  denjenigen 
Angelegenheiten,  in  welchen  ihnen  eine  selbstständige  Entschei- 
dung zusteht,  nicht  in  Zweifel  zu  ziehen. ') 

Die  Kosten,  welche  bei  den  Bergbehörden  in  Bergbauan- 
gelegenheiten  entstehen,  können  nach  §.  194  von  den  zur  Er- 
stattung verpflichteten  Personen  im  Wege  der  Verwaltungs- 
execution  eingezogen  werden.  Unter  diesen  Kosten  sind  ledig- 
lich baare  Auslagen  und  Stempelkosten  begriffen,  da  die  von 
den  Bergämtern  früher  erhobenen  Sporteln  bereits  durch  das 
Gesetz  vom  21.  Mai  1860  aufgehoben  worden  sind.  Die  Ver- 
waltungsexecution  wird  nach  den  Vorschriften  der  Executions- 
ordnungen  vom  24.  November  1843  für  die  Rheinprovinz,  vom 
30.  Juni  1845  für  Westphalen,  vom  30.  Juli  1853  für  die  öst- 
lichen Provinzen,  vom  1.  Februar  1858  für  Neuvorpommern 
und  Rügen  und  vom  22.  September  1867  für  die  neuen  Pro- 
vinzen vollstreckt. 

Ausser  den  im  §.  187  namhaft  gemachten  Revierbesmten. 
Oberbergämtern  und  dem  Handelsminister  gehören  zu  den 
Bergbehörden  im  weiteren  Sinne  noch  die  Berghypothekencom- 
missionen und  die  Verwaltungen  der  Staatswerke. 

Die  Berghypothekencommissionen  wurden  durch 
das  Gesetz  vom  10.  Juni  1861  (Ges.-Samml.  S.  425)  errichtet, 
um  an  Stelle  der  aufgehobenen  Bergämter  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  vom  18.  April  1855  (Ges.-Samml.  S.  221)  die  Hypothe- 
kenbücher über  die  Bergwerke  zu  führen  und  Handlungen  der 


1)  Anderer  Meinung  sind  HuysBen,  Commcntar  S.  108,  und 
Oppenhuff,  Commentar  Nr.  1003. 
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freiwilligen  Gerichtsbarkeit  über  Gegenstände  der  Bergwerks- 
eigenthums aufzunehmen.  Sie  bleiben  nach  §.  246  des  Berg- 
gesetzes bis  zu  ihrer  Auflösung  durch  Königliche  Verordnung 
bestehen.  Nach  dieser  Auflösung  geht  die  Führung  der  Berg- 
hypothekenbücher an  die  Gerichte  über. 

Von  den  vier  Berghypothekencommissionen  zu  Siegen, 
Dortmund,  Halle  und  Breslau,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  10.  Juni  1861  errichtet  waren,  ist  nur  noch  diejenige  in 
Dortmund  für  den  Bezirk  des  dortigen  Oberbergamtes  bestehen 
geblieben;  die  drei  übrigen  sind  durch  die  Königlichen  Verord- 
nungen vom  9.  August  1867,  22.  Juli  1868  und  24.  März  1869 
aufgelöst. 

Die  Verwaltungen  der  Staatswerke  sind  unter 
verschiedenen  Benennungen  (Berginspectionen,  Hüttenämter, 
Salzämter  etc.)  organisirt.  Die  Berginspectionen  der  Saar- 
brücker Steinkohlenwerke  stehen  unter  der  Leitung  der  Berg- 
werks-Direction  zu  Saarbrücken.  Alle  Staatswerksverwaltuugen 
ressortiren  unmittelbar  von  dem  Handelsminister,  soweit  es  die 
ökonomische  und  technische  Seite  des  Betriebes  betrifft.  In 
den  Angelegenheiten  der  Bergpolizei  dagegen  und  in  Bezug  auf 
die  Disciplin  der  Beamten  sind  die  Staatswerksverwaltungen 
zunächst  demjenigen  Oberbergamte  untergeordnet,  in  dessen 
Bezirk  sie  ihren  Sitz  haben.  Die  locale  Bergpolizei  in  Bezug 
auf  die  Staatswerke  wird  entweder  von  dem  zuständigen  Revier- 
beamten oder  von  dem  Inspector,  sofern  letzterem  die  Competenz 
der  Revierbeamten  durch  den  Handelsminister  beigelegt  ist, 
wahrgenommen. 

Die  Markscheider,  welche  im  §.  190,  Absatz  2,  des 
Berggesetzes  erwähnt  werden,  sind  nicht  Staatsbeamte,  sondern 
Gewerbtreibende,  auf  welche  die  Vorschriften  der  Gewerbeord- 
nung vom  21.  Juni  1869  Anwendung  linden.  Das  auf  Grund 
der  früheren  Gewerbeordnung  erlassene,  allgemeine  Markschei- 
der-Reglement vom  25.  Februar  1856  (Vergl.  meinen  Commeutar 
S.  319  f.)  ist  zwar  zur  Zeit  noch  in  Kraft,  jedoch  durch  die 
Vorschriften  der  neuen  Gewerbeordnung  vielfach  abgeändert, 
so  dass  eine  Revision  in  Aussicht  steht. ') 

Die  Markscheider  bedürfen  einer  Concession,  welche  nach 
vorheriger  Prüfung  durch  das  Oberbergamt  ertheilt  wird.  Dieselbe 

1)  Vergl.  Brassert  in  d.  Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  XI,  S.  260. 
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gilt  nach  dem  Erlasse  vom  29.  Juni  1870  gegenwärtig  für  das 
ganze  Staatsgebiet.  Der  Markscheider  muss  nach  §.  14  der 
Gewerbeordnung  seinen  jedesmaligen  Wohnort  dem  Oberberg- 
amte des  Bezirkes  zur  Anzeige  bringen  und  steht  unter  der 
Aufsicht  desselben.  Die  Entziehung  der  Concession  kann  in 
dem  durch  die  §§.  29 — 36  der  Gewerbeordnung  vorgesehenen 
Verfahren  durch  jedes  Oberbergamt  ausgesprochen  werden,  in 
dessen  Bezirke  der  Markscheider  sich  solcher  Handlungen  oder 
Unterlassungen  schultlig  gemacht  hat,  welche  die  Concessions- 
entziehung  rechtfertigen.  Das  Verfahren  bei  der  Concessions- 
entziehung  ist  durch  die  angeführten  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung und  die  §§.  60— 66  der  ministeriellen  Anweisung 
vom  4.  September  1869  geregelt,  welche  die  mündliche  Ver- 
handlung vor  dem  Oberbergamte  vorschreiben  und  gegen  die 
Entscheidung  den  Recurs  an  den  Handelsminister  mit  vierzehn- 
tägiger Frist  gestatten. 

Für  die  Beamten  der  Bergverwaltung  gelten  in 
Bezug  auf  Anstellung  Disciplin  und  vermögensrechtliche  An- 
sprüche, die  allgemeinen  Staatsdienergesetze,  nämlich  Tit.  10, 
Theil  II  des  Allg.  Landrechts  und  das  Gesetz  vom  21.  Juli 
1852  (G.  S.  S.  465). 

Die  Qualification  der  technischen  Bergbeamten  wird  durch 
eine  besondere  Vorbereitung  erworben. 

Nach  den  Vorschriften  über  die  Befähigung  zu  den  tech- 
nischen Aemtern  der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung  vom 
21.  December  1863  (Zeitschr.  f.  das  Berg-,  Hütten-  und  Sali- 
nenwesen Bd.  XI,  S.  297  IT.)  finden  drei  Prüfungen  statt:  die 
Eleven-,  die  Referendariats-  und  die  Assessorprüfung  — von 
denen  erst  die  dritte  die  Qualification  zur  Anstellung  als  Re- 
vierbeamter oder  als  technisches  Mitglied  eines  Oberbergamtes 
giebt  (§.  2).  Zum  Eintritt  in  die  Vorbereitung  zum  Staats- 
dienste wird  das  Zeugniss  der  Reife  für  die  Universität  oder 
das  Ahgangszeugniss  von  einer  Realschule  erster  Ordnung  er- 
fordert (§.  3).  Die  Meldung  erfolgt  bei  dem  Oberbergamte 
(§.  4).  Die  Ausbildung  zerfällt  in  1.  die  einjährige  Erlernung 
der  praktischen  Handarbeiten,  2.  ein  dreijähriges  Universitäts- 
studium, auf  dessen  Dauer  der  Besuch  der  Bergakademie  zu 
Berlin  und  für  die  Dauer  eines  Jahres  auch  der  Besuch  der 
Bergakademien  zu  Freiburg  und  Clausthal  angerechnet  wird, 
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3.  nach  zurückgelegter  Elevenprüfung  die  technische  und  ge- 
schäftliche Ausbildung  als  Eleve  (1  Jahr),  sodann  nach  zurück- 
gelegter Referendariatsprüfung  als  Referendar  (2  Jahre)  und 
endlich  die  dritte  (Assessor-)  Prüfung. 

Die  Anstellung  der  Revierbeamten  und  der  Beamten  der 
Werksverwaltungen  erfolgt  durch  den  Handelsminister,  die  Er- 
nennung der  Mitglieder  des  Oberbergamtes  durch  den  König. 

Die  Bergbeamten  des  Staates,  deren  Frauen  und  unter 
väterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder  können  nach  §.  195  des 
Berggesetzes  im  Verwaltungsbezirke  der  Ersteren  durch  Mu- 
thung  keine  Bergwerke  oder  Kuxe  erwerben.  Zu  solchen  Er- 
werbungen — d.  h.  also  zur  Erwerbung  von  Bergwerken  und 
Kuxen  im  Verwaltungsbezirke  des  Beamten  — durch  andere 
Rechtsgeschäfte  ist  die  Genehmigung  des  Handelsministers  er- 
forderlich. Erwerbungen  von  Todes  wegen  sind  keiner  Be- 
schränkung unterworfen.1) 

In  Sachsen  Gotha  und  Sachsen  Meiningen  ist  die 
durch  das  Preussische  Berggesetz  geschaffene  Organisation  der 
Bergbehörden  nur  mit  der  Veränderung  angenommen,  dass 
die  Stelle  des  Oberbergamtes  durch  das  Bergamt  vertreten  wird 
und  dass  in  Sachsen  Meiningen  die  Functionendes  Revierbe- 
amten nach  Art.  146  des  Berggesetzes  von  dazu  beauftragten 
Mitgliedern  des  Bergamtes  wahrgenommen  werden  können. 

In  Braunschweig  besteht  nur  eine  Bergbehörde : die 
herzogliche  Kammerdirection  der  Bergwerke. 

In  Bayern  wird  nach  der  Verordnung  vom  16.  Juni  1869 2) 
die  erste  Instanz  durch  die  drei  Bezirksbergämter  zu  München, 
Bayreuth  und  Zweibrücken,  die  zweite  und  letzte  Instanz  durch 
das  Oberbergamt  zu  München  gebildet,  welches  dem  Handels- 
ministerium untergeordnet  ist. 


1)  Ueber  die  weiter  gehenden  Beschränkungen  des  früheren  Rech- 
tes vergl.  meine  Uebersicht  S.  214  f.  — Die  daselbst  S.  247  mitgetheilte 
Entscheidung  des  Obertribunals  vom  23.  September  1859,  wonach  auch 
den  nicht  im  Staatsdienste  stehenden  Privatbergwerksbeamten  (Stei- 
gern etc.)  die  Erwerbung  von  Bergwerkseigenthum  untersagt  sein  sollte, 
kann  für  das  heutige  Recht  jedenfalls  keine  Geltung  mehr  bean- 
spruchen. 

2)  Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  X,  S.  320. 
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In  Sachsen  bestehen  nach  §.  174  des  Berggesetzes 
Bergämter  mit  beigegebenen  technischen  Localbeamten  als 
erste  Instanz,  während  die  obere  Instanz  durch  das  Finanzmi- 
nisterium gebildet  wird. 

In  Oesterreich  wird  nach  §.  225  des  Berggesetzes  die 
erste  Instanz  durch  die  Berghauptmannschaften  entweder  un- 
mittelbar oder  mittelbar  durch  exponirte  Bergcommissare  ge- 
bildet. Als  Oberbergbehörde  fungiren  nach  der  Verordnung 
vom  11.  März  1854  für  jedes  Kronland  die  politischen  Landes- 
behörden (Statthaltereien,  Landesregierungen  etc.).  Die  dritte 
Instanz  bildet  des  Finanzministerium. 

§.  45.  Betriebspolizei. 

(§§.  66—79,  §§.  196 — 202  des  Berggesetzes.) 

Die  polizeiliche  Aufsicht  über  den  Bergwerksbetrieb  liegt 
nach  §§.  189  und  196  des  Berggesetzes  den  Revierbeamten  ob. 

Der  Bergwerksbesitzer  ist  verpflichtet,  dem  Revierbeamten 
von  der  beabsichtigten  Inbetriebsetzung  des  Bergwerks  min- 
destens vier  Wochen  vorher  Anzeige  zu  machen  (§.  66). 

Er  muss  ferner  vor  der  Eröffnung  des  Betriebes  einen 
Betriebsplan  vorlegen,  welcher  von  dem  Revierbeamten  geprüft 
wird.  Diese  Prüfung  erstreckt  sich  nach  §§.  67  und  196  auf: 

die  Sicherheit  der  Baue, 

die  Sicherheit  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Ar- 
beiter, den  Schutz  der  Oberfläche,  im  Interesse  der 
persönlichen  Sicherheit  und  des  öffentlichen  Verkehrs, 

den  Schutz  gegen  gemeinschädliche  Einwirkungen  des 
Bergbaues.  *) 

Unter  den  im  §.  196  genannten  Bauen  sind  nur  die  Gru- 
benbaue verstanden.  Die  Bauten  über  Tage  unterliegen  der 
Aufsicht  der  Baupolizeibehörden.  Zu  dergleichen  Bauten  ist 
daher  der  Bauconsens  der  Ortspolizeibehörde  einzuholen. 

1)  Die  Ausführung  des  Betriebsplanes  ist  von  der  Bergbehörde 
auch  dann  zu  untersagen,  wenn  sich  ergiebt,  dass  der  projectirte  Be- 
trieb die  Grenzen  des  verliehenen  Feldes  überschreitet.  — Gesetz  vom 
26.  März  1856  §.  3 (oben  S.  90)  — Recursbescheid  des  Handelsministers 
vom  18.  November  1865.  (Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  VI,  S.  592)  — Recurs- 
bescheid vom  11.  Februar  1866  (a.  a.  0.  Bd.  VII,  S.  126). 
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Gegen  blosse  Beschädigungen  des  Grundeigenthumes  nnd 
seiner  Zubehörungen,  mit  denen  eine  Gefahr  für  die  persön- 
liche Sicherheit  oder  den  öffentlichen  Verkehr  und  eiue  ge- 
meinschädliche Einwirkung  nicht  verbunden  ist  (Tagebrüche, 
Wasserentziehung  u.  dgl.),  wird  ein  polizeilicher  Schutz  nicht 
gewährt,  weil  der  ßergwerksbesitzer  zu  einer  solchen  Einwir- 
kung auf  den  Grund  und  Boden  berechtigt  und  nur  zum  Er- 
sätze des  angerichteten  Schadens  verpflichtet  ist  (§.  148). 

Wenn  der  Bergbau  ein  bewohntes  Gebäude  gefährdet, 
welches  dem  §.  150  zuwider  zu  einer  Zeit  errichtet  ist,  wo  die 
durch  den  Bergbau  drohende  Gefahr  der  Zerstörung  voraus- 
gesehen  werden  musste,  so  darf  die  Bergbehörde  den  Abbau 
der  unter  dem  Gebäude  anstehenden  Mineralien  nicht  auf  Grund 
des  §.  196  untersagen,  weil  sie  dadurch  die  Beeilte  des  Berg- 
werksbesitzers kränken  würde.  Die  persönliche  Sicherheit  der 
Bewohner  muss  vielmehr  in  diesem  Falle  dadurch  gewahrt 
werden,  dass  durch  Vermittelung  der  Ortspolizeibehörde  die 
Räumung  des  an  gefährlicher  Stelle  erbauten  Hauses  bewirkt 
wird.  *) 

Der  Fall  einer  gemeinschädlichen  Einwirkung  des  Berg- 
baues ist  vorhanden,  wenn  der  Schaden  sich  an  solchen  Ge- 
genständen ereignet,  die  abgesehen  von  ihrem  etwaigen  Ver- 
mögeuswerlhe  vom  Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Interesses 
einen  nicht  in  Gelde  zu  schätzenden  Werth  besitzen  (Gesund- 
brunnen, Friedhöfe,  Denkmäler  u.  dgl),  ferner  wenn  die 
drohende  Beschädigung  so  ausgedehnt  ist,  dass  ihr  Ersatz 
ausser  Verhältniss  zu  den  Mitteln  des  Bergwerksbesitzers  steht, 
oder  wenn  die  schädliche  Einwirkung  in  ihren  Folgen  die  öf- 
fentliche Sicherheit  oder  den  Nationalwohlstand  gefährdet, 
z.  B.  wenn  einer  ganzen  Stadt  oder  einem  Dorfe  das  Wasser 
entzogen  wird. 

Die  Einreichung  des  Betriebsplanes  muss  wiederholt  wer- 
den, sobald  der  Zeitraum  abgelaufen  ist,  für  welchen  derselbe 
aufgestellt  worden  war.  Das  Gesetz  trifft  keine  Bestimmung 
darüber,  für  welchen  Zeitraum  der  Betriebsplan  Geltung  haben 
soll,  und  ob  derselbe  für  eine  beliebige  Zeitdauer  vorgelegt 


1 ) Erlass  d,  Handels  minister«  an  das  Oberbergamt  zu  Breslau  vom 
7.  Juli  1868. 
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werden  darf,  oder  ob  der  Revierbeamte  die  Erneuerung  in 
bestimmten  Zeitfristen  fordern  kann.  Die  Praxis  der  Bergbe- 
hörden ist  verschieden.  Die  Dienstinstruction  für  die  Revier- 
beamten des  Oberbergamtsbezirk  Bonn  vom  29.  September  1865 
bestimmt  im  §.  32: 

„die  Aufstellung  des  Betriebsplanes  und  die  Bestimmung 
des  Zeitraumes,  für  welchen  derselbe  Geltung  haben  soll, 
ist  lediglich  Sache  des  Bergwerksbesitzers  oder  dessen 
Vertreters.“ 

Die  Dienstinstruction  für  die  Revierbeamten  des  Ober- 
bergamtsbezirks Halle  vom  2.  September  1866  bestimmt  da- 
gegen im  §.  31,  dass  der  Bergwerksbesitzer  bestimmt  erklären 
muss,  für  welchen  Zeitraum  der  Betriebsplan  gelten  soll, 
und  dass  diese  Zeitbestimmung  der  Prüfung  durch  die  Berg- 
behörde aus  denselben  Gesichtspunkten  unterliegt,  wie  der 
übrige  Plan.  Diese  Ansicht  verdient  den  Vorzug,  da  die 
Prüfung  eines  auf  beliebige  Zeit  vorausbestimmten  Betriebs- 
planes oft  genug  unmöglich  oder  doch  illusorisch  sein  würde. 

Erhebt  der  Revierbeamte  nicht  binnen  vierzehn  Tagen 
nach  Vorlegung  des  Betriebsplanes  Einspruch  gegen  denselben, 
so  ist  der  Bergwerksbesitzer  zur  Ausführung  befugt. 

Wird  dagegen  innerhalb  dieser  Frist  Einspruch  von  dem 
Revierbeamten  erhoben,  so  ist  der  Bergwerksbesitzer  gleich- 
zeitig zur  Erörterung  der  beanstandeten  Betriebsbestimmungen 
zu  einem  Termine  vorzuladen. 

Insoweit  auf  diesem  Wege  keine  Verständigung  erzielt 
wird,  hat  das  Oberbergamt  diejenigen  Abänderungen  des  Be- 
triebsplanes, ohne  welche  derselbe  nicht  zur  Ausführung  ge- 
bracht werden  darf,  durch  einen  Beschluss  festzusetzen  (§.  68). 

Gegen  diesen  Beschluss  findet  der  Recurs  an  den  Han- 
delsminister statt,  welcher  nach  §§.  191  — 193  binnen  vier  Wo- 
chen bei  dem  Oberbergamte  eingelegt  werden  muss.  Der 
Recurs  hat  keinen  Suspensiveffect.  Der  beanstandete  Betrieb 
muss  folglich  bis  zur  Entscheidung  des  Ministers  ruhen,  oder 
er  darf  doch  nur  mit  den  im  Beschlüsse  des  Oberbergamtes 
angeordneten  Abänderungen  geführt  werden,  weil  bis  zur  Ent- 
scheidung des  Ministers  die  stillschweigende  oder  ausdrückliche 
Genehmigung  der  Behörde  fehlt,  welche  das  Gesetz  (§§.  67,  68) 
zur  Ausführung  des  Betriebsplanes  erheischt. 
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Ergibt  die  Prüfung  des  Betriebsplanes  eine  sicherheits- 
gefährliche Collision  mit  den  Bauen  eines  benachbarten  Berg- 
werks, so  erfolgt  die  Erörterung  zweckmässig  unter  Zuziehung 
beider  Theile,  und  die  nothwendigen  Abänderungen  werden  nach 
Vernehmung  der  beiderseitigen  Anträge  durch  contradictorische 
Entscheidung  festgestellt. 

Für  Abänderungen  des  Betriebsplanes  ist  im  §.  69  das- 
selbe Verfahren  vorgeschrieben,  wie  für  die  ursprüngliche  Auf- 
stellung desselben.  Werden  jedoch  infolge  unvorhergesehener 
Ereignisse  sofortige  Abänderungen  eines  Betriebsplanes  erfor- 
derlich, so  genügt  es,  wenn  dieselben  binnen  den  nächsten  vier- 
zehn Tagen  der  Bergbehörde  durch  den  Betriebsführer  angezeigt 
werden. 

Die  Vorlegung  des  Betriebsplanes  und  der  nachträglichen 
Abänderungen  desselben  muss  der  Regel  nach  von  dem  Berg- 
werksbesitzer, bei  Gewerkschaften  von  dem  Repräsentanten 
oder  Grubenvorstande  ausgehen.  Im  Falle  des  §.  69  ist  dem 
Betriebsführer  die  Verantwortlichkeit  für  die  Anzeige  auferlegt 
weil  das  Gesetz  mit  Recht  annimmt,  dass  nicht  in  jedem  Falle 
der  Bergwerksbesitzer  in  der  Lage  sei  den  Betrieb  seiner 
Grube  so  speziell  zu  überwachen,  dass  er  von  jeder  Verän- 
derung des  Betriebsplanes  innerhalb  14  Tagen  Kenntniss  er- 
hielte. ') 

Wird  ein  Betrieb  den  Vorschriften  der  §§.  67—69  zuwider 
geführt,  so  ist  die  Bergbehörde  befugt,  nöthigenfalls  einen  sol- 
chen Betrieb  einzustellen  (§.  70). 

Die  Betriebseinstellung  erfolgt  durch  den  Revierbeamten. 
Muss  dieselbe  erzwungen  werden,  so  kann  der  Revierbeamte 
entweder  seine  Anordnung  selbst  zur  Ausführung  bringen,  in- 
dem er  den  Zugang  zu  der  Grube  verschliesst,  den  Gang  der 
Maschinen  hemmt  und  zugleich  die  zur  Sicherstellung  der  Baue 
erforderlichen  Vorkehrungen  trifft,  oder  er  kann  seiner  Verfü- 
gung durch  executivische  Zwangsmittel  Folge  geben,  indem  er 
einen  Strafbefehl  bis  zur  Summe  von  100  Thalern  oder  vier- 
wöchentlichem Gefängniss  an  den  Bergwerksbesitzer  oder  an 
den  Betriebsführer  erlässt  und  vollstreckt.2) 

lj  Commissionsbericht  des  Herrenhauses  S.  31. 

2)  Verordnung  v.  28.  December  1808,  §.  48,  Nr.  2.  Gesetz  über 
die  I'olizeiverwaltung  v.  11.  März  1850,  §.  20. 
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Gegen  die  Betriebseinstellung  findet  nicht  der  Rechtsweg, 
sondern  nur  der  Recurs  an  das  Oberbergamt  und  an  den  Han- 
delsminister statt.  Wird  die  Betriebseinstellung  im  Wege  der 
Beschwerde  als  gesetzwidrig  oder  unzulässig  aufgehobeu,  so 
bleiben  dem  Bergwerksbesitzer  seine  Gerechtsame  nach  den 
allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Vertretungs- 
verbindlichkeit der  Beamten  Vorbehalten.1) 

Will  der  Bergwerksbesitzer  den  Betrieb  des  Bergwerkes 
einstellen,  so  hat  derselbe  der  Bergbehörde  hiervon  mindestejis 
vier  Wochen  vorher  Anzeige  zu  machen. 

Muss  der  Betrieb  infolge  unvorhergesehener  Ereignisse 
schon  in  kürzerer  Frist  oder  sofort  eingestellt  werden,  so  ist 
die  Anzeige  binnen  längstens  vierzehn  Tagen  nach  erfolgter 
Betriebseinstellung  nachzuholeu  (§.  41). 

Ein  Zwang  zur  Inbetriebsetzung  des  Bergwerks 
oder  zur  Fortsetzung  des  unterbrochenen  Betriebes  findet  nach 
§.  (15  statt,  wenn  der  Einstellung  des  Betriebes  nach  der  Ent- 
scheidung des  Oberbergamtes  überwiegende  Gründe  des  öffent- 
lichen Interesses  entgegenstehen.  Der  Bergwerksbesitzer  wird 
in  diesem  Falle  mit  sechsmonatlicher  Frist  zur  Inbetriebsetzung 
aufgefordert,  und  wenn  er  dieser  Aufforderung  nicht  Folge 
leistet,  so  wird  das  Verfahren  zur  Entziehung  des  Bergwerks- 
eigenthums nach  den  Vorschriften  des  16.  Titels  gegen  ihn 
eingeleitet.  (Vergl.  oben  §.  19.) 

Als  Hülfsmittel  für  die  polizeiliche  Ueberwachung  des 
Betriebes  im  Interesse  der  Sicherheit  der  Baue  und  der  Ober- 
fläche dient  das  Grubenbild,  auf  welchem  sowohl  die  voll- 
ständige Situation  der  Oberfläche,  namentlich  alle  Tagegebäude 
Wasserbehälter,  Strassen  und  Eisenbahnen,  als  auch  die  aus- 
geführten Grubenbaue  verzeichnet  sein  müssen.  Der  Berg- 
werksbesitzer hat  nach  §.  72  das  Grubenbild  in  zwei  Exem- 
plaren durch  einen  concessionirten  Markscheider  auf  seine 
Kosten  anfertigen  und  regelmässig  in  den  von  dem  Oberberg- 
amte vorgeschriebenen  Zeitabschnitten  nachtragen  zu  lassen. 
Diese  Zeitabschnitte  sind  durch  die  Verordnungen  der  Ober- 
bergämter zu  Halle,  Breslau,  Bonn,  Dortmund  und  Clausthal 


1)  Gesetz  über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  in  Beziehung 
auf  polizeiliche  Verfügungen  v.  11.  Mai  1842,  §§.  1,  6. 
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vom  11.  September  1865,  20.  October  1866,  8.  November  1867, 
31.  Juli  1868  und  5.  Juni  1869  ')  bestimmt  und  zwar  so,  dass 
die  Nachtragung  je  nach  den  verschiedenen  Gattungen  des 
Bergbaues  (Tagebaue  und  unterirdischer  Betrieb,  Steinkohlen- 
und  Erzgruben  etc.)  theils  jährlich,  theils  halbjährlich,  theils 
in  jedem  Quartale  erfolgen  muss. 

Das  eine  Exemplar  des  Grubenbildes  ist  an  die  Bergbe- 
hörde zum  Gebrauche  derselben  abzuliefern,  das  andere  auf 
dem  Bergwerke  oder,  falls  es  daselbst  an  einem  geeigneten  Orte 
fehlt,  bei  dem  Betriebsführer  aufzubewahren. 

Der  Betrieb  muss  unter  der  Leitung  eines  verantwort- 
lichen Betriebsführers  geführt  werden,  und  die  Befähi- 
gung desselben,  sowie  der  übrigen  zur  Betriebsleitung  und 
Aufsicht  angestellten  Personen  (Steiger,  technischer  Auf- 
seher etc.)  muss  nach  §.  73  von  dem  Revierbeamten  anerkannt 
werden.  Der  Bergwerksbesitzer  muss  zu  diesem  Zwecke  dem 
Revierbeamten  die  angenommenen  Personen  namhaft  machen, 
letztere  müssen  ihre  Befähigung  zu  den  ihnen  übertragenen 
Geschäften  nachweisen  und  sich  erforderlichen  Falls  einer 
Prüfung  unterwerfen.  Erst  wenn  der  Revierbeamte  diese  Be- 
fähigung anerkannt  hat,  dürfen  sie  die  ihnen  übertragenen 
Geschäfte  übernehmen  (§.  74). 

Der  Nachweis  der  Befähigung  muss  für  jede  einzelne 
Anstellung  geführt  werden.  Allgemeine  Qualificationsatteste 
für  Stellen  einer  gewissen  Art  werden  nicht  ertlieilt.  Der 
Revierbeamte  hat  vielmehr  die  Fähigkeit  des  Betriebsbeamten 
in  jedem  Falle  nach  Massgabe  der  ihm  übertragenen  Functio- 
nen, der  grösseren  oder  geringeren  Ausdehnung  und  Gefähr- 
lichkeit des  seiner  Leitung  übertragenen  Bergbaues  und  nach 
Massgabe  der  ihm  vorgelegten  oder  bekannten  Qualifications- 
beweise  zu  beurtheilen  und  nötigenfalls  den  Beamten  einer 
Prüfung  zu  unterwerfen. 

Die  Bergbehörde  ist  befugt  , dem  Betriebsbeamten  die 
Anerkennung  seiner  Befähigung  wieder  zu  entziehen,  wenn 
derselbe  Verstö3se  gegen  die  Regeln  der  Technik  oder  gegen 


1)  Vergl.  meinen  Commentar,  Anmerkung  171  zn  §.  72  und 
Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  VII,  S.  331,  S.  541.  Bd.  VIII,  S.  443.  Bd.  X, 
S.  293  und  295. 
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sicherbeitspolizeiliche  Vorschriften  begangen  hat,  welche  die 
zur  Erfüllung  seiner  Functionen  erforderliche  Fähigkeit  oder 
Zuverlässigkeit  in  Frage  stellen.  Die  Verfügung  des  Revier- 
bearaten,  durch  welche  die  Entfernung  eines  mit  seiner 
Genehmigung  angestellten  Grubenbeamten  verlangt  wird,  kann 
im  Wege  des  Recurses  mit  suspensiver  Wirkung  angefochten 
werden,  weil  der  Verlust  der  Befähigung  erst  durch  die  end- 
gültige Entscheidung  des  Oberbergamtes  oder  des  Handelsmi- 
nisters eintritt.  Eine  gerichtliche  Verurtheilung,  derzufolge  der 
Grubenbeamte  zu  einer  Beschäftigung  beim  Grubenbetriebe  un- 
fähig erklärt  würde  — wie  dies  in  Bezug  auf  Eisenbahn-  und 
Telegraphenbeamte  im  Strafgesetzbuchc  §.  319  vorgesehen 
ist  — findet  nicht  statt.  Uebrigens  kann  der  Revierbeamte 
die  sofortige  Entfernung  eines  mit  seiner  Genehmigung  an- 
gestellten Grubenbeamten  auch  vor  der  endgültigen  Entschei- 
dung über  den  Verlust  seiner  Qualification  verlangen,  wenn 
dies  zur  Vermeidung  einer  dringenden  Gefahr  noth wendig 
ist  (§.  199). 

Der  Revierbeamte  und  die  sonstigen  Bergbeamten,  welche 
mit  dem  polizeilichen  Dienste  befasst  sind,  können  das  Berg- 
werk zu  jeder  Zeit  befahren;  der  Betriebsführer  und  die  übrigen 
Grubenbeamten  sind  nach  §.  77  verpflichtet,  sie  zu  begleiten 
und  ihnen  auf  Erfordern  Auskunft  über  den  Betrieb  zu  geben. 
Auch  den  zu  ihrer  Ausbildung  beschäftigten  Candidaten  des 
Bergfaches,  welche  mit  Fahrscheinen  des  Oberbergamtes  ver- 
sehen sind,  muss  die  Befahrung  und  Besichtigung  des  Werkes 
gestattet  werden. 

Ausser  der  fortlaufenden  Controle  der  Betriebspläne,  der 
bestellten  Betriebsführer  und  Aufseher,  der  Grubenbilder  und 
der  ausgeführten  Grubenbauten  selbst  durch  den  Revierbeamten 
sind  für  die  Zwecke  der  Betriebspolizei  auch  directe  polizeiliche 
Anordnungen  nothwendig  und  diese  sind  entweder  allgemeine, 
insofern  sie  für  alle  Bergwerke  eines  bestimmten  Bezirks  oder 
einer  bestimmten  Gattung  erlassen  werden,  oder  spezielle,  in- 
sofern sie  für  ein  einzelnes  Bergwerk  getroffen  werden. 

Die  allgemeinen  Polizeiverodnungen  werden  nach 
§.  197  von  den  Oberbergämtern  erlassen,  denen  in  Bezug  auf 
die  Gegenstände  der  Bergpolizei  (§.  196)  die  gleiche  Befugniss 
zusteht,  wie  solche  den  Regierungen  für  Zwecke  der  Landes- 


Digitized  by  Google 


§.  45.  Betriebspolizei. 


449 


und  Ortspolizei  durch  das  Gesetz  vom  11.  März  1830  (Ges.- 
Samml.  S.  265)  beigelegt  ist.  Die  Verordnungen  der  Oberberg- 
ämter enthalten  jedoch  keine  Strafandrohung,  weil  solche  in 
der  allgemeinen  Strafvorschrift  des  §.  208  des  Berggesetzes 
enthalten  ist.  Sie  werden  durch  das  Amtsblatt  der  Regierungen 
bekannt  gemacht,  in  deren  Bezirk  dieselben  Gültigkeit  erlan- 
gen sollen. 

Die  Gültigkeit  tritt  nach  §.  4 der  Verordnung  vom  28. 
März  1811  (G.S.  S.  165)  mit  dem  Anfänge  des  achten  Tages  vom 
Datum  der  Nummer  des  Amtsblattes  ein,  dieses  Datum  mit 
eingezählt. 

Die  speziellen  polizeilichen  Anordnungen  haben 
nach  §.  198  zur  Voraussetzung,  dass  auf  dem  Bergwerke  eine 
Gefahr  für  die  Sicherheit  der  Baue  oder  der  Arbeiter  eintritt, 
oder  eine  Beschädigung  der  Oberfläche  zu  befürchten  ist,  welche 
die  persönliche  Sicherheit  oder  die  Sicherheit  des  Verkehrs 
oder  das  Gemeinwohl  gefährdet.  Die  geeigneten  polizeilichen 
Anordnungen  werden  in  diesem  Falle  nach  Vernehmung  des 
Bergwerksbesitzers  oder  Repräsentanten  durch  einen  Beschluss 
des  Oberbergamtes  getroffen. 

ist  die  Gefahr  eine  dringende,  so  hat  der  Revierbeamte 
sofort  und  selbst  ohne  vorgängige  Vernehmung  des  Bergwerks- 
besitzers oder  des  Repräsentanten  die  zur  Beseitigung  der  Ge- 
fahr erforderlichen  polizeilichen  Anordnungen  zu  treffen,  gleich- 
zeitig aber  dem  Oberbergamte  davon  Anzeige  zu  macheu. 

Das  Oberbergamt  hat  die  getroffenen  Anordnungen  durch 
einen  Beschluss  zu  bestätigen  oder  wieder  aufzuheben.  Vorher 
ist  die  Vernehmung  der  genannten  Personen  nachzuholen  (§.  199). 

Die  Ausführung  dieser  Anordnungen  wird  durch  Einlegung 
des  Recurses  nicht  aufgehalten. 

Mit  der  Ausführung  der  polizeilichen  Anordnungen  des 
Revierbeamten  muss  ohne  Rücksicht  auf  die  vorbehaltene  ober- 
bergamtliche Bestätigung  oder  Wiederaufhebung  sofort  be- 
gonnen werden  (§.  201). 

Die  Bekanntmachung  der  auf  Grund  der  §§.  198 
und  199  getroffenen  polizeilichen  Anordnungen  an  den  Berg- 
werksbesitzer oder  den  Repräsentanten  erfolgt  nach  §.  200 
durch  Zustellung  des  Beschlusses  des  Oberbergamts,  bezie- 
hungsweise der  Verfügung  des  Revierbeamten. 
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Die  Zustellung  muss  gegen  Insinuationsschein  erfolgen, 
damit  in  dem  Strafverfahren  die  erfolgte  Bekanntmachung 
nachgewiesen  werden  kann. 

Es  hängt  von  der  Bestimmung  des  Oberbergamts  oder 
des  Revierbeamten  ab,  ob  ausser  der  Zustellung  an  den  Berg- 
werksbesitzer noch  eine  Bekanntmachung  an  den  Betriebsffihrer 
und  die  Grubenbeamten  und  an  die  Arbeiter  des  Bergwerks 
erfolgen  soll.  Die  Bekanntmachung  an  den  Betriebsführer 
und  die  Gruben  beamten  geschieht  durch  das  Zechenbuch, 
welches  zu  diesem  Zwecke  auf  jedem  Bergwerk  gehalten  wer- 
den muss.  Das  Zechenbuch  wird  von  dem  Bergwerksbesitzer 
oder  dessen  Stellvertreter  geführt  und  kann  von  demselben 
auch  zu  anderen,  den  Grubenbetrieb  betreffenden  Eintragungen 
benutzt  werden.  Die  Eintragung  der  polizeilichen  Anordnungen 
erfolgt  entweder  durch  den  Revierbeamten  persönlich  oder 
durch  den  Bergwerksbesitzer  auf  Grund  der  in  dem  Beschlüsse 
des  Oberbergamtes  enthaltenen  oder  von  dem  Revierbeamten 
ertheilten  Anweisung.  Unterlässt  der  Bergwerksbesitzer  die 
Eintragung  dieser  ausdrücklichen  Anweisung  zuwider,  so  tritt 
die  Strafe  des  §.  207  ein. 

Die  Verbindlichkeit  der  getroffenen  Anordnung  für  die 
Betriebsführer  und  Grubenbeamten  und  die  Strafbarkeit  der 
Uebertretung  hängt  von  der  Thatsache  der  Eintragung  in  das 
Zechenbuch  allein  ab.  Es  ist  uicht  der  Nachweis  erforderlich, 
dass  der  angeschuldigte  Beamte  den  Vermerk  gelesen  hat. 

Soweit  eine  Bekanntmachung  an  die  Arbeiter  erforderlich 
ist,  geschieht  dieselbe  auf  Anweisung  des  Revierbeamten  durch 
Verlesen  und  durch  Aushang  auf  dem  Werke. 

Beide  Arten  der  Publication  müssen  neben  einander  statt- 
finden. Dagegen  bedarf  es  zur  strafrechtlichen  Verfolgung  der 
von  einem  Arbeiter  begangenen  Uebertretung  nicht  des  Nach- 
weises, dass  er  der  Verlesung  beigewohnt  oder  den  Aushang 
gelesen  hat.  Die  Verlesung  geschieht  vor  der  versammelten 
Belegschaft  bei  der  Einfahrt  oder  der  Löhnung.  Der  Aushang 
muss  an  einem  der  Belegschaft  zugänglichen  Orte  (in  der  Kaue 
oder  Zechenstube)  erfolgeu. 

Die  Nichtbefolgung  der  speziellen  polizeilichen  Anord- 
nungen des  Oberbergamtes  und  des  Revierbeamten  ist  ebenso 
wie  die  Zuwiderhandlung  gegen  die  allgemeinen  bergpolizei- 
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liehen  Verordnungen  durch  §§.  ‘207  und  208  unter  Strafe  ge- 
stellt (s.  u.).  Ausserdem  ist  die  Bergbehörde  kraft  ihrer 
Executionsbefugniss  (Oben  S.  437)  befugt,  die  Befolgung  ihrer 
Verfügungen,  da  wo  die  öffentliche  Sicherheit  dieses  nothwen- 
dig  macht,  unmittelbar  zu  erzwingen.  Dies  kann  nach  §.  48 
der  Verordnung  vom  26.  December  1808  entweder  durch 
Executivstrafen  oder  so  geschehen,  dass  die  Ausführung  durch 
den  Revierbeamten  auf  Kosten  des  Bergwerksbesitzers  bewirkt 
wird.  Die  Ausführung  auf  Kosten  des  verpflichteten  Berg- 
werksbesitzers ist  im  §.  202  des  Berggesetzes  besonders  er- 
wähnt, doch  wird  hierdurch  die  Anwendung  der  übrigen  Exe- 
cutionsmittel  keineswegs  ausgeschlossen. 

§.  46.  Arbeiterpolizei. 

(§§.  85—93  des  Berggesetzes;  §§.  128—133,  §§.  149,  150,  154 

der  Gewerbeordnung.)  , 

Die  Annahme  der  Bergleute  ist  weder  durch  eine  be- 
sondere polizeiliche  Anmeldung  noch  durch  sonstige  Vorschriften 
beschränkt;  doch  dürfen  nach  §.  85  die  Bergwerksbesitzer 
solche  Arbeiter,  von  denen  ihnen  bekannt  ist,  dass  sie  schon 
früher  beim  Bergbau  beschäftigt  waren,  nicht  eher  annehmen, 
bis  ihnen  von  denselben  das  Zeugniss  des  Bergwerksbesitzers 
oder  Stellvertreters,  bei  dem  sie  zuletzt  in  Arbeit  gestanden, 
beziehungsweise  das  Zeugniss  der  Ortspolizeibehörde  vorgelegt  ist. 

Diese  Vorschrift  hat  hauptsächlich  den  Zweck,  das  Inter- 
esse der  Knappschaftsvereine  zu  wahren.  Die  Uebertretung 
derselben  wird  nach  §.  207  bestraft.  Die  Geldbusse  fliesst 
nach  §.  92  zur  Knappschaftskasse. 

Ausserdem  ist  nach  §.  93  auf  jedem  Bergwerke  über  die 
daselbst  beschäftigten  Arbeiter  eine  Liste  zu  führen , welche 
die  Vor-  und  Zunamen,  das  Geburtsjahr,  den  Wohnort,  den 
Tag  des  Dienstantritts  und  der  Entlassung,  sowie  das  Datum 
des  letzten  Arbeitszeugnisses  enthält.  Diese  Arbeiterliste 
muss  der  Bergbehörde  auf  Verlangen  vorgelegt  werden.  Sie 
ist  dazu  bestimmt,  um  die  Befolgung  der  Vorschriften  über 
die  Beschäftigung  der  jugendlichen  Arbeiter  zu  überwachen, 
um  bei  eintretenden  grösseren  Unglücksfällen  die  Zahl  und  die 
Personen  der  vermissten  Arbeiter  zu  ermitteln  und  um  den 
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Knappschaftsvorständen  die  Controle  über  die  vorschriftsmässigf 
Anmeldung  der  Arbeiter  zu  ermöglichen. 

Ueber  die  Beschäftigung  von  Frauen  bei  der  Gruben- 
arbeit enthält  das  allgemeine  Berggesetz  keine  Bestimmung. 
Es  ist  indess  eine  durch  die  Sitte  allgemein  festgestellte  Rege), 
dass  Frauen  beim  Bergbau  nur  über  Tage  beschäftigt  werden 
dürfen,  und  dies  ist  für  die  Oberbergamtsbezirke  Bonn  durch 
§.  55  der  allgemeinen  Bergpolizeiverordnung  vom  8.  November 
1867,  und  Breslau  durch  die  Bergpolizeiverordnung  vom  26. 
October  1868  ausdrücklich  verordnet.  ‘) 

Die  Bestimmung  der  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869 
§.  11,  wonach  das  Geschlecht  in  Bezug  auf  die  Befugniss  zum 
selbstständigen  Gewerbebetriebe  keinen  Unterschied  begründet, 
hat  nach  §.  6 diese  bergpolizeilichen  Vorschriften  nicht  aufge- 
hoben *). 

Auch  die  Beschäftigung  der  j ugend lieh en  Arbeiter 
fst  nicht  durch  das  Berggesetz  sondern  durch  die  Gewerbe- 
gesetze geregelt.  An  die  Stelle  des  früheren  Regulativs  vom 
9.  März  1839  und  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1853  sind  gegen- 
wärtig die  Vorschriften  der  §§.  128—133  der  Gewerbeordnung 
vom  21.  Juni  1869  getreten,  welche  sich  zunächst  auf  Fabriken 
beziehen,  nach  §.  154  aber  auch  auf  Bergwerke,  Aufbereitungs- 
anstalten und  unterirdisch  betriebene  Gruben  und  Brüche  An- 
wendung finden. 

Nach  denselben  dürfen  Kinder  unter  12  Jahren  auf  Berg- 
werken zu  einer  regelmässigen  Beschäftigung  nicht  angenommen 
werden.  Vor  vollendetem  vierzehnten  Lebensjahre  dürfen  Kinder 
in  Bergwerken  und  Aufbereitungsanstalten  nur  dann  beschäf- 
tigt werden,  wenn  sie  täglich  einen  mindestens  dreistündigen 
Schulunterricht  in  einer  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
genehmigten  Schule  erhalten.  Ihre  Beschäftigung  darf  sechs 
Stunden  täglich  nicht  übersteigen. 


1)  Vergl.  Zeitschrift  f.  Bergrecht  Bd.  VIII.  S.  443,  Bd.  X,  S.  292 
und  die  Verhandlungen  über  die  zuletzt  angeführte  Polizeiverordnung 
im  Hanse  der  Abgeordneten,  insbesondere  den  Commissionsbericht  vom 
18.  Februar  1869,  Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten  10.  Legis- 
laturperiode 2.  Session  1868  Nr.  376. 

2)  Vergl.  Brassert  in  der  Zeitschrift  f.  Bergrecht  Bd.  XI. 
S.  266  — Oppenhoff  Commentar  Nr.  484. 
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Junge  Leute,  welche  das  vierzehnte  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben,  dürfen  vor  vollendetem  sechszehnten  Lebensjahre 
an  Bergwerken  und  Aufbereitungsanstalten  nicht  über  zehn 
Stunden  täglich  beschäftigt  werden.  Auch  für  diese  jugend- 
lichen Arbeiter  kann  durch  die  Centralbehörde  die  zulässige 
Arbeitsdauer  bis  auf  sechs  Stunden  täglich  für  den  Fall  ein- 
schränkt werden , dass  dieselben  nach  den  besonderen  in  ein- 
zelnen Theilen  des  Bundesgebietes  bestehenden  Schuleinrich- 
tungen noch  im  schulpflichtigen  Alter  sich  befinden  (§.  1 28). 
Der  Revierbeamtc ')  ist  befugt,  eine  Verlängerung  dieser  Ar- 
beitszeiten um  höchstens  eine  Stunde  und  auf  höchstens  vier 
Wochen  daun  zu  gestatten,  wenn  Naturereignisse  oder  Un- 
glücksfälle den  regelmässigen  Betrieb  in  dem  Bergwerke  unter- 
brochen und  ein  vermehrtes  Arbeitsbeditrfniss  herbeigeführt  haben. 

Zwischen  den  Arbeitsstunden  muss  den  jugendlichen  Ar- 
beitern (§.  128)  Vor-  und  Nachmittags  eine  Pause  von  einer 
halben  Stunde  und  Mittags  eine  ganze  Freistunde,  und  zwar 
jedesmal  auch  Bewegung  in  der  freien  Luft  gewährt  werden2). 

Die  Arbeitsstunden  dürfen  nicht  vor  ä‘/s  Uhr  Morgens 
beginnen  und  nicht  über  8'/s  Uhr  Abends  dauern. 

An  Soun-  und  Feiertagen,  sowie  während  der  von  (fein 
ordentlichen  Seelsorger  für  den  Katechumenen-  und  Konfir- 


1)  Nach  §.  23.  der  ministeriellen  Anweisung  zur  Ausführung  der 
Gewerbeordnung  vom  4.  September  1869  soll  die  Aufsicht  über  die 
Beschäftigung  der  jugendlichen  Arbeiter  auf  Bergwerken  und  Aufbe- 
reitungsanstalten  überall  von  den  Bergbehörden  geführt  werden,  und 
insbesondere  sollen  die  durch  das  Gesetz  den  Ortspolizeibehörden  zu- 
gewiesenen  Obliegenheiten  durch  die  Revierbeamten  wahrgenommen 
werden,  und  letzteren  stehen  nach  §.  132  der  Gewerbeordnung  bei  Ans- 
übting  dieser  Aufsicht  alle  Amtsbefugnisse  der  Ortspolizeibehörden  zu. 

2)  Ha  genügt  nicht,  dass  den  jugendlichen  Arbeitern  freigestellt 
wird,  das  Bergwerk  während  der  Dauer  der  Pause  zu  verlassen,  sondern 
der  Bergwerksbesitzer  muss  dafür  Sorge  tragen,  dass  denselben  während 
der  vorgeschriebenen  Zeit  wirklich  Gelegenheit  zur  Bewegung  in  freier 
Luft  gewährt  wird  und  falls  sie  unter  Tage  beschäftigt  sind,  dass  sie 
zu  diesem  Zwecke  aus  der  Grube  ausfahren.  (Ministerial-Erlass  vom 
8.  Juli  1870,  I 3942.)  Die  Richtigkeit  dieser  Auslegung  des  §.  129  der 
Gewerbeordnung  ist  unter  anderen  durch  Erkenntniss  des  Zuchtpolizei- 
gerichts zu  Escliweiler  vom  6.  Decbr.  1870  anerkannt. 
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manden-Unterricht  bestimmten  Stunden  dürfen  jugendliche  Ar- 
beiter nicht  beschäftigt  werden  (§.  129). 

Wer  jugendliche  Arbeiter  zu  einer  regelmässigen  Beschäf- 
tigung annehmen  will,  hat  davon  dem  Revierbeamten  zuvor 
Anzeige  zu  machen. 

Der  Arbeitgeber  hat  über  die  von  ihm  beschäftigten 
jugendlichen  Arbeiter  eine  Liste  zu  führen,  welche  deren  Na- 
men, Alter,  Wohnung,  Eltern,  Eintritt  in  die  Bergarbeit  und 
Entlassung  aus  demselben  enthält , in  dem  Zechenhause  oder 
in  dem  Arbeitslokal  der  Aufbereitungsanstalt  auszuhängen 
und  den  Polizei-  und  Schulbehörden  auf  Verlangen  in  Abschrift 
vorzulegen  ist.  Die  Anzahl  dieser  Arbeiter  hat  er  halbjährlich 
dem  Revierbeamten  anzuzeigen  (§.  130). 

Die  Annahme  jugendlicher  Arbeiter  zu  einer  regelmässigen 
Beschäftigung  darf  nicht  erfolgen,  bevor  der  Vater  oder  Vor- 
mund derselben  dem  Arbeitgeber  ein  Arbeitsbuch  eingehändigt  hat. 

Dieses  Arbeitsbuch,  welchem  die  §§.  128—133  der  Ge- 
werbeordnung vorzudrucken  sind,  wird  auf  den  Antrag  des 
Vaters  oder  Vormundes  des  jugendlichen  Arbeiters  von  dem 
Revierbeamten  ertheilt  und  enthält: 

1)  Namen,  Tag  und  Jahr  der  Geburt,  Religion  des  Arbeiters. 

2)  Namen,  Stand  und  Wohnort  des  Vaters  oder  Vormundes, 

3)  ein  Zeugniss  über  den  bisherigen  Schulbesuch, 

4)  eine  Rubrik  für  die  bestehenden  Schulverhältnisse, 

5)  eine  Rubrik  für  die  Bezeichnung  des  Eintrittes  in  die 

Bergarbeit, 

6)  eine  Rubrik  für  den  Austritt  aus  derselben, 

7)  eine  Rubrik  für  die  Revisionen. 

Der  Arbeitgeber  hat  dieses  Arbeitsbuch  zu  verwahren, 
der  Behörde  auf  Verlangen  jederzeit  vorzulegen  und  bei  ße* 
endigung  des  Arbeitsverhältnisses  dem  Vater  oder  Vormunde 
des  Arbeiters  wieder  auszuhändigen  (§.  131). 

Die  Revision  der  Bergwerke  und  Aufbereitungsanstalten 
zur  Controle  über  die  Beschäftigung  der  jugendlichen  Arbeiter 
muss  zu  jeder  Zeit  namentlich  auch  in  der  Nacht,  während 
dss  Werk  im  Betriebe  ist,  gestattet  werden  (§.  132). 

Sofern  durch  die  Ausführung  der  Bestimmungen  über  die 
Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  bereits  bestehenden  Berg- 
werken und  Aufbereitungsanstalten  die  nöthige  Arbeitskraft 
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entzogen  werden  würde,  ist  die  Centralbehörde,  also  der  Han- 
delsminister, befugt,  Ausnahmevorschriften  höchstens  für  die 
Dauer  eines  Jahres  zu  erlassen  (§.  133). 

Die  Unterlassung  der  in  dem  §.  130  vorgeschriebenen 
Anzeige,  sowie  die  unterbliebene  Führung  der  daselbst  vorge- 
schriebenen Liste  wird  nach  §.  149  mit  Geldbusse  bis  zu  zehn 
Thalern  und  im  Falle  des  Unvermögens  mit  Gefängniss  bis  zu 
acht  Tagen  bestraft.  Die  Zuwiderhandlung  gegen  die  mate- 
riellen Vorschriften  der  §§.  128,  129  und  131  *)  wird  im  §.  150 
mit  Geldbusse  bis  zu  fünf  Thalern  und  im  Falle  des  Unver- 
mögens mit  Gefängnissstrafe  bis  zu  drei  Tagen  für  jeden  vor- 
schriftswidrig angenommenen  oder  beschäftigten  Arbeiter  be- 
droht. War  der  Bergwerksbesitzer  innerhalb  der  letzten  fünf 
Jahre  bereits  drei  verschiedene  Male  nach  §.  150  bestraft,  so 
kann  ihm  die  Befugniss  zur  Beschäftigung  jugendlicher  Ar- 
beiter für  eine  bestimmte  Zeit  oder  für  immer  entzogen  werden. 
War  er  bereits  sechs  Mal  in  dieser  Zeit  bestraft,  so  muss  auf 
diese  Entziehung  für  mindestens  drei  Monate  erkannt  werden. 

Nach  dem  Ministerialerlasse  vom  12.  August  1854  durften 
früher  jugendliche  Arbeiter  vor  dem  vollendeten  sechszehnten 
Lebensjahre  nicht  unter  Tage  in  den  Bergwerken  beschäftigt 
werden.  Diese  Vorschrift  stützte  sich  auf  die  im  §.  10  des 
Regulativs  vom  9.  März  1839  dem  Minister  beigelegte  Befug- 
niss zum  Erlasse  besonderer  polizeilicher  Anordnungen  für  die 
Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter.  Sie  ist  mit  dem  Regula- 
tive von  1839  für  aufgehoben  zu  erachten,  und  die  Beschäf- 
tigung jugendlicher  Arbeiter  in  den  Bergwerken  unter  oder 
Ober  Tage  unterliegt  keinen  anderen  als  den  in  den  §§.  1*28 — 
131  der  Gewerbeordnung  enthaltenen  Beschränkungen;  doch 
wird  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  unter  Tage,  welche 
allerdings  der  körperlichen  Entwickelung  der  Arbeiter  in  den 
meisten  Fällen  gefährlich  ist,  durch  die  stricte  Ausführung  der 
Vorschrift  des  §.  129,  wonach  denselben  dreimal  zwischen  den 
täglichen  Arbeitsstunden  Bewegung  in  freier  Luft  gewährt 
werden  muss,  in  den  meisten  Fällen  ohnehin  unmöglich  gemacht. 


1)  Im  §.  150  der  Gewerbeordnung  ist  durch  eincu  Druckfehler 
§.  130  genannt.  Vergleiche  die  Berichtigung  im  Bundesgesetzblatt 
von  1870  S.  512. 
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§.  47.  Unglücksfälle  und  Uebertretungen. 

§§.  20;»— 200  des  Berggesetzes. 

Von  jeder  Gefahr,  welche  auf  einem  Bergwerke  in  Bezug 
auf  die  Sicherheit  der  Baue  oder  der  Arbeiter  eintritt,  sowie 
von  jeder  drohenden  Beschädigung  der  Oberliäche,  welche  die 
persönliche  Sicherheit  oder  den  öffentlichen  Verkehr  gefährdet, 
oder  eine  gemeinschädliche  Einwirkung  befürchten  lässt,  muss 
der  Betriebsführer  oder  dessen  Stellvertreter  gemäss  §.  203  dem 
Revierbeamten  Anzeige  machen.  Ereignet  sich  auf  einem  Berg- 
werke unter  oder  über  Tage  ein  Unglücksläll,  welche  den  Tod 
oder  die  schwere  Verletzung1)  einer  oder  mehrerer  Personen 
herbeigeführt  hat,  so  muss  die  Anzeige  an  den  Kevierbeamten 
und  die  nächste  Polizeibehörde  gemacht  werden  ($.  204). 

Der  Revierbeamte  ordnet  die  zur  Rettung  der  verun- 
glückten Personen  oder  zur  Abwendung  weiterer  Gefahr  erfor- 
derlichen Massregeln  an.  Die  zur  Ausführung  dieser  Mass- 
regel  nothwendigen  Arbeiter  und  Hülfsmittel  hat  der  Besitzer 
des  Bergwerks  zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  Besitzer  be- 
nachbarter Bergwerke  sind  zur  Hilfeleistung  verpflichtet  (§.  205). 

Sämmtliche  Kosten  für  die  Ausführung  der  im  §.  205 
bezeichneten  Massregeln  trägt  der  Besitzer  des  betreffenden 
Bergwerks,  vorbehaltlich  des  Regressanspruchs  gegen  Dritte, 
welche  den  Unglücksfall  verschuldet  haben  (§.  206). 

Auch  die  Ortspolizei  ist,  wenn  der  Revierbeamte  nicht  zur 
Stelle  ist,  befugt,  die  Hülfe  benachbarter  Bergwerksbesitzer  sowie 
auch  der  Arbeiter  und  anderer  Personen  zu  den  Rettungsarbeiteu 
in  Anspruch  zu  nehmen2).  Wer  dieser  polizeilichen  Aufforde- 
rung keine  Folge  leistet,  obgleich  er  dies  ohne  erhebliche 
eigene  Gefahr  thun  konnte,  wird  nach  §.  360  No.  10  des 
Strafgesetzbuches  mit  Geldbusse  bis  zu  fünfzig  Thalem  oder 
mit  Halt  bestraft.  Eine  Geldbusse  von  fünfzig  Thalem  trifft 
nach  §.  207  den  Bergwerksbesitzer,  welcher  der  Aufforderung 
des  Revierbeamten  zu  Hülfeleistung  nicht  entspricht. 

Die  Strafandrohungen  gegen  die  Uebertretungen 

1)  Unter  schweren  Verletzungen  sind  solche  Beschädigungen  zn 
verstehen,  welche  eine  Gefahr  für  das  Leben  des  Verletzten  oder  einen 
bleibenden  Nachtheil  für  seine  Gesundheit  oder  seine  Gliedmassen  be- 
sorgen lassen.  Vergl.  & 224  des  Strafgesetzbuches. 

2)  lluysseu  Commentar  S.  61. 
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bergpolizeilicher  Vorschriften  sind  in  den  g§.  207,  20K  ent- 
halten. Im  g.  207  werden  zunächst  folgende  Uebertretungcn 
der  Vorschriften  des  Berggesetzes  mit  Strafe  bedroht : 

1)  das  Schürfen  auf  öffentlichen  Plätzen,  Strassen,  Eisen- 
bahnen und  Friedhöfen,  ferner  ohne  ausdrückliche  Ein- 
willigung des  Grundeigentümers  unter  Gebäuden  und  in 
einem  Umkreise  um  dieselben  bis  zu  200  Euss,  in  Gärten 
und  eingefriedigten  Hofräumen  (§.  4); 

2)  die  Fortsetzung  der  von  der  Bergbehörde  untersagten 
Schürfarbeiten  in  den  Feldern  fremder  Bergwerke  (g.  10); 

3)  die  Betriebsführung  ohne  vorherige  Anzeige  (g.  66),  ohne 
genehmigten  Betriebsplan  (g.  67),  oder  die  Abänderung 
des  Betriebsplans  ohne  Genehmigung  (§.  69); 

41  die  Betriebseinstellung  ohne  vorherige,  oder  bei  plötzlicher 
Einstellung  ohne  nachträgliche  Anzeige  {§.  71); 

5)  die  versäumte  Anfertigung  oder  regelmässige  Nachtragung 
des  Grubenbildes  (§.  72); 

6)  der  Betrieb  ohne  die  Aufsicht  eines  anerkannten  verant- 
wortlichen Betriebsführers,  sowie  die  Annahme  von  Be- 
triebsführern, Steigern  und  technischen  Aufsehern,  ohne 
dass  diese  der  Bergbehörde  namhaft  gemacht  sind,  und 
ihre  Befähigung  von  letzterer  anerkannt  ist  (g.  73,  §.  74); 

7)  die  Ucbcrnahme  der  Betriebsleitung  oder  Aufsicht  durch 
die  vorgenannten  Personen  ohne  dass  zuvor  ihre  Befähigung 
von  der  Bergbehörde  anerkannt  ist  (§.  74); 

8)  der  Erlass  von  Arbeitsordnungen,  welche  nicht  gleichzeitig 
mit  der  Bekanntmachung  auf  dem  Bergwerke  zur  Kcnnt- 
niss  der  Bergbehörde  gebracht  werden  (§.  80); 

9)  die  Annahme  von  Arbeitern,  welche  bekanntermassen  schon 
früher  beim  Bergbau  beschäftigt  waren,  ohne  Abkehrzeug- 
niss  (§.  85); 

10)  die  unterlassene  Führung  der  Arbciterliste  (g.  93); 

11)  die  Wegnahme  der  Zimmerung  und  Mauerung  aus  einem 
verlassenen  Grubengebäude  gegen  die  polizeiliche  Anwei- 
sung der  Bergbehörde  (§.  163); 

12)  die  unterlassene  Bekanntmachung  einer  polizeilichen  An- 
ordnung nach  Anweisung  des  Revierbeamten  durch  Ein- 
tragung in  das  Zechenbuch  oder  durch  Verlesen  und  Aus- 
hang (§.  200); 
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13)  die  unterlassene  Anzeige  von  dem  Eintritt  einer  Gefahr 
oder  eines  Unglücksfalles  auf  dem  Bergwerke  (§§.  203,  204); 

14)  die  verweigerte  Hülfeleistung  bei  den  von  dem  Revier- 
beamten angeordneten  Rettungsarbeiten  (§.  205). 

Das  Strafmass  beträgt  in  allen  vorgenannten  Fällen  nach 
§.  207  eine  Geldbusse  bis  zu  50  Thaler  Der  Mindestbetrag 
der  Geldbusse  ist  nach  §.  27  des  Strafgesetzbuches  '/s  Thaler. 

Für  die  Umwandlung  dieser  Geldbusse  im  Falle  des  Un- 
vermögens bestimmt  §.  29  des  Strafgesetzbuches,  dass  der  Be- 
trag von  V»  Thaler  bis  zu  5 Thaler  einer  eintägigen  Freiheits- 
strafe gleich  erachtet  werden  soll ; der  Mindestbetrag  der  Haft 
ist  ein  Tag,  der  Höchstbetrag  sechs  Wochen. 

Zu  diesen  Strafandrohungen  treten  ferner  die  Vorschriften 
des  Gesetzes  über  die  Bestrafung  unbefugter  Gewinnung  oder 
Aneignung  von  Mineralien  vom  26.  März  1856  (Ges.-Samml. 
S.  293),  *)  welches  durch  die  (oben  S.  425)  erwähnten  Ein- 
führungsverordnungen auch  in  den  neuen  Provinzen  Geltung 
erhalten  hat.  Sie  betreffen 

15)  die  unbefugte  Herstellung  bergbaulicher  Anlagen  zur  Ge- 
winnung von  Mineralien,  welche  der  Staat  sich  Vorbehalten 
hat,  oder  zu  deren  Gewinnung  es  einer  Verleihung,  einer 
Concession  oder  einer  Erlaubnis  der  Behörde  bedarf. 
Die  Strafe  ist  Geldbusse  bis  zu  200  Thalem  oder  Gefäng- 
niss  bis  zu  3 Monaten,  und  wenn  die  gewonnenen  Mine- 
ralien fortgenommen  sind,  Geldbusse  bis  zu  500  Thalern 
oder  Gefangniss  bis  zu  6 Monaten  (§.  1). 

16)  die  Wegnahme  der  vorbezeichneten  Mineralien  in  der  Ab- 
sicht der  Aneignung,  jedoch  ohne  bergbauliche  Anlagen. 
Die  Strafe  ist  Geldbusse  bis  zu  50  Thaler  oder  Gefangniss 
bis  zu  6 Wochen.  Der  Versuch,  die  Theilnahme,  die 
Hehlerei  und  die  Begünstigung  wird  mit  gleichen  Strafen 
belegt  (§.  2). 

17)  die  fahrlässige  Ueberscbreitung  der  Grenzen  des  Gruben- 
feldes, welche  mit  Geldbusse  bis  zu  50  Thalern  oder  Gc- 
fängniss  bis  zu  6 Wochen  bestraft  wird  (§.  3).  Die  vor- 
sätzliche Grenzüberschreitung  fällt  unter  die  Strafbe- 
stimmung des  §.  1. 

1)  Vergl.  Waohler:  Da»  Strafgesetz  im  Gebiete  des  Bergrecht». 
Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  XI,  8.  265. 
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Die  Terminologie  des  Gesetzes  vom  26.  März  1856  sehliesst 
sich  an  das  damals  geltende  Bergrecht  an,  indem  der  Gesetz- 
geber unter  den  Mineralien,  welche  der  Staat  sich  Vorbehalten 
hat,  und  zu  deren  Gewinnung  es  einer  Verleihung  bedarf,  die 
Gegenstände  des  rechtsrheinischen  Bergregales,  unter  den 
Mineralien,  zu  denen  es  einer  Concession  oder  Erlaubnis  der 
Behörde  bedarf,  die  linksrheinischen  Bergwerke  und  Gräbereien 
verstand.  An  die  Stelle  dieser  Mineralien  treten  die  im  §.  1 
des  Allgemeinen  Berggesetzes  bezeichneten.  Für  die  uner- 
laubte Gewinnung  der  nicht  unter  das  Berggesetz  fallenden 
Mineralien  kommt  §.  370  No.  2 des  Strafgesetzbuches  zur 
Anwendung,  welches  Geldbusse  bis  zu  50  Thaler  oder  Haft 
bis  zu  sechs  Wochen  androht.  Diese  Strafvorschrift  gilt  auch 
*n  Bezug  auf  die  unbefugte  Gewinnung  von  Stein-  und  Braun-' 
kohlen  in  den  vormals  sächsischen  Landestheilen,  da  es  gegen- 
wärtig nach  dem  Gesetze  vom  22.  Februar  1869  einer  Erläub- 
niss  der  Bergbehörde  zu  dieser  Gewinnung  nicht  mehr  bedarf '). 
Der  Umstand,  dass  der  Gewinnungsberechtigte,  in  dessen  Feld 
die  unbefugte  Gewinnung  stattfindet,  nach  dem  ältern  Rechte 
eine  Concession  oder  einen  Bauerlaubnissschein  von  der  Berg- 
behörde erhalten  hat,  kann  die  Anwendung  der  höheren  Strafen 
des  Gesetzes  vom  26.  März  1856  nicht  rechtfertigen.  Für 
die  fahrlässige  Ueberschreitung  des  Grubenfeldes  beim  Betriebe 
einer  Kohlenabbaugerechtigkeit,  welche  nicht  auf  Grund  einer 
Concession  oder  Erlaubnissurkunde  des  älteren  Rechtes  be- 
trieben wird,  fehlt  die  Strafvorschrift. 

Endlich  treten  die  folgenden  Strafbestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung hinzu: 

18)  Die  Zuwiderhandlungen  gegen  die  §§.  134— 136,  betreffend 
die  baare  Auslohnung  der  Arbeiter.  Die  Strafe  ist  Geld- 
busse bis  zu  500  Thalern  und  im  Falle  des  Unvermögens 
verhältnissmässige  Gefängnisstrafe  bis  zu  6 Monaten. 
Im  Wiederholungsfälle  wird  die  Strafe  verdoppelt.  Die 
Geldbussen  fliessen  der  Knappschaftskasse  zu,  die  Verur- 
theilung  wird  öffentlich  bekannt  gemacht  (§.  146). 

19)  Die  Anlage  von  Dampfkesseln  und  von  Stauvorrichtungen 
für  Wassertriebwerke  ohne  Genehmigung;  ferner  die  Ver- 
legung und  Veränderung  dieser  Anlagen  und  die  Nicht- 

1)  Vergl.  Wachier  a.  a.  0.  S.  266. 


460  Zehntes  Buch.  Verwaltung  und  Polizei. 

befolgung  der  Bedingungen  der  Genehmigung.  Die  Strafe 
beträgt  Geldbusse  bis  zu  100  Thalern  und  im  Unvermö- 
gensfalle  verhältnissmässige  Gefängnissstrafe  bis  zu  sechs 
Wochen  (§.  147). 

20)  Die  vorschriftswidrige  Annahme  und  Beschäftigung  von 
jugendlichen  Arbeitern,  welche  mit  Geldbusse  bis  zu  5 
Thalern  und  im  Falle  des  Unvermögens  mit  Gefängniss 
bis  zu  3 Tagen  für  jeden  Arbeiter  bestraft  wird.  Beim 
dritten  Rückfalle  innerhalb  der  letzten  fünf  Jahre  kann 
auf  Verlust  der  Befugniss  zur  Beschäftigung  jugendlicher 
Arbeiter  auf  bestimmte  Zeit  oder  für  immer  gegen  den 
Bergwerksbesitzer  erkannt  werden.  Beim  siebenten  Rück- 
falle innerhalb  fünf  Jahren  muss  auf  diesen  Verlust  und 
zwar  für  mindestens  3 Monate  erkannt  werden  (g.  150). 

21)  Die  unterlassene  Anmeldung  der  jugendlichen  Arbeiter 
und  die  versäumte  Führung  der  im  §.  130  vorgeschrie- 
benen Liste,  welche  mit  Geldbusse  bis  zu  10  Thalern  und 
im  Unvermögensfalle  mit  Gefängniss  bis  zu  8 Tagen  be- 
straft wird  (g.  149). 

Ausser  diesen  gesetzlichen  Strafvorschriften  unterliegen 
nach  g.  208  U Übertretungen  der  von  den  competenten  Berg- 
behörden, jetzt  von  den  Oberbergämtern,  erlassenen  allgemeinen 
Polizeiverordnungen  der  im  §.  207  angedrohteu  Geldbusse  von 
50  Thalern. 

Die  gesetzliche  Gültigkeit  der  allgemeinen  Polizeiverord- 
n ungen  ist  nach  den  zur  Zeit  ihres  Erlasses  gültigen  Regeln 
zu  beurtheilen.  Die  Gesetzgebung  hat  in  Bezug  auf  die  Compc- 
tenz  zum  Erlasse  allgemeiner  Strafvorschriften  im  Gebiete  der 
Bergpolizei  bis  zum  Erlasse  des  Allg.  Berggesetzes  mehrfach 
gewechselt : 

1)  Bis  zum  Erlasse  des  Gesetzes  über  die  Polizeiverwaltung 
vom  11.  März  1850  stand  die  Ausübung  des  im  g.  0,  Tit* 
13,  Th.  II  Allg.  Landrechts  gedachten  Majestätsrechtes, 
allgemeine  Polizeiverordnungen  zu  erlassen,  verfassungs- 
mässig den  Verwaltungsministerien  zu,  welche  ermächtigt 
waren,  polizeiliche  Anordnungen  und  Strafbestimmungen 
innerhalb  der  Grenzen  der  polizeilichen  Strafgewalt  (Geld- 
busse bis  zu  100  Thh\,  Gefängnissstrafe  bis  zu  4 Wochen. 
— Verordnung  vom  28.  December  1808  §.  48)  zu  erlassen 
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- und  deren  Erlass  von  Seiten  der  Provinzialbehörden  zu 
genehmigen  (Staatsministerialbcschluss  vom  7.  Januar  1S45, 
Justiz-Min.-Bl.  S.  34).  Die  Gültigkeit  der  in  dieser  Periode 
erlassenen  Strafvorschriften  hängt  also  davon  ab,  dass  sie 
von  dem  Verwaltungsminister  oder  unter  Bezugnahme  auf 
dessen  Genehmigung  erlassen  sind.  Die  Publication  erfolgte 
durch  das  Regierungsamtsblatt  (Verordn,  v.  28.  März  1811, 
G.  S.  S.  165). 

2)  Vom  11.  März  1850  bis  zum  Erlasse  des  Gesetzes  über  die 
Competenz  der  Oberbergämter  vom  10.  Juni  1861  (G.  S. 
S.  425)  war  der  Erlass  allgemeiner  Strafvorschriften  ausser 
den  Ortspolizeibehörden  den  Regierungen  Vorbehalten.  Das 
Maximum  der  anzudrohenden  Strafe  betrug  10  Thlr.  Geld- 
busse. Die  Publication  erfolgte  durch  das  Regierungsamts- 
blatt (Gesetz  vom  11.  März  1850,  §§.  5,  6,  11,  12).  Nach 
dem  Erlasse  des  Ministers  des  Innern  vom  19.  Mär/.  1856 
sollten  die  Polizeiverordnungen  über  bergpolizeiliche  Ge- 
genstände von  den  Oberbergämtern  gemeinschaftlich  mit 
den  betreffenden  Regierungen  erlassen  werden. 

3)  Das  Gesetz  vom  10.  Juni  1861,  §§.  8—11  übertrug  den 
Oberbergämtern  die  Befugniss  zum  Erlasse  von  allgemei- 
nen Strafvorschriften  in  dem  durch  §.  9 bestimmten  Ge- 
biete der  Rergpolizei  in  demselben  Umfange,  in  welchem  die 
Regierungendasselbe  nachdem  Gesetze  vom  11.  März  1850 
besitzen.  Die  Publication  erfolgte  durch  das  Regierungs- 
amtsblatt. 

Für  die  Verbindlichkeit  aller  vor  dem  Allg.  Berggesetze 
erlassenen  bergpolizeilichen  Vorschriften  ist  wesentlich,  dass  in 
denselben  eine  Strafandrohung  enthalten  ist,  weil  dieselbe  nach 
der  bisherigen  Gesetzgebung  zur  strafrechtlichen  Gültigkeit 
der  Polizeiverordnungen  notbwendig  gehörte.  Ist  dies  Requisit 
mich  für  die  künftigen  Bergpolizeiverordnungen  weggefallen 
und  tritt  die  allgemeine  Strafandrohung  des  §.  207  an  die 
Stelle  der  früher  speciell  angedrohten  Strafen,  so  haben  doch 
gleichwohl  die  früher  ohne  Strafandrohung  von  den  Ministern 
und  den  Oberbergämtern  erlassenen  Instructionen  und  allge- 
meinen Vorschriften  dadurch  nicht  den  Charakter  von  Straf- 
vorschriften erlangt,  der  ihnen  bei  ihrem  Erlasse  nicht  bei- 
wohnte. 
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Die  Strafe  des  §.  207  tritt  an  die  Stelle  der  in  den 
früheren  Polizeiverordmmgen  angedrohten  Strafen,  gleichviel 
ob  dieselben  höher  oder  niedriger  bemessen  waren.  Lässt 
die  ältere  Polizeiverordnung  zwischen  Geldbusse  und  Freiheits- 
strafe die  Wahl,  so  kann  jetzt  gleichwohl  nach  §.  207  nur  noch  auf 
Geldbusse  und  subsidiarische  Gefängnissstrafe  erkannt  werden. 

Die  Uebertretungen  der  speziellen  polizeilichen  Anord- 
nungen der  Oberbergämter  (§.  198)  und  im  Falle  einer  drin- 
genden Gefahr  des  Revierbeamten  unterliegen  nach  §.  208 
ebenfalls  der  im  §.  207  angedrohten  Geldbusse  bis  zu  50  Thalern. 

Wenn  die  Befolgung  der  Anordnung  durch  executivische 
Strafbefehle  erzwungen  ist,  so  findet  wegen  des  Uebertretungs- 
falles,  wegen  dessen  eine  executivische  Geldbusse  oder  Gefäng- 
nissstrafe festgesetzt  ist,  eine  gerichtliche  Verfolgung  auf  Grund 
des  §.  208  nach  dem  Grundsätze:  ne  bis  in  idem,  nicht 
mehr  statt. 

In  den  Fällen  der  §§.  67  und  69  (Betriebsführung  ohuc 
Betriebsplan  etc.),  sowie  73  und  74  (Betriebsführung  ohne 
approbirten  Betriebsführer)  tritt  diese  Strafe  auch  dann  ein, 
wenn  auf  Grund  der  §§.  70  und  75  der  Betrieb  von  der  Berg- 
behörde eingestellt  wird. 

Die  auf  Grund  von  §.  199  erlassene  dringliche  Anordnung 
des  Revierbeamten  behält  nach  §.  201  und  §.  207  bis  zur  er- 
folgten Bestätigung  oder  Wiederaufhebung  durch  das  Ober- 
bergamt verbindliche  Kraft;  die  Uebertretung  wird  daher  ge- 
mäss §.  207  bestraft,  auch  wenn  nachträglich  die  Aufhebung 
durch  das  Oberbergamt  erfolgt  ist. 

Der  Rechtsweg  ist  in  Beziehung  auf  die  polizeilichen  Ver- 
fügungen der  Oberbergämter  und  der  Revierbeamten  nur  dann 
zulässig,  wenn  die  Verletzung  eines  zum  Privateigenthum 
gehörenden  Rechtes  behauptet  wird  und  nur  unter  den  nach- 
folgenden näheren  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  11.  Mai 
, 1842  (G.  S.  S.  192): 

1)  auf  Grund  eines  speziellen  Rechtstitels,  welcher  eine  Be- 
freiung von  der  polizeilich  auferlegten  Verpflichtung  in* 
volvirt,mit  voller  jedoch  nicht  suspensiver  Wirkung  (§§.  2, 3), 

2)  ohne  solche  Befreiung  nur  über  die  zu  leistende  Entschä- 
digung für  den  erfolgten  Eingriff  in  das  Privatrecht  des 
Klägers  (§.  4), 
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3)  wegen  gesetzwidriger  oder  unzulässiger  Anordnungen  findet 
die  Regressklage  gegen  den  Beamten  statt,  sofern  zuvor 
die  Verfügung  im  Beschwerdewege  von  der  Vorgesetzten 
Verwaltungsbehörde  aufgehoben  ist  (§.  6). 

Das  Verfahren  bei  der  Verfolgung  bergpolizeilicher  Ueber- 
tretungen  richtet  sich  nach  den  in  den  verschiedenen  Laudes- 
theilen  geltenden  Strafprozessgesetzen. 

Die  Entscheidung  steht  nach  §.  209  den  ordentlichen  Ge- 
richten zu.  Dieselben  haben  hierbei  nicht  die  Nothwendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit,  sondern  nur  die  gesetzliche  Gültigkeit 
der  von  den  Bergbehörden  erlassenen  polizeilichen  Vorschriften 
zu  prüfen. 

Die  vorläufige  Straffestsetzung,  welche  den  Revierbeamten 
als  Polizeiverwaltern  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1852 
in  den  rechtsrheinischen  Provinzen  bisher  zustand,  findet  nicht 
mehr  statt.  Die  Revierbeamten  haben  vielmehr  über  die  Ueber- 
tretungen  bergpolizeilicher  Vorschriften  Protokolle  aufzuneh- 
men,  welche  der  Staatsanwaltschaft  zur  Verfolgung  übergeben 
werden. 

Das  aufzunehmende  Protokoll  muss  nach  §.  128  der  Allg. 
Gerichtsordnung  Th.  I,  Tit.  10: 

1)  das  Datum  und  den  Ort  der  Aufnahme,  die  Benennung 
sämmtlicher  anwesenden  Interessenten  nebst  einer  deut- 
lichen und  vollständigen  Erzählung  der  Verhandlung  selbst 
enthalten ; 

2)  muss  erhellen,  dass  das  Protokoll  den  Interessenten  vor- 
gelesen und  von  ihnen  genehmigt  worden  ist; 

3)  muss  dasselbe  von  den  Parteien  eigenhändig  unterzeichnet 
oder  mit  den  in  ähnlichen  Fällen  statt  der  Unterschrift 
zugelasseuen  Zeichen  (Kreuzen  u.  dgl.)  bemerkt  sein.  Wenn 
die  Unterschrift  des  Protokolls  von  einem  der  anwesenden 
Interessenten  verweigert  wird,  so  soll  er  über  die  Gründe 
der  Weigerung  vernommen  und  diese  in  das  Protokoll  auf- 
genommen werden ; 

4)  muss  der  Revierbeamte  bei  seiner  Unterschrift  den  Amts- 
charakter beifügen. 


Elftes  Buch. 


Die  Besteuerung. 

§ 18.  Geschichtliche  Butwickcluug. 

Die  Besteuerung  der  Bergwerke  richtet  sich  nach  den 
vor  dem  Erlasse  des  Allgemeinen  Berggesetzes  ergangenen 
Vorschriften , an  welchen  nach  §.  345  durch  letzteres  Gesetz 
nichts  geändert  ist.  Die  Gesetze  über  die  Bergwerksbesteuerung 
haben  jedoch  unmittelbar  vor  dem  Erlasse  des  Berggesetzes 
eine  durchgreifende  Umgestaltung  erfahren,  in  Folge  deren 
nicht  nur  der  Betrag  der  Steuer  erheblich  herabgesetzt,  son- 
dern auch  eine  grosse  Zahl  von  Abgaben  ganz  abgeschafft, 
und  die  Besteuerung  auf  einfache  Grundsätze  zurückgeführt 
ist.  Gegenwärtig  besteht  in  allen  Thcilen  der  Monarchie  eine 
Abgabe  von  zwei  Procent  des  Bruttoertrages  der  Bergwerke, 
welche  von  dem  Erlöse  oder  von  dem  abgeschätzten  Werthe 
der  Producte  erhoben  wird.  Allein  die  Gesetze,  durch  welche 
diese  Reform  in  den  Jahren  1851 — 18G2  durchgeführt  ist, 
enthalten  nicht  vollständige  und  in  sich  abgeschlossene  Be- 
stimmungen über  die  Bergwerksbesteuerung,  sondern  sie  schlies- 
seu  an  die  älteren  Gesetze  an.  Es  bestehen  daher  auch  noch 
geringe  Verschiedenheiten  in  der  Bezeichnung  der  Steuern  für 
die  rechtsrheinischen  und  die  linksrheinischen  Landestheile, 
welche  auf  jener  älteren  nicht  vollständig  aufgehobenen  Ge- 
setzgebung beruhen.  Ausserdem  sind  die  ältereu  Gesetze  für 
ilic  Abgaben  an  den  Privatregalbesitzer  massgebend  geblieben. 
Der  bestehende  Zustand  der  Bergwerkssteuergesetzgebung  lässt 
sich  daher  nur  so  darstellen,  dass  zunächst  das  ältere  Recht 
und  dann  die  in  demselben  eingetretenen  Veränderungen  dar- 
gestellt werden. 
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Nach  dem  rechtsrheinischen  Bergrechte  wurde  von  allen 
Bergwerksproducten  der  Zehnte  erhoben  und  zwar  entweder  in 
Natur  oder  von  dem  beim  Verkauf  gelüsten  Golde.  Die  Ge- 
winnungskosten wurden  dabei  nicht  in  Abzug  gebracht;  wenn 
aber  die  Produkte  erst  durch  Aufbereitung  verkäuflich  ge- 
macht werden  mussten,  so  trug  der  Staat  zu  den  Aufbereitungs- 
kosten nach  Verhältnis  seines  Zehnten  mit  bei  (A.  L.  R.  11. 
IG.  §Jj.  1)8 — 101).  Die  Berggesetze  räumten  dem  Bergwerks- 
besitzer für  die  ersten  Betriebsjahre  meist  eine  Zehntbefreiung 
ein,  welche  verschieden  auf  zwei  bis  sechs  Jahre  bestimmt  war, 
nach  einigen  Bergordnungen  aber  bis  zur  Erstattung  des  ersten 
Verlages  dauerte.  Der  Anfangspunkt  der  zehntfreieu  .Jahre 
war  ebenfalls  in  den  verschiedenen  Gesetzen  verschieden  be- 
stimmt, in  einigen  vom  Tage  der  Verleihung,  in  anderen  von 
der  ersten  Förderung  und  in  den  meisten  Bergordnungen  vom 
ersten  Probeschmelzeu  an. ')  Auf  Steinkohlenbergwerke  fand 
die  Zehntbefreiung  nach  preussisehem  Rechte  keine  Anwen- 
dung (§.  102  1.  c.).  Bleierzbergwerke  und  Eisenerzbergwerke 
waren  nach  den  Cabinets-Ordres  vom  31.  August  1832  und  vom 
12.  Januar  1833  vom  Zehnten  befreit,  so  lange  dieselben  nicht 
mit  Ueberschuss  bauten  und  diese  Befreiung  wurde  nach  der 
Einführung  des  Zwanzigsten  durch  §.  14  des  Gesetzes  vom 
12.  Mai  1851  aufrecht  erhalten. 

Ausser  dem  Zehnten  mussten  ferner  die  Quatember-  unil 
Ilezcssgelder  entrichtet  werden , beide  sowohl  von  den  betrie- 
benen als  auch  von  den  fristenden  Gruben.  Nach  gemeinem 
Bergrecht  und  nach  den  älteren  Bergordnungen  wird  unter 
beiden  Bezeichnungen  dieselbe  Abgabe  verstanden,  welche  bald 
Quatembergeld  bald  Itezessgeld  genannt  wird.*)  -Nach  den 
preussischen  revidirten  Bergordnungen  und  nach,  dem  Allgem. 
Laudrecht  §§.  103 — 105  1.  c.  wurde  das  Quatembergeld  zur 
Unterhaltung  des  Bergamtes,  das  Rezessgeld  dagegen  als  eine 
Recognitionsgebühr.  deren  Nichtzahlung  den  Verlust  des  Berg- 

1)  Nassau-Cat-zenelnbog.  Bergfreiheit  vom  1.  Mai  1559.  — Kur- 
trier. B.  ().  Art.  XXVI.  4.  — Kurköln.  B.  0.  Th.  I.  Art.  3.  — Bergi- 
sches  Generaledict  vom  16.  November  1752.  — Cleve-M&rk.  B.  0.  Cap. 
73,  §.  3.  — Schlesische  u.  Magdburg-IIalberst.  B.  0.  Cap.  74,  §.  3. 

2)  Kurtriersche  B.  0.  Art.  IX,  2;  Kursächsische  B.  0.  Art.  13 
u.  24;  Kurkuln.  B.  0.  Th.  4,  Art.  7.  Th.  6,  Art.  ». 
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werkseigenthums  zur  Folge  hatte,  entrichtet.  Ausserdem  gab 
es  noch  eine  grössere  Zahl  von  provinziellen  Abgaben,  welche 
sich  in  dem  von  ihrer  Aufhebung  handelnden  §.  6 des  Ge- 
setzes vom  12.  Mai  1851  (Gesetz-Samml.  S.  261)  aufgezählt 
finden. 

Durch  das  zuletzt  erwähnte  Gesetz  wurde  der  Zehnte 
auf  den  Zwanzigsten  ermässigt,  und  alle  sonstigen  bisherigen 
Bergwerksabgaben  mit  Ausnahme  der  Rezessgelder  aufgehoben; 
dagegen  eine  neue  Abgabe  von  einem  Procent  des  Werth  es 
oder  des  Erlöses  der  Bergwerksprodukte  unter  dem  Namen 
der  Aufsichtssteuer  eingeführt,  bei  deren  Berechnung  nach 
§.  8.  1.  c.  die  Aufbereitnngskosten , ebenso  wie  bei  dem  Zehn- 
ten, von  dem  Werthe  oder  Erlöse  der  Produkte  in  Abzug  ge- 
bracht werden.  Die  neu  eingeftthrte  Aufsichtssteuer  unter- 
scheidet sich  von  dem  Zehnten  dadurch,  dass  sie  von  allen 
Bergwerken  an.  den  Staat  entrichtet  wird,  auch  da  wo  der 
Zehnte  an  den  Privatregalbesitzer  abgeführt  wird,  dass  sie 
stets  in  Geld,  nicht  in  Natur  zu  leisten  ist,  und  dass  sie  von 
dem  etwa  in  Natur  entrichteten  Zehnten  ebenfalls  entrichtet 
werden  muss. 

Durch  das  Gesetz,  betreffend  die  Ermässigung  der  Berg- 
werksabgaben, vom  22.  Mai  1861  (Gesetz-Sammlung  S.  225), 
wurde  der  Zwanzigste  abermals  um  ein  Fünftel  herabgesetzt 
und  sodann  bestimmt,  dass  jedesmal,  wenn  im  Vorjahre  diese 
Abgabe  mit  Hinzurechnung  der  Aufsichtssteuer  die  Summe 
von  einer  Million  Thaler  erreicht  habe,  dann  eine  weitere  Er- 
mässigung  um  ein  Fünftel  eintreten  solle,  bis  der  Zwanzigste 
auf  Zwei  von  Hundert  des  Ertrages  der  Bergwerke  herabge- 
setzt sei.  Allein  ehe  noch  von  dieser  Contingentirung  der  Ab- 
gabe Anwendung  gemacht  werden  konnte,  erging  das  fernere 
Gesetz,  die  Bergwerksabgaben  betreffend,  vom  20.  October  1862, 
durch  welche  die  vierprocentige  Bergwerksabgabe  des  Gesetzes 
vom  22.  Mai  1861  mit  dem  1.  Januar  1863  auf  drei  Procent, 
mit  dem  1.  Januar  1864  auf  zwei  Procent  und  mit  dem  1.  Ja- 
nuar 1865  auf  ein  Procent  herabgesetzt  wurde  (§.  4).  Die 
Eisenerzbergwerke  wurden  vom  1.  Januar  1863  ab  von  jeder 
Abgabe  an  den  Staat  befreit  (§.  1);  dagegen  wurden  alle  bis- 
herigen Befreiungen  vom  Zehnten  und  von  der  Aufsichtssteuer, 
soweit  sie  nicht  auf  privatrechtlichen  Titeln  beruhten,  also 
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namentlich  auch  die  in  den  verschiedenen  Bergordnungen  be- 
willigten zehntfreien  Jahre  und  die  im  §.14  des  Gesetzes  vom 
12.  Mai  1851  ausgesprochene  Befreiung  der  Bleierzbergwerke 
aufgehoben  (§.  5).  Von  den  sonstigen  Bergwerksabgaben  wurde 
nur  die  einprocentige  Aufsichtssteuer  beibehalten;  das  Rezess- 
geld wurde  vom  1.  Januar  18G5  an,  alle  sonstigen  nicht  schon 
durch  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  aufgehobenen  Abgaben 
vom  1.  Januar  1863  an  beseitigt  (§§.  2—4). 

Durch  das  Gesetz  vom  20.  October  1862  wurde  auch  in 
den  linksrheinischen  Landestheilen  eine  Bergwerkssteuer  von 
zwei  Procent  von  dem  Werthe  der  Produkte  der  Bergwerke 
ausschliesslich  der  Eisenerzbergwerke  an  Stelle  der  früher  nach 
den  französischen  Gesetzen  erhobenen  Bergwerkssteuern  ein- 
geführt (§.  6). 

Das  französische  Bergwerksgesetz  vom  21.  April  1810 
verpflichtete  die  Bergwerkseigenthümer  zu  einer  festen  und 
einer  verhältnissmässigen  Abgabe.  Die  feste  Abgabe  sollte 
jährlich  10  Francs  vom  Quadrat-Kilometer  des  concessionirten 
Feldes  betragen  (Art.  34).  Die  verhältnissmässige  Steuer  sollte 
jedes  Jahr  durch  den  Staatshaushalt  festgestellt  werden,  nie- 
mals aber  fünf  Procent  vom  Reinerträge  übersteigen  (Art.  35). 
Ein  Zuschlag  von  einem  Zehntel  sollte  zur  Bildung  eines 
Dispositionsfonds  erhoben  werden,  aus  welchem  der  Minister 
des  Innern  solchen  Bergwerksbesitzern,  welche  Unfälle  oder 
sonstige  Verluste  erlitten  hatten,  Steuerbefreiungen  bewilligen 
konnte. 

Durch  das  Dekret  vom  6.  Mai  1811,  Art.  39,  wurde  die  ver- 
hältnissmässige Bergwerkssteuer  ein  für  alle  Mal  auf  fünf  Pro- 
cent vom  Reinerträge  festgesetzt.  Der  Reinertrag  sollte  nach 
Art.  18  f.  nicht  auf  Grund  von  Rechnungen,  sondern  durch 
Einschätzung  von  einer  besonderen  Commission  ermittelt  wer- 
den. Eine  Anweisung  des  General-Bergwerksdirectors  Laumond 
vom  20.  Mai  1815  schrieb  vor,  dass  bei  dieser  Einschätzung 
nur  solche  Ausgaben  berücksichtigt  werden  dürften,  welche  im 
Laufe  des  Jahres  für  den  Betrieb  gemacht  seien.  Diesen  so- 
genannten Gewinnungskosten  wurden  die  sonstigen  Ausgaben 
als  Anlagekosten  gegenübergestellt  und  von  der  Ermittelung 
des  steuerbaren  Reinertrages  ausgeschlossen. 

Für  den  linksrheinischen  Theil  der  preussischen  Rheinlande 
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erfuhren  die  französischen  Gesetze  über  die  Bergwerkssteueru 
eine  Abänderung  durch  die  Cabinets-Order  vom  30.  August  1820 
(Gesetz-Saraml.  S.  167),  welche  vorschrieb,  dass  der  steuerbare 
Reinertrag  der  Bergwerke  nicht  nach  einer  Abschätzung,  son- 
dern nach  den  Rechnungen  des  abgelaufenen  Jahres  festgesetzt 
werden  solle.  Die  Ermittelung  der  Festsetzung  sollte  durch 
eine  Commission  erfolgen,  welche  unter  dem  Vorsitze  des  Berg- 
hauptmanns aus  Bergbeamten  und  zwei  von  den  Bergwerksbe- 
sitzern gewählten  Vertretern  bestehen  sollte.  Zu  dieser  Cabinets- 
Order  erging  am  21.  Januar  1857  eine  Ausführungsverordnung 
(Gesetz-Samml. S.  85),  welche  die  Art  der  Buchführung  über  För- 
derung, Absatz  und  Verkaufspreise  sowie  über  die  gezahlten 
Arbeitslöhne,  die  angeschafften  und  verbrauchten  Materialien 
regelte. 

Alle  diese  Gesetze  und  Verordnungen  sind  mit  Ausnahme 
der  zuletzt  erwähnten  Verordnung  über  die  Buchführung  durch 
§.  6 des  Gesetzes  vom  20.  October  1802  aufgehoben;1)  an  die 
Stelle  der  festen  und  verhältnissmässigen  Bergwerkssteuer  und 
des  Zusatzzehntels  ist  die  Brutto- Besteuerung  getreten,  und 
es  ist  vom  1.  Januar  1865  für  die  ganze  Monarchie  eine  gleich- 
massige  Bergwerkssteuer  von  zwei  Procent  des  Werthes  der 
abgesetzten  Bergwerksproducte  eingeführt,  welche  auch  in  den 
neuen  Provinzen  durch  die  oben  namhaft  gemachten  F.infüh- 
rungsverordnungen,2)  und  für  Nassau,  Oberhessen  und  Hessen- 
Ilomburg  durch  die  besondere  Verordnung  vom  1.  Juni  1867 
(Gesetz-Samml.  S.  802)  eingeführt  ist. 


1)  Die  Ministerialinstruction  vom  23.  November  1864  betrachtet 
auch  die  Verordnung  vom  21.  Januar  1857  als  aufgehoben,  allein  sie 
ist  weder  in  dem  Gesetze  vom  20.  October  1862  als  aufgehoben  be- 
zeichnet, noch  enthält  dieses  Gesetz  Bestimmungen  über  die  Vermessung, 
Verwiegung  und  Buchung  der  Bergwerksproducte,  welche  an  die  Stelle 
jener  älteren  Verordnung  treten. 

2)  Vergl.  für  Hannover  Art.  XXI  der  Verordnung  vom  8.  Mai  1867; 
für  Kurhessen,  Frankfurt  und  die  Bairischen  Landestheile  Art.  XVII 
der  Verordnung  vom  1.  Juni  1867;  für  Schleswig-Holstein  Art.  IX  der 
Verordnung  vom  12.  März  1869.  Dieselben  Vorschriften  gelten  auch 
in  Lauenburg  nach  Art.  VII  des  Gesetzes  vom  6.  Mai  1868  und  iu 
VValdeck  und  Pyrmont  nach  dem  Gesetze  vom  30.  December  1864  und 
nach  Art.  XVI  des  Gesetzes  vom  1.  Januar  1869. 
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§.  49.  Bergwerkaabgabe  und  Aufsichtssteuer. 

(§§.  98 — 102  A.  L.  R.  II.  16.;  Gesetz  vom  12.  Mai  1851;  Gesetz  vom 

20.  October  1862.) 

Die  Bergwerksabgabe  und  die  Aufsichtssteuer  werden  nach 
§§.  2 u.  8 des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851  und  nach  §.  4 des  Ge- 
setzes vom  20.  October  1862  mit  je  einem  Procent  von  dem 
Brutto -Ertrage  der  verliehenen  Bergwerke  erhoben.  In  den 
linksrheinischen  Landestheilen  und  in  den  neuen  Provinzen 
tritt  an  die  Stelle  beider  Abgaben  eine  zweiprocentige  Steuer 
von  dem  Brutto-Ertrage  der  Bergwerke.  Die  Aufsichtssteuer 
und  die  Bergwerksabgabe  sind  auch  in  den  alten  Provinzen 
ihrem  Inhalte  nach  durchaus  gleichartig,  denn  für  beide  Ab- 
gaben sind  nach  §.2  und  §.8  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851 
die  für  den  früheren  Zehnten  bestehenden  Regeln  massgebend. 
Die  Unterscheidung  beider  Abgaben  hat  nur  für  diejenigen 
Gebiete  Bedeutung,  in  welchen  der  Zehnte  einer  Privatperson 
zusteht  und  deshalb  nicht  die  Bergwerksabgabe,  sondern  nur 
die  Aufsichtssteuer  mit  einem  Procent  von  den  Bergwerken  an 
den  Staat  entrichtet  wird.  Ueber  die  Erhebung  der  Bergwerks- 
abgaben ist  von  dem  Handelsminister  für  die  rechtsrheinischen 
Landestheile  eine  Instruction  vom  29.  Januar  1866  und  für  die 
linksrheinischen  Landestheile  eine  fast  gleichlautende  Instruction 
vom  23.  November  1864  erlassen  *),  durch  welche  nicht  blos  die 
Formen  des  Erhebungsverfahrens,  sondern  auch  verschiedene 
dem  materiellen  Rechte  angehörige  Punkte  geregelt  werden. 

Da  indess  die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  §§.  98—102 
Allg.  Landrecht  Th.  II,  Tit.  16  und  der  Provinzial-Bergord- 
nungen  (vergl.  oben  S.  411  f.)  ebensowenig  über  die  Fälligkeit 
des  Zehnten,  über  die  Werthsermittelung  und  über  die  Fest- 
stellung des  Betrages  der  steuerpflichtigen  Produkte  Vorschriften 
enthalten,  als  die  bereits  angeführten  Bestimmungen  der  Ge- 
setze vom  12.  Mai  1851  und  vom  20.  October  1862,  so  muss 
zur  Ergänzung  der  lückenhaften  gesetzlichen  Vorschriften  auf 
die  oben  angeführten  Verwaltungs-Instructionen  mehrfach  zu- 
rückgegangen werden. 

Gegenstand  der  Besteuerung  sind  nach  §§.  98—100 
A.  L.  Ii.  II.  16,  ferner  nach  §.  8 des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851 

1)  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  VII,  S.  6.  Bd.  V,  S.  446. , 
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und  nach  §.  6 des  Gesetzes  vom  20.  October  1862  die  ver- 
käuflichen Bergwerksproduktc  oder  deren  Werth  zur  Zeit  des 
Absatzes. 

Als  abgesetzt  werden  behandelt  die  verkauften,  so  wie 
die  zum  eigenen  Gebrauche  der  Werke  oder  der  Werksbesitzer 
abgegebenen  und  eben  so  die  in  Verkaufsmagazine  abgefahre- 
nen Bergwerksprodukte.  WTerden  bei  Erzbergwerken  die  Pro- 
dukte für  eigene  Rechnung  des  Bergwerks  aufbereitet,  so  ist 
der  Absatz  der  aufbereiteten  Bergwerksprodukte  massgebend. 

Die  auf  Stein-  und  Braunkohlenbergwerken  zum  eigenen 
Verbrauche  für  die  Betriebseinrichtungen  des  Bergwerks  abge- 
gebenen Kohlen  unterliegen  der  Versteuerung  nicht.  Hierzu 
werden  jedoch  diejenigen  Kohlen,  welche  als  Theil  des  Lohns 
an  Bergarbeiter  oder  Grubenbeamte,  oder  im  Bezirk  des  Ober- 
bergamts zu  Dortmund  an  die  zur  Tradde  berechtigten  Grund- 
eigentümer als  Traddekohlen  abgegeben  werden,  nicht  ge- 
rechnet.1) 

Auch  die  Produkte  solcher  Bergwerke,  welche  vor  dem 
Erlasse  des  Berggesetzes  auf  Mineralien  verliehen  sind,  deren 
Gewinnung  nach  §.  1 des  Berggesetzes  nicht  mehr  Gegenstand 
der  Verleihung  ist,  sind  nach  §.  221  und  §.  245  der  Berg- 
werksbesteuerung unterworfen. 

Die  Fälligkeitstermine  der  Bergwerkssteuern  sind  durch 
die  altern  Bergordnungen  meist  ganz  unbestimmt  gelassen  und 
auch  durch  die  neueren  Gesetze  nicht  festgestellt.  Die  In- 
structionen vom  29.  Januar  1866  und  vom  23.  November  1864, 
§.  1,  schreiben  die  vierteljährliche  Erhebung  vor.  Nach  §.  100 
A.  L.  R.  II.  16  sollte  der  Zehnt  von  den  Bergwerksprodukten 
in  Natur  oder  das  dafür  gelöste  Geld  verwerthel  werden,  und 
diese  Vorschrift  wurde  in  der  Praxis  so  angewendet,  dass  nicht 
den  Verpflichteten,  sondern  dem  Staate  die  Wahl  zwischen  dem 
Naturalzehnten  und  dem  Geldzehnten  gelassen  wurde.2)  Nach 
§.21  der  Instruction  vom  29.  Januar  1866  findet  die  Erhebung 
der  Bergwerksabgabe  in  Natur  nur  noch  bei  den  Galmeiberg- 
werken in  Oberschlesien  statt.  Für  die  Aufsichtssteuer  ist  durch 

1)  §.  2 der  Instruction  vom  29.  Januar  1866. 

2)  Vergl.  Zusammenstellung  der  im  Bergamtsbezirk  Siegen  gül- 
tigen Vorschriften  über  den  Bergwerkszehnten  und  Zwanzigsten.  Bonn 
1855,  S.  50. 
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§.  8 des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851  die  Entrichtung  in  Geld 
ausschliesslich  vorgeschrieben. 

Die  Steuerermittelung  umfasst  die  Feststellung  der  steuer- 
baren Produktenquantitäten , des  Werthes  der  Produkte  und 
der  in  Anrechnung  zu  bringenden  Autbereitungs-,  Hatten-  und 
Transportkosten. 

1.  Die  Feststellung  der  steuerbaren  Produktenquantitäten 
erfolgt  nach  Mass,  Gewicht  oder  Stückzahl  auf  Grund  von 
Absatzregistern , welche  durch  hierzu  bestellte  und  vereidigte 
Produktenaufseher  zu  führen  und  dem  Revierbeamten  zu  jeder 
Zeit  auf  Erfordern  zur  Einsicht  vorzulegen  sind. 

Die  Bergwerksbesitzer  und  deren  Repräsentanten  sind 
nach  §.  3 der  Instruction  vom  29.  Januar  1866  verpflichtet, 
diejenigen  Personen,  welche  sie  mit  dem  Vermessen,  Verwiegen 
oder  Abzählen  der  Produkte  und  mit  der  Führung  der  Absatz- 
register beauftragten,  dem  Revierbeamten  namhaft  zu  machen. 
Diese  Personen  werden,  wenn  gegen  deren  Zuverlässigkeit  be- 
gründete Ausstellungen  nicht  zu  machen  sind,  in  der  Regel 
durch  den  Revierbeamten  dahin  vereidigt: 

dass  sie  alle  ihnen  vermöge  ihres  Amtes  als  Produkten- 
aufseher auferlegten  Pflichten  nach  ihrem  besten  Wissen 
und  Gewissen  genau  erfüllen  wollen. 

Die  Vereidigungsprotokolle  sind  von  dem  Revierbeamten 
dem  Überbergamte  einzufeicheu.  Von  den  auf  Grund  der  seit- 
herigen Vorschriften  bereits  bestellten  und  vereidigten  Per- 
sonen können  die  Geschäfte  der  Produktenaufseher  fortgeführt 
werden,  ohne  dass  es  einer  wiederholten  Vereidigung  bedarf. 

Das  Vermessen,  Verwiegen  und  Abzählen  der  Produkte 
der  Bergwerke,  beziehungsweise  der  Aufbereitungsanstalten, 
mögen  dieselben  zum  Verkaufe  oder  zum  eigenen  Gebrauche 
der  Werke  oder  der  Werksbesitzer  bestimmt  sein,  darf  nur 
durch  die  zu  diesen  Geschäften  bestellten  und  vereidigten 
Produktenaufseher  geschehen.  Es  ist  untersagt,  Produkte  von 
den  Bergwerken,  beziehungsweise  von  den  Aufbereitungsan- 
stalten abzufabren,  bevor  dieselben  von  den  vorbezeichneten 
Personen  vermessen,  verwogen  oder  abgezählt  sind  (§.  5 a.  a.  O.). 

Bergwerksbesitzer,  welche  den  Vorschriften  der  §§.  3 
und  5 cit.  zuwiderhandeln,  können  durch  executivische  Straf- 
befehle von  dem  Oberbergamte  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
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pflichtungen  angehalten  werden.  Die  unrichtige  Führung  oder  die 
Fälschung  der  Absatzregister  in  betrügerischer  Absicht  unterliegt 
den  in  den  allgemeinen  Strafgesetzen  angedrohten  Strafen. ') 

2.  Die  Feststellung  des  der  Besteuerung  zu  Grunde  zu  le- 
genden Werths  der  Produkte  erfolgt  nach  §.7  der  Instruction 
vom  29.  Januar  1866  auf  Grund  amtlicher  Ermittelung. 

Finden  öffentliche  Verkäufe  der  Produkte  statt,  so  sind 
die  bei  diesen  Verkäufen  erzielten  Preise,  abzüglich  der  von 
den  Bergwerksbesitzern  aufgewendeten  Verkaufskosten,  der  Be- 
steuerung zu  Grunde  zu  legen. 

In  den  übrigen  Fällen  wird  der  Werth  der  Produkte  der 
Regel  nach  durch  ein  Taxregulirungsverfahren  (§§.  9 und  10) 
festgestellt.  Hierbei  sind  die  durchschnittlich  am  Haldenplatze 
zu  erzielenden  Preise  zum  Anhalte  zu  nehmen  und  bei  Erzen 
der  Gehalt  derselben  und  die  marktgängigen  Metallpreise  zu 
berücksichtigen. 

Hält  das  Oberbergamt  das  Probiren  der  Erze  zur  Ermit- 
telung des  Werthes  derselben  für  erforderlich,  so  sind  die 
Proben  von  dem  Revierbeamten  auf  dem  Bergwerke  im  Bei- 
sein der  Produktenaufseher  oder  der  Bergwerksbesitzer  oder 
deren  Repräsentanten  zu  nehmen  und  an  das  Oberbergamt 
einzusenden,  welches  den  Gehalt  der  Erze  feststellen  lässt 

3.  Die  anzurechnenden  Auslagen  des  Bergwerksbesitzers 
zerfallen  in  die  Transportkosten  für  das  Verbringen  der  Pro- 
dukte von  dem  Förderpunkte  nach  einem  zum  Verkaufe  ge- 
eigneten Punkte  und  in  die  Aufbereitungskosten.  Zu  letzteren 
werden  im  §.  102  A.  L.  R.  II.  16  und  ebenso  im  §.  2 des 
Gesetzes  vom  12.  Mai  1851,  sowie  in  den  späteren  Gesetzen 
die  Poch-,  Wasch-,  Hütten-  und  sonstigen  Zubereitungskosten 
gerechnet.  Darunter  sind  alle  von  der  Förderung  bis  zur 
Darstellung  des  käuflichen  Produktes  aufgewendeten  Berei- 
tungskosten zu  verstehen,  auch  die  Kosten  der  Handscheidung, 
welche  dem  Pochen  und  Waschen  der  Erze  vorhergeht  und 
meist  auf  den  Gruben  selbst  bewirkt  wird.*)  Dagegen  sind 
alle  Arbeiten,  welche  der  Förderung  vorhergehen,  also  nament- 
lich auch  die  unter  Tage  vorgenommenen  Scheidungsarbeiten 

1)  §.  3<'8  ff.  des  Strafgesetzbuches  vom  81.  Mai  1870. 

2)  Ministerial-Erlasa  vom  16.  November  1867. 
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zu  den  Gewinnungskosten  zu  rechnen,  zu  welchen  der  Staat 
nach  §.  99  A.  L.  R.  II.  16  nicht  beiträgt.  Werden  Aufberei- 
tungsanstalten erbaut  und  Maschinen  errichtet,  deren  Kosten 
nicht  füglich  auf  die  Förderung  eines  Jahres  angerechnet  wer- 
den kann,  so  wird  das  so  angelegte  Capital  binnen  einer  be- 
stimmten Zahl  von  Jahren  amortisirt  und  die  jährliche  Amor- 
tisationsquote nebst  den  Zinsen  bei  der  Steuerermittelung  in 
Anrechnung  gebracht. 


§.  50.  Verfahren. 

Die  Veranlagung  der  Bergwerksabgaben  erfolgt  entweder 
im  Wege  des  Abonnements  oder  durch  das  Taxregulirungs- 
verfahren. 

I.  Ein  Steuera  bonnement  kann  sowohl  für  die  Berg- 
werksabgabe als  für  die  Aufsichtssteuer  oder  für  beide  zugleich 
nach  §.11  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851  (Ges.-Sammlung 
S.  261)  von  dem  Handelsminister  bewilligt  werden  und  zwar 
entweder  in  festen  Vierteljahrsbeträgen,  oder  nach  Sätzen, 
welche  für  die  Mass-,  Gewicht-  und  Stückeinheit  der  Produkte 
festzustellen  und  nach  dem  wirklichen  Absätze  vierteljährlich 
zu  entrichten  sind. 

Solche  Abonnements  sind  jedoch  nur  auf  höchstens  drei 
Jahre  einzugehen. 

Die  Abonnements  der  ersteren  Art  sind  nach  §.  12  der 
Instruction  vom  29.  Januar  1866  nur  bei  solchen  Bergwerken 
anzunehmen,  bei  denen  die  Produktion  überhaupt  gering  und 
eine  erhebliche  Vermehrung  derselben,  sowie  eine  erhebliche 
Steigerung  des  Werthes  der  Produkte  während  der  Abonne- 
mentszeit nicht  wahrscheinlich  ist. 

Die  Abonnements  der  zweiten  Art  können  bei  allen  den- 
jenigen Bergwerken  eintreten , wo  zwar  eine  stärkere  Förde- 
rung, aber  keine  rasche  Steigerung  des  Werthes  der  Produkte 
zu  erwarten  ist,  namentlich  bei  Stein-  und  Braunkohlenberg- 
werken. 

Sind  bei  einem  nach  der  Mass-,  Gewicht-  oder  Stückein- 
heit zu  normirenden  Abonnementssatze  Pfennigbruchtheile  nicht 
zu  vermeiden,  so  dürfen  keine  anderen  als  Zehntheile  ange- 
nommen werden.  Bei  Berechnung  des  Satzes  nach  dem  durch- 
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schnittlichen  Werthe  wird  ein  halbes  Zehntel  und  mehr  als 
ein  volles  hinzugerechnet,  dagegen  ein  kleinerer  Theil  fallen 
gelassen,  wonach  der  Satz  nur  aus  einer  ganzen  Zahl  mit  nicht 
mehr  als  einer  Decimalbruchstelle  bestehen  kann. 

Bei  Abschliessung,  beziehungsweise  Erneuerung  von  Abon- 
nements, ist  darauf  zu  sehen,  dass  die  dem  Abonnement  zu 
Grunde  liegenden  Preissätze  dem  wirklichen  Werthe  entsprechen. 
Die  in  Anrechnung  kommenden  Transport-  und  Zubereitungs- 
kosten sind  bei  den  Abonnements  mit  zu  berücksichtigen, 
lieber  die  Transport-  und  Zubereitungskosten  können  jedoch 
auch  unabhängig  von  den  Abonnements  für  die  gesammtc 
Steuer  Abonnements  vertrage  nach  der  Mass-  oder  Gewichts- 
einheit der  Produkte  auf  mindestens  ein  Jahr  und  auf  höchstens 
drei  Jahre  abgeschlossen  werden. 

Anträge  auf  Abschliessung  oder  Erneuerung  von  Abonne- 
ments sind  von  den  Bergwerksbesitzern  oder  deren  Repräsen- 
tanten vor  dem  Beginn  des  Steuerquartals,  mit  welchem  das 
Abonnement  eintreten  soll,  durchlaufend  bei  dem  Revierbeamten 
an  das  Oberbergamt  zu  richten.  Der  Revierbeamte  hat  dem 
Anträge  sein  Gutachten  beizufügen. 

Findet  das  Oberbergamt  einen  Antrag  auf  Abonnement 
nicht  annehmbar,  so  weist  es  denselben  mit  motivirtem  Be- 
scheide zurück.  Gegen  diesen  Bescheid  steht  den  Steuerpflich- 
tigen der  Weg  der  Beschwerde  an  den  Handelsminister  offen. 
Auf  Besteuerung  nach  dem  Abonnement  hat  indess  der  Steuer- 
pflichtige im  Beschwerdefalle,  wenn  der  Anfangstermin  des 
beantragten  Abonnements  inzwischen  eingetreten  ist,  keinen 
Anspruch. 

Glaubt  das  Oberbergamt,  auf  ein  beantragtes  Abonnement 
eingehen  zu  können,  so  tritt  dasselbe  mit  dem  Antragsteller  in 
Unterhandlung  und  stellt  die  Punkte  des  Abonnements  in  einem 
schriftlichen  Vertrage  fest,  welcher  dem  Handelsminister  zur 
Genehmigung  einzureichen  ist. 

Die  betreffenden  Verhandlungen  zwischen  dem  Oberberg- 
amte und  dem  Antragsteller  werden  in  der  Regel  durch  den 
Revierbeamten  geführt. 

Die  Abonnements  vertrage  unterliegen  der  Stempelsteuer 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  7.  März  1822  (G.  S.  S.  57. 
§.  14  1.  c.). 
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II.  Das  Taxreg ulirungs verfahren  findet  jährlich 
im  Laufe  des  ersten  Quartals  revierweise  unter  Leitung  eines 
oberbergamtlichen  Commissars  statt.  Dabei  wird  ein  von  dem 
Oberbergamte  aufgestellter  Taxentwurl  zu  Grunde  gelegt,  über 
welchen  die  Betheiligten  vernommen  werden.  Auf  Grund  der 
Terminsverhandlung  wird  die  Taxe,  durch  welche  der  Werth 
der  von  den  einzelnen  Bergwerken  zu  versteuernden  Produkte 
für,  das  laufende  Jahr  festgestellt  wird,  von  dem  Oberbergamte 
festgesetzt.  Nimmt  das  Oberbergamt  eine  Abänderung  der  in 
Uebereinstimmung  mit  den  Betheiligten  von  dem  Commissar 

- vorgeschlagenen  Taxen  vor,  oder  ist  ein  Einverständniss  über 
die  Taxen  nicht  erreicht  worden,  so  erfolgt  die  Festsetzung 
mittelst  motivirten  Bescheides,  gegen  welchen  dem  Bergwerks- 
besitzer der  Recurs  an  den  Handelsminister  offen  steht.  Aus- 
serdem steht  dem  Bergwerksbesitzer  frei,  bei  Einreichung  der 
vierteljährlichen  Gefällenachweisung  an  den  Revierbeamten  in 
glaubwürdiger  Weise,  nämlich  durch  Vorlegung  der  Verkaufs- 
bücher, der  abgeschlossenen  Lieferungsverträge  oder  ähnlicher 
Beweismittel,  den  wirklichen  Erlös  aus  dem  Verkaufe  ihrer 
Bergwerksprodukte  nachzuweisen,  damit  dieser,  statt  der  fest- 
gesetzten Taxen,  der  Besteuerung  zu  Grunde  gelegt  werde. 
Wird  ein  solcher  Nachweis  nicht  erbracht,  so  hat  die  Besteue- 
rung lediglich  nach  den  festgesetzten  Taxen  zu  erfolgen. 

Wenn  erst  im  Laufe  des  Jahres  eine  Feststellung  des 
Produktenwerthes  zum  Zwecke  der  Besteuerung  erforderlich 
wird,  z.  B.  bei  neu  in  Betrieb  gesetzten  Bergwerken,  so  erfolgt 
dieselbe  ebenfalls  nach  den  vorstehenden  Grundsätzen. 

Die  in  Anrechnung  zu  bringenden  Transport-  und  Auf- 
bereitungskosten werden  bei  dem  Taxregulirungsverfahren  eben- 
falls veranschlagt  und  für  die  Mass-,  Gewicht-  oder  Stückeinheit 
der  Produkte  besonders  festgesetzt.  Auch  dieser  Festsetzung 
gegenüber  bleibt  den  Bergwerksbesitzern  der  Nachweis  der  wirk- 
lich aufgewendeten  Kosteu  offen,  welcher  am  Schlüsse  jeden  Quar- 
tals bei  Einreichung  der  Gefällenachweisung  geführt  werden  muss. 

III.  Die  Erhebung  der  Bergwerksabgaben  er- 
folgt, wenn  nicht  ein  Abonnement  in  festen  Vierteljahrsbeträgen 
bewilligt  ist,  auf  Grund  der  vierteljährlich  von  dem  Bergwerks- 
besitzer einzureichenden  Gefällenachweisungen.  Dieselben  müs- 
sen binnen  14  Tagen  nach  dem  Quartalsschluss  in  zwei  Exem- 
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plaren  nach  den  von  dem  Oberbergamte  vorgescbriebenen  For- 
mularen aufgestellt  und  mit  den  Absatzregistern  an  den  Re- 
vierbeamten eingereicht  werden.  In  diesen  Nachweisungen 
werden  die  Quantitäten  der  abgesetzten  Produkte  nach  den 
Absatz registern  aufgenommen,  und  der  steuerbare  Werth  ent- 
weder nach  dem  bewilligten  Abonnement  oder  nach  der  von 
dem  Oberbergamte  festgesetzten  Taxe  angesetzt.  Dasselbe  gilt 
von  den  anzurechnenden  Transport-  und  Aufbereitungskosten. 
Soll  gegenüber  der  festgesetzten  Taxe  der  wirkliche  Erlös  der 
Produkte  oder  der  wirkliche  Aufwand  an  Transport-  und  Auf- 
bereitungskosten nachgewiesen  werden,  so  müssen  die  Beläge 
mit  der  Gefällenach Weisung  vorgelegt  werden.  Dem  Oberberg- 
amte bleibt  überlassen,  die  betreffenden  Bücher  und  Papiere 
auf  den  Werken  selbst  durch  einen  Commissar  prüfen  zu 
lassen. 

Die  Gefällenachweisungen  werden  von  dem  Revierbeamten 
nach  den  Absatzregistern  iu  Bezug  auf  die  Richtigkeit  der  an- 
gesetzten Quantitäten  geprüft  und  in  Bezug  auf  die  sonstigen 
Ausätze  begutachtet.  Das  Oberbergamt  setzt  nach  etwaiger 
Berichtigung  der  Ansätze  den  Gesammtbetrag  der  zu  entrich- 
tenden Steuer  fest  und  erklärt  denselben  für  executorisch.  Die 
festgesetzte  Nachweisung  wird  durch  den  Revierbeamten  dem 
Bergwerksbesitzer  mit  der  Aufforderung  zugestellt,  den  festge- 
stellten Steuerbetrag  binnen  14  Tagen  an  die  bezeichnete  Em- 
pfangskasse abzuführen  (§§.  15  — 17  1.  c.).  Der  Termin  der 
Abführung  soll  so  festgesetzt  werden,  dass  er  in  das  auf  das 
betreffende  Steuerquartal  folgende  Quartal  fällt. 

Reclamatiouen  gegen  die  von  dem  Oberbergamte  festge- 
setzte Bergwerkssteuer  müssen  gemäss  §.  1 des  Gesetzes 
vom  18.  Juni  1840  über  die  Verjährungsfristen  bei  öffentlichen 
Abgaben  (Gesetz-Samml.  S.  140)  binnen  drei  Monaten,  vom 
Tage  der  Zurückstellung  des  einen  Exemplars  der  Abgaben- 
nachweisung  an  die  Bergwerksbesitzer  oder  deren  Repräsen- 
tanten an  gerechnet,  bei  dem  Handelsminister  angebracht 
werden,  widrigenfalls  der  Anspruch  auf  Rückerstattung  erlischt. 

Die  Zahlung  des  von  dem  Oberbergamte  festgestellten 
Steuerbetrages  darf  durch  die  Reclamation  nicht  aufgehalten 
werden. 

Gehen  die  Steuern  nicht  zu  der  bestimmten  Zeit  (§.  17) 
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ein,  so  erfolgt  die  Mahnung  und  executivische  Beitreibung  nach 
den  massgebenden  Executionsvorschriften  (vergl.  oben  S.  438). 

IV.  Ueber  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  in 
Bezug  auf  die  Bergwerksabgaben  besteht  eine  Meinungsver- 
schiedenheit, so  weit  die  Frage  die  dem  früheren  Zehnten  ent- 
sprechende einprocentige  Bergwerksabgabe  betrifft.  Nach  der 
oben  aufgestellten  Ansicht  war  auch  der  frühere  Zehnte  ein 
Ausfluss  der  Steuerhoheit  und  gehörte  zu  den  allgemeinen  An- 
lagen, in  Bezug  auf  welche  nach  §.  78  A.  L.  R.  Th.  II,  Tit.  14 
und  nach  §.  36  der  Verordnung  vom  26.  December  1808  der 
Rechtsweg  ausgeschlossen  ist.  Dies  ist  auch  von  den  Verwal- 
tungsbehörden sowohl  als  von  den  Gerichtshöfen  bis  in  die 
jüngste  Zeit  angenommen,  und  es  ist  seit  dem  Erlasse  des 
Allgemeinen  Landrechts  bis  auf  die  jüngste  Zeit  kein  Fall  be- 
kannt geworden,  in  welchem  der  Rechtsweg  über  die  Entrich- 
tung des  Zehnten  und  der  an  dessen  Stelle  getretenen  Berg- 
werksabgabe zugelassen  worden  wäre.  Das  Obertribunal  ins- 
besondere hat  in  verschiedenen  Entscheidungen  die  Natur  des 
Zehnten  als  einer  aus  der  Steuerhoheit  fiiessenden  allgemeinen 
Abgabe  anerkannt.  Dies  ist  zunächst  geschehen  durch  das  Prä- 
judiz 2024  vom  6.  Juni  1848  *),  welches  den  folgenden  Satz 
aufstellt: 

Der  Bergzehnt  ist  eine  allgemeine  Last,  welche 
auf  allen  im  Betriebe  von  Privatpersonen  be- 
findlichen Bergwerken  haftet,  und  daher  beim 
Mangel  ausdrücklicher  entgegenstehender  Ver- 
abredungen auch  auf  die  Erwerber  einer  Grube 

übergeht,  welche  der  Fiscus  früher  selbst  ge- 

* 

baut,  nachher  aber  veräussert  hat. 

Ferner  ist  in  dem  Erkenntnisse  vom  28.  Juni  18611  2)  die 
44jährige  Verjährung  in  Bezug  auf  den  Zehnten  aus  folgenden 
Gründen  für  unzulässig  erklärt: 

Der  Bergzehnte  resp.  Zwanzigste  und  die  Aufsichtssteuer 
müssen  als  allgemeine  Lasten  und  Abgaben  angesehen 
werden,  welche  von  allen  Bergwerken,  deren  Besitzer  nicht 


1)  Meine  Uebcrsicht  1860 — 1863  S.  7 f.  — Zeitschr.  f.  Bergrecht, 
Bd.  II.  S.  507. 


2)  Meine  Ueberaicht  S.  11.  — Entscheidungen  Bd.  XVII.  S.  381. 
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eiuen  besonderen  Grund  der  Befreiung  darthun  können, 
an  den  Staat  zu  entrichten  sind  (Cap.  73  der  Cleve-Mär- 
kischen Bergordnung  vom  29.  April  1766,  §.  98,  Th.  II, 
Tit.  16.  A.  L.  R.  §§.  1 und  8 des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851 
und  Entscheidungen  Bd.  17,  S.  381).  Mit  Recht  hat  daher 
der  Appellationsrichter  den  §.  656,  Th.  I,  Tit.  9 A.  L.  R. 
zur  Anwendung  gebracht,  wonach  eine  Verjährung  solcher 
Lasten  und  Abgaben  nur  daun  stattfindet,  wenn  der  dazu 
Verpflichtete  zu  deren  Entrichtung  aufgefordert  worden, 
sich  aber  der  Leistung  geweigert  hat,  und  seit  dieser  Zeit 
50  Jahre  lang  frei  geblieben  ist. 

Zur  Ergänzung  dieser  Motive  ist  anzuführen,  dass  unter 
den  in  den  §§.  655,  656  cit.  erwähnten  öffentlichen  Abgaben 
nach  einem  früheren  Plenarbeschlüsse  des  Obertribunals  vom 
20.  März  1846  (Entscheidungen  Bd.  III,  S.  42  ff.  52)  „nur  die 
aus  dein  Besteuerungsrechte  des  Staates,  als  einem  Hoheits- 
rechte desselben  fliesspnden  Abgaben,  die  eigentlichen  landes- 
herrlichen Steuern“  begriffen  sind,  nicht  die  niederen  Regalien, 
in  Ansehung  deren  vielmehr  nach  §.  35  A.  L.  R.,  Th.  II,  Tit.  14 
und  nach  §.629,  A.L.  R.  Th.  I,  Tit.  9 die  44jährige  Präscrip- 
tion stattfindet. 

Das  Obertribunal  würde  also  unzweifelhaft  im  gegebenen 
Falle  auch  den  Rechtsweg  über  den  Zehnten  und  die  an  dessen 
Stelle  getretene  Bergwerksabgahe  als  eine  eigentliche  landes- 
herrliche Steuer  nach  §.  78  A.  L.  R.  II,  14  für  unzulässig 
erklärt  haben. 

Auch  der  Gerichtshof  zur  Entscheidung  der  Competenz- 
eonflicte  hatte  in  einer  Entscheidung  vom  14.  Januar  1860 ') 
den  Rechtsweg  über  die  Frage,  ob  ein  Bleierz-  oder  Eisenstein- 
bergwerk nach  §.  14  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851  den 
Zwanzigsten  entrichten  müsse  oder  nicht,  für  unzulässig  erklärt, 
freilich  aus  dem  besonderen  Grunde,  dass  nach  §.  300  A.  L.  R. 
II,  16  die  Entscheidung  über  den  Ausbeutezustand,  von  welchem 
g.  14  cit.  die  Steuerpfliehtigkeit  der  Eisenerz-  u.  Bleierzbergwerke 
abhängig  macht,  lediglich  der  Beurtheilung  des  Bergamts  über- 
lassen sei. 

In  einer  späteren  Entscheidung  vom  4.  Juli  1863  *),  welche 

1}  Zeitschr.  f.  Bergrecht  Bd.  I,  S.  304 . 
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die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  in  Bezug  auf  Terminskosten 
und  Auslagen  des  Oberbergamts  betrifft,  hat  sich  der  Gerichts- 
hof zur  Entscheidung  der  Gompetenzconflicte  jedoch  ganz  un- 
zweideutig gegen  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  über  den 
Zehnten  und  Zwanzigsten  ausgesprochen,  indem  er  sagt: 

Aus  dieser  Aufzählung  geht  von  selbst  die  Unrichtigkeit 
der  Behauptung  des  Conttictbeschlusses  hervor,  dass  es 
sich  von  Abgaben  oder  allgemeinen  Anlagen  des 
Staates  handele,  denen  sännntliche  Einwohner  des  Staates 
oder  alle  Mitglieder  einer  gewissen  Klasse  unterworfen 
sind,  in  Bezug  auf  welche  der  §.  36  der  Verordnung  vom 
26.  December  1808  den  Rechtsweg  ausschliesst.  Denn 
Abgaben  und  An  lagen  (conf.  Erkenntnisse  vom  10.  März 
und  22.  September  1855,  Justiz-Min.-Blatt  1856  S.  11 
u.  13)  im  Sinne  dieses  Paragraphen  sind,  wie  §.  78  und 
die  darin  allegirten  §§.  2 u.  3 Th.  II.  Tit.  14,  A.  L.  R. 
ergeben,  nur  Anforderungen,  die  aus  dem  Besteuerungs- 
rechte des  Staates  hervorgehen,  wie  bei  Bergwerken  der 
Zehnte,  der  Zwanzigste,  das  Recessgeld,  die  sogen, 
proportioneile  und  fixe  Bergwerkssteuer  und  die  künftige 
2pCtige  Bergwerkssteuer  am  linken  Rheinufer  und  ähn- 
liche (Gesetze  vom  12.  Mai  1851,  22.  Mai  1861  und  20. 
October  1862). 

Derselbe  Gerichtshof  hat  jedoch  in  einer  späteren  Ent- 
scheidung vom  13.  Februar  1864,  welche  speciell  die  hier  vor- 
liegende Frage  zum  Gegenstände  hat,  seine  Ansicht  geändert  und 
den  Rechtsweg  über  die  Frage,  in  welchem  Umfange  der  Staat 
bei  Erhebung  des  Zwanzigsten  zur  Erstattung  der  Aufberei- 
tungskosten verpflichtet  ist,  für  zulässig  erklärt11).  In  den 
Gründen  dieser  Entscheidung  wird  das  Hauptgewicht  darauf 
gelegt,  dass  der  Zehnte  ein  Nutzungsrecht  aus  dem  niederen 
Bergwerksregale  sei,  nicht  eine  aus  dem  Besteuerungsrechte 
des  Staates  fliessende  Abgabe,  und  diese  Ansicht  wird,  wie 
folgt,  begründet: 


1)  Meine  Uebersicht  1860 — 1863  S.  16.  — Zeitschrift  f.  Bergr. 
Bd.  IV.  S.  535. 

2)  Meine  Uebersicht  1860 — 1863  S-  10.  — Zeitschrift  für  Bergr. 
Bd.  V.  S.  263. 
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Wenn  das  Zehntrecht  als  ein  Bestandtheil  des  Bergwerks- 
regals einer  Privatperson  als  ein  aus  diesem  Regal  flies- 
sendes  Nutzungsrecht  aufgefasst  werden  muss,  so  ist  nicht 
abzusehen,  aus  welchem  Grunde  das  nämliche  Zehntrecht, 
soweit  Fiscus  das  Bergwerksregal  besitzt,  diesen  rechtlichen 
Charakter  verlieren  und  als  Ausfluss  des  Besteuerungs- 
rechts des  Staats  behandelt  werden  soll.  Das  positive 
Recht  steht  einer  so  verschiedenartigen,  von  der  Person 
des  Inhabers  des  Bergwerksregals  abhängig  gemachten 
rechtlichen  Auffassung  des  Zehntrechts  nicht  zur  Seite.  Viel- 
mehr ergibt  sich  das  Gegentheil  aus  dem  oben  angeführten 
§.  107.  Th.  II.  Tit.  16.  A.  L.  R.,  insofern  darin  dem 
Privatinhaber  des  Bergwerksregals  alle,  nicht  ausdrück- 
lich ausgenommene,  unter  dem  Bergwerksregal  begriffene 
Rechte  des  Staats  zugeschrieben  werden.  Denn,  da  dem 
Privatinhaber  des  Bergwerksregals  das  ihm  unbestritten  zu- 
stehende Zehntrecht  durch  keine  andere  gesetzliche  Be- 
stimmung beigelegt  ist,  so  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein, 
dass  der  Gesetzgeber  zu  den  im  §.  107,  erwähnten,  unter 
dem  Bergwerksregal  begriffenen  Rechten  des  Staats  auch 
das  Zehntrecht  gezählt,  dasselbe  mithin,  auch  wenn  es 
dem  Staate  zusteht,  als  einen  Ausfluss  des  Bergwerksre- 
gals und  nicht  als  ein  auf  dem  Besteuerungsrechte  des 
Staates  beruhendes  Recht  angesehen  hat. 

Allein  auch  in  dieser  Ausführung  setzt  sich  der  Compe- 
tenzgerichtshof  mit  seiner  eigenen  früheren  Rechtsprechung 
in  Widerspruch,  da  er  den  §.  78  A.  L.  R.  Th.  II,  Tit.  14,  in 
einer  Anzahl  von  F.ntscheidungen  auch  auf  andere  Abgaben 
angewendet,  die,  sofern  sie  einer  Privatperson  zustehen,  nach 
§§.  21  — 23  A.  L.  R.  Th.  II,  Tit.  14  unzweifelhaft  zu  den 
Nutzungen  aus  niederen  Regalien  zu  rechnen  sind.  Es  sei 
nur  gestattet,  auf  die  Erkenntnisse  vom  30.  October  1852 
(Justiz-Min. -Blatt  1853  S.  27),  vom  8.  April  1854  (Justiz- 
Min.-Blatt  S.  201)  und  vom  2.  October  1858  (Justiz-Min.- 
Blatt  1859  S.  53)  hinzuweisen,  welche  den  Rechtsweg  in 
Bezug  auf  Chausseegelder  und  in  Bezug  auf  Zölle  für  unzu- 
lässig erklären,  obgleich  doch  nach  §.  8 und  §§.  88  ff.  A.  L. 
R.  Th.  II,  Tit.  15  auch  die  Nutzungen  der  Heerstrassen  und 
die  Zollgerechtigkeit  zu  den  niederen  Regalien  gehören;  ob- 
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gleich  auch  diese  Abgaben  nur  insoweit  an  den  Staat  zu  ent- 
richten sind,  als  die  Zollgerechtigkeit  des  Staates  reicht;  soweit 
dieselbe  einer  Privatperson  zusteht,  aber  dieser  letzteren  ge- 
bühren. Es  unterliegt  nach  der  ganz  conformen  Rechtsprechung 
des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Competenzconllicte 
keinem  Zweifel,  dass  solche  Chausseegelder  und  Zölle,  wenn  sie 
von  Privaten  erhoben  werden,  einen  Gegenstand  des  Rechts- 
streites bilden,  dass  aber  nach  §.78  cit.  kein  Prozess  über 
dieselben  stattfindet,  wenn  sie  an  den  Staat  zu  entrichten  sind. 
"Wenn  also  in  diesen  Fällen  das  positive  Recht  einer  verschie- 
denartigen, von  der  Person  des  Inhabers  der  Zollgerechtigkeit 
abhängig  gemachten  rechtlichen  Auffassung  des  Rechtes  der 
Zollerhebung  zur  Seite  steht,  so  ist  nicht  ersichtlich,  warum  in 
Bezug  auf  den  Bergzehnten  dies  nicht  der  Fall  sein  soll.  Es 
muss  vielmehr  behauptet  werden,  dass  sowohl  in  den  unter 
dem  Bergregal  begriffenen  Rechten  des  Staates,  wie  in  den 
anderen  niederen  Regalien  allgemeine  auf  dem  Besteuerungs- 
rechte beruhende  Abgaben  begriffen  sein  können,  bei  welchen 
nicht  die  Vorschrift  des  §.  76  A.  L.  R.  Th.  II,  Tit.  14  Anwen- 
dung findet,  dass  dem  Staate  bei  der  Verwaltung  der  Regalien 
der  Regel  nach  nur  eben  die  Rechte  zukommen,  wie  jedem 
Privateigenthümer,  sondern  die  Ausnahme  des  §.78  cit.,  nach 
welcher  über  solche  allgemeine  Anlagen  kein  Prozess  stattfindet. 

In  Bezug  auf  die  Aufsichtssteuer  erkennt  auch  derCom- 
petenzgerichtshof  in  dem  angeführten  Urtheil1)  an,  dass  sie 
eine  wirkliche  Steuer  ist,  in  Bezug  auf  welche  der  Rechtsweg 
nicht  stattfindet.  Dasselbe  gilt  unbestritten  von  der  in  den 
linksrheinischen  Landestheilen  und  in  den  neuen  Provinzen  ein- 
geführten  zweiprocentigen  Bergwerkssteuer,  zwelche  der  Berg- 
werksabgabe und  der  Aufsichtssteuer  in  den  alten  Provinzen 
entspricht. 


§.  51.  Die  übrigen  deutschen  Staaten 

Die  Grundsätze  der  preussischen  Gesetzgebung  über  die 
Besteuerurg  der  Bergwerke  sind  fast  unverändert  übernommen 
im  Herzogthum  Lauenburg  durch  Art.  IX  der  Verordnung  vom 
6.  Mai  1868,  in  den  Fürstenthümem  Waldeck  und  Pyrmont 


1)  Zeitschrift  f.  Bergrecht  Bd.  Y.  S.  258. 
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durch  das  Gesetz  vom  30.  December  1869  und  Art.  XVI  des 
Gesetzes  vom  1.  Januar  1869  *),  in  Braunschweig  durch  das 
Gesetz  vom  15.  April  1867,  in  Schwarzburg-Rudolstadt  durch 
das  Gesetz  vom  13.  März  1868  und  in  Sachsen- Meiningen  durch 
das  Gesetz  vom  18.  April  1868.  Das  Braunschweigische  Gesetz 
enthält  auch  über  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Berg- 
werkssteuer vollständige  Bestimmungen,  welche  deu  §§.  2—9 
und  15—20  der  preussischen  Instruction  vom  29.  Januar  1866 
nachgebildet  sind.  In  Sachsen-Meiningen  kommt  beim  Schiefer- 
bergbau statt  der  zweiprocentigen  Bergwerkssteuer  eine  Abgabe 
von  2 Kreuzern  von  jedem  verkauften  Centner  Schiefer  zur 
Erhebung.  Eisensteinbergwerke  sind  sowohl  hier  wie  in  Braun- 
schweig steuerfrei. 

ln  den  übrigen  Staaten  ist  zum  Theil  der  frühere  Zehnte 
unverändert  beibehalten,  so  in  Anhalt  nach  §.  96  der  Ver- 
ordnung vom  20.  Juli  1856,  in  Würteiuberg  nach  der  noch 
in  Geltung  stehenden  Bergordnung  von  1597;  zum  Theil  auf 
den  Zwanzigsten  ermässigt,  so  in  Oberhessen,  während  in 
Rheinhessen  die  französische  Bergwerkssteuer  mit  fünf  Pro- 
cent vom  Reinerträge  erhoben  wird.2) 

Auch  in  S a c h s e n - W e i m a r findet  nach  dem  Gesetze  vom 
22.  Juni  1857, §§.  169 — 171,  und  in  Schwarzburg-Sonders- 
hausen  nach  dem  Gesetze  vom  25.  Februar  1860 3)  eine 
Besteuerung  der  Bergwerke  nach  dem  Bruttoerträge  und  zwar 
mit  fünf  l’rocent  desselben  statt.  Ausserdem  wird  eine  Gru- 
benfelderabgabe von  3—5  Sgr.  für  die  Masseinheit  von  1000 
Quadratlachtern  erhoben. 

In  Sachsen-Gotha  beträgt  nach  §.  123  des  Berggesetzes 
vom  16.  August  1866*)  die  Bergwerksabgabe  von  den  Braun- 
steingruben, wenn  die  Producte  in  ungereinigtem  Zustande 
verkauft  werden,  fünf  Procent,  wenn  sie  in  gereinigtem  Zustande 
verkauft  werden,  drei  Procent,  und  von  allen  anderen  Gruben  vier 
Procent  des  Bruttoertrages.  Die  Veranlagung  und  Erhebung  der 


1)  Zeitschrift  f.  Bergrecht,  Bd.  VIII.  8.  388.  8.  416.  Bd.  IX 
S.  289,  8.  300,  S.  353.  Bd.  X.  S.  143. 

2)  Zeitschrift  f.  Bergrecht.  Bd.  II  S.  11.  S.  425.  Bd.  V.  S.  43. 
2)  Zeitschrift  f.  Bergrecht.  Bd.  I.  S.  31. 

4)  Zeitschrift  f.  Bergrecht,  Bd.  IX.  S.  448. 
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Steuer  ist  durch  die  §§.  124 — 129  geregelt.  Ausserdem  wird 
von  den  fristenden  Gruben  nach  §.  122  eine  feste  vierteljähr- 
liche Abgabe  von  einem  Thaler  entrichtet.. 

In  einigen  der  wichtigsten  deutschen  Bergwerksstaaten  ist 
dagegen  der  Grundsatz  der  Bruttobesteuerung  gänzlich  verlas- 
sen und  statt  derselben  die  Besteuerung  des  Reinertrages  ent- 
weder in  der  Form  der  Gewerbesteuer  oder  der  Einkommen- 
steuer angenommen. 

Im  Königreich  Sachsen  sind  die  dem  Regalbergbau  an- 
gehörigen  Bergwerksunternehmungeu  der  Gewerbesteuer  nach 
Massgabe  des  Gesetzes  vom  10.  Üctober  1864  und  der  Aus- 
führungsverordnung vom  6.  December  1864“)  unterworfen. 
Die  Gewerbesteuer  wird  nach  dem  Einkommen  bemessen  und 
ist  in  36  Klassen  für  das  jährliche  Einkommen  von  20 — 5000 
Thaler  abgestuft,  so.  dass  die  Steuer  der  ersten  Klasse  C Ngr. 
und  die  Steuer  der  30.  Klasse  130  Thaler  jährlich  beträgt. 
Bei  einem  jährlichen  Einkommen  von  mehr  als  5000  Thaler 
beträgt  die  Steuer  jährlich  2 Thlr.  20  Ngr.  von  100  Thaler. 
Ausserdem  wird  eine  Grubenfeldsteuer  von  jedem  verliehenen 
Grubenfelde  entrichtet,  welche  für  die  Masseinheit  von  1000 
Quadratlachtern  (bei  Seifenwerken  von  10,000  Quadratlachtern) 
2—3  Ngr.  beträgt.  Endlich  muss  von  jedem  Schürffelde  eine 
Schürfsteuer  von  1 Ngr.  vierteljährlich  für  je  1000  Quadrat- 
lachter Schürffeld  entrichtet  werden. 

Im  Königreich  Baiern  ist  die  Besteuerung  der  Berg- 
werke vom  6.  April  1869  und  durch  die  Vollzug-Instruction 
vom  10.  Juli  1869  geregelt1)-  Der  Bergbau  auf  die  verliehenen 
Mineralien  einschliesslich  der  nach  älteren  Berggesetzen  auf 
Farberden,  Porzellanerde,  Schiefer,  Schmirgel,  Schwer-  und 
Flussspath  verliehenen  Bergwerke  unterliegt  einer  Grubenfeld- 
abgabe, welche  bei  geviertem  Felde  von  jedem  Hectar  der 
Oberfläche  und  bei  Längenfeldern  von  je  20  Metern  Länge 
9 Kreuzer  jährlich  beträgt.  Ausserdem  unterliegt  der  Berg- 
bau der  Einkommensteuer  nach  dem  Gesetze  vom  31.  Mai  1856. 
Das  letztere  Gesetz  beruht  auf  der  Grundlage  der  Selbstein- 
schätzung; die  nach  der  Erklärung  des  Steuerpflichtigen  pro- 


1)  Zeitschrift  für  Bergrecht.  Bd.  V.  S.  436.  Bd.  VI.  S.  505. 

2)  Zeitschrift  für  Bergrecht.  Bd.  X.  S.  229.  S.  497. 
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visorisch  berechnete  Einkommensteuer  wird  am  Jahresschlüsse 
definitiv  durch  die  Steuerausschüsse  festgesetzt,  welche  in  zwei- 
felhaften Fällen  sachverständige,  mit  den  Verhältnissen  des 
Bergbaues  vertraute  Männer  zur  Berathung  zuziehen  können. 

In  Oesterreich  gelten  für  die  Besteuerung  der  Berg- 
werke die  kaiserlichen  Verordnungen  vom  28.  September  1854, 
vom  29.  August  1858,  vom  28.  April  1862  und  vom  29.  März 
1866  *).  Vom  Bergbau  wird  nach  diesen  Verordnungen  eine 
dreifache  Steuer  erhoben: 

1)  die  Freischurfgebühr  von  4 Gulden  jährlich,  welche  in  be- 
sonderen Fällen  auf  die  Hälfte  ermässigt  werden  kann; 

2)  die  Massengebühr,  welche  für  jedes  einfache  Bergwerks- 
mass  von  12,544  Quadratklaftern  jährlich  4 Gulden  be- 
trägt und  ebenso  auf  die  Hälfte  ermässigt  werden  kann; 

3)  die  Einkommensteuer,  welche  nach  den  allgemeinen  Ein- 
kommensteuergesetzen und  zwar  nach  dem  Masse  der 
ersten  Klasse  erhoben  wird,  nämlich  mit  5 Procent  des 
steuerbaren  Reinertrages,  welcher  nach  dem  Reinerträge 
des  der  Versteuerung  unmittelbar  vorhergehenden  Jahres 
bemessen  wird.  Für  die  Eisen-  und  Bleierzbergwerke  ist 
die  Einkommensteuer  durch  die  Verordnung  vom  29.  März 
1866  für  die  Jahre  1866—1870  von  5 auf  3 Procent 
ermässigt. 


1)  Yorgl.  Zeitschrift  f.  Bergrecht.  Bd.  III.  S.  280.  Bd.  VII.  S.  150. 
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§.  52.  Die  Bergbauhiilfskassen. 

(§.  245  des  Berggesetzes;  Gesetz  vom  5.  Juni  1863.) 

Unter  dem  Namen  der  Bergbauhillfskassen  (Berg- 
gewerkschaftskassen, Schürfgelderkassen)  sind  in  den  verschie- 
denen Bergwerksdistricten  aus  gewissen  Abgaben  von  der  Pro- 
duction der  Bergwerke  gemeinnützige  Fonds  begründet  worden, 
welche  theils  die  Unterstützung  einzelner  Bergwerksunterneh- 
mer durch  Darlehne,  theils  die  Unterhaltung  gemeinnütziger 
Anlagen  (Bergschulen,  Bergwerksstrassen  u.  dgl.)  bezwecken. 
Solcher  aus  Beiträgen  und  Gefällen  der  Bergwerksbesitzer  be- 
gründeter Bergbauhülfskassen  waren  sechs  vorhanden,  nämlich: 

1)  die  Oberschlesische  Steinkohlenbergbauhülfskasse, 

2)  die  Niederschlesische  Steinkohlenbergbauhülfskasse, 

3)  die  Märkische  Berggewerkschaftskasse, 

4)  die  Essen- Werdensche  Berggewerkschafts kasse, 

5)  die  gewerkschaftliche  Bergbauhülfskasse  für  den  Nieder- 
sächsisch-Thüringischen District, 

6)  die  Kamsdorfer  Schürfgelderkasse, 

von  denen  die  zu  3 und  4 genannten  jetzt  unter  dem  Namen 
der  Westfälischen  Berggewerkschaftskasse  vereinigt  sind. 

Die  frühere  Westfälische  Bergbauhülfskasse,  welche  zu 
denselben  gemeinnützigen  Zwecken  gegründet  ist,  war  nicht  aus 
Beiträgen  der  Bergwerksbesitzer,  sondern  theils  aus  der  Märki- 
schen Berggewerkschaftskasse,  theils  aus  der  Staatskasse  dotirt 
worden.  Sie  ist  durch  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1862,  §.  10, 
aufgelöst  und  das  Vermögen  zwischen  dem  Staate  und  der 
Märkischen  Berggewerkschaftskasse  getheilt. 
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Die  Entstehung  und  die  Verfassung  der  sechs  genannten 
Bergbauhülfskassen  beruht  auf  verschiedenen  für  jede  dieser 
Kassen  besonders  ergangenen  Gesetzesvorschriften.  Auch  die 
weitere  geschichtliche  Entwickelung  ist  bei  jedem  dieser  Fonds 
verschieden  gestaltet: 

1)  Die  Oberschlesische  und  die  Ni ed erschlesische 
Steinkohlenbergbauhülfskasse  sind  hervorgegan- 
gen aus  der  im  Jahre  1779  für  die  ganze  Provinz  Schlesien 
errichteten  Steinkohlenbergbauhülfskasse , welche  durch 
die  auf  Allerhöchsten  Spezialbefehl  erlassene  und  in 
den  damaligen  gesetzlichen  Formen  publicirte  Verord- 
nung vom  12.  November  1779  die  gesetzliche  Sanction  er- 
halten haben.  Diese  Verordnung  bezeichnet  als  Zweck  der 
Bergbauhülfskasse  die  allgemeine  Beförderung  des  Stein- 
kohlenbergbaues, mit  dem  Zusatze: 

dass  nicht  sowohl  einer  einzelnen  Gewerkschaft  oder 
Eigenlöhnern  damit  zu  helfen,  als  vielmehr  dergleichen 
Anstalten  zu  treffen,  von  denen  alle  und  mehrere 
Gewerkschaften  Nutzen  haben. 

Ueber  die  Höhe  der  zu  leistenden  Beiträge  ist  in  der 
Verordnung  keine  Bestimmung  getroffen.  Sie  wurden  im 
Verwaltungswege  und  zwar  nach  der  Quantität  der  von 
jeder  Grube  abgesetzten  Steinkohlen  bestimmt.  Seit  dem 
1.  April  1861  ist  aber  die  Erhebung  von  Beiträgen  nach 
dem  Anträge  der  von  den  Contribuenten  gewählten  Ver- 
tretung ganz  eingestellt  worden. 

Durch  die  Cabinetsordre  vom  30.  April  1841  wurde  die 
schlesische  Bergbauhülfskasse  in  zwei  besondere  Kassen, 
Für  den  oberschlesischen  und  den  niederschlesischen  Berg- 
amtsbezirk, getrennt. 

2)  Die  Märkische  Berggewerkschaftskasse  ist  für 
die  Bergwerke  der  Grafschaft  Mark  gegründet.  Ihre  Ein- 
richtung lässt  sich  auf  die  Cleve-Märkische  Bergordnung 
von  1542  zurüokführen,  welche  im  Cap.  41  bestimmte, 
dass  das  von  den  Bergwerken  zu  entrichtende  Quatember- 
geld zu  einer  besonderen  Kasse  fliessen  soll,  welche  zur 
Besoldung  der  Geschworenen  und  zu  „anderer  gemeines 
Bergwerks  Nothdurft“  verwendet  werden  soll. 

Auch  die  Cleve-Märkische  Bergordnung  vom  29.  April 
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1766  bestimmte  im  Cap.  74,  §.  1,  dass  an  Quatembergeld 
soviel  als  zur  Unterhaltung  des  Bergamts  und  auch  sonst 
zum  Behufe  der  Bergwerke  erfordert  wird,  erhoben 
werden  soll  und  zwar  nach  einer  deshalb  alle  Jahre  zu 
machenden  Repartition. 

Bei  den  Steinkohlenbergwerken  sollte  aber  an  die  Stelle 
des  Quatembergeldes  ein  Messgeld  von  den  verkauften 
Kohlen  entrichtet  werden. 

Der  aus  dem  Ertrage  der  Quatember-  und  Messgelder 
gebildete  Fonds  führt  nach  Cap.  75,  §.  4 den  Namen  der 
Berggewerkschaftskasse. 

3)  Die  Essen-W  erdensche  Berggewerkschafts- 
kasse wurde  für  die  Bergwerke  der  ehemaligen  Stifter 
Essen  und  Werden  auf  Grund  der  durch  Patent  vom  12. 
April  1803  in, diese  Landestheile  eingeführten  Cleve-Mär-' 
kischen  Bergordnung  errichtet.  Die  Einnahmen  dieser 
Kasse  und  deren  Zwecke  waren  demnach  dieselben,  wie 
bei  der  Märkischen  Berggewerkschaftskasse. 

4)  Die  gewerkschaftliche  B ergbauh ülfskas se  f ür 
den  Niedersächsisch-Thüringischen  Bezirk  um- 
fasst die  Bergwerke  der  Provinz  Sachsen  mit  Ausschluss 
des  früheren  Kamsdorfer  Bergamtsbezirkes  und  der  Werke 
der  Mansfeldischen  Kupferschiefer  bauenden  Gewerkschaft 
und  der  fiskalischen  Bergwerke.  Ihre  Einrichtung  gründet 
sich  auf  das  westfälische  Decret  vom  27.  Januar  1809, 
welches  in  den  Art.  8 und  77  den  Bergwerken  eine  Ab- 
gabe von  1 °/o  beziehungsweise  % % von  dem  Bruttowerthe 
ihrer  Production  und  den  Salinen  eine  solche  von  10% 
der  gegen  den  Voranschlag  gemachten  Ersparnisse  in  den 
Betriebsausgaben  auferlegte. 

Der  aus  diesen  Abgaben  gebildete  Reservefonds  sollte 
durch  den  Bergwerksminister  zu  Verbesserungen  im  Be- 
triebe, zu  Aufschluss-  und  Versuchsarbeiten  und  zur  Aus- 
bildung von  Bergtechnikern  verwendet  werden.  Nach  der 
Beendigung  der  Fremdherrschaft  wurde  dieser  Fonds  unter 
dem  Namen  der  Magdeburgisch-Halberstädtischen,  später 
der  Niedersächsisch-Thüringischen  Bergbauhülfskasse  der 
Verwaltung  des  Oberbergamtes  zu  Halle  unterstellt. 
Die  Werke  des  Kamsdorfer  Bezirks,  für  welche  eine  eigene 


468 


Zwölfte»  Buch.  Gemeinnützige  Institute. 


Bergbauhülfskasse,  die  Kamsdorfer  Schürfgelderkasse,  be- 
reits bestand,  blieben  ausgeschlossen,  ebenso  die  Werke 
der  Mansfeldischen  Gewerkschaft,  auf  welche  das  Decret 
vom  27.  Januar  1809  nach  dem  Hothenburger  Vertrage 
keine  Anwendung  fand.  Der  Fiskus  zog  die  von  seinen 
Bergwerken  und  Salinen  geleisteten  Beiträge,  soweit  solche 
nicht  verwendet  waren,  im  Jahre  1839  zur  Staatskasse 
ein  und  die  seitdem  nur  aus  den  Beiträgen  der  Privat- 
bergwerke dotirte  Bergbauhülfskasse  wurde  seitdem  als 
gewerkschaftliche  Bergbauhülfskasse  bezeichnet. 
r>)  Die  Kamsdorfer  Schürfgelderkasse  ist  für  den 
Bezirk  des  ehemaligen  Bergamtes  zu  Kamsdorf,  das  früher 
sogenannte  Neustädtische  Bergrevier  durch  ein  Rescript 
des  Kurfürstlich  Sächsischen  Berggemachs  vom  4.  November 
1767  begründet  worden,  welches  den  Kupfer-,  Kobalt-  und 
Eisenerzbergwerken  bestimmte  Abgaben  vom  Centner  resp. 
Fuder  der  Production  zur  Gründung  einer  Gewerkenkasse 
unter  dem  Namen  der  Neustädtischen  Schürfgelderkasse 
auferlegte,  deren  Zweck  in  der  Gewährung  von  Vorschüssen 
an  Bergwerksunternehmer  und  in  anderen,  dem  allgemeinen 
Bergbau  zu  Statten  kommenden  Veranstaltungen  bestehen 
sollte. 

Die  rechtliche  Verfassung  der  sechs  verschiedenen  Berg- 
bauhülfskassen  stimmte  nach  dem  Vorstehenden  darin  übereiD, 
dass  sämmtliche  Kassen  unter  der  Verwaltung  der  Bergbehörde 
stehende  Institute  waren,  deren  Vermögen  durch  gesetzlich  ge- 
regelte Beiträge  und  Abgaben  der  Bergwerksbesitzer  aufge- 
bracht ist  und  deren  Zweck  theils  in  gemeinnützigen  Anstalten 
zur  Beförderung  des  Bergbaues,  theils  in  der  Unterstützung 
einzelner  Bergwerksbesitzer  durch  Darlehne  bestand.  Die  Bei- 
träge und  Gefälle,  welche  von  den  Bergwerksbesitzern  zur 
Dotirung  dieser  Kassen  entrichtet  wurden,  sind  in  den  Jahren 
1847—1861  theils  im  Wege  der  Gesetzgebung,  theils  durch 
Verwaltungsverordnungen  sämmtlich  aufgehoben  worden.  Nach 
dem  Wegfall  dieser  Beiträge  reducirt  sich  die  Verwaltung  der 
Bergbauhülfskassen  auf  die  Verwaltung  des  vorhandenen  Capital- 
vermögens  und  auf  Verwendung  seiner  Erträge  zu  den  stiftungs- 
mässigen  Zwecken.  Diese  Verwaltung  ist  durch  das  Gesetz  vom 
5.  Juni  1863  auf  die  betheiligten  Bergwerksbesitzer  übertragen 
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worden,  welchen  für  diesen  Zweck  eine  corporative  Verfassung 
gegeben  ist. 

Die  Bergbauhülfskassen  haben  die  Reehte  juristischer  Per- 
sonen; sie  werden  von  den  Besitzern  der  betheiligten  Berg- 
werke nach  Massgabe  des  von  ihnen  festgestellten  und  vom 
Handelsminister  genehmigten  Statuts  durch  einen  von  ihnen 
gewählten  Vorstand  verwaltet.  Das  Stimmenverhältniss  der 
Betheiligten  ist  durch  die  Statuten  nach  dem  Masse  beziehungs- 
weise nach  dem  Werthe  der  Förderung  des  vorhergegangenen 
Jahres  abgestuft. 

Die  Verwendungen  aus  den  Bergbauhülfskassen  erfolgen, 
nach  näherer  Bestimmung  des  Statuts,  zur  HebuDg  und  Beför- 
derung des  Bergbaues,  sowie  zur  Unterstützung  solcher  Anla- 
gen und  Unternehmungen,  welche  allen  oder  mehreren  Bethei- 
ligten zum  Vortheil  gereichen. 

Die  Erhebung  von  Beiträgen  kann  durch  das  Statut  mit 
Genehmigung  des  Handelsministers  angeordnet  werden.  Von 
dieser  Ermächtigung  ist  jedoch  bisher  bei  keiner  der  Bergbau- 
httlfskassen  Gebrauch  gemacht. 

Von  den  sechs  Berbauhülfskassen,  welche  im  §.  1 des 
Gesetzes  vom  5.  Juni  1863  namhaft  gemacht  werden,  sind  zwei, 
die  Essen-Werden’sche  und  die  Märkische  Berggewerkschafts- 
kasse, zu  der  Westphälischen  Berggewerkschaftskasse  verschmol- 
zen; dagegen  ist  nach  Art.  18  der  Einführungsverordnung  vom 
8.  Mai  1867  die  Bergbaukasse  zu  Clausthal  hinzugetreten. 
Die  Errichtung  dieser  Kasse  datirt  aus  dem  Jahre  1702.  Nach 
der  Bergresolution  vom  Kurfürsten  Georg  Ludwig  vom  13.  April 
1703,  Artikel  23,  sollte  die  Kasse  zur  Aufnahme  der  Bergwerke 
und  aller  Derjenigen  verwendet  werden,  welche  davon  ihre 
Nahrung  und  ihren  Lebensunterhalt  beziehen.  Zur  Dotirung 
derselben  waren  die  Gemeinden  und  die  Bergleute  einer  Berg- 
bauaccise  unterworfen,  welche  jedoch  durch  die  Hannoversche 
Steuergesetzgebung  der  Jahre  1834  und  1835  aufgehoben  ist. 
Auch  diese  Kasse  hat  daher  nur  noch  die  Verwaltung  des 
aufgesammelten  Capitalvermögens  zu  den  stiftungsmässigen 
Zwecken  zur  Aufgabe. 

Die  festgestellten  Statuten  der  fünf  älteren  Bergbauhülfs- 
kasseu  sind  durch  die  Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  und 
Salinenwesen  Bd.  XIH,  A.  S.  63—94  mitgetheilt.  Das  Statut 
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der  Oberschlesischen  Bergbauhülfskasse  datirt  vom  20.  Mai  1884, 
das  Niederschlesische  vom  10.  December  1863,  das  Nieder- 
sächsich-Thuringische  vom  7.  December  1863  und  das  Statut 
der  Westphälischen  Berggewerkschaftskasse  vom  16.  Juni  1864. 
Das  Statut  der  Clausthaler  Bergbaukasse  vom  14.  December  1868 
ist  in  der  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  X,  S.  305  abgedruckt. 
Da  der  Fiscus  bei  dieser  Kasse  der  einzig  betheiligte  Bergwerks- 
besitzer ist,  so  wird  dieselbe  als  ein  Institutenfonds  von  dem 
Oberbergamte  zu  Clausthal  unter  der  Oberaufsicht  des  Han- 
delsipinisters  verwaltet. 

g.  58.  Die  Bergschulen. 

Die  älteren  Berggesetze,  insbesondere  das  Allgemeine 
Landrecht  Th.  II,  Tit.  16,  §.  134  und  die  drei  revidirten 
Provinzial-Bergordnungen  Cap.  30  (Cap.  31),  §.  1 , ferner  die 
Kurkölnische  Bergordnung  Th.  III,  Art.  19  legen  dem  Bergbau 
eine  Abgabe  zur  Unterhaltung  der  Schulen  in  der  Form  von 
Freikuxen  auf  (vergl.  oben  §.  30).  Nach  preussischein  Berg- 
rechte werden  zwei  Freikuxe  der  Kirche  und  Schule,  nach  der 
Kurkölnischen  Bergordnung  3 Freikuxe  der  Kirche,  der  Schule 
und  den  Armen  berechnet.  Die  letztere  Bestimmung  bezieht 
sich  jedoch  nur  auf  die  Bergstädte,  d.  h.  zum  Besten  des 
Bergbaues  mit  besonderen  Privilegien  versehenen  Städte.  Da 
solche  im  jetzigen  Gebiete  der  Kurkölnischen  Bergordnung 
nicht  mehr  vorhanden  sind,  so  hat  die  fragliche  Bestimmung 
keine  praktische  Geltung  mehr. 

In  Schlesien  wird  der  Ertrag  der  beiden  Freikuxe  für 
Kirche  und  Schule  nicht  an  die  Kirche  und  die  Schule  des 
Ortes  entrichtet,  sondern  für  die  ganze  Provinz  in  dem  Frei- 
kuxgelderfonds gesammelt.  Dieser  Fonds  wurde  durch  die 
Allerhöchste  Ordre  vom  5.  März  1830  (Ges.  Samml.  S.  48)  zu 
einem  allgemeinen  Zwecke  für  die  Kirchen  und  Schulen  der 
ganzen  Provinz  geschaffen;  aus  welchem  insbesondere  den 
Kindern  der  Knappschaftsgenossen  freier  Schulunterricht  ge- 
währt wird  und  neue  Volksschulen  in  den  Bergwerksdistricten 
gegründet  werden.  Das  Reglement  für  die  Verwaltung  des 
schlesischen  Freikuxgqiderfonds  vom  24.  März  1868  ist  in  der 
Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen,  Bd.  XVI A, 
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S.  13  abgedruckt.  Die  Beiträge  zu  diesem  Fonds  sind*  öffent- 
liche Abgaben  und  können  im  Wege  der  Verwaltungsexecution 
eingezogen  werden. *) 

Zur  Beförderung  des  Schulunterrichts  ist  ferner  durch  die 
Statuten  vieler  Knappschaftsvereine  die  Fürsorge  getroffen, 
dass  den  Kindern  der  Mitglieder  unentgeltlicher  Schulunterricht 
gewährt  wird. 

Ausser  diesen  provinziellen  Einrichtungen  zur  Förderung 
des  Volksschulunterrichtes  bestehen  in  verschiedenen  Berg- 
werksdistricten  Bergschulen  zur  Ausbildung  von  Grubenbeaniten. 
Dieselben  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Handelsministers  und 
werden  nach  den  für  jede  Bergschule  festgesetzten  Statuten 
verwaltet.  Die  Kosten  werden  von  den  Bergwerksbesitzern 
unter  Betheiligung  des  Staates  und  zum  Theil  von  den  Berg- 
bauhülfskassen  aufgebracht.  Solche  Bergschulen  bestehen  mit 
dem  Charakter  öffentlicher  Lehranstalten  gegenwärtig  in  Tar- 
nowitz,  Waldenburg,  Eisleben,  Clausthal,  Bochum,  Siegen, 
Saarbrücken  und  Dillenburg.  Ferner  sind  zwei  höhere  berg- 
männische Lehranstalten  vorhanden,  die  Bergakademie  zu  Berlin 
und  zu  Clausthal,  welche  sowohl  zur  technischen  Ausbildung 
der  Caudidaten  für  den  Staatsdienst  in  der  Bergverwaltung, 
als  auch  für  die  Ausbildung  der  bergmännischen  Privattechniker 
bestimmt  sind.  Die  gesetzliche  Regelung  dieses  Zweiges  des 
öffentlichen  Unterrichtes  fehlt  noch;  der  vorläufige  Entwurf 
des  Berggesetzes  enthielt  im  11.  Titel  bezügliche  Bestimmun- 
gen, welche  indess  nicht  in  das  Berggesetz  übergegaugen  sind. 

1)  Bescheid  des  Haudelsministers  v.  30.  Januar  1867.  Zeitschr. 
f.  Bergrecht  Bd.  IX,  S.  240. 
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352.  der  Oberbergämter  434. 

Braunkohlen  6L.  417.  418.  427. 

Braunschweig  25,  43,  Vermessung 
167.  Aufhebung  des  Bergwerks- 
eigenthums 20L  Hypothekenbü- 
cher 207.  Behörden  441.  Abga- 
ben 482, 

Braunschweig-Lüneburgische  Berg- 
ordnungen 426- 


Caducirung  256. 

Calenberg,  Fürstenthum  352,  427, 
Cautionsleistung  bei  der  Grundab- 
tretung 67.  306. 

Chausseen  im  Grubenfelde  379. 
Clausthal,  Oberbergamt  435.  Berg- 
baukasse  489. 

Collision  der  Muthungen  87, 

— der  Verleihungen  140. 
Commentare  zum  Berggesetze  54  f. 
Commissarien  bei  der  Grundab- 
tretung 313. 

— bei  denKnapp8chaftsvereinen 

360. 

Concurs  209. 

Consolidation  172  f.  Voraussetzun- 
gen 175.  Form  176.  Bekanntma- 
chung 178.  Einspruch  181.  Be- 
stätigung 180.  Wirkung  173. 182. 
Consoliaationsact  176. 
Constituirung  der  Gewerkschaft 206. 
Creditirung  von  Waaren  siehe 
Trucksystem. 

©acbschiefer  425.  427. 
Dampfkessel  390  f. 

Deposition  316. 

Dercliction  199. 

Dienstinstructiouen  für  dio  Re- 
vierbeamten 432. 

Dienststunden  96, 

Dimensionen  des  Erbstollens  366. 
Dinglichkeit  der  Muthung  161. 
Directionsprincip  34,  38.  379. 
DiBtrictsverleihung  129. 
Druckprobe  392, 

Eidesleistung  der  Gewerkschaft 

250. 

Eigenlöhner  340. 

Einführungsverordnungen  44,  425. 
Einladung  zur  Ge  werken  Versamm- 
lung 237. 

Einspruch  gegen  die  Muthung  109, 
die  Consolidation  180.  den  Be- 
triebsplan 444, 

Einstellung  des  Betriebes  445.  446. 
Eisenbahnen  zur  Abfuhr  297,  im 
Grubenfelde  379  f.  Verbot  der 
Schürfarbeit  65. 

Eisenerze  422.  424. 

— Steuerfreiheit  der,  466. 
Eisleben  -Mansfcldische  Bergord- 
nung 416. 

Elbingeroder  Bergordnung  426. 428. 
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Entbehrlichkeit  des  abgetretenen 
Grundstücks  309. 

Enterbung  377  f durch  KiuiBt* 
schachte  378. 

Entlassung  ohne  Kündigung  348. 

Entschädigung  für  Schürfarbeiten 
67.  für  die  Grundabtretung  304j 
für  Grundschäden  324»  für  un- 
terbliebene Anlagen  326. 

Entwürfe  zum  Berggesetze  36  f.  43, 

Entziehung  des  ßergwerkseigeu- 
thums  195. 

Erbbereiteu  165. 

Erbkux  siehe  Grundkux. 

Erbschachtgerechtigkeit  368. 

Erbstollen  366  f. 

Erbteufe  374. 

Ergänzung  der  Muthung  82.  92, 

Erweiterungsantrag  198. 

Erwerbung  des  Bergwerkseigeu- 
thum8  63.202,  durch  Beamte  441. 

Erze  58. 

Erziehungsbeihülfe  357. 

Ewige  Teufe  119. 

Execution  bei  der  Grundabtretung 
316.  in  den  Kuxschein  258. 273. 
289,  der  Knappschaftsbeiträge 
355. 

Exccutivverfahron  437.  451. 

Expropriation  siehe  Grundabtrc- 
tung. 

Expropriationsbescjieid  315. 

Fabrikgebäude  300. 

Fahrlässige  Grenzüberschreituug 

458. 

Fahrscheine  448. 

Fallen  119. 

Fälligkeit  der  Bergwerkssteuern 
470.  476. 

Familienmitglieder  der  Bergwerks- 
besitzer 348.  der  Bergbeamten 
441. 

Farbenerden  59, 

Feldeserweiterung  198. 

Feldesfreiheit  88  f.  102. 

Feldesgrösse  85.  102.  116.  121. 
127.  428. 

Felde8streckung  79,  85,  102. 

Feldestheilung  182, 

Feldesumwandlung  185.  Erforder- 
nisse 188  Form  189.  Wirkung  190 

Finden  74. 

Finderrecht  68  Erwerbung  24, 
Verlust  71, 


Firma  der  Gewerkschaft  232. 

Flächeninhalt  der  Felder  118. 

Flügelort  371.  373. 

Form  der  Muthung  80, 

Frankfurt  45. 

Französische  Berggesetze  29.  150. 
238  291.  363,  424.  467 

Frauen  bei  der  Bergarbeit  452. 

Freiberger  Bergrecht  9, 

Freierklärung  18, 

Freifahrung  8 194.  370. 

Freikuxe  254.  330  f. 

— für  Kirche  und  Schule  490. 

Freikuxgelderfonds , schlesischer, 
490. 

Freizügigkeit  342. 

Frist  zur  Ausübung  des  Finder- 
rechts 72,  zur  Feldesstreckung 
85,  zur  Ergänzung  der  Muthung 
97.  zur  Anfechtung  des  Ver- 
leihungsbeschlusses 109,  der 
Verleihungsurkuude  114,  zur 
Ausübung  des  Vorrechts  zum 
Muthen  139- 

Fristuug  194. 

Fund  100. 

Fundgrube  69,  120,  deren  Vermes- 
sung 128. 

Fundpunkt  8L  86. 

Fündigkeit  82,  dereu  Nachweis  99, 

Gärten  65. 

Gebäude  im  Grubcufeldo  326. 

Gebühren  für  die  Revision  der 
Dampfkessel  393. 

Gedinge  343. 

Gefällenachweisung  476. 

Gegenortsbetrieb  372. 

Gegenstände  des  Bergwerkseigeu- 
thums  56  f. 

Gemeinschädliche  Einwirkung  443. 

Gerechtigkeiten  143.  420. 

Gerichtsbarkeit,  freiwillige,  der 
Hypothekencommissionen  439. 

GericlitsBtand  der  Gewerkschaft 
232, 

Gesammteigenthum  215. 

Gesprenge  308 

Gestrecktes  Feld  118. 

Geviertfeld  126. 

Gewerbeordnung  47  342.  389,  439. 

Gewerken  214.  Legitimation  2TL 
Stimmrecht  238.  Wohnort  237. 

Gewerkenbuch  263.  Einrichtung 

266, 
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Gewerkenversaramlung  235  f.  Kin- 
laduug  237.  Beschlussfähigkeit 
237,  Anfechtung  239. 

Gewerkschaft  214  f.  Verfassung  227. 
Statut  229.  Name  und  Domizil 
232,  Auflösung  234.  des  alten 
Rechtes  274  f. ; siehe  auch  Ge- 
werkonbeschlüsse , Gewerken- 
buch, Kuxeigeuthum,  Repräsen- 
tant. Rechtssphäre  230. 

Gewiunung,  getrennte  134,  unbe- 
fugte 133,  45S. 

Goldene  Bulle  16. 

Grenzstreitigkeiten  170. 

Grenzüberschreitung  458, 

Grubenbild  446. 

Grubeufeldcr  40. 

Grubenschulden  217.  233.  275. 

Grubenvorstand  251. 

Grubenwasser,  Ableitung  der,  301. 

Gruudabtretung  293  f.  Gegenstände 
297.  Bedingungen  302.  Verfah- 
ren 309.  Beschluss  315.  Voll- 
streckung 316. 

— zum  Schürfen  67,  zur  Verloch- 
steiuung  172. 

Grundbesitzer,  dessen  Miueralge- 
wiunung  131,  Finderrecht  76, 
Verhältnis  zum  Schürfer  64, 
zum  Bergbautreibenden  295. 

Grundentscbädigung  318,  des  Schür- 
fers und  Muthers  323. 

Gruudkux  330. 

Grundrente,  linksrheinische  338. 

Halbes  Neunte  373-  375. 

Halden  58.  84.  297. 

Ilandelsminister,  dessen  Competenz 
436. 

Hangendes  119. 

Hannover  45.  Bergbücher  207. 
Subhastation  208.  Concurs  209. 
Standesherren  405.  Provinzial- 
recht 427, 

Harzer  Berggewohnheiten  9. 

Hessen,  Grossherzogthum.  25.  45, 
209,  8.  Kurhessen  und  Hombnrg. 

Hofräume  66. 

Hoheitsrechte  477. 

Hohenzollern  424. 

Holstein  s.  Schleswig-Holstein. 

Homburg  45. 

Hülfsbaue  142.  297,  363  fl,  im 
fremden  Felde  364. 

Hülf8leistungbeiUnglücksfallen456. 


Hüttenwerke  388, 

Hypothekenbuch  202. 
Hypothekeneommissioneu  207.  436. 
Hypothekengläubiger  174  f.  177. 

183.  196.  201,  288, 
Hypothekemegister  207, 

Iglauer  Bergrecht  6.  8,  420. 
Inbetriebsetzung 442,  Aufforderung 
zur  194. 

Inhalt  der  Muthung  81 , des  Con- 
solidationsacteB  176,  der  Ver- 
leihungsurkundo  113. 
Insinuationsschein  237, 
Invalidenuntcr8tützung  357. 

Jugendliche  Arbeiter  452. 
Jiilich-Bergische  Bergordnung  424. 
Juristische  Persönlichkeit  der  Ge- 
werkschaft 221.  274. 

Jus  excludendi  alios,  siehe  Aus- 
sehliessungsrecht. 

Kalisalze  61. 

Kanäle  297.  378. 
Klärvorrichtuugen  390. 

Klassen  der  KnappschaftsgenosKen 

353. 

Knappschaftsälteste  358. 
KnappBchaftsverein  39.  350  f.  Sta- 
tut und  Bezirk  352.  Beiträge  354. 
Leistungen  355,  Verwaltung  358. 
Nassauischer  428, 
Knappsohaftsvorstaud  358, 
Koaksöfen  164,  389. 
Kohlenabbaugorechtigkeiten  207. 
419  f. 

Kohlenbergbau  des  Grundbesitzers 
46.  352.  417.  427. 

Kosten  439,  des  Verleihungsverfah- 
rens 111,  der  Vermessung  172, 
des  Grundabtretungsverfahrens 
317,  in  Gewerbesachen  396. 
Krankenkassen  356.  429. 
Krankenlohn  356. 

Kündigung  des  Arbeitsvertrages 
345. 

Kurhessen  45,  Hypothekenbücher 
207.  Subhastation  208,  Concurs 
209.  Versteigerung  der  Kux- 
scheine 289.  Standesherren  405. 
Schwerspath  427. 

Kurhessische  Bergorduung  426. 
Kurkölnische  Bergordnung  424. 
Kurkosten  350.  355. 
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Kursächsische  Bergordnung  416. 
Kurtrier’sche  Bergordnung  423. 
Kuttenberger  Bergordnung  20.  48. 
Kux  215.  261  f-  Zahl  262.  Ver- 
äusserung  268.  Heimfall  269. 
Verpfandung  272,  — des  alten 
Rechtes  276.  Theilbarkeit  277. 
Iramobiliarqualität  278.  Veräus- 
serung  und  Verpfandung  283. 
Mobilisirung  286. 

Kuxschein  222.  262.  Cession  268 
Amortisation  269.  Verpfändung 
272 

I^achtermaass  118.  374. 

Laesio  enormis  210. 

Lagerstätten  147. 

Landdrostei  310. 
Längenvermessung  118.  164. 
Lauenburg,  Abgaben  481. 

Laurion,  Silbergruben  von,  2. 
Lichtlöcher  372. 

Liegendes  119. 

Literatur  47  f.,  französische  54, 
österreichische  55. 

Locomobile  321. 

Lochstein  168. 

n aassen  120.  nächste  TL 
Maass-  u.  Gewichtsordnung  41. 1 18. 
Magdeburgische  Bergordnung  27. 

415, 

Magnesiasalze  61, 

Manganerze  60. 

Markscheider  85,  439,  446. 
Maassstab  der  Situatiousrisse  85, 
Mehrheitsbeschlüsse  238. 
Metallzehnt  413. 

Metermaass  47.  118. 

Minderwerth  bei  der  Grundabtre- 
tung 305. 

Mineralgewinnung,  unbefugte,  132. 

358, 

Mineralien,  verleihbare  56, 
Mineralquellen  62. 

Mitbau  recht  334  f. 

Miteigenthum , vertragsmässiges, 

292. 

Mitgewinnung  verliehener  Mine- 
ralien 140. 

— unverliehener  Mineralien  13L 
Mitglieder  der  Knappschaftsver- 
eine 352. 

Mobilisirung  der  Kuxe  40,  219. 286. 
Mühlsteinbrüche , linksrheinische 

425. 


Mundloch  367. 

Muthung  17.  70.  77  f.  Wirkung  87. 
Ungültigkeit  88  f.  Präsentation 
96.  Ergänzung  82.  97,  Zurück- 
weisung 103. 

Hfuchhaltigkeit  des  Bergbaues  41_. 

Name  des  Bergwerks  31.  113. 

Nassau!!.  Umwandlung  187.  Berg- 
gegenbuch204,  Subhastation  203 
Concurs  202.  Kuappschaftsvereiu 
352.  356.  Ausschliessungsrecht 
410. 

Nassau-Catzenelnbogische  Bergord- 
nuug  424,  426. 

Naturalzehnt  412. 

Neuntes  373. 

Neuvorporamern  422, 

Niederlagen  297. 

Niederlausitz  413 

Nies8l>rauch  210. 

Nothstand  349. 

Nutzung,  entzogene,  304. 

Oberbergamt  430  f. 

Oberfläche,  Schutz  der,  379.383. 442. 

Oberhessen  45.  209. 

Oberlausitz  404-  418. 

Oesterreich  24,  Vermessung  167. 
Aufhebung  des  Bergwerkseigen- 
thums 201,  Bergbücher  207, 
Concurs  209.  Grundabtretung 
318.  Anlagen  im  Grubcnfelde  323 
Hülfsbauc  365.  Behörden  442. 
Abgaben  483. 

Ortspolizei  347.  456. 

Personificirung  der  Gewerkschaft 
215.  221.  227.  274. 

Pertinentien,  siehe  Zubehörungeu. 

Polizeiverordnungen  448.  460. 

Porto  in  Muthungssachen  111. 

Postinsinuationsscheine  237. 

Präclusion  der  Einsprüche  110.  114. 

Präsentation  der  Muthung  93 

Privatflüsse  301. 

Privatregalbesitzer  19-  398  f.  Ver- 
leihung 399.  Reservation  400. 
Polizei  401 . Standesherren  402. 
Regulative  406.  Zehutrecht  410. 

Produktenaufseher  471. 

Provinzialrecht  29.  414  f. 

Provocation  auf  Grundabtretuug 
310, 
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Prozessverfahren  wegen  rückstän- 
diger Beiträge  257. 

Prüfung  des  Betriebsplanes  444. 

Pyrmont  425.  427.  481, 

<fcuatembergeld  465. 

Quellen,  siehe  Wasserentziehung. 

Raseneisenerze  üil  129. 

Realberechtigte  174  1 77.  183  196. 
201. 

Realcredit  222. 

Recessgold  465. 

Rechtsgebiete  30, 

Rechtsmittel,  Frist  zur  Eiulegung 

231. 

Rechtssphäre  der  Gewerkschaft  230. 

Rechtsweg  bei  der  Verleihung  109, 
bei  der  Grundabtretung  316,  in 
Knappschaftssachen  355,  gegen 
polizeiliche  Verfügungen  462, 
über  die  Abgaben  477. 

Recurs  315.  435.  in  Gewerbesachen 
392,  in  Knappschaftssachen  359. 

Regalien,  niedere  398.  480. 

Regierung  310.  349.  394 

Regulative  über  die  Ausübung  des 
Bergregals  406. 

Repräsentant  245 . Legitimation  246. 
interimistischer  248.  Befugnisse 
250. 

Repräsentantenwahl  245.  Auffor- 
derung24£L  Anfechtung 210.  Ent- 
scheidung durch’s  Loos  238. 

Reservation  400. 

Retardatverfahren  255  f. 

Rettungsarbeiten  456. 

Revidirte  Bergordnungen  26.  415. 
424. 

Revierbeamten,  deren  Compctenz 
392  431 

Revierstollen,  siehe  Hülfsbau. 

Revision  der  Dampfkessel  393 

Roncalischer  Reichstag  li. 

Röstöfen  164. 

Rückgewähr  bei  dor  Grundabtre- 
tung 305. 

Sachsen  24,  Beigwerkseigenthum 
156.  Vermessung  163.  Aufhebung 
des  Bergwerkseigenthums  202. 
Hypothekenbücher  207.  Concurs 
209.  Grundabtretung  318.  An- 
lagen im  Grubenfelde  328.  Hülfs- 
baue  365.  Behörden  442.  Abga. 
ben  483. 


Sachsen-Gotha  25.  43,  Vermessung 
167.  Umwandlung  187.  Aufhe- 
bung des  Bergwerkseigenthums 
201,  Hypothekenbücher  2ÖL  Be- 
hörden 441.  Abgaben  482. 

Sachen-Meiningen  25,  43.  Ver- 
messung 167,  Aufhebung  des 
Bergwerkseigenthums  201.  Hy- 
pothekenbücher 207.  Behörden 
441.  Abgaben  482. 

Sachsenspiegel  6.  14. 

Sachsen-Weimar  24.  482. 

Sächsische  Landestheile  (vormals) 
418. 

Sachverständige  boi  der  Grund- 
abtretung 31 3. 

Salinen  351. 

Salz  45.  5fi,  58.  421. 

Salzmonopol  46. 

Sammlungen  von  Bergordnungen 
49.  von  Bergurtheilen  SO. 

Schadenersatz  siehe  Grundentschä- 
digung. 

Scbaumburg,  Grafschaft,  406.  427. 

Schemnitzer  Bergrecht  8. 

Schichten  215.  344. 

Schichtlohn  343. 

Schiedsgericht  239. 

Schlesien,  Bergordnung  21.  415. 
Kuxzahl  262.  Mitbaurecht  334, 
Ausschliessungsrecht  407.  Eisen- 
erze 422,  Freikuxgelderfonds  490. 

Schleswig-Holstein  45. 209. 427. 428. 

Schleuniges  Verfahren  257. 

Schlusstermin  104. 

Schmalkalden  427. 

Schöppenstuhl  zu  Freiberg  9, 

Schriftlichkeit  der  Muthung  80. 

Schulunterricht,  freier.  491. 

Schürfermächtigung,  amtliche,  65. 

Schürfarbeiten  36, 

Schürfen  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  466,  in  verliehenem 
Felde  68. 

Schürfschcin  64.  32  f.  428. 

Schwarzburg-Rudolstadt  482. 

Schwarzburg-Sondershausen  482. 

Schwerspath  427. 

Seifen  53. 

Sicherheitspfeilor  141.  380.  385. 

Sicherheitspolizei  442. 

Situationsriss  35,  101.  Auslegung 
146. 

Soolquellcn  62.  427. 

Spanne  374. 
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Specialbelehnung  17,  407.  410. 
Specialvollmacht  des  Repräsentan- 
ten 25Q. 

Staatswerke  439. 

Stamm  215. 

Stamlesherren , reichsumnittelbare, 

403 

Statut  der  Gewerkschaft  229.  des 
Knappschaftsvereins  362.  der 
Borgbauhülfskasscu  489. 
Stauanlagen  393  f. 

Steiger  447. 

Steinbrüche,  linksrheinische,  426. 
Steinsalz  58.  427. 

Stempel  zur  Muthung  80,  im  Verlei- 
hungsverfahren 111 , bei  der 
Grundabtretung  316.  zu  den 
Abonnementsverträgen  475. 
Steuern  siehe  Abgaben. 

Stollenhieb  373. 

Stollenrechte  371. 

Stollensteuer  376. 

Strafbefehle  438. 

Strafen  der  Uebertretungen  458. 460. 
Streichen  119.  169. 

Subhastation  197.  201.  208. 
Substanz,  Verfügung  über  die  238, 
244. 

Suspension  der  Beschlüsse  des 
Knappschaftsvorstandes  360. 

Tagegebäude  299. 

Taxregulirung  472.  476. 
Telegraphische  Muthung  81. 
Territorialherren  15, 

Theilbarkeit  des  Bergwerkseigen- 
thums 173. 

Theilbarkeit  der  Kuxe  262.  277. 
Tiefstes  374. 

Tradde  332.  470, 

Transportkosten  472.  475. 
Trassbrüche  425. 

Tridentiner  Bergwerksgebräuche 

7.  215. 

Triebwerke  39Q  f. 

Trucksystem  348.  459. 

Icberdeckung  88. 

Ueberschaar  166. 

Uebersiohtskarte  101. 
Uebertretungen , bergpolizeiliche, 
457. 

UmschliesBung  gestreckter  Felder 
191. 

Umwandlung  der  Gewerkschaft  286. 


Umwandlungsantrag  188  f.  Colli- 
sion 190. 

Unbefugte  Mineralgewinnung  132. 

358. 

Unglücksfälle  456. 
Unterpfandsbücher  207. 
Unterschrift  des  Muthers  80, 
Untheilbarkeit  der  Kuxe  262. 
Urbure  14. 

Veräusseruug  des  Bergwerks  202. 
234. 

Verbrechen  des  Stollens  369. 
Vereinigte  Staaten  160. 

Verfahren  bei  der  Verleihung  94, 
bei  der  Aufhebung  196,  bei  der 
Gruudabtretung  309,  in  Gewerbe- 
sachen 394  f. 

Verjährung  der  G runden t Schädi- 
gung 328,  des  Zehntrechts  413. 
Verkauf  des  Bergwerks  202.  238, 
der  Kuxe  268.  273. 
Verkehrsanstalten  378. 
Verlagserstattung  254.  465. 
Verlassenes  Bergwerk  84. 
Verleihung  des  Bergregals  12, 
Verleihungsurkunde  113.  Bekannt- 
machung 114. 

Verlesen  450. 

Verletzung  über  die  Hälfte  210. 
Verlust  des  Finderrechts  7J,  des 
Erbstollenrechts  369. 
Vermessung  165  f. 

Verpachtung  deB  Bergwerks  238. 
Verpfändung  des  Bergwerks  202, 
233. 

Verrückung  der  Locbsteine  172. 
Verstufung  370. 

Verzichtleistung  199.  238,  auf  Fel- 
destheile  201. 

Vierter  Pfennig  373 

Vierung  119,  des  Erbstollens  36*. 

Vorkaufsrecht  268,  307. 

Vorladung  zum  Schlusstermin  106. 
LLL 

Vorrecht  der  rückständigen  Bei- 
träge 261.  289,  zum  Muthen  134. 

Waaren,  Verbot  der  Creditirung 

349. 

Wahl  des  Repräsentanten  245,  de« 
Knappschaftsvorstandes  366,  der 
Knappschafteältesten  350, 
Waldeck  425.  427.  481. 
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• 

Waschgold  57. 

Wassereinfallgeld  376. 
Wasserentziehung  325. 

Wasserläufe  300. 

Wftsserseige  368. 

Wasser-  und  Wetterlösung  374. 
Wege  siehe  Abfuhrwege. 

Werth  Verminderung  des  abgetre- 
tenen Grund  und  Hoden«  306. 
Westpreussen  33.  417. 
Wiederherstellung  324. 
Wiederkaufsrecht  308. 
Wittwenunterstützung  357. 

Wohn-  u.  Wirtschaftsgebäude  300. 
Wohnort  des  Gewerken  231. 
Würtemberg  25.  43.  482. 


®echenbuch  450. 

Zehntfreie  Jahre  412.  465. 

Zehnt,  landesherrlicher  465, 
Zehntrecht  410  f. 

Zimmerung,  Wegnahme  der  198. 
Zubehörungen  des  Bergwerks  164. 
198. 

Zubusse  255  f.  Beitreibung  257. 
Gesetzliches  Pfandrecht  258  f. 

289. 

Zufälliger  Fund  TfL 
Zuruckweisung  der  Muthung  103. 
Zusammen  vorkommende  Minera- 
lien 134.  141. 

Zwang  zum  Betriebe  195.  446. 


Berichtigungen  und  Nachträge. 


S.  6,  Z.  4,  v.  u.  statt  Buch  II  lies  Buch  I. 

„ IO.  4,  v.  u.  „ Kemnitz  „ Kremnitz. 

„ 19,  „ 8,  T.  o.  „ Pasten  „ Piasten. 

„ 24.  „ 16,  v.  u.  „ „das  Grossherzoglich  Sächsische  Berggesetz  von 

1856“  lies  „vom  22.  Juni  1857.*' 

„ 65.  Während  des  Druckes  sind  ferner  erschienen: 

„Das  Allgemeine  Berggesetz  für  die  Preussischen 
Staaten,  unter  steter  Vergleichung  seines  Textes  mit  den- 
jenigen des  Braunschweigischen,  Meiningenschen.  Gothaischen 
und  Baierischen  Berggesetzes,  erläutert  durch  Th.  F.  Oppen- 
hoff.“ Berlin  1870. 

„Deutsches  Ber'gwörterbuch.  mit  Belegen  von  Heinr. 
Veith.“  Krste  Hälfte,  A bis  K.  Breslau,  bei  G.  W.  Korn, 
1870. 

,,  185  bis  141  im  Marginal  statt  Material  lies  Mineral. 


Druck  von  Carl  Georg!  ia  Bona- 
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